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Fragen und Wünſche 
am Schluſſe der erſten Wahlperiode unſerer Notariatskammern 
von Hru. F. v. Seybold, k. Hofrath u. Notar. 

In dem am letzten September d. J. 1865 eingetretenen Schluſſe 
der erſten dreijaͤhrigen Wahlperiode unſerer Notariatskammern 
dürfte wohl von ſelbſt ſchon eine Aufforderung und Mahnung 
liegen, der zurückgelegten Bahn ber Geſchäftsthätigkeit unſeres 
am 1. Zuli 1862 in das Leben getvetenen Notariatsinftitutes 
einige Worte der Betrachtung zu widmen, und insbejonbere dürfte 
es Aufgabe der Notariatskammern in ihrer Eigenjchaft ald vom 
Geſetze berufene Vertreter des Amftitutes fein, das ſchaͤtzbare 
Material der zu ihrer Kenntniß gekommenen bienftlihen Vor: 
fallenbeiten, Differenzen, Beichwerden, Erfahrungen, Wünjche 
und Anträge ꝛc. in einem Nechenfchaftsberichte an ihre Wähler 
anf angemefjene Weiſe zu verwerthen. Gerade dieſe erjte Periode 
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2 | Fragen und Wünſche tt, 


der Gefchäftsthätigkeit unferes Inſtitutes bietet ein boppeltes 
Intereſſe dar, weil fie zugleich mit der Uebergangsperiode dieſes 
Anftitutes aus früheren von der Legislation kaum mit den 
nothdürftigiten Garantieen beffetveten Zuſtänden in die ftraf- 
fefte, formelle Geſchäftsbehandlung zujammenfällt, und fohin der 
Ausſpruch über Lob oder Tadel der Wirkſamleit dieſgs neu in 
den Gerichtsorganismus eingefügten Inſtitutes vorzugsweife 
gerade in diefer Periode eigenthümliche Erwägungen erheiſcht. 

Obgleich dem direften Wirkungskreife der Notariatskam⸗ 
mern ziemlich enge Grenzen gezogen ſind, jo vermögen fie doch 
an ihre legislativen Beitrebungen, hierauf bafirten Berichte, und 
an die der Deffentlichkeit zu übergebenden Notizen fchon 
dadurch eine Wirkfamkeit von bedeutender Tragweite zu knüpfen, 
daß fie auf Grund ihrer Einfiht und Erfahrung im Getriebe 
ber tiefſten Quellen und Impulſe des Verkehrsblebens, im Beſitze 
des umfangreichſten, ſtatiſtiſchen Materiales, welches ihnen zu 
Gebote ſteht, und welches fie in Folge ihrer Stellung in ent⸗ 
Iprechender Weiſe fortlaufend zu vernollitändigen und zu erweitern 
in den Stand gejeßt find, jene große Lücke — und zwar in ber 
wichtigjten Sparte der Rechtspflege — auszufüllen beftrebt find, 
welche fich ſchon ſeit lange an den Tegislativen Arbeiten ber 
Reform unſerer Rechtspflege als Hemmſchuh geltend macht. 

Allein nicht blos für die Notariatsfammern bietet ver Schluß 
ihrer erjten Wahlperiode ein fi von ſelbſt geltend machenbes 
Motiv dar, in einem recapitulivenden Rückblicke, woran fi nad 
den verfchiedenen Richtungen Hin ftatiftifche in Zahlen aus: 
gedrüdte Notizen reihen würden, die Art und Weiſe zufammen 
zu faffen, wie fi das ihrer Obſorge anvertraute Inſtitut auss 
gebildet und Boden gewonnen hat, wie bie Organe besjelben 
den Zuſammenhang ihrer corporativen Aufgabe mit den gefeb- 
lichen Grundlagen und PBrincipien des Inftitutes aufgefaßt und 
zur Geltung gebracht haben, welcher Vorzüge und Anerkennung 
fih ihre Wirkfamkeit zu erfreuen hatte, welche Mängel und 
Abirrungen zu bekämpfen und zu berichtigen find. 

Auch eine dem Notariatsinflitute ſpeciell gewidmete Zeit« 


Fragen und Wänfde ıc. 8 


fhrift würbe ihre Aufgabe. yegkenmen, wenn foldhe Momente 
ſpurlos an ihrer veflectivenden Thätigleit werübergingen, wenn 
das Journal, welches doch ſchon feinem Begriffe nach bie forts 
ſchreitende Eutwicklung und Ausbildung des Inſtitutes beobachtend, 
mahnend, ermuthigend, warnend: unb critifirend Schritt für 
Schritt zu begleiten Bat, den Abfchluß einer Periode ignoriren 
würde, int welcher die erſte Begrünbung das Uebergangsftubinm 
in die maßgebenden Momente feiner gegenwärtigen und zu⸗ 
künftigen Wirkſamkleit fallt, 

Ein Journal kann und darf ſich nicht anf bloße Beiträge 
für einen Commentar zu einzelnen Geſetzesartikeln beſchrän⸗ 
ten, — in Folge feines chronologiſchen Charakters hat es bie 
fortfchreitende geſchichtliche Entwicklung und Ausbildung jeine® 
Gegenftandes nach den verfchiedenften Eeiten hin Schritt für 
Schritt zu verfolgen, in eine critifirende Polemik gegen jeden 
Angriff einzutreten, welcher auf gerabem ober Irummen Wege 
bie Integrität umd die Srundprincipien des Inſtituts zu unter: 
graben. droht — fowie auf dem Wege fogenannter Leitartikel 
mit einer gewiffen ſyſtematiſchen Sonfequeuz "wen Adfichten und 
Zwecken, durch welche bie Gründung des Journals hervorgerufen 
wurde, Anerkennung und Geltung zu verjchaffen. - 

In diefem Sinne haben wir uns bisher an ber vora 
liegenden Zeitjchrift betheiligt, und wir glauben, im Interefſe 
derjelben zu handeln, wenn wir Fragen und Wünſche andeuten, 
welche fich unferes Bebünfens an den Schluß der erſten Wahl⸗ 
periode unjerer Notariatskammern knüpfen.) mw. Seybold. 


*) Wenn bisher Tageöfragen des Rotariats in Leitartifelform nicht 
zu Tage traten, fo Hatte dies feinen Grund lediglich darin, baß bei ber ver: 
Hältwißmäfligen Jugend Hiefgehender Beränberungen eine große auch jetzt 
keineswegs geichlofiene Reihe ſtündlich auftauchender und durch ihre unmittel⸗ 
bare Gegenwart drangender Fragen Zeit und Raum filt ſich beanſpruchte; 
bie Tendenz dürfte auch aus dieſen Beſprechungen beſtimmt zu erkennen und 
mit der in ber Frage bezeichneten identiſch fein; die Redaction befindet ſich 
ſomit der Hauptfache nach ſchon jetzt im Einklange mit den Wünfden und 
wird nach uoch größerem Einklange trachten, da das Programm ber aller 
erfien Nummer auch heute noch Ihre Ueberzeugung iſt. Anm. der Reb. 
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4 Kauf am Bantlaben. 


Kauf am Gantiaden. 
(Zu Wet. 14, 18 und 52 bes Not.Geſ.) 

Nach dem Münchener Stadtrechte muß die Klage wegen ruͤck⸗ 
ftändiger Ewiggilt gegen den oder bie gegenwärtigen Beftker des be⸗ 
Lafteten Anweſens .geftellt und mit dem Hauptbriefe fowie mit allen 
Transportbriefen ur> und abichriftlich belegt fein. - Iſt die Klage 
(„erfte Ewiggeldklage“) oronungsmäffig geftellt, fo wird der grund⸗ 
buchsmäflige Beſitzer „geiperrt” d. 5. beauftragt, Binnen vier 
zehn Tagen Gilt und Koften zu bezahlen, wiprigenfalls auf ferneres 
Anrufen nadı Ewiggeldrecht weiter fortgejchritten würde. 

Zahlt er nicht, fo wirb auf Anrufen des Giltherrn („zweite 
Ewiggeldklage“) der Gerichtsbote beauftragt, aus dem Anwefen 
einen Span ober Waſen zu ſchneiden und zu Gericht zu bringen, 
ver Beklagte aber erhält abermals vierzehn Tage Zahlungsfriſt 
unter dem früheren Rechtsnachtheile vorgeſtreckt.) 

Bleibt auch dieſer Auftrag fruchtlos, fo wird anf weiteres 
Anrufen („dritte Ewiggeldklage“) die Aufftelung am Gantladen 
erkannt, das Gantverzeihniß hergeftellt, Grundbuchsauszug und 
Schäßung angeordnet, und alle Biltherren von der Sant jchrift« 
ich verftändigt. Iſt dies gejcheben, fo wirb der „Verruf” (Bes 
Tanntmachung ber Aufſteckung) ausgefertigt, ben grundbuchs⸗ 
mäflig Betheiligten aber noch befonders die eritmalige Auf 
ſteckung befannt gegeben. 

Die Aufitedung beforgt der Gantknecht (Gerichtsdiener) 
auf dem Schrannenplate, unter den Bögen, vor der Bürgertrinfftube 
buch Aufhängen einer Schwarzen Tafel (Gantladen), auf welcher 
die Aufftelungsfumme und die fich durch Herabgantung ergebens 
den Minderungen mit Kreide angefchrieben werben, und durch 
Borjegen des Gantftuhls, an welchem der Verruf und das Gant⸗ 
verzeichniß aufgefteet wird. An den eriten drei Tagen gefchieht 
bie Aufftedung in der Mittagsftunde, an bem vierten und allen 


*) Alle Friſten find für beide Theile gemeflen und ber Giltherr 
verliert Cwiggeldrecht wenn er mehr als vierzehn Tage nachfieht, Ewiggelb⸗ 
gantordnung vom 19. Mai 1571 Art. 9 $ 5. 
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übrigen eine Stunde wor dem Wbewbgebeiläuten.: Die Gauttage 
bargen nur durch Sonn⸗ umb Feiertage nuunterbrochen nud ber 
Span muß ſo lange feil getragen werben, bis ſich ein Käufer 
findet. Letzteres zu erleichtern wirb von fänften Tage an tägs 
lich um fünf Gulben, nad; weiteren vierzehn Tagen wm täglich 
zehn Sulden, vach ‚gleichem weiterm Zwiſchenraum täglich um 
fünfzehn Gulden und endlich abermaks nad, vierzehn Tagen täg- 
lich um 20 Gulden — nie um mehr — am Aufwurfspreife 
berabgegantet. ; 

Die Sache Faun um — Betrag „eingethan“ werben, 
welcher an einem beftimmten Tage den. Aufwurfopreis bildet; 
bieten au einem Tage mehrere Kaufsluftige, fo Hat derjenige 
ven Vorzug, welcher das höchſte Angebet gelegt hat, jeddch kanu 
tein Gebot mehr gelegt werden, ſobald ber erſte Glockenſchlag 
dea Abendgebets von Unſer lieben Frau ertänt.*) 

Weniger als einen Kreuzer über ben Aufwurfspreis darf 
man nicht begen, „iſt doch nicht wen noͤthen, daß ber Gantknecht 
jeden einzelnen Kreuzer, wie derſelbe auf das Stüd gelegt wer» 
den, befonders aufſchreibe; vielmehr genuͤgt es, auszurnfen, wie 
viele deren darauf liegen, alfo die ganze Summe zu benennen; 
jedoch ſoll er jedesmal eineb Jeden Leggeld zu der Summe hin⸗ 
zuzeichnen nud den letzten Leger mit wenigen Buchſtaben an die 
Tafel verzeichnen von beſſerer Richtigkeit uud Gedaͤchtnißß wegen.” 

Der Käufer muß ſein letztes Augebot vor zwei Zeugen 
wiederholen, dem Gantknecht ein Daraugeld geben uud am 
nächften Gerichtstage die Pen a und al Sitten 
entrichten. 

„Wenn hun bie Gent wirttich vorüber und Der das Shi 
behält, dem es auf der Gant zngeftanden, auch deßhalb dem 
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- YyGwiggeldgantorkuung won 19 Mai 1871 Art. 11, 12, 14, 
J. Auer, Sadtrecht von Münden, 1840, © 332. J. A. 
Riedl, Ewiggeldrecht ber Stadt Münden S. 124. 
Miltner, bayer.. Santproceh 1814, Söuner Kommentar zum‘ 
Hyp.⸗Geſetze, 3: I. 6..542 ff. 
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Gamtnecht alsbalb die vexfallenennewigen Gelt und andern ge⸗ 
richtlichen Unkoſten bezahlt, deßgleichen auch ber Gautknecht zinens 
Seven ſeine Gebühr zugeſtellt hat, ſodann kommen der Ein⸗ 
thuer bes Stüde und der Gantknecht öͤffentlich vor. Gericht; 
dafelbſt übergibt. und einverantwortet ber Gantkuecht das vers 
gantete Stüd bemjenigen, dem es an ber Sant geblieben, ‚nor 
offenen Stadtrechten und begehrt weiter, bemfelben — —— 
brief zu geben.”*) — 

Nachdem in den letzten ſieben Jahren teine einzige Eris 
geſdgaut durchgeführt worden war, erſchienen am 28. Novem⸗ 
ber. 1865 ploͤtzlich zwei Verrufe gleichzeitig in ben öffentlichen 
Blättern und beide Sautftüde find ſeit 1. Dezember 1865 mit 
Laden und. Gantſtuhl cum gefchichtlich richtigen Orte von. einem 
Gerichts diener wirklich aufgeſteckt, ein Gantkauf aber biäher 
noch nicht erzielt und es frägt ſich auch, ob auf dieſe Weiſe 
einſolcher rechtawirkſam überhaupt zu erwarten iſt. 

Freilich nach Art. 52 des Not Geſ. allein hätte ein der⸗ 
artiger Zweifel keinerlei Berechtigung, denn wach Kieler Geſetzes 
ſtelle find nur diejenigen Verſteigerungen, weiche bieher den 
Gerichten oblagen, nunmehr von ben Berichten einem im 
Sprengel des beireffenbeu Bezirksgerichtes wohnhaften: Notare zu 
übertragen, und die, beregten Berfteigerungen oblagen vor der 
Wirkſambeit des Notartatsgefches ‚nicht sen Berichten, ſoudern 
eigenen Gantknechten, als, welche die Gerichtsdiener des 
Stadtgerichts verwendet zu werden pflegten. Allem nach 
Art. 18desſelben Geſetzes können Verſteigermigen unbeweg⸗ 
licher Sachen rechtsgiltig nur von einem Notare vorgenom⸗ 
men: werden. Fs iſt zwar. — wie Ev, Zink Erlaͤuterung 
©. 112 nach, den Verhandlungen ber Abgeordneten⸗Hammern 
von 1851 Beilagendand J. ©. 22 und 202 ausführt — Jeder⸗ 


*) Art. 23 ber Ewiggeldgantorbnung vom 19. Mai 1571; der 
Entwurf einer Prozeßordnumg beftimmt in Art.,630 und 947,.bei den Vers 
gantungen, weldge nach dem Rechte bes Ewiggelbes ber Stadt München er⸗ 
folgen, richten fich ‚bie Berfleigerung und ber Zufchlag, ſowie bie weitere Ver: 
handlung nad ben beſonderen Beſtimmungen biefes Inſftituts. 
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wann berechtigt, Haus, Gärten und Grundfiücke ſelbſt zu vers 
fteigern odet durch wen immer verſteigern zu laſſen, fe lange 
jedech der gegebene Zuſchlag nicht vor einem Notare vorlaut: 
Bart wurde, kann ber Künfer wie der Verkäufer ungehinkert 
vom Hamdel zurücktreten und zwar ohne alle Haftung für den 
Erfah des Schadens, weicher etwa dadurch entktand, daß ber 
Zuſchlag nicht tem Kaufsliebhaber ertheilt wurde, melcher bem 
Meifibietenven mit feinen Gebote nächftvorherging. Die ber 
fonbere Aufftellung dieſes Artikels jollte nach Abficht bes Ger 
ſetzgebers bie allgemeine Borjchrift des Art. 14, wornach fiber 
alle Verträge, welche bie Beliyveränderung ober das Eigenthum 
unbeweglicher Sachen over dieſen gleichgeachteter Rechte, ſowie 
über alle Verträge, welche dingliche Rechte an unbeweglichen 
Sachen betreffen, bei Strafe der Nichtigkeit Notariatsurkunden 
zu errichten find, bekraͤftigen und nach ber Abſicht des urſprüng⸗ 
kichen CEutwurfes fogar werfhärfen. Diefer Entwurf begnügte 
ſich naͤmlich im Auſchung der nmuter Art. 14 bes Not.Gef: 
jallenden Geſchäfte mit jeder öffentlichen Urkunde, auch wenn 
fe nicht gerade von einen Notare. berrührte, verlangte jedoch fin 
wie Beriteigerung unbeweglicher Güter ansdrucklich und aus⸗ 
jchließlich Notariatsurbunden. 


Daß aber ver Ewiggiltgantkauf wirklich ſowohl das Eigen⸗ 
thum, als die Beſitzveräͤnderung einer unbeweglichen Sache bes 

‚*) bedarf faum einer tiefgehenden Begründung; denn das 
ganze Ewiggeldrecht ift rein dinglicher Natur, ſetzt bedingungs⸗ 
108 unbewegliche Sachen voraus, nur diefe Sachen ſelbſt 
find Gegenftand ver Hilfsvolfftredung und biefe felbft bezielt 
neben ber augenblicklichen Befriedigung für die bereits verfallenen 
Gilten insbeſondere auch’ die Einfegung eines zahlungseifrigeren 


Art. 26 der’ Ganterbnung: Sobald einem ein haus auf der gant 
heimbfält, soll der, des das haus gewesen und dasselbe auf die gant 
bat kummen isssen, auszeziechen und das ze raumen 
schuldig sein. ' 
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Befitzers und Eigenthümers der Sache. Damit iſt die — 
ſchaft der Art. 14 und 18 bes Not Geſ. begründet.“) 

Es kann ſich hierbei nur noch fragen, ob und wie weit 
das Gerichtsverfaſſungsgeſetz vom 10. November 1861 hievan 
geändert bat. Weber im älteren Gerichtsverfaffungsgeieke. noch 
im eriten Entwurfe des Not. Geſ. geſchah naäͤmlich ver Ewige 
gelofachen Erwähnung, doch wurde damals auf Antrag des Ab⸗ 
geordneten v. Steindborf dem wiumehrigen Art. 15 be 
Not. Gef. als ſechſter Abſatz beigefügt. - „In Ewiggeldfachen 
Bleibt die Ausfertigung der. Ewiggelöbriche (Haupt: und Trans⸗ 
porsbriefe) der ausſchließenden Zuftänpigkeit des Gerichts vor⸗ 
Schalten” und der Untragfteller bemerkte, die Frage, wer bie 
Ewiggeldbriefe auszufertigen babe, fei im neuen Gefehe nicht 
berührt, wohl aber enthalte die Grunbbuchsorbnung die ganz 
beftimmte Norm, daß jeder Ewiggeldvertrag in das Grundbuch 
eingetragen und ber Brief auf Pergament ausgefertigt, mit bev 
Unterſchrift des Gerichtöngrftandes und dem Gerichtsfiegel vers 
jehen fein müfſe; eine fo wichtige Frage follte nicht der Ause 
legung überlaffen bleiben, ſondern Mar im Geſetze entſchieden 
fein. Zehn Sabre fpäter jchlug der Geſetzgebungsausſchuß beo 
Abgeorbnetenfammer vor, den bezeichneten fechften Abſatz zu 
Art. 15 des Not. Geſ. zu ftreichen und den. Art. 18 Ziff. 1 bes 
Serichtsverfaffungsgefeges nunmehr zu faflen: „Die Zuftändig« 
feit der Stadt» und Landgerichte umfaßt folgende Gegenftände 
ber nichtitreitigen Rechtspflege 

1. das Hypotheken und Grundbuchsweſen nebſi den Ewig⸗ 
geldſachen“, weil die Eigenthuͤmlichkeit des nur für Münden 
beftchenden Ewiggeldrechtes zwar den Vorbehalt bezüglich. der 
Ausfertigung der Briefe rechtfertige, ber gecignete Plat biefür 
jedoch unzweifelhaft in jenem Gefete zu fuchen jei, und in dieſer 
Weiſe wurde die Sache unter Zuſtimmung der Regierung tn 
beiden Kammern bejchloffen. Hieraus — folgert E. v. Zint 


*) Der Zufhlagsbeicheib beftätigt nur den Vertrag, wehurh bie 
Sache auf den Käufer als Meifibietenben übergeht. Zink, &. 96, 2. 
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©. 108 — ergibt ſich von felbſt, das jener abgeſtrichene Ab⸗ 
ſatz VL virtuell dem Art. 15 immer noch angehängt mb hingu 
zu benfen iſt. Gleichwohl wurke ſeit 1. Juli 1862 bis zur 
Stunde fein .einziger neuer Ewiggeld⸗ (Haupt⸗ ober. Transport⸗) 
brief vom Stabigerichte München linka ter Iſar ausgefertigt, 
eine fehr große Zahl dagegen von den Rotaren und Near gerade 
wegen Art. 18 des Gerichtsverfaffungsgefetes, bas in feinem vors 
legten Abjage ausdrücklich erflärt, die nähere Ausſcheidung bes 
Wirkungstreifes der Gerichte‘ Won’ dem! der Notare werde durch 
das Motarintögefeh beitimmt, *) wegen Urt. 14 des Ret.Gef. 
der für gegenwaͤrtige Frage ‚nicht minder maßgibt, und wegen 
Art. 11, Ziff. 3, 84, 93, M und. 102 des Not.Gef. 
Mau ann auch nach dem Wortlaute ver fraglichen Ge⸗ 
jegesftelle kaum zweifeln, daß Ewiggeldſachen ben Gerichten ges 
nau in dem Mape wie das Hypotheken⸗ und Grundbuchsweſen, 
vorbehalten, alje ebenjo wenig, ‚wie dieje, von den Beftimmungen 
des Not. Geſ. ausgenommen find, und am mwenigiten ſcheint ſich 
eine ſolche Ausnahme in Anſehung der Verſteigerungen am Gant⸗ 
laden zu rechtfertigen.) Bezüglich der Wusfertigung von 
Ewiggelobriefen beftand allerdings bie Abhſiicht einer Ausnahme 
fie ift aber — wenn auch nur in Folge eines Mifverftändniffes, 
wie beim preußiſchen Baulgejegentwurfe in der jüngften Ah⸗ 
geordneten⸗Verſammlung — nie zur That geworden und brauchte 
es nicht zu werben, nachdem eimmal bie Grundbuchsordnungen 
bezüglich der Kauf, Tauſch⸗ und aubern Gefchäfte bach geändert 
worden waren, und ‚zwar gerabe Busch Art. 14 und 18 des⸗ 
jelben Not. Geſ., das in Art. 150 ausbrädlic alle entgegen- 
chenden Geſetze und Berorbnungen für aufgehaben erklärt; 
bezüglich. ber Berjteigenungen am m. befteht: er von 





x Zr: Art, 67 desſelben Geſches lagt Acidiais. die näberen Bei 
mungen über ben Wirkungsftcis und die Geſchaͤfts fũhrung der Notare 
bleiben einem befonderen Geſetze vorbehalten. . 

220) Hiemit ſcheint E. v. Zint,'S. 117 in ſoferi übereinzuftimmen, 
als er den Roter für nothwendig erklärt, ent a Ader ober Weinberg 
anf ben Santlaben zu verkaufen.” 


” Zu Urt. BI des Not.Geſ. 


Haus ans kein ähnlicher Vorbehalt, Re Betreffen zwelfellös nur 
unbewegliche Sachen, koͤnnen deßhalbrechtswirkſamnur von 
einem Notare vorgenommen werben, und dad Grundbuch wird, 
falls es zu einem Gantkaufe lowmt, bie Umſchreibnng auf ben 
Errerber wohl bis zur — ener Notariataurkunde ver⸗ 
weigern maſſen. 


Bu Art, 81. des Uot.Geſ. 

Ein Erkenntniß des oberſten Gerichtshofes vom 19. Mai 1865 
m den Blaͤttern für Rechtsanwendung Band XXX, ©. 334, 
zieht aus den Worfchriften ver 66 1, 2, Art. 81 des Not.Gcf., 
wornach bie Wirkung der Vollziehbarkeitsklauſel in ber fofortigen 
Einleitung der Hilfsvollſtreckung beſteht und das fuͤr den Voll⸗ 
zug eines vechtskräftigen Urtheils vorgeſchriebene Verfahren 
eintritt, die gleiche Schlußfolgerung, wie ein fruͤheres desſelben 
Gerichtähefed ‚von 81. Dezember 1869 (Bl. f. RN. XXX 
©. 124), daß nämlih alle für Has Exeentionsverfahren gelten⸗ 
den Beſtimmungen, namentlich jene über bie Fatalien bet: ber 
Appellation zur Anwendung kommen. 

Wichtiger und von 'weitgreifenberen Folgen erſcheint aber 
nachftehendes, der Zeitfchrift Für Gefebgebung und Rechtopflege, 
Abtheilnng für Brivatrecht, Band XII., S. 85 entnommenes 
Erkenntniß des Sundelsappellationsgerichtd vom 18. April 1864” 

Der Kaufmann A. U. hatte anf Grund einer niit der Voll: 
ziehbarkeitsklauſel verfehenen Notariatsurkunde, kaut welcher ER: 
zu Münden aus einem Verkaufskommiſſionsgeſchäfte nach ges 
pflögener Abrechnung die Summe von 425 fl. „an ihn zu schulden 
befanit und ſolche in 4 Wochen zu zahlen verfprochen hatte“, 
gegen N. N. bei dem Handelsgerichte München 1/%. Klage er: 
hoben, und die Cinfeitung des tm Art 81 bes Not.Gef. vor: 
gejchriebenen Verfahrens beantragt, welchem Antrage entſprechend 
das Prozefgericht den Auftrag an den Verklagten ergeben ließ, 
Binnen 3 Tagen bei Bermeibung der Sperre Zahlung zu leiften, — 
unter dem Bemerken, daß innerhalb dieſer Friſt auch etwaige 


Ba it. 81.8 Net, u 


m. sem. eimeleineten erfahren: fratthafte unde ſoſori —. 
naqhweishare Binstben gelten. zu. machen ſeien. 

Am 8. Tage nad Zuftellung biefer Verfägung tm cine 
Nemonſtration des Anwaltes der Verklagten ein, worin bas 
eingeleitete. Verfahren angefochten. und um Burkdnahme ber eis 
lafjewen Berfägung ſowie Vorſetzung einer 1Atügigen Hatt Itägigen 
Friſt zu den vorbezeichneten Zwecke gebeten war, wormuf jebech 
das Prozeßgericht unter dem 4. März ber eriofienen Verfügung 
inkärirte, — welcher Peſchluß, nachdem mittlerweile anf Mläger 
iſchen Yntzag weiter. in ber Sache fortarfahren worden war, 
auf eingelegte Berufung am 18. April 1864 zweitrichterlich bei 
fiktigt wurde. Die Gründe enthalten: 

Appellaut hat amsguführen gejucht, daß das im Art. BI a. 
D. vorgezeichnete Verfahren fin Handelaſachen im. Gebiete ‚bes 
b. Ws u. We nicht zur Auwendung gebracht werben. duͤrfe 
und daher bie Klage vorerjt orbnungsgemäß zu verhandeln ur 
weiter zu eriennen ſei wao Rechtens. Diefer Ansfährung. Tann 
wicht heigepflichtet werben. Radı..Art. 70 bes: Einf.-Geh: zum 
a. d. EB, richtet. fh. dar Berfahten vor den. Sanbelägerichten 
wach den hiefür -beitehenben befendcren Geſetzen und greifen im 
deren Srmangelaug: bie. allgeineinen ‚Beitimmungen über bas 
Verfahren, in kürgeslichen Rechtsſachen Platz, wobei es nad) 
Art. 71 daſelbſt, inſoweit Handelsſachen zum. &peoutin:, Maus 
beiten oder Arveſtprozeſſe ſich eignen, bei ben fhr vieſe Progeh- 
arten vorgeichriebenen: Berfahren ſein Berbleiden bat. F 

In gegebenen Falle hat Verllagter ſeinen Wohuſth zu 
Münden, und:da an dieſem Orte: für Hemdelsſachen eine. beſondere 
Brozek- Ordnung in der b. W⸗ u. MGEO. vom Jahre 1786 
beſteht, jo waͤre von der erwährten Beitimmung des Notariats⸗ 
geſetzes abgeſchen, allerhinga hier zunächit: dieſe anzuwenden 
geweſen, uni zwar um ſo mehe, als im Vezug auf dieſe Prozeß⸗ 
orbaunng .bie:über. das Verfahren in bürgerlichen Rechtsſachen 
überhaupt erlaſſenen Gefetze, inſduberheit über das ſummariſche 
Berfahren, theils gar nicht, theila wicht ee als lin 
Rechtoquelle angeſchen ‚werben Tünnen.... J 
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Hieraus bann aber die Nichtanwenobarleit der michi wähnten 
Borfehrift bes ERDE! — den ni Fall iR 
abgeleitet werben. 

Der Art. 80 bes Mei Geſ. reſcheünkt die Fahigeit einer 
Ustunde gu einer vollziehbaren umgewandelt zu werden, nicht 
auf eine gewiffe Klaſſe von Urkunden, ſondern [Gt diger Moͤg⸗ 
lichkeit bei allen Urkunden, mögen fie Rechtsgeſchäfte betreffen, 
welche fie wollen, Raum, und der hieranf folgende Art. 81 
ſchreibt das Berfahren vor, welches bei allen mit ber Vollzieh⸗ 
ziehbaufeitäftaufel verſehenen Urkunden ahne Unterſchied auf. Arts 
trag des Berechtigten cingeleitet i werden fol. Es fan dahet 
nicht dem mindeſten Zweifel unterliegen, daß aud) Über Handels⸗ 
geſchäfte notartele Urkunden mit der Volzichbarkettäkfaufel ers 
richtet werden koͤnnen und saß auch in Handelsſachen die Ein⸗ 
keitung. des im Art. S1,a. a: O. —— Verfahrens keines⸗ 
weg? ansgeichloffen fe. 

Tür ſolche Faͤlle, in denen ſich das Berfaheen, abgeſehen 
von der Beſtimmung des Ark. 81 nad dem allg.b. Prozeß⸗ 
rechte zu richten ‚haben würbe, kann hierüber ohnehin kaum 
irgend ein begründetes Bedenken beſtehen; aber auch da, wo 
außerdem die b. W.e⸗ und MEO. Maß zu geben würde, fehlt 
es an gehiigenden Gründen, um jenes Verfahren * — 
ſchlofſen zu crachtem. . 

Denn wenn es auch der Abſicht ber W. und MGEO. wear, 
für Wechſel⸗ und Handelsſachen ein ſchleunigeteo Verfahren: ‚eins 
zuführen, und damit für. diefe Gattung von Rechtaſachen über: 
haupt das zu erreichen was unter gewiſſen Bomusfegungen im 
hürgerligen Prozeſſe mit den fummarifchen Prozeßarteun erreicht 
werden well, jo tft doch ſelbſtoerſtaͤndlich, daß bei Erlaffung ber 
Wer und MED, an pinen Ausſchluß jener exit: im Jahre 1862 
in/& ‚Leben getretenen Beittinmsunger: gar nmicht gebucht worden 
fein Tonnte; es enthalten vielmehr: Ichters ein erft gang neu 
in das ‚Leben getretenes Inſtitut, welches nach der Zatention: 
bes Geſetzgebers ganz ‚allgemeine Anwendung finden joll, und 
ſchon deßhalb nicht mit anderen, ſchon bei Erlaffung ber 6. x 


und MED. beſtandenen prozeſſualen Inſtituten auf gleiche Stufe 
geftellt werben barf,. wei es im Berbälinih zur. b. W.⸗ unb 
MED. als eine lex speoielis, welche nur das Berfahren bei 
einer gewiflen Klaſſe von Rechtsgeſchaͤften umfaßt, fich darftelit: 
Diefes vqrausgeſetzt, Tan aber. auch die Vorſteckung einer 
nur breitägigen Friſt zur Zahlung oder Abgabe etwaiger hier zu⸗ 
läfliger jonftiger Erinnerungen nicht als ungeleblicherachtet werben: 
Denn das in ben 65. 1—5 des Art. 81 vorgeſchriebene 
Berjahren bildet: zwar ein für. fich befichendes Ganzes, es ift 
ganz genau geregelt, kann daher nicht beliebig je. nach ber ſon⸗ 
ſtigen Natur des Sgreitgegenftandes ‚ud des dieſem entfprechenden 
Verfahrens mobifizirt werben, fonbern ſeine Vorſchriften find 
der wirklichen Abaͤnderung Seitens bes Michters entzogen. . Allein 
bas Geſetz ſchreibt im F 2 des Art. 81 nicht eine beſtimmte Friſt 
vor, innerhalb welcher der Verklagte feine Einreden geltend zu 
machen babe, ſondern e8 jagt nur, daß bie bem Berflagten im 
Exekutlonsverfahren geſen lich zuſtehende Friſt zum Vorbringen 
von Exekutionsgegenvorſchlaͤgen ausdrüdlich auch zu dem Zwecke 
zw eröffnen ſei, damit ber: Verklagte feine anderweiten zulaͤſſigen 
Einreven geltend mache. Wenn basjelbe ‚hiebei von einer. dem 
Verklagten geſetzlich zuſtehenden 14tägigen Friſt zur Geltenb» 
wmiachung von Exekulionsgegenvorſchlägen ſpricht, ſo hat biefes 
jedenfalls feinen Grund nur darin, daß dasſelbe zun äch ſt das 
Verfahren in bürgerlichen Streitigkeiten überhaupt vor Augen 
hatte, nicht aber in der Abficht, auch für folche Faͤlle, in wels 
Ken bie Geltendmachung won Erefutionsgegenvorfchlägen an eine 
kürzere Yet gebunden ift, für die anderweit zuläffigen Einreben 
eine Adtägige Friſt als maßgebend erfläven zu wollen. : Denn 
bie Abſicht des Geſetzes war, dem Gläubiger Bortbeile bei Ber 
folgung feines Auſpruches -einguräumen, nicht aber — 
ſtigungen, welche ihn ohnehin zuſtanden, zu entziehen. 
Rach ven Beftlummungen der b. W.⸗ und MED. iſt aber 
die Vorflecknng einer breitägigen Friſt der Sachlage entſprechend 
geweien. Das. in Urt. 81 des Not. Geſ. vorgefchriebene Ver⸗ 
fahren ift nämlich, wie die Beſtimmung in F 1 daſelbſt aus⸗ 
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bracklich beſagt, ein Hilfsvollſtrecungeverfahren; der erelutortichen 
Urkunde. kommt dieſelbe Kraft und Vedeutung bei, wie einem 
vehtskräftigen Urtheile; wie zum Vollguge bed letzteren anf Ans 
trag des obfiegenden Klägers ver Auftrag an den Berflagten ers 
geht, binnen beitimmter Friſt bei Erelutionsnermeidung dem 
Urtheile Folge zu leiften, ebeuſo ach bei einem Anrufen auf 
Grund einer :mit der BVollziehbarkeitsklauſet verſehenen Not.⸗ 
Urkmide. Nam beitimmt aber die 6. W.⸗ und MED: in 5 1 
des Kap. X, deſſen Vorjchriften auf Wechfel- wie auf Handels 
fachen gleichmäßig Anwendung finden,. daß, wenn 23 atıf deu 
Vollpug bes in rem jadicatum erwachfenen Mrtheiles ankomme, 
die erſte Inſtaunz auf Anlangem des Stlägers die Erekution mit 
ven Aufteage, die Kontentin inner brei Tagen zu machen, 
fonft ſei in die Sperre gewilligt, — anzudrohen habe. 
Es iſt mithin die dem Berklagten bei Beginn des Eretutiond» 
verfahrens zum Vollzuge des vechtslräftigen Urtheiles zu ers 
öfjnende Friſt in allen Fällen eine dreitägige, und ba dieſe Frift 
auch diejenige ift, innethalb deren jedenfalls vie etwaigen im 
Exekutionsſtadium zuläffigen Einreden geltend zu machen find, 
ſo ift:Berflagter daburcch, daß ihm zur. Geltendmachung feiner 
Einreden nicht no eine weitere Frift bewilligt wurde, in lei⸗ 
ner Weiſe befchwert, und folgeweiſe, da et innerhalb berfelben 
anberweite Einreden in der That Bu BIN damit präffupirt. 


Meter als Deuge. | 
Ueber Vernehmang der Notare als Bengen, von weicher 
Seite 185 Jahrgang 1864 dieſer Zeitichrift bereits einmal ge⸗ 
ſprochen wurde, bat das Staatsminiſterium der Juſtiz nachſtehende 
Entſchließung vom 23. December 1865 durch das Ju. MB 
S. 202 befaunt gegebeu : 

Die im Art. 46 des Not. Geſ. ausgeſprochene Verpflihtung 
der Notare zum Amtsgeheimniſſe entſpricht nicht nur der Rück⸗ 
ſicht auf bie oͤffentliche Ordnung und die Stellung des Rotara 
als eines äffentlihen Beamten, fonbern auch feiner beſonderen 
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Stellung gegenüber den bei ben einzelnen Vexbardlnugen bethei⸗ 
ligten Perſonen. 

Aus dem Umſtande, daß der Notar — äbgeſehen von der 
Fallen eines richterfichen Auftrages — feine Dienfte nur anf Erſuchen 
ber Betheiligten zu leiften Sat, welchen die Wahl des Notars 
zur Vornahme des Gefchäftes anheimgegeben ift, und daß ber 
Notar nach Art. 45 des Geſetzes die Abſicht der Bethelligten zu 
etforkhen und denſelben, als rechtskundiger Berather zu dienen 
bat, entſpringt für ihn die beſondere Verpflichtung der Treue 
gegen bie Betheiligten, welche auf ihn ihr Vertrauen gejegt haben. 

Das Berhältnig des Notare zu den Ichteven wirb baher 
in der Regel volllommen analog jein bem Verhaͤltniſſe des Ad⸗ 
volaten gegen feine @lienten, bei: welchem eine Ausnahme 
von der allgemeinen Pflicht zur Zeugnißleijtung in den Rechten 
begründet ift. 

In wie weit nun biefe Verpflichtung ber Treue gegen 
die Betheiligten bie Vernehmung bes Notare als Zeuge. in 
einer ftreitigen Rechtsſache unftatthaft erfcheinen Tafje und Anlaß 
gebe zur vichterlichen Verwerfung eines auf Vernehmung bes 
Notars gerichteten Parteiantrages ober Nichtzulaſſung einzelner 
hierauf bezüglicyer Beweisartitel und Frageſtücke, ob und in wie 
weit ferner dieſe Treue gegen die Betheiligten als eine recht⸗ 
mäßige Urſache zur Verweigerung der Zeugnißleiſtung von Seite 
des Rotars felbft anzuerkennen fei, fällt ber Beurtheilung bes 
Prozepgerichtes anheim. Dieſes hat bierüber nach ben 
geltenden Mechten zu eutfcheiven, und das k. Staatöminifterium der 
Juſtiz Tann ſich im Hinblicke auf Tit. VL $ 2 der Verfafjungss 
urkunde nicht für zuftändig erachten, den Prozeßgerichten beſen⸗ 
dere Vorſchriften darüber zu ertheilen, ob und in welchen Fällen 
die Berufung auf den Rotar-als Zeugen, ober die Weigerung 
des Notar, fich als Zeuge vernehmen zu laſſen, für zuläffig zu 
erachten ſel oder nicht. 

Dagegen folgt aus der Stellung des Notars als eines 
Öffentlichen Beamten, daß er, wie jever andere Beamte ober 


ofentliche Diener nicht berechtiget it und vom Progengericpte 
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nicht angehallen werben kann, fih als Zeuge in einer ftreitigen 
Nechtsfache über einen Gegenftand vernehmen zu laſſen, bezüglich 
beffen ihm bie Pflicht des Amtsgeheimniſſes obliegt, bevor der⸗ 
jenige ftreitende Theil, welcher feine Vernehmung beantragt hat, 
die Entbebung desfelben von der Pflicht des Amtsgeheimniſſes 
bei deſſen vorgeſetzter Behörde — dem Bezirkägerichte, in deſſen 
Sprengel er feinen Sig hat — erwirkt hat. 
Allerhöchftes Reſeript vom 16. Juni 1844, Juftizminiftertal: 
. entjchliegung vom 25. Augujt 1854, Art. 113 des Not.Geſ. 
Die Beichlupfafjung über ein ſolches Geſuch um Ent: 
bindung eines Notars vom Amtsgeheimniſſe gehört zu den Gegen- 
ftänden der Beauffichtigung der Notare. 
Es iſt bei derſelben lediglich zu berückſichtigen, ob im ge- 
ebenen alle ein beſonderes ftaatliches Jutereſſe durch bie 
Bernehung des Notare als Zeuge benachtheiligt werben wiirde, 
und hienach das an abzuweifen oder zu bewilligen. 

Die ertbeilte Bewilligung tft alfo ohne Einfluß auf die pro: 
zeßrichterliche Entjcheidung der oben berührten, die Rechte der 
Betheiligten betreffenden Fragen, während felbftverftändfich die 
Verſagung der dientlichen Enthebung des Notars vom Amtsgeheim⸗ 
niſſe auch. den Prozeßrichter bindet, indem legterer den Notar nicht 
zu einer Ausjage anhalten Fönnte, durch welche dieſer ſich einer Ver⸗ 
fehlung gegen Art. 365 des Strafgejeßbuches ſchuldig machen würde, 

Die Beichlußfaffung bes um Enthebung eines Notars von 
der Brliht des Amtsgeheimniſſes angegangenen Bezirle- 
gerichte8 hat gemäk SG 37 der Dienftesvorjchriften für die Staats⸗ 
anwälte nad Vernehmung des Staatsanwalt und nach collegialer 
Berathung zu erfolgen. | 
. Anfragen, zu welchen fi das Bezirfögericht in zmweifel- 
haften Fällen veranlagt finden würde, und allenfallfige Beſchwerden 
gegen bie bezirksgerichtliche Entſcheidung eines folchen Gefuches 

Uen nad) Art. 145 des Not.Gef. der -Würbigung bes unter- 
—— k. Staatsminiſteriums anheim. 
wdDiienſtesnachrichten. 

Unterm 10. December 1865 wurde der freiwillige Rück⸗ 
tritt des Notars Uri Summa in Burglengenfeld und ber 
Notariatsgehilfe Rupert Kößler aus Obergünzburg zum Notar 
in Burglengenfeld ernannt. | 
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Ba Art. 153 des Hot.&ef. 
Aufbewahrung der Rachtragsbeurkundungen, Bes 
deutung der Inſtruktion vom 1. Juni 1862. 

Nachdem ein Appellationsgericht im rechtsrheiniichen Bayern 
unterm 18. Juli 1865 in zwei Erfenntniffen erflärt hatte: 
1. nicht blos Zuwiderhandlungen gegen das Not.Gef., ſondern 
auch die Verfehlungen gegen die Inſtruktion feien ſtrafbar; 
2. insbefondere müfle e8 geahnbet werden, wenn Urkunden 
irgend welcher Art in einer vom $ 48 ber Suftruction 
abweichenden Weife aufbewahrt wırden 
nahm die Notariatsfammer des entiprechenden Appellations⸗ 
gerichtsſprengels Veranlafjung, am 8. September 1865 hiegegen 
Folgendes vorzuſtellen: 
1. Nach klarem Wortlaute der Art, 113; 114 und 115 des 
Notariatsgeſetzes find nur Zuwiderhandlungen gegen 
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bas Not.Gef. mit Strafe bedroht. Da nun Berfehlungen 
gegen bie Inftruftion begreifliher Weife feine Zuwider⸗ 
handlungen gegen das Notariatsgefch find, fo find die hier- 
auf gejebten Strafen auf jene nicht anwendbar. Allerdings ift 

2. durch Art. 153 der k. Staatsregierung die Macht und Be- 
fugniß eingeräumt worben, die Gefhäftsorbnung für die Notare, 
infoweit Hierüber nit im Geſetze Beftimmüngen 
enthalten find, durch Verordnung zu regeln. Allein nirgends 
tft feitgefeßt, daß die Beſtimmungen einer folchen Verordnung 
Geſetzeskraft Haben follen. In Ermangelung einer foldyen 
Geſetzesvorſchrift ‚Können aber Verfehlungen gegen bie Inſtruktion 
nicht als Zuwiderhandlungen gegen das Geſetz betrachtet und 
behandelt werben, und zwar um jo minder, als das Notariats- 
gejeß mit Nichten der Staatsregierung die Gewalt zugeftanden 
hat, der Gefhäftsordnung, zu deren Erlafjung diefelbe ermächtigt 
worden, die Beſtimmung beizufügen, daß Verfehlungen gegen die 
Geſchaͤftsordnung gerade jo angejehen werben follen, als wären 
fie Zuwiderhandlungen gegen das Geſetz. Mebrigens hat 
bie k. Staatsregierung ſelbſt nicht erklärt, daß bie Beitimmungen 
der Inſtruktion vom 1. Juni 1862 wie Geſetzesvorſchriften be: 
trachtet und behandelt werben follen, noch weniger hat biejelbe 
angeorbnet, daß die Verfehlungen gegen bie Inſtruetion gerade 
jo wie bie Suroiberhanblungen - gegen das Geſetz beftraft wer- 
ben follen. 

3. Keine Strafe ohne gejegliche Androhung — ift ein Grund- 
ja, welcher das ganze Nechtögebiet beherrſcht, weil. ein ſchuld⸗ 
haftes Verwirken einer Strafe nur dann denkbar ift, wenn dieſelbe 
bei Erlaffung des Gebotes oder Verbotes angebroht worden if. 
Nun ijt aber die Vorſchrift dev Inftruction, die Urjchriften der 
einzelnen Notariatsurfunden nach der Nummernfolge des Ger 
jhäftsregifters zu fammeln, erlaffen worben, ohne daß bie Ver- 
fehlung dagegen mit Strafe bedroht wurde. Es Tann baber eine 
ſolche rechtmäßiger Weife nicht verhängt werben. Endlich 

4. darf nicht unbeachtet bleiben, daß die Beftimmungen der 
Inſtruktion vom 1. Juni 1862 weder nach gefeglicher Intention 
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noch wach ihrem Auftreten unverändberlicher Natur find, ſondern 
nur die Aufgabe haben, die Amtsansäbung bes Notars in ber 
Weife zu regeln, wie fie gegenüber dem Gefeße als bie richtige 
und zwedimäßige erjcheint, ohne Modificntionen auszuſchließen, 
welche die Vielſeitigkeit des Geſchaͤftslebens und eine gereiftere 
Erfahrung im Laufe ber Zeit dem denlenden Geſchaͤſftsmanne 
empfiehlt. 

Eben darum muß aber auch jedem Unbefangenen einleuchten, 
daß der Notar nicht ſchon dann zur Strafe gezogen werden 
kann, wenn er nicht gedankenlos an dem ftarren Buchſtaben ver 
Inſtruktion feſthaͤlt ſondern fein Amt in richtiger Auffaffung 
bes Weſens des Notariatsinftitutes ausübt. 

Aus allen diefen Erwägungen fprechen wir unjere rechte 
ige Meberzeugung dahin aus, 

daß die Derfehlungen gegen dic Inſtruktion mit Strafe 

nicht belegt werden können, und daß deshalb die appel⸗ 

lationogerichtlichen Erkenntniſſe vom 18. Juli 1965 eine 
irrige Geſetzesanwendung enthalten. 

Beide Erkenntniſſe des k. Appellationsgerichtes vom 18. Sul 
1865 erachten es für unftatikaft, daß connere Urkunden, mit 
verſchiedenen Geichäftsnummern verfehen, zufammengeheftet oder 
zufammengelegt werben, weil ber F 48 der Inſtruktion vom 
1. Juni 1862 anbefiehlt, 

daß bie Urfchriften der einzelnen Notariatsurkunden nad 

der Nummernfolge des Gefhäftsregifters ge 

ſammelt werben ſollen, 
und weil der F 51 derſelben Juſtruktion nur DERWELLHUGEN 
auf die Vorurkunden auordne. 

‚Allein dieſer Anſchauung liegt eine Verwechslung zum Grunde. 

Es mu nämlich unterſchieden werben zwiſchen ſolchen 
Urkunden, welche mit einander ein vollendetes Ganze bilden, 
und ſolche, welche nicht in dieſem Sinne zuſammen gehoͤren. 

Jene müſſen an einander gereiht, und beziehungsweiſe in 
einer Reihenfolge geſchrieben werden, weil keine ohne die andere 


ein vollendetes Rechtsgeſchaͤft darſtellt. 
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Es Tiegt in der Natur ber Sache, daß, wenn in der 
erften Urkunde ein Nachtrag, eine Ergänzung. gber nähere 
Feitftellung vorbehalten ift, bie zweite Urkunde, in welcher 
diefer Nachtrag niedergelegt wird, einen integrivenden Beſtand⸗ 
theil der eriten bildet und diefe zur Vollendung bringt. i 

Sn diefem Falle muß die Nachtragsurfunde an die Vor⸗ 
urfunde angereiht und beziehungsweiſe auf dieſe anreihungsweife 
gefchrieben werben, und zwar ohne Rückſicht darauf, daß die 
letztere eine Gefchäftsziffer enthält, welche an bie Alle 
der Vorurkunde fih nicht anjchlicht. | 

Es liegt in der Natur der Sache, daß z. B. in Yen 
alle, wenn bei irgend einem Vertrage der Nachtrag ber ehe⸗ 
herrlichen ober der ehefräulichen Zuftimmung die Beibringung eines 
Natificatoriums, die Beitätigung der auf fpätere Zeit vorbes 
baktenen Ertrabition in Ausficht geftellt wird, die betreffende 
Ergänzung das Rechtsgeſchäft erſt zur Vollendung bringt, und 
fomit eine untrennbare Zugehoͤrung ber Vorurkunde bilbet, wie 
denn auch nicht auf dieje allein, jondern nur In Verbindung 
mit der Verurfunde die curatels ober hypothekenamtliche Bes 
ſchlußfaſſung erfolgen kann. — Wie müßte dieſe Beichlußfaffung 
eingerichtet werben, wenn beibe Urkunden getrennt gehalten 
würden, auf welche von beiden wäre der Beichluß zu ſetzen, 
und wie wäre endlich die Ausfertigung, zu behandeln, etwa von 
jeber einzelnen Urkunde gefondert? 

Wer alle dieje Fragen unbefangenen Blickes ſich beant⸗ 
wortet, dem muß ſich unabweislich die Ueberzengung aufdringen, 
daß Urſchriften der vorwürfigen Art in einer Reihenfolge 
an einander zu ſchreiben ſind, ohne Ruͤckſicht darauf, daß ſie 
Geſchaftsziffern enthalten, welche nicht auf einander folgeh. 

Es ift auch der Vortrag im Gefchäftsregifter 
„Nachtrag - Urſchrift Neo... .. .* 
Jahrgang 
wodurch die Untvennbarteit ber , einer Ergänzung. bedürftigen 
Urkunde, Urjchrift und des ergänzenden Nachtrags iſt, 
hier unſeres Wiſſens noch nicht beanſtandet worden. 
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Ganz anderer Natur dagegen find diejenigen Urkunden, 
welche zwar auf einander fich beziehen, jedoch nicht als Theile 
eines und besjelben Nechtsgefhäftes fih cdharaktee 
rifiren. 

Zu diefen Urkunden gehören diejenigen, durch welche ein 
früheres Rechtsgeſchäft abgeändert oder aufgehoben wird. Solche 
fpätere Urkunden find ebenſo jelbftftändig, wie bie früheren; 
waͤhrend leßtere das Nechtsgejchäft in der Vollendung darftellen, 
Itefern erftere ven Nachweis der Abänderung oder Aufhebung. 

Diefe ven neuen Nechtszuftand nachweiſenden Urkunden 
fallen unter den Geſichtskreis der 68.48 und 51 der Anftruftion, - 
keineswegs aber die zuerſt erwähnten, welche integrivende Ve— 
jtandtheile eines und desſelben Rechtsgeſchäftes bilden. 

Da nun unferes Wiſſens die Urkunden, deren Aneinander⸗ 
reihung und beziehungsweije Zufammenbeftung von dein k. Appell.: 
Gerichte beanftandet wird, zu den Urkunden gehören, welche als 
integrivende Beftandtheile eines Ganzen fich darftellen, jo Liegt 
am Tage, daß eine irrige Geſetzesauwendung in Witte liegt. 

Indem wir aber die MNechtipredhung des k. AUppell.-Gerichtes 
in den beiden angebenteten Beziehungen als geſetz⸗ und rechts: 
wibrig bezeichnen, wifjen wir zwar fein Mittel, die vorliegenden 
Urtheile außer Giltigkeit und Wirkſamkeit zu bringen; allein 
dringend nothwendig ift es, zu verhüten, baß eine folche Recht— 
fprechung fich wieberhole, oder etwa gar Zur Jurisprudenz werde. 

Zu diefem Ende Balten wir e8 geboten, daß Herr Ober: 
ftantsanwalt bei dem höchften Suftiz- Minifterium eine Ent- 
ſchließung erwirke, wodurch die Inſtruktion vom 4. Juni 1862 
in ben beiden sub Wr. I. und II. erörterten Punkten nach ber 
von und entwicelten Anfchauung erläutert würde. 

Hierauf ließ das Zuftizminifterum am 5. Dezember 1865 
unter Nummer: 2313 eröffnen: 

„Im Urt. 153 808 Not.-Geſ. iſt ausgefprochen, daß bie 
Geſchäftsordnung für die Notare, — inſoweit nicht im Gejeke 
felbft Beftimmungen hierüber vorhanden ſeien — burch Regierungs⸗ 
verorbnung geregelt werde, und in Folge dieſer gefeßlichen Anz 
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ordnung wurde von bem k. Staatsminifterium ber Juſtiz die 
Inſtruktion zum Vollzuge bes Not.Gef. vom 1. Imi 1862 
erlaſſen.“ 

„Die letztere ergänzt ſomit die auf die Geſchäftsordnung 
bezüglichen Borfchriften des Not. Geſ. und enthält nicht blos 
Matbichläge, deren Berüdfichtigung dem Ermeſſen der Notare 
anbeimgeftellt wäre, ſondern Borfchriften, zu deren Befolgung 
biefelben verpflichtet find.“ 

„Wenn alfo von Seite der mit Ausübung der Disciplinars 
gewalt über die Notare betrauten Gerichte wegen Nichtbefolgung 
einer ſolchen Vorſchrift ftrafend eingefchritten wird, jo vermag 
das k. Staatsminifterium der Juſtiz hierin Feine bem Sinne 
und Zwede ber Art. 153, dann 113 und 114 des Notariats- 
geſetzes wiberjtreitende Anwendung biefer Gefetesbeftimmungen 
zu erblicken.“ 

„Was jobann die Aufbewahrung derjenigen Notariats: 
Urkunden anlangt, welche ſich auf andere, von bemfelben Notare 
aufgenommene Urkunden beziehen, jo ift in der erwähnten In⸗ 
ftruftion bezüglich derartiger Urkunden keine Ausnahme von der 
allgemeinen Vorſchrift des F 48 zugelaffen, daß die Uvrjchriften 
nach der Nummernfolge des Gefchäftsregifters zu ſammeln feien, 
und im $ 51 angeorbnet, daß auf der Urſchrift der früheren 
Urkunde auf das Datum und bie Regifternummer der fpäteren 
Notariatsurkunde hinzuweiſen jet.” 

„Hinreichend erhebliche Gründe für eine Aenderung der 
Inſtruktion in dieſem Punkte vermochte das unterfertigte k. Staats⸗ 
miniftertum nicht zu erjehen , namentlich kann es das von ber 
Notartats:Kammer geäußerte Bedenken wegen Belfügung eines 
furatel- oder hypothekenamtlichen VBeichluffes, dann wegen Aus⸗ 
fertigung ber betreffenden Urkunden nicht theilen.“ 

„Iſt das Mechtsgefchäft durch Erklärung mehrerer Bethei⸗ 
ligter zu Stande gefommen, welche von dieſen nicht gleichzeitig, 
fondern in verfchtedenen Urkunden niebergelegt wurden, oder 
wurden zu dem Nechtsgefchäfte noch vor der gerichtlichen Be⸗ 
ſchlußfaſſung oder Vollzugsbeftätigung von den Betheiligten Zu⸗ 
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ſatze ober Aenderungen erklaͤrt und notariell beurkundet, fo bil⸗ 
den die gleichzeitig vorgelegten Urkunden für das Gericht und 
Hypothekenamt ein Ganzes. Der gerichtliche Beſchluß oder die 
hypothekenamtliche Vollzugsbeſtätigung hat ſich an die zuletzt 
errichtete Urkunde anzuſchließen.“ 

„Bei der Ausfertigung aber ſind in dieſem Falle, wie aus 
F 57 der Vollzugsinſtruktion zu erſehen iſt, nicht die einzelnen 
betreffenden Urkunden gefondert, ſondern ſämmtliche fortlaufend 
und nach der Zeitfolge mit gemeinfamen Eingange und Schluffe 
abzujchreiben.* 


Gegenüber dieſer mit ungetheilten Mißbehagen vernom⸗ 
menen Entjcheidung ift es wohl an ber Zeit, ein ebenjo be: 
ſtimmtes Wort zu reden, „um den Kampf mit äußern und 
innern Feinden offen am Tage fortzufjihren. ingriffe, woher 
fie kommen mögen, abzuweiſen und für die Nechte des ganzen 
Standes zu jeder Zeit mit gleichen Muthe in die Schranken 
zu treten”, wie c8 das Borwort zur „Zeitſchrift für das Notariat” 
von Anfang her veriprochen hat: 

Nicht das befolgte und mit Strafe verfolgte 
Berfahrenbder fraglihen Notare enthält einellnges 
ſetzlichkeit, wohl aber verftoßen die $$. 48 und 51 
per Suftruftion vom 1. Juni 1862 in dem ihnen am 
5. Dezember 1865 uuterlegten Sinne formell und 
materielf gegen das Notariatsgeſetz. 

I. Sn formeller Beziehung hat bereits E. v. Zink, Er⸗ 
länterungen Seite 455, darauf aufmerkſam gemacht, daß die In 
Art. 153 des Not Geſ. angekündigte Gefchäftsorbnung keines⸗ 
wegs, wie biefer Artikel erwarten ließ und wie auch am 13. März 
1823 die Vollzugsvorſchriften zum Hypothefengejege hervortraten, 
durch eine Königliche Verordnung erlaffen wurde, ſondern ledig: 
Ich als eine vom k. Staatsminifterium der Juſtiz bekannt ges 
machte Inftruftion zum VBollzuge des Not.Gej. erſchien. Damit 
ift aber der Vorſchrift des Geſetzes in fo lange nicht genügt, 
als ein Unterfchied zwiſchen Regierungsveroronung und Ent⸗ 
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ſchließung eines Refortminifteriums gemacht werben mup*) unb 
umjoweniger, als das Notariatsgeſetz ſelbſt ſachlich an dieſem 
Unterſchiede fejthält, indem es in Art. 146 für die Geſchäfts⸗ 
ordnung ber Notariatslammern lebiglih die Genehmigung 
bes Staatsminifters der Juſtiz, in Art. 150 über 
das bei der Umfchreibung im Grundftenerkatafter zu beobachtende 
Berfahren inftruftive Anoronungen der Staatsmini- 
ferien der Juſtiz und der Finanzen, dagegen in Art. 5 
über Zahl und Site der Notare, in Art. 104 über das Map 
ber Notariatsgebühren, in Art. 105 über Art und Weile der 
Erhebung und Verrechnung der Staatstaren durd die Notare 
und in Art. 153 bezüglich der Gefhäftsorbnung für bie Notare 
Regierungs-Verordnungen verlangt. Diefer Unterjchieb 
wurbe auch nach Verkündung des Notariatsgefetes feitgehalten ; 
für die Geſchäftsordnung der Notariatsfammern wurde Icdiglich 
die Genehmigung des Staatsminifters der Juſtiz eingeholt, bie 
inftruftiven Anordnungen über das bei der Umfchreibung im 
Grundſteuerkataſter zu beobachtende Verfahren wurden am 15. Juni 
1862 von den Staatsminifterien der Juſtiz und ber Finanzen 
gemeinjchaftlich erlaffen, Tiver Zahl und Site der Notare er: 
ſchienen die FE. Verordnungen vom 29. Sanuar 1862 und 28. 
Gebruar 1863, über das Map der Notaristsgebühren die k. 
Verordnungen vom 19. Sanuar 1862 und 7. Juni 1863, über 
Art und Weife der Erhebung der Staatstaren zunächſt bie 
Königl. Verordnung vom 28. Mai 1862; aber bis zum heutigen 
Tage iſt Feine Regierungs= (das heißt Königl.) Verordnung 


*) Verordnung vom 9. Dezember 1825 die Formation ber Minifterien 
betreffend F 26: „Jedem Minifter fteht der Vorſchlag zu allen auf 
“ Gegenftände feines befonderen Reſſorts Bezug habenden Gefegen und 
Berordnungen zu; Entſchließungen erläßt ber Miniſter in eigener Com⸗ 
petenz 65 28, 54, 124 berfelben Verordnung. „Verordnungen find Vor⸗ 
jhriften, weldhe ber König ohne Theilnahme ber Stände, wenn auch viel- 
Veicht nach Anhörung bes Stantsrathes erläßt.“ Pözl, Verfaflungsrecht, III. 
Auflage, S. 26, Note 8 und ©. 362; daher fpricht Art. 6 bes Geſetzes v. 
4. Juni 1848 von Königlichen Entſchließungen einerfeits und andererſeits 
von in eigener Eompetenz getroffenen Dinifterlalverfügungen. 
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zur Regelung der Geichäftäorbnung für bie Notare zu Stande 
gekommen, man darf alfo die Inſtruktion vom 1. Juni 1862, 
nicht für die in Art. 153 des Notariatsgefeges zugeſagte Ges 
Ihaftsorbnuug ausgeben. 

Die Form wird um fo bebeutungsvoller, der Formfehler 
alfo um fo größer, als die Entjchliegung vom 5. Dezeinber 1865 
eine dem Sinne und Zwede der Art. 153, dann 113 und 114 
bes Not. Geſ. entiprechende Geſetzesanwendung darin erblicken will, 
daß won Seite der mit Ausübung der Disciplinargewalt über bie 
Notare betrauten Gerichte, wegen Nichtbefolgung einer Vorſchrift 
der Inſtruktion vom 1. Juni 1862 ftrafend eingejchritten wird, 
weil bie Berfaflungsurfunde vom 26. Mai 1818 Tit. IV. $ 8 
Abfſatz 3 auch auf die Form ein ganz enticheidendes Gewicht 
legt, wenn fie beftimmt, Niemand bürfe verfolgt werben, als in 
den durch die Gefege beftimmten Fällen und in der gefeßlichen 
Form. Ein vom Geſetze beſtimmter Fall der Berfolgung wäre 
ohne Zweifel erft dann gegeben, wenn in irgend einem Artikel 
Res Not. Geſ. auch Zuwiderhandlungen gegen bie im Verordnungs⸗ 
wege zu erlaſſende Geſchäftsordnung mit Strafe bedroht wäre, 
benn das zugleich mit ben Rot. Geſ. an einem und demjelben Tage 
janctionirte Polizeiftrafgefeg hat in einer Reihe von Artikeln 
ausbrüädlich Ähnliche Vorbehalte gemacht und damit die Noth⸗ 
wenbigfeit fpecieller Strafandrohung im Geſetze ſelbſt anerkannt, 
es hat dabei die Prüfung der materiellen Nichtigkeit folcher 
Anorbnungen ber richterlichen Beurtheilung ganz und gar ents 
gegen, was Art. 153 des Not.Geſ. 

„bie Geſchäftsordnung für die Notare wird, infoweit 

hierüber nit im gegenwärtigen Gejete Be: 

timungen enthalten find, durch Regierungsver⸗ 

ordnung geregelt“ 
offenbar nicht beabfichtigt, aber es Hat gleichwohl in Art. 44 die 
Wirkſamkeit derartiger Anordnungen von ihrer formellen Legalität 
abhängig gemacht. An dem verfaffungsmäßigen Grundſatz 
ber jpeciellen Strafanbrohung in geſetzlicher Form wollte das 
Not.Geſ. gewig Nichts Ändern und Tonnte auch Nichts ändern, 
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weil biefes Geſetz eben nide in. der durch Tit. X. $ % 
ber Verfaſſungsurkunde vorgefchriebenen Form... erlaffen wors 
ben iſt. Ä 


Wenn Indek die befannte Entſtehungsgeſchichte des Rot. Geſ. 
mit Rüdfiht auf das Schickſal des Entwurfes eines Geſetzes 
über bie Disciplin der Beamten und ber Wortlaut des Geſetzes 
Art. 113 (verglichen mit Art. 9 letter Abſatz, 37 Abi. 2, 68 
Abſ. 3, 78 Abſ. 2, 109, 140 und 111), dann 114 bis 123 
ben Beweisſatz nicht vollftändig zu erhärten vermöchte, daß Straf: 
mbrohungen im Verordnungswege — alſo noch vielmehr im 
Wege formell unmdglicher Miniſterialentſchließung — unzuläffig 
find, wenn e8 nicht genügen follte, fich mit eigenen Augen zu 
überzeugen, daß fih die Juſtruktion vom 1. Juni 1862 ſelbſt 
nit mit einem. einzigen Worte als Straf» oder Disciplinar: 
ordnung darzuftellen beabjichtigt, jo ſchwindet ber letzte Reſt 
bed Zweifels mit einem Blicke auf die jüngften Verhandlungen 
im Gejegebungsausfchuffe der Kammer der Abgeordneten — 
über das vierte Hauptſtück des Entwurfes einer Proceßordnung 
in bürgerlichen Nechtsftreitigkeiten: Als nämlich Seitens des 
Juſtizminiſteriums der Staatäregierung mittelft Vorbehalt im 
Geſetze das Recht erwirkt werden wollte, Disciplinarvorſchriften 
im Verordnungswege zu erlaffen, hielt bieß der Geſetzgebungs— 
ausſchuß eiuftimmig deßhalb für unzuläffig, weil nah Tit. 
VII. $ 2 der Berfafjungsurfunde ohne den Beirath und bie Zus 
ftimmung ber Stände des Königreichs Tein allgemeines neues 
Geſetz, welches die Freiheit der Perjonen ober das Eigenthum 
der Staatsangehörigen betrifft, erlaffen, noch ein ſchon beftehen: 
des abgeändert, authentisch erläutert oder aufgehoben werben 
darf — obwohl das AYuftizminifterium wiederholt erklärte, dieſe 
Beitimmung fei auf Disciplinarvorſchriften für einzelne Klafjen der 
Staatsangehörigen nicht anwendbar. Menn num fchon ein bers 
artiger Vorbehalt unzuläffig erſcheint, um wie viel mehr tft es 
dann rechtlich möglich, ohne einen folchen Vorbehalt im Gefſetze 
Disciplinaritrafen außer dem gefetlichen Wege, nicht einmal 
im Verordnungswege, ſondern Tebiglih in einer Minifterial- 
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entihliegung‘) nad zwar dadurch zu begründen, daß man fie 
abſolut gar nit androht ? Um wie viel mehr ift dieß insbes 
ſondere rechtlich möglih gegenüber Tit. IV. $ 8 ver Berfafs 
ſungſsurkunde: Niemand darf verfolgt werben, als in ven durch 
die Geſetze beſtimmten Fällen und im der gefetlichen Form? 
U. In materieller Beziehung erflärt die Entichlichung vom 
vom 5. Dezember 1865 jelbit, in den daſelbſt aufgeführten 
Fällen bilden die mehreren Urkunden für das Gericht und 
Hypothekenamt nicht minder ein Ganzes, als fie auch für bie 
Betheiligten zufammen als ein Ganzes mit gemeinfamen Eins 
gange und Schluffe ausgefertigt werden müfjen und dem wird 
faum widerfprochen werden wollen**); im Gegentheil wird Jeder⸗ 
mann, alſo auch jeder Notar, derlei Nachträge mit Ruͤckſicht 
auf die Haupturfunde als Beilagen der letzteren betrachten 
und behandeln müflen. Damit entjteht aber — die Richtigkeit 
der hier fraglichen Miniſterialentſchließung vorausgefegt — uns 
verfennbar. eine außerorbentliche Schwierigkeit: Bewahrt naͤm⸗ 
lich der Notar folche Beilagen gefonvert auf, ftatt fie mit ber 
Haupturkunde in dauernde Verbindung zu bringen, jo wirb er 
gemäß Art. 68 Abf. 2 und 3, dann 113 des Not.Gef. um drei 
Gulden gejtraft, bringt er fie dagegen mit der Haupturfunde In 
dauernde Verbindung ftatt fie gefondert anfzubewahren, jo wird 
er gemäß $ 48 der Inſtruktion vom 1. Juni 1862 und ber 
Entſchließung wom 5. Dezember 1865 gleichfalls und vielleicht 


*) Der oberfte Gerichtshof Hat der fraglichen Inftruftion bisher eine 
andere Bedeutung, als die einer boctrinellen Auslegung nicht zugeſprochen; in 
dem Erkenutniffe vom 14. Auguft 1865 (S. 261 biefer Zeitfchrift) wird 
ihrer — troß der bringendfien Veranlaffung ihrer Anwendung — gar nicht 
einmal gedacht und in dem Erfenntniffe vom 5. Dftober 1865 (S. 366 
ebenda), das fie allerdings fogar unter dem Titel „Geſchäftsordnung“ anführt, 
wird das Anſehen eines einzelnen befiimmten Gebotes ausdrüdlich aus ber 
vollen Uchereinftimmung mit Sätzen des Not.Gef. — alfo aus ber boctrinele . 
len Richtigkeit — deducirt. — Vergleihe auch ©. 137, Jahrgang 1864 
biefer Zeitfchrijt. 

ee) Vergl. S. 181 Jahrg. 1864, S. 332 Jahrg. 1865 biefer Zeitfchrift ; 
einige Nachträge fallen als bloße Berichtigungen unter Art. 71 bes Not. Geſ. 
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um mehr als hrei Gulden geftraft, und nimmt er fie gar nicht 
auf, jo wird er abermals (wegen Art. 43 des Not. Geſ.) beftraft. 
Diefe Schwierigkeit erfcheint abfolnt nur dann ausgeſchloſſen, 
wenn die Nachtragsurfimben gemäß Art. 82 Abf. 3 des Not.Gef. 
in Urſchrift hinaus gegeben werben, weil $ 49 berjelben In⸗ 
ftruftion in diefem Falle von ber Vorſchrift des F 48 ausbrücklich 
bispenfirt (und erfahrungsgemäß ift dieß ein fehr häufiger Fall) ; 
der Notar ift aber nah dem MWortlaute der fraglichen Ent- 
ſchließungen nur dann vor Strafe ficher, wenn er fie den Be⸗ 
theiligten wirklich aushändigt, fih dann wieder übergeben läßt 
und nun erſt feiner Haupturkunde beifügt; wenn aber Art. 82 
geltattet, gewifje Verhandlungen an die Betheiligten binaus- 
zugeben, fo geftattet ev — ſelbſt abgefehen von feinen eigenen 
Worten in Abi. 4 — noch vielmehr, daß diefe Verhandlungen 
von dem beurkundenden Notare unter einer jchon gegebenen 
Nummer aufbewahrt werden, und jedenfalls maht Art. 68 
feinen Unterfchied zmwilchen ven von ben Betheiligten fertig mit- 
gebrachten und ven vom beurfundenvden Notare erit anzufertigen: 
den Beilagen, und es läßt fi auch nicht wohl ein folcher 
machen. . Ein ernftlicher Zweifel darüber, ob Geſetzesbeſtim⸗ 
mungen im Infſtrnktionswege abgeändert werben dürfen, tft ab⸗ 
gefeben von verfafjungsmäßigen Grundſätzen namentlich durch 
bie Worte des Art. 153 „infoweit hierüber nicht im gegen:' 
wärtigen Gefche Beſtimmungen enthalten ſind“ ausgejchloffen. 
Die Notare werden fich daher weder durch die Anfchauung ein- 
zelner Gerichte, noch durch den Ausspruch der oberjten Juſtiz⸗ 
verwaltungsftelle in der Anwendung des Geſetzes beirren laſſen, 
and; wenn e8 das Zuftigminifterium fortwährend ablehnen follte, 
in Gemäßheit des F 54 der Verordnung vom 9. Dezember 1825, 
bie Formation der Minifterien betreffend, dergleichen Gerichte 
aus den beftehenven Geſetzen und mit doctrinellen Gründen zu 
belehren. G. 


Ateratur. 4) 


Fiteratur. 


Zum Euntwurfe einen Prozeßordnung in bürgerlichen Rechts- 
ſtreitigkeiten für dem Prenßiſchen Staat von Adolph Frantz. 
Quedlinburg 1865. Druck und Verlag von G. Baſſe. 


Gelegentlich einer Beſprechung bes „Entwurfes einer allgemeinen 
beutichen Civilprozehordnung“ Seite 357, Jahrgang 1864 diefer Zeitfchrift 
wurbe bereits der Thatfache gedacht, daß in Preußen mittelit Erlaß vom 25. 
Febr. 1861, eine neue zur Eiuführung in alle Landesıheife geeignete Prozeß: 
ordnung, und zwar — wie unterm 9. November 1863 -beftimmt wurbe — 
zunächſt in bürgerlichen Rechtoſtreitigkeiten angeorduet worben iſt. Bei der 
Prüfung des Entwurfes, ber inzwiſchen in ber Geheimen Oberhofbudhdrudterei 
zu Berlin bei R. v. Decker in zwei Bänden erſchien, Fonnte fih ber Jnſtiz⸗ 
minifler ber Weberzeugung nicht verfhließen, wie nothwendig es fei, vor Ein: 
keitung ber weiteren legislativen Schritte allen betbeiligten Behörden, ſowie 
den pradiichen und tbeoretiichen Juriſten Gelegenheit zu geben, ſich über 
diefes im die verfchiebenften Verhältniſſe fo tief eingreifende Unternehmen, 
über Vorzüge, und Mängel befielben, bie Sachgemäßheit der ihn leitenden 
Grunbjäge, die Vollſtändigkeit und Ausführbarkeit feiner Beitimmungen guts 
achtlih zu äußern. Es wurde deßhalb am 22, November 1864 befannt 
gegeben, ber Juſtizminiſter fehe der Beurtbeilung des Entwirfes durch Dies 
jenigen entgegen, welche ihn im Ganzen ober in einzelnen Thellen von bem 
Standpunkle ber Praris oder Wiſſenſchaft einer Prüfung zu unterziehen 
fich veranlagt finden, müſſe aber darauf aufmerffam maden, daß Begut⸗ 
achtungen, welche nicht bis zum 1. Mai 1865 durch die Prefie veröffentlicht 
ober ihm befonders zugehen würden, nad bem feftgeftellten Berathungsplane 
zu fpät fümen. ' 

Bas ben Entwurf als Ganzes betrifft, fo ift Neferent-auch heute noch 
ber rechtzeitig ausgefprodenen Anſicht, daß eine unveränderte Annahme ber 
allerbings zur Zeit noch nicht fertigen „allgemeinen deutſchen Civilprozeß⸗ 
ordnung” in Preußen, wie in Bayern Bei weitem erfprießlicher wäre, als 
das ſchweißvolle Ringen nad particularen, nur ein neues Bild deutſcher 
Zerrifienbeit gebenden Prozeßorbuungen, er weiß aber, daß er mit diefem 
Gegenftande. üben wie drüben tauben Ohren predigt, und berubigt id, 
weil möglicher Weife eine in's Einzelne fih vertiefende Prüfung fachlich zu 
dein gleichen Ergebnifje führt. In biefem Glauben beflärkt namentlich auch 
die an ber Spite bezeichnete Brochüre eines Verfaflers, der fidy bereits durch 
feinen in zwei Auflagen verbreiteten Preußiihen Strafprogeß nnb- feine Dars 
ſtellung bes Preußiſchen Staates in zwei Bänden einen allgemein äußerſt 
vortheilhaft hefannten Namen erworben bat, indem fie es (Seite 56) ale 
ihre ausfchließliche Aufgabe bezeichnet, für bie Wünſche und Bedürfniſſe eine 
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zutreten, welche fih im Volle bezüglich einer volkethümlichen Rechtspflege 
bemerkbar gemacht haben, dagegen in die Einzelbefimmungen des Entwurfes 
zur Zeit ausdrücklich deßhalb nicht eingehen will, „weil ja ber ganze „Ente 
wurf“ mögliherweile — „Entwurf” bleibt und gar keine Bebeutung für 
die Gefeßgebung erlangt.” 

Ste geht von bem richtigen, von Savigny (Syſtem des beutigen 
römischen Rechts I. 39) firirten Grundſatze aus: „Das Gefeh if das Organ 
des Volksrechto. Wollte man baran zweifeln, fa müßte man den Geſetz⸗ 
geber als außer der Nation ſtehend denken, er ficht aber in ihrem Mittels 
punkt, ſo daß er ihren Geiſt, ihre Gefinnungen, ihre Bedürfniſſe in ſich concentrirt, 
und daB wir ihn als wahren Vertreter des Volkageiſtes anzufehen haben,“ 
und erklärt zuerſt in kurzen aber gehaltreihen Worten, warum zu allen 
Beiten der Unterfchied zwischen Naturrecht und gejchriebenen Geſetzen tief 
gefühlt werben mußte, weil nämlich das gejchriebene Recht unmöglich in ber 
Weife zu individualifiren vermag, wie das natürlihe, und noch vielmehr, 
weil und feitbem bie Rechtſprechung bem Volke entzogen und einer erimirtem 
Kafte übertragen if, welcher uur Fauſt's unjelger Begleiter bie Ausübung 
ihres Amtes mit dem Mathe ermöglichte: 

Im Auslegen ſeid hübfch munter, 
Legt ihr nicht aus, fo legt doch unter. 

Natürlich kommen biebei die Berufsjuriften faft ebenſo fchlimm weg, 
als bie von dem SInjurienprofeffor . . pp. in „Bayern und die neue Aera” 
erfundenen und überwundenen „Suraten”, aber bie Brochüre begnägt ſich 
keineswegs mit einem vereinzelten Feldzuge gegen bie Monopoliſirung ber 
Rechtſprechung, bem möglicherweife der Friedenstractat alle Groberumgen 
wieber abnchmen Tönnte, fie baut als fländige Wehr und Feſtung in durch⸗ 
dachter und geiftreicher Weiſe ein VBolfegericht auf, ſoweit e6 ſich um Privata 
rechtoſtreitigkeiten handelt, wozu ihr das Mathäusevangelium 18, 15 folgenden 
Grundrig Tieferte: „Sündigt bein Bruder au dir, jo gehe hin und firafe ihn 
zwilchen bir und ihm allein. Hört er dich, fo Haf bu. beinen Bruder ges 
wonnen; hört er dich nicht, fo nimm noch Einen ober Zwei zu bir, bamii 
ale Sache auf zweier oder dreier Zeugen Mund beſtehe. Hört er die nicht, 
fo fage e8 ber Gemeinde; hört er die Gemeinde nicht, fo erfiäre ihn für 
einen Heiden unb Zöllner,“ das heißt belange ihm vor dem Gerichte. Wie 
folgerichtig und anziehend aber audy die hierauf bezüglichen Ausführungen 
gegeben werben, wie ſehr bie ftatiltiichen Erhebungen für bie Ausiprüde des 
Herrn Verfaſſers zu pleidiren fcheinen, wie einleuchtend ich bie Verbeſſerungso⸗ 
vorjhläge zu ben das Sciebsgeriht normirenden Paragraphen bed Ent- 
wurfes barflellen — Referent iſt Berufsjuriſt in bem boppelten Sinne, daß 
er aus Beruf das Recht Iernte und nunmehr vom Griernsen lebt, er bat 
früher gegen das Sciebägericht gedonmert und bleibt auch jet unverbeffers 
Ud, unter Anberm namentlich deßhalb, weil in England in jeder Strelt⸗ 
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ſache von ben Betheiligten die Eulſcheidung ber Geſchwornen gefordert wer: 
den kaun, in Wirklichkeit jedoch unter tauſend Fällen durchſchnittkich nur 
zweimal gefordert wird. Gleichwehl möchte er die Bemerkungen ber Bros 
&hüre nicht bios allen Suriften vom Fade, fondern überhaupt allen Gebil⸗ 
beten dringendft empfehlen, jenen als ben beften Beichtſpiegel zu einer all: 
feitigen und gewiſſenhaften Selbfiprüfung in allen Zheilen der Rechtsan⸗ 
ſchauung, biefen als eine Enthüllnug der gcheimft gehaltenen Myſterien des 
Juriſtenrechts, ob fie fi gleich vermöge übergroßer Beſcheidenheit nur den 
Titel beilegt: „Beſcheidene Randgloſſen über Sciebögerichte, Advokaten⸗ 
zwang u. |. mw.“ 

Wenn bier über die Bemerkungen, foweit fie ben Anwaltszwang bes 
treffen, Nichts weiter berichtet wird, , als daß fich Referent vollfommen eins 
verfianden erklärt, jo geſchieht dies keineswegs aus Liche zu der jedem Bes 
rufsjuriften anerzogenen Gebeimnißmacherei, die jedenfalls unnütz wäre, 
nachdem die Brochüre um eine Kleinigkeit durch jede Buchhandlung bezogen 
werben kann, fendern aus Achtung vor deu Gefegen über. ben Nachdruck. 
Es möge deßhalb nur noch conftatirt fein, daß die fraglihen Raudgloſſen, 
obwohl nad dem 1. Mai 1865 erſchienen und deßhalb offiziell ausgefchlofien, 
„immer ihren praftifchen, bei der Reform bes bürgerlichen Prozeſſes zu be⸗ 
rüdjihtigendben Werth Haben, fol und will letztere volfsthümlich fein“. 


Motizen, 

Das Staatsminiterium der Zuftiz bat durch Entfchließung vom 
31. December 1865 (Full. M.Bl. ©. 9) die Notare angewiefen, in Gefuchen 
um Berilligung eines Urlaubs, welcher an ſich ober unter Hinzurechnung 
eines in bemjelben Gefhäftsjahre bereits genoffenen Urlaubs die Dauer von 
30 Tagen überſchreltet, jedesmal bie befonderen Verhältniſſe darzulegen und 
falls er 6 Wochen überſchritte — nachzuweiſen. Unter allen Umftänden 
barf ber Sehilfe nur dann als Amtsverwefer handeln, wenn er bie Ge: 
ſchäfte ausſchließend übernimmt, nicht aber, wenn der Notar neben dem 
Gehilfen ſelbſt noch Amtsgefäfte annehmen wollte. (Solchen Falls wäre 
Eine Notariatsftelle thatfächlich mit zwei Notaren befegt.) Zi 


In einer weitern Entſchließung vom 6. Januar 1866 (Juſt. M. Bl. 
S. 10) wirb die Behandlung ber Diemfgamtiguen ber auf eine andere Stelle 
verjegten Notare geregelt und dabei namentlich der richtige und wichtig« 
Srundfag ausgeſprochen, die Art. 98 und 119 bes Not, Geſ. ſchlöſſen Feines: 
wegs aus, daß in bie von dem verjegten Notare zu erlegende Caution ber: 
jenige Betrag eingerechnet werde, welchen er bereit bei Antritt ber früheren 
Stelle als Eaution erlegt hat. 


82 Notiz. — GStellegefah. — BücherKaufgefuch. 


Das Gtaatöminifterinm ber Juſtiz gibt unter'm 6. Januar 1966 
( Juſt. M.Bl. ©. 13) bekannt, daß mach ſächſiſcher Miniſterialentſchließung 
vom 9. Sanuar 1865 Urkunden in Grundbuchſs⸗ und Hypothekenbuchsauge⸗ 
legenbeiten biplomatifher Beglaubigung bebürfen, 


Stellegefud). 

Ein im rentamtlihen Dienfte aufgewachfener, Ipäter im Hypotbefen» 
weien ganz und gar eingejchufter, im Taxweſen vollftändig ausgebildeter 
Notariats-Buchhalter, welcher jeit dem Beſtehen bes Notariats:Inftituts in 
einer ber bebeutenditen Städte Bayerns als folder fungirt und im gefammten 
Notariatsdienfte jeluftftändig arbeitet, fucht feine bisherige Stelle zu veräns 
dern und andermweites Engagement bei einem Herrn Notare in einem Lands 
ſtädtchen oder Marktflecken. 

Derſelbe ſteht im beſten Mannesalter, erfreut fich ſteter Geſundheit, 
iſt verheirathet, jedoch kinderlos und beabſichtiget, ſich durch Ankauf eines 
Landgütchens am nenen Beſtimmungsorte vor möglichem Mangel in einem 
allenfalls arbeitsunfähigen Alter zu ſchützen. 

Gefällige Offerte unter Angabe der näheren Bedingungen befördert 
die Redaction dieſes Blattes. 


Bücher⸗Kaufgeſuch. 

Wir erlauben uns hiemit anzuzeigen, daß wir ſtets ganze Biblio- 
theken, jo wie einzelne gute Werke aus allen Wiſſenſchaften zu kaufen 
ſuchen und folhe mit den möglich hoben Preifen bezahlen. 

Borzugsweife fuchen wir wiffenfchaftlige und praßtifche Theologie 
(Kirchenväter, Eoncilienfammlungen, Kirchengeſchichte, ascetifche, ſcholaſtiſche 
und liturgifche Werke, Jesuitica, ältere Predigten). 

Ferner Pergament-Manuſcripte mit und ohne Malereien, Pergament: 
Drude, erfte Bibelausgaben, alte Bücher mit Holzſchnilten und Kupfer: 
fiiden, uriofitäten, altdeutfche Volkslieber und Volksbücher, Bücher über 
Amerifa, Nußland, Polen, Ungarn, alte Reifebefhreibungen, 
alte Werte über Muſik, fo wie im Allgemeinen Bücher, welche vor 1480 
gebrudt find. 

Angebote von größeren juriſtiſchen, philologiſchen und natur: 
wiſſenſchaftlichen Bibliotheken find uns immer willfommen. 


Nördlingen, im Januar 1866. 
C. 5. Beck'ſche Buch⸗ und Antiquariatshandlung. 


Drud und Verlag der C. H. Beck'ſchen Buchhandlung in Nördlingen. 
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Stanzäflches Aotariat. 


Das franzoͤſiſche Notariatsblatt vom 15. Rovember 1865 
brachte einen feltenen, bisher in ver Rechtſprechung ‚noch nicht 
erledigten Fall, welchen wir nachjtehend nad dem Berichte in 
der „Zeitſchrift für das oſterreichiſche Notariat“ 1866 Seite 10 
wiebergeben, 

Ein franzöfiicher Notar verlangte für die Abjaſſung eines 
Heirathsvertrages ein Honorar von 1560 Franes. Nachdem 
diee Summe ber Partei. zu hach ſchien, ſandte ihm letztere 
500 Fres. welche aber ber Notar nicht annahm, fondern er 
erflärte, auf fein Honorar ganz verzichten zu wollen, und gab 
ber Partei nur eine Quittang über rue baaren — mit 
26 Fres. 60 C. 

Die Partei woßte: nicht Schuloner des Notare fein, ließ 
ihn einladen, vor. dem Praͤſidenten des Gerichtähofes: wegen 
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Beftimmung feiner Gebühren zu erfchetiten, und als er nicht 
binging, beftimmte der Präfident durch Ordonnance vom 31. Aus 
guft 1864, die er auf die anthentifche Ausfertigung des Actes 
ichrieb, das Honsrar anf 600 Franes. Am 10. September 
ward diefer Betrag dem Notar. angeboten, und als dieſer die 
Annahme verweigerte, von der Partei depdnist, Der Notar 
andererjeits brachte am 25. November gegen die gerichtliche Be— 
flimmung die Oppofitionsklage ein, um jein Recht, auf fein 
Honvrar verzichten zu koͤnnen, aufrecht zu erhalten, dann um 
bie Nichtigkeit der Orbonnanz vom 31. Auguft 1864, der feine 
regelmäßige Vorladung durch den Huiflier vorgegangen war, 
ſowie auch die Vernichtung jener Ausfertigung, auf welche die 
Ordonnanz beigejeßt worden war, zu erwirfen. 

Das Urtheil des Tribunals von Rennes vom 13. Febr. 
1865 verwarf die Nichtigkeitäbefchwerde, hielt die Gebührenbe- 
flimmung aufrecht und verurtheilte ven Notar in die Koften. 

Nicht nur der Notar ergriff hiegegen bie Berufung, fon- 
bern es intervenirte auch die Kammer der Notare auf Grunb- 
lage des Artikels 2, Nr. 7 der Berorbnung vom 2. Jänner 
1843, welcher die Kammer zur Bertretung ber Notare ihres 
Sprengels in Anſehung aller gemeinfchaftlichen Rechte und In⸗ 
tereffen berechtigt, und führte aus, daß das Recht, auf die Ge⸗ 
bübren zu verzichten, eines der fchönften Vorrechte der Notare 
jet, daß ferner nach diefer Verzichtleiftung die Partei nicht mehr 
bie gerichtliche Beftimmung verlangen konnte. 

Ter Appellhof zu Rennes beftätigte aber am 4. Juli 
1865 das Erkenntniß des Tribunals der erften Inſtanz. In 
den jehr ausführlichen Gründen diefes Erfenntrifjes wird zu⸗ 
erft die SImtervenfion der Kammer als unbegründet verworfen, 
ba es fich bier nur um ein Partetintereffe und nicht um eine 
Frage des allgemeinen Standbesintereffes handelt. Weber die 
Beſchwerde des Notars wird ausgeführt, daß fein Geſetz bie 
Form der Auftellung von Vorladungen vor den. Präftdenten 
wegen Gebührenbeftimmung vorzeichne; daß ver Notar, welcher 
in voller Keuntniß der Stunde und bes Tages. :biefer Vorla⸗ 
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dung war, ſich geweigert habe zu erſcheinen, Inden er erklürte: 
„es ſei ſein Grundſatz, allen denjenigen Clienten, welche ihn 
wegen gerichtlicher Beſtimmung ſeines Honorare vor ben Ge— 
richtsprãſidenten berufen Ueßen, zu antworten, daß fie ihm gar 
nichts ſchuldig feten und daß er auf eine folche Vorladung gar 
teine andere Antwort gebe als’ die, daß er mit biefer Sache 
nichts weiter zu thun haben wolle;“ daß der Präftbent, indem 
er hierüber mit der Beſtimmung ber Gebüühren vorging, nur 
ſein Amt handelte, daß ebenjo bie Beifeßung feiner Entfcheidung 
auf der authentifchen Ausfertigung des Actes volllommen dem 
Gewohnheitsrechte entiprad), daß Hingegen die vom Notar be: 
gehrte Vernichtung dieſer Ausfertigung unzuläffig und unge- 
woͤhnlich wäre, denn richterlihe Entjcheidungen könnten wohl 
vom Obergerichte aufgehoben und abgeändert, doch niemals zer- 
riffen werden; daß das Mebereinfommen zwiſchen der Bartei und 
dem Notar megen Aufnahme eines Actes als weientliche Be: 
dingung jowohl nad) der Natur der Sache ald auch nach ber 
Mebung und dem Gefeke die Bezahlung ber Bernühung des 
Notars in baarem Gelde mit ſich bringt-und daß dieſe Bezab- 
lung eine Pflicht ver Partei fet, welcher Pflicht auch das Necht, 
diefe Schuld zu bezahlen und fich hiedurch der Pflicht zu entle⸗ 
bigen, als nothwenbige Folge entjpreche;s daß die gefetlichen 
Anordnungen wegen gerichtlicher Beftimmung der Gebühren 
eines Notariatsactes und das dem Notar eingeräumie Necht 
eine Gebühren einzuflagen, nady ven allgemeinen Rechtsgrund: 
fügen aud die Berechtigung ber Partei zur Bezahlung ihrer 
Schuld durch ven Erlag mit fi bringen; daß, wenn man bem 
Notar geftatten wollte, nach feinem Belieben auf fein Honorar 
zu verzichten, hiedurch die Partel zu verhindert, die gerichtliche 
Beftimmung zu verlangen und fih in Folge defjen durch den 
Erlag von ihrer Verbindlichkeit zu befreien, dich nit nur dem 
Geſchäftsleben und dem Geſetze nicht entfprechen würbe, ſondern 
- vielmehr auf die Partei eine ungerechtfertigte Nöthigung atıe- 
üben würde, entweber die ganze vom Notar verlangte Summe 
ohne Möigung zu bezahlen, oder immer fein Schuldner zu 
3% 
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bleiben; daß endlich nach billiger Erwägung. aller Umſtände bei 
ver Aufnahme des fraglichen Aetes, insbefondere der Schwicrig- 
keit feiner Abfaffung und ber im allgemeinen uneigennüßigen 
Gepflogenheiten ver Notare in Rennes der burd) ben Präfiden- 
ten des Gerichts auf 600 Francs beftimmte Betrag des Hono⸗ 
rars ganz angemeflen fet, daher das Urtheil der eriten Inſtanz 
beftätigt, und der Notar in die Gerichtsfoften, fowie in cine 
Muthwillensftrafe verurtheilt werben mülle. 


Aus der Praris. 
I. Zu Art. 69 und 71 des Not.Gef. 


Zu einer mit einem Schreibendunfundigen gepflogenen 
Verhandlung wurden nad gefeßlicher Vorfchrift zwei Zeugen 
beigezogen, in deren Gegenwart die Urkunde vorgelefen, geneh⸗ 
migt und von dem Betheiligten mit Haudzeichen verjehen wurde, 
bie Zeugen aber entfernten fich unbemerkt, ohne zu unterjchrei= 
ben, Erſt zwei Tage nachher gelang e8, des einen, und erit 
drei Tage nachher, des andern Zeugen wieder habhaft zu werben 
um den Hergang zur Urjchrift zu conftatiren, und die bekfall- 
fige Bemühung war wirklich nicht umfonft.. Hätte fih nämlich 
der Notar mit dem ehrwürbigen Zeichen unverfälichter Natur⸗ 
wüchfigfeit begnügt und die entlaufenen Zeugen laufen laſſen, 
ſo hätte ihn gemäß Art. 69, 148, 115 Eine Dieciplinarftrafe 
getroffen; dagegen mußte feine angegebene Handlungsmweile — 
wie ein appellationsgerichtliches Erfenntnig vom 22. November 
1865 einleuchtenn ausführt — mit drei Disciplinarftrafen be⸗ 
ahndet werden - | 

4) weil die beiven Zeugen bie Urſchrift am Tage ber 
Verhandlung nicht. unterfchrieben, obwohl dieß durch Art. 69 
des Not.Gef. geboten wird, . 

2) weil zwei Tage fpäter ber von einem Zeugen unter- 
jchriebene Zufag ohne Zuziehung bes Bethelligten gemacht 
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wurbe, während gemäß Art. 71 alle ohne Zuſtimmung bes Bes 
theiligten angebrachten Zujäße oder Veränderungen nichtig ers 
ſcheinen, 
3) weil das Gleiche mit dem andern Zengen wiederholt 
wurde. 
I. Zu Art. 80 des Not.Gef. 


In der heiligen Schrift wird als etwas ganz Außeror: 
dentliches erzählt, daß einmal ein Zöllner gerechtfertigt nach 
Haufe ging, obwohl er von ſich eigentlich jo wenig etwas Gu⸗ 
te8 zu jagen wußte, als feine übrigen Staubesgenofien. Ohne 
bier auf die Geſchichte des Fideicommiſſes einzugeben, das die 
Erbſchaft der Zöllner allmählig auf die Taxbeamten und nad) 
dem Erlöjchen dieſes Gejchlechtes auf die Notare wälzte, muß 
doch auf einen am 19. Januar 1866 dffentlih verbandelten 
Fall, als Vertreter einer ganzen Gattung, deßhalb Hingewicfen 
werben, weil bier ein. Rotar gerechtfertigt nach Haufe ging. 

Am 17. Juni 1864 wurde nämlich ein Tauſchvertrag 
notariell verlautbart, inhaltlich deſſen ein Bezirksgerichtsfchreiber 
gegen feine Wirthſchaft und cine baare und jofort quittirte 
Taraufgabe von 1109 fl. das Auweſen des Gütlers Johann 
Eifenberger und Ehefrau in Steingriff erwarb. Lebtere be: 
fannten ſich überbieß Erjterem gegenüber für weitere 1250 fi 
als Schuldner und beitellten für diefen Betrag auf dem von 
ihnen eingetaufchten Anweſen Hypothek an naächſt freier Stelle. 
Bald darauf erging unter denfelben Belheiligten in zwei Rechts: 
zügen ein ben Johann Eifenberger zur Zahlung von 1005 fl. 
Wechjeljorderung verurtheilendes Erkenntniß; wieder eine Turze 
Weile darnad, am 3. Dezember 1864 ging der Verurtbeilte 
gleich ungezählten Leidensgefährten zum Staatsanwalte und 
erklärte, ‚mit Ausnahme feiner nachfolgenden Darjtellung ſei 
Alles falſch; falſch ſei der Schuld: und Hypothekenbrief zu 
1250 fl. denn eine ſolche Urkunde ſei ihm in ſeinem Leben nie 
porgelefen und überhaupt erſt dann befannt geworben, als ihm 
das Hypothekenamt mitteljt Taxnote eröffnete, daß ein folder 
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Eintrag eufohgte, falſch fei die Unterſchrift auf dem bezeichneten 
Wechſel, ha er noch gar nie einen jplchen unterſchrieben habe, 
endlich falfch jei die Quittung über 1109 fl. Taufchaufgabe, 
denn er hahe das Geld nach, nicht erhalten und dem Notare 
ausdrücklich bemerkt, erit nach der Verlautbarung des Tauſch⸗ 
vertrags werde cine Theilzgahlung von A400 fl, geleiltet und be- 
ſonders quittirt werden. 

Zwar hätte die Wahrnehmung, daß man fo und ſoviele ver: 
forne Rechtsftreitigkeiten mit Hilfe des Staatsanwalts wieber 
zu fliden verfucht, zu Gunften des Notar fprechen koͤnnen, 
boch bewirkte die hohe Glaubwürdigkeit ver Johann Eijenbers 
ger'ſchen Darftellung, verbunden mit dem allerdings unge— 
fchriebenen aber gleichwohl ziemlich allgemein angenommenen 
Mechtsgrundfate, dag Notariatsurkfunden für und gegen Jeder⸗ 
mann beweijen, fo lange Niemand das Gegentheil behauptet, die 
fofortige Einleitung zweier Unterſuchungen: gegen ben Notar 
wegen Mißbranchs des Amts durch Fälſchung öffentlicher Ur- 
Kunden, gegen den Bezirfsgerichtsfchteiber wegen Betrug, und 
der Angeber wurde in befter Form Rechtens vor Meineid ver: 
warnt, nach gejelicher Vorjchrift  vereidigt, und zur Unter: 
zeichnung des hierüber aufgenommenen, unzweifelhaft Achten, 
jeboch gerade deßhalb durch und durch faljchen, Protofolls auf: 
gefördert, ımterfchrieb und lääugnete bis heute diefe Unterſchrift 
wenigftens richt ab. Allein e8 gab Zeugen, welchen felbjtver- 
ſtaͤndlich mehr zu glanden war, als dem Notare, ja bie fogar 
pie Glaubwürdigkeit des beeidigten Angebers fo erheblich zu er- 
ſchüttern vermochten, daß biefer, wegen Meineids verwiefen, am 
19. Januar 1866 vor die Gefchwornen geftellt wurde. Er 
hielt Hier feine‘ bereits hbeeivigten Behauptungen troß der voll: 
ftändig veränderten Steffung des Staatsanwalts in allen Theis 
len aufrecht; doch traten die Geſchwornen einer Anficht bet, bie 
ben Gerichtshof zur Verhängung Flnfjähriger Zuchthausftrofe 
beſtimmte. Die ganze Geſchichte hätte für einen größeren Kreis 
an fih kaum etwas Bemerkenswerthes, wenn man wicht ganz 
ulfgemein die Wahrnehmung machte, daß auf bie Notare fürm: 
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Ne SHebjagben "veranftaltet, dabei aber natiielich verſchiedene 
Döde geſchoſſen werden; möglicher Weiſe beabſichtigt man im 
Intereſſe des Standes fo firenge Zucht, gewiß ift und bleibt 
aber, daß ſich nicht Wenige und’ nicht gerabe bie Unfähigften 
in Folge endloſer — wenn auch Anderen widerfahrner — Maß: 
regelumgen mit Schreden von einem Berufe wegwenden, bem 
pie ſich vorher mit ganzer Seele zu widmen verfprachen. 


IM. Zu Art. 63 des Not.Gef. 

Wie Seite 25 bes Jahrgangs 1865 diefer Zeitfchrift mit— 
getheilt wurde, verhängte ein Gericht wider einen Notar deß⸗ 
halb eine Disciplinarſtrafe, weil dieſer entgegen der Miniſte— 
rialentſchließung vom Januar 1864 feiner Urkunde ſtatt bes 
unrichtigen Vortrags im Urkataſter, den richtigen des Hypothe⸗ 
kenbuchs zu Grunde gelegt hatte; jetzt wird in den „Blättern 
für Rechtsanwendung“ Bd. XXXI S. 29 geflagt, nach bisheri- 
ger Erfahrung haben ſich ſchoun mehrmals Rechtsftreitigfeiten 
daraus ergeben, „daß die Notare, im bequemen Vertrauen auf 
ben ihnen vorgelegten Auszug aus dem Steuerfatafter, ſich ber 
mühjeligen Aufgabe, den wahren Beftand der Kaufsobjecte durch 
eifrige und eindringliche Rückſprache mit den Parteien zu er: 
gränden, nicht mit der jo wünfchenswerthen Genauigkeit unter: 
zogen; denn nur jelten werde fich ein Verkäufer finden, welcher 
unverſchaͤmt genug wäre, auf die ernſte Frage, ob alle Grundſtücke 
bes Steuerkataſters noch vorhanden feien und keine weiteren in ven 
Kauf gehörten, cine unwahre Antwort zu geben.” Auch hier wird 
aljo die Bermuthung vertreten, jede Partei fei ehrlich und wenn ir 
gend Etwas krumm gehe, fo fei Lediglich der Notar ſchuld, iusbeſou⸗ 
dere, wenn er ſich jo bequem mache, der Miniſterialentſchließung 
zu folgen, nur um nicht geftraft zu werben. In Wahrheit vers 
hält fih die Sache doch ganz anders; der ganzen Welt jei’s 
gellagt, daß leider faſt Feine Urkunde errichtet werben Tann, 
bevor nicht über drei Viertheile des Straf⸗, die Hälfte des Ci: 
vil⸗ und ben größten Theil des Proceßgeſetzbuches des Langen 
und Breiten verhandelt worben ift; Hypotheken, Beichränkungen 
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und alle fonftigem Lafter, die man fi vor ein paar Minuten 
notirte, find nach der Verſicherung der frawmen Betbeiligten 
nimmer vorhanden. Wollte der Notar Alles, was gehanbelt 
oder 'gefprochen wird, beurkunben, jo würbe erſt mit vollem 
Grunde über die im Allgemeinen ohnedies jetzt ſchon zu bangen 
Urkunden eingerückt; weil aber dieß nicht geſchieht, jo ift auch 
außer dem Inhalte der Urkunde Nichts gefprochen oder gehan⸗ 
belt worden.) Um indeß das Urtheil der Leſer in feiner 
Weiſe zu beeinflufien, möge bie Veranlaſſung zu dem mitge⸗ 
theilten Tadel nachftehend von bem Urheber dieſes Tadels ſelbſt 
erzählt werden: 

Laut Notariatsurfunde vom 3. November 1863 hatte 
Dttilie R. ihr Bauerngut um 60,000 fl. an A. M. MW. ver: 
kauft; unter den Kaufsobjecten waren auch in Webereinftinm- 
ung mit dem Steuerkataſter, dem ber Notar gefolgt zu fein 
Scheint, zwei Aecker Plan Nr. 1218, a und b mit einem Flä⸗ 
chenmaße von 2 Tagw. 10 Dezim. vorgetragen. Im Punkte 5 
des Vertrages wurbe feitgefett, für die Nichtigkeit des Tlächen- 
maßes werde nicht gehaftet. Von diefen zwei Aeckern hatte in⸗ 
deſſen die Verkäuferin bereits einige Wochen zuvor die Hälfte 
an einen anderen Käufer unb zwar vor bemjelben Notar ver- 
fauft, fo daß die noch übrige und der Käuferin U. M. W. 
mit übergebene Hälfte nur einen Flächenraum von 1 Tagw. 
5 Dezim. enthielt. Die Verkäuferin will bei der Verlautba⸗ 
rung des Vertrages ihre Abfäuferin auch auf dieſen Abgang 
aufmerkſam gemacht haben, durch ein Berjehen des Notars fol 
jedoch in dem Briefe hievon nichts erwähnt worden fein, — 
ein Umftand, den die Käuferin durchaus in Abrede ftellte. Als 
nun das Gut übergeben war und die Käufern den Abgang 
der Hälfte jener beiden Grundftücke entdeckte, 309 fie von ber 
nächſt fälligen Kaufſchillingsfriſt als Erſatz fiir das Vermißte 
300 fl. ab, mas ſich aber die Klägerin nicht gefallen laſſen 


*) Bergl. biegegen das S. 125 1864 mitgetheilte Erkenntniß vom 
6. März 1863. — Das Gedächtniß des Notars war offenbar fehr ſchwach. 


Aus der Prasis. 41 


wollte, beſonders auch deshalb nicht, weil ſie die einzelnen 
Grundſtuͤcke wor dem Kaufsabſchluſſe ihrer Gegnerin genau vor⸗ 
gezeigt habe. 

Auf die Klage der Berfäuferin legte bie erſte Inſtanz der 
Beklagten den Beweis über den Werth jener beiden Hälften zu 
300 fl. auf, was eben ſoviel hieß, als die klagende Verkänferin 
zum Erſatze des Abganges verurtheiben. Auf bie Berufung ver 
Klägerin veruriheilte das k. Appellationsgericht die beklagte 
Käuferin zur Bezahlung des ftreitigen Kauffchillingsreftes von 
300 fl., weil im Punkte 5 des Kaufbriefes ausbebungen fei, 
für die Nichtigkeit des Flächenmaßes werde nicht gehaftet.. Auf 
bas Revifſionsgeſuch ber Beklagten jtellte indefjen ber oberſte 
Gerichtshof das erftrichterliche Urtheil wieter ber. Diefer Auss 
ſpruch wurde in nachſtehender Weiſe begründet: 

Die appeklationsgerichtliche Entſcheidung gelangt zu jenem 
Definitiverfenntniffe zu Gunſten ber Klägerin durch die An⸗ 
nahme, daß der Streit zwifchen ben Parteien lediglich bie 
Frage betreffe, daß die Klägerin, welche der Bellagten die 
Srimdftüde unter Pl. Nr. 1218, a und 1218, b ertrabirt babe, 
ihrer BVertragspflicht nachgekommen fei, obgleich diefe Objecte 
nicht den in der Notariatsurfunde vom 3. Nov. 1863 aufge: 
führten Zlächeninhalt von 2 Tagw. 10 Dez, ſondern nur 1 
Tgw. 5 Dez. umfaflen; bie Borinftanz hat angenommen, daß 
Berkäuferin den Vertrag erfüllt habe und für jenen Abgang 
von 1 Tagw. 5 Dez. nicht haftbar fei, weil nah Ziff. 5 des 
feitifchen Vertrages eine Haftbarkeit für das Flaͤchenmaß ause 
geihloffen erſcheine. Dieſe ber appellationsgerichtlichen Ent: 
ſcheidung zu Grund Tiegende Annahme if jedoch irrig. 

- Die allegirte Bertragsbeftimmung unter : Riff. 5, dahin 
Tantend: „Für die Richtigkeit des Flächenmaßes ‚wird nicht ges 
haftet”, hat zweifellos nur Bezug auf das im Steuerkatafter 
vorgetragene und aus biefem in bie Vertragdurfunde übertra- 
gene Flächenmaß, indem eben durch jene Beſtimmung jede Haft 
barkeit für den Fall afgelehnt werben ſollte, daß das im Grund⸗ 
fteuerfatafter vorgetvagene Flächenmaß und das in der Wirklich⸗ 
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Beit vorhandene Maß ber verkauften Grundſtüͤcke differiren ſollte. 
Eine ſolche Differenz fteht aber vorwärfig ‘gar nieht in Frage. 
Die unter PL. Nr. 1218, a und b vorgetragenen Grundſtücke 
umfaflen vielmehr unbeſtrittenermaßen bie kataſtermäßig ange: 
gebenen 2 Tagw. 10 Dezim.; dagegen ift beflagterjeits behaup⸗ 
tet, daB Verkäuferin dieſe vertragsmäßig zu ertradirenden Grund 
ſtücke Pl. Nr. 1218, a und b nur unvollitändig, nämlich blos 
zur Hälfte, trabirt habe, indem fie die abgängige Hälfte ſchon 
früher an einen Dritten verkauft und tradirt gehabt Habe. 
Klägerin bat diefes Sachverhältniß auch zugeftanden und fucht 
diefe Nichttradition der weiteren Hälfte jener Grundſtücke durch 
die Bchauptung zu rechtfertigen, daß ber Bellagten vor ber no: 
tariellen Berbriefung fraglichen Verfrages fämmtliche Vertrags⸗ 
objecte vorgezeigt nnd hiebei Kenntniß gegeben worden jei, daß 
nur mehr die Häffte jener unter PL Nr. 1218, a und b auf- 
geführten Grunbdftüce verfauft werde, weil eine Hälfte bereits 
an einen anderen Känfer trabirt worden jet, und daß auch bei 
Verbriefung bes Vertrages vom 3. Rov. 1863 von den Kon- 
trahenten nur ber Verlauf und Kauf der Hälfte von jenen 
PL. Nr. 1218, a und b beabfichtigt gewejen und die Aufnahme 
dieſer Grundſtücke mit einem Flächeninhalte zu 2 Qagw. 10 
Dezim. nur aus Irrthum des Notars gejcheben fei. 

Nach diefen Parteivorträgen ift Far, daß Verfäuferin, da 
fie die nach dem Notariatsacte verkauften Grundſtücke, nämlich 
DI. Nr. 1218, a und b nicht ganz, fondern nur zur Hälfte 
tradirt hat, ven Bertrag, wie folder verlautbart vors 
liegt, nit vollffändig erfüllt habe, Es erhellt hieraus, 
daß das Flächenmaß nicht an und für fih Aulaß zur Begrün« 
dung des Retentions⸗ und Erſatzanſpruches ter Bellagten war, 
jondern die Tharfache, daß Verkäuferin nicht jene Grundflaͤche 
ganz tradirt hat, welche unter PL Rr. 1218, a und b vorger 
tragen erfcheint und welche überdies aud) 2 Tgw. 10 Dezim. 
umfaßt. 

Die Annahme ber Il. Juſtanz, welche ber Verurtheilung 
der Beklagten zur Zahlung von 300 fl zu Grunde liegt, iſt 
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atjo dehhalb irrig, weil hiengdch angrnommen wurde, daß Ber: 
fauferin Die verkauften Objecte tradirt habe, während dem 
Vorangeführten gemäß von den nach Urkunde vom 3. November 
1863 verkauften Grundſtücken Pl. Nr. 1218, a und b nur bie 
Hälfte ausgeantwortet wurde. Die Einrede des nicht vollftän- 
dig erfüllten Vertrages und der hierauf geſtützten Retention des 
Werthes der nicht trabirten Grundſtücke ift daher liquid und 
rechtlich begründet. 

Nachdem nun der notariell verbriefte Vertrag v. 3. Nov. 
1863 unbeſtrittenermaßen der Träger des ganzen Rechtsver⸗ 
hältniſſes zwiſchen den gegenwärtigen Parteien iſt, jo kann auf 
die vor dieſem Notariatsakte ſtattgehabten Traktate eine Rück⸗ 
ſicht nicht mehr genommen werden und erſcheint der behauptete 
Irrthum Seitens des Notars in Aufnahme des Flächenmaßes 
um ſo irrelevanter, als Klägerin ſelbſt bei Genehmigung des 
verbrieften Vertrages nicht im Irrthum über das Vertragsob⸗ 
jekt ſein konnte. 

SAGErk. v. 12. Sept. 1865 RNr. 823%, 


Notizen. 


Nachdem bezüglich der Taxirung ber Altmentenvergleiche 
(vergl. Seite 133, 1865 diefer Zeitfchrift) von  verjchiedenen 
Notariatskammern Bedenten angeregt und Wünſche ausgeſpro⸗ 
hen worden waren, erklaͤrte die authographirte Juſtizminiſterial⸗ 
entſchließung vom 27. September 1865, der Gegenſtand bleibe 
weiterer Erwägung im Einvernehmen mit dem Yinanzminifte 
rinm vorbehalten. Nun beftimmt eine Finanzminifterialents 
jchliegung vom 11. Januar 1866 Nr. 62, daß die Taxirung 
ber Verträge Über Alimentatlon unehelicher Kinder mit Rück— 
fit auf die Beftimmung in Art. 27 Abf. 2 des Targefebes 
vom 28. Mai 1852 nad) dem zehnjährigen Anjchlage der bes 
dungenen Alimentationsbeträge zu gejchehen babe, wenn auch 
im Bertrage die Feſtfetzung auf cine längere Lebensoaner ge: 
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ſchehen fein fehlte. : Das iſt jedenfalls noch neuer, aber nicht 
viel richtiger, als die bekaͤmpfle Anficht der Tarrevijoren. 


Im Zuftizminifterialblatte vom 27. Januar 1866 Seite 
19 wird folgende Entichliegung vom 21. Jan. 1866 mitgetheilt: 

In 5 19 Abſ. 2 der Bolzugsvorfchriften vom 2. Juni 
1862 zur allerhöchiten Verorbnung über die Behandlung bes 
Tax⸗ und Stempelmwejens vom 28. Mai 1862 ijt die Befug⸗ 
nig der k. Regierungsfinanzlammern anerkannt, Alten und 
Aktenſtücke oder Abſchriften von ſolchen zur Einſichtnahme bei 
Reviſion der Tarregifter zu erholen, wenn dieſes unumgänglic 
nothwendig iſt. 
Bei Reviſion der Taxregiſter der Notare kaun im Hin⸗ 
blicke auf Art. 92 Abſ. 1 des Notariatsgeſetzes nicht die Ein- 
fenbung von Urkunden in Urfchrift, ſondern nur die Anfertigs 
ung von Abjchriften ober Auszügen derjelben in Frage kom⸗ 
men. Die Anfertigung biefer Abfchriften und Auszüge ift von 
mehreren Notaren, als außer ihrer Verpflichtung liegend, ver: 
weigert und zur Begründung der Weigerung weiter angeführt 
worden, daß fie zu anderen unentgeltlichen Leiftungen, als den 
in Art. 29 und 30 der Notariatsgebühren-Orbnung aufgeführs 
ten, nicht gehalten feien. 
| Diefe Weigerung iſt inbeffen feineswegs gerechtfertigt, 
nachdem den Notaven für die Beforgung der auf das Tax⸗ und 
Stempelwefen bezüglichen Gejchäfte, zu welchem aud) die Er- 
theilung aller zur Reviſion dev Tarregifter nöthigen Aufſchlüſſe 
zu zählen ift, durch 9.10 der allerhöchiten Verordnung vom 
23. Mai 1862 eine Tantieme bewilligt ift und von Seite ber 
k. Regierungsfinanzfammern Abfchriften oder ‚Auszüge von Urs 
funden zu dem angegebenen Zwecke nur felten erholt werben, 
jo daß hierin eine unverhältnigmäßige Belaftung ber Notare 
nicht gefunden werben kann. 

Das unterfertigte £. Staatsminiſterium macht im Ein⸗ 
verftänbniffe mit dem k. Staatsminifterium ber Finanzen bie 
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Notare hierauf mit dem Beifügen aufmorkſam, daß es ihnen, 
wenn fich das betreffende Rentamt am Orte ihres Amtsfikes 
befindet, geftattet jei, in Fällen beſonderen Gejchäftäbranges fich 
mit biefer k. Behörde wegen Aborbnung eines verpflichteten 
Rentamtsgehilfen in bie Amtsräume des Notars zur Anferti- 
gung der von ber k. Regierungsfinanzkammer verlangten Ab⸗ 
ſchriften zu benehmen. 


Der oberfte Gerichtshof hat zeuge ber „Blätter: für Rechts⸗ 
anwendung” B. XXXI ©. 14 am 31. Oftober 1865 neuers 
Lich beftimmt und deutlich erflärt: 

Eine Notariatsurkunbe, worin. ih ein Vertrag verlaut⸗ 
bart findet, muß getreu wiedergeben, worüber die vertragſchlie⸗ 
Benden Theile in ihren gegenſeitigen Abreden einig waren; 
fie Liefert dann auch den Beweis, daß fie nichts Anderes, als 
was darin enthalten ift, verabrebet haben. Würde man gegen 
den Inhalt einer Notariatsurkunde einen Zeugenbeweis und bie 
daran hängenden Nothbehelfe des Erfüllungss oder Reinigungs- 
Eides darüber zulafien, was bei Gelegenheit der Traktate unter 
ben Theilen abgemacht und geſprochen wurde, daß über einen 
barin aufgenommenen Punkt eine wahre Einigung nicht vor= 
berging, daß etwas Anderes, was barin mit Stillihweigen über: 
gangen ift, ausgemacht sder daß ein Punkt anders verabredet 
wurde, als in der Urkunde vorkoͤmmt, — fo wäre die ganze 
privilegirte und hochgeftellte Beweistraft der Notariatsurfunden 
über den Haufen geworfen, der Urkundenbeweis, welcher jchon 
nach Vorfchrift der GO. Kap. XI $ 11 immer da vorgehen 
foll, wo durch Geſetz oder Gewohnheit die Schrift erfordert 
wird, müßte dem Zengenbeweife und dem noch viel bedenkli⸗ 
heren Probemittel der eiblichen Erhärtung einer Partei aus⸗ 
weichen, fih davon umftürzen laſſen, — was nicht, blos ber 
Natur der Sache, jondern auch den klar Fund gegebenen Ab: 
fichten des Geſetzgebers bei der Erlafiung bes Notariatsgeſetzes 
ſchnurſtracks widerſtreiten würbe. Der ganze Werth dieſes 
Geſetzes wäre damit In feinen Grundpfeilern erſchüttert, ber 
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Zweck, den es erreichen ſollte, in einer großen Anzahl von Faͤllen 
vereitelt. Außer dem Falle cines Betruges, des Irrthums oder 
ver Simulation kann daher einem Zeugenbeweiſe darüber, was 
bei der Errichtung eines notariellen Kaufbriefes unter den Thei⸗ 
len ausgemacht war, fein Gegengewicht wider ben Inhalt des 
Smitrumentes beigelegt werben. 


Siteratur. 

Das Ansgleichöverfahren in Oecfterreih von Dr. Karl Neid, 
k. k. Rotor in Wien. Verlag von Friedrich Manz, 
Wien 1865. 

„Zeber haftet mit feinem geſammten, ſowohl ınıbemeglichen als be⸗ 
weglichen, gegenwärtigen und zulänftigen Vermögen allen feinen Ofäubigern,” 
-wärbe ohne Zweiſel allgemein angenommen werden, and, wenn die Priori⸗ 
tätsordnung vom 1. Juni 1822 nicht ausdrücklich mit.diefem Satze anfiuge, 
weil das natürliche Rechtsgefühl unabläflig dafür flreitet. Daß häufig dieſe 
dingliche Haftung nicht einmal ausreicht, ſondern auf die Perfon des Schuld⸗ 
ners gegriffen wird, braucht weder aus dem römifchen Gefehe der zwolf 
Tafeln noch aus deutfchen Rechtsalterihümern bargetban zu werben, nad: 
dem erſt mit Geſetz vom 5. Dfteber 1863 dem Art. 2 der allgemeinen 
deutſchen Wechſelorduung vom 26. Nov. 1848 bie ſchärfſte Auslegung feiner 
Beftimmung, ber Wechſelſchuldner hafte für die Erfüllung der Übernom: 
menen Wechfelverbindlichkeit mit feiner PBerfon und feinem ie ge: 
fihert werden if. 

GEbenſo gewiß IR aber auch, baß aue Boßfeekungsarten einzeln ober 
zuſammen genommen in einer täglich wachſenden Reihe von Fällen no 
lange nicht ausreichen, alle Gläubiger zu befriedigen, ſelbſt wenn fie den 
Schuldner ganz und gar vernichten, uud da wohl Jedermann vor einer 
Gerechtigkeit ſchaudert, „bei der die Welt zu Grunde geht”, finden fi bie 
verſchiedenartigſten gefeßgeberifchen Verſuche, unnütze Menſchenopfer zu bes 
ſeitigen, unter welchen das Zwangscuogleichverfahren bie bedeutendſte Rolle 
einzunehmen ſcheint. Wenn in dieſer Beziehung die vereinzelnten Beſtim⸗ 
mungen in L7 8 7, 17,19, L 8, 9, 10, D (2. 14), L58 1D (17.1) 
zu beſonders tiefgehenden Betrachtungen nicht anzuregen vermögen, fo zwingt 
biezu jedenfalls das Beiſpiel des wirtbfhaftsfundigen Englands. In dies 
fen Lande des Handels hat man nämlich ſchon feit jeher in Anbetracht bes 
Einflufies ber Gantgeſetzgebruig flir bie Hffentlihe und allgemeine Wohlfahrt 
neben dem firengen Rechtsgrundſätzen auch wirthichaftliche und menſchliche 
. Rüdjihten zur. Geltung kommen laſſen und dem Ueberſchuldeten einen viel 
weiteren Schutz gewährt, als in andern Gefeßgebungen, einen Schuß, ber fo: 
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gar bie zur gäntzlichen Vernichtung der Rechte der Glänbiger, zur Beirei- 
ung feiner Berfon und feines Bermögens von ihren Auſprüchen geführt 
bat. Doc läßt das Geſetz feine Wohlthaten nur dem Redlichen angebeihen, 
der ih durch fein Verhalten vor und In ber Sant des Schutes Werth ges 
zeigt bat. Diefes Verhalten hat der Richter mittelft des ſogenannten 
Schlußverhors von Amtswegen zu erferfhen und nah drei Abſtujungen 
in Zeugnißform zu verbefhelden. Das nuneingeſchränkte Zeugniß gejeplichen 
Berhaltens wirft Befreiung bes Schuldners für Die AZulunft von alleı vor 
ber Sant entſtandenen Anfprücen, fo baß die Gläubiger weber die Perſon 
noch bas Vermögen jenes. mehr angreifen bürfen; die Wirkung eingefchräuf- 
ter oder bedingter Zeugnifje it in deren eigenem Inhalte je nad ham ges 
gebenen alle umijchrieben, Das engliihe Recht geht aber noch weiter; 
wenn fih ber Schuldner ein Zeugniß feines Wohlverhaltens verdient. bat, 
fo erfcheint es dort billig, ibn nicht entblößt von allen Mitteln auf die 
neue Lebensbahn binauszufchiden, fonbern ibm — wenn auch auf Kofler 
ber Gläubiger — «inen Theil feines chemaligen Bermögens zur Stütze 
feines weiteren Lebens mit auf den Weg zu geben. Diele nom Geſetze 
bemeficne Unterſtützung richtet fi nach bem Betrage, ben die Maſſe den 
Släubigern gewährt, barf aber cin befimmtes höchſtes Maß nicht über: 
ſchreiten. Wird dagegen das Zeugniß ganz ober zur Zeit verfügt, fo if ber 
Schuldner bes Gerichtsſchutzes verluftig und nicht nur nach beeubigter. Samt 
den Angriffen feiner. Gläubiger mit Perfon und Vermögen preißgegeben, 
fondern auch während der Sant Förperlidher Haft ausgeſetzt. 

Nicht minder anregendb find von allen andern Ländern abgefehen die 
Erfahrungen in Deßerseih ; denn daß hier bezüglich aller Verhältniſſe bei 
unzureichendem Vermögen binlängliche Gelegenheit zu wmannigfaltigen Wahr: 
wehmungen gegeben tft, werben felbfi die Feinde Defterreihs — ja biefe 
vielleicht am bereitwilligften. — zugeben. Bereits die Wechſelordnungen 
vom 10. September 1717 Urt, 53 und 20. Wai 1722 Art. 53, bie Falli⸗ 
mentsorbnungen von 18. Auguſt 1704 und 4. Mörg 3706 Art. 2 fowie 
die Gerichtoorduungen vom 4. Mai 1781 8 354 und 19. December 1796 
& 468 enthielten Beſtimmungen über das Ausgleihsverfahren (auch Accord, 
Goncarbat, Debitweien, Friſten⸗ and Rachlaßgeſuch genannt), bo brängte 
erfi die newefte. Zeit auf Anwendung und Angbehnung. Lange Tonute man 
fi nicht dazu verftehen, über diefen Gegenftand ein bejonderes Geſetz wie 
etwa das bewährte Bremifche vom 1. Juli 1843 zu erlajien, doch erſchien 
ein ſolches am 18. Mai 1859, wenige Tage, nachdem ber Fall eines ber 
größten Handelshäufer Wiens einen ben Yortigen Hanbelsflanb in größerem 
Umfange gefährbenden Umſturz in Ausficht geſtellt halie, fo ſichtlich übers 
eilt, daß es bereit3 am 15. Juni, 14. Zuli und 4. Auguſt 1859 ergänzt 
und verbefiert werden mußte und felbft mit diefen Verbeflerungen bald all⸗ 
feitig bekämpft wurde; erft am 17. Decemder 1862 ram nach veifitcher Ders 


28 Literatur. 


handlung im Reichsrathe das Geſetz vom 47. Derember 1862 gu Stande, 
das bie Grundlage der. Darfteflung des: an ber Spitzo bezeichneten Werles 
‚bildet. Bu 

Das Geſetz kommt lediglich den Kaufleuten im Sinne bes Handels⸗ 
gejelsbuches und den Erwerbögefellichaften, welche als ſolche wenigſteno feit 
zwei Jahren in die öffentlihen Bücher eingetragen wurden, jedoch nur eins 
mal zu gut; wer einmal von Gant oder Audgleihsverfahren betroffen 
wurde, iſt der Wohlthaten diefes Geſehes verluſtig. Das Berfahren ſelbſt 
ſtimmt in der Hauptſache mit ber wirklichen Gant überein; wichtig und 
nen erfcheint jedoch die Stellung bes Notare, foferne biefer. nit nur zur 
Beſchlagnahme und Inventirung des Vermögens, fordern auch zur Leitung 
bes ganzen Asgleichsverfahrens berufen werden fol, was eine förmlich 
Neubelebung des in Oeſterreich ziemlich fiefmütterlich bedachten Notariaks 
‚zur Folge Batte, ſowie bie weitgehende Befugniß bes Gläubigerausſchuſſes, 
bie dem Gefepe erſt feine volle Bedeutung gegeben und deſſen Beſtand ge⸗ 
fihert hat. Die Ausführungen des Herrn Verfaſſers — auf welche um fo 
mehr’ verwiefen werben muß, als bier kein Raum zu eingehender Darſtell⸗ 
ung gegeben if — find. aus dem Leben und für das Leben. gründlich und 
‘ Bar gefärichen, wie dieß von bem hochverbienten Serausgeber der Zeit: 
ſchrift für das öferreichifche Notariat wohl nicht anders erwartet werden 
durfte. Berichterkatter, der fchon mehrfach wit ritterlicher Entſchiedenheit 
für gefirade Zwangsvollſtrekung und feharfe Gaut gefochten, gefteht germe 
zu, daß ihn die fchlagenden Worte bes fraglichen Werkes erheblich wanken 
machten, will fie aber — ob er aud völlig aus dem Sattel. feiner bisheri: 
gen Grundfäge geworfen werden ſollte — mach Borihrift beutfher Weis: 
thümer noch gerne einhundert act und zwanzigmal überlegen, benn bie 
Sache verdient wirflid die vollfte Aufmerkſamkeit. Die. Frage iſt deßhalb 
nicht bloß vom fechsten beutfchen Zuriftentage, fondern auch wem Entwurfe 
der Proceßordnung in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten für das Konigreich 
Bayern Art. 1020 bis 1157 zur Beraihung auf bie Tagesordnung geſtellt, 
von letzterem aber vorkiufig bereits dahin beantwortet worden, daß nicht 
blos die Beftimmungen ber Gerichtsorbnung cap. XVII $ 13 unb bes 
-6 70.de8 ProceBgefeßes vom 17. November. 1837, ſondern überhaupt jeber 
Zwangsausgleich ſchädlich und verwerflich erſcheine. Vedremmo. 


Dienſtes· Nachrichten. 

Am 24. Januar 1866 wurde ‚ber I. Notar Ludwig Schmolze von 
Reuftadt auf Anfuchen nad Anmweiler verfegt unb ber geprüfte Rechts⸗ 
practicant Hermann Henl aus Billigheim zum ek. Rolare in Annweiler ers 
nannt. : 


Drud und Verlag der €. H. Bed'ſchen Buchhandlung in Nördlingen. 
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die freiwillige "Serintsbarkeit 


Bayern diesfeits und öjenſeils des Rheins. 


Unter Mitwirkung der Notare Hofrath Sranz v. Seybold in 
München, Friedrich Bolza in Herxheim u. U. 
herausgegeben von 


Iduard Graf, 


Motoriotögehilfen in München, Amelienſtraße Rro. MM. 
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Anrichtige Beurkundung. 
(Zur Greuzbeſtimmung zwiſchen Disciplmarverfahten und Strafrecht.) 

In der Gemeinde M. hatte eine Reihe von Arrondirungs⸗ 
taufchverträgen ftattgefunden, deren Verlautbarung unterblieben 
war, weßhalb ſowohl das Rentamt, ale der Gemeindevorſteher 
den am Sige des nÄchjtgelegenen Bezirksgerichts wohnenden 
Notar um Beurkundung biefer Verträge erfuchte. In Folge deflen 
Iud der Notar alle Betheiligten auf Pfingftfonntag den 4. Juni 
1865*) in das Wirthshaus zu M., kam aber ans bier gleich: 
giltigen Gründen ſelbſt verfpätet und namentlich) erſt alsdann, 
als fih J. und TH. K. bereits wieder entfernt hatten, während 


2) Am nämlihen Tage am ein Notar, der in den nächſten Tagen 
feine Hochzeit begeben wollte, burdh feine eigene Hand um's — me 


ber vorſtehend gemeine um feinen Namen. 
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noch an fünfzig Bethetligte verfammelt waren. Dieß ergab ſich 
allerdings fchon gleich bei der Ankunft des Notars, allein Letz⸗ 
terer hoffte, die im Drte wohuenden Eheleute J. und Th. K. 
gleichwohl noch beiziehen zu koͤnnen und errichtete fofort zwei 
jehr weitwendige Urkunden (vie seine berfelben enthält nahezu 
jechzig Seiten) Regiſternummer 775 ud :77B, jebe, ber Haupt: 
Sache nach mit folgendem Tingange: 

„Auf ausdrückliches Anſuchen um notariele Verlautbar⸗ 
ung einiger‘ rüdftändiger Arrondirungstäufhe An Ort und 
Stelle, verfügte fih heute den 4. Juni 1864 der unlerfertigte 
in X wohnende f. Notar N. N. hieher nah M., Gemeinde 
gleichen Namens, wofeldft nıan im Wirthshaufe von dort nach—⸗ 
benannte, dem Notar nad Namen, Stand und Wohnort befannte 
Intereſſenten anweſend traf. Dieſelben erflären vor Allem, 
bat fie zum Zwecke der Arrondirung einzelne Täufche abge- 
ſchloſſen haben, und erjuchen fofort um notarielle Beurfuntemg 
berfelben. Fragliche Zäufche werden unter folgenden allgemei- 
nen Bedingungen abgeichloffen: 

1) Ein Daraufgeld findet von Teiner Seite ftatt, indem 
ein allenfallftger Minberbetrag einer Grundfläche einerſeits durch 
günftige Lage und befiere Bonität auf der andern Seite hiedurd) 
wieder ausgeglichen wird, jo daß hiedurch Tein Befititand im 
Weſentlichen alterirt und ven allenfallfigen Hypothekglaͤubigern 
nad 5 6 des betreffenden Arrondirungsgejeges ein Widerſpruch 
nicht zufteht. 

2) Die Taufchenden befinden fich bereits im Beſitze ber 
beireffenden Xaufchobjecte, Haben von heute an alle auf denſel⸗ 
ben rubenden Steuern, Laſten und Abgaben zu übernehmen 
und gejtatten »iejelben fofortige Umſchreibung diefer Taufchob- 
jeete in ihren gegenfeitigen Befib und das Eigenthum. 

39) — — — 9 — — — 

Unter dieſen allgemeinen Bedingungen vertauſchen,“ 

Nun folgen, mit römischen Ziffern numerirt, die einzel- 
nen Taufchverträge und zwar in Reg. Nro. 775 unter IV, VII 
IX und X, in Reg.Riro. 776 unter VE folde, in welden J. 
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und Th. K. als handelnd aufgeführt werden. Die Letztgenann⸗ 
ten erſchienen jedoch am Tage der Beurkundung nicht wieder, 
wurden auf einen der naͤchſten Tage zu dem Amtsſitze des No- 
tars beſchieden und unterfchrieben bort nad Anweiſung eines 
Gehilfen die Berträge Reg. Nro. 775, VIII, IX, X, ohne von 
deren Inhalt dur Selbftlefen oder Anhörung bes Vorleſens 
Kenntnig zu nehmen, in Abweſenheit des Notare, unterließen 
aber die Unterfchrift zu den Verträgen Reg. Nro. 775, IV und 
776, VI, weil fie der Gebilfe nicht aufmerkfam machte, daß- fle 
auch hiebei betheifigt fein. Beide Urkunden enthielten außer: 
dem noch verichiedene andere Unregelmäßigkeiten, für welche der 
Notar beſonders zur Rechenſchaft gezogen wurbe; in den ange⸗ 
gebenen Thatſachen dagegen erſah das Bezirksgericht zwei Vers 
gehen des Mißbrauchs des Amts zur Fälfchung von Urkunden, 
verwies deßhalb am 3. November 1865 die Sache in feine df- 
fentlide Sitzung, verordnete zugleich die vorläufige Suspenſion 
des Rotars vom Amte, erkannte in der öffentlichen Sibung vom 
25. Nov. 1865 anf Vergehen des Amtsmißbrauches zur Fäl- 
hung von fünf Urkunden, verurtbeilte deßhalb den Notar zu 
einer ſechsmonatlichen, auf einer Feſtung zu erſtehenden Gefäng- 
nipftrafe, verhängte auch die in Art. 28 des Strafgeſetzbuches 
bezeichneten Steaffolgen und begründete biefed Erkenntniß durch 
folgende Sätze 

Artikel 37 41 des Strafgeſetzbuches jche den Thatbeitand 
des Bergeheus des Mißbrauch des Amtes zur Bälfchung von 
Urkunden lediglich dahin feſt, daß ein Beamter Urkunden, deren 
Aufnahme ihm vermöge feines Dienftes obliegt, wifſentlich un- 
richtig aufnimmt, und forbere eine Abſicht, um damit einen ges 
wiſſen Zweck zu erreihen — fowelt es ſich nur um ein Ber 
gehen handle — nicht. Nach dem Wortlaute dieſer Geſetzes⸗ 
ſtelle könne man zum Thatbeſtande des als Vergehen ſtrafbaren 
Reates ben Nachweis der Abſicht einer rechtswidrigen Täͤuſchung 
nicht fordern, denn die Strafbarkeit liege ſchon in der wiſſent⸗ 
lichen Berletzung der ——— — nur — Urtanben, 


aufzunehmen gebiete, 
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Im gegebenen Falle laſſe ſich übrigens von der vorſätzlich 
‚ und wiſſentlich vorgenommenen unrichtigen Beurkundung die 
Abficht, eine rechtswidrige Täufchung hervorzurufen, gar nicht 
trennen, weil durch die unrichtige Urkunde jedenfalls ein Be⸗ 
weismittel über einen Vertrag, der gar nicht abgefchloffen wurde, 
alſo ein falſches Beweismittel gejchaffen worden jei. 

Daß der Artikel 374 des Strafgejebbuches hier nicht zur 
Anwendung Tommen fönne, ergebe fich daraus, daß bier ſolche 
abwefende Perſonen als anweſend in dev Urkunde fäljchlich auf: 
geführt feien, durdy deren Anwefenheit eben die Rechtswirkſam⸗ 
feit der Urkunde nad) ihrem Zwecke bedingt werde. 

Das Appellationsgericht fprach auf Berufung des Ange: 
Hagten Letteren nach dem Untrage feines als ausgezeichneter 
Rechtstenner befannten Vertheidiger8 am 27. December 1865 
von Schuld und Strafe frei, weil in den angegebenen Bor: 
Tommniffen der Thatbeftand eines Vergehens nicht gefunden wer- 
den Tann, da e8 an jeber vwerbrecheriichen, insbeſondere an ber 
zum Xhatbeitande der Urkundenfälichung erforberlichen Abficht, 
durch die Handlung oder bier durch die Unterlafjung der Eon: 
ftatirung der Abweſenheit eines Bertragstheiles irgend Jeman⸗ 
ben rechtswidrig zu täuschen, im gegebenen Falle gebricht. Die 
Anfiht des Erftrichters, daß es bei dem angejchulbigten Ber: 
gehen auf eine folche Abſicht nicht antomme, Tonnte ber Appel 
lationsrichter nicht theilen. Abgefehen davon, daß das Margi: 
nale des Art. 371 das in diefer Gejeßesbeftimmung mit Strafe 
bebrohte Vergehen und beziehungsweife Verbrechen aushrüdlich 
als einen Mißbrauch des Amts zur Faͤlſchung oder Unter: 
dbrüdung von Urtunden bezeichnet, daher ſchon hiedurch 
zu erkennen gibt, daß die vortjelbft angebrohten Strafen von 
dem Dafein der gejeglichen Merkmale der Faͤlſchung oder Unter- 
brüdung von Urkunden bedingt werben, baß aber der Begriff 
ber Urkundenfälfhung gemäß: Art, 176, ebenfo wie. jener ber 
Urkunden-Unterbrüdung nah Art. 173 den Zweck ber rechts⸗ 
widrigen Täuſchung erfordert, jo waltet auch materiell fein 
vechtlicher Grund ob, aus welchem der Beamte, ber .ohne bie. 
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Abficht, bei irgend Jemanden in rechtswidriger 
Weiſe eine Täuſchung Hervorzubringen, in einer öffentl 
hen Urkunde (und von ſolchen Tanıı es fich hier nur handeln), 
zu deren Aufnahme er befugt tft, wenn gleich wiffentlich etwas 
unrichtig aufnimmt, mit den firengen Strafen und Straffolgen 
des Art. 371 belegt werben, dagegen ein Anderer, der un be⸗ 
fugt eine ſolche oͤffentliche Urkunde mit den Merkmalen einer 
öffentlichen verfertigt, olme die oben befagte Abficht nach ber 
Beftimmung des Gefehes Art. 176 ftraffret ausgehen foll. 
Betrachtet man hiezu noch die Schlußpebatte Aber die fraglichen 
Geſetzesſtellen in der gemeinjchaftlichen Sikung des Gejebge- 
bungeausfchuffes beider Kammern vom 8. Juni 1861 (Beila- 
gen Bd. 111. ©. 473), bei welcher ſchließlich die Erflärung eines 
Mitgliedes: 
„Ih glaube, daß durch die Eingangsworte zu Art. 
177 (jet oben allegirter Art. 176), welde anf die 
ganze Materie zu beziehen find: „„zum Zwecke 
rechtswidriger Täuſchung““ die Gefahr (nämlich des Miß- 
verftändniffes durch die Gerichte) abgewendet iſt“ 
ohne alle Gegenerinnerung angenommen, und daß in ber hierauf 
erfolgten gemeinfchaftlichen Abſtimmung unter fpezieller Bezug: 
nahme auf bie Erflärungen In der Discufiton der Art. 177 
(jegt 176) zugleihd mit dem Art. 377 Abi. 1 (jet 
371) angenommen wurde, jo kaun Fein gegrünbeter Zweifel 
auftauchen, dag in dem einen wie in dem andern dieſer Artikel 
ber” Imed der rechtswidrigen Täufchung zum Xhatbeitunde bes 
Delicts erforderlich ift. Zwar meint der vorige Richter, daß ſich 
im gegebenen Falle die Abficht, cine rechtswidrige Tänjchung 
hervorzurnfen, von ber unrichtigen Beurkundung gar nicht tren- 
nen Yaffe, weil dadurch ein falfches Beweismittel geſchaffen 
worden fei. Allein abgejchen von der Unterfuhung der Trage, 
ob die letztere factifche Praͤmiſſe der Schlußfolgetung auf ben 
Zweck des Beichuldigten bei jener unrichtigen Beurkundung 
richtig iſt oder nicht, fo ift doch, wie überhaupt im ſtrafrechtli⸗ 
herr fo auch im gegebenen alle, der Erfolg einer Handlung, 
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beziehuugsweiſe Unterlaſſung von’ der Abſicht ihres Urhebers 
immerhin zu unterſcheiden. Da nun aber gerade im gegebenen 
Falle ſchon im Allgemeinen ein Intereffe des Beſchuldigten, 
irgend Jemanden rechtswidrig zu täufchen, nicht ergründbar tft, 
bie betreffenden Verträge, wie conftatirt, bereitä vollzogen waren, 
und ber Beichuldigte vor und bei der unrichtigen Conftatirung, 
wie ebenfalls zur Gewißheit gebracht wird, viefelde durch Vor⸗ 
ladung der Ebeleute J. und Th. K. behufs der nachträglichen 
Genehmigung der Verträge zu paralyfiren, wenigftens das rich⸗ 
tige Verfahren zu furrogiren bemüht war, fo bat fich bei bem 
Apellationsrichter im Gegentheile die Weberzeugung feitgeftellt, 
daß der Beichuldigte bei der oben conftatirten Handlung, bezieh- 
ungsweiſe Unterlaffung den Zweck, irgend eine phyſiſche oder 
juriftifche Perfon rechtswidrig, das heit mit Bewußtſein feines 
Unrechts, zu täuſchen, nicht gehabt habe, 

Da hienach an dem Thatbeftande des Art. 371 ein wejent- 
liches Mertmal fehlt, aber auch von Anwendung des Art. 374 
feine Rede fein kann, weil dieje letztere Geſetzesbeſtimmung eben 
auch wieder den Zweck der rechtswidrigen Täufchung irgend 
einer Perfon over Behörde vorausjebt und fi von bem erſt⸗ 
erwähnten Gejebegartifel nur durch das Erforderniß eines min: 
beren Grades von Erheblichkeit des. objectiven Falſums untere 
ſcheidet, endlich auch eine andere Beſtimmung des Strafgeſetz⸗ 
buches bier nicht einjchlägt, fo fallt die angejchuldigte Handlung 
aus dem Gebiete des Strafrechtes hinaus und nad Art. 113 
bis 145 des Notariatsgefeßes lediglich der Beurtbeilung "der 
treffenden Disciplinarbehoͤrde anheim. 

Gegen dieſes Erfenntnig und beziehungsmeije gegen Richte 
onwendung des Art. 371 Icgte der Staatsanwalt am Appella: 
tionsgerichte die Nichtigleitsbefchwerbe ein, indem er. von ber 
Anficht des Erjtrichters ausging, daß der Zweck rechtswidriger 
Täuſchung Teineswegs zum Thatdeftande gehöre. Urt. 371 bes 
handle in feinen zwei Abſätzen weſentlich verſchiedene Hand⸗ 
lungen ; während nämlich der Abſ. 2 von der Fälſchung und 
Unterdrũckung von Urkunden fpreche, welche einem Beamten 
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vermöge feines Dienſtes anvertraut ober zugängtich ſelen, regle 
Abf. 1 den Fall, wenn ein Beamter Urkunden, beren Aufnahme 
ihm obliegt, unrichtig aufnimmt oder abfaßt. Nach dem Be⸗ 
geiffe von Faͤlſchung, wie er in Urt. 176 und 318 gegeben und 
gewöhnlich aufgefaßt werbe, koͤnne man diefe Handlung Teine 
Fälfyung heißen. Dieß habe der Gefetzgeber auch anerkaımt, 
indem cr es für nöthig farb, für biefelbe eine befondere Bes 
griff und Strafbeftinnmung zu geben, was offenbar unnoͤthig 
geweien wäre, wenn er fie als Fuͤlſchung erachtet Yätte, da in 
dieſem Fall ber Abſ. 2 allein volllommen genfigt Bätte und 
Abſ. 1 nur eme fehe unglüctiche Tamtologie wäre. Fr bei 
fraglichen Heat genüge der einfache Borfak, Etwas wiſſentlich 
unrichtig aufzunehmen, eine weitere Abſicht fei nicht: erforderlich, 
Die Berufung anf das Marginale bes Art. 371 erfiheine un⸗ 
behelflich, weil für den Begriff des betreffenden Neates offenbar 
wicht die oft ungenaue Bezeichnung (vergl. Art. 215, 342) des 
Marginales, jondern nur der Inhalt des Artikels ſelbſt maß⸗ 
gebend fein könne. Wenn noch erwogen werbe, daß ein Be 
amter jchon vermoͤge feiner Stellung zur bejondern Heilighalt⸗ 
ung ber Wahrheit verpflichtet jei, jo Hatte der Geſetzgeber auch 
feinen Grund, für Reate des Art. 371 Abſ. 1 eine weiter 
gehende Abficht, als einfachen Vorſatz zu forvem. Wollte man 
hörigens annehmen, daß er die Abficht rechtswidriger Täufchung 
gefordert babe, jo bliebe es geradezu unbegreiflich, wie man für 
einen zur umbebingten Angabe dev Wahrheit in feinen Beur⸗ 
kundungen verpflichteten Beamten im alle des Art. 371 Abſ. 1 
mit einem Strafminimum von ſechs Monaten oder nach Art, 
874 mit einem ſolchen Marimum bedrohen konnte, währen» bei 
gleicher Abſicht nach Art. 182 in einem gleichen Falle ben ges 
wöhnlicden Unterthunen mindeſiens em Jahr Gefängnik treffe. 
In der Sigung bes oberfien Gerichtshofes von 9. Febr. 
1866 beantragte aber der Herr Generaiftantsanwealt bie Ver⸗ 
werfung biefer Nichtigfeitsbejchwerbe, weil, wie ber oberfte Ges 
richtshof unter ausdruͤcklicher Bezugnahme amf bie au vom 
Appelationdgerkhte angezogene gemeinſchaftliche Berathung ber 
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Ausichüffe beider Kammern vom 8. Juni 1861 bereits am 
3. Dezeinber 1864 und nenerlih am 15. Januar 1866 aus 
führte, die Abſicht einer rechtswidrigen Täufchung bei Anwen⸗ 
bung des Urt. 371 unerläglich erſcheint. Gleichwohl enthalte 
der angezogene Artikel Leine Tautologte, unterfcheide vielmehr, 
wie man richtig unterfcheiden müfje; Abſ. 1 vegle nämlich bie 
Falle, da ein Beamter Urkunden, deren Aufnahme oder Abfafl- 
ung ihm vermöge feines Dienftes obliegt, jelbft von Aufaug an 
unrichtig aufnimmt oder abfaßt, Abſ. 2 dagegen bie Fälle, die 
ein Beamter bereits fertige, gleichviel non men aufgenommene 
Urkunden, welche ihm vermöge feines Dienftes anvertraut oder 
zugänglich find, verfäljht oder unbefugter Weiſe unterdrüdt; 
Art, 374 endlich müffe als Unterfall des Art. 371 Abſ. 1 
aufgefaßt werden, denn auch diefer Artikel jege die Abficht einer 
rechtswidrigen Täuſchung irgend einer Perfon ober Behörde 
(nicht bloß der Betheiligten) und eine unrichtige Aufnahme ober 
Abfaffung der Urkunde voraus, beſchränke aber feine Anwend⸗ 
barkeit auf die faljche Angabe einer Orts⸗ oder Zeitbeftimmung, 
und auf die Aufführung einer abwelenden Perjon als anmwes 
jend bei gleichzeitiger Unerheblichkeit der falſchen Angabe für 
die Rechtswirkſamkeit ber Urkunde. Die rechtswidrige Abficht 
jei aber damit gegeben, daß die Meinung hervorgerufen werben 
wolle, die in der Urkunde enthaltene unrichtige Angabe ei 
wahr und ächt; doch könne bier auf die Anwendbarkeit des 
Art. 374 deßhalb nicht näher eingegangen werben, weil ber 
Staatsanwalt nur wegen Nichtanwendung des Art. 371 Bes 
Ihwerde geführt babe und der Nichtigkeitsbeſchwerde die allge: 
meine devolutive Wirkung einer Berufung nicht zugefprochen 
werben Fönne; der. oberfte Gerichtshof habe auch bereits mehr: 
mals (zum Beifpiel am 20. Mat 1865) erklärt, nad) Art. 236 
Abi. 3, Art. 362 und 368 des Strafproceßgeſetzes müfle der 
Staatsanwalt bei Anmeldung der Nichtigkeitsbefchwerbe zugleich 
bie Beſchwerdepunkte genau bezeichnen, und biefe Bezeichnung 
bilde einen wejentlichen Beſtandtheil feiner Beſchwerdeanmeldung, 
da bei deſſen Nichtigleitöbeichwerbe der oberſte Gerichtähof ‚nach 
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Art. 245 des Strafprocehgejehes auf die Bräfting ber aufge 
ſtellten Beſchwerdepunkte beſchrankt ift. 

Das Erkenntniß bes oberſten Gerichtshofes vom 3. Febr. 
1866 entfprach der Ausführung bes. Heren Generalftantsanmalts 
in allen Theilen; ed muß jedoch bavanf aufmerfian gemacht 
werven, daß Ichiglich in Folge eines Weberjehens des Staats⸗ 
anwalts und nur ans den formellen Gründen des Strafproceß⸗ 
geſetzes auf Art. 374 des SGB, nicht näher eingegangen 
wurde und daß die auch den Caſſationshof bindende Xhatfrage, 
ob in einem bejtimmt gegebenen Falle die Abſicht rechtswidriger 
Tauſchung beſtand oder nicht, keineswegs nach gefetlich feſtge⸗ 
ſtellten Regeln, ſondern nach freier Ueberzeugung des Straf⸗ 
richters jedesmal beſonders beantwortet werben muß. Ks jcheint 
überdieß nothwendig, zur näheren Beleuchtung und Begrenzung 
das angezogene oberjtrichterliche Erkenntniß vom 15. Januar 
1866 anzuführen, das in einer äußerlich und innerlich fehr 
ähnlichen jchwereren Angelegenheit ganz die gleichen Grundſäaͤtze 
zur Gelting bringt, indem es ansführt:*) 

Nah Art. 371 des StB. foll ein Beamter, welcher 
eine ihm vermöge feines Dienſtes anvertraute oder zugängliche 
Urkunde verfälicht, aljo (Art. 396 Abi. 2) ein Notar, der an 
einer von ihm aufgenommenen und bei ihm hinterlegten Ur: 

..*) Sn einem anı 23. Februar 1862 aufgenommenen, auf Ableben 
des Disponenten am 10. März 1865 regiftririen Teflamente war an Stelle 
eines rabirten Qwerfiriches gefeßt „zum Voraus und außer Erbe" und auf 
Grund diefes Teflaments von dem Notare weiter verhandelt worden. Der 
Notar wurde deßhalb wegen Fälſchung und wiſſentlichen Gebrauchs einer 
gefälſchten Urkunde in erſter Inſtanz verurtheilt, in zweiter Inſtauz dage⸗ 
gen freigeſprochen, weil der Zuſatz gemacht wurde, um bie Wahrheit aus: 
zudrücken. Der oberſte Gerichtshof verwarf die Nichtigkeitobeſchwerde nur 
deßhalb, weil nicht feſtgeſtellt war, ob die Handlung vor ober. nach dem 
1. Juli 1862 verübt wurde, erſteren Falles aber nach Art, 145 bes damals 
am fraglihen Orte geltenden Code pénale eine firafbare Handlung nicht 
vorlag. Ba bie liberwiegende Mehrheit aller Notare vor bem 1. Juli 1862 
nicht gehandelt haben kann, erregen die bierauf bezüglichen Erörterungen 
fein allgemeines Intereſſe; den Notaren bed Rheinkreiſes find fie bereits 
buch die Pfälzer Zeitung befannt geworben. 
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kunde eine Faͤlſchung vorgenommen bat, wenn dieß nicht in der 
Abſicht, einem Andern einen Schaden zuzufügen oder ſich oder 
einem Dritten einen rechtswidrigen Vortheil zu verſchaffen, ge⸗ 
ſchah, wegen Amtsmißbrauchs zu einer Ver geheneſtrafe 
verurtheilt werden. Was bier unter ‚Faͤlſchung“ zu verſtehen 
ſei, darüber entſcheiden die Beſtimmungen bes Art. 176 bes 
StrGB., wonach Faͤlſchung einer öffentlihen Urkunde alsdann 
borliegt, wenn Jemand „zum Zwede rechtswidriger 
Täuſchung eine ſolche verändert”. Zu der vom Geſetze 
vorausgefeßten Rechtswidrigkeit ber bezweckten Täufchung, als 
dem Bonftitutinmerkmale des erwähnten Vergehens in fubjecktoer 
Beziehung wirb lediglich die Abficht erforbert, in Andern bie 
irrige Meinung bervorzurnfen, daß die veränderte Urkunde, 
wie fie nun vorliegt, von dem betreffenden, mit öffentlichen 
Glauben verjehenen Beamten errichtet wurde. Daß bem ſo fei, 
ergibt ſich zunädft aus dem jede Zweideutigkeit ausſchließenden 
Wortlaute der einschlägigen ftrafgefeßlichen Beftimmungen, wors 
nah zumal Beamten abjolut verboten ift, den Anhalt von Urs 
Kunden, fir deren Integrität fie Sorge zu tragen haben, irgend 
wie zu alteriren und hiedurch Andere an die urfprängfiche 
Aechtheit von nicht mehr ächten Urkunden glauben zu machen. 
Sobaun ericheint es aber auch beim Hinblick auf die legisla⸗ 
tiven Berhandlungen, aus welchen die fraglichen Beftimmungen 
heroorgingen, zweifellos, daß man bei Abfafjung verfelben eine 
weſentliche Modifikation der firafrehtlihen Grundſätze, welche 
theilweiſe die frühere Geſetzgebung in Betreff der Fälfchung be: 
errichten, infoferne beabfichtigt hat, als eine in der Faͤlſchung 
von Sffentlihen Urkunden ſich äußernde, das nothmendige Ber: 
trauen in den Organismus bes Staats mehr oder minder ge⸗ 
fährbende That ftrafbar fein fol, auch wenn ber Thäter bei der 
That einzig und allein von ber Abficht geleitet war, eine un- 
&chte Urkunde für eine ächte auszugeben.”) 


“) Mit vorfiehendem Berichte möchte die „Zeitichrift für das Notartat” 
ihrer Warnung Seite 11 bes Jahrgangs 1865 Rachdrud verleihen; fie ers 
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Bei der fo verſchiedenartigen Tarirung von Anträgen auf 
Umwandlung einer im Hypothekenbuche auf Grund des $ 12 
des Hüpothefengejebes bereits vorgemerften Forderung, in wirt: 
lihen Hypothel-Eintrag, dürfte es zweckdienlich und von Snter: 
effe fein, höhere Entjcheidungen zum Gegenftande allgemeiner 
Mittheilung zu machen. 

Wir laſſen daher eine diefe bisher ſehr beftrittene Frage 
gründlich und erjchöpfenn behandelnde Entſchließung ver Tal. 
Regierung von Oberbayern, Kammer der Finanzen, in wörtli- 
hem Abdrucke, jedoch mit Hinweglaffung der hier gegenftaubs- 
Iofen Namen von Perſonen folgen: 


Kammer der Finanzen. Neo. 277611794. 
Im Namen Seiner Majeftät des Königs 
von Bayern. 


Der Bierbrauer St. von P. beſchwert fi, daß ihm für 
die Protofollar-Berhandlung vom 6. Juni d. Ars, und ben 
ftattgebenden Beſchluß die prozentable yrethelentare zu 48 fl. 
12 Tr. abgeforvert wurde. 

Auf diefe Bejchwerde wird nad) collegialer Berathung bes 
ſchloſſen was folgt: 

Nach den vorgelegten Aktenſtücken hatte ber Beſchwerde⸗ 
führer von dem ihm durh $ 12 Neo. 10 des Hyp.Gef. vom 
1. Juni 4822 eingeräumten Rechte Gebrauch gemacht, und für 
eine Bierſchuld zu 11,603 fl. den Eintrag in das Hypothefen- 
buch erwirft. 

Hiefür wurde die progentable Hypothekentaxe angeforbert, 
was jedoch nicht begründet ift. 


füllt einen fehr ſchweren Theil ihrer Pflicht, indem über derlei Vorgaͤnge 
berichtet. 


“ Laxweſen. 


Dieſe Taxe wird nad F 9.088 Hypotheken⸗Taxregulativs 
vom 26. April 1824 und ben hiezu erlaſſenen Erläuterungs⸗ 
Referipten vom 15. Juli 1846 und vom 3. Mai 1854, (Geret 
Bd. 23 Seite 185 und Bd. 28 TH. I. Seite 80), von Ber: 
trägen entrichtet, welche unter amtlicher Bermittlung voraus: 
gehen müſſen, bevor eine auf Privatwillen beruhende Hypothek 
in das Hypothekenbuch eingetragen werben Tann. 


Der wirkliche Eintrag der Hypothek unterliegt, nad) vor- 
gängiger Taxentrichtung von der amtlichen Urkunde über das 
abgefchlofjene Rechtsgeſchäft, Feiner Taxe. 

Die Autorität, welche das Hypothekengeſetz im $ 15 für 
die auf Privatwillen berubenden Hypothelen in ber amtlichen 
Berbriefung des NRechtsgefchäftes verlangt wird, erjet bei For— 
derungen, welchen ein gefetlicher Titel zum Hypothekenbuchsein⸗ 
trag beigelegt tft, das Gefet jelbit. 

Die Protofollarverbandlungen und die Verfügungen des 
Hypothefenamtes, welche dem wirklichen Eintrage einer folchen 
Hypothek vorausgehen müfjen, find mehr formeller Natur, in- 
dem fie zur Erläuterung des Hypothekenbuchs-⸗Eintrages dienen; 
jedenfalls können fie nicht unter den Begriff von Verträgen 
jubjumirt werden. 

Es beruht nun allerdings ein Theil der im $ 12 des 
Hypothekengeſetzes bezeichneten Forderungen, und insbefonbere 
jede Bierſchuld, auf einem Vertrage, allein das Hypothekengeſetz 
hat nicht einmal für den Vertrag, aus welchem eine durch ben 
allegirten $. privilegirte Forderung abgeleitet wird, die amtliche 
PBrotofollivung verlangt. 

Aus diefen Erwägungen erjcheint die Erhebung ber pro- 
zentableir Taxe aus einer mit einem gejetlichen Tilel verjehenen 
Forderung nicht gerechtfertigt, und dag k. Rentamt hat von 
diefer Entſchließung den Neflamanten in SKenntniß zu jeen 
und die prozentable Zare mit 48 fl. 20 fr. in das Taxrück—⸗ 
vergütungs:Verzeichniß aufzunehmen. 

Die mit Beriht vom 26. September biefes Jahres 
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vorgelegten Tandgerichtlichen Altenprodutte folgen in ber Anlage 
zurück. 
München den 18. Oftober 1865. 
Kgl. Regierung von Oberbayern. 
(L. S.) Zu⸗Rhein. 
Sekretär: 


das fol, Rentamt 8. 
Die Taxremonſtration des Bierbräuers St. 
von P. wegen Hypothekentaxen betr. 


Bur Stellung der Motariatsgehilfen. 


Mehrere Notariatsfammern haben vor längerer oder Tür- 
zerer Zeit auf die ungünftige Wirkung der Verordnung vom 
3. Auguft 1863 aufmerkjam gemacht und im Intereſſe bes 
Standes um Abhilfe gebeten; das Zuftigminifterium hat dieß 
aber der Hauptſache nach abgelehnt, indem es am 22. Januar 
1866 (Juſt. M.BL ©. 21) erklaͤrte: 

Gemäß 5 1 Abſ. 2 der angeführten allerhöciten Ver⸗ 
orbnung ift denjenigen Nechtspraktifanten, welche fih um An 
ftelung im Richter, Secretariats- oder ftaatsanwaltichaftlichen 
Dienfte bewerben, geftattet, als Conciptenten bei einem Advo⸗ 
Taten oder ala Gehilfen bei einem Notare einzutreten. 

Diefe Beichäftigung bei Advokaten oder Notaren fol zwar 
ber Gerichtspraxis mur dann völlig gleichgeachtet werben, wenn 
letztere dadurch im Ganzen nicht Länger als zwei Jahre unters 
brochen wird. 

Hierausfolgt aber nicht, daß bie betreffenden Rechts⸗ 
praktikanten nicht auch Yänger als zwei Sahre ihre Praxis bei 
Advolaten oder Notaren fortjegen dürfen, noch auch, daß den⸗ 
ſelben durch eine ſolche längere Beſchäftigung bei Advokaten oder 
Notaren der Rücktritt in die Gerichtspraris abgeſchnitten oder 
ihre Berückſichtigung bei Vorfchlägen zur un im Staates 
dienfte ansgeichloffen wird. 

Der Nachtheil einer die Dauer von zwei Jahren übers 
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fchreitenden Praris bei Advokaten oder Notaren macht ſich viel« 
mehr im Gegenſatze zu einer ununterbrochenen Gerichtspraris 
wejentlich darin, aber auchnur darim geltend, daß nach der Beſtimm⸗ 
ang des $. 17 der allerhoͤchſten Vorordnung vom 8. Auguſt 1863 
bei Erftattung der Anträge auf Anftellung Im gefamnten Juſtiz⸗ 
dienste, einjchließlich der Abvofatur und des Notariates, auf 
diejenigen Staatsdienftadipiranten vorzugsweiſe Bebacht ge- 
nommen werden muß, welche während einer längeren Dauer des 
Acceffes Proben einer ausgezeichneten Thätigkeit geliefert und 
zur Förderung der Gejhäftsaufgabe eines Gerichtes ober der 
Staatsanwaltichaft wejentlich beigetragen haben. 

Immerhin bleibt es indeflen — abgejehen von der eben 
angeführten Beitimmnng bes $. 17 a. a. O. — dem k. Staats: 
miniftertum der Suftiz noch vorbehalten, auch ſolchen Mechte- 
praftitanten, welche über zwei Jahre bei Advokaten oder Notaren 
beichäftigt find, bei den an Seine Majeftät den König zu: er: 
ſtatienden Befehungsanträgen befondere Berückfichtigung zuzu⸗ 
wenden, wenn ſie ſich durch hervorragende Leiſtungen aus: 
gezeichnet und jederzeit ein mufterhaftes Geſammtverhal— 
ten an den Tag gelegt haben. A 


Gemäß $. 14 der angeführten allerhöchften Verordnung 
erliicht der Acceß an einem Bezirks: oder Apellationsgerichte in 
der Megel mit dem Austritte aus dem Gerichte. 

Wenn jedoch einem Accejfiiten von dem k. Staatsminiftertum 
ber Juſtiz die Bewilligung ertheilt wird, für einen Notar bie 
Amtsperwefung zu übernehmen, fo wirb durch biefe Der: 
wejung weber die Beendigung noch auch eine Unterbrechung des 
Acceſſes herbeigeführt; auch wird bie Zeit dieſer Amtsverwe⸗ 
fung wicht zum Nachtheile ver Acceſſiſten oder Rechtspraltikanten 
in die obenerwähnten zwei Sabre eingerechnet. | 


Aotizen. 


In der Sitzung des Geſetzgebungsausſchuſſes der ger 
gronetenfammer vom 16, Jannar 1866. wurbe bie Berathung 


Nolizen. &8 


des Urkunden Berweiles nach dem Entwürfe in Angriff genom⸗ 
men und dabei der bereits mehrmals ausgeiprochene Satz, daß 
dieſe Lehre zur Zeit weder von den Schriftfiellern noch von ben 
Gerichten ſpruchreif geitellt fei, nenerdings dadurch betätigt; 
daß man in der Hauptſache zu beftunmten Ergebniſſen nicht 
kommen fonnte. Aus diefem Grunde wird auch der weitere 
Bericht über diefen Gegenſtand bier auszuſetzen fein; doch fcheint 
es von Belang, auf eine Thatſache wenigftens binzuweifen. 
Nach Art. 326 des Entwurfes hat auch die als Acht anerkannte 
oder erwielene Privaturkunde bezüglich ihres Datums gegen: 
über Dritten an fich keine Beweiskraft, fie gilt vielmehr nur 
als von dem Tage ausgeftellt, an welchem biefelbe entweber 

4) bei einem Stadt: oder Lanbgerichte behufs ber Feſt⸗ 
ftelung ihres Datums vorgelegt oder eingetragen, ober 

2) vor dem Einzelnrichter anf erfolgte Labung anerkannt 
oder richterlich für anerkannt erklärt worden ift, oder an 
welchem 


3) da8 Dafein ber Urkunde und ihr entjprechender In⸗ 
Halt in einer Öffentlichen Urkunde feitgeftellt worden, oder 

4) eine der Perfonen, welche die Urkunde unterzeichnet 
haben, mit Ted abgegangen ift. | 

Während Art. 1 der franzöflfhen Notartatsordnung als 
eine vorzügliche Thätigkeit der Notare die Feſtſtellung des Da⸗ 
tums anführt, erflärte Art 327 des Entwurfes hiezu nur bie 
Stadt und Landgerichte für zuftandig; ber Gejeßgebungsaus- 
ſchuß gab aber dem Art. 11 des Notariatsgejeßes die Ehre und 
erflärte unter Zuftimmung der Staatsregierung, daß Privatur: 
Funden zur Teititellung ihres Datums mit gleicher Wirkung 
auch bei einem Notare vorgelegt werben Tönnen. 


Sn Mebereinftimmung mit €. v. Zinks Erläuterungen 
zum Notariatsgeſetze Seite 79 erklärt ein oberftrichterliches Ers 
kenntniß vom 23. Mat 1865 in den Blättern für Rechtsan⸗ 
wendung B. XXX ©. 360 und 400, wenn bei Verträgen, über 
welche bei Strafe ber Nichtigkeit Notariatsurfunden zu errich⸗ 


“ Notlizen. 


ten find, der in Has Notarlatsinſtrument aufgenommene Ver⸗ 
tragsinhalt in weſentlichen Punkten fimulirt ift, jo iſt das 
Rechtsgejchäft in jeder Beziehung unwirkfam; weder die ver- 
fautbarten, noch die durch Nebengbreben feftgejeßten — 
ungen erlangen Giltigkeit. | 


Sm der Zeitichrift für Gefeßgebung und Rechtspflege 
Band XI Adtheilung für Strafrecht Seite 509 wirb ausgeführt, 
daß DVerfehlungen gegen Art. 63 Abſ. 2 des Notariatögefeges 
mit Disciplinarftrafen zu beahnden feien, weil fie nicht blos die 
Foͤrmlichkeiten der Beurkundung, fondern weientliche Theile des 
Vertrages jelber beträfen, fohin auch aus E. v. Zinfs Com⸗ 
mentar Seite 275 Nr. 7, welcher ſich an dieſer Stelle lediglich 
über die Art der Aufnahme einer Notariatsurfunde verbreite, 
Nichts gefolgert werben koͤnne. Die entſcheidende Vorfrage, 
was als Förmlichleit der Beurkundung erachtet werben muͤſſe, 
bat fich mehrmals, namentlih mit Nüdfiht auf Art. 62 gele 
tend gemacht, iſt aber erjt kürzlich von Hrn, Notar Dr. 3. Geßner 
in Krouach in wirklich befriedigender Weife gelöft werden. Da 
etwas Beſſeres in diefer Beziehung Taum gejagt werden Tann, 
wird die nächlte Nummer ftatt eigener Anfichten. bie beregte 
Ausführung vollitändig mittheilen. 





Dienftes-Machricht. 
- — Am 10. Februar 1866 wurde der f, Notar Karl Naquet 
in Landſtuhl auf Anfuchen unter Anerkennung feiner mit Treue 
und Eifer geleifteten Dienfte von feinem Amte enthoben. 


Serichtigung. 
Nicht für Annweiler, wie Seite 48 angegeben, fondern für Neuftabt 
ift flatt bes verfeßten Notars ein anderer ernannt worden. 
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Die neue Teſtamentsform des bayer. Motariatsgefches 
und die Testamenti factio der Tauben, Stummen, Blinden, ber 
deutjchen Sprade Unkundigen — bann berjenigen, welche nicht 

leſen und ſchreiben Tönnen. 
(Bon dem E Rotare Herrn J. Oppmann zu Würzburg.) 


Gemeinrechtlich beiteht eine zweifache Form ber Teftamente. 
Serben entweber als öffentliche vor beſetztem Gerichte ober 
als Privatteftamente vor Zeugen errichtet. Die Errichtung 
öffentlicher Xeftamente bildet die Regel, fte ift mit weniger Um⸗ 
fändlichkeiten verbunden, und gemährt mehr Nechtsficherheit wic 
Privatteftamente. Es find hiebei vechtsfundige in äffentlichen 
Pflichten ftehende Beamte thätig, von welchen anzunehmen tft, 
daß fie bie Tebtwilligen Verfügungen nicht allein dem Willen 
der Parteien, fondern auch den Geſetzen entiprechend abfaffen. 
5 


66 Neue Teftamenisform bes bayer. Netariatégeſetzes. 


Bor Einführung des Notartatsgefeges war das Verfahren 
bei Aufnahme gerichtlicher Teſtamente ein fehr einfaches. Der 
Richter hatte hierüber unter Zuziehung eines beeidigten Actuars 
ein Protocol aufzunehmen; es gehörte alfo nicht mehr hiezu 
als die Giltigkeit eines gerichtlichen Protocolles. 

conf.. Glũcks Comment. Bd. 3 & 212 u. 18. 

Hiermit war auch die im canonifchen echte cap. 11 X 
de probat. vorgejchriebene Zeugenzuziehung befeitigt, jelbit wenn 
der Disponent des Schreibens unkundig, oder ſtumm oder taub 
oder blind war. Denn nicht einmal die Unterfchrift des Be⸗ 
theiligten war bei den Handlungen ber freiwilligen 
Gerichtsbarkeit ein weſentliches Erforderniß des Protocolles. 

vgl. bay. GB. cap. 2 $ 3 und die Anmerk. Kreithmaiers 
hiezu Mitt. f. 

desgl. die Anmerk. 3 GO. cap. I $ 17 1itt. b. 

desgl. ad cod. max. Th. III cap. 4 $ 2 Nr. 8, 

Seufferts Comment. z. GO. Bd. 2 ©. 219. 

Die nee Rotariatsgefebgebung in Bayern hat für die 
Errichtung öffentlicher Teſtamente wejentliche Aenderungen einges " 
führt, welche hier näher dargeftellt werden follen. 

Die Errichtung derjelben wurde nach Art. 25 des Not.Gef. 
ben k. Notaren übertragen, und bezüglich Ihrer Form wurde in 
Art. 60 u. 61 feftgefebt, daß fie entweder mündlich vor cinem 
k. Notare erklärt, oder fchriftlich und zwar verfchloffen demſelben 
übergeben werben koͤnnen. Alle anderen außergemöhnlichen Te⸗ 
ftamentsformen, das Testamentum rure vel tempore peslis con- 
ditum, dad Testamentum parentum inter liberos x. find be= 
con. v. Zink in Dollmanns Gefehgebung S. 57 

u. 579. 

Ein gemeinfames Erforbernig ber erwähnten beiben Gats 
tungen der Teftamente ift, daß zwei Zeugen zur Verhandlung 
beizuziehen find, welche bei der Hauptjache unbetheiligt — dem 
k. Notare perjönlich befannt fein, ſowie in dem Umkreiſe feines 
Bezirksgerichtsſprengels wohnen müffen. 
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Die Aufnahme der Teftamente in ver bezeichneten Weiſe 
unterliegt — abgeſehen von den vorkommenden mit der Zeugen: 
zuziehung im Aufammenbange ftehenden Störungen Teinerlei 
Schwierigkeit, wenn die Disponenten mit den normalen Sinnes- 
organen verfehen und des Leſens und Schreibens kundig find. 

Anders verhält es fich aber, wenn Stumme, Taube und 
Blinde, des Leſens und Schreibens Unfundige, endlich der beut- 
chen Sprache nicht mächtige Perſonen beiheiligt find. 

Es mag bier am Platze fein 

A. bezüglich der Testamenti faotio 
biefer Berjonen anf eine nähere Erörterung einzugeben. 

1) Sen taubftumm Gebornen fteht geſetzlich das Hecht der 
Testament factio nicht zu; 

2) den Taubftummen, die es nicht von Geburt aus find, und 
den Stummen, die nicht taub find, fteht das Recht ver 
Testamenti factio unter der Bedingung zu, daß fie 
ſchreiben Tönen. 

conf. const. 10. qui test. facere possunt (B. 22). 
v. Glũcks Somment. Br. 33 ©. 371. 374. 875. 

Ste ericheinen auch nach dem Bayer. Not.Gef. berechtigt, 
einen geſchriebenen Aufſatz als letztwillige Verfügung zu über: 
geben, da im $ 61 dvesfelben cine mündhiche Erttfärung 
hicbei nicht zur Bedingung gemacht, und im Art. 59 Vorſorge 
getroffen ift, daß auch Stumme unter Juziehung von Vertrauens: 
perjonen, weldhe ihrer Zeichenfprache kundig find, Erflärungen 
abgeben Fönnen. 

3) Taubftumm Geborne und Stumme, welche zwar enicht ſchrift⸗ 
kundig ſind, aber ihren Willen durch Zeichenſprache aus⸗ 
zubrüden vermögen, können durch Dispenſation des Re⸗ 
genten die Erlaubniß zur Errichtung einer letztwilligen 
Verfügung erlangen. 

copf. v. Glucks Comment. Bd. 33 ©. 372. 

Sintenis prakt. gemeines Civilrecht III S. 364. 

Gensler im Archiv für civil. Praxis Bd. 8 S. 364. 

Da dieſe Perſonen ihren Willen nicht mündlich zu 
5% 
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erflären vermögen, jo kann in joldhen allen nur die 
Uebergabe eines fchriftlichen Auffages na Art. 61 des 
Not.Geſ. unter Beiziehung der Zeichenipradhe kundiger 
Vertrauensperſonen nad) Art. 59 ftattfinden, 
4) Den Blinden ift nur geftattet, mündlich zu teſtiren. 
const. 8. 1. c. v. Glũck 1. c. ©. 334. 


- PJ 


5) Der Taube, der fprechen kann, darf ohne Einfchräntung 
teftiren, 

conf. Süd 1. o. ©. 375. 

Gensler 1. c. ©. 368. 
wobei zu bemerfen ift, daß berjelbe, wenn er des Lejens 
tundig ift, die Richtigkeit dev Verhandlung durch Selbſt⸗ 
Iefen, außerdem im Beiſein einer Vertranensperjon, beren 
Zeichenfprache er verfteht, zu beitätigen hat. — Art. 58 
des Not Geſ. 

Was die Teſtamentsform betrifft, ſo wird auch hier 
nur die Uebergabe eines ſchriftlichen Aufſatzes nach Art. 
61 des Not.Geſ. ſtattfinden können, weil die bei mündli⸗ 
chen Teſtamenten angeordnete Vorleſung der Verhandlung 
dem tauben Disponenten gegenüber ganz zwecklos wäre. 

Mit dieſen bezüglich der Testamenti factio unter Ziff. 
4—5 erörterten Grundſatzen ftimmt auch 

die kaiſerl. NotOrd. v. 3. 1512 $ 4 u. 9. 

das bayer. Landrecht Th. IH cap. 3 $ 3. 

das fräntifche Landrecht LEO. Th. III lie. 39 5 3. 

das preußische Landrecht Ch. I Tit. XII $ 26 u. 123. 

das Nürnberger Recht $ 366 und das Bohenloh’iche 

Landrecht it. 2 S 113 
im Wejentlichen überein. 

6) Des Lefens und Schreibens unfundige Perfonen koͤnnen 
ihre Iegtwilligen Verfügungen gemeinvechtlich nicht allein 
mündlich erklären, fondern auch in einem gefchriebenen 
Auflage dem Gerichte übergeben. . Da folche Perfonen den 
Blinden nicht gleichgeftellt werden — vgl. Thibaut Po.: 
Recht 8. Aufl, $ 850 — fo ift nit einmal nothwenbig, 
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daß der übergebene fchriftliche Auffab vorher von ihnen 
nach Ablefen genehmigt werde. 
vgl. v. Slül Commentar Bd. 34 ©. 47 ff. 
Thibaut über Teftamente der Schriftunfundigen im 
Archive für civiliſtiſche Praxis Bd. 6 S. 227-237. 
Sintenis prakt. gemeines Civilrecht Bd. III S. 3756. 
Seuffert Pd.Recht $ 532 Bot. 1a. 
Meiste Rechtslericon Bd. 10 ©. 142. 

Die Solennifirung des Teftamentes wird nemlid allein 
Ion durch die Erklärung des Teſtators vor dem Nichter bes 
wirft, daR der im Verſchluſſe übergebene Auffa die letzte 
Willensmeinung des Disponenten enthalte. 

Auch der Art. 61 des Notariatsgefeßes fchreibt nichts 
anderes vor, als daß ber Disponent dieſe Erklärung abgebe. 
Hiermit wird die weientlihe Bedingung der Teſtamentserricht⸗ 
ung erfüllt, und der Tibergebene fchriftliche Auffab, wenn er 
jelbft von dem Disponenten gar nicht herrührt, nnd wenn er 
jelbft des Leſens und Schreibens nicht funbig ift, gilt als der 
geſetzliche Ausdruck feiner Willensmeinung. Es wird angenom: 
men, daB ihm genugfame Mittel zu Gebote ftehen, fich vorher 
Ueberzeugung zu verſchaffen, daß fie mit dem Niedergejchriebenen 
übereinjtimme, indem er ſich 3. B. ſolches vor ber gerichtlichen 
Uebergabe von Bertrauensperjonen vorlefen läßt. Dennoch fehlt 
hier wie auch v. Zink in feinem Commentare des Notartatss 
gefſetzes — Dollmanns Gefeßgebung — S. 578 bemerkt, eine 
genügende Bürgichaft, daß die übergebene Schrift den Willen 
des Schriftunkundigen in Wahrheit enthalte. Die Sicherheit 
dieſer Thatſache ift ein mejentliches Erforderniß zur gültigen 
Billenserflärung, und das bayer. Notariatsgefeg macht in bie 
jer Beziehung ein weit gehendes Zugeſtändniß, indem e8 im 
Art. 61 hievon völlig abfieht und das Vorlefen und bie Geneh> 
migung eines folchen fchriftlichen Auffates nicht vorfchreibt, 
wenn er von einem Schriftunfunbigen als letztwillige Verfügung 
übergeben wird. Die Beftimmungen des gemeinen echtes 
fiehen jeboch nicht entgegen, fie verlangen eben fo wenig wie 
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das Notariatsgejeb die Unterjchrift des Aufſatzes buch den 
ZTeftator, als deffen Vorlefung und Genehmigung wenn er nicht 
unterjchrieben, oder von einem andern gejhrieben iſt; — nur 
bie Beitimmungen des gemeinen Nechteg, nicht bie Beitimmungen 
bes Cod. Nap., welche v. Zink 1. 0. angewendet wiſſen will, um 
jolche ZTeftamente der Schriftunfundigen zu befeitigen, find als 
Grundlagen ber civilrechtligen Frage der Testamenti factio in 
Betracht zu ziehen. 

Ebenſo wird die Unrichtigkeit der in dem erwähnten Com⸗ 
mentare weiter geltend gemachten Anficht, wornah Stumme, 
weil fie ſich nicht mündlih erklären fünnen, nicht im Stande 
fein jollen, ein öffentliches Teſtament zu errichten, ſich zur Ge: 
nuͤge aus dem unter Ziff, 2 Vorgetragenen entnehmen laſſen. 

Es erſcheint hier angemeſſen, die Vorſchriften einzelner 
Provinzialrechte über die Teſtamentserrichtung Schriftunkundiger 
mittels Uebergabe eines ſchriftlichen Aufſatzes bei Gericht ins 
Auge zu faſſen. 

a) Das bayer. Landrecht in den Anmerkungen zu TH. III 
cap. 4 Ziff. 8 behandelt diefe Trage in termine, indem es an⸗ 
führt, daß die Vorlefung eines Testamenti ‚scripti et implicili 
nicht notbwenbig fei, ausgenommen bei Blinden und ſol—⸗ 
hen, welde nit lejen können; denn „bei dergleichen 
Perſonen“ beißt e8 bier, — iſt man ohne Vorleſung ihres 
ſchriftlich übergebenen Teſtamentes de voluntate niemals gefichert, 
folglich ift e8 auch feine Solennität mehr, jondern jchlägt in die 
Requisita voluntatis ein, welche quch bei Testaments pri- 
vilegiatis vel minus solennibus niemald unterbleiben bürfen”. 

Da nun das Notariatsgefeh Aenderungen in ber Materie 
bes Eivilrechtes weder beabfichtiget noch vorgenommen hat, jo 
kann ein Schriftunfundiger im Gebiete des bayer. Landrechtes 
eine letztwillige Verfügung mittels Mebergabe eines fchriftlichen 
Aufſatzes bei Gericht nur dann rechtsgiltig errichten, wenn der⸗ 
jelbe ihm vorher vom Notare abgelefen, und von dem Dispo⸗ 
nenten genehmigt worden iſt; es befteht auch Teig Hinderniß bei 
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ber jetzigen Einrichtung, daß biefe® geſchehe, und vom Notare 
in der Uebergabsurfunde conftatirt werde *). 

b) Das preuß. Landrecht verordnet Th. I Tit. XIE S 100,, 
daß es jedem Teſtator freifteht, fein Teftament ben Gerichten 
verfiegelt zu Gibergeben, macht aber in 6101 bie Einichräntung, 
daß ein folder Aufſatz von dem Xeftator eigenhändig gefchrieben 
oder unterfchrieben fein muß, und fügt noch bei, daß der Rice 
ter denjelben ausbrüdlich zu vernehmen habe, ob dieſes noth⸗ 
wendige Erforderniß beobachtet jet. 

Hiernach fteht nach preuß. Landrechte c8 einem Schrift: 
unkundigen gar nicht zu, mittels Uebergabe eines fchriftlicden 
Auffates zu teſtiren. 

Die dispofitive Anordnung des Geſetzes betrifft nicht allein 
die Form, fie betrifft die Feitftelung des Willensaftes ſelbſt, 
und geht auf die Materie des Nechtes ein — conf. Glück Bd. 
34 ©. 34 —, fie verbietet inbireft, daß ein Schriftunfundiger 
in der befagten Weile teftire. Dieſes Berbot ift nichts anderes, 
als ein civilrechtliches Hinderniß ber Testamenti factio, deſſen 
Fortbeitand durch das bayer. Notariatsgefeb nicht befeitigt wurbe, 
fo daß im Gebiete des preußischen Landrechts ein Schriftunkun⸗ 
diger auch nicht im Stande ift, eine Tebtwillige Berfügung nad 
Art. 61 des bayer. Notariatsgejehes zu errichten. 

6) Das Hohenloh'ſche Landrecht enthält in Abſ. IT Tit. ITI 
F 122 bezüglich der Errichtung gerichtlicher fchriftlicher Teſta⸗ 
mente biefelbe Beitimmung wie das bayer. Landrecht, indem es 
vorſchreibt, daß der bei Gericht übergebene fchriftliche Aufſatz 
dem Teftirer, wenn er ihn nicht felbft gefchrieben oder unters 
ſchrieben Bat, demtlich vorgelefen werben und von ihm erflärt 
werden müſſe, daß dieſes fein freier Wille fei. Es ift alfo auch 
bier dieſes zu berädfichtigen und vom Notare in ber Uebergabs⸗ 
urfunde zu conftatiren. 

4) Das fränfifche Landrecht entholt in Th. 1II der LED. 
Tit. 40 unter der. Aufichrift 


*) Das Gleiche Führt e 31 Jahrgang 1864 dieſer Zeitſchrift ans. 
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„in was Form Teſtamente oderlegte Willen 
"aufgerictet werden mögen“ 
bie näheren ——— über die Errichtung der Teſta⸗ 
mente. 

Sm 67 1 c. wird denjenigen, welcher Anſtand nimmt, 
jein Teftament dem Gerichte oder fonjt Jemanden befannt zu 
geben, geitattet, dasſelbe ſelbſt inSchriften zu verfaſſen, 
oder da er nicht ſchreiben koͤnnte, von einem Anderen 
Schreiben zu laſſen, und es dem Gerichte verſchloſſen zu über: 
geben ınit der Erklärung, daß in ſolcher verjchloffenen Schrift 
fein letzter Wille begriffen fei. Hienach fteht es im Gebiete bes 
fränfifchen Landredts dem Schriftunfundigen zu, einen 
ſchriftlichen Aufjag als Teitament zu übergeben, während von 
folchen, die des Schreibens kundig find, verlangt wird, daß fie 
ihn ſelbſt niederſchreiben. Die Unterichrift des Aufſatzes iſt 
nicht nothwendig, eben ſo wenig — daß ſein Juhalt vorher dem 
Schriftunkundigen abgeleſen und von ihm genehmigt werde. Es 
liegt ſonach dieſer Vorſchrift die gemeinrechtliche Auffaſſung zu 
Grunde, wornach die Solenniſirung des Teſtamentes vollſtäͤndig 
durch den Act der gerichtlichen Uebergabe bewirkt wird. — Sie 
betrifft, wie ſchon die Aufſchrift des Titels bewährt, bie Form 
der Errichtung, fie jchlägt nicht wie die des Bayer. Land: 
rechtes oder preuß. Landrechtes in die Requisita voluntatis ein, 
weil ſonſt dem Schriftunfundigen ‚nicht hätte geftattet werben 
können, — einen von einem Anderen gefchriebenen Aufſatz als 
Zeitgment zu übergeben, ohne daß zur Bedingung gemacht iſt, 
daß ihm der Aufſatz vorher abgelefen und von ibm genehmigt 
werbe, Das gemeine Recht ift ohnehin ſubſidiärer Natur für 
das fraͤnkiſche Landrecht, und letzteres ift aus bem eriteren zu 
ergänzen, wo es unzureichend oder lücenhaft ift. — Es fiud 
ſonach feine Beitimmungen nur fo aufzufaflen, wie fie am: wes 
nigſten von den gemeinrechtlichen abweichen. — Demnad Tann 
auch die fränkische Geſetzesvorſchrift, daß der Schreibens: 
kundige den Aufſatz ſelbſt nieberfchreiben fol, nicht als eine 

vom Geſetze beabfichtigte Modification der civilrechtlichen Befug- 
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niffe bezüglich der Testamenti factio, ſondern nur als eine Form 
der Solennifirung erjcheinen, welche durch den Art. 61 bes 
bayer. Not. Geſ. befeitigt und nicht mehr zu beobachten ift. 

e) Das Bamberger Landrecht enthält bezüglich ber vor 
Gericht übergebenen fchriftlichen Teſtamente in $ 1175, conf. 
Weber Rechte für Oberfranken ©. 426, folgende Beitimmung: 

„Das Teſtament muß vom Teftator gefertigt ober wenig» 

tens eigenhändig unterjchrieben, oder wo er bes 

Schreibens unerfahren ift, von ‚einem Dritten auf 

fein Geheiß und in feinen Namen unterfchrieben fein, 

Diefer Aufſatz ſoll verſchloſſen und mit der Aufichrift 

verfehen werden, daß darin ber leute Wille bes Teſtators 

enthalten fei”. 

Das Bamberger Landrecht weicht mithin von bem gemeinen 
Rechte darin ab, daß es bie Unterichriit des Teſtators — bei 
Schriftunkundigen aber wenigftens die Unterſchrift eined von 
ihm beauftragten Dritten erforbest, offenbar als Bürgfchaft, um 
die Richtigkeit der Willenserklärung bes Teftators zu conftatiren. 
— Dice Unterſchrift ift ein wefentliches Erforbernig derjelben, 
und ohne fie erjcheint die Willenserflärung ungenügend und 
unvollftändig. 

Es muß daher auch die Vorfchrift des Bamberger Lanb- 
rechtes als eine Einjchränfung der Schriftunfundigen bei Ers 
richtung ihrer Xeftamente angejehen und aud dem Art. 61 
des Not. Geſ. gegenüber noch für gültig erachtet werben. 

Es erſchien angemefjen, auf diefe Verhältniffe einzugehen, 
um einen Weberblid zu gewähren, wie jich das Civilrecht in 
dieſer Materie zum Notariatögejehe verhält, jo wie bie Richt: 
punkte zu bezeichnen, welde bei feiner praftiichen Anwendung 
als maßgebend erjcheinen. 

Smmerbin aber wird es für die k. Notare empfehlens: 
werth fein, durch Belehrung auf die Betheiligten einzuwirken, 
daß fie nur ſolche ZTeftamentsformen wählen, — ſie ihren 
Willen am deutlichſten ausdrücken. 

(Schluß folgt.) 
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Förmlichkeiten der Seurkundung *). 


1) Es Tiegt in der Natur der Sache, daß die Rotariats- 
urkunden ihrer Mehrzahl nach Rechtsgefchäfte, und als folche vor 
Allen Verträge enthalten. 

Unter Rechtsgeſchaͤften verſteht man freie Handlungen, 
Willenserflärungen, gerichtet auf die Entſtehung ober Auflöjung 
eined Rechtsverhältniſſes. 

Sie find einfeitige, wenn nur der Wille eines Be- 
theiligten, 3. B. beim Teſtamente, oder mehrfeitige, wenn 
der Wille eines Betheiligten, übereinftimmend-mit den Willen 
einer oder mehrerer anderer Berfonen, 3. B. beim Verlrage 
vorlicgt. 

Unter Vertrag verfteht man die Vereinigung mehrerer zu 
einer übereinſtimmenden Willenserklärung, wodurch ihre Rechts⸗ 
verhaͤltnifſe beſtimmt werben. 

Savigny Syſtem Bd. III S. 6 und 308. 

Die Rechtsgefchäfte find entweder foͤrmliche oder formloſe, 
d. 5. ein Theil derfelben bedarf zu feiner Giltigkeit die Beob⸗ 
achtung einer gewiffen Form, ein Theil ift ohne alle Form gils 
tig und rechtswirkſam. 

FM eine Form Vorausſetzung der Giltigkeit eines Rechts⸗ 
geſchäftes, jo iſt jolche entweder in einem Geſetze vorgefchrieben 
oder durch die Willkür der Betheiligten beftimmt**). 

Bei den Rectsgefchäften kann ſonach zmifchen Form und 
Inhalt unterfchieden werden. 

Zum Inhalte eines Rechtsgefchäftes gehört der ausgeſpro⸗ 
chene, auf Entjtehung oder Aufldfung eines Rechtoverhältniſſes 
gerichtete Wille, die‘ Efflärung dieſes Willens, welche von einer 
oder von mehreren Perfonen ausgehen Fann, 

Hieraus ergibt fich zugleich, welches Die Form cines Nechts- 


*) aus der Zeitfchrift des Anwaltvereins für Bayern B. VI S. 11. 
*) Man denke an Teſtamente und }. 17. C. de fide instrumentorum. 
Keller Pandekten 222, Sapigny Obligationenreiht Bd. II 243, 


geichäftes fei, — nemlich alles, was nicht ben ‚Inhalt deſſelben 
mitbildet, da8 Gewand, in welches vie Erflärung bes Willens 
gekleidet ift, die Beobachtung beſtimmter Zeichen. und Hanblungss 
weijen, welche als Auedruck des Willens gelten fellen. 

2) Aus dem bisher Gefagten rechtfertigt fich die Behanp- 
tung, daß die Notariatsurkunden Formen von Rechtegeichäften 
find, theils nothwendige — Art. 14 des Not. Geſ. — theils von 
den Betheiligten willfürlich gewählte — Art. 17 des Gel. 

Bei Errichtung diejer Form, bei Abfaffung einer Notariats⸗ 
urkunde hat nun das Geſetz ſelbſt wieder Beobachtung gewifier 
Foͤrmlichkeiten vorgeſchrieben. 

Es könnten füglich dieſe Foͤrmlichkeiten in zwei Categorien 
getheilt werden | 

in Formen der Urkunde, äußere in die Augen fprin- 
gende Zeichen, Merkmale, und 

den Wortlaut der Urkunde mitbildende Bemerkungen, 
Beftätigungen. 

Man Lönnte erftere Förmlichkeiten der Urkunde, Tebtere 
Foͤrmlichkeiten dev Beurkundung nennen und zu jenen zählen 
die Vorschriften z. B. in Urt. 64. 65. Abſ. 1. 67. Abi. 1. 68. 
— zu diejen die Beſtimmungen in Art. 62. 63. 67 u. ſ. w. 

Foͤrmlichkeiten beider Arten ordnen an die Vorſchriften in 
Art. 53. 57—T7. Abſ. 2 u. 3 des Not Geſ. 

! 3) Was nun die Antwort auf die an die Spite geitellte 
Frage feldft angeht, fo Yäpt fich ſolche aus dem Inhalte des 
Art. 114 nicht entnehmen, allein wir koͤnnen gleichwohl bezüg« 
lich derjelben nicht ‚verlegen fein, da andere Beitimmungen bes 
Not. Geſ. binreichenden Aufſchluß geben darüber, was man miter 
jenem Ausprude zu veritehen habe. 

Sp iſt z. B., wenn Jemand bei einem Notare ein Teſtament 
errichten will, erforderlich | 

a) daß der Disponent feinen Willen dem Notare mündlich 
erkläre, 
b) daß das GBeichäft in Gegenwart zweier Zeugen — ober 
eines zweiten Notars — vorgenommen werde, 
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6) baß ber Notar bie hierüber errichtete Urkunde felbft vor⸗ 
lefe und 
d) in dieſer Urkunde ausbrädlich erwähne, daß bie Vorfchrift 
unter Ziff. 1—3 beobachtet worden fei. 
Sn ber treffenden Beftimmung — Art. 60 des Not.Geſ. 
— ift ohne Zweifel eine Kormvorfchrift enthalten und zwar in 
boppeltem Sinne, indem die Beitimmung unter Ziff. 1—3 auf 
die Form des Nechtsgefchäftes, die unter Ziff. 4 auf die Form 
der Beurkundung desfelben fich bezieht. 
Am Schluffe des Art. 60 werden die bezeichneten Anord⸗ 
nungen „Yörmlichkeiten” genannt. 
Art. 61 enthält eine Ähnliche Vorſchrift. 


In beiden Artikeln ift die Rede von „gewöhnlichen Foͤrm⸗ 
lichkeiten einer Notariatsurfunde*. 

Unter jolchen find ohne Zweifel die allgemeinen, regelmäßigen 
Förmlichkeiten, die bei Errichtung jeder Notariatsurfunde beob⸗ 
achtet werben jollen, zu verftehen. Welches biefelben ſeien, bürfte 
unſchwer zu finden fein; bie Beitimmung in Art. 62. 63. 65. 66. 
3. B. geben darüber genügenden Aufichluß. 

Dffenbar ift demnach die Erwähnung in einer Urkunde, ob 
Namen, Stand und Wohnort der Parteien dem Notare befannt 
feien, nichts als eine „gewöhnliche Förmlichkeit“; denn bie trefs 
fende Vorfchrift gilt wie jene in Art. 63 für jede Urkunde. 
Nad Art. 148 des Not.Gef. hat die Außerachtlaffung ber vor: 
gefchriebenen Törmlichkeiten zuweilen Nichtigkeit des Actes zur 
Folge, zuweilen thut die Nichtbeobachtung berjelben der Giltigkeit 
des Nechtsgejchäftes keinen Eintrag; lebteres ift der Fall, wenn 
die Vorſchrift in Art. 62 nicht befolgt wurde, 

Art. 114 hebt die Folgen der Nichtbeachtung der Foͤrm⸗ 
Tichkeiten hervor ‚und beahndet die Außerachtlafſung, wenn jte 
theitweife ober gänzliche Nichtigkeit des Altes involvirt, mit 
einer Disciplinar⸗, außerdem mit einer Orbnungsftrafe. 

Eine weitere Unterſcheidung ift biefem Artikel fremd, er 
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berührt namentlich nicht die unter Ziff. 2 bier getroffene und 
findet bezüglich desjelben der Sab Anwendung: 
lege non distinguente neo nostrem est distinguere. 

Dei der allgemeinen Faſſung des Art. 114 ift auch die 
-Anmabme nicht ſtatthaft, daß hier unter bem Ausprude „Form: 
lichkeit der Beurkundung” etwas Anderes zu verftehen ſei, als 
was daſſelbe Geſetz an anderen Stellen z. B. in Art. 60 dar⸗ 
unter verfteht, vielmehr hat derſelbe Ausdruck an verjchiebenen 
Stellen den nemlichen Sinn, die. gleiche Bedeutung. 

4) Wenn in dem Erlenntniffe des oberjten Gerichtshofes 
v. 5. Oct. 1865 verneint wird, daß Art. 62 und 53 Abf. 2 
ſolche Vorfchriften aufftellen, welche Lediglich die Förmlichkeit der 
Beurkundung betreffen, und wenn dieſe Verneinung bezüglich ber 
Beitimmung in Art. 62 mit der Behanptung motivirt wird, daß 
die ganze Kraft und das Anfehen der Notariatsurfunden weſent⸗ 
lich auf dem Umftande berube, daß die darin aufgeführten Per⸗ 
fonen auch wirklich die waren, welche die treffenden Erklärungen 
abgaben, jo kann uns dieß von ber Uinrichtigkeit unſerer Anficht 
nicht überzeugen. 

Iſt es auch zweifellos, daß Kraft und Anjehen der Not. 
Urkunden wejentlih durch den Umftand bebingt find, daß bie 
handelnden Perjonen auch wirklich die waren, für welche fie ſich 
ansgaben, als welche fie in ber Urkunde bezeichnet find, fo it 
gleichwohl die Eonftatirung dieſer Identitaͤt nur eine . bloße 
Foͤrmlichkeit. 

Man kann deßfalls unterſcheiden: 

Entweder ſind die handelnden Perſonen die, für welche 
fie in der Urkunde genannt find oder fie find es nicht. 

Sind die handelnden Berfonen wirklich die genannten, jo 
dürfte zweifellos fein, daß die Notariatsurkunde gleiche Kraft bat, 
ob die Spenlität diefer Perjonen in der Urkunde feitgeftellt ift 
oder nicht, das Rechtögefchäft tft in dem einen wie in bem andern 
Falle gleich giltig und rechtswirkſam, da das Notariatsgejek 
weder in Art. 148, noch an einer andern Stelle die Außeracht⸗ 
lafjung ber Vorſchriften in Art. 62 mit Nichtigkeit bedroht. 


& 
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Sind dagegen den handelnden Perſonen nicht die, welche in 
der Urkunde genannt find, jo wird der treffende Rechtsact recht⸗ 
liche Wirkung zu äußern nicht im Stande fein. Dies muß aber 
auch gelten für den Kal, wenn der Notar — unrichtig — die 
Identitat felbft Deftätigt hat, oder wenn foldde von Auskunfts⸗ 
perjonen fälfchlich bezeugt wurbe*). 

Die Kraft der Urkunde, die Giltigkeit des Actes ift ſonach 
davon abhängig, daß die treffenden Perſonen, die in der Urkunde 
genannten find, nicht davon, daß irgend vorher beſtätigt 
wurde, daß fie es feien. 

Was die Notariatsurkunden an Anfehen badurd) gewinnen, 
daß in ihnen die Identität der handelnden Perſonen conjtatirt 
ift, berührt nicht vie Giltigkeit des Actes, die Rechtsverhältniſſe 
der Parteien, jondern madıt ſich nur Infoferne geltend, als der 
treffenden Handlung leichtere Beachtung zu Theil werben’ kann. 

5) Damit will leineswegs ausgeſprochen werben, daR es 
bedeutungslos erjcheine, ob in der Notariatsurkunde die Spentität 
der handelnden Perſonen bejtätigt fei oder nicht, vielmehr ift dieß 
von Belang bet einfeitigen Willenserflärungen, 3.8. bei Xeftas 
menten, Hypothekenloſchungsbewilligungen u. dgl. 

Allein gleichwohl entzicht ſich fragliche Conftatirung nicht 
dem Bereiche der „Törmlichkeit der Beurkundung”. — 

Es rechtfertigt diefer Umſtand vielmehr nur die Borjchrift 
bes Not. Geſ. Art. 62 ſelbft. Würde das Anjehen der Notariats⸗ 
urkunden nicht beeinträchtigt dadurch, daß ans denfelben die Iden⸗ 
tität der handelnden SPBerfonen glaubwürdig nicht zu entnchmen, 
wäre aljo die Spentitätsbeftätigung gleichgiltig, fo hätte der Ges 
feßgeber in Art. 62 des Not. Geſ. eine die Parteien und bie 
Notare gleich ſtark beläftigende und gleichwohl Leere und über⸗ 
fluſſige Vorſchrift erlaffen. 

Kein weiſer Geſetzgeber wird in einem Geſetze unnütze und 
noch überdem laͤſtige Beſtimmungen treffen. | 
9 In Zeitfehrift des Anwaltvereins Ob. IV. S. 171 iſt angedeutet, wie 


oft ſolche Austunftsperfonen gewonnen werden und welche Glaub: 
würbigfeit beren Angaben beizulegen if. 
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Auch dem Notariatsgefehe wird der Vorwurf nicht gemacht 
werden jollen, daß es folche Vorichriften enthalte. 

Es wird vielmehr zugegeben werden müflen, daß alle Bes 
flimmungen besfelben ihre volle Berechtigung haben und nicht 
geleugnet werben wollen, daß alle Vorjchriften, welche auf. bie 
Urkunden und deren Errichtung ſich beziehen, getroffen wurden, 
um jenen Kraft, Anjehen und Glaubwürdigkeit zu 
verichaffen. 

Hieraus folgt von felbit, daß ohne diefe Vorfchriften und 
beziehungsweife ohne deren Beachtung Anſehen und Glaubwür⸗ 
digkeit der Notariatsurkunden Einbuße erleiden. 

Nun kann aber gewiß auch nicht das Mehr oder Weniger 
an Anſehen und Glaubwürdigfeit, welches der Beachtung einer 
Borfchrift den Notariatsurfunden verleiht oder tie Außeracht⸗ 
laffung derſelben folchen entzieht, die Vorjchrift ſelbſt charafterts 
firen, fo daß fie in dem einem Falle blos die Förmlichkeit der 
Beurkundung betreffen jo, in dem anderen nicht. 

Wenn dieß der Fall, wo wäre denn eine Grenze zu juchen 
und wie dem grenzenlojen Anseinandergehen der fubjectiven Ans 
fihten zu ſtenern? 

Und wenn dieß nicht der Zall, welches find nad) ver bier 
angefochtenen Theorie die Vorfchriften außer dem Falle des 
Art. 64 Abſ. 1, welche unter die Beltimmung bes Art. 114 
zu jubjumiren find ? 

Dr. Geßner. 


Notiz. — 


Auf die Vorſtellungen zweier verſchiedener Notariatskammern 
vom 3. December 1865 und 24. Januar 1866 bezüglich des 
Verfahrens bei dem oberiten Gerichtshofe in Disciplinarjachen 
gegen Notare und der Mittheilung diefer Erfenntniffe durch die 
amtlich herausgegebene Zeitſchrift erklärte das Juftizminifterium 
am 12. Februar 1866, es entfpreche den Geſetzen, daß die 
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Verhandlungen bes oberften Gerichtshofes in oͤffenthicher 
Situng gepflogen weeben, dagegen ſei die Einrichtung getroffen, 
daß in Disctplinarfachen gegen Notare die Tagsfahrt zur 
öffentlichen Verhandlung durch befondere Anfchlagzettel, getrennt 
von den eigentlihen Strafſachen, bekannt gemacht wird, und 
daß auch infoferne eine gejonderte Verhandlung ftattfinde, als 
dieſe Disciplinarjfachen ftetS bei dem Beginne der öffentlichen 
Sitzung aufgerufen werben, und erſt nach deren Beendigung bie 
eigentliche ſtrafrechtliche Sitzung des Senates beginnt, wodurch 
die amtliche Stellung der Notare, fo weit es ohne ftörendben 
Eingriff in den Dienft des oberfirichterlihen Strafjenats moͤg⸗ 
Lich, Berückſichtigung gefunden habe, endlich dag die Redaction 
ber Zeitfchrift für Geſetzgebung und Rechtspflege künftig die 
Erkenntniſſe in Disciplinarfachen gegen Notare unter befon- 
derer Ueberſicht in der für die caffationsrichterlichen Ers 
kenntniſſe beftimmten Adtheilungen und mit Verſchweigung 
ber Namen und Wohnorte der betheiligten Notare 
veröffentlichen werde. 

Zur genaueren Würdigung ber wichtigen Trage, ob ber 
oberjte Gerichtshof in Dieciplinarfachen der Notare öffentlich 
(wie bisher gefchchen), oder in geheimer Sigung zu erkennen 
babe, wird eine der nächſten Nummern diefer Zeitſchrift die 
einſchlägigen Ausführungen der erſtberegten Vorſtellung vom 
3. December 1865 wiedergeben. 


Dienſtes· Nachrichten. 


Am 16. Februar 1866 wurde der k. Notar Otto Hierl 
in Mainburg nah Mallersporf und der L Notar Rupert 
Spitzl in Lu nach Mainburg (beide auf Anjuchen) 


verſetzt. 


EEE EEE EEE 
Druck und Verlag ber C. H. Beck'ſchen Buchhandlung in Nördlingen. 
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Unter Mitwirkung der Notare Hofrath Scan v. Seyboid in 
— Friedrich Bolza in Herxheim u. U, 
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FKHnard Graf, 


Notariatögehikfen in München, Amalienftrape Rro. HM. 
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Bie nene Eeflamentsform Yes bayer. Motariatsgefetes 
unb die Testamenti factio der Tauben, Stummen, Blinden, ber 
beutfchen Sprache Unkundigen — dann derjenigen, welche ch 

leſen und: fchreiden kͤnnen. 
(Bon dem k. Rotare Herrn J. Oppmann zu Warzourg.) 
Eh) 
B. Bezüglich der formellen Errihtungber Rotariate: 
aurkunden 
bei Teſtamenten if Folgendes hervorzuheben. — 

Zu allen Verhandlungen, bei welchen Taubſtumme, Stumme, 
Taube, Blinde, der deutſchen Sprache unkundige, ferner Per⸗ 
ſonen betheiliget find, welche nicht leſen ober ſchreiben koͤnnen, 
find von ben Notaren nad Vorſchrift der Art. 57. 69. 74 deæ 
met eſeher zuei Zeugen beiztzihen. —— Außerdem ah: bei 
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Stummen und Taubſtummen, wenn ſie des Leſens und Schrei⸗ 
bens kundig ſind, eine ihrer Zeichenſprache kundige Vertrauens⸗ 
perſon, wenn fie aber es nicht find, muͤſſen zwei ſolcher Ver⸗ 
trauensperſonen beigezogen werden. Die Art. 60 und 61 des 
Notariatsgefebes, welche von Errichtung der Teftamente handeln, 
ſchreiben apfr ‚noch beſondere Foͤrmlichkeiten nor, welche zu beob⸗ 
achten find, indem fie verordnen, daß „nebft” den gewöhnlichen 
Foͤrmlichkeiten einer Notartatsurfunde der Disponent jeine letzte 
Willensmeinung mündlich zu erflären, oder ſolche verfchloffen 
in einem fchriftlichen Auffage zu übergeben hat; der Notar muß 
in dem erfteren Falle die Urkunde felbft ablefen und bie ge- 
ſchehene Beobachtung dieſer Förmlichteiten in der Urkunde con- 
ftatiren, im zweiten Falle aber die gejchehene Uebergabe bes 
Ichriftlichen Aufſatzes, jowie die Erflärung des Disponenten, 
„daß dieſer Auflag- feine Iehtwillige Verfügung. enthalte”, mit 
ben zugegogenen Zeugen beitätigen. 

Der Geſetzgeber hat hiernach bei der Errichtung von Teſta⸗ 
menten noch die Anwendung beſonderer Vorſicht für nothwendig 
erachtet, er Hat hiebet die für die Urkunden Stummer, Tauber, 
Blinder, der Schrift Umkundigen oder der deutfchen Sprache Un- 
kundigen nach Art. 57. 69. 74 des Geſetzes angeordnete Zeugen⸗ 
zuziehung nicht erlaſſen, vielmehr ergibt das im Geſetzestexte an⸗ 
gewenbete Bindewort „nebſt“ ben unzweifelhaften Sinn, daß 
eine kumulative Verbindung diefer doppelten Förmlichkeiten ftatt- 
zufinden bat, wie auch ber logiſche Zuſammenhang feine andere 
Auffaffung zuläßt. 

Wenn endlich ein Stummer, der Teen und Schreiben kann, 
einen geſchriebenen verſchloſſenen Auffatz als ſeine letgtwillige 
Verfügung übergibt, oder wenn dieſes von einer der deutſchen 
Sprache unkundigen Perſon geſchieht, ſo iſt in Folge des Art. 
59 und 75 bes Not.Geſ. eine der Zeichenſprache kundige Ver⸗ 
trauensperfon oder ein Dolmetſch beizuziehen; es iſt biejes eine 
ber Törmlichkeiten, welhe unter den gewöhnlichen ber Urs 
Kunde verftanden werben. Wollte man bie in Urt. 57. 58. 59. 
75 angeordneten Foͤrmlichkeiten nicht als bie gewöhnlichen dieſer 
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Gattung von Urkunden anfehen, jo würde felgen, daß fie hei Tefta- 
meniserrichtungen auch nicht zu beobachten wären, und e8 fehlte dann 
bei den benannten Perſonen das Medium der Verftäntigung mit 
bem Notare, ja es würden bie Teitamentserrichiungen derſelben 
weniger Zörmlichkeiten bedürfen, wie andere einfache Willenser⸗ 
Mörungen. _ 

Wohl wird in v. Zinks Comment. 1. c. ©. 578 hierüber 
angeführt, daß nirgends bei Teitamenten bie Zugiehung eines 


dritten und vierten Zeugen vorgefchrieben fei, allein wenn 


auch diefe Zahl nicht genannt ift, jo ergibt fie fich doch unver⸗ 
meidlich aus der Faſſung des Geſetzes, und die Aeußerung von 
v. Zinks ift mehr geeignet bie Fehlerhaftigfeit des Geſetzestextes 
anzudeuten, jtatt jolche zu ergänzen.*) 

Demgemäß werden in ben bezeichneten Fällen von den kgl. 
Notaren (wenigftens in Unterfranken) auch vier Zeugen beiges 
zogen, und es iſt ſchon Sache der Vorficht diefes gu thun, um 
jo wichtige Urkunden nad dem Ableben der Disponenten nicht 
der Beanftandung und möglichen Annullirung Preis zu geben. 

Aus dem Dargeftellten ergibt fi) aber, daß die Yaflung 
des Geſetzes in einem feinen wichtigften Theile durch bie ger 
Ichchene Anwendung der copula „nebjt" im exſten Abſatze bes 
Art. 60 eine unrichtige ift, da es nicht in der Abficht bes Ge⸗ 
ſetzgebers Tiegen konnte, einen jo läftigen die Hauptfache nur bes 
einträchtigenben Formalismus zur Geltung zu bringen. 

Es wurde bereits in einer früheren Abhandlung, Jahrg. 
1865 ©. 214 diefer Zeitichrift, hervorgehoben, daß die Zuziehung 
von Zeugen keinen wirklichen Werth hat, daß fie in der Regel 
den Betheiligten zuwider ift, fie ängitigt, ihre Unbefangenheit 
Hört und dem ungejtörten Verlaufe a Verhandlungen hinder⸗ 
lich iſt. 

Es gilt Letzteres namentlich von Si Beugenzuziehung. bei 


*) Die v. Zink'ſche Anſicht wird and in der Zeitſchrift für das Notas 
riat 1864, ©. 78, 2 und von einem fehr er a ber unmit⸗ 
telbaren Rechtsanwendung vertreten. 


6* 
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Teſtamenten auf dem Lande und bei Teſtamentserrichtungen zur 
Rachtszeit, wo fie soft mit den größten Säwierigteiten ver⸗ 
bunden iſt.) 

Die Nachtheile dieſes Formalismus vermehren ſich, je mehr 
Perſonen beigezogen werden muͤſſen, und es iſt erſichtlich, daß 
ihre Anzahl, einſchlüſſig des k. Notars und feines Schreibers, 
ſich auf ſechs, ja einſchlüſſig etwaiger Vertrauensperſonen ſich 
noch hoͤher belaufen kann. 

Es find auch der Fälle nicht wenige, bei welchen die Zu⸗ 
ziehung von vier Zeugen zu erfolgen bat; manche Berfonen, 
welche letztwillig verfügen, find des Schreibend unkundig, Andere 
find oftmals aus Schwäche ober auch in Folge der Aufregung, 
weldhe das umftändliche nnd fchwerfällige Verfahren immer vers 
urſacht, nicht im Stande, Fchlieklich ihren Namen zu unters 
Schreiben, wenn fie auch anfänglich fich Hiezu für fähig erflärt haben. 

Welcher Aufwand an Mühe und Zeit iſt dann nothwen⸗ 
big, um ſolchen werthlojen Förmlichleitsapparat mit dem Gange 
ber Verhandlungen in Einklang zu bringen! Es ift wohl zu 
beachten, daß Niemand die Verbindlichkeit hat, einer folchen 
Dienftesleiftung als Zeuge fich zu unterziehen, womit ſchon vorne 
Berein die Verwaltung der freiwilligen Gerichtsbarkeit in ihrer 
wichtigften Aufgabe vom Zufalle, d. 5. der momentanen Will: 
fährigkeit der Zeugen, abhängig gemacht if. 

Es gefchieht aber, daß Manche fich nicht dazu verftehen, 
Zeugendienfte, insbeſondere bei Teftamentserrichtungen Kranker, 
zu leiſten, Manche während ber Verhandlungen nicht ausdanern, 
während Andere dem Notare nicht perfönlich bekannt oder in 
feinem Bezirksgerichtsfprengel nicht wohnhaft find, wodurch fie 
als Zeugen unfähig werben, und es iſt Thatfache, daß der Notar 
zur Herftellung aller Nebendinge bei folchen Tejtamentserricht 
ungen mehr Zeit verwenden muß, als bet der einfachen Proto⸗ 
kollsform zur Vollendung des ganzen Gejchäftes nothwendig 
war. a, wenn alle Hinderniffe diejer — überwuns 


®) Bergl. dieſe Zeitichrift 3. 1866. 6, 815. 
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den ſcheinen, befteht noch die Gefahr von Zwiſchenfaͤllen, welche 
den Fortgang und die Giltigfeit der Verhandlung in der Hanpte 
ſache immer wieder aufs Neue in Frage ftellen! 

Wenn die Zuziehung biefer Zeugen ſchon bei gemsöhnlichen 
Berhältnifien jo ſtoͤrend einwirkt, wie ſoll e8 werben, wenn zur 
Zeit allgemeiner Krankheiten folde Teſtameute zu errichten find? 


Bu Art. 138 des Motariatsgefeßes. 


Bezüglich der Frage, ob der oberfte Gerichtshof in Dis— 
ciplinarfachen ber Notare öffentlich oder in geheimer Sigung zu 
verfahren habe, jtellte eine Rotariatskammer am 3. U: 1865 
Folgendes vor: 

I. 

Bor Allem ift unzweifelhaft, daß die Zumiderhandlungen 
der Notare gegen das Notariatsgefeß Teine Vergehen, noch we- 
niger Verbrechen, eben jo wenig aber auch Uebertretungen, johin 
feine Strafſachen, jonden Civilſachen find, wie denn au 
die Aburtheilung berjelben nicht den Strafgerichten, ſondern ben 
Civilgerichten übertragen worben ift. 

ll. 

Auch die Beitimmungen des Notariatsgeſetzes, welche mit 
dem Verfahren fich befafien, das die Civilgerichte bei Ab— 
urtheilung der Disciplinarfachen ber Notare durchführen follen, 
enthalten Feine Anbeutung darüber, daß biefelben wie Vergehen 
behandelt werben follen, und es fol, mie ber Artitel 138 des 
Notariatsgefeges fi) ausbrüct, nur das Verfahren bes k. Ober⸗ 
appellationsgerichts bei Verhandlung einer Nichtigkeitsbeſchwerde 
nach den bezüglich des Berfahrens — 
beſtehenden Vorſchriften ſich richten. 

Es verſteht ſich dabei von ſelbſt, daß vieles Verfahren nur 
in ſo weit einzuhalten iſt, als es mit dem Charakter der 
Disciplinarſachen der Notare als Civilſachen ver⸗ 
traͤglich iſt, ſehin mit Ausſchluß ſolcher Momente, welche eine 
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ſpecielle Folge der Ratur ber Vergehen als Straf 
ſachen jind. 
—- IM. 

Das Verfahren bes k. Oberoppelitionegeriäte bei Vers 
handlung einer Nichtigkeitsbefchwerde in Vergehensſachen 
iſt allerdings. öffentlich, allein bie Deffentlichkeit -ift nur eine Folge 
des durch das Grunblagengefeg vom 4. Juni 1848 für das 
ftrafrechtliche Verfahren (Art. 16, 17, 18 und 19) fetgeftellten 
conftitutionellen Princips, daß die Verhandlung über die er: 
hobene Anklage bei nf der Nichtigkeit eine öffentliche 
fein muß. 

Die Oeffentlichkeit, welche das k. Oberappellationsgericht 
bei Verhandlung einer Nichtigkeitsbeſchwerde in Vergehens⸗ 
ſachen einzuhalten hat, iſt ſohin augenfällig eine Folge des 
Verhandlungsgegenſtandes, beziehungsweiſe ſeiner Eigenſchaft als 
Strafſache und nicht eine Eigenthümlichkeit des Verfah— 
rens an und für ſich. 

Eben deshalb iſt ſie aber auch nicht erforderlich, wenn das 
Verfahren auf Disciplinarſachen der Notare, welche zur Kate⸗ 
gorie der Civilſachen gehören, anzuwenden koͤmmt. 

UIV. 

Zudem iſt die Verhandlung jedes Rechtsmittels ihrem Weſen 
und Endzwecke nach nur eine Wiederholung der bei der Vorin⸗ 
ſtanz gepflogenen Unterfuchung und Prüfung, ſei es in voller 
Auspehnung, wie bei Verhandlung einer Berufung, fei es in 
beſchränkter Richtung, wie bei Verhandlung einer Nichtigs 
keitsbeſchwerde. 

Iſt aber die Verhandlung eines Rechtsmittels eine Wie⸗ 
derholung der bei der Vorinſtanz gepflogenen Verhandlung, 
ſo wird jene den gleichen Charakter wie dieſe behalten, folglich 
in öffentlicher Sitzung zu pflegen fein, wenn fie bei den Vorin⸗ 
ftanzen äffentlich ftatt hatte, dagegen in geheimer Sitzung vor- 
zunehmen fein, wenn bie Vorinſtanz die Verhandlung in geheimer 
Sitzung pflog. 

Ebendeshalb und weil nach Art. 137 des Notariatsgeſetzes 
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die Diecipinarſachen der Notare in erſter und Zweiter Inſtanz 
in geheimer Sitzung zum verhandeln finb, wird auch bie 
Nichtigkeitabeſchwerde vor bem oberſten Gerichtshofe des Neiches 
in geheimer Sitzung zu pflegen fein. 

V. 

Die Gründe, welche den Gefebgeber bewogen hätten, bei 
Berhandlung der Disciplinarfachen gegen Notare in eriter und 
zweiter Inſtanz bie Deffentlichteit anszuſchließen, find begreif: 
licher Weife auch maßgebend für das Verfahren vor den Schran- 
fen bes oberften Gerichtshofes um fo gewiſſer, als die Verband: 
fung einer Nichtigfeitsbefchwerde die Disciplinarfache nicht in 
ihrer Totalität vor Augen führt und fomit dem Rotar die Ges 
legenheit entzogen ift, den in erfter und zweiter Inſtanz geheim 
behandelten Gegenſtand tm vollen Lichte darzuftellen. 

Die Gründe ſind aber unſeres Erachtens folgende: 


4) Das Disſciplinarweſen der Staatsdiener und öffent 
lichen Beamten ift in den beſtehenden Geſetzen und Verorbnungen, 
namentlich im conftitutionellen Edikte über ftantöbienerliche Ver: 
hältnifje, al eine Sache behandelt, welche das innere Verhält- 
niß der Staatsdiener und Beanten zu ihrem Wirkungskreiſe 
und zu ihrer dienftlihen Stellung einerfeits und zu den Vor⸗ 
gefeßten umd zur oberften Negierungsgewalt anbererjeits betrifft, 
fobin als eine Sache, welche das Bublifum nicht be— 
rührt, 

Sie harakterifirt fih als eine res domestioa zwiſchen 
ben Trägern ber öffentlichen Autorität und bem Oberhaupte des 
Staates, deſſen Machtvolllommenheit die Duelle jeder Autorität 
und Gewalt ift, weshalb denn aud für die Verhandlung und 
Aburtheilung der Disciplinarjachen nad) Feiner rn das 
oͤffeutliche Verfahren vorgeſchrieben iſt. | 

2) Der Entwurf eines Geſetzes, die Dienftverbätiniffe ber _ 
gerichtlichen ‚Beamten betreffend, anf welchen der Entwurf bes 
Notariatsgefeges vom jahre 1851 vecurrirte, hat das Princy 
bes geheimen Verfahrens. in Diseiplinarſachen nicht im Mindeften 
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smgetaftet, ſondern nur bem Beihulbigten das Recht einge 
räumt, die Deffentlichkeit zu beantragen. 

Da jedoch jener Entmurf niemals mit geſehlicher Kraft 
beffeivet worden, fo war es nothiwendig, in das Netarintsgefek 
vom 10. November 1861 Beitimmungen fiber das a 
weſen der Notare aufzunehmen. 

Diefelben find dem Entwurfe des Geſetzes vom. Sabre _ 
1851, die Dienftverhältniffe der richterlichen Beamten betreffend, 
nachgebifbet und haben namentlich den Grundſatz, daß in ger 
heimer Sißung verfahren werden foll, fich angeeignet. 

3) Dem Könige, welcher alle Rechte der Staatsgewalt in 
fich vereiniget und durch von Ihm angeftellte Stantsdiener und 
Beamte ausüben läßt, ift wejentlic) daran gelegen, daß die Träs 
ger der aus Seiner Machtvollkommenheit fließenden DBejugnifle . 
allenthalben geachtet und geehrt werden, weil vie Ehre und 
Würde derjelben der feite Boden ihrer öffentlichen Autorität ift. 

Mit dem Anfchen, welches jeder Staatsbicner und Beamte 
wegen der Duelle, aus welcher er feine Vollmachten ableitet nnd 
wegen der Stellung, welche er im äffentlichen Leben einzuneh- 
men hat, genießt, ift e8 durchaus unverträglich, den Staatsbiener 
oder Beamten in Disciplinarfachen jo zu behandeln, wie beit: 
jenigen, welcher wegen Vergehens oder wegen einer Webertretung 
auf die Anklagebank verwiejen wird. 

Sicherlih wäre e8 im höchſten Grade ungereimt, einen 
Bezirkögerichts-Direktor oder Schwurgerichts-Präfidenten an dem 
einen Tage in die Öffentliche Sitzung des Oberappellationsge: 
richtes: wegen einer Disciplinarfache zu verweifen und am an> 
bern Tage den Vorſitz in einer een oder Vegeheneſache 
führen zu laſſen. 

4) Bereits im Berichte des I. Ausichuffes ‘ver Kammer 
ber Abgeorbneten über den Entwurf des Notariatsgefeßes iſt 
anerfannt worben, daß bie Disciplinarbeſtimmungen durch Strenge 
und durch eine nahezu übergroße Ueberwachung ber Amtsführumg 
der Notare vor den Geſetzen aller Staaten ſich auseichnen. 

(Srteabeilage S. 11.) 


Der Ust. 138 bes Notariatsgeſezes. >) 


Es {ft in dieſem Berichte, ſowie in ber Kammerberathung 
anerkannt worden, daß der Entwurf bie geringfügigſten Ueber 
teetungen mit Strafen bebroht, jo daß ihnen ber ſorglichſte Por 
tae im einer längeren Praxis kaum entgehen Tann. j 
(ibid. S. 12 u. fiensgr. Ber. 46. Sigung S. 376 am Ende.) 

Es iR ſelbſt non dem damaligen II. Präfidenten Weiß uns 
beanſtandet ausgefprochen werben, daß wirklich unbebeutende 
Dinge fchon unter die Dißciplinarfälle fallen. 

| (Stenogr. Bericht ibid. ©. 378.) 

Se Ichärfer aber die Disciplinarvorfchriften gegen die No⸗ 
tare find, je beftimmter anerkannt ift, daß ber jorgfältigfte Notar 
einer Disciplinarftrafe kaum entgehen Tann, befto gewiljer iſt 
es eine Forderung ber Gerechtigkeit, ven Rotax nicht durch öffent: 
liche Verhandlung einer Dischplinarfache dem Berbachte Preis 
zu geben, ald wenn er fid) eines Vergehens ober einer Mebers 
tretung ſchuldig gemacht hätte, als wenn er in die Reihen ders 
jenigen gehöre, welche auf die Anklagebank verwieſen find, 

So lange ver Notar — Notar ift, hat er des Amtes 
wegen, das er inne bat, cin Recht daranf, daß er gegen jebe 
derartige Parallele in Schuß genommen werbe. 

5) Weberbies wirkt die öffentliche Berhandlung ber Nich 
tigkeitsbeſchwerde wegen ber hiemit . verbundenen Crjchütterung 
des Vertrauens wie eine moralifche Röthigung zum Verzicht auf 
alle Rechtsmittel, welche dem Rotar nach dem Wortlaute bes 
Geſetes zuſtehen. — Nicht genug, daß er fich deshalb jcheuen 
muß, die Nichtigkeitsbefchwerbe gegen ein verurtheilendes Erkennt; 
niß U. Inftanz zu ergreifen, barf er es auch nicht wagen, gegen 
ein werurtbeilendes Erkenntniß I. Inſtanz die Berufung geltend 
zu machen, weil ja, wenn er felbft mit aller Zuverficht bie 
Freiſprechung hoffen Tann, im Hintergrunde die Nichtigkeitäbes 
ſchwerde von Seite ber Staatsbehoͤrde droht. 

6) Endlich widerfirebt die öffentliche Berhandlung der Nichs 
tigkeitsbeſchwerden bem Weſen des RotariatssInftitutes und ben 
Rechten, welde das Notarintögeieh ven Beiheiligten einge: 
raͤnmt bat. | 
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Das Nogariats⸗Inſtitut befaßt ſich mit den Rechtsange⸗ 
Vegenbeiten ber Betheiligten, alſo mit ben Brivatfachen. verfelden 
unb gebietet deren Geheimhaltung, foweit dieſe nady der Ratur 
ber Sache möglich if. Deshalb ſind bie Notare zur Amtsver⸗ 
ſchwiegenheit und zur forgfältigen Verwahrung der Urkunden 
verpflichtet, jo daß die Betheiligten ein Hagbares Mecht hierauf 
haben und Erjab bes eiioa LEN — Palaugen 
koͤnnen. 

Mit dieſem Syſtem iſt die Annahme unverträglic, e8 habe 
je die Abſicht beftanden, für Aburtheilung ber Richtigkeitsbe⸗ 
ſchwerden in Disciplinarjachen gegen Notare das enee > 
fahren einzuführen. 

Wie unangenehm müßte es Jemand fein, uxploͤhlich ans 
den Sffentlichen Blättern zu erfahren, daß eine Urkunde, deren 
Daſein und Inhalt er allerwärts verſchwiegen glaubt, Gegen 
ftand einer öffentlichen Berhandlung geworden jeil Es gehörten 
nur einige folche Berhanblungen dazu, und das Bertrauen in 
- das Notariatsinftitut wäre, wo nicht vernichtet, doch im tiefſten 
Grade erjchüttert. 

Borftehende Gründe vechtfertigen das Verfahren in geheis 
mer Sitzung bei Disciplinarfachen gegen Notare nicht blos in 
erfter und zweiter Inſtanz, fondern mich vor den Säranten ide 
oberften Gerichtshofes des Reiches. 

Da jedoch. kein Hichter über dieſen Gerichtshof fteht, ſo 
ft nur ein Weg offen, eine geſetz liche Praxis herbeizuführen, 
der Weg nämlich: 

daß von Seite bes k. Generalſtaatsauwalts, ſobald er 
im nächſworkommenden Falle feinen Antrag auf Abur⸗ 
theilung ftellt, ſpeciell darauf angetmgen werde, bie 
Nichtigkeitsbeſchwerde durch einen Civilſenat in geheimer 
Sitzung abzunrtheilen und daß er, wenn die Sache 

enungeachtet in die oͤffentliche Sitzung bes Straf⸗ 
ſenats verwieſen wird, ſeinen Antrag vor dieſem Seuat 
in oͤffentlicher Sitzung ſorideclinatoriſch verfolgt, endlich, 
daß, wenn wider Vermuthen nöthig, dieſes Verfahren 
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10 oft wiederholi werben fol, fo oft ein neuer Senat 
gebildet wird, bis endlich ein Plenarbefchluß erzielt wird. 


Geltendmachung des Einlöfungsredts. 
(Zu Art. 11, 14 und 18 des Not.-Geſ.) 


Ein appellationsgerichtliches Erkenntniß vom 6. Februar 
1866 nimmt In Webereinftimmung mit dem vorgängigen Er- 
fenntniffe des betreffenden Bezirksgerichtse vom 19. Dez. 1865 
als unbeftritten an, der durch den Zufchlag einer unbeweg- 
fihen Sahe an den Meiftbietenden mit Verluftgefahr beprohte 
Hypothekgläubiger koͤnne unter den Vorausfeßungen des F 64 
bes Hypothekengeſetzes vom 1. Juni 1822 die Geltendmahung 
des Einlöfungsrechtes in einer Notariatsurfunde anmelden, vers 
weift aber bezüglich der Frage, ob diefe Anmeldung notartell ges 
ſchehen muͤſſe, auf den Wortlaut der angezogenen Gefehesftelle 
und reiht bieran wörtlich folgende Bemerkungen : 

Der betreffende Rechtsakt fteht in gleicher Kategorie mit 
anderen Erklärungen und Anträgen, welche vor Gericht, d. 5. zu 
Protokoll oder durch zum gerichtlichen Handeln ermächtigte Mittels: 
ſonen (Anwälte) in einer an das Gericht dirigirten Eingabe ge- 
jtellt werben Fünnen. Die Bezugnahme auf das Notariatsgejet 
Art. 14 iſt ganz verfehlt, weil berlei Einldjungsanmeldungen 
feine Verträge fiber Immodilien, nicht durch die Willenseinheit 
der betreffenden Antereffenten, ſondern durch das dem in einem fols 
chen Fake fich befindenden Betheiligten unter beſtimmten Voraus⸗ 
ſetzungen und Folgen geſetzlich eingeräumte Recht allein, und 
durch den Willen, e8 geltend zu machen, bedingt find. 

Können auch nach Art. 18 des Notartatsgefees Verſtei⸗ 
gerungen nur von Rotaren — nicht mehr von den Berichten — 
vorgenommen worden, ſo jeßt ja jede Einldfungsanmeldung eine 
folche notarielle Verfteigerung voraus, ihre Prüfung jedoch ge⸗ 
fchieht buch das Gericht; fo lange fie von biefem nicht geneh⸗ 


. Notizen. 


migt iſt, erſcheint fie lediglich als ein Antrag; eben weil fie 
eine wixkliche Verſteigerung vorausſetzt nnd ihrer Zulaäſſigkeit 
nach die Judicatur paſſiren muß, welche dem Notare nicht zu⸗ 
ſteht, kann fie auch bei Gericht erflärt werben. 


Notizen. 


Die bereits durch Juſtizminiſterialentſchließung vom 27. 
Februar 1823 ertheilte, leider nicht befolgte, Weiſung, daß bie 
Berichte und Ausfertigungen mit leſerlicher Namensunter⸗ 
ſchrift der betreffenden Beamten verſehen werden ſollen, wurde 
unterm 4. Februar 1866 (Juſt.“M.-Bl. S. 27) mit dem Bei⸗ 
fügen erneuert, daß namentlich auch die den Notariatsurjchriften 
gemäß Art. 13 Abf. 2 und Art. 15 Abf. 4 des Notariatsges 
ſetzes beizufügenden Beichlüffe und Bollzugsbeftätigungen ftets 
Lejerlich zu unterzeichnen find, da fie wortgetreu in bie von 
ſolchen Urfchriften zu ertbeilenden Ausfertigungen aufgenommen 
werden müſſen, in Folge unleferlicher Unterfchriften aber Leicht 
unrichtige Namen in die Ausfertigung übergehen, oder andere, 
bie Glaubwürdigkeit der Notariatsurkunden gefährbende Unfürm- 
lichkeiten veranlagt werben. " 


Die Zeitjchrift für das Notariat in Rheinpreußen 1866 
©. 14 theilt ein Erkenntniß des Appellhofes zu Poitiers vom 
416. März 1864 mit, wornach ein Brief als olographiſches Te⸗ 
ſtament gelten muß, wenn, bie Abficht des Schreibers dahin ging, 
biefen Charakter dem Schriftftüdle zu geben, vorausgefeßt, daß 
dasſelbe allen für diefe Art der Teſtamente vorgejchriebenen 
Törmlichleiten genügt. Art. 3 der Ordonnanz von, 1735 er- 
Härte die teftamentarichen Verfügungen, welche in Form eines 
Briefes gemacht waren, für nichtig. Dieſes Berbot beruhte auf 
ben Erwägungen, daß Briefe ebenfowenig wie bie mündliche Uns 
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terhaltung, welche fie nachahmen, bazu beftimmt feten, Jemanden 
zu binden; daß e8 immerhin zweifelhaft erſcheine, ob die in einem 
Briefe enthaltenen Verfügungen ernfllic) gemeint ſeien, ober 06 
fie bloße Eomplimente, bloße Gunftbezeigungen darſtellen folkten. 
Das fpätere Civilgeſetzbuch enthält Tein ähnliches Verbot mehr 
und man nimmt daher jet allgemein an, daß ein olographiſches 
Teftament auch in einem Briefe giltig errichtet werben koͤnne. 


1 


Der Appellhof zu Rennes hat am 22. November 1864 
erflärt, die dem Legatare eines Hauſes auferlegte Bebingung, 
daß er dieſes Haus nicht zum Zwecke eines anderweitigen Neu- 
baues nieberreigen dürfe, dasſelbe vielmehr unverjehrt erhalten 
müffe, ohne irgend eine Veränderung vorzunehmen, fer als un⸗ 
erlaubt und ben Geſetzen zuwider für nicht geſchrieben anzufehen. 
Die biefür angegebenen Gründe, welche in der Zeitſchrift für 
das Notariat eine Druckſeite einnehmen, find jehr allgemein ge: 
balten und fcheinen nicht befonders flringent. 


Die bayertfche Hupothefen- und Wechſelbank hat kürzlich 
eine Darftellung ihrer Thätigfeit während eines dreißigjührigen 
Beſtandes veröffentlicht und hiebei die erjprießlichen Dienſte ber: 
vorgehoben, welche bei Durchführung des Pfandbriefgefchäftes 
von dem Notariatsinftitute geleiftet worden find; ohne Beihilfe 
ber Notare wäre es nicht möglich gewejen, in verbältuigmäßig 
jo Turzer Zeit. eine jo große Anzahl won Darlehensverträgen 
ohne irgend eine erhebliche Störung zum Abfchluß zu bringen. 
Die Zahl der Notariatsverhandlungen, welche mit dem Abſchluſſe 
von fünftaujend fünfhundert Pfandbrief-MDarlehens⸗Verträgen bin⸗ 
nen Sahresfrift verknüpft waren, werben auf mehr als dreißig⸗ 
taufend veranjchlagt und wurden insgeſammt mit nur ganz ges 
ringen, kaum nennenswertben Ausnahmen mit großer en 
und Genauigkeit abgewickelt. 
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Sp lange die Rotariatsgebühren nicht bezahlt wurden, brauchte 
ber Notar ben Betheiligten auch Feine Abſchrift der Verhandlung 
zu geben, weil, wie ein appellationsgerichtliches Erfenntnig vom 
2. März 1866 Nummer 1659 ausführt, Abjchriften im Nota⸗ 
riatsgeſetze ausdrücklich zu den Ausfertigungen gezählt und letz⸗ 
tere zweifellgs dem Retentionsrechte unterjtellt werben. 


fiteratur, 


Das Hypothekenweſen in Bayern r. 9. Rh., von J. S. U. 
Boſcher, k. Oberjuftizratd in Eßlingen in Württemberg. 


Scite 109 und 125 Jahrgang 1865 diefer Zeitfchrift ift bereits Aber 
die Darfkcluung des Notariats in Bayern von Herrn Oberjuſtizrath J. ©. 
A. Boſcher in Eplingen berichtet und ber hervorragenden Bejähigung des 
Herrn Berfafjers zur Behandlung folder Stoffe gedacht worden. Was ‚das 
mals bezügli der Gewifienhaftigfeit der Vorarbeiten fowohl als der Ge⸗ 
nauigteit der Darftelung rühmlich hervorgehoben wurde, gift nicht minder 
von befien Auffate über das Hypothekenweſen S. 353 ff. der Zeltſchrift für 
bie freiwillige Gerichtsbarkeit und die Gemeinbeverwaltung in Württeniberg, 
welcher darlegt, daß die Organifation und insbefondere Sas Notariatsgefek 
die Mängel des Hypothekenweſens nicht geichafien, fonbern nur aufgebedt 
und in ein grelleres Licht geftellt hat, daß es alfo jet um fo leichter if, ihren 
von Grund ans abzubelien. 

Letzteres fcheint jedech deshalb nicht fo ganz unbeftreitbar, weil es eine 
Reihe von Mißſtänden gibt, bie überhaupt burd, keine Gefeggebung befeitigt 
zu werben vermögen, zum Beilpiel „Gemüthafehler“ im Sinne bes quiee⸗ 
cirten Strafgeſetzbuches. Man glaubt eg kaum, daß am 1. Dezbr. 1862 
ein „Kapital als bezahlt gelöfcht und deshalb ceffionsweife auf A. M. um: 
gefhrieden’ oder amı 11. Aug. 1865 ber Eintrag einer Löjhungsbewilligung 
deshalb verweigert wurde, weil das einfchlägige Yolium wegen verfügten 
Amangsverlanfes gejperrt worben war uub derlei Fälle find wenigſteus noch 
immer vereinzelte. Dagegen find in einer Reihe von Fällen Gtreitfragen ges 
ſchaffen worden, die bem Juriften unbegreiflih unb dem Laien gräulich er⸗ 
feinen mäüffen. So find dem Berichterſtatter am 22. Februar 1866 zwei 
hypothekenamtliche Beichlüffe befannt geworden, wovon ber eine ben Eintrag 
ber Seffion einer hypothekariſch ſicher geftellten Wechfelfosberung ablehnt, 
„weil ber Nachweis bes Giro's, ohne das bie Forderung giltig nicht cedirt 
werben kann, fehlt“, während ber andere alſo erklärt: „dem Autrage auf 
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Einſchreibung ber Geifion in das Hvpothelenbuch wird in der Erwägung 
nicht ſtattgegeben, daß 

1. die von den J. ſhen Eheleyten beftelltt Hypothek Lediglich als Cau⸗ 
tion zur Sicherung des fraglichen Wechſels fi darſtellt, demnach ein. wit 
bieſem innig verflochtenes Daſein führt, da ihr zur Selbſtſtändigkeit jeglicher 
Rechtsgrund fehlt, 

2. zur Geltendmachung Fer Meike aber auf die für ben Wechjel bes 
ſtehende Hypothek jeber Juhaber dieſes Wechſels berechigt und bug den 
Wechſel Tegitimairt; eine formliche Umſchreibung biefes Hpporhet auf bie Per: 
fon jedes neuen Wechſelinhabers ſonach nicht geboten erſcheint.“ 


M. Füger von Rechtborn, Syſtematiſche Darftellung der 
Rechtswirkungen der Einträge in die öffentligen Bäder. 
Wien. R. Lechners Univerfitätsbuchhanblung 1865. 


Obwohl fih das bayerifche Hypothekengeſetz vom 1. Juni 1822 nicht 
nur einer äußerſt ſorgſamen und gelungenen Faſſung, fondern auch einer 
ungewöhnlich gründlichen Erläuterung erfreut, Täßt ſich doch nicht Tängnen, 
daß beifpielsweife ein erihöpfendes Werk fiber Vorausſetzungen und Wirk: 
umgen ber Vormerkungen in jeber ber brei Rubriken des Hypothekenbuches 
nah dem heutigen Stande bes Bedürfniſſes und — täglich 
dringender nothwendig wird. 

Noch fühlbarer mußte der Mangel eines Handbuches in Oeſterrtich 
empfunden werben, ba das allgemeine bürgerliche Geſebbuch das Hypotheken⸗ 

recht keineswegs in einem beſondern Abſchnitte, ſondern in einigen wenigen, 
an verſchiedenen Orten eingereihten Paragraphen behandelt, während eine 
ausfuͤhrliche, Mare Darfiellang der Rechtoverhattniſſe, welche burch die Ein⸗ 
träge in den doffentlichen Büchern begründet werden, bei der Wichtigkeit und 
Schwierigfeit der Sache unbedingt nothwendig war, und da aud bie Lite: 
ratur zwar verſchiedene Abhandlungen über einzelne Etreitfragen, aber fein 
in fih geſchloßenes Wert über diefen Gegenftand aufzuweiſen hatte Doch 
ſcheint die vorliegende Därfteflintg des Oberkandesgerichts⸗Viee? Präfidenten 
M. Füger von Rechtborn auch dann faum allen Anforderungen der Wiſſen⸗ 
ſchaft zu entiprechen, wenn die Schwierigkeiten einer völlig neuen Arbeit ges 
bührend hoch angerechnet werben; insbefondere gilt dieß von ber Lehre über 
die Bormerkungen, welden ber Schluß (S. 240—257) gewibmet ift, während 
einzefne Themata, beifpielsweife bie Wirkungen ber ir ar (S. 
4168—192) meiflerhaft bearbeitet find. 





3% iteratur. — Derichtigung, 
Anzeige. 
Im Berlage ver C. H. Beckſchen Buchhandlung in Nörb- 
lingen iſt ſoeben erſchienen und kann durch alle Buchhandlungen 


bezogen werden: 
Allgemeine 


deutſche Weaffelordnung 


⁊. ⁊c. 
weilte Auflage. 
reis 18 Pr. 

Die gegenwärtige Ausgabe zeichnet fi vor all ben zahlreichen bisher 
eriienenen instefonbere durch bie Aufnahme bes wichtigen Geſetzes vom 
5. October 1863, das in den übrigen Ausgaben fehlt, Durch ganz präciie 
Angabe der Präjubizien mittel gebräugter Auszüge in überſichtlicher Kürze 
und buch knappe Form, verbunden mit außerorbentlicher Wohlfeilheit, aus 
und Tanır bei dem bermaligen Etanbe ber Verkchröverhältniffe nicht blos 
Zuriften, fondern allen Gejgäftsmäunern um fo mehr empfohlen 
werben, als ein vollftändiges alphabetiſches Sachregiſter bie Benützung weſent⸗ 
lich erleichtert. 


Die C. H. Beck'ſche Buch⸗ und Autiquariatehandlung in 
NE rblingen empfiehlt aus ihrem reichhaltigen antiqnarifchen Lager: 


Das deutſche Notariat 


nach den Beftimmungen ded gemeinen Nechts 
oo 


n 
3. DOeflerlen. 
2 Bde. 8. Hannov. 1842. dr. wie nen, 
Preis: 6 A. 48 ir. (Rabenpreis: 11 F. 4 ir.) 


Berichtigung. 


In dem Auffage „bie neue Zeftamentsform 2c.” Geite 67 Zeile 18 
muß es heißen const. 10 qui test. faoere possunt (6..22) ſtatt (B. 22), 


Drud und Verlag ber C. H. Beck'ſchen Buchhandlung in Nörblingen, 


Zeit ſchiitt 
da Notariat 


die freiwillige "Gerichtsbarkeit 
Banern diesfeits — jenfeits des Rheins. 


Unter Mitwirkung der Notare Hofratb Franz v. Seybold in 
Münden, Friedrich Kolza in Hersbeim u. U, 
herausgegeben von 


Iduard Graf, 


Notariatögehitfen in Mänden, Amalienftrafe Rro. AN. 
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Ueber Ummeſſungsoperate. 

Um die Wichtigkeit und Nothwendigkeit moͤglichſt genauer 
Bezeichnung unbeweglicher Sachen, welche als Gegenftaub eines 
Bertrages erjcheinen, darzulegen, bebarf es kaum vieler Worte, 
Die vollftändigfte, jeden Zweifel ausſchließende Feſtſtellung der. 
Gentität des Vertragsgegenſtandes ift und bleibt die erfte Auf⸗ 
gabe jedes vorfichtigen Eontrahenten, umſomehr aljoy des vers 
pfliteten beurkundenden Beamten, da auch ber Entwurf eines 
bürgerlichen Geſetzbuches für Bayern Art.. 23 und 25 Z4f. 2 
fowie der Entwurf eines Obligationeurechts für bie Staaten 
bes deutichen Bundes Art. 56 und 60 in Uebereinftimmung mit 
bereit® geltenden Rechten und der Natur der Sache das Geſchaͤft 
regelmäßig für ungiltig erflären, wenn in ber Soentität bed 


Gegenfinndes geirri wurde. 
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Die bayerifche Tefeßgebung gibk in dieſer Beziehung nicht 
Hoch genug anzufchlagende Hilfsmittel an die Hand; denn wie 
fehr auch im Einzelnen der Vollzug des- Grundſteuerkataſterge⸗ 
fees vom 15. Angnft 1823 anſtieß, fo entſchieden erwarb fich 
gerade die bayeriſche Kataftrirung vermöge ihrer faplichen Klar: 
heit und außenordentlichen Beſtimmtheit troß der einfachſten Be⸗ 
flimmungsmittel wenigftend in ihren Grundzügen, wenn auch | 
nicht in allen Theilen dee Ausführung — bie natürlich fehr 
verſchieden geeigenjchafteten Individuen übertragen werben mußte 
— ben Beifall der ganzen Welt. Man war und tft überdieß, 
fortwährend bemüht, einzelne Fehler, bie jedem Menſchenwerke 
unausbleiblich als Erbſünden, wie als thätige, ankleben, zu be: 
ſeitigen und die alſo gereinigten Kataſter in moͤglichſter Rein— 
heit fortzuführen. Dieſein Beſtreben verdanken nicht nur die 
Inſtructionen und Cutſchließungen vom 19. Jauuar 4830, 
12. April 1834, 21. Juni 1853, 6. September 1856, 24. Au⸗ 
guft 1858, 8. Oftober 1861, 15. Juni 1862, 2. Januar und 
11. September 1864, 26. Januar und 28. März 1865 und 
“ andere, ſondern insbefondere auch Art. 63 des Notariatsgeſetzes 
vom 10. November 1861 ihre Entftehung In ebenjo zweck⸗ 
mäßtger, als einfacher Wäife verordnete namentlich die Jetzkan— 
geführte Gefetesftelle, in jeder Notariatsurkunde über unbeweg- 
liches Eigenthum jei dieſes, foweit möglich, dur Anführung 
des einfchlägigen Steuerbiftrictes, des Kataſter⸗Foliums, ver 
Haus: und Plannummer zu bezeichnen, indem der Geſetzgeber 
von ber begründeten Anfiht ausging, daß erſt hiedurch, dann 
aber auch vollftändig die —— des Vertragsgetgenſtandes 
hergeſtellt dei. 

In der Rechtsanwendung Täßt ſich indeß ein ziemlich hoch⸗ 
gräbiges Schwanken nicht verkennen; auch bie einſchlägigen 
Staatsminiſterien mußten es an ſich erfahren, daß Jeder, der 
ſeinen Fuß auf einen neuen Boden ſetzt, eine Weile balanciren 
muß, bis er fich ſeiner Stellung vollkommen ſicher iſt oder we⸗ 
nigſtens zu fein glaubt; nur den Notaren ſelbſt, deren Stellung 
boch eine ungleich jchwierigere war, wurde unb wird jede Son 
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der Anſicht des Auffichigerichtes abweichende, wert auch viel⸗ 
leicht objectio richtige Deutung als Verfehlung gegen das Geſet 
ausgelegt und als jolche jederzeit möglichit empfindkich geſtwaft. 
In der gegebenen Richtung fehlte es nicht einmal an Solchen, 
bie im Notariate den jähen Untergang ber Kataſter erfahen, 
und biefe Anficht muß fogar eine ziemlich verbreitete geweſen 
fein, weil jowehl das Finanzminiſterium am 20. April 1865 
als das Zuftizminifterium am 27. September 1865 ausbrüdlich 
erklaͤrten, daß „eine geregelte Fortführung der Katafter auch 
bei dem gegenwärtigen Stande ber Gejebgebung zu erzielen” 
jet, foferne fich die Rentämter die Bereinigung ber noch vors 
kommenden Anftände im Benehmen mit ven Notaren und ben 
einschlägigen Gerichten ‚unter genauer allfettiger Beachtung ber 
deßfalls erlafjenen Anorbnungen angelegen fein laflen. 
Allein dieſe Anoronumgen find, wie bereits amgebeutet, 
nicht jo ganz genau und jebenfall® ein wenig wandelbar; bie 
Entihliegung vom 29. Auguft 1862 verkündete ben freiſinnigen 
Grundſatz, man könne nunmehr die Beurkundung von Berträs 
gen über undewegliches Eigenthum nicht mehr von vorgängiger 
Anmeldung zur Umfchreibung oder von vorgängigen Vermefſum⸗ 
gen und. Srunblaftenrepartitionen abhängig machen, müſſe viel⸗ 
mehr Alles’ ferne halten, was ſich mit dem Notariatsgejebe wicht 
vereinbaren laffe, und dürfe deshalb Leine Beitimmung treffen, 
welche der möglichit raſchen Aufnahme der Notariatsverhand: 
lungen bindernd entgegen tritt. Wie ftrenge Forderung dage⸗ 
gen die Entjihlieung vom 2. Januar 1864 ftellte, it den Les 
fern dieſer Zeitſchrift ſowohl ans dem 1864 Seite 37 enthal« 
tenden Wortlaute als aus ver ebenda 1865 Seite 23 mitgetheil⸗ 
ten Probe ihrer Anwendung nicht minder erinnerlich, als daß 
hinwieder am.28. März 1865 (vgl. dieſe Zeitſchrift 1865 ©. 
127) der Hauptſache nach auf den fruͤheren Standpunkt zurück⸗ 
gegangen und ſogar die Ueberzeugung ausgeſprochen wurde, un⸗ 
ter Umſtänden könne ſelbſt, wenn ausnahmsweiſe die Beurkum⸗ 
dung eines Vertrages über Theile eines kataſtrirten Gegenſtan⸗ 
des vor der Bermeſfung, jedoch mit genauer Beſchreibung nach 
7° 
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Zuge und Orangen bei gleichzeitiger Angabe, ob ein beſt im m⸗ 
ter Flaͤcheninhalt gewährleiftet oder ber Flächeninhalt nur beis 
länfig angegeben worden jei, erfolgte — ohne Weiteres bie 
Umschreibung in den öffentlichen Büchern ftaitfinden. Unver⸗ 
Yennbar war das Staatsminikteriuu hiebei von ber beften, na⸗ 
mentlich aber non ber Abficht geleitet, einerſeits den Drud ber 
beregten früheren Entfchliegung zu bejeitigen, andrerfeits bie 
Rotare von ber Anſchuldigung des Ruines ber Katafter freizu- 
ſprechen; gleichwohl hat es jedoch, wenn auch wider Willen und 
Willen, einen argen Mißſtand groß gezogen: bie grenzenlofe 
Unbeftimmtbeit der jet gangbaren Limmefjungsoperate. Zwar 
hieß ſchon fräber eine nicht eben geringe Zahl biefer Arbeiten 
für Leute, die gerne im Zrüben filchen, wenig zu wünfchen 
übrig, denn fogar abgejehen von den mangelnden Angaben ber 
Steuergemeinbe oder Katafterfeite, traf man foviele Irrthümer 
tm Bezeichnung der Plannummern und Berechnung bes Flächen⸗ 
maßes, daß unterm 11. September 1864 die Umſchreibung von 
Befikveränderungen auf Grund noch nicht revibirter Meffungs- 
operate der Regel nad) verboten wurde (vergl. 1864 S. 320 
diefer Zeitſchrift), auch trägt die bisher nicht ansgejchriebene, 
unten zu beiprechende Entichließung der Kreisregierung vor 
Oberbayern das Datum 6. Dezember 1864 Nummer 3241, pie 
geläufige Verwendung erfolgte jedenfalls erit nach dem 28, 
März 1865 (Inhäſwbeſcheid vom 2. Auguft 1865). 

Dee Grundſatz der beregten Regierungsentichließung be= 
ftebt zeuge der Praris einfah in folgenden Säben: Sobald 
mehrere Objerte gleicher Eulturart in ber Hand eines und des⸗ 
felben Beſitzers zufammen treffen, erhalten jene zufammen ohne 
Rüdficht auf etwaige Hypothekverhaͤltniſſe eine einzige Plan⸗ 
nummer. Wird von dieſem Geſammtbeſitzthum ein Theil vers 
aͤußert, jo iſt zu unterfcheiben, ob ber neue Erwerber bereits 
eine Liegenjchaft beſitzt oder nicht. Lebterenfalls erhält das ab⸗ 
zutrennende Stüd eine neue Plannummer, erfteren Falls bages 
gen bleibt Alles wie bisher, nur hat die Blannummer bes Bers 


&ußerers von nun an um fo viel weniger Flaͤcheninhalt, als 
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das weräußerte .Städ ausmißt, waͤhrend bie Plaumummer ben 
Erwerbers in gleichem Verhältniffe gewachſen if. Da in bier 
ſem Falle nicht zu entnehmen ift, wie fich der Qefikftand auf: 
baut, von welcher Plannummer oder won welchem Folium und 
wie viel von jevem Stüde abgetrennt wurde, ba der Hypothek- 
glänbiger im günftigen Fall nur hie effectiv abgehenbe ‚Fläche 
aus dem Hypothekenverbande entlägt, und nach $. 11 des Hy⸗ 
pothefengejeges in Verbindung nit dem Grunbfteuergejege auf 
jedem Folium der Beſitzſtand Tataftermäßig und fpeciell vorge 
tragen fein muß, Bypotbefenamtliche Erledigung der auf jolde 
Dperate gegründeten Verträge alfo unmöglich ift, wurde fowohl 
von dem Berichterftatter, als von Dritten gegen berlei Operate 
Beſchwerde geführt. Allein ohne jeden Erfolg, obwohl die hiebei 
angerufene Inſtruction über das Verfahren bei Ummeffungen 
und Fortführung der Katafter vom 12. April 1834 Nr. 3766 
in $. 20 wörtlich beitimmt: 

„Die urjprüngliche Plan-Numerirung, wonach ein jedes 
einzelne durch Eigenthum, oder dauernde Eulturart ausgejchies 
dene Object mit einer fortlaufenden Nummer verjehen ift, muß 
beibehalten und durchgeführt werden. 

Diefe Fortführung. hat in der Art zu gejchehen, daß bei 
ver Theilung eines Grundftückes dem zweiten, britten Theil ıc. 
neben der urfprünglichen Hauptnummer noch eine Bruchnummer 
beigejegt wird... | 

Wenn daher z. B. die Nummer 316 in mehrere Theile 
zerfällt, jo bleibt dem an die Nummer 315 ftopenden Theil die 
runde Nummer 316, die übrigen ‚Theile bekommen aber nad 
ihrer Reihenfolge die Nummern 3164, 316%, 316% ꝛe. 

Bei der Veräußerung einzelner Theile von Aeckern ober 
Wieſen gibt man in der Regel dem: ausgebeochenen Theilen die 
VBruchnummern und läßt dem verbleibenden Brite bie runde 
Nummer. 

Bei ausgedehnten Pertheilungen, wie z. B. bei Gemeinde⸗ 
weiden ꝛc., wodurch fehr viele Barsellen entſtehen, iR mit ber 
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Amen Numerirung anſchließlich an die Runnde bee Ge 
meinde fortzufahrent. 

Erfolgen bet einer Gemeinde ganz neue Burke z. B. 
durch Zutheilung von Objecten aus einer andern Gemeinde, 
ſo werden ſie entweder in der Art, wie oben bemerkt, an das 
Ende der Gemeinde fortlaufend hinnumerirt, oder es wird ihnen 
Bei nur wenigen folchen Zugangsobjecten die Iaufende Rırmmer 
der zunächft anliegenden Parcelle unter Beifüigung von az 
zahlen erteilt. 

Zur Erläuterung über dad urfprüngliche Numerirungs: 
verfahren wird noch hieher bemerkt, daß man, wenn fi) eine 
Parcelle durch Ausfcheldungen in mehrere Theile auflöfte, bei - 
der Numerirung diefer Theile die Veranlaffung der Ausfchei: 
dung in der Art bezeichnet hat, daß bei den Trennungen wegen 
verjchiedener Gulturart oder Bodengüte der Tanfenden Plan— 
nummer ber Barcelle noch die Kittera a. b. c. zc. und dagegen bet beit 
Trennungen wegen verjchlevener Dominlcals, Zehent: und Eigen: . 
thumsverhaͤltniffe die Bruchgrößen Ar X, Mꝛc. angehängt wurden ˖ 

Aus dieſem Verfahren ergibt ſich, daß hie und da Bruch— 
nummern und Buchftaben bei’ einer Parcelle in Vereinigung 
treten, die Plannummer ſohin zu der Form 31634 oder 3164b, 
316ke, 316%a x. ‚gelangt. 

Bei weiterer Abtheilung ſolcher doppelt mit —— 
mer und Buchſtaben bezeichneten Grundtheile wird unter Bei⸗ 
behaltung der Hauptnummer Bloß einfach mit den Bruchn u m⸗ 
mern, allſo mit Weglaſſung dev Littern zu numeriren fortge⸗ 
fahren, z. B. 316%b wird weiters in drei Thelle getheilt, fe 
behält der erjte Theil feine Nummer 316%b, der zweite 316% 
und der dritte 316%,. 

. Im Gegenibeile, wenn eingelne Graueſtace arronbirt 
— jo bleibt ‚die: beſtehende Numerixung: wie ” — 
wurde. 


Arrondirungen ‚ganzer Fluren erheiſchen hdenfals au 
magi ber Plammmerirung beſondere Wurdigung und wer⸗ 
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den bei Anftagen über; jelche : ci a 
gen: gegeben werbens“:  : 

Da fomit auf ein Machgebrn ſeitens der. Finanhehorden 
nicht mehr gerechnet werben konnte, andrerſeits aber gemäß 
Art. 45 des Notariatsgefeßes felbft bei Vermeidung von Stras 
fen darauf Bedacht zu nehmen war, daß die Urkunden den Ab⸗ 
ſichten der Betheiligten, folglih auch den Anforberungen bes 
Hypothekengeſetzes entſprechen, entſchloß ſich Berichterſtatter mit 
ſchwerem Herzen dazu, gegebenen Falls in der einzelnen Ver— 
tragsurkunde ven Sachverhalt darzulegen und hieran den Gab 
zu reiben: 

„Begenüber dieſer formellen Behanblung wurde Sowohl 
von den Betheiligten, ald von tem unterfertigten kgl. Notare 
wiederholt anf Paragraph zwanzig ber Inſtruction Aber das 
Berfahren bet Ummeſſungen und Fortführung der Katafter vom 
zwölften April Eintanfend achthundert wier und dreißig Nume 
mer 3766 hingewiefen, wornach der abgetrennte Ausbruch eine 
m dieſer Inſtructivn normirte Tataftermäßige Bezeichnung er⸗ 
halten ſollte; ver Königliche Bezirksgeometer hat dick aber unter 
Bezugnahme auf die Regierungsentjchliegung Numer 2231 vom 
jchöten December Eintanfend achthundert vier und ſechzig ent 
ſchieden abgelehnt, Die Vertragstheile wahren fich deßhalb für 
ven Fall, das auf Grund bes angezogenen Mefiungsoperates 
bie Umschreibung in den öffentlichen Büchern, insbeſondere aber 
im Grunde und Hnpothelenbnce, wegen ungenügender Bezeichs 
nung bes Objectes nicht erfolgen Fönnte, gegenüber dem Könige 
lichen Bezirksgeometer alle Rechte und entbinden den ˖inſtrumen⸗ 
fremden’ Rotar in dieſer Beziehung von jeder Haftung.” 

Bor Strafen nah Art. 114 (oder — mie Andre wollen 
— 145) des Note}. vermoͤchte Ührigens nicht: einmal Diefe 
Ser eine: aͤhnliche Conſtatirung zu ſchuͤtzen, weil folde Stwafen 
nicht im Intereſſe individuoll beſtimmter Barteien, ſondern Im 
Interefſe der aͤffrutlichen Ordnung verhängt werben; um fo: mehr 
erſcheint der gegenwaͤrtige Zuftand der Dinge fo gewifier: als 
ir wahrhaft beangſtigendec, als autch daR Miniſtetinm 
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leicht wieber einer ſtreugeren Auslegung Raum geben kann mb 
die Gerichte erfahrungsgemäß nur zu gerne: nach Auslbegungo⸗ 
sebelfen gueifen, „wenn ihnen ein Gehe in —— der No⸗ 
tare nicht ie genug zu jein Ben: & 


Seſchwerderecht des UNotars. 


Bekanntlich wurde in einer Miniſterialentſchließung vom 
10. März 1365 Nr. 5963 ausgeführt, es Tönne ben Notaren 
nicht verfagt werben, zur Wahrung ihrer amtlihen Stellung 
und Befugniſſe mittelft Befhwerbeführung eine Ent—⸗ 
ſcheidung oder infchreitung bes höheren Gerichts zu veran⸗ 
laſſen, wenn die Berüdfichtigung ihrer Vorlagen von Seite eine® 
Gerichts and dem Grunde verweigert wird, weil nach Anficht 
bed Gerichtes der Notar nicht zuftändig geweien ſei, ſich mit 
dei Sache zu befallen, oder das Verfahren bes Rotary 
nicht den Vorſchriften der Geſetze oder Geſchäfts— 
ordnung entſprochen habe, oder wenn dem Notare ſelbſt 
von dem Gerichte ein Auftrag ertheilt wird, welchen berfelbe 
Für nicht gerechtfertigt erachtet. 

Auf Grund diefer Entichliegung Batte ein Rotar wiser 
die. Verfügung eines Hypothekenamts — welde den Bollzug 
eines heantragten Eintrags im Hypothekenbuche deßhalb verwei⸗ 
gerte, weil die Urkunde den Borfhriften ver Gejeke mangels 
. Belehrung über die weiblichen Rechtswohlthaten nicht ent« 
ſpreche — remonftrirt and nachdem das Hypothekenamt die Re⸗ 
monftratton ohne Eingehen auf bie, Sache ala unzukäflig zus 
rũckgewieſen hatte, Beſchwerde zum Bezirtsgerichte erheben und 
kereu Statihaftigfeit namentlich dadurch begründet, daß Iebiglich 
ein Unterlaffen des Notare beauſtandet wurbe, da den Bethei⸗ 
Jipten nach Maßgabe des gegebenen Ortes geltenden bayeriſchen 
Landrechts Th. I cap. VI.G 34 das Recht amd beziehungsweiſe 
bie Pflicht ſolcher Belehrung nicht, wohl aber nah Art. 20 
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des Not.Gef. dem Notare zuftend. Die Beſchwerde wurde 
jedoch am 14. Juli 1865 aus folgenden Gräuben verworfen: 

Inſoferne die Beichwerbe bie Frage betrifft, ob der Notar 
vermöge feiner amtlichen Stellung als Notar zur Remonſtra⸗ 
tion berechtigt war oder nicht, ift biefelbe formell nicht zu bes 
anftanden, ba Eonfliete über die Zuftänbigfeit in Juſtizſachen 
jeberzeit an bie gemeinfchaftlich vorgeſetzte Behörde zur Enticheir 
bung gebracht werden können. Bon ber Bejahung biefer Frage 
hängt die materielle MWürbigung der erhobenen Beſchwerde ab, 
Es Tann nun zwar die vom Hypothekenamte ohne alle Ein- 
ſchraͤnkung ausgeſprochene Anficht, es jtebe dem Notare gegens 
über DBeichlüfien des Hypothekenamts ein Beſchwerderecht gar 
nicht zu, in ihrer Allgemeinheit ‚nicht als richtig anerkannt 
werben, denn wie in der vom Beichwerbeführer angeführten Mi: 
nifterialentjchliegung vom 10. März 1865 hervorgehoben wird, 
kann den Notaren die Bejchwerbeführung an ben höheren Richs 
ter in Tällen nicht verweigert werden, welche die Zuſtändigkeite 
oder die Geichäftsführung des Notars betreffen. 

Auf den gegenwärtigen Fall hat jedoch der Ausfpruch des 
Hypothekenamts eine richtige Anmendung gefunden, denn es 
wird von der angegriffenen Verfügung der verlangte Eintrag 
von dem vorgängigen vechtögiltigen VBerzichte*) der ſchuldne⸗ 
rifhen Ehefrau auf ihre weiblichen NRechtswohlthaten, fohin von 
der Handlung eines Betheiligten abhängig gemacht, in biefem 
Falle Bleibt aber na F. 72 der Inftruction zum Notariatöges 
jeß ben Betheiligten dic Befeitigung der dem Eintrage entges 
gen ftehenden Hinderniffe überlaffen ımb hat der Notar beifels 
ben von der hypothekenamtlichen Verfügung lediglich Kenntniß 
zu geben. Der G. 94 des Hypothekengeſetzes raͤumt ‚jenen Pers 
fonen, welche fich durch eine Verfügung des Hypothefenamts bes 
feawert glauben, das Recht der Beſchwerde an das 


9 berubt auf einer thatfächlichen Berweifelung; bas Hypothekenamt 
beanftandete nur ben Mangel ber Belehrung, melde ber 
Notar anubrädlig ablehnte. 
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Obergericht ein; dieſes Rechtomittel ſteht aber" nur den Bethei⸗ 
ligten zu: (Goͤnner Commentaͤr zum Hyp. Geſ. B HS. 20 
Ziff. ID. Dieß wird auch von der Miniſterialentſchließung v. 
40. März 1865 anerkannt, indem cd daſelbſft heißt? In Ueb⸗ 
rigen iſt es lediglich Sache: Derjenigen, welche ſich in ihren 
nichtſtreitigen Rechtsangelegenheiten durch eine Verfügung des. Ge 
richts für beichwert erachten (mie im falle des F 94 des Hyp:«&ief.) 
die Extrajudicialbeſchwerde an das höhere: Gericht ſelbſt oder 
durch zulaͤſſig Benollmächtigte zu richten. Die: gegentheilige 
Anfkht würde. confeguent dazu führen, bag den Rotaren in als 
len Fällen, wenn auf ihre Urkunden Hin das Hypothekenamt 
einen: Eintrag verweigerte und dgl., ein Beſchwerderecht auch 
circa malcrialia causae eingeräumt wäre, was gewiß:in ber In⸗ 
tention des Notariatsgeſetzes nicht: gelegen iſt U: . — 
zum ——— ). 


ciuelqri des Roter, 


Gegen das S. 357. Jahrgang 1865 angezogene appel⸗ 
Kationsgerichklice Erkenntniß vom %4. September. 1868 wurde 
pmr ben betroffenen Notare die, Nichtigkeitobeſchwerde ergriffen, 
ausweislich ver Zeitichrift. für -Gejebgebung- und Rechtspflege 
Band XEL ©, 612 aber: von oberften Gerichtshoſe am Ad: Der 
zencber 1865 verworfen, weil nad) Art 67 Ab]. Il-und Art. 148 
des Not. Geſ. der: Notar jede von ihm aufgenommene Urkunde 
am Schluffe mit feiner Unterſchrift, und zwar Bei: Vermeidung 
ber Nichtigkeit, zu verſehen Hat, und ihm daher auch; obliegt, 
berüber. zu wachen, dab dieſe Förmlichkeit ſo unmittelbar und 
rechtzeitig in: Obacht genommen werde, daß eine umeollendete 
Urkunde nicht vorher in. die. Häude ber Betheiligten gelange und 
nicht der beabfichtigte Gebrauch davon gemacht werben koͤnne; 
weil ferner hier, nur die Nichtigkeit der erbetenen Beglaubigung 
allein in Betracht kömmt, die aufrecht erhaltene Gültigkeit des 
Schuldſcheines als Privaturkunde dahe den Notar nicht zu ent⸗ 
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laſten vermag; weil überdieß jacke Zuwiderhandlungen gegen 
das Notariatsgefeg, welche eine gänzliche over theilweiſe Nichtig⸗ 
feit ber aufgenommenen Urkunde zur Folge haben, nach Art. 114 
und 115 des Gefeßes Immer mit Disziplinargelvftrafen zu be 
legen find; weil endlich das kgl. Appellationsgericht ausdruͤcklich 
feitgeftellt Hat, ein Zufall habe den fraglichen Abgang nicht 
herbeigeführt, für das Berfchen eines Notariatsgehilfen, welches 
ber beſchuldigte Notar etwa vorwenden Bunte, dagegen nach 
Marer Vorſchrift des Art. 38 des Rotariatsgefeges nur ihre felßit 
die volle, mithin auch die disziplinäre, Verantwortlichkeit trifft, 
welcher ein Notariatsgehilfe außer ben Falle jeiner Auftelung 
als Amtsverweſer jogar entrüct ift. 

Der zweite Abſatz des angefochtenen Urtheiles, welcher ben 
nachträglichen Beiſatz der Unterjchrift des Notars auf der Urs 
funde für unftatthaft erflärt, könnte für ven Standpunkt einer 
Ausübung der Disziplinargertchtsbarkeit Aber die Notare blos 
als die Würdigung eines Vertheidigungsbehelfes in Betracht 
fommen, welcher durch ‘eine Nachholung des Verabfäumten das 
begangene Verſehen zu heben und baher ven ganzen Thatbeitand 
ber Straffälligfeit verſchwinden zu machen beſtimmt war. Unter 
dieſem Geſichtspunkte ift die Beſchwerde dagegen gleichfalls un: 
gegründet, weil das Verſehen ſchon mit der Hinausgabe der un⸗ 
vollendeten Urkunde begangen wurde und eine Nachholung der 
Unterſchrift, felbſt wenn eine ſolche fuͤr den prozeſſualen Werth 
der Urkunde zuläffig wäre, bie bisziplinäre Verantwortlichkeit des 
Notars um nichts zu verringern vermöchte, Inſoferne dagegen 
jener Gerichtshof durch diefen Ausfpruch etwa bie bei den Aften 
befindliche Ertrajudizialbeſchwerde des Notars X. vom 9. pr. 
12. Juni 1866 in der Sache E. gegen ©. gelegenheiflich mit 
zu erledigen beabſichtigte, trat die Beurtheilung desſelben nicht 
in den Umkreis der allein angerüfenen und in Art. 138 des 
Notartatögefches begrenzten "Zuftändigfeit des oberſten Gerichts: 
hofes als Kaffationshof in Disziplinarſtrafſachen der Notare. 
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Uolizen. | 

| Nah Art 358 des allgemeinen deutſchen Handelsgeſetz⸗ 
buches vom 10. November 1861 kann jeder Contraheut den Verzug 
bes Gegentheils auf deſſen Koften durch eine öffentliche Urkunde 
(Proteft) feftftelen Taffen, wenn beim Kaufe bebungen wurbe, 
dag die Waare genau zu einer feitbeitimmten ‚Zeit oder binnen 
einer feftbeitinmmten Friſt geliefert werden fol. Daher hat fich 
(wie. Dr. A. v. Menger S. 29 der Zeitjchrift für das öfterreie 
chiſche Notariat ausführt) der mit der Proteltaufnahme betraute 
Notar die nöthigen Belege vorweifen zu laſſen, die geeignet find, 
über bie Beſchaffenheit, des betreffenden Kaufvertrages und ins- 
bejondere über. den Punct Aufihluß zu verjchaffen, ob eine feit- 
beſtimmte Zeit odee Frift für die Lieferung der Waare bedun- 
gen wurbe, obne daß deßhalb ein gerichtsorbnungsmäßiger Bes 
weis zu erheben wäre; der. Natur der Sache nad wird es viel- 
mehr genügen, wenn ber Requirent das Vorhandenſein ber ge- 
jeglichen Borausjegungen durch Vorlegung unverbächtiger Bes 
helfe (Handelsbricfe, Facturen, Correſpondenz) befcheinigt. In 
formeller Bezichung muß aber darauf aufmerffam gemacht wer⸗ 
ben, daß nach Art. 79 des Notariatägefeßes nur die Wedel: 
protefte von den Yörmlichkeiten dieſes Geſetzes und insbejon- 
dere von ber Identitätsfeſtſtellung find befreit, während alle üb- 
rigen Protefte genau nad den für aubere Rotariatsurkunden 
maßgebenden Bejtimmungen abzufafjen find. 


Nach franzöſiſchen Verordnungen vom 4. September 1685 
und 44, Auguft 1721 Art. 51, die hier angezogen werben, 
nicht weil fie franzöfijch, fordern weil fie zwedmäßig find, fol- 
fen die Eigennamen und Summen in ben Notariatsurkunden 
mit größerer Schrift gefchrieben werden, als’ ber übrige Inhalt, 
um die Urkunden ELSE zu machen. 
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Daß die zur Zeit herrſchenden mißlichen Gelbverhältniffe 
bei allem Ernfte der Lage bin und wieder auch unfreiwillige 
Komik zu Tage fördern, dürfte beifpielsweife eine Gantaus: 
ſchreibung belegen, lant welcher am 19. April 1866 drei Eijen- 
fteinzechen ohne jeden Werth nach den Beftimmungen des Prozeß⸗ 
gejehes vom 17. November 1837 verfteigert werben, ber Ans 
ſchlag aljo nur erfolgen darf, wenn das gelegte Meiftgebot ben 
angegebenen Schäßungspreis wirklich erreicht bat, wobei übers 
bieg der mit Zahlung des Kaufpreifes etwa nicht aufkommende 
Steigerer für den Mindererlös in einer weiteren 
haftbar bliebe. 


Der Jahrgang 1864 Seite 141 dieſer Zeitjchrift vorge- 
tragenen Anſchauung, zur WUenderung der Vornamen ſei eine 
landesherrliche Genehmigung nicht erforderlich, weil die bayerifche 
Verordnung vom 12. März 1677 und rt. 54 des Polizeiftraf- 
gefeges vom 10. Noveniber 1861 nur die Aenderung des an- 
gebornen, nicht bes angetauften Namens ohne ‚jolche Geneh- 
migung verbiete, ift das Staatsminifferium des Innern mit 
Entſchließzung vom 8 März 1866 beigetreten. 


Ein oberftrichterliches Erfenntniß vom 12. December 1865 
(BL. f. RA. Band XXXI ©, 79) erklärt die Abrede, daß 
neben dem Kaufpreife für Immobilien fogenannte Strichfreuzer 
bezahlt werden follen, ohne notarielle Beurkundung für rechts⸗ 
unwirkſam. 


Das jüngft ausgegebene ſechſte Heft des zwölften Bandes 
der Zeitjchrift für Gefeßgebung und Nechtöpflege des Könige 
reichs Bayern, Abtheilung für Strafrecht, bringt in Folge der 
Minifterialentfchliegung vom 12. Februar 1866 (S. 79 dieſer 
Zeitihrift) zum erjtenmale ein Disciplinarerkenntniß gegen einen 
Notar unter befonderer Ueberfiht und ohne Namen. 
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$. Schmidt, Kurze Erläuterungen über. das Wefen und Wirken 
der Hypotheken: Abtheilung der bayerifchen Hypothelen= und 
Wechſel-Bank, München 1866. Verlag von E. 9. Gummi. 


Der dreißigſte Jahrestag bes Beitehens ber bayerfichen Hypothelen⸗ 
und Wechſelbank einerfeit8 und bie gegenwärtig allgemein _empfunbene Cre⸗ 
bitnoth andrerjeits gaben dem Herrn Verfaſſer Veranlaſſung zu eingehenden 
Studien, als deren Ergebniß die vorliegende Arbeit mit ungetrübter Freude 
begrüßt werden darf. Umſchriebe ber vermöge übergroßer Befcheidenheit ges 
wäßfte Titel den wollen Schalt des Buches, fo würde ihm Referent bei 
aller Anerkennung der wirklid, überrafhend fchlichten aber gebaltyoden und 
und durchweg Karen Darftelung jebe tiefere Bedeutung abfprechen; allein 
der Titel und die Bemerkung im Vorworte, Sachknuudigen werbe ſelbſtver⸗ 
ſtändlich nichts Neues geboten, find jedenfalls bie ‚größten, wenn nicht bie 
einzigen Irrthümer des ganzen Werkes. Dasfelbe begnügt ſich nämlich 
keineswegs mit einer Schilderung bes Weſens und Wirfens der Operationen 
in der Hypothekenabtheilung ber Bank, welche fih — zwar nicht ber Ver⸗ 
faffer aber ber Leſer allenfall® aud aus dem ganz gleichzeitig erſchienenen 
umfaſſenden Geſchäftsberichte der Bank zurecht zu legen vermochte, fondern 
geht auf den Grund der Frage ein und beleuchtet dieſelbe in durchweg felbft= 
Nändiger, gereifienhafter und umſichtiger Weife. Nur die vollſtändige Herr 
Ihaft über den Stoff konnte zu dem Ausipruche verleiten, es werde nichts 
Neues geboten, in Wahrheit enthält jedoch das Werk neben älteren, aber neu 
aufgefaßten Ideen, verſchiedene wichtige neue Daten, Gedanken und Ausführe 
ungen. Es kann dies auch wicht wohl anders fein, fo lange irgend ein ers 
heblihes Willen und Einbringen von jenen irgend eines Andern nothwen⸗ 
dig — und zwar fowohl der Summe als insbefondere den einzelnen Sum⸗ 
manden nah — verfchieden fein muß, da ber Begriff ber Individualität 
ſelbſt bei Gleichheit der Schule jede vollftäudige Congruenz des Wiflens und 
Denkens zweier oder mehrerer verfchiedener Perfonen von felbft ausichließt. 

Allein es ift nicht einmal nöthig, die Bemerkung ber Vorrede aus 
Gonftructionen zu befämpfen, biezu reicht vielmehr fhon das empirische Ver⸗ 
fahren, das bloße Durchleſen. Eo iſt — um nur Eines anzuführen — 
aus den „Blättern für Nehtsanwendung” B. XXIX. S. 497 bis 506 be 
kannt, daß die Bank mit ihrer Forderung fünfprozentiger Verzugszinſen aus 
ber ganzen verfallenen (aus Zins und Theilzahlung zufammengejeßten) Anz 
nuitätsrate ihrer Pfandbriefsdarlehen trotz ausdrücklicher Bezeichnung als 
vereinbarter Conventionalftrafe mehrfach abgewiefen wurde. Verzugsziuſen 
wurden nur aus den verfallenen Kapitaltheilszahlungen zuerkannt, weil das 
Landrecht TH. IH cap. IT $ 21 Nr. 9 (wie au Art. 631 bed Entwurfs 
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ws bürgerlichen Geſebbuchs für Bayern) bad Zinjeinzhmen. von Binien 
verbiete, bie Bezeichnung als Conventionalſtrafe an ber rechtlichen Sachlage 
Nichts Andere, da nach 2.13 F 26 de aot. emt. vend. (19.1) auch bie ver⸗ 
tragomãßig wreinbarte Geldſtrafe feinen durch Geſetz verbotenen Inhalt haben 
dürfe, weil ferner. das allgemeine deutſche Haudelsgeſetzbuch Iebiglich für ben 
beiondern Fall eines Contocurrentvexhältniſſes unter Kanfs 
Lauten gemäß Urt. 291 eine Ausnahme zuliche und die Zönigliche Geneh⸗ 
migung ber Statuten ‚über das Pfandbriefſyſtem keine Ausnahme von dem 
geiepligen Berbote zu Gunſien ber Hypotheken⸗ und Mechſelbank auffellen 
konute, da hiezu gemäß Tit. VU S 2 der Verfaſſungsurkunde cin Alt ber 
Geſetzgebung erforberlich gewefen wäre. 

Offenbar im Anfchluffe an bieje allerdings nicht ausdrücklich allegirten 
Entſcheidungen führt der Herr Verfaſſer Scite 61 (fo viel-befannt ohne jeden 
Borgänger) das rechtlich Begründete ber Yorberung ir kurzen Sägen aus, 
bie nachſte hend, ſowohl ale Stilproben, ale zur Begründung be oben vor» 
getragenen Urtheils, ihrer allgemeinen Bebeutung willen, en Rn 
geben werben: 


Es ift Schermann unbenommen, bei — ———— eines Vertrags, | 
babe diefer zum Segenitand was inımer, wegen Erfülhmg ber einzelnen Vers 
tragobeſtimmungen Conventionalftrafen zu bedingen und einzugeben. Und 
es liegt ganz im freien Ermeffen der Contrahenten, von welchen Zeit: und 
anderen Nebinbeftimmungen fie ben Verfall dieſer Eonventivnalftrafen ab: 
bängig machen, unb ob fie die Beſtimmung babin treffen wollen, daß der 
Berechtigte den Berpflichteten entweder auf Vertrayserfülung oder auf 
Bezahlung der Conventionalftrafe, oder aber dahin, daß er ihn anf Beides 
zugleich ſelle belangen können. Ebenſo liegt es tm Rechte der Paciscenten, 
das Maß und die Art und Weiſe der Eonventiowalfrafen gegenfeitig feſtzu⸗ 
jegen. Eie könnnen demnad entweder einz für allemal eine beſtimmte Summe. 
ober eine bis zur Vertragserfüllung täglich, wöchentlich, monatlih u. ſ. w. 
zu leiſtende Summe benennen, dieſe letztere können fie felbſfwerſtändlich wieber 
in einer beſtimmten Ziffer ausbrüdkn.inder nach einem beliebigen Procent⸗ 
fage aus einer zu bezeichnenden Summe berehnen und bergleihen. Wie 
bei Verträgen überhaupt, fo ift al’ diejes auch beim Schuldverhältniffe der 
Fall. Denn cin Hypothekenbrief iſt nichts anderes, als ein Vertrag, in wels 
chem ber Echuldner die zwifchen ihm und feinem Gläubiger feftgefeßten ober 
von Letzterem wenigſtens ſtillſchweigend acceptirten Vertragsbefiimmungen ers 
füllen zu wollen erklärt, und in welchem zugleich die geſchehene Vertragser⸗ 
füllung Seitens bes Gläubigers conſtatirt wird durch das Bekenntniß des 
Schuldners, die Darlehensſumme empfangen zu haben. 


Wie es nun bei dieſem Darlehensvertrage den Betheiligten überlaſſen 
bieiben muß, bie Darlehensbebingungen überhaupt zu ver vereinbaren und u 
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zufegen, fa muß es ihnen auch unbenonmen fein, wegen Erfüllung biefer 
Bertragsbebingungen Eonventionalftrafen unter gleichzeitiger Beimmung 
über deren Maß und Über Art und Weife ber Berechnung feitzufeßen. 

Speciel kann demnach aud die Bank wegen rechtzeitiger Bezahlung 
ber Annuitäten aus den Pfanbbriefsdarlehen ſich Eonventionalftrafen be⸗ 
bingen, und es it Sache des Darlehensſuchers, ob er biefe Bedingungen eins 
geben, d. 5. ob er unter biefer Bebingung bas gefudte und ibm bewilligte 
Darlehen aunchmen will ober nit. Hat er es aber gethan, fo liegt eine 
alitige und verbindliche Vertragsbefimmung um fo mehr vor, als biefelbe, 
wie wir geiehen, Beine Zinfeszinfen, alfo nichts Inerlaubtes, zum Gegen» 
ſtande bat. 

Es Tann, wie bereits erörtert, an dem Weſen biefer Eonventionals 
firafen nichts ändern, daß biefelben nach Procenten „fünf Procent des Aus» 
ſtandes“ ausgemeffen werben. Die Bank Hätte ja flatt defien auch jagen 
fönnen, daß 3. B. bei einem Annuitätenbetrage von 500 fl. eine Gonven- 
tionalfirafe von täglich 44 kr.“, bei einer Annuität von 1000 fl. eine ſolche 
von „täglih 8% Er.” u. ſ. w. zu bezahlen ſei. Allein ohne an ber Sade 
etwas zu ändern, würde biefe zu jedem einzelnen Darlehen fpeciel zu pfle⸗ 
gende Berehnung allzu umftändlih und mit vielem unnüten Zeitaufwanbe 
verbunden fein, währenb bie Bezeihnung nach Procenten jener allgemeine 
Mapftab ift, nach welchem bie Conventionalftrafen am Genaueften nach Bers 
bältnig der Summe in ber Zeit berechnet werben können, 
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Am 26. März 1866 wurde ver k. Notar Franz Nöbel 
in Rocdenbaufen auf Anfuchen nach Lanbftuhl verjegt und ber 
Rechtscandidat Theodor Derheimer aus Gaugrehweiler zum 
k. Rotar in Rockenhauſen ernannt. 


Berichtigung. 


Seite 82 letzter Abſatz iſt zu leſen: Wenn nämlich ein Stummer 
(ſtatt wenn endlich). 


Drud und Verlag ber C. H. Beck'ſchen Buchhandlung in Nörblingen. 
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Beitfehriften 

gugleich eine Nothbruͤke zwiſchen Theorie und Praxis. 

In dem Maße als die Literatur mit jedem Jahre um⸗ 
fangreicher wird, und ſowohl qualitativ als quantitativ Dimen⸗ 
ſionen erreicht, wornach ſelbſt Fachmänner, welche derſelben aus⸗ 
ſchließlich ihre Thätigkeit widmen, kaum mehr im Stande find, 
mit der fortſchreitenden Entwicklung der wiſſenſchaftlichen Be: 
ftrebungen unferer Zeit gleichen Schritt zu halten — in dem: 
felben Maße wächft und erhöht fih auch die Bedeutſamkeit und 
Unentbehrlichkeit der Journale, und find diefelben fo recht eigent- 
lich als das Archiv anzujehen, in welchen die Chronik ber leiten- 
den Gedanken» und Geiſtegentwicklung unſerer Zeitſtrömung nie⸗ 
dergelegt iſt. 
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Die Aufgaben und Anforderungen, welche an Zeit⸗ 
ſchriften geftellt werden, find daher fortfchreitend im zunehmen: 
ven Wachsthume begriffen — mit jedem Jahre fteigert fich das 
Bedürfniß, nicht nur Die wechlelnden Anſichten ber im fteten 
Fluſſe fich fortbewegenden Wiſſenſchaft zu inventarifiren, fondern 
auch die Kluft zu überbrücken, welche nach ber Weiſe, wie fich 
nun einmal das moderne Leben dem antiken gegenüber begründet 
und entwickelt hat, Theorie und Prartg, Wiſſenſchaft und Leben, 
Ideal und Wirklichkeit trennt und ſcheidet. 

Die Zeitungen und Journale, wie fie die Bedürfniſſe des 
ſocialen und politifchen Lebens hervorgerufen haben, ftehen in 
einer gewiflen Wahlperwanbfaft mit der Chronik der wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Organe, und die Aufgabe ift hier wie bort eine andere 
geworben als fie die frühere Entjtehungsperiode provoeirt und 
erzeugt hat. Leben heißt Kämpfen, jagt Göthe, und gerade ben 
Sournalen kann und darf der belebende Odem der Polemik nicht 
mangelt, wenn fle ein Eräftiges Dafein und eine ihrer Aufgabe 
entjprechende Wirkſamkeit, wenn fie ein wahrhaftes Bild des fich 
entwidelnden und fortfchreitenden wiflenjchaftlichen Lebens ent- 
halten follen. 

Allein die Journale haben hentigstags in die Kämpfe der 
Wiſſenſchaft nicht nur jelbitthätig nach allen Richtungen bin ein- 
zutreten, ſondern ſich auch unter fich jelbft in eontinuirlicher 
Nelation zu erhalten, und durch diefe Wechjelwirfung eine Con— 
folidation ihrer vereingelten Beftrebungen zu erzielen, denn mit 
ben vereinigten Kräften wählt auch die Fähigkeit den gefteiger- 
ten Anforberungen zu genügen. 

Von dieſem Gedanken geleitet ift es auch in den meiſten Zeit: 
blättern gang und gebe geworben, periodenweije eine ſummariſche 
Ueberſicht der anderen mit ihnen in derſelben Sparte concurrirenden 
Zeitfchriften und ihres Inhaltsverzeichniffes den Lefern vorzulegen. 

Namentlich eröffnet fi) aber gerade im Inſtitute der Zeit 
fchriften beinahe der alleinige Weg, auf welchem fich Theoretiker 
und Praktiker zur gegenfeitigen Verſtändigung, Belehrung und 
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Anegleichung ihres wechfelfeitigen Staubpunktes die Hand zu 
bieten und im Contakte ihrer Beftrebungen und errungenen Res 
jultate die Kluft zwiichen Theorie und Praris in der Ihrer gegen 
feitigen Stellung noch am meiften zufagenden Weife zu übers 
brücen vermögen Wenn fich bie Theoretiker und zwar mit 
Srund beflagen, daß bie Praktiker jo wenig von ihren wiſſen⸗ 
Ichaftlihen Operaten Notiz nehmen und anderſeits letztere eben⸗ 
falls mit einer gewiffen Berechtigung gegen erftere bie Rüge 
erheben, daß jie Geftaltung und Bebürfniffe des praftiichen Lebens 
beinahe gänzlich ignoriren — fo ſollte man doch zur Einftcht 
gelangen, daß e8 mit ber Anerkennung biefer häben und drüben 
nun einmal feititehenden Thatfache nicht abgethan iſt, fondern 
daß es zunächſt davauf ankommt ein Vehikel zu finden, welches 
dieſe Iſolirung aufzuheben und beide Stellungen in einen leben» 
digen Contakt zu verfegen im Stande ift. 
Allerdings Liegt e8 nicht im Berufe eines Praktikers als 
Schriftfteller aufzutreten und als in der Eigenschaft eines Do: 
centen Bücher zu fehreiben, allein dieſer Umftand fchließt nicht 
die Möglichkeit, ja das Bedürfniß nicht aus, daß ſich der Prafs 
tifer in ber feinem Standpunkte entjprechenden Weife auch auf 
literarifhem Wege an den Debatten der Wiffenichaft betheilige, 
und eben jo nüglich und fürdernd würde es für ven Theoretiker 
ex professo fein, wenn er ftatt init vornehmer Miene die lites 
rarifchen Verſuche des ihn nicht ebenbürtig ericheinenden Prak⸗ 
tikers zu ignoriven, auch auf den Zuruf des letzteren die in 
der Arena der Literarischen Polemik öffnen wollte, 

Gerade die Rechtswiſſenſchaft zeichnet fich in unfern Tagen 
daburd aus, daß fie fi dem einfeitigen Formalismns blojer 
Adftraction zu entäußern und die aus ber Natur der Dinge 
und bes wirklichen Lebens entiprojjenden Principien zur Grund: 
lage ihrer wiſſenſchaftlichen Beitrebungen zu erheben fucht;, allein 
da es nicht die Sachen ſondern die Perfonen find, welche ls 
Traͤger des menfchlihen Wirkens und Strebens die Operate ber 
Wiſſenſchaft und Kunft erzeugen und zur Erfcheinung bringen, 

8° 
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ſo find es nicht blos diejenigen, welche der Theorie ihre Thaͤtig⸗ 
fett widmen, fondern auch diejenigen, welche die Ideen der Wiſſen⸗ 
ſchaft im Leben verwirklichen, denen bie gemeinfame Arbeit des 
menfchlichen Dafeins, der Cultur und Geſchichte anheimfällt. 

Der fo eben angebeüteten Betheiligung bes Praktikers an 
literariſchen Arbeiten eröffnet fich nun aber gerade im Snftitnte 
der Zeitjchriften eine feiner Stellung entſprechende Wirkſamkeit, 
und in demſelben Maße ala e8 im höchften Grade wünjchenss 
werth, daß der Geſchäftsmann auf diefen Wege bie Feder er⸗ 
greift, um feinen Erfahrungen und Erlebniffen der Theorie gegen- 
über Geltung zu verfchaffen, würde es auch im wohlverftandenen 
Intereſſe des Priefters der Wiſſenſchaft liegen, in vie fich hier⸗ 
aus entwidelnde Polemik einzutreten und fo die ventilirten Fragen 
nicht nur auf theoretifhem fondern zugleich auf praktiſchem 
Wege zum Abjchluffe zu bringen. 

Inſolange Theoretiter und Praktiker getrennt und iſolirt, 
jeber auf feinem eigenen Wege fein Ziel verfolgt, ja Feiner von 
dem andern Notiz nimmt, während doch anderjeits der Praktiker 
eben jo wenig’ feine Caſuiſtik zu begründen vermag, ohne fi 
in theoretiichen Debuctionen zu ergehen als der Theoretifer fein 
Syſtem darzulegen im Stande ift, ohme feiner Argumentation 
praftifhe Momente unterzubreiten — ift e8 thöricht fi über 
bie Kluft zu beflagen, welche Theorie und Praris trennt, wähe 
rend doch weber der eine noch der andere Miene macht fich zu 
einer Verftändigung die Hand zu bieten, ja fogar beide eine 
gewifle Sorgfalt an den Tag legen mit einander auf literarifchem 
Wege in Berührung zu fommen, ungeachtet es doch nur biefen 
Weg gibt, wenn Gedankenaustauſch und gegenfeitige Belehrung 
ftattfinden jol.*) 


*) Aud die in neuerer Zeit aufgetauchten fog. juriftifchen Geſellſchaften 
können nicht gedeihen und müſſen in ihrer Einfeitigfeit nur zur Er: 
weiterung der Kluft zwifchen Theorie und Praris führen, foferne ſich 
bieran nicht zugleich das boftrinelle Element ex professo betheiliget. 
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Die weitere Aufgabe einer Zeitſchrift beftehet aber noch 
darin, dem Gejchäftsmanne nach Maßgabe ver fpeciellen Sparte, 
welcher fie gewidmet ift, in chronologijch fortlaufenden Verzeich⸗ 
niffen und Ueberfichten die Kenntniß und Allegation aller Vers 
änderungen zu erleichtern, welche auf dem Gebiete der Geſetz⸗ 
gebung und Verordnung die Praris beeinfluffen. Diefelbe Neber⸗ 
fluthung des Materials, welche in unferer Zeit die Kenntniß 
der vorhandenen Literatur erſchwert, macht ſich auch im Kreiſe 
ber legislativen Operate geltend, und jeber Praktiker wird ber 
Nebaction eines Blattes dankbar fein, wenn fie ihn ber Mühe 
überbebt, die Vorfallenheiten ber Geſetzgebung und hieraus ent> 
fpringender reglementärer Verfügungen täglich zu regiftriren 
und ih durch Tabellen und Eonjpecte das Aufſuchen ber be- 
treffenden Normen und birective für den concreten Gefchäftsvers 
kehr zu erleichtern. Eine Redaction, welche fich den Kreis ihrer 
Abonnenten fihern will, kann in dieſer Richtung nicht genug 
Sorge tragen, ber Bequemlichkeit derjelben unter die Arme zu 
‘ greifen, und ihre Zeitfchrift zugleih als ein chronglogifches 
Promptuarium für den Handgebrauch zur Benübung zurecht zu 
legen. Wer da glaubt, daß mit einem gewöhnlichen alphabeti- 
ſchen Regiſter am Sahresichluffe dem Bebürfniffe der Abnehmer 
ſolcher Zeitſchriften genüge gejchehen ſei, verfirt ganz gewiß in 
einem Irrthume, und wir innen nicht genug bie Art und 
Weiſe empfehlen, wie fich feiner Zeit der verftorbene Wendt in 
feinen Hanbbüchern ben Praktikern unentbehrlich zu machen wußte. 

v. Seybold. 


Freilich darf aber dann auch ein gewilles äußeres Comfort, befjen 
Mangel insbefonbers in vorgerüdten Jahren bie Theilnahme erſchwert, 
nicht unberüdfichtigt bleiben. 
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Disciplin der Motare. 
Einficht des Hypothekenbuches. Zur Auslegung der Art. 45 u. 126 des Not. Geſ. 


Unverkennbar bietet das Strafſyſtem des Notariatsgefees 
überhaupt und deſſen Art. 45 insbefondere — wie auch bei 
Mittheilung des oberjtrichterlichen Erfenntniffes vom 28. Juli 
1865 (S. 262 dieſer Zeitfchrift) hervorgehoben wurde und wie 
fich nicht minder aus einer Vergleichung der Ippellationsgericht: 
lichen Exfenntnifje vom 6. März 1863, 5. Auguft 1864 und 
1. September 1864 (Zeitiehrift 1864 ©. 123, 282; 1865 
©. 12) entnehmen läßt — für Notare und Gerichte namentlich 
deßhalb erhebliche Schwicrigfeiten, weil meiitens der Erfolg einer 
Notariatsurfunde, nicht dieſe ſelbſt der Beurtbeilung unterlegt 
wird. Aus dem Gejichtspunfte der angezogenen Geſetzesſtelle, 
die alles Erdenfliche mit einem einzigen Sabe vorzufchreiben 
Scheint, wurde bisweilen auch bie Frage erörtert, ob ber Notar 
in allen Fällen vor Beurkundung eines mit dem Hypotheken⸗ 
weien in Verbindung ftehenden Gejchäftes das Hypothekenbuch 
einzufehen oder einjehen zu Laffen babe, was mit bejtimmten 
Worten nirgends vorgefchrieben — ‚vergleiche S 76 der Inſtruc—⸗ 
tion vom 1. Suni 1862, $ 20 der Smitruction für die ſtaats⸗ 
anwaltſchaftlichen Vifitationen vom 20. Februar 1863 und die 
Minifterialentichliegungen vom 8. Juli und 3. Auguft 1863, 
26. Juli 1864. Ziff. 3 und 4 (S. 254 diefer Zeitichr.) und 
27. September 1865 (5. 348 Not. diejer Zeitfchr.) — und 
deßhalb in den Erfenninifien vom 13. März und 11. Sceptem: 
ber 1863 und 19. Juli 1865 (Zeitſchrift 1864 ©. 45, 1865 
S. 255) verneint worden tft. Da ſich L. 132 D. de reg. jur: 
imperitia culpae annumeratur auch heute noch vielfacher An⸗ 
wendung erfreut, dürfte dringende Beranlaffung bejtchen, möglichft 
allfeitig von einem bejonders wichtigen Erkenntniffe des oberjten 
Gerichtshofes vom 26. März 1866 Kenntnig zu nehmen das in 
nachitehender Sache erging: 

Gelegentlich der flaatsanmaltfchaftlichen Viſitation eines 
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Rotariatsanchives wurden außer zwei ungefiegelten Urkunden na⸗ 
mentlich brei im Sinne der Inſtruction vom 20. Februar 1863 
beanftandet, nämlich 

4) ein Kaufvertrag von 21. März 1864 Reg. Nr. 449, 
laut welchem vier hypothekfreie Grundftüde um 1600 fl. ver- 
fauft, für den ganzen Kaufpreis fowohl auf diefen Grund: 
ftüden als auf dem laut Kaufvertrag vom 8. Auni 1863 er: 
worbenen Anwejen ber Käufer Hausnummer 14 in B. PBlan- 
nummer 1284, 125b erjte Hypothek beitellt und von den Ver: 
fäufern ausdrücklich die Verpflichtung übernommen wurde, bie 
nöthige Zuftimmung der Hupothefgläubiger zu erwirken. Diefe 
Urkunde fam vom Hypothefenamte vorerft deßhalb unerledigt 
zurück, weil im Hypothekenbuche für B. Band I Seite 63 mit 
ben Plannummern 1288, 128b noch mehrere andere Grunde 
ftücke verpfänbet, welche entweder von den eingetragenen Gläu⸗ 
bigern aus dem Hypothekenverbande zu entlaffen, oder auch für 
die neue Schuld zu verpfänden jeien, und weil nicht entfchieden 
werben koͤnne, ob die Kaufsobjefte als PBertinenz des Anweſens 
erflärt oder getrennt verpfändet werben wollten. Die Umfchreib: 
ung erfolgte erjt, nachdem die Verkäufer am 8. Oftober 1864 
auf hypothekarifche Sicherftellung ihrer Forderung verzichtet hatten. 

2) Ein Kaufvertrag vom 11. April 1864 Reg. Nr. 576, 
laut deſſen ein Notar einen Fataftermäßig bejchriebenen Gutsreft 
mit Ausnahme der eigens zurücdbehaltenen, im Kaufvertrage bes 
fonders aufgeführten Plannummer 704, 705, 706 zu 3,42 Tag: 
wert an J. S. um 6600 fl. gegen Uebernahme eines auf dem 
Ganzen verficherten Bankkapitales von 3000 fi. und anderer, 
bier gleichgiltiger Zahlungen verkaufte. Diefer Vertrag murbe 
am 13. April 1864 unvollzogen zurückgegeben, weil natürlich 
ber Bauk mehr Grundſtücke verpfänbet waren, als J. ©. kaufte 
und die Einwilligung der Bank noch nicht vorlag, gelangte aber 
nah Eintreffen ber entiprechenden Hypothekverbandsentlaſſung 
zum Eintrag im Hypothekenbuche. 

3) Ein Schulb: und Hypothekenbrief vom 30. April 1864 


— 
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"Reg. Nr. 676, Taut welchen für 200 fl. Kirchengeld zweite Hypo⸗ 
thet nach vorgehenden 400 fl. Kapital und 40 fl. Zinjens und 
Koftenkaution bejtellt wurde. Auch dieſe Urkunde wurde ans 
fänglich zurücgegeben, weil an zweiter Stelle 200 fi. Mutter- 
gut für B. K. nebft Ausfertigung und Gutsvortbeilen einge: 
tragen war, nach eingeholter Erklärung des B. 8, aber am 
20. Mat 1864 nad) Antrag erledigt. 

Ars diefen Thatfachen entnahm ber Staatsanwalt, ber 
Notar habe in drei Fällen die vorgängige Einfiht des Hypo⸗ 
thefenbuches unterlafien und Art. 45 des Notariatsgefeges durch 
Aufnahme von Urkunden, welche ben Abfichten der Betheiligten, 
fowie den Beitimmungen der Gejeße nicht entiprechen, verlebt, 
beantragte alfo die Einleitung des Disciplinarverfahrens. Zur 
Verantwortung aufgeforbert, erflärte der Notar mehrmals mit 
voller Bejtimmtheit, er babe in all ben bezeichneten Fallen wirt: 
lich das Hypothekenbuch eingefehen, wäre aber jedenfall — wie 
ans dem Seite 45 Jahrgang 1864 der Zeitichrift für das No— 
tariat mitgetheilten Erfenntnifje vom 11. September 1863 zu 
entuchmen — auch im gegentbeiligen Falle nicht ftrafbar. 

Wahrhaft unbegreiflicher Weife nahm dagegen das DBe- 
zirfögericht (obwohl weder Zeugenvernehmungen noch andere Er⸗ 
bebungen gepflogen wurben) in feinem Erfenntniffe vom 12. April 
1865 als thatfächlich nbeitreitbar an, der Notar babe das 
Hypothekenbuch nicht eingejehen und dad urch nachträgliche Ver⸗ 
bandlungen nothwendig gemacht. Da fi nad Art. 15 Abf. 3 
bes Not.Gef. nur diejenige Urkunde zum fofortigen Eintrage 
im Hypothekenbuche eigue, welche den bereits beftehenden Ein- 
trägen entipricht, und ſich hierauf die Abficht der Betheiligten 
zweifellos richte, fei im gegebenen Falle Art. 45 des Not. Geſ. 
dreimal übertreten. Diejer Artikel verpflichte nämlich den Notar 
nicht nur, fich über den ganzen Stand der Sache und ber Rechts⸗ 
anwendung fo vollftändig zu underrichten, daß er die Verbands 
fung genau nad den Abfichten der Betheiligten und den Vor⸗ 
fhriften der Gejege aufnehmen könne, ſondern auch, die Bethei⸗ 
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ligten zu belehren, wenn er einen Widerſpruch mit einer geſetz⸗ 
lichen Beſtimmung gegeben glaube, und biefe Belehrung in ber 
Urkunde zu conftatiren. All tiefes fei troß ber Entichließung 
vom 26. Kult 1864 nicht geichehen; immerhin: gründeten jedoch 
bie feftgejtellten Webertretungen in biefer Nichtung mehr auf 
einer unrichtigen Auffaffung der Geſetze, als auf einem ſchuld⸗ 
Ihaften Unterlafien. In Folge diefer Erwägungen wurbe ber 
Notar nicht nur wegen der ungefiegelten Urkunden und Art. 67 
des Not. Geſ. jondern auch wegen ber vorbefchriebenen brei ans 
geblichen Berlegungen des Art. 45 mit Disciplinarftrafe beahndet. 

Auf Berufung bes betroffenen Notarz bielt das Erkennt 
niß des Appellationsgerichts vom 21. December 1865 den Schuld» 
ausſpruch nur bezüglich der ungefiegelten Urkunden aufrecht, erz 
kannte aber im Uebrigen auf Freiſprechung, weil zur Rechtfers 
tigung einer Disciplinarftrafe der Nachweis einer pofitiven Zus 
widerhbandlung gegen das Notariatsgeſetz unerläßlich 
in dieſem Geſetze aber eine Pflicht zur Einficht des Hypotheken⸗ 
buches nirgends ftatuirt und die Entſchließung vom 26. Juli 
1864 ſchon deßhalb hier unanwendbar, weil die angejchuldigten 
Urfchriften von früherer Zeit datiren, abgejehen davon, Daß 
fegtere Entichließung überhaupt nur böchftens zur Verhängung 
einer Ordnungsitrafe berechtige. 

Die wider biejes Erkenntniß vom Oberftantsanwalte eins 
gelegte Nichtigkeitsbeſchwerde vertrat der Generalftantsanwalt am 
oberiten Gerichtshofe der Sarhe nach Ichiglich als Bejchwerde zur 
Wahrung des Geſetzes; er ftellte nämlich allerdings den Antrag, 
das Erkenntniß des Appellationsgerichtes von Niederbayern vom 
21. December 1865 zu vernichten, gab aber zu verftehen, baß 
er einer Freifprehung des Notars gerne beiftimme. Das ans 
gefochtene Erfenntniß enthalte der Wirfung nach den Ausſpruch, 
Derfehlungen wider Art. 5 bes Not.Gef. feien überhaupt nicht 
verfolgbar und mit dem Unterlafjen der Hypothefenbuchseinficht 
erjcheine nicht einmal cine Verfehlung gegen beregte Geſetzes⸗ 
ftelle gegeben, jo daß felbft derjenige Notar, ber grumbfählich das 
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Hypothekenbuch nie einfehe oder einjehen lafſe, und beffen Urs 
kunden folglich mangel$ ungenügender Information regelmäßig 
beanftandet würden, troß feines, ihn zu pünftlicher und gewiſſen⸗ 
bafter Amtirung verbindenden Bienfteives (Urt. 6 und 147 
Ziff. 1 des Not.Gef.) nicht zur Verantwortung gezogen werben 
koͤnnte. Wäre dieß richtig, jo haftete der Notar nur für for- 
melle Gebrechen feiner Urkunden, denn ber einzige Artikel, 
welcher fih mit dem materiellen Xheile ber Gejchäfte befafle, 
fei eben Art. 45. Der mißliche Erfolg einer Notariatsurkunde 
für fih allein genüge zwar um fo weniger, den Notar einer 
Pflichtwidrigkeit zu befchuldigen, als diefer unter Umftänden bie 
Beurkundung eines, feiner Anficht nach privatrechtlih unwirk⸗ 
famen Gefchäftes nicht verweigern könne (L. 50 D. (60 17) 
culpa caret, qui soit, sed prohibere non potest), aber pflicht- 
widrig handle der Notar, wenn er fidh aus Bequemlichkeit ober 
Leichtſinn über den Stand der Sache oberflächlich oder ganz un: 
. genügend untewichte, namentlich alſo, wenn er es unterlaffe, die 
Duelle anfzufuchen, welche die umfafjendften und genaueſten Auf- 
fchlüffe zu geben vermöge. Als Grundſatz müfje daher feftge- 
halten werden, der Notar habe vor der Beurkundung von Rechts: 
gefchäften, melde mit dem Hypothekenweſen in Verbindung ftehen, 
regelmäßig das Hypothekenbuch einzufehen oder einjehen zu Laffen 
und hievon fünne nur abgejehen werben 

4) wenn der Notar in Folge feiner früheren Verband: 
ungen und ber bieranf ergangenen hypothefenamtlichen Bejchlüffe 
shnebieß von dem Stande des Hypothekenbuchs vollftändig unter: 
richtet ift, 

2) wenn bie Betheiligten amtliche Zengniffe über den der 
maligen Stand der Hypothefenbuchseinträge vorlegen, 

3) wenn ein vechtsverftändiger, glaubwürdiger Betbeiligter 
Bas Hypothekenbuch eingefehen zu haben erklärt und die nöthigen 
Anhaltspunkte wiedergibt, | 

4) nnabhängig von den aufgeführten Fällen auch dann, 
wenn die Einficht des Hypothekenbuches wegen zu großer Ent⸗ 
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fernung des Iebteren vom Orte ber Benrkundung unmöglich 
oder mit ungewöhnlicher Verzögerung in dringenden Sachen vers 
knũpft wäre. 

Was in jedem einzelnen Falle erforderlich ſei, um ben 
Richter der That zu überjeugen, daß die Vorausſetzungen ber 
einen oder andern Ausnahme wirflich gegeben vorlagen, wurde 
biebei nicht erörtert; doch erfcheint Die Anficht des Generalftaats- 
anwalts — jelbjt abgefehen von dem perjönlichen Gewichte ihres 
Urhebers — fachlich deßhalb bemerkenswerth, weil fie im Ganzen 
jtrenger, als die des oberften Gerichtshofes, gleichwohl aber er: 
heblich milder, als die mancher Bezirfsgerichte ift, und weil ſich 
ber oberfte Gerichtshof in fetnem, die eingelegte Nichtigkeitsbe- 
ſchwerde verwerfenden Erfenntniffe vom 26. März 1866 auf bie 
Teftftellung eines allgemeinen Grundſatzes beichränfte, zu beffen 
Ausführung im Einzelnen ein Leitfaden benützt werben Tann. 
Der oberſte Gerichtshof erklärte nämlich: 

1) Es kann vor Allen nicht dem geringften Zweifel unter⸗ 
liegen, daß auch Unterlaſſungen gleichgut wie poſitive Zuwider⸗ 
handlungen gegen das Notariatsgeſetz zu disciplinären Beahnd- 
ungen der Notare Anlaß geben können. Indem das k. Appel⸗ 
lationsgericht in dem zweiten Abſchnitte der Gründe zu ſeinem 
angefochtenen Urtheile, wörtlich genommen, die letzteren zn er: 
fordern ſchien, nm eine Disciplinarſtrafe gegen einen Notar zu 
rechtfertigen, ‘wollte basfelbe nur fagen, daß biezu immerhin Zu: 
mwiderhandlungen gegen eine Dienftpflicht des Notars gehören, 
welche im Not.Gef. bejtimmt ausgeprägt fei und dadurch feinem 
Zweifel an ihrem Beftande Raum gebe; außerdem hätte ber Ges 
richtshof im zweiten nicht angefochtenen Punkte feines Urtheils 
den Notar einer Disciplinarübertretung durch die unterlafigne 
Siegelung zweier Urkunden nicht für ſchuldig erflären fönnen. 
Jener bebenfliche Sat bedarf daher, um ihm die Billigung des 
oberften Gerichtshofes zu verfagen und dadurch jedes Anichen 
für die Folge zu benehmen, gar Feiner förmlichen Vernichtung. 

2) Im Belange der Thatfachen hielt das k. Appellationds 


124 Disciplin der Notare, 


gericht auch in dem abänbernben Theile feines Urtheiles die Feſt⸗ 
ftellung der erften Inflanz aufrecht, daß ber Notar vor der Auf⸗ 
nahme der drei befchuldigten Urkunden entweber das Hypotheken⸗ 
buch, feiner Verficherung unerachtet, gar nicht oder nur ungenau 
eingefehen, oder daß er jedenfalls deſſen Vortrag nicht gehörig 
berüdfichtigt babe. 

Nach dem Eingange des Art, 45 des Not. Geſ. Yat ber 
Notar darauf Bedacht zu nehmen, daß der Inhalt der von ihm 
zu errichtenden Urkunde weder mit der Abficht der Betheiligten 
noch mit dem Gejebe im Widerfpruche ftehe. Nach Art. 15 
Abſ. III vertritt auch eine Erflärung vor dem Notare, welche 
bas Hypothekenweſen berührt, cine außerdem erforberliche wiebers 
holte Bernehmung ber Betheiligten vor dem Hypothekenamte. 

3) Ob nun gleich die erfte diefer Stellen nicht dahin ge⸗ 
faßt ift, der Bedacht des Notare habe ſich jo weit zu erſtrecken, 
daß jeine Urkunde die Abſicht der Betheiligten auch erichöpfe, 
jo ift dennoch unverkennbar, daß fich daraus eine Verpflichtung 
bes Notars ergibt, vor ber Aufnahme einer Urfunde, welche eine 
Befigveränderung zur Folge bat, oder jonjt zu Einträgen im 
Hypothekenbuche Anlap gibt, jo weit e8 ihm ohne befondere 
Beſchwerniſſe möglich tft, die betreffenden Hypothekenbücher ein- 
zuſehen und durch Anleitungen, die er den Theilen für die Eins 
richtung und Tragweite ihrer Willenshandlungen gibt, zu bes 
rücfichtigen. Dieſe Verpflichtung muß dem Nachdenken um fo 
leichter entgegentommen, als e8 ja immer die von felbit ein- 
leuchtende Abficht-der Betheiligten ift, ihren Vortrag in folder 
Weiſe verlautbart zu erhalten, daß er die barin befingerzeigte 
Wirfung auch äußere und als außerdem die Hüpothelenämter 
nur mit leicht vermeiblichen Zwifchenhandlungen und Weiterungen 
beläftigt würden. In biefer Weife wurde die Sache früher be= 
wältiget, als die freiwillige Gerichtsbarkeit mit dem Hypotheken⸗ 
amte fich noch in einer Hand vereiniget fand; feit ver Trennung 
beider ift e8 aber gewiß im Geifte des Gefees gelegen, daß 
beide fich gegenfeitig eine hilfreiche Hand reichen und durch 
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ihr harmoniſches Zuſammenwirken auf die einfachite Weiſe das⸗ 
jenige erſtreben, was früher von ſelbſt nur auf einer vereinigten 
Grundlage beruhen konnte. Wirklich hat auch der Erfolg ge⸗ 
zeigt, daß bei der erſten der drei beſchuldigten Urkunden, dem 
Kaufbriefe vom 21. März 1864 Reg. Nr. 449, eine Vertrags⸗ 
abänderung vom 8. October vesjelben Jahres, und bei der dritten, 
dem Schuld⸗ und Hypothefenbriefe vom 30. April 1864, Reg. 
Nr. 676, eine neue Erflärung für die Ausweichung des Bar: 
tholomaͤ Kroiß'ſchen Muttergutes zu 200 fl. erforderlich wurden, 
um die entjprechenden Einträge dem Hypothekenbuche einver: 
leiden zu Fönnen.”*) 

4) Defien unerachtet Täßt fi die Nothwendigkeit, wegen 
biefer in, drei Fällen wiederholten Unachtfamfeit gegen den fäumts 
gen Notar eine Disciplinarftrafe auszufprechen, im Geſetze nicht 
begründet finden. Denn die Verpflichtungen der Notare find 
von zweifacher Art, fie find entweder jolche, die ihnen vom Ge: 
jege beftimmt auferlegt und genau formulirt find, oder folche, 
die ſich nur aus der allgemeinen Pflicht zum Fleiße und zur 
Aufmerkſamkeit herleiten, wie dieſe die im Art. 6 enthaltene 
Eidesformel der Notare Tundgibt, ihre Amt pünktlich und ge- 
wifjenhaft zu verwalten. Eine Vernachläſſigung der Pflichten 
jener erjten Art muß immer, eine foldhe ver abgeleiteten Obs 
liegenheiten ber zweiten Art, Tann nur zu einer bi8ciplinären 
Beahndung des Notare Hinführen. Diefes bewährt einerjeits 
die Verwandſchaft mit dem Staatsdiener im engeren Sinne, bei 
denen nicht jeder dienftliche Fehltritt fogleich beftraft wird, ſon⸗ 
bern nach $ 11 des Edictes Beil. IX zur BU. Ermahnungen 
und Drohungen der höheren Behörde einer Disciplinaritrafe 
voranzugehen haben, anderentheils der Art. 126 des Not.Gef. 
ſelbſt, welcher die BezirksgerichtssDirectoren mit der Befugnif 


) Letere wäre unter allen Umſtänden notbwendig geweſen, weil die 
zweite Hypothek verlangt wurde, gleichviel, ob erft die britte ober 
eine noch fpätere frei war, und Ähnlich verhält es fi in fehr zahl 
reichen Fällen. 
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betraut bat, wegen zu ihrer Kenntniß gekommener Unregehnähig- 
feiten den Notaren die geeignet fcheinenden Erinnerungen zu⸗ 
gehen zu lafien, ohne fogleich einen Disciplinarftraffall daraus 
zu machen. 

5) In die erjte Klafje jener Verfehlungen gehört nun dem 
Maren Wortlaute des Urt. 67 Abj. H des Not. Geſ. zufolge die 
unterbliebene Beidrüdtung des Notariatsfiegeld auf eine Urkunde, 
in bie zweite Klaffe fallt die Vernachläffignng der Pflicht, möge 
lichſten Bedacht darauf zu nehmen, daß der Juhalt und die Ans 
lage einer Urbınde auch die Abſicht der Betheiligten- erichöpfe, 
bie Schon an fich ſehr flacher Natur und einer mehrfältigen Auf: 
fafjung bezüglich ihrer Grenzen fähig. ift und wobei die Mittel, 
jenen Bedacht zu nehmen, der Umficht und dem Mflichteifer des 
Notars überlaflen find. Iſt berfelbe biebei irre gefahren oder 
hinter den billigen Erwartungen, welche die Mechtspflege auf 
ihn ſetzen Konnte, zurücigeblieben, jo bleibt einer billigen Ab⸗ 
wägung des ihn bierin zur Laſt fallenden Verjchuldens immer: 
bin ein freier Spielraum offen und infoferne ift auch die Bes 
trachtung des k. Appellationsgerichts, wenn nur auf ihr richtiges 
Berftändniß zurücgeführt, zutreffend, um die Verhängung einer 
Disciplinarjtrafe gegen einen Notar als nothiwendig zu begrüns 
den, müfle derſelbe wider eine pofitive, alſo von felbit erfenn- 
bare und nicht erit abgeleitete Vorſchrift des Geſetzes einen Ber: 
ftoß begangen haben. 

6) Ob nun das Verkennen oder Uebertreten ſolch allge 
meiner Pflichten feines Berufes anf Ceite eines Notars jenen 
Grad von Hartnädigkeit oder eines eingewurzelten Widerſtreites 
gegen gelindere Mittel angenommen Habe, welcher ben. Zugriff 
auf die vom Geſetze dargebotenen Repreſſivmittel rechtfertiget 
oder erforderlich macht, ijt eine Frage, welche in die Beurtheilung 
des Nichters der Thatfachen fällt. Das E. Appellationsgericht 
hat diefelbe im vorliegenden Falle verneinend entjchieden, feine 
Auffafjung der Sache von dem milderen Geſichtspunkte aus in 
ben beigefügten Gründen hinlänglich kundgegeben und aljg durch 
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fein freifprechende8 Urtheil keineswegs den Art. 45 Ab. I in 
Verbindung mit Art. 115 des Not.Gef. unrichtig angewendet, 
was doch im Hinblide anf Art. 133 desfelben Gefeßes erforder- 
lich wäre, um den Ausſpruch des Gerichtshofes der Vernichtung 
durch den Caſſationshof bloszuſtellen. 

Die Anfchuldigung ſelbſt, wonach dasfelbe Verſehen zwar 
dreimal, aber in dem furzen Zeitraume von ſechs Wochen unters 
lief, ohne daß den Notar eine in die Mitte fallende Rüge bee 
jonders darauf aufmerffam gemacht Hätte, läßt auch als ent« 
ſchuldbar Kein fo nachhaltiges Gewicht durchblicken, um für bie 
Berweifung der Sache zu einer erneuerten Prüfung von dieſem 
veränderten Gefichtspunfte aus einem dringenden, gerechten oder 
billigen Anlaß barzubieten. 

7) Hiemit bleibt immerhin jehr wohl vereinbar, daß, wenn 
ein Notar in Angefichte der beſtimmten Hinweiſung, melche 
nunmehr die kgl. Minifterialentichliegung vom 26. Juli 1864 
Abſchnitt II Mit. A Nr. 4 — Auftizminifterialblatt von 1864 
©. 214 — gegeben hat und welcher eine gleiche Kraft wie der- 
Geſchäftsordnung für die Notare vom 1. Juni 1862 zulümmt, 
fortfahren ſollte, fich einer Bernachläffigung der Einficht und 
Berückſichtigung des Hypothefenbuches in Aufnahme feiner Urz 
Funden forglos hinzugeben, die Sache eine weit ernftere Seite 
barbieten würde, ‚die Verhängung einer Disciplingritrafe daher 
unbedenklich im Gejege felbft einen Stützpunkt fände und des⸗ 
halb auch zu Teiner Nichtigkeit wegen unrichtiger Anwendung 
des über diefen Punkt fchweigenden Art. 45 Anlaß gegeben 
fein Fünnte, | 

Aus diefen Gründen: zeigte fich die vom Oberſtaatsanwalte 
am k. Uppellatiousgerichte für Niederbayern erhobene Nichtigkeit 
gegen das Urtheil diefes Gerichtshofes vom 21. December v. 38. 
grundlos und zur Verwerfung geeigenjchaftet. 


— 
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Fiteratur. 


E. v. Seyfried, die Geſetze und Verordnungen über die Vers 
waltung der freiwilligen Gerichtsbarkeit und über das 
Notariat im Großherzogthum Baden. Karlsruhe 1865 
(G. Braun'ſche Hofbuchhandlung). 

Bloße Tertausgaben mehr oder minder wichtiger Geſetze werben in 
ber Regel als ziemlih müheloſe Arbeiten und von vornherein mit einem 
gewiffen Mißtrauen angefehen; auch läßt es fi) gar nicht wohl beftreiten, 
bag eben nicht zu wenige folder Erſcheinungen wirklich Mißtrauen verdienen, 
weil die vermeintliche Leichtigkeit auch unbedeutende Kräfte anzieht und ſchließ⸗ 
lich gleihwohl die Unfähigkeit des Urbebers in Pofaunentönen der Welt an⸗ 
kündet. Wie fehr auch im Einzelnen fubjectives Ermeffen entfheiden mag, 
tm Ganzen wird man bo fofort des gewaltigen Unterfchiedes gewahr, ob 
eine fachkundige oder eine linke Haud bie Feder führte. Die vorliegende 
Sammlung eines Sachkundigen, der an ber Regelung und Feſtſtellung bes 
Gegenftanbes amtlich betheiligt war und ift, bildet ein ungemein nütliches 
und bequemes Hand» und Hilfsbuch der ganzen freiwilligen Rechtspflege. Der 
vielfach zerfireute Stoff erfcheint in einer natürlichen und überfichtlichen Ord⸗ 
nung zufammengeftellt: ben Vorſchriften Über das Verfahren find die Be: 
Rimmungen über die Gebühren und deren Erhebung angeichlofien. Den 
Texte der Gefeße und Verordnungen find bie Stellen bes Lanbrechts, der 
andern Gefeße und ber Verordnungen, auf welche, als auf cinen Beitandtbeil ber 
gegebenen Vorfchriften, Bezug genommen wird, vollſtändig eingereiht. In 
befonders zweimäßiger Weife werben unter ben Terte Verweifungen auf das 
Landrecht und die fonftigen einjchlägigen Gefege und Verordnungen erläuternd 
and nachhelfend beigefügt. Die größte Beihilfe gewährt aber ein mit wirfs 
liher Seldfiverläugnung und feltener Ausführlichkeit gearbeitetes Sachregifter, 
bas für fich allein ſchon die vollfländige innere und äußere VBertrautheit 
feines Uxhebers mit dem ganzen Stoffe mit genügender Deutlichkeit klar 
ftelt. Nur den Einen Wunfh wirb man nad genauer Durchſicht des Werkes 
ſchwerlich zu unterbrüden vermögen, ber Herr Verfaffer wolle fein im Vor: 
werte gegebenes Verſprechen, Erläuterungen zu dem Geſetze vom 28. Mai 1864 
über die Verwaltung ber freiwilligen Gerichtsbarkeit und das Notariat zu 
bearbeiten, recht bald einläfen. 
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CTeſtamentsform RR 
. (pm Hm. Notar F. Freiherrn von Godin in aibling) 

Seowehl in einer Redackionsbemerkung ©. 30 Jahrgang I, 
als in dem Aufſatze des Hrn. Notare Oppmann in Nr. 5 u. 6 
Jahrgang IM dieſer Blätter wirb behauptet, daß der Analphabet 
auch nach dem Erſcheinen des Not.Geſ. nicht verfchlofien teftiren 
konne, infoferne er dies nicht ſchon vorher nach ben einzelnen 
Landrechten gekonnt nn — une muß als unrichtig be⸗ 
zeichnet werden. 

Vor Allen iſt es peluio principil; wenn die Moͤglichkeit, 
verfchloffen zu teftiven, auch nach Erlaß des Not. Geſ. dem An⸗ 
alphabeten deshalb abgeſprochen wird, weil ſie ihm früher gefehlt 
bat. Denn das gerabe If bie Streiffrage, ob das’ Au =) die 
Einzetfinisrte abgeandert Hat ober nict. 

9 


\ 


180 . + Zefteforme"" 


Sodann iſt es unverhelflich, "went "jene Anficht damit zu | 
begründen verjucht wird, daß "in der Kammer ber Reichsräthe 


die Frage bem —2 Givilgeſehbuche wörbehalten werben 


wollte. 

Denn fo wichtig aud) Aeußerungen eines geſebgeberiſchen 
Factors fed, -fo fl ſie doch nicht das Gefetz ſelſt. 

Entſcheidend aber dafuͤr, daß im fraglichen Punkte das 
Not. Geſ. den Einzelſtatuten derogirte, find folgende.Erwägnugen: 
Das Not.Geſ. hat das Civilrecht To vielfach und fo weſentlich 
durchbrochen, daß es von vorn herein, verfehlt wäre, an dasſelbe 
im Zweifel den Maßſtab eines blos correctoriſchen Geſetzes ans 
zulegen. Insbeſondere wird von zwei Auslegungen des Not.Gef. 
jene den Vorzug verdienen, welche ung dem langjährigen Poftu- 
Inte der Verfaffung, einer Befeitigung der vielen ‚Statute wenig- 
ſtens in einem Punkte näher - bringt.- Daß abes- Die--Hier- Das 
kampfte Unficht die Mannigfaltigkeit ber Statute bis zum. Er⸗ 
{Seinen eines Civileoder vertagt, alfo gewiſſermaßen jeneni Ver: 
faſſungspoſtulate widerfpricht, iſt aus fich ſelbſt Har. Aber ges 


ſetzt auch, das Not.Gef. hätte die Frage ausdrücklich dem Civil⸗ 


coder vorbehalten, jo wäre dieſer legislatoriſche Vorbehalt vom 
ſyſtematiſchen Standpunkte aus ganz verfchrt geweſen. 

Denn infoferne man ſich Not.Gef. und Civilcoder in 
einen Gegenſatz gebracht denkt, gehört die Frage wie, das heißt in 
welcher Form man öffentlich zu teſtiren hat, vecht eigentlich dem 
Rot,Gef., als dem Gejege über, Abfaſſung öffentlicher. Urkunden 
an, und nur bie Frage, ob man überhaupt: un mie man ins 
haltlich zu teftiren Hat, iſt im Civilgeſetzbuche abzuhandeln. Das 
Not.Gef., als die Norm über Abfaſſung gewiſſer öffentlicher 
Urkunden, konunte fich nicht fragen, inwieweit die Qualification 
einer Perſon als Hausfind, ald Minderfähriger, gls Willensun⸗ 
fähiger, als erklärten Verſchwender bei Errichtung öffentlicher 
Urkunden, insbeſondere bei Teſtamenten folgenweich wird, denn 
alle dieſe Verhaͤltniſſe gehen auf den, Inhalt bes Willens, 

Wohl aber mußte es darauf antworten, inwieweit ein 
Blinder, Stummer, Tauber, Taubſtummer, Anglphabet, oder dev 
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deutſchen Sprache Richtmaͤchtiger in Sffentlicher Urkunde handeln 
lönne. Denn tale dieſe Mängel — ſoferne nicht Blindheit und 
Stummheit ifawmmentreffen — Tommen als bloße beſiegbare 
Hinderniffe der Willensaͤußerung, bei denen alſo ein volllommen 
tauglicher Wille —— iſt, derabe a der Urkundenerrichtung 
in Betracht 

And deßhalb hat auch das Not. Geſ. dieſe Frage unter 
Anderen durch die Vorſchrift, daß überall, wo ein berartiger 
Mangel obwaltet, zwei Zeugen oder ein zweiter Notar beizus 
ziehen find, beantwortet. — Da aber eine Norm über Abfaffung 
öffentlicher Urkunden im Gebiete der nichtftreitigen Gerichtsbar⸗ 
feit nothwendig auch das Teſtament, als eine ber wichtigften 
Urkunden, in ihren: Bereich ziehen mußte, und dag Not. Geſ. dies 
auch in feinen Art. 60 und 61 gethan ‚hat, jo läßßt ſich auch 
die weitere Folgerzmg nimmermehr. abweiien, daß im Not.Geſ. 
ſelbſt und nur in ihm Die Entſcheidung zu ſuchen ift, in welcher 
Form jene an der urkundlichen Danbiungefähigkeit MEER 
Perjonen Hffentlich zu keſtiren haben. --- - 

Denn es hieke dem Geſetze einen offenbaren Japsus zu⸗ 
muthen, wenn man ſagen wollte, es habe allgemeine Vorfchriften 
der Urkundenerrichtung gegeben, jene mehrerwähnte Perſonen⸗ 
gruppe; befondeus behandelt, und endlich das Teſtament, als eine 
eigene Urkundenkategorie ausgezeichnet, recurrire aber in der 
Frage, wie jene Perſouengruppe öffentlich zu teftiven babe, jtills 
ſchweigend doch noch auf jo und ſo viele Particularſtatuten. 

Hiernach gelten für jene Perſonengruppe im Gebrauche 
der. beiden oͤfſentlichen Teftamentsformen num ſolche Beſchränk⸗ 
wagen, welche ana den Teſtamentsformen felbft abzuleiten find. 
Daher koͤnnen ber: Stumme, der Taube, ber Taubftumme nicht 
mündlich, nur verſchloſſen teftiren. Der Stumme nit, weil er 
das Teftament nicht dictiren kann; ber ‚Taube ‚nicht; weil der 
Notar das Teftament nur vor ihm leſen, nicht es ihm vorkefen 
fann; der Taubftumme nicht, weil bei ihm beide Gründe zu⸗ 
fammentreffen. 

Dagegen koͤnnen fich die Übrigen Perfonen jener Gruppe, 
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insbefondere auch der Blinde, bezüglich deſſen der Aufſatz im 
Bd. I diefer Blätter einer Berichtigung bevarf, ‚beider Teſtaments⸗ 
formen bedienen. Denn andy beim Blinden befteht die Moͤglich⸗ 
fett, daß er mit vollfter Sicherheit den Inhalt eines Verſchluſſes 
als letzten Willen bezeichnet. 

Es iſt fomit das myſtiſche Teftament im Geſetze bevorzugt, 
und dies Ergebniß der Auslegung iſt eine weitere Rechtfertigung 
desſelben, weil ſich das verſchloſſene Teſtament vor dem münd⸗ 
lichen durch den Ausſchluß der Zeugenmitwiſſenſchaft vortheil⸗ 
haft empfiehlt. | 

Noch ift zu erörtern, ob die Wortfaffung des Art. 60 
und 61 des Not.Gef. wirklich dazu zwingt, bei Teſtamenten mit 
einer Perfon aus jenes Gruppe mehr als zwei Zeugen beizugiehen. 

Dies ift nicht der Fall. Aus den Worten „nebft den ges 
wöhnlichen Förmlichkeiten“ laͤßt ſich jene Rothwendigkeit nicht 
ablelten. Sie wäre nur gegeben, wenn es hieße? „nebft ben 
gewöhnlichen und etwaigen außergewöhnlichen Foͤrmlichkeiten“ 
oder „außer allen anderweitig erforberten Förmlichkeiten“ So 
aber deutet das Geſetz durch Das Wort „gewoͤhnlichen“ auf einen 
Haren Unterfchied von „außergemöhnlichen” Förmlichkeiten, und 
es Tann daher die aus einem anderen Grunde als bem ber 
Teftamentserrichtung angezeigte Zeugenbeiziehung fehr wohl als 
außergewöhnliche Förmlichkeit aufgefaßt werden, . Sie muß aber 
fogar in diefer Weiſe verftanden werben, ba man fonft ohne Roth 
bem Geſetze zumutbet, daß es eine recht unpraftifche Verviel⸗ 
fältigung der Zeugen gewollt habe. 

Es braucht nur des Hinweiſes, daß durch diefe Auslegung 
der Worte „nebſt den gewoͤhnlichen Foͤrmlichkeiten“ die uͤbrigen 
Vorſchriften der. Art. 58 und 59 nicht berührt werben, da die⸗ 
felben keine Förmlichkeiten, jonbern aus ber Natur der Sache 
geichöpfte Beftimmungen zur Herftellung voller Gewißheit Aber 
bie Willenserflärung enthalten. 
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Die Bellzichbarkeitscianfel, 


1) Wie Scite 326 Jahrgang 1865 diefer Zeitfchrift und von 
einer Notariatsfammer ausgeführt wurde, enthält Art. 80 des 
Not.Gef. für den Notar weder ein Gebot noch ein Verbot, fon: 
dern nur allgemeine Rechtsſätze über die Beweistraft und Voll⸗ 
ziehbarfeit ber Notariatsurfunden. In erjter Beziehung wird 
ber Satz jtatuirt, daß dic Notariatsurkunden die Eigenfchaft 
öffentlicher Urkunden haben, während der zweite Abſatz die Bes 
dingungen fejlitellt, unter welchen Notariatsurfunden vollziehbar 
find. Der dritte und vierte Abſatz befaffen fich mit der Trage, 
9b und inmieferne die Gerichte ihre Urkunden vollziehbar machen 
tönnen. Es ijt ſomit — führt das Gutachten der Notariates 
kammer fort — über allen Zweifel erhaben, daß der Art. 80 
für den Notar keinerlei Vorſchrift enthält, welche er zu beachten 
hätte, und gegen welche er ſich daher auch verfehlen könnte. Die 
Beitimmung dieſes Artifeld über die Bedingungen, unter welden 
die Notariatsurfunden vollziehbar find, ſteht im innigften Zus 
ſammenhange mit dem folgenden Art. 81, welcher dieſe Bes 
ftimmung näher erläutert und das Verfahren vorzeichnet, welches 
anwendbar ijt, wenn eine vollziehbare Ausfertigung in Frage 
jteht, jo daß der Art. 80 in Verbindung mit Art. 81 als eine 
Novelle der Proceßordnung ſich charakterifirt, welche lediglich die 
Gerichte und die Streitstheile berührt. 

2) Der Art. 80 enthält auch nicht von ferne eine Ans 
deutung darüber, unter welchen Vorausſetzungen ber Notar eine 
vollziehbare Ausfertigung ertheilen darf. Und felbft ber Art. 85, 
welcher jedem Betheiligten, der den Vollzug der Verhandlung zu. . 
beantragen berechtigt ift, die Befugnik einräumt, eine vollziehbare 
Ausfertigung zu verlangen, läßt keine Andeutung darüber ber: 
tommen, daß ber Notar bei biefer Ertheilung bejondere Vorbe⸗ 
dingungen ins Auge zu. falten babe. Es ift nicht angedeutet, 
daß der Notar das Verlangen einer vollziehbaren Ausfertigung 
‚ von ber Prüfung gewiſſer Borausfeßungen abhängig zu machen 
Babe unb dieſelbe nur bei dem Borbaubenjein dieſer Voraus⸗ 
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jegungen gewähren büpfe. Und da auch Fring andere Beitimmung 
bes Not.Gef. vorhanden ift, welche die Ertheilung vollziehbarer 
Ausfertigungen regelt, fo kann mit aller Sicherhett behauptet 
werden, daß fein Berbot oder Gebot befteht, gegen welches ter 
Notar bei Ertheilung einer Ban Ansfertigung verftoßen 
koͤnnte. Im Gegentheile läßt 

3) der Art. 81 5 4 unjchwer erkennen, daß vollziehare 

Ausfertigungen auch felbft dann ertheilt werben koͤnnen, wenn 
die Urkunden nicht ſofort vollziehbar ſind, ſondern die Vollʒieh⸗ 
barkeit vom Eintritte bedingender Thatſachen abhaͤngig iſt. Eben 
deßhalb kann aber auch nicht zweifelhaft ſein, daß es nicht zur 
Zuſtändigkeit des Notars gehört, zu unterſuchen und zu beur⸗ 
theilen, ob, wenn er eine vollziehbare Ausfertigung ertheilt, der 
Betheiligte feine Abficht erreicht vber- nicht, wie dies auch ſchon 
die im Art. 86 feftgefebte Formel der Vollziehbarkeitsclauſel ers 
Bennen läßt. Denn dieje Formel ift in allen Fällen gleichlautend, 
es mag die Vollziehbarfeit eine fofortige oder bedingte fein, auf 
ale Bunfte der Urkunde oder auch nur auf einen Theil derſelben 
fi erftreden. Mit Einem Worte, der Notar hat die vollzieh 
bare Ausfertigung zu ertheilen, jobald fie beantragt wird, 
unbefümmert: darum, ob und inwieferne dieſelbe von Seite des 
Richters als vollziehbar anerkannt wird oder nicht. Eben deß⸗ 
halb kann ihm aber auch keinerlei Zuwiderhandlung gegen das 
Notariatsgeſetz vorgeworfen werden, wenn er eine vollziehbare 
Ausfertigung in einem Falle ertheilt, wo- ax es 
des Art. 80 nicht gegeben: find. 

. 4) Daß für den Notar, von melden. eine wollziehbare 
Ausfertigung verlangt wird, einzig und ‚allein nur das Vera 
langen des Betheiligten. maßgebend ift, erhellt aus. der Stellung 
und Zuftänbigfeit bes Notars, deſſen Amtsbefugniſſe ſich Tebigs 
lich auf die Beurkundung beſchränken. Er hat.baber meber das 
Recht, die Giltigkeit des von ben Betheiligten beabfichtigteit 
Rechtögejchäftes zu prüfen, noch bie Befugnt ein Urtheil varüher 
zu fällen, ob die von ihm aufgenommene Urkunde ‘biefenigen 
Qualitaͤten an ſich trägt, mit welcher Art. 80 ſich befaßt, Daß 
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iten jene® Recht nicht zufteht, etgibt ſich aus dem Motiven zu 
Art. 43 bis 45, daß ihm aber auch dieſe Befugniß nicht zu⸗ 
fieht, Tann deßhalb nicht zweifelhaft fein, weil Art. 19 des Ge⸗ 
richtsverfaſſungsgeſetzes beitimmt. „Wenn über einen bei cinem 
Stadt» oder Lartbgericht gemäß Art, 18 vorgenommenen Akt der 
nichtftreitigen Rechtspfloge ein Streit entiteht,. jo darf der Bes 
amte, welcher den Akt vorgenommen oder .bejtätigt hat, bei Bes 
meidung ber Nichtigkeit Feine richterliche. whätigteit bezüglich des 
Nechtöftreites ausüben,” 

Iſt nach diefer Beſtimmung jogar ber Richter nicht befugt; 
ein Urtheil darüber zu. fällen, ‚ob die von ihm .ewichtete Ur: 
kunde gewiſſe Qualitäten an ſich trägt, jo kann noch viel weniger 
bem Notar eine derartige Fuuction zukommen, nachdem folche 
ſchen principied außerhalb ſeines Wirkungoͤkreiſes Tiegt. 

5) Jedenfalls hat, ſolange das Jnſtitut der Gerichtsvoll⸗ 
zieher nicht beſteht, die Bollziehbarkeitsclauſel nur eine formelle 
und keine materielle Bereutung; eine formelle nur, weil vie 
Berichte. zu prüfen. und zu: beurtheilen haben, ob die von dem 
Notare für vollzichbar erklärte. Urkunde wirklich vollziehbar' iſt 
oder nicht und die Befugniß der Gerichte, in diefe Prüfung und 
Beurtbeilung einzutreten, burch das Dafein der Bollziehbarleite- 
tlanjel bedingt üft. 

Die Motive zum Entwurfe des Not. Geſ. Art. 80 ſagen 
daher ganz treffend: „Bis dahin (Einführung des Inſtituts ber 
Serichtswollzicher) ift die ben Notaren eingeräumte Befugniß, 
ihrer Urkunde die Vollziehbarkeitsclaufel beizufügen, jedenfalls 
unſchädlich, da durch biejelbe die Befugniß ber Gerichte felbjtäns 
Dig zu beurtheilen, ob bie Urkunde mit Rüdficht auf ihren “ns 
Halt näch geſetzlicher Beitimmung zur fofortigen Erecution fich 
eigme, In Feiner Weiſe präjubicirt wird, und bie Beifügung ber 
Böllziehbarkeitschmfel in den Ausfertigungen joldyer Urkunden, 
auf deren Grund die Einleitung des Erecutiousverfahrens nach⸗ 
gejucht werden will, ericheint auch jebt ſchon inſoferne als zweck⸗ 
mäßig, als die Vollziehbarkeitsclanfel ein äußeres Zeichen 
bildet, durch weiches ſolche in Bezug auf. Beweiskraft benorgugkt 
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Ausferligungen von — al de ſich ee: unter: 
ſcheiden ·“· 

Nach dieſen Motiven tann es nicht bem geriuaften Zweifel 
unterliegen, daß bie Beurtheilung, ob eine vollziehbare Ausfer⸗ 
tigung die Exrforberniffe an fich trägt, von welchen die Zuläflig: 
feit des fofortigen Executionsverfahrens abhängig ‚gemacht ift, 
ausſchließend und allein nur zur Zufändigfeit dev Gerichte ges 
hört, und die Ertheilung der Vollziehbarteitschaufel von Seite 
des Notars nur eine mechaniſche Function desjelben ift, einzig 
und allein nur abhängig vom Verlangen des Betheiligten. 

6) Aber auch wenn das Inſtitut ver Gerichtsvollzieher eiu⸗ 
geführt wird, tft und bleibt die Ertheilung der Vollziehbarkeits⸗ 
claufel auf Seite des Rotars lediglich eine mechaniſche Function, 
wie aus Art. 763, 775, 784 und 785 des Entwurfes ber neuen 
Proceßordnung entnommen werben kann; dein 8, gehört zur 
Zuftändigfeit der Gerichtsvollzicher, wohl zu erwägen, ob bie 
vollziehbare Ausfertigung. der Notarintsurkunde die gejeßlichen 
Borausfegungen der Vollziehbarfeit an fich trägt, während. bie 
Handlungen ber Gerichtsvollzieher als von den betreiben: 
ben Parteien ausgegangen betrachtet werben, uub: daher biefe 
Barteien in erfter Linie haftbar find, wenn eine Vollſtreckung 
wider Gejeb und Recht ftattfindet. In zweiter Linie ift zwar 
auch der Gerichtsvollzieher haftbar, "niemals aber der Notar, 
weil er wegen feiner auf bie Beurkundung beichränkten Amts» 
befugniffe Fein Urtheil über die Qualität feiner Urkunden und 
Ausfertigungen. füllen Tann. .. ö 

Gewiß wäre das die gegentheilige Anficht vertretenbe appel⸗ 
lationsgerichtliche Erkenntniß vom 10. September 1864 (Seite 380 
dieſer Zeitſchrift) ohne Nachtreter geblieben, Hätte es nicht der 
oberſte Gerichtshof, wie dort weiter angegeben, am. 21. Oktober 
41864 ausdrücklich in Schu genommen und abeptirt. Ein be 
zirkögerichtlicher nach. Abweiſung einer vollziehbaren Ausfertigung 
ergangener Beichluß vom 10. November 1864 erklärte wenigſtens 
mit fichtlicher Befangenheit bei allem. Gehorſame wörtlich: „Wir 
Haben uns früher, von ber Anficht ausgehend, daß eine Zuwider⸗ 
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handlung gegen eine Vorſchrift des Netariatsgeiehes nicht vor⸗ 
liege, auf bie Abmeljung der Klage beſchränkt; mit Ruͤckſicht 
auf das in dem füngften Tagen von oberſten Gerichtshofe in 
Sachen gegen ben Notar EX. in N. erlafienen Erkenntniſſes 
aber Halten wir uns gemäß Art. 127 des Not.Ge. zur Mit 
tbeilung ber Acten für verpflichtet.” - Natürlich. hielt. fich biejer 
Gerichtahof, nachdem ver Staatsanwalt den gewünſchten Antrag 
geſtellt hatte und in ein und ber nämlichen Disctplinarfache ein 
volles Jahr und die erike Befangenbeit verfloffen war, auch noch 
in jenem Erfeäntnifle vom. 23. November 1865 für. verpflichtet, 
ftatt des Geſetzes und feiner eigenen Nuslegung ‚das erſt in der 
Zwifchenzeit vollinhaltlich befaunt gewordene eberftrichterliche Ur: 
theil ehne bejondere Begründung anzuwenden. 
Bemerkenswerther tft jedoch, daß auch die Berufung, wels 
der das vorſtehend mitgetheilte Gutachten dev Notariatsfammer 
beilag, ohne Erfolg blieb, indem das Appellationsgericht unter'm 
23. Februar 1866 ausſprach: Allerkings Tann jeder Betheiligte, 
der ben Vollzug der Verhandlung zu beantragen berechtigt ift, 
nach Art. 85 des Not. Geſ. die Erthellung einer mit der Volls 
ziebbarkeitsclaufel verjehenen Ausfertigung verlangen, auch ift 
durch die Ertheilung einer vollziehbaren Ausfertigung Seitens 
eines Notars noch nicht ausgeſprochen, daß folche wirklich voll: 
ziehbar ift, und ift das auf dem Grund einer jolchen Notariat: 
urkunde angerufene Gericht immerhin berechtigt, die jofortige 
Vollſtreckung ‚zu verweigern, Allein damit fällt die Verpflichtung 
des Notare, vor Ausftellung einer mit dev. Vollziehbarkeits⸗ 
claufel verfehenen Ausfertigung zu prüfen, ob alle gejeßlichen 
Bedingniffe hiezu gegeben feien und im Falle der Verneinung 
ſolche Ausjtellung zu verweigern, nicht hinweg (v. Zints Com⸗ 
mentar zu Art. 80 des Not.Geſ.). Ebenjo irrelevant ift der 
Umftend, daß nach Urt. 81 5 1 de8 Not.Gef. der Nachweis der 
ben Bollzug mitbebingenten Thatfachen nicht in der für voll- 


ziehbar erflärten Urkunde enthalten fein muß, fondern vielmehr 


auch durch andere öffentliche Urkunden geliefert werden Tann; 
denn hieraus folgt: nur, daß der. Notar, Falls. auch folche That- 
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ſachen, wie die voverwähnten, nicht ans ber Urkinde:zu eut⸗ 
nehmen find, nicht. Anſtand zu nehmen braucht, . verjelben bie 
Vollziehbarkeitsclauſel beizufügen, keineewegs aber, daß er auch 
Urkunden, welchen die im Art. 80 Abf. H. bes Not. Geſ. erwähn⸗ 
ten Eigenſchaften fehlen, die Vollzlehbarkeitsclauſel beſetzen darf. ) 

VDesgleichen vermag ber Umftand, daß die Zuwiderhand⸗ 
fung gegen Art. 80 des Not.Gef. mit keiner beſonderen Strafe 
bedroht ft, an der Sacde nichts zu alteriren, nachdem nach 
Art. 114 und 115 jede Zuwiderhandlung gegen das. gebackte 
Geſetz mit Strafe bedroht tft und eine beſondere Strafbeſtimmung, 
infoweit fie. im Not.Gef. vorkommt, nur bie Folge hat, daß dieje 
im einschlägigen Falle zur Anwendung zu kommen Yat, wich 
aber, daß alle mit einer beſonderen — an en Ver⸗ 
fehlungen ſtraffrei ſeien. 

Letzteres iſt zweifellos richtig; aber: die Vorfrage bleibt 
nach wie vor, ob denn eine Zuwiderhaudlung gegen Art. BO 
Abſ. I gegeben wer auch nur möglich fet, nachdem dieſe GE 
ſetzesſtelle lediglich eine Definition, feinerlei Gebot oder Ver: 
bot enthält. Wäre die Anficht des. Appelhofes begründet, jo 
müßte: auch der. Notar beftraft werben, ber bie Ertheilung einer 
‚vollziehbaren Ausfertigung wegen Mangels ber gejetlichen Ers 
forbernifje vorerſt verweigerte, ſchließlich aber einem nach Art. 91 
des Not. Geſ. ergangenen Auftrage ohne Beichwerbeführung Felge 
leijtete, weil ausweislich eines anderen appellationsgerichtlichen 
Erlenntniffes von. 24. März 1865 (‚Seite 207 diefer Zeitigrift) 
ein gerichtlicher Auftrag von wer Prüfüng der eigenen. Being; 





9 Art. 81 des Not. Geſ. ſpricht ausdrucklich nur vom Verfahren 
beim Vollzuge, iſt alſo für bein Notar gar nicht vorhanden; abet 
ſoviel Bleibt gewiß, ‚daß, wenn ber Vollzug bon einer mitbedingenden 
Thatſache abhängt, ganz unmöglich ſchon in der Haupturkunde Allee 
enthalten fein kann, was Art. 80 für bie Vollziehbarkeit voraus ſetzt. 
Die meiſten Fälle ſind gemiſchter Nalur; z. B. ein Schuld: und Hypo⸗ 
thekenbrief wird regelmäßig in Anfehung der Zinsklage nad Art. 80, 

- in Unfehung: ber: Haußtſache nad Art! SL’5:1 'volziehbar fein. - 
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niſſe nicht ertbinden Anın;*) gibt er dageger dem. Anktinge 
feine Folge, - To iſt er. deſto gewiſſer ftrafbar.- 4 jſt une zu 
hedauern, daß der im gegebenen Falle betroffene Rotar bau. ber 
Nichtigkeitsbeſchwerde keinen Gebrauch machte, weil die Seffent- 
lichkeit des Verfahrens anerörbentlich beläſtige und eine Nefor: 
Mirung des Erkenntniſſes deßhalb nicht erwartet werben "Mnne, 
weil e& ber ausgeſprochenen Anſicht des oberften - Gerichtshofes 
conform jei. Jedenfalls verräth e8 wenig Muth, fich lieber heim 
lich ftrafen, als öffentlid, prüfen und möglicher Weije vechtfers 
tigen zu laſſer, auch ſcheint es den Pflichten, die der Einzelne 
dem ganzen Stande gegenüber übernahm, nicht vollkommen zu 
entiprechen, durch filfchhoeigende Unterwerfung Etwas als Bräs 
jndiz anzuerkennen, was fein folches ift, wohl aber werben 
müßte, wenn alle Standesgenoffen in gleicher Weiſe verfahren 
wollten, und bamit dem oberſten Gerichtshofe von vorneherein 
jede Gelegenheit abzuſchneiden, einen früheren Irrthum nad: 
gehends zu corrigiren. Man mag von einzelnen Entſcheidungen 
fo Schlecht erbaut fein, wie es diefe Zeitſchrift bereits mehrmals 
war, gleichwohl darf — ſelbſt wenn das mildere und folgen⸗ 
reiche Erkenniniß vom 26. März 1866 (S. 118 dieſer Zeit: 
ſchrift) nicht vorläge — an eine Tendenzprocediir oder auch nur 
an ein Conſequenzmächen nicht entfernt denken; der oberite Ges 
richtshof kann von feinem Anfehen nichts verlieven, wenn er 
fi) ſelbſt verbeffert, wielmehr wird auch von ihm gelterr müfjen, 
was Dupin (6.293, 1864 dieſer Zeitichrift) vom Caffationshofe 
Frankreichs fagte: „Es ift nicht das erjtemal, daß er fein Ans 
ſehen wachien jehen wird durch die won jeder igenliebe freie 
Uneigennüßigfeit, mit welcher er eur eigene Jurisprudenz ven 
lafſen hat.“ G. 


5) Bergl. F. — Geſetzgebung über. das Notariat 3.1 6. 445 
„Nr 1117. . 2 i 
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Beitrag zur Sage a) von der Inventur über den Uach- 
laß der Ehefrauen, b) von der Auszeigung der Eltern- 
(Bater- und Mutter-) Güter der Minder, und von der 
hiebei eintretenden Wormundfchaft und beziehungsweife Cura- 
tel and c) von dem Miekbraude der Eltern (des über- 
lebenden Parens) in den Gütern der Rinder, 
(Nah oberpfälzifhen und bayerifchem Landrechte.) 
Bon Herrin Dr. Bauridl, k. Notar In Nabburg. 


Die in vorftehender Aufſchrift zu gegemwärtiger Abhand⸗ 
lung bezeichneten Rechtsmaterien find in der Praxis ber frei⸗ 
willigen ‚Gerichtsbarkeit an der Tagesordnung, umd ihre Wirk: 
ungen find in dem Rechtsgebiete unverkennbar ſehr einflußreich. 
Trotzdem hat fich bei dieſen NRechtsmaterien, namentlich bei ber 
Trage bezüglich der Inventarifation des Nachlaſſes der mit 
Hinterlaffung von minderjährigen Kindern verlebten Ehefrauen 
feine burcchgreifende conftante Praris gebilbet, 

- Der hier geftellten Aufgabe zufolge ift zuförberft 
IL. die Frage, in welden Fällen der Nachlaß der mit 
Hinterlaffung minderjähriger Kinder verlebten Ehefrauen zu in⸗ 
ventarifiven ſei? — nad) den Beitimmungen bes oberpfälziichen 
Zandrechtes einer näheren Prüfung zu unterjtellen, und biebei 
find diefe Gejegesbeftimmungen von den Vorſchriften des bayeris 
ſchen Landrechtes zu trennen, und einer gefonderten Betrachtung 
zu unterzichen, weil beide Gefeßbüder in le Materie theile 
weife von einander abweichen. 
‚;: Bekanntlich tft die Oberpfalz, nachdem ſie dem ehemaligen 
Churfürſtenthume Bayern einverleibt worden,!) lange Zeit noch 
nach eigenen Geſetzen regiert worden, ſie hatte ihr eigenes Ge⸗ 


1) Durch Kaufvertrag vom 22. Februar 1628, abgeſchloſſen zwiſchen 
Kaifer Ferdinand IT und Marimilian, Churfürften und Herzogen in 
Bayern, if die Oberpfalz an Bayern gekommen. Conf. Feßmeier 
Staatsgefhichte der Oberpfalz Bd. I S. 226 und Bd. I S. 4. 
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ſezbuch, das oberpfälzifche Landrecht, welches jedoch nachhin durch 
die Maximilian'ſche Geſetzgebung bis auf wenige Rechtsinftitnte 
anßer Wirkſamkeit geſetzt worben, indem an feine ‘Stelle das 
bayeriſche Landrecht getreten iſt. Zu den In der Oberpfalz in 
Seltung verbliebenen gefeßlichen: Beftimmungen find folgende zu 


zäblen: 

a) Die im bayerischen Landrechte Th. IV Cap. 3 $ 26 
refervirte Vorſchrift, nach welcher Kaufverträge über unbeweg⸗ 
liche Güter ımter Unfiegelmäßigen zu ihrerGiltigkeit die obrig⸗ 
feitliche Errichtang beburften. Diefe Vorſchrift ift jedoch durch 
das Rot.Gef. Art. 14 bekanntlich In wer Met alterirt werben, 
daß jetzt nicht nur in der Operpfalz,. fonbern überhaupt in Bayern 
biesfeits des Rheins alle Verträge über Immobilien und dieſen 
gleichgeachteten Rechte notariell beurkundet werben mäffeı. 

b) Das im bayerifchen Vandrechte Th. I Cap. 5 $ 12 mil 
Hinweiſung auf das oberpfälzifche Landrecht pag. 250 für bie 
Oberpfalz vorbehaltene Rechtsinſtitut ver Einfindfchaft (unio pro- 
llum), welches dem bayerifchen Landrechte ganz fremd iſt, unb 
nach ausdrücklicher Erklärung 1. c. aud für die Zukunft jur 
Bermeidung ber hieraus beſorglichen — nicht ne 
führt werden Toll. 

6) Die im bayeriſchen Landrechte Th. m Cap. 1%; 4 
bezüglich der Succeffion ein- und zweibäridiger Gefchwifter oder 
Geſchwiſterkinder vorbehaltenen Beftimmungen des oberpfälztfchen 
Landrechtes Tit. 9 pag. 311 $ „Jedoch“ ꝛc. „von dem Con⸗ 
eurfe ein und zweibändiger Geſchwiſter ober. 
ii verordnet iſt;“ 

- d) die im bayeriſchen Landrechte TH. m Cap. 1 SAN. 8 
vorbehaltine Beitimmung binfichtlich des Mannsvortheiles bet 
Cvelmannsfreiheitsfähigen Familien in der Oberpfalz, auf welche 
das Generalmandat ‚von 1672 keine Anwendung findet; " 

6) der im bayerischen Landrechte Th. I Cap. 5 6HN..DB 
flatuirte Ausnahmsfall verbis: „Lakt man es ſowohl bes väter- 
lichen als mätterlichen usus fructus halber in bonis liberorum 
zwiichen Siegelmäßigen und andern bei dem oberpfälzifchen Lands 
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rechte pag. 317, ſoriel dieſelbigen Lanbe SAENN, * — 
bemenben,“ 

Diefe eben unter lit, 6 erwähnte, burd das bayeriſche Yand 
pecht rejernirte Beitimmung des ;oberpfälzischen. Landrechtes Hat 
in der Praxis zu Meinungsyerichiebenheiten Veranlafſung ge» 
geben, welche bifforme Entfcheidungen ber Gerichte zur Folge hatten: 

Damit -ift man zwar allieits einverjtanden, daß nach dem 
Ableben eines Ehemaunes mit Hinterlaffung minverjähriger N ins 
der die Inyentur am Platze ſei, deſto größer iſt aber die Ber- 
ſchiedenheit der Auſichten über bie Frage, ob und in welchen 
Fallen der. Nachlaß der Ehefrauen, bei deren.‘ Ableben minder⸗ 
jährige Kinder vorhanden find, zu inventariſiven ſei? Hierüber 
find drei. Meinungen zu Tage getreten. 

a) Die eine Anſicht, welcher ein oberſtrichterliches Erkennt⸗ 
nik vom 18. Yebruar 1843?) zur Seite fteht, geht dahin, daß 
in, Folge der durch das. bayerifche Landrecht ftatutrten Ausnahme, 
nach welcher es in der Oberpfalz bei dem im oberpfälzifchen 
Landrechte pag. 317 vorgefchriebenen Neßbrauche des überleben- 
ken Parens in den Gütern der Kinder verbleiben ſoll, der ganze 
Tit, XV des oberpfälziſchen Landrechtes, welcher auf pag. 317 
beginnt und bis pag. 319 fih erftreckt, zur Anwendung zu 
Kommen, und als Folge hievon au. die in DIENEN Titel Abſ. IN 
NE Anordnung: 

„In allweg aber ſoll bag iehtlebend Ehegemaͤcht ſolche 
hinderfällige nießliche Güter, damit künftig, wenn ec 

- zum Widerfall kommt, Fein Streit, weldyes ſolche Güter 

gewefen, ſich erhebe, vermög biefer unferer Veroxbmung 
alsbald nach dem Dreißigiten bei Berluft des anwachſenen 
Beiſtqz gebuhreudermaſfen Inventiren zu laſſen ſchul⸗ 
dig ſein.“ 
Sitiget habe, dem gemäß in’ olen BR wenn ‚ein Ehetheil 
. 1126 
9 Reg. Nr. FIR iR Sachen des Baus &. ‚vB... gegen 
1.3988 k. Landgericht NR. . . wegen Inventarlfation bes Nachlaſſes feiner 
2, @befrau. 2 — — 





Ren. Ms 
wit Hinterlaffuug von minberjährigen Kindern mit Tod abgeht, 
vie Inventariſation zu befchäftigen jei,; 

b) dagegen tritt eine ganz .entgegengefete Meinung auf, 
welche in: einem Erkennmifſe des Appellatiousgerichts der Ober: 
pfalz vom 30, März 1847) aboptict worden iii, umb die der 
bayesiichen Zandrechtäftelle Nr. 5 $ 5 1 0. nur eine ſehr ber 
ſchränkte Auffaſſung zu Theil werden läßt. Ducch dieſe Geſetzes⸗ 
ſtelle jſoll nämlig — dieſer zweiten Meinung nach — nichts 
weiter als der dem ühberlebenden Ehetheile zuſtehende Nießbrauch 
aufrecht erhalten, und alle anderweiten im Tit. XV des ober⸗ 
pfaͤlziſchen Landrechtes enthaltenen Beſtimmungen ſollen derogirt 
werden fein, fo daß die Frage, ob und in welchen. Faͤllben vie 
Invegtur einzutreten habe, lediglich nach dem —— — 
rechte zu bemeſſen wäre; 

0) die dritte Anficht, welche fo siemlid bie goldene Witte 
hält, laͤßt die Inventur bei dem Ableben einer Ehefrau niit 
Hinderlafjung minderjähriger. Kinder zu, wenn ber Verſtorbenen 
bad Anweſen augeheirathet gewejen, ‚ndet wenn Kinder wer 
ſchiedener Ehen und darunter Minderjährige vorhanden. find. 
Bei genaue Würdigung der einjchlägigen geſetzlichen Beitims 
mungen. ftelft ſich feine dieſer drei Auftaflungen ale ShReung 
gegründet dar.. 

. Bir. wollen zunächſt bie: Motive, - uf welche bie beides 
sob_ lt.:a una. b berührten Anſichten bafirt — einer Er⸗ 


wägung unterziehen. 
orienun, fa), 


Kotizen. 
Der Gejeßgebungsausihuß der Kanimer der Abgeordneten 
hat den von u ER. in Siehe: — — 


— x T 


2) In der Beichwerbefache bee Bien Sf. wm ...von T... gegen 
R bas k. Landgericht W. wegen Muttergutsauszeige. _ 
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durch Art. 370 des Entwurfes einer Proceßorbnung in bürger⸗ 
lichen Rechtsſtreitigkeiten vertretenen Gruudſatz bes franzöflichen 
Rechts, wornach Rechtsgeſchäfte, welche die Entſtehung oder Tilg⸗ 
ung einer Verbindlichkeit in einem nennenswertherem, ber Ziffer 
nach beitimmten Betrage nidyt durch Zeugen ſondern nur durch 
Urkunden, Eid oder gerichtliches Geftänduig erwielen werben 
koͤnnen, abgelehnt, dagegen —. offenbar im Anſchluſſe an die 
Analogie des Art, 14 des Not. Geſ. und an Art. 18 des Ents 
wurfs eines. Geſetzbuches über.. vie Schuldverhältniſſe — den 
Grundſatz angenommen, über deu Inhalt von Berabredungen 
gegen oder neben ber über das Gefchäft errichteten Urkunde wor 
ober. nach der Niederſchrift ver letzteren fei eine Beweisfährung 
unzuläffig, wenn fie. nicht Zwang, — Betrug ober a 
lation — 


4 " & 


Bekannt werben Disciplinarerfenntnifie wider Notare 
vermöge ber qualificirten Rechtsvermuthung mangelhaften Che 
gefühls mündlich regelmäßig mit der Hinweifung motivirt, es 
ſchade den Notaren gar Nichts, denn bie könnten wohl zahlen. 
In Folge dieſes ſehr menſchlichen und doch nit humanen Ent 
Theidungsgrundes wurde kürzlich ein Notar in einer der größten 
Städte des Königreich, nachdem er, Dank der befannten allge⸗ 
meinen Kriſe, ſoeben Für den ‚ganzen abgelaufenen Menat einen 
Reingewinn von 10 (fage zehn) Gulden erzielt hatte, zu einer 
Geldſtrafe verurtbeilt, bie ihn zur Anfolvenzanzeige bringen 
konnte, hätte er nicht fchon vor feiner Ernennung zum Notare 
ein bisher noch nicht verbrauchtes Privatvermögen befeflen. 


Dienſtes · Nachricht. 
Am 1. Mai 1866 ſtarb ber k. Notar Joh. Evangeliſt Kroiß in 
Oſterhofen. | 


Drud und Verlag ber & H Bed’ichen Buchhandlung in Nördlingen. 
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das Rotariat 
die ſteiwibige ericuodarnen 


Bayern diesſeits u jenfeits des eins. 


Unter Mitwirkung ber Notare Hofrath Franz v. Seybold in 
München, Friedrich Bolza in Herrheim u. A. 
herausgegeben von 


Adnard Graf, 
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die im pfälziichen Notariate nothwendigen und muldeꝛennne 
Reformen betreffend. 


Seite 256 des letzten Jahrganges der Zeitſchrift iſt gemel⸗ 
bet, vaß in der Verſammlung vom 16. Juli 4865 zu Kaiſers⸗ 
lautern die Ausarbeitung eines Geſetzentwurſes Bezitglich der in 
ver: Pfalz wanſchenswerthen Reformen des Notarlats beſchloffen 
ware. Die Hieffr deſtellis Commiſſton, beſtehend aus ben Herren 
Rotaren F. Bolza in Herrheim, K. Duderſtadt in Rirchiieim- 
bolanden, K. Guttenberger und G. A. Schuler in Zweibrücken, 
. Hoſene in Spehar, ©, Keller in Bandan, F. 8 Sahmidt in 
Diierberg und G. K. Werner in Neuſtadt, Bat, wunmebr. ihre 
Arbeit in der Hauptſache voſlendet. Dabei bat fi nevaxdingß 
ain dewichtzoet Zeygeik füs;bie Krrfähpfeit dor Netarintsgriehes 

10 
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vom 10. November 18641 "infofern ergeben, als die Beſtimmun⸗ 
gen des letzteren nicht nur zur Teitenden Grundlage genonmen, 
fondern theilweife graͤdezu woͤrilich auch Fün bie Pfalz vorgeichla- 
gen wurden, wobei inbeß in erfter Linie die organische Verbindung 
mit dem bereits Beſtehenden, ber Hauptſache nach für richtig 
Anerkanmten Bar gab, uno haut in tageipin werfchienene 
Modificationen bedingte. Don. dieſem vollberechtigten Geſichts⸗ 
puncte aus wird wan, ohne der wünfchenämerthen. moͤglichſt all- 
feitigen Beſprechung vorgreifen zu wollen, bem Entwurfe um fo 
freudiger zuftimmen, als er fühlbare Lücken des Gejeges und 
offentundige Mißftände in der zweckmaͤßigſten und einfachften 
Weiſe befeitigt. Dieß dilt belipiels- und vorzugsweiſe von ber 
Regelung ber bisher gar nicht vorgejehenen Amtsverwejung, bes 
ren Bebentung von. dem Betroffenen kaum unterſchätzt werben 
Yann, weßhalb nachſtehend vor der vn einmal ag 
lichen Vorſchlage mitgetheilt werben: u 


Art. 1. 

Für ben Fall der Kraukheit oder Abweſenheit kann ber 
Notar einen Notar feines Amtsbezirfes oder mit Genehmigung 
es Il. Staatsminiſters der JIuſtiz einen "ats 
Verweſer aufitellen. Im erſteren Kalle hat er dem kgl. Bezirks⸗ 
gerichte durch Zuſchrift. an den kgl. Staatsprokurator davon Ans 
zeige zu erftatten. | 

At 2. 

Der Notar, welcher ſich einen Humteverweier beſtellt, hat 
dieſe Beſtellung in feinem Repertorium an dem Tage, an wel⸗ 
chem er aufhört, Urkunden zu erxichten, vorzumerlen, zu datiren, 
und zu unterzeichnen. Der. beftellie Antsverweſer bat bei ſeinen 
—— auf dieſe Beſtellung kurz hinzuweiſen. 

F Art. 8. - 

Hat der Notar für die Dauer feiner Abweſenheit ober 
Krankheit einen Amtsverweſer nicht beſtimmt, fo Tann ein ſol⸗ 
der: von dem Staatsminiſter der Juſtiz and der Zahl ver Notare 
deſſelben ————— oder der Rotariatsgehiffen aufgeftelit werden 


Art. 4. 

Der Amtsverweier tritt bezüglich ber — von Ur⸗ 
kunden, der Berpflichtumgen bezüglich bes Repertoriums au ber 
Ertheilung von Ausfertigungen, erecutoräfchen wie anderen, gem; 
an die Stelle bes vertretenen Notars, inſoferne weder er visch 
ber wertreiene Notar nach den Beſtimmungen bes Geſetzes vom 
25. Ventöse XI ihre Yunctionen auszuüben verhindert find. Er 
tritt daher auch, ohne daß es einen weitern Commiſſoriumo bebarf, 
im die gerichtlichen Commiſſorien bes zu vertuetenben Notars ein, 
vorbehalilich jedoch des Rechtes der Partien, bie aan eine? 
andern Notarcommiffaͤrs zu beantragen. 

Art. 5. 

Die von dem Amtsverweſer aufgenommenen Urſchriften, 
in welchen diefe feine Eigenſchaft anzuführen tft, verbleiben tn 
dem Archive bes vertretenen Notars, und werben, auch für den 
Fall, daß der Amtsverwefer jelbft Notar ift, nur in das Reper⸗ 
torium bes vertretenen Notars, nach fortlaufenden Nummeros 
und zwar unter Anfchluß an bie tete Nummer bes vertretenen 
Rotars eingetragen. 


Art. 6. 

Bei Ausfertigungen von Urkunden, bie der. Amtsverwefer 
nicht felbft aufgenommen bat, ift das Datum ber Erteilung und 
die Qualität des Ertheilers kurz anzugeben. 

Art. 7. 

En Retariatögehitie. kann nur dann zum Amisverweſer 

ernannt werden, wenn er: 
1. die Prüfung für den Zuriaateienk mit Erfolg beſtan⸗ 
den, uud 
uud derſelben wenglens zwei Jahre bei einem Rotar * 
erſter Clexc gearbeitet hat. 
Art. 8. 

Der Amtsverweſer hat, wenn er nicht ſelbſt Notar if, vor 
dem Antritte ber Beriwefang. ven Borfehriften der Artilel 47 und. 
49 des Geſetzes vom 25, Vent. Ai. Genitge gu leiſten. — 
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Art. 9. 
„Die Ausfertigungen, executorijche und anderte, weiche bis 
zum Eintritte eines Notariatsverweſers in ſein Amt etwa vers 
langt werben ſollten, werden durch denjenigen Notar defſelben 


Amtsbezirkes ertheilt, den der Bräfibent. des einfchlägigen Bezirle 


gertchts hiezu, auf eingereichte bie. Berechtigung des Requirenten 
und die Dringlichkeit der Sache kurz darthuende EN: dan 
eine. Orbonnanz ernennt. 

Britiſchrift und Orbonnanz. find von ber. Regiſtrirung ie: 
Feet und werben von bem ernannten Notar durch bloſe Eintra⸗ 
gung in das Repertorium des verhinderten Notars unter. dem 
ls Nummero und Datum in deffen Archiv Binterlegt. 

Am Fuße der betreffenden Ausfertigung it. unter Angabe 
des Namens und Wohnortes des Empfängers ſowie des Datums 
ber Ertheilung, das Datum der. dazu ie Ordonnanz 
kurz anzugeben. 

| At. 10. 

Die Amtsverweſung iſt eine beſtimmte oder unbe: 
flimmte, je nachdem ihre Dauer ſchon von vornherein auf 
eine beflimmte Zeit firiet oder durch die Eriftenz eines Krank: 
heitözuftandes in ber Perjon des Notare, deſſen Stelle zu ver⸗ 
weſen iſt, bedingt iſt, und endiget: 

1. durch Ablauf der Zeit, für welche der Verweſer beſtellt war; ; 

2. durch Aufhörung der Urſache, welche fie veranlaßt bat; 

3. in allen Fällen mit dem Tage, an welchem ber vertretene 
Notar, entweber vor Ablauf der Zeit, für welche Fie beftellt 
ift, oder vor Aufhörung der Urſache, — fie NP 
Bat, eine Urkunde aufnimmt. 

Mebernimmt ber vertretene Rokır fein Amt wieher, ſo hat 
er dies in dem Repertorlum vorzumerken, die Vormerkung zu 
datiren, zu unterzeichnen und dem Berweſer und ber kgl. Staats⸗ 
behoͤrde davon Anzeige zu machen. 

Art. 11. 

Die Notariatsverweſer werben in bichlinhne vahns 

gleich den Netaren bebanbelt... 


Gilungueltomigeiie. 0 


Ze Art. 12. 

Die als Notariatbverweſer aufgeltellten — 
haben, jedech nur mit berathender Stimme, Zutritt zu den Ges 
weralverfammiungen der Notare des Beziris ber verwesten Stelle, 
Mitglieder der Notariatstammern koͤnnen fie nicht werben: 

Art. 18. 
Im Falle des Art. 1 haftet der vertretene Notar für bie 
gegen ben Verweſer verhängten Gelbftrafen und bie demſelben 
obliegenden Entichäbigungen, vorbehaltlich feines Rüdgriffes ges 


gen biefen. 
Art. 14. 

Die Feſtſetzung des Salars für ben — bleibt 
der Privatübereinkunft deſſelben mit dem vertretenen Notar 
überlajjen. 

Wird aber ein Amtsverwejer ohne Zuthun des —E—— 
Notars von dem Juſtizminiſter von Amtswegen ernannt, ſo ſteht 
dieſen das Recht zu, das Salar besjelben zu fixiren. Daſſelbe 
darf indeß ein Drittel des Nettoertrages der verwesten Stelle 
nicht —— | 


Seitrag zur Pr a) von der Inventur über den — 
laß der Ehefrauen, b) von der Auszeigung der Eltern⸗ 
(Bater- und AMlutter-) Güter der Kinder, und von der 
hiebei eintretenden Vormundſchaft und besiehungsweife Cuta- 
tel und c) von dem Wießbrande der Eltern (des über⸗ 

lebenden Parens) in den Gütern der Kinder. 

i Fortſehung. ). u 

Wahrewd, wie — erwähnt, nach der erſten Anficht der 
Tit. XV des oberpfälziſchen Landrechts in ſeinem ganzen Um⸗ 
fange als fortwährend giltig erachtet, und die Inventur im aus⸗ 
gebehnteften Maße zugelafien wird, zieht die zweite Anficht aus 
bem Umftanbe, daß das bayerifche Landrecht lediglich auf pag. 317 


7) Girengulbemnägeist, 


des oberpfälzifchen Landrechts vermeift, die Schlußfolgerung, daß 
Hop allem die auf dieſer Seite bes oberpfalztſichen Landrechts 
enthattene Beftimmung über ven Nießbrauch und jenf weiter 
nichts Habe anfrecht erhalten werben wollen, daß imsbejonbere 
die auf der folgenden Seite 318 1. e. befinbliche Vorſchrift bes 
züglich der Inventariſation nicht weiter in Betracht kommen 
koͤnne, weil, wenn das bamyerifche Lamprecht die fragliche Beſtim⸗ 
mung bes oberpfälzifchen Landrechts über die Inventariſation 
hätte fortbeftehen Laffen wollen, dieß entweder ausdrücklich Hätte 
ausfprechen, oder doch wenigſtens durch Allegation der folgenden 
Seite 318 hätte andeuten müffen. 


Diefes Argument ift jedoch nicht durchgreifend, und findet 
feine Widerlegung in der im: bayerifchen Landtecht beobachteten 
eigenen Citirmethode beziiglich des oberpfälztfchen Landrechts. Wie 
wir oben hervorgehoben Haben, hat das bayerifche Landrecht auch 
das Snftitut der Einkindſchaft in der Oberpfalz fortbeftehen laſ⸗ 
fen, und verweifet in Th. 1 Cap. 5 $ 12 bloß einfach auf pag. 250 
des oberpfälzifchen Landrechts.) Durch diefe Citation bat Aber 
offenbar nicht gefagt werden koͤnnen und wollen, daß bloß das⸗ 
jenige, was das oberpfälzifche Landrecht auf biefer Seite 250 
enthält, bezüglich der Einkinofchaft gelten fol; denn auf diefer 
Seite des oberpfälziichen Landrechts beginnt ber Tit. XVI blos 
mit der Einleitung über die Einkindfchaft, und auf der folgen: 
den Seite werden ſodann erit die nähern Vorausfegungen und 
Bedingungen, unter welchen die Einkindfchaft gefchloffen werben 
Tann, feitgeftellt. - Vielmehr muß man — ber unverkennbaven 
Tendenz bes bayeriichen Landrechts entiprechend — annehmen, 
daß durch diefe Allegation ber ©. 250 bes oberpfälziichen Land⸗ 
rechts der ganze Titel befielben, wie folcher auf ©. 250 beginnt 
und auf S. 253 enbigt, in Geltung erhalten worben fei. 


9 Verbis: Soviel aber bie oberpfälzifchen Lande betrifft, dat es in bie- 
fem Stüde bei berartigem Landesgebrauch ui ben Siataten pag. 250 
nof ferner fein ungeüͤndertes Berbleiben. 
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Das Sayenliche Vandrecht Dad, wenn ea durch bie Verwei⸗ 
jung anf das oberpfäßlige Landvecht - bias eine einzelne: ſingu⸗ 
laͤre Behimmung reſerviren wollte, dieß ganz geman mit ſpecieller 
Bezeichnung gethau. Dafür dient als ſprechender Beleg bie oben 
gleichfalls angezogene Stelle des bayerijchen Landrechts Th. IN 
Cap. 12 $ 4, indem dafeldft nicht nur auf S. 311 bes ober⸗ 
pfälzifchen Landrechts hingewieſen, fondern auch mit der Bezeich- 
nung $ nod) das Anfangswort der kritiſchen Stelle: Jedoch“ 
beigeſetzt worden iſt. 

Durch die allgemeine Bezugnahme auf Pag. 317 des ober⸗ 
pfälzifchen Landrechte hat daher nicht blos dasjenige, was auf 
diefer Seite enthalten ift, fondern es hat überhaupt der Tit. XV 
aufrecht erhalten werben wollen. 

Diefe Beftimmung des oberpfäßzifchen Landrechts hat ins 
deffen durch die ernenerte oberpfälzische Tarorbnung vom Jahre 
4750 eine nähere Erläuterung erfahren. In diefer Taxordnung 
pag. 47, welde ein wörtlicher Abdruck der bayeriſchen Taxord⸗ 
nung vom Sabre 1735 pag. 44 ift, wirb zwar gefagt, die In- 
venturen bei den Weibern werben abgeſchafft; allein wenn man 
- die daſelbſt enthaltenen Vorſchriften in ihrem weiten Verlaufe 
näher beicht, fo überzeugt man fich, daß dieſelben nichts weiter 
als eine Erläuterung oder Snftruction zum oberpfälzifchen Land⸗ 
recht bezüglich der Inventuren ſeien. Man wollte einen durch 
eine immenſe Ausdehnung der Inventuren eingeriſſenen Unfug 
abſtellen. 

Die Inventariſationen haben naͤmlich in früheren Zeiten 
in einer nicht zu rechtfertigenden, bie Intereſſenten beläftigenden 
Weile zugenommen. Die wirb ſchon in der Landes und Polizei⸗ 
ordnung für die Oberpfalz vom Jahre 1658 Tit. IM $ VII 
gerügt, und wurden darin die Fälle beftimmt, in welchen bloß 
allein die Inventur beichäftigt werben joll.’) 


2) Diefe Stelle ber Landes⸗ und Polizeiordnuug Abi. 5 lautet: „ALS 
wir auch bei dieſen Punkten weiter bexichtigt. worben, wie mit ben 
Inventuren bisweilen Mißbrauch und Unerenung gebalten, alſo daß 


⸗ 
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WVDieſe Borſchriften Find nicht eingehalten wotben, und deß⸗ 
halb wurde Veranlaſſung genommen, in ber ernenerten oGberpfl⸗ 
ziſchen Taxordnung vom Jahre 1750 ©, 47 abermdils die Fälle 
au Arisen,. in welchen bie Inventur einzutreten habe, BR 


Diejer erneuerten Taxordnung gedenft zwar weber das 
bayeriſche Landesrecht noch Baron Kreittmayr in ſeinen An- 
merfungen zum bayerifchen Landrecht, und derſelbe fpricht fich 
vielmehr im Th. I cap. 5 $ 5 Nr. 5 ganz allgemein dahin aus, 
daß in der Obergjalz der überlebende Ehetheil gleich nad dem 
breißigften bei Verluſt feines Rechtes (des usus fructus in bo- 
nis liberorum), die Inventur vorzunehmen ſchuldig ſei, und 
hieraus koͤnnte man der Meinung ſich hingeben, Kreittmayr ſelbſt 
habe dafür gehalten, dieſe Taxordnung komme nicht zur Ans 
wendung, Allein diefelde fteht mit dem oberpfälziichen Landrecht 
Th. M Tit. xv Abſ. 3 im Zuſammenhange, iſt, wie vorhin 
erwähnt, als eine Erläuterung und begiehungsweife Inſtruction 
hiezu zu betrachten, und da durch fie das im oberpfälziſchen Yand- 
recht enthaltene Princip der Inventur ſelbſt nicht aufgehoben, 
jondern blos die Fälle der Inventariſation in einge Weije ſpe⸗ 
cialifirt worden find, daß die Inventur faft immer noch die Re⸗ 
gel bildet, jo Fonnte Kreittmayr gleichwohl in ber oben beregten 
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bie Amptleut und Gerichtsherren fich berfelten von eigens er 
wegen unterfangen, obgleich bes abgefterbenen Erben, ihr vbilig Alter 
und Berſtand erreicht und enwweder Haußſaͤſſig fein, oder joniten ihrer 
Guter sine freie Verwaltung haben, und ber Inventur wicht begehren. 
Solches thun wir hiermit abjhaffen, und dauehben befehlen, daß bie 
Inveuturen fürohin anderft nicht, dann fo es die Gelegenheit ber 
anmündigen Erben, oder ‚fo die Erben nit alle vor der Hand, fon: 
bern ein Theil abweſend, ober es fünften bie rechtliche Nothdurft 
erfordert, ober do ed bie vorhandenen vogtbare Etben ſelbſt begehren, 
fürgenommen werde. Wo aber allein vogtbare erwachſene Erben und 
die alle ſamptlich vorhanden, die ihren Sachen, Alters und Verſtands 
halb, ſelbſt vor fein möchten, die ſollen wiber ihren Willen wit dem 
Imwentiren nicht beläfitget oder beſchtoert, noch — * Real 
Ruten elwas befwegen! abuuforbers werbem.*..: u 


. 
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allgemernen Miſe ſich ansfprechen, ohne ducz hiedurch die. Gil⸗ 
— ber Taroronung irgendwie in Frage geſtellt wäre‘) — 

Zar Unterfiktung der obigen zweiten Anſicht wird von 
yeren Bestretern auch noch auf das. bayerifihe Landrecht TE. IE 
cap. 9 S.6-in Aue Bezug genommen, und damit nachzuwveiſen 
gefucht, daß, weil in dieſer Geſetzesſtelle, im welcher fperiell von 
ver Inventursbefreinng des Vaters gehandelt wird, eben fo, wie 
in den Kreitimayr’schen Anmerkungen jelbfb zu biefem Geſetzes⸗ 
terte von einer Rejervation des oberpfälziichen Landrechts gez 
ſchwiegen werbe, die oberpfälzischen Statuten über die Inventä⸗ 
rifation nicht aboptirt worden fesen, zumal für bie oberpfälziichen 
Untertbanen eine außerordentliche Koftenlaft, fowir für bie Ver⸗ 
laſſen ſchaftogerichte eine Geſchaftomehrung ohne geſebliche Reis 
wenbigfeit berbeigefäihtt würde. 

DODieſer Einwurf. wird zweifellos durch die: Bemerkung ber 
feitigt, daß an der vorhin alkegirten Stelle bes bayerifchen 
Lanbredits beine Veranlaffimg mehr gegeben war, Ach über bie 
Neſervation des oberpfoaͤlziſchen Laudrechts auszuſprechen, nachdem 
dieß ſchon bei einer früheren Gelegenheit (Tb. I oep. 5 $ 5 Nr. 5) 
geichehen ik, und alle im bayeriſchen Landrecht weiter enthalte 
wen Beftimmungen über bie Jwentariſation ‚nur. ben urſprung⸗ 
lichen bayeriſchen Provinzen zu gelten haben. 

Daß die Inventariſationen in Folge der unſerer Zeit an⸗ 
gehörigen Taxgeſetze nicht unbedeutende Koſten verurſacht haben, 
laͤßt ſich nicht in Abrede ſtellen, und der Koſtenpunkt war häufig 
die Veranlaſſung, daß der überlebende Ehetheil auf jede mögliche 
Weiſe die Inventariſation abzuwehren ſuchte. Allein nachdem 
durch den jüngſten Landtagsabſchied die Inventuren von der 


9 Krüull Handbuch bes bayr. gemeinen Rechts Bd. 1 8301 und Gäßler 
Frauenrecht (neue Ausgabe, Paſſau 1853) 8 201 haben die oben 
angezogene Stelle ber Kreittmayr’fchen Anmerkungen wörtlith repro⸗ 
duzirt, ohne fidh in eine kritiſche Prüfung derſelben einzulaſſen, und 
"ed: :baber beiden: eben daſſelbe entgegen gehalten werben, was 
oben bezuglich der Kreitinayrſchen —— ion wor: 
den fl. — 
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prozentabeln Tarbewertbung befreit werben find, kann wohl nidht 
mehr von befonbers bedeutenden Koſten bie Rebe fein, wie. beun 
auch jeht, nachdem den Rotaren die Inventarikatieuen burch das 
Rotariatägefek Tibertragen wurben, von einer Gefchäftsmehrung 
der Gerichte nicht mehr: gefprechen werben Tann, — und jelbh 
wenn von bem Allem das Gegentheil der Fall wäre, konnte ber 
Praktiker aus bloßen Billigkeitsrüdfichten von der Anwendung 
des Geſetzes nicht Umgang nehmen. Lange Zeit hindurch ift 
auch von jehr vielen Gerichten in ver Oberpfalz, welche lediglich 
die Beftimmungen bes bayerifchen Landrechts als geltend betrach⸗ 
weten, das oberpfälzifche Provinziafrecgt') in ber hier angeregten 
Frage außer Beachtung gelaflen worden, unb als vor ‚mehreren 
Dezennien auf daſſelbe zurädgegriffen wwrbe,- begeguen wir in 
den Beſchwerden, welche gegen die die Inventur ansrkmenben 
Beichläffe der Untergerichte ergriffen wurben, nicht ſelten ber 
Behauptung, das oberpfälzifche Provingialrecht ſei durch den 
Gerichtabrauch und Gewohnheit außer Auwendung gelommen. 
Diefe Behamptung ift aber von dem T. Uppellationsgerichte ber 
Oberpfalz um deswillen verworfen worden, weil nach deu ges 
pflögenen Necherchen nicht bei allen Untergexichten das oberpfäls 
ziſche Provinzialrecht außer Auwendung gelafien, unb biefes vom 
Obergerichte, wenn: eine Beſchwerde — ee ftets ale 
maßgebend erflärt worden ijt.*) 


Wir wenden uns nunmehr, nachdem wir die Giltigfeit des 
- oberpfäßziichen Landrechts im Zufammenhalte mit ber erneuerten 
oberpfälziihen Taxordnung dargethan zu haben glauben, zur 
Würdigung der oben sub lit, 6 bezeichneten dritten Anficht, nach 


) Unter dem oberpfälziſchen Provinzialrecht verſtehen wir bier nicht das 
oberpfälzifche Landrecht allein, fondern auch die erneuerte oberpfäls 
ziſche Taxordnung. 


9 Erienatnig des Appellationsgerichts vom 30. Dir; 1842 in ©. bes 
Solbnere Adam R. von T. wegen ei und Erkennt⸗ 
niß de eod. Reg.:Nr. 961. 
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weicher bloe im: ven dertſelbſt angefahrten zwei Fällen bie In⸗ 
ventariſation dem ſccerlebenen Ehemanue obliegen {oll.”) 

Da vieler. Anſicht die BVeſtimmmug der erneuerten ober⸗ 
pfälzifchen Taxordnung vom Jahre 1750 um Grunde liegt, jo 
laſſen wir, weil won dieſer Taxordnung nur mehr ſelten Exem⸗ 
plare zu erhalten find, die desfallſige Beſtimmung hier folgen, 
welche Seite 47 wirtlich dahin lautet: 

| „ wventuren bet den Weibern. 

Die Iwwenturen bei ben Weibern werben hiemit abgehhafft, 
boch aber, wo fich begeben möchte, daß eine Wittib, jo gehauſet, 
verftürbe, und nad) ihr minderjährige ober aus zweierlei Chen 
erzeugte Kinder verlafjete, ober einige Erben abweienb wären, 
da -[olle als nothwenkig die Inventur im allweg vorgenommen 
werben. Auf gleiche Weite much in jenen Hallen, bei Berab- 
fterbung eines Weibes, von entweberd der Mann fi zu ihr 
hineinheirathet, und dieſe letztere hauptſächliche Maierin geweien, 
oder bei ihrer Hineinhtjrathuug derfelben halbes Gut, und Ver⸗ 
mögen angeheirathet worden, ober anch zuwierleu una minder⸗ 
jährige Kinder oder jenft umvertragene Erben. vorhanden find.” 
Die Taxordmmg macht. bier einen Unterſchich zwiſchen den 
Bittwen und Ehefrauen, und bezichungsweile bexen Erben, un 
63 tritt demnach. die Inventariſation ein 

4) bei dem Ableben einer Witwe, wenn Re. 

a) minberjährige Kinder, oder 

b) Kinder aus zweierlei Ehen hinterläßt, ober 

0) einer ihrer Erben abweſend ift. ee 

2) bei dem Tode einer Ehefran, 

a) wenn von ihr das Anweſen a. ſehim der 
Überlebende Ehemann auf daſſelbe hineingeheirathet 
bat, mit andern Worten, wenn ihm das Anweſen 
von jeiner Ehefrau zum Miteigenthume anverheira: 
thet worben, ober 





9 Diefe fit if in ben in ber se Rote Nr. 8 allegirien 
appellationsgerichtlichen Erkenntnifien adoptirt worden. 


.b) wenn ber Ghefrau won ihrem Gemangne das. Som 
dieſeni herſſammende Anweſen sber überhairpt. deſſen 
Vermoͤgen zum Miteigenthume anvecjeitatäet wor: 
den iſt, oder 

0) wenn ans zweierlei Ehen Kinder und Darunter wine 

derjährige vorhanden, ober 
d) ſonſt unvertragene Erden vorhanden find. 

- Diefe Beitimmungen ber Taxordnung hängen mit bem 
Nechtsinftitute bes Beiſitzes (asus fraotus) des überlebenben Ehe: 
theiles in den Gütern bed Zuerfiverftorbenen, wie ſolches im 
oberpfälzifchen Landrecht fundirt ift, innig zufammen. Nach dem 
vömifchen und beziehungsweile gemeinen Rechte fteht zwar dem 
Vater an bem peculio adventitio ber Kinder nit nur das 
Nutzungsrecht (usus fraotus), jonbern auch als Ausflug ver ode 
terlichen Gewalt das Verwaltungsrecht geſetzlich zu; er ift von 
der Mechnungsfellung und Gautionsleiftung befreit, . ſowie auch 
der Antertigung und Herausgabe eines Yuventars ;überhoben,‘*) 
es Tann auch Feine eidliche Spectfication von ihm verlangt. wer: 
den, ſondern es koͤnnte, wit manche Rechtelehrer annehmen, hoͤch⸗ 
ſiens ein einfaches Verzeichniß über die Beſtandtheile des peculü 
geforvert werben.) 

Auch der Mutter will man felbft durante oommenione 
prorogata die Beitellung einer Caution und bie Errichtung eines 
Inventar propter reverentiam perentikus .debitam etlajien, es 
jei denn das Gegentheil durch Partikularrechte auedrũclich be⸗ 
ſtimmt worben.'?) 

Nach der richtigern zinficht Tann jeboch gemeinrechtlich bie 
Chefran in bem Falle, wo fie den vollen Rießbrauch der Güter 


) Buddeus in Weiste Rechtslexikon Bd. V 6. 803 u. 804, Geuffert 
. Archivfür Entfeibungen ber oberften Gerichte 3b. IV ©. 112 Nr. 61, 
Glück Pandekten Bd. XIV ©. 368--373 5 908 u. 909. 
") Glück J. c. 5.373 u. die bafelbft in notis Nr. 72 allegirten Rechtslehrer. 
2) Range Rechtslehre von ber Gemeinſchaft ber Güter unter ben beut- 
ſchen Eheleuten ©. 241. 
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ihres. verſſorbenen Mannes. bat, wenngleich ihr Die Rechnunge⸗ 
ablage. erlaſſen it, beunoch von ber gertigung eis — 
—— nicht ‚befreit bleiben. 7) 

(Bersiegung in 


Franzoͤſtſches Metariat. 

Das franzöftffe Rotartat enthält nirgends und namentlig 
weder in ben Geſetzen vom 16. Febrnar 1807 und 10. Oftubee 
38441 noch in andern eine allgemeine Gebuͤhrenordnung, vlel⸗ 
mehr- bildet das freie Uebereinkommen mit hen Parteien und iM 
veffen Ermenglung gerichtliche Beſtimmung nad) Anhören: der 
Kammer die Regel. Manches Bat Brauch und Gewohnheit feſte 
geftellt ; jo wird, wie die Zeitichrift für das äfterreichifche No⸗ 
tariat Seite 58 mittbeilt, von Teftamenten gewöhnlich bei der 
Aufnahme eine fefte Gebühr nicht unter zwölf Francs erhoben, 
die lediglich als Vergütung der Arbeit des Notars gilt, während 
wach dem Tote des Erblaſſers Aberbieh. ein fi nach Berhältniß 
bes Bermödgens, Aber weiches letztwillig verfügt warde, — 
Honorar bezahlt wird. | 

Au. hatte in einem vom: dem fraugoſiſchen Roterintshlatie 
von 21. März 1866 mitgetheitten Falle der Teſtator Schon bei 
ber Teftamentserrichtung dem: Notar freiwillig das wolle Gones 
rar entrichtet, beſann fich aber nachträglich eines Anbern und 
verlangte den bezahlten Betrag, mit vierhundert rancs gxxück. 
Sowohl bie Notariatskammer ala das Gericht erſter Inſtanz 
erflärten, da nach ber Gewohnheit das: füs ein netırielles Te⸗ 
flament. entfallenbe Proportionalhonorar erſt nach dem Rode: 68 
Erblafiers bezahlt werde und nicht. zu erſehen ſei / ob dem e⸗ 
neator diey bei der Zahlung vollſtaͤndig klar war, habe der Notar 
die erhaltene Summe — — all ſeiner a 





*) Bubbeus in Weiske Rehtsferifon I. 6. ©. 604. @täd 1.0.8. Kur 
8 1891 & 02 
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We dem Tobe des Erblafſers join Henorar usb dem vbeſtehen⸗ 
den Gebranche zu verlangen. Auf die Nichtigbeitobeſchwerde des 
Notars führte dagegen ver Caflationshof in feinen Erlenntuiſſe 
vom 19. Februar 1866 unter Bezugnahme auf Art. 51 bes 
Ventoſegeſetzes, welches den an die Spitze geftellten Grundſatz 
enthält, aus, wenn auch die Rechtswirkfamkeit des Teftaments 
von dem Tode des Erblafiers abhänge, müſſe es doch von dem 
Zeitpunkte, an dem es mit den vom Geſetze worgejchriebenen 
Formlichtkeiten vollzogen wurde, als ein vollendeter Rechtsact 
angeſehen werben. Hiedurch allein exwerbe der Notar den An—⸗ 
ſpruch auf das Honorar; dieſes unterliege weder einem Termine, 
nnd ‚einer Bedingung und wenn über das Ausmaß ein Styeit 
eutftehe, fo. jei biefer in der bereits angegebenen Weiſe zu: ord⸗ 
nen, folglich das dieſen Grundſatz mißfennenbe ce des In⸗ 
RER au vernichten. 


Notizen. u 


- Ein durch das Juſtizminiſterialblatt Seite 102 veräffenk 
lichtes Erkeuntniß bes oberjien Gerichtshofes vom 24. Mril 1306 
erHlärt das durch Minifterialentichliegung vom 20. September . 
1863 eingeführte hupsthelenamtlidge Tagebuch für ‚geeignet, die 
Stelle des im $ 23 Abſ. 3 erwähnten befonderen Protobelle 
zur Wahrung bes Kupothelenzangs zu vertreten. . 

Nah $ 23.088 Hypothekengeſetzes genießen nämlich alle 
an. benfelden Tage im Hypothekenbuch eingetragenen TForkerums 
pen gleichen Rang, wenn nicht durch beſondern Vortrag im 
Hypothekenbuche etwas Anderes beftimmt ift; die vertragsmäßige 
Zuſtcherung eines‘ beitimmt ausgevrüdten Ranges bann durch 
eine Hypothekbeſtellung, welche bieen ausdrücklichen Borbehalt 
umterläßt, insbefonbere. dann. nit beeinträchtigt werden, Aersm 
der Schuldner das Vorzugsrecht durch einen : früheren Vertrag 
an andere Gläubiger bereits vergeben hatte. Auch kann fich ber 
dadurch verkürzte Gläubige nicht darauf berufen, daß er das 
Nechtsgefchäft im guten Glauben und im Vertrauen auf bie 


Badia, o 


Wiferttichleit: be Sypeliekenbäches eingtgeugm Wake, veu ber 
wre GElaube auch feinen wurd ben. Berttag begänitigten Eon 
curventen zuw Seite ſteht und gegen bie Möglichkeit, dab zwiſchen 
tem Bertragsabichluffe und dan Eintroge ber Zorberumg in bas 
Hypothekenbuch anberweitige. Hypothelenvechte zuwertonunen, bie 
Dffentlichleit bes Hupothelenduchs für ſich allein ohne zleichzel⸗ 
Sige Beobachtung ber zur Abwendung ſolcher Nachtheile erfor 
derlichen Cantelen (akjo namentlic, auch Einſicht des Tagebuches) 
ausreichenden Schutz nicht gewaͤhren kann. 

Nach Miniſterialentſchließung vom 2. Pe 1866. ut 
M. Bl. S. 95) find die Beftimmmngen des 5 7 Ziffer 1’ md 4 
ber Qualificationsvorjchriften vom 26. April 1864 auch rüds 
ſichttich derjenigen Rechtspracticanten maßgebend, Wehe wor ber 
Bekanntgabe ihrer Concursnote dei einem Gerichte, Advocaten 
oder Notare in Praxis treten, wenn auch anerfännt werben 
muß, daß eine Verpflichtung zur Tortfebung ber mm vor 
Belanntgabe der Eoncursnote niät- beſieht. J 


"Das Stnangmintfteriafblott vom 12. Wat 1866 ©. 401 
enthaͤlt eine Entichliegung vom 7. Mai 1866 "Nr. 5628 zur 
Regelung der Vorlade⸗ und Zuftellgebühren insbefondere für 
Taxnoten, welche namentlich darauf aufmerkſam macht, daß bei 
Zuftellung ber im Reſcripte vom 24. Sanuar 1863 Nr. 979 
(Juſt. M. Bl. 1863 Ergaͤnzungsheft S. 107) Ziffer 2 als tar: 
frei erflärten Luratelbeſchiuffe keine Zuſtellgebũhr — wer⸗ 
den darf. 

Eigenthümliche Auslegungen ber hier 1865 ©. 139 ers 
wähnten Entichliegung vom 5. Yebruar 1865 haben das Staates 
——— ber Finanzen veranlaßt, unterm 12. März 1866 
(Fin. M. Bl. ©. 40) zn erflären, wenn es auch als zweckent⸗ 
ſprechend erachtet werben müffe, zur befondern Vorficht bei Aus⸗ 
antwortung von regnen an Private anzuweiſen, 


um Mißbraͤnchen von Seite uuberehtigter Empfänger zu de: 


Besitzen, 

gegrun,: To, ditfe eine. beigfallfäge. Arertoennng. Doch Zeiniesfalls Dahl 
ausgedehnt werden, daß bie unmibkelbare Ausantwortang ber 
Ratofterauszüge an ben hiernm nachſuchenden Notar fait am 
ben itofiermäßigen Beliker. des. bezüglichen Anweſens ſelbſt ix 
gend wie zu erſchweren ‚oder ger. gänzlich. zu unterfagen wäre. 
Dagegen ſprechen SE 2 und 11 der Berorbunng vom 15. Juni 
4862, den Vollzug des Artikels 150 des Notariatsgeſetzes in 
Bezug auf das Umſchreibweſen betreffend, und überbdieß erforbexe 
es das Intereſſe des rentamtlichen Katafterumfchreibwmeiens, bei 
ben Notaren die jederzeitige Benübung ber Katafterauszüge bei 
Aufnahme ihrer Urkunden durch Nichts. us — viel⸗ 
mehr moͤglichſt erleichtert: werde, 


Zwei Stimmen, die eine im M. Stengleiws Zeitjchrift 
für Gerichtspraxis und Rechtewiſſenſchaft Bd. II S. 38, die are 
dere in ‚ben ‚Blättern für Rechtsanwendung B. XXXS. 113 
halten die Gejfion einer, Hypothekenfordexung für giltig, ara 
hierüber eine notarielle Urkunde nach Vorſchrift des Art, 14 puB 
Not.Gef. nicht errichtet wurde. Die gegentheilige Anficht tft von 
E. v. Zink, von, einem, bezirfögerichtlichen Erkenntniſſe vom 
3, November 1863 ‚(1864 ©. 191 diefer Zeitichrift) und (wie 
eine Nedactionsbemerkung in den BI. f. RX. wittheilt) von 
einem Appellationsgerichte vertreten worben, während ber oberfte 
Gerichtshof in jeinem Erkenntniſſe vom 29. Januar 1866 troß 
dringender Veranlaſſung die Frage.umging. Eine. genaue Prür 
fung der Frage jcheint, nachdem. nunmehr von beiben Seiten 
erhebliche Gründe vorgebracht find, durch die Wichtigkeit ber 
Sache von Pr _ 





| — 
Seite 115 Zeile 17 Hat das Wortchen „als“ nad „und“ —— 
Seite 116 Zeile 4 von unten iſt nach dem Worte „legen“ das Dort „nit“ 
auspeblieben und ©, 117 — 14 ne es u beißen: „Direcs 
tiven.“ 


Drnd und Verlag ber & H Beirichen Buspanblung in Nördlingen. 


Zeit — crift 


das Notariat 


und 


die freiwillige Gerichtsbarkeit 
Bayern diesfeits un jenfeils des Rheins. 


Unter Mitwirkung der Notare Hofrath Stanz v. Seybold in 
Münden, Friedrich Bolza in Herxheim u. U. 
herausgegeben von 


Iduard Graf, 


Rotariatögehilfen in Mündyen, Herrenftraße Rro. 2/ III. 
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Inhalt: Zur Lehre von ber Elterngutsauszeige — Zu Art. 15 und 43 
bes Notariato-Geſetzes. — Ueber Erbſchaftszeugniſſe. — Notizen. 
— Dienftesuadhricten. 











Seitrag zur Schre a) von der Inventur über den Mad- 
laß der Ehefrauen, b) von der Auszeigung der Eltern- 
(Hater- und Mutter⸗) Güter der Rinder, und von der 
hiebei eintretenden Vormundſchaft und besiehungsweile Cura- 
tel und c) von dem Micßbrauce der Eltern (des über- 
lebenden Parens) in den Gütern der Finder. 
(Kortfepung.) 


Bon diefen Beftimmungen des römifchen und beziehungs- 
weije des gemeinen Rechts und auch von den Beltimmungen 
bes bayerischen Landrechts weicht aber, in foweit ben über: 
lebenden Ehemann die Inventur erlaffen werden fol, das 
oberpfaͤlziſche Landrecht ab, und zwar um beswillen, weil 
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es auch die Verhaältniſſe der Succeſſton und des usus fructus 
anders geſtaltet hat und dieſes couſequenter Weiſe auf das In⸗ 
ſtitut der Inventur einen modificirenden Einſtuß üben mußte. 
Das oberpkilziiche Landrecht unterſcheidet zwei Fälle, näm— 
lich ob der zuerjt verjtordene Ehetheil Kinder hinterlafjen habe 
oder nicht. Zur legtern Falle — beim Wbfein von Kindern — 
hat nah Th. IM Tit. XI der überlebende Ehetheil in Ermang- 
lung von pactis dotalibys oder einer tejtamentarifchen Verfügung 
fein Leben lang den Beifit (usus fructus) *) in dem halben 
Theile aller vom Berftorbenen herrührenden Tiegenden Güter, 
(diefe ſind in Abſ. IE erläutert, und ihr Inbegriff iſt ſehr weit 
ausgedehnt) gegen Kaution, welche auf Verlangen der nächften 
Befreundeten (Erben) des Berftorbenen zu leiten ift, den andern 
halben Theil aber hat er an biejelden ausfolgen zu Taffen. 


*) Beiſitz, Leibzucht ift von dem römifchen usus fructus Parentis in 
bonis liberorum bem Urſprunge und der rechtlichen Bedeutung nach 
verſchieden. Der germanifche Beiſitz iſt ein and ber ebelihen Güter: 
gemeinfhaft (allgemeinen wie partifuwlären) entfpringendbes Recht des 
letztlebenden Ehegatten, das vom Berftorbenen binterlaffene Vermögen 
zu feiner Etüge und Unterhalte zu gebrauchen. Je nachdem die all: 
gemeine oder blos partikuläre Gütergemeinfchaft zwiſchen den Ebr: 
leuten befand, geftaltet ſich der Beifitz verschieben, nnd, namentlich bet 
ber partifulären Gütergemeinſchaft blieb die unzertrenute Verwaltung 
ein bloßer Beiſitz, der auch neben andern Erben ald Mecht des 
überlebendben Ehegatten vorfommen konnte, und da, wo man bie 
beutfchen Rechtsverhältiſſe ſchon nad romiſchem Recht bemrigeilte, 
für einen gewöhnlichen usus fructus galt, jo daß das eigene uk 
nießbräuchlich bejefjene Vermögen zwei verjchiedene Gütermaſſen til- 
dete, oonf. Eichhorn deutſche Staats: und Rechtsgeſchichte Th. IM 
$ 452 ©. 382. Eihhorn deutfhes Privatrecht ( Ausgabe V) $ 297 
u. 313. Scherer Lehre ber ehelihen Gütergemeinihaft Th. II $ 253 
u. 254. Mittermater beutiches Privatrecht (Aufl. VII) $ 365 u. 404. 
Schwarz Gütergemeinfhaft der Gheyatten $ 10. 

Das oberpfälziihe Landrecht TH. II Tit. XI u. XI belegt je= 
doch diefe dem Ehegatten zuſtehende Leibzucht, Beifig feloft mit dem 
Namen usus fructus und gebraucht die Benennungen Leibzucht, Bei⸗ 
fig und usas fruetus als gleichbedeutend. 


Glieengutäauägeigt. X 


Im erſten Falle dagegen, wenn mämlich. ein Ehetheil mit 
Hinterlaſſung von Kindern aus ber leizten ober vorigen Che 
Kirbt, in Gemäßheit Th. III Tit. XIII Abſ. I vach Abbezahlung 
der Schulden alle von bein Verſtorbenen herrührenden liegenden 
Güter deſſelben hinterlaſſenen Kindern als ihr Eigenthum heim⸗ 
fallen, und ihnen won ber Fahrniß und Errungeuſchaft, wenn 
der Verftorbene ihre Vater geweien, zwei Drittbeile, wenn aber 
ihre Mutter mit Tod abgegangen, ein Drittheil gleichfalls erb⸗ 
Lich uud eigenthümlich gebühren, wogegen ber übrige Theil der 
Fahrniß und Errungenſchaft dem überlebenden Ehegatten cigen: 
thũmlich zur freien Dispofttion nerbleibt. An den ſolcher geftalt 
angefallenen Gütern feiner Kinder hat aber ber letztlehende Ches 
gatte die Adminiſtration unb Lerbzucht (Beifik, usus ſrudtus) 
auf feine gauze Lebensdauer, muß jedoch bie Kinder erziehen, 
und feiner Zeit mit einer Ausftaltung, welche nicht unter dem 
Pflichttheil zurũckbleiben darf, verſehen. 

In allen dieſen Fallen, iu welchen beut überlebenden Pa- 
reas ber Beiſitz, Leibzucht (usus ſructus) eingeräumt wird, ift 
nach Th. II Tit. XV des oberpfälziſchen Landrechts demſelben 
die Inventur zu dem Zwecke zur Pflicht gemacht werben, damit 
zur Vermeidung Tünftiger Streitigfeiten die desfallſigen Güter 
nicht mit jeinem eigenen Bermögen wermifcht, jondern feſtgeſtellt 
und beveinft nad) Beendigung bes Beijibes vellitänbig heraus⸗ 
gegeben werden könne. 

Tiefe Beſtimmung des oberpfälzischen Landrechts, welche 
zwar blos mehr bezüglich des usus fruolus perentum in bonis 
liherosum gelten und au deren Stelle in Anſehuug der Succeſ⸗ 
fiousverhältmijje die Beſtimmungen des bayerijchen Landrechts 
getreten find, dienen immerhin zur Interpretation der im dev 
eruenerten oberpfälziſchen Taxaxdnung gegebenen Borfchriften iiber 
die Inventur. Aus ihnen wird Kar, warum nicht blos bei dem 
Ableben ders Eheriannes, ſondern anch bei dem Tode der Ehe⸗ 
fran und zwar nicht Bios bei dem Dafein miuberjähriger ‚open 
gbweieuder Kinder und Erben, fondern and in ben oben weiter 
bezeichneten Fallen die Inventur zuläffig jet. F 
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Wir erſehen daraus, daß durch die Inventur nicht blos 
die Rachlaßmaſſe des ** verlebten Ehetheiles überhaupt, ſon⸗ 
dern insbeſondere auch die auf bie Kinder und beziehungsweife 
Erben deſſelben jure haereditario übergegangenen Güter (Erb⸗ 
theile), wovon dem überlebenvden Parens der Nießbrauch zufteht, 
feftgeftellt werden jollen, damit fie jeiner Zeit nach geendigtem 
Nießbrauche vollftändig herausgegeben werden Fünnen, ohne daß 
besfalls ein Streit zu beforgen jei. 

Damit ift aber feincswegs gejagt, daß in allen den bezeich⸗ 
neten Fällen mit der Inventur von Amtswegen vorzujchreiten 
wäre; es ift blos die Verbindlichkeit des überlebenden Parens 
zur mventur in ben fraglichen allen feltgeftellt, und je von 
Dualität des Kinder und beziehungsweije Erben hängt es ab, 
ob die gerichtliche Einmiſchung einzutreten habe. 

Sind die Kinder oder jonftigen Erben bes verlebten Che: 
gatten bereits großjährig und dispofitionsfähig, jo find fie ſelbſt 
im Stande, ihre Rechte gebührend zu wahren, und vertragen fie 
fih mit Umgehung der Inventur in Güte mit dem überlebenden 
Parens, fo bat das Gericht Feine Veranlaffung, fid in bie Ber 
laſſenſchaft einzumengen. Wenn jedoch bie Kinder noch minder: 
jährig, ober abweſende, oder ſolche Perſonen betheiligt find, wel⸗ 
hen die Dispofitionsfähigkeit gebricht, dann iſt die officielle 
Thätigleit des Gerichts zur Aufftellung von Vormündern und 
Euratoren, fowie zur Einleitung einer Verlaſſenſchaftsverhand⸗ 
ung gegeben, in Folge deſſen auch die Inventur von Amtswegen 
beichäftigen zu laffen ift. 

Demnach ergiebt ſich bezüglich der oben im Eingange aufs 
geftellten Frage aus ber bisherigen Erörterung als Refume, daß 
in der Oberpfalz von Amtswegen die Inventur über den Nach: 
laß einer Ehefrau dann vorzufehren fei, wenn dieſelbe minber- 
jährige Kinder oder fonft curatelmäßige Erben binterlaffen hat, 
und das Anweſen von ihr herftammt, fohin der Überlebende Ehe⸗ 
mann auf bafjelbe hineingeheirathet hat, beziehungsweife ihm das 
Anweſen zum Miteigenthum anverheirathet worden ift, oder ber 
überlebende Ehemann ihr das von ihm herftammende Anweſen 


Zu Art. 15 und 48 bes Net.Geſ. us 


eder Vermögen zum Miteigenthum anverheirathet bat, oder aus 
zweierlei Ehen Kinder, und darunter minderjährige vorhanden 
find. — 

Hat die verlebte Ehefrau Parapsernal: oder Receptivgüter 
Hinterlaffen, welche den Kindern anfallen, fo ift, wenn biefe 
minderjährig find, ingleihen ex ratione legis die Vorkehrung 
der Inventur von Amtswegen geboten. 


(Fortſetzung folgt.) 


Bu Art. 43 Abf, 1 Art. 15 Abf. 3 des Motariatsge- 
feßes und $ 62 der Inftruktion hiezu. 


Auf Beſchwerde des Notars N. gegen ben bezirksgericht⸗ 
lichen Bifitationsbefcheid erging am 24. März 1866 folgende 
Auftizminifterialentichließung: 

I. 

Das Bezirksgericht N, hat dem Notar N. die Weifung 
ertbeilt, die nach 6 46 Abf. 2 der Bollzugsvorschriften zum Not.Gef. 
vom 1. Juni 1862 zum allgemeinen Inhalte jeder Notariatös 
urkunde gehörige Angabe der Veranlaffung ihrer Aufnahme — 
ob auf Erſuchen der Betheiligten oder aus Auftrag des Gerich- 
tes — den Urkunden jedesinal beizufügen. 

In diefer Weifung glaubt der k. Notar N. einen Eingriff 
in die Freiheit der Urkundenabfaffung zu erbliden, da die von 
ihm bei einer Anzahl von Urkunden gewählte Faffung bes Ein- 

anges: 

ns „Bor mir ꝛc. ꝛc. erſcheint N. N. und erflärt ꝛc. ꝛc.“ 
genüge, um damit das geſetzliche Erforderniß des Erſuchens“ 
(Art. 43 Abſ. 2 des Not. Geſ.) zu beurkunden, da ferner ven 
Notaren bei der Abfaffung von Urkunden die Wahl der Aus- 
drüde, womit fie die gejetlichen Erforderniſſe beurfunden wol⸗ 
Ien, frei bleiben müfje, und biefelben jedenfalls zu einem woͤrt⸗ 
lichen Abjchreiben der aufgeftellten Mufter nicht verpflichtet jeien. 


2 Zu Art. 13 und 43 18 Not.Gel. 


Es ift hienach vom Beſchwerdeführer nicht beftritten und 
hätte auch nicht beftritten werden köunen,“ daß zum allgemeinen 
Inhalte jeder Notariatsurkunde die entjprechente Angabe ber 
Beranlaffung ihrer Anfnahnıe gehöre. 

Beſtimmte Worte aber, deren ſich der Notar hiebei zu bes 
dienen babe, find ihm in dem bezirfsgerichtlichen Beſchluſſe kei⸗ 
neswegs vorgeſchrieben; es ift ihm hierin Kein Zwang auferlegt; 
nur verlangt, daß gehörig angegeben werde, ob er auf Er: 
fuchen der Betheiligten oder aus Auftrag des Gerichtes feine 
Dienfte geleiftet habe. 

Die bloße Erwähnung, daß die Betheiligten vor dem No— 
tar erfchienen feien, genügt hiezu an und für jich noch Feis 
neswegs und könnte nur allenfalls bei ganz einfachen und kurzen 
Akten unbeanftanbet bleiben, wenn der Inhalt ver hierin benr— 
fundeten Erklärungen jeden Zweifel ausjchlicht, daß dag Er: 
ſcheinen vor dem Notar ein Freiwilliges geweien fei, und der 
Notar fein Amt nur auf Erfuchen der Betheiligten ausgeübt 
habe. *) | | 

In diefem Punkte ftellt ſich jomit die Beſchwerde des k. 
Notars N. als unbegründet dar und muß demſelben noch be— 
ſonders bemerkt werden, daß durch moͤglichſte Beibehaltung der 
im Geſetze ſelbſt für gewiſſe weſentlichere Gegenſtände gewählten 
Bezeichnungen die Deutlichkeit des Inhaltes der Urkunden in 
der Regel gewinnen wird, daß ferner nicht abzuſehen wäre, wie 
durch Beibehaltung der im Artifel 43 Abſ. 2 des Not.Gef. ges 
wählten Bezeichnungen im Eingange der Notariatsurfunden eine 
vermehrte Mühewaltung der Notare oder nachtheilige Beſchräuk— 
ung ihres Ermeſſens bezüglich der Urkundenfaſſung herbeigeführt 
werben könnte, 
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Die bisberige Faſſung könnte alſo da, wo fie vorzugsweiſe gebraucht 
wurde, nämlich wenn Löſchung, Hypothekeneintrag oder Hinausgabe 
ber Urkunde in Urſchrift beantragt wurde, beibehalten werben. 

D. ©. 


Zu Urt. 15 und AB bes Neudh 107 


1. 

Der Beſchluß bes k. Bezirksgerichts N. erhält ferner eine 
Einfhärfung des im der Juftizminifterialentfchliegung vom 26. 
Juli 1864 Rr. II dit. A Ziffer 6 (Juſt. M. 31.1864 ©. 215) 
enthaltenen Verbotes der Ertheilung von Ausfertigungen von 
Urkunden, jo lange nicht ber Urſchrift die Vollzugsbeflätigung 
oder der abweiſende Beſchluß des Hypothekenamtes beigejegt ift. 

Befchwerdeführer glaubt durch diefe Anordunng in einen 
unlöslihen Widerſtreit mit beftehenden Gejegen gedrängt zu 
werben. Ein unbedingtes Verbot ber Ertheilung von Ausferti> 
gungen von Urfunden, bevor der erforderliche gerichtliche Beſchluß 
darauf geſetzt jei, gebe viel zu weit. 

Zur Begründung diefer Anficht Führt derſelbe im Weſent⸗ 
lien an: 

Es laſſe ſich aus Art.-15 des Rot.Geſ. nicht folgern, daß, 
jo lange Fein Gerichtsbeichluß vorliege, keinerlei Ausfertigung 
oder Abjchrift ertbeilt werde. 

Dieſe Geſetzesſtelle verfüge vielmehr nur die Aufnahme bes 
Gerichtsbejchluffes in die Ausfertigung, wenn ein folder zur 
Zeit der Ertheilung der Ausfertigung vorgelegen habe. 

Rad Art. 107 des Not. Geſ. Ydune der Notar nur bis 
zur Entrichtung der Zar: und Stempelgefälle und Notartates 
gebühren. die Hinausgabe der Urkunden verweigern. 

Auch das Stempelgejeh vom 11. September 1825 verfüge 
bie Aushändigung der gehörig gefertigten Briefe über protofollirte 
Verträge, worüber der Beamte die Gebühren eingenommen babe, 
binnen 4 Wochen vom Tage der Protofollivung an, bei Bere 
meibung ber Strafe des dreifachen Betrages der EMSENONINENER 
Zar: und Stempelgebühren. 

Hiernach ift der Beſchwerde des k. Rotars N. nicht ſowohl 
gegen den Beichluß des k. Bezirfsgerichtes N. als gegen bie 
hierin erwähnte Entfchließung des k. Staatsminifteriums der 
Juſtiz gerichtet. 

Bei diefer Entſchließung aber, welche im Anſchluſſe an den 
VI. Abſchnitt der Vollzugsvorſchriften zum Not.Geſ. lediglich den 
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1686 Zu Art. 15 unb 43 des Not.⸗Geſ. 


einjchlägigen Beitimmungen bes Notariats⸗ und des Hypotheken⸗ 
gefeges einen regelmäßigen Vollzug und dem Ineinandergreifen 
des öffentlichen Dienftes der Notare und Hypothekenämter einen 
einfachen und wohlgeoroneten, Rechtsgefährdungen möglichſt ferne 
haltenden Verlauf fichert, ohne den Notaren eine Beſchraͤnkung 
in der Ertheilung von Ausfertigungen anfzulegen, welche nicht 
in den Gefesen ihre Rechtfertigung fände, muß es fein Vers 
bleiben haben. 

Aus den von dem Befchwerdeführer hervorgehobenen beſon⸗ 
deren Fällen kann fein gegrünbetes Bedenken abgeleitet werben. 

Bon ſolchen Fällen, in welchen nad) ven befonderen Be» 
dingungen bes beurfundeten Vertrages das Hypothelenamt auf 
erfolgte Vorlage nach Art. 15 Abſ. 2 des Not.Geſ. zur Zeit 
feine Veranlaffung zu einem Eintrage in das Hypothekenbuch 
finden und aus dieſem Grunde die Urichrift ohne beigejegte 
Bolzugsbeitätigung oder abmeifenden Beſchluß an den Notar 
zurücdgelangen würde, ift in fraglicher Entfchliegung nicht die 
Rede, **) 

Wenn ferner durch den beurfundeten Vertrag eine nach: 
trägliche Vermeſſung von Liegenfchaften bebingt, wegen bejonderer 
Umftände aber eine fhleunige Bertragsausfertigung zur Ber: 
meibung wirklicher Nachtbeile geboten ift, fo bedarf es gleichs 
wohl keiner Abweichung ber beftehenden Vorichrift, denn es ift 
in jolchen Fällen, wenn der Vertrag nur fonft mit gehöriger 
Umficht verfaßt, und der Vertragsgegenftand in einer jede Un: 
gewißheit ausjchließenden Weiſe bezeichnet ift, das Hypothefenamt 
nicht gehindert, die nöthigen Einträge fofort zu bethätigen, und 
ausnahmsweije die nachträgliche Einfchreibung der neuen kataſter⸗ 
mäßigen Flächenbeſtimmung und fonftigen Bezeichnung mit Rück⸗ 
ficht auf die nach Entfchliegungen des k. Staatsminifteriums der 


**) Auch ſolche Verträge eignen fi fonach zur fofortigen Ausfertigung, 
deren hypothekenamtlicher Vollzug bis nach Bereinigung der demfelben 
entgegenftehenben Hinderniffe zufolge befonderer Beftimmung 
der Parteien ausgefekt bleiben foll. D. €. 
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Inftiz vom 19. November 1863 und tes k. Stuatsminifteriums 
der Finanzen wom 12. November 1863 (Juſt. M. Bl. 1863 
S. 198 ff.) von Seite des betreffenden Rentamtes zu erlangende 
Mittheilung vörzubehalten. 

Zum Zwede einer nachträglichen Vermeſſung des Vertrages 
negenftandes wird es vegelmäßig genügen, wenn fich bie Betheis 
ligten aus der Urfchrift des Vertrages cinjtweilen die dem Geo: 
meter nöthigen Punkte anfzeichnen lafjen, und ift aud bier fein 
Bedürfniß bejonderer Ausnahme von dem in ben Geſetzen bes 
gründeten Aufeinanderfolgen und Smeinanbergreifen der Thätig⸗ 
keit bes Rotars und Hypothekenamtes erſichtlich. 

Endlich bedarf es keiner Erörterung, daß weder aus ben 
Vorſchriften über das Zurückbehaltungsrecht an Ausfertigungen 
wegen nichtbezahlter Gebühren und Staatstaren (Art. 107 des 
Not. Geſ.) noch aus den gegen ungercchtfertigte Verzögerungen 
der Ausfertigung gerichteten Strafbeſtimmungen des Stenpels 
geſetzes vom 11. September 1825 ein Rechtfertigungsgrund ab» 
geleitet werden koͤnne für die Ausfertigungsertheilung von Vers 
trägen, welche hiezu noch nicht bereijt find. 

Es jtellt ſich ſomit auch diefe zweite Bejchwerbe als unge: 
gründet bar. 

III. 

Das k. Bezirksgericht NR. hat endlich demek. Notar N. 
aufgetragen, die mit den geſetzlichen Beſtimmungen über die 
Wahrung des Amtsgeheimniſſes und über die ſichere Verwahrung 
der Urkunden gegen deren Einficht durch Unbefugte im Wider 
ſpruch ftehende offene Ueberſendung der Urfchriften ohne amt⸗ 
lichen Verſchluß an das Gericht abzuftellen und für die Zukunft 
alle an das k. Bezirksgericht N. mitzutheilenden Urfchriften unter 
einem mit dem bienftlichen Siegel verfchloffenen Umſchlage, be: 
ziehungsweife in bie im $ 62 der Vollzugsvorſchriften zum Not.Gef. 
vorgejchrichene Begleitungsnote eingefchloffen zu überfenden. Nach: 
dem aber die Notare nah $ 35 der Vollzugsvorſchriften ange: 
wiejen find, bei Auswahl der Notariatsgehilfen mit Vorficht zu 
verfahren und nur Perſonen von ganz ungetrübten Rufe ale 
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Gehilfen in ihren Dienſt zu nehmen, insbeſondere ihren Gehil⸗ 
fen die ſtrengſte Wahrung bes Amtsgeheimniſſes zur Pflicht zu 
machen und desfalls bie etwa nöthigen Maßnahmen zu treffen, 
nachdem ferner diefe Vorfchriften auch von demjenigen Perfonen 
gelten, deren fich die Notare zur Weberbringung der Urkunden 
an die am Notariatsfibe befindlichen Gerichte uud Abholung bei 
Gericht bedienen, nachdem endlich zur Zeit Fein bejonderes Be: 
venken gegen die Iuläfligfeit der vom ek. Notar N. zu beiantem 
Zwecke verwendeten Gehilfen angeregt ift, jo kann es bei ber 
bitherigen Uebung belafjen werben. 

Dabei wird jedoch vorausgeſetzt, daß der Notar diejenigen 
Perjonen, welche er zur Abholung von Urkunden bei Gericht 
verwenden will, mittelſt fchriftlicher Erflärung an das Gericht 
ein für allemal bezeichnet und ermächtigt und, jo weit es Per— 
jonen betreffen würde, welche vem Gerichte nocy nicht befannt 
find, diefelben auch perjönlich vworftellt. ***) 


— — — — — 


Heber Erbſchaftszeugniſſe 


ſpricht ſich eine Auftizminifterialentichließung vom 14. Februar 
1866 wie folgt aus: 

Es faun feinem Bedenken unterliegen, daß die Anstellung 
von Erbichaftszeugniffen, welche unter den Gefichtäpunft ber 
Ausaniwortung dev Verlaſſenſchaft an die Erben zur freien Ver: 
fügung fällt, ven Notaren nur dann zufteht, wenn fie als Vers 
lafſenſchafts⸗Commiſſaͤre anfgeftellt find nnd ihnen in Folge 
deſſen der Nachlaß gemäß Art. 30 Abſ. 1 des — vom 
Berlafjenfchaftsgericht überwieſen worden iſt. 


eer) Es erſcheint ſomit auch bie Begleitungsnote nicht obligatoriſch, 
ba nach der bisherigen Uebung bed Notars N. die Urſchriften nur 
aus bejonberer Veranlafjung dem Gerichte mit Begleitfchreiben vor: 
gelegt wurden und in der Beſchwerde unter Bezug auf Bomhards 
Leitfaden Ecite 26 ausdrüdiih Verwahrung gegen bie angejonnene 
Beobachtung nuplofer Förmlichkeiten eingelegt war. D. E. 
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Iſt dieſes nicht der Tall; fo iſt die Ertheilung folcher 
Zeugniſſe nach Art. 18 Ziff. 3 des Gerichtsverfaſſnugsgeſetzes 
won 10. Novruiber 1861 ausſchließend Sache der Verlaſſenſchafts⸗ 
gerichte, und haben ſich bie Erben, welche zur Verfügung über 
erbfchaitlicd, erworbene Liegenſchaften oder jonftige Veſtandtheile 
ber Erbjchaftsmafie eines Erbichaftszeugnifjes bedürfen, mit ihrem 
besfallfigen Erklärungen und Anträsen an die Verlaſſenſchafts⸗ 
gerichte zu wenden amd dieſen die allenfalls erforderlichen Des 
Icheintgungen vorzulegen, was gemäß Art. 11 Abi. 3 des Not.= 
Gef. auch durch Bermittlung des Notars geſchehen kann. 

Sind die Verhältniſſe und De im Beſitze der Erben be— 
ſindlichen Beſcheiuigungsmittel fo beſchaffen, daß die ſofortige 
Ertheilnng der gerichtlichen Beſtätigung des erbſchaftlichen Ueber⸗ 
ganges anf Grund derſelben mit voller Sicherheit erwartet 
werden kann, und iſt das für die Verlaſſenſchaft zuftändige Ge— 
richt zugleid, als Hypothekenamt für die betreffenden Liegen« 
haften zuftändig, jo könnte e8 nicht unbedingt für unzweckmäßig 
und unftatthaft erklärt werden, wenn jene Erflärnngen und An⸗ 
träge der Erben von den Notare gleichzeitig mit dem von 
ihuen über die vererbten Liegenjchaften gejchlofieuen Berträge 
beurkundet und dem Gerichte vorgelegt würden, welches ſodann 
in den Staub gejeht wäre, zuvörberit als Verlaſſenſchaftsbehörde 
die erjorberliche Beſtäätigung zu ertheilen und nach erfolgter Ent= 
richtung der nah Art. 42 des ZTarregulatived vom 28. Mai 
1852 von den Betleiligten bei dem treffenden Rentamte zu be= 
gebenden Taxe, die Urkunde mit biejer Beftätigung gemäß $ 134 
des Hp. Bel. an das Hypothekenamt zum meitern Vollzuge 
abzugeben. 

Rückſichtlich der Taxentrichtung tft übrigens auch die von 
bem FE. Staatsminifterium ber Finanzen am 14. Imi 1855 
über die Befigverändermugen bei dem Abſterben von Eheleuten 
erlafjene und duch Suftizminifterial: Entfchließung vom 19. Juni 
1855 den Gerichten zur Nachachtung bekannt gegebene Entſchlie⸗ 
Bung zu beachten, zu folge deren cine Taxe für den erbſchaft⸗ 
lien Vebergang, neben der Vertragstaxe, nicht zu erheben umb 
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von Mittheilung eines beſonderen Erbſchaftszeugniffes an das 
Rentanıt Umgang zu nehmen iſt, wenn ber überlebende Ehegatte 
und bie vorhandenen Kinder oder bei verftorbenen Ehegatten 
bie Kinder unter fi) das gemeinjhaftlicde Grundvermögen, bes 
por noch deſſen Umfchreibung im Katafter auf fie als Erben 
bes Berftorbenen erfolgt tft, an einen oder mehreren aus ihrer 
Mitte im Wege der Erbtbeilung oder neuen 
übertragen. 


Motizen. 


Nachdem in der Annahme von Privatdepofiten feitens der 
Notare eine Berlebung der Art. 10, 36, 37 des Not.Geſ. ges 
fucht umd gefunden worden war, ftellte der oberfte Gerichtshof 
in zwei &rlenntniffen vom 24. Mai und 11. Juni 1866 fol- 
gende Sätze feft: 

Der Notar, welcher ohne Vollmadt für einen Dritten 
Gelder in Empfang nimmt, iſt disciplinär ftrafbar, wenn er 
dieſen Umftand dem Zahlenden verfchwieg; bie nach Art. 36 
bes Not. Geſ. erforderliche Specialvollmacht kann aber in ein- 
zelnen ſparſam und mit Vorficht zuzulaffenden Fällen auch durch 
die Ratur des übertragenen Gejchäftes felbft, welches fich ohne 
Einmahıne und Nusgabe gar nicht förderlich durdführen läßt, 
ftellvertretend cerjeßt werden. Insbeſondere ift in der Ueber: 
weifung des ganzen Rachlaſſes an einen Notar naturgemäß 
and ſelbſtverſtändlich auch die Ermächtigung begriffen, Gelber 
und alle Werthsbeftände ver Erbmafje ohne befondere Vollmacht 
einzuziehen. 

Die Annahme von Geld und Sachen iſt an ſich im ge⸗ 
wöhnlichen Verkehre eine erlaubte Sache und durch 6 1 ber 
Depofitalortmung vom 28. Mai 1862 auch den Beamten nidyt 
verboten, nur dürfen fie ſolche nicht als amtliches Depofitum 
behandeln. Auch in der Annahme einer Gebühr kann nichts 
Unſchickliches gefunden und durch bie Anwendung bes notariellen 
Gebührentarifs das Gejchäft nicht zu einem amtlichen gemach 


Notizen. 172 


werden. Nach allen Quellen ſoll der Notar der Mann des 
Vertrauens ſeiner Partei ſein, es iſt alſo nicht abzuſehen, warum 
ſich dieſes Vertrauen nicht auch auf den koͤrperlichen Act einer 
Aufbewahrung von Werthsbeſtänden ſollte erſtrecken dürfen. Wenn 
man es für unbedenklich fand, ihm die Uebernahme einer Vers 
mögensmafje zur Verwaltung, als einer viel weiter greifenden 
Operation zugänglich zu erhalten, jolange fie nicht in Börſen⸗ 
fpeculation ausartet, wenn ferner Art. 3O dem Notar als Tes 
ftamentsererutor ganze Erbfchaften zur Vertheilung überweiſen 
läßt, jo läßt fih aud Fein Grund erbliden, warum die Rechte: 
pflege bie Annahme einer hinterlegten Geldfunme zur Aufbes 
wahrung für den Eigenthümer mit einem ängjtlichen VBorgefühle 
in’s Auge faſſen follte. 


Splange eine zudringliche oder eigennüßige Einmiſchumg 
des Notars in fremde Gejchäfte oder fremdartige Angelegenheiten 
nicht erfenubar hervortritt, ift nach einem oberjtrichterlichen Er⸗ 
fenntnifje vom 11. Juni 1866 die Beforgung von Darlehens: 
gejuchen oder Verwendungsfchreiben gegen Eutgelt an ſich harm⸗ 
106 und nad) Art. 10 des Not.Gef. nur dann firafbar, wenn 
ein Mädlergefchäft betrieben, folglich eine nach Procenten be: 
rechnete Brovifion oder Senſarie beanſprucht wird. 


Auf Beichwerbe eines Notare in Oberauffichtsfachen hat 
das Staatsminifterium der Juſtiz am 2. Anni 1866 (J. M.Bl. 
S. 136) erflärt, mit der durch Art. 28 Abſ. 4 des Not.Gef, 
gerechtfertigten Unterfcheidung zwiſchen Eröffnung und Verküns 
dung der letzwilligen Verfügung babe $ 121 Abf. 3 der In⸗ 
Pruction vom 1. Juni 1862 anerkannt, daß zwar 

4) die Erdffnung der Ichtwilligen Verfügung, in wels 
Her ein Rotar zum Verlaſſenſchaftscommiſſaͤr ernannt tft, vom 
Gerichte zu gefchehen habe, was felbftverftändlich nur auf ver» 
Ihloffene Verfügungen nad) Urt. 26 und 61 des Rot.Gel. zu 
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beziehen iſt, ba die unverſchloffen bei einen Notar aufbewahrten 
wohl einer Verkündung, aber feiner Fröffitung bedürfen ; 

2) die Erdffnung aller weiteren verfehloffenen lebt: 
willigen Verfüguugen dagegen, fowie die Verkündung aller 
legtwilligen Verfügungen an bie Betheiligten dem als Berlaffens 
Ichaftscowmiffar aufgejtellten Notare zuftehe, ſoweit die VBerfüns 
bang wicht bereits durch das Verlaſſeuſchaftégericht bethätigt 
wurde, was namentlich in dem unter Ziff. 1 bezeichneten Falle 
in der Negel gleichzeitig mit der Eröffnung dev letztwilligen 
Berfügung geichehen wird. 

(Vergl. auch Jahrg. 1865 Seite 4—11 dieſer Zeitfchrift.) 





Ein oberftrichterliches Erkenntniß vom 11. Juni 1866 
erklärt die Ausftellung von Zeugniffen uber den Anhalt aufges 
nommener Urkuuben im Wirkungsékreiſe des Motars begründet; 
auch in Frankreich, wie in der Pfalz ift die Ertheilnng ſoge⸗ 
nannter analytijcher Auszüge, welche die Hauptpunkte einer Ur: 
funde blos dem Sinne nad) zufammenfaffen, unbeanjtandet in 
Uebang. Art. 12 Abſ. 6 der Gebührenortnung vom 19. Ja⸗ 
nuar 1862 wäre entgegengejegten Falles ziemlich gegenftandslos, 

Jede Behörbe ift an ſich und ohne bejondere ausdrückliche 
Ermächtigung befugt, über die Gegenſtände ihres amtlichen Wir⸗ 
tens Demjenigen ein Zeugniß auszuſtellen, der ein erkennbares 
Intereſſe daran hat, ſo lange nicht ein geſetzliches Verbot einer 
jolchen Kundgabe in den Weg tritt oder die Pflicht zur Bewah— 
rung des Antsgeheimniſſes dadurch verletzt würde. Selbſt die 
Gerichte pflegen, um fie im Auslande zu benützen, den Bethei⸗ 
ligten Zeugniffe über Das in ihrem Sprengel geltende Recht 
auszuftellen, obſchon fie zu der orbentlichen Offenbarung ihrer 
Nechtsanfichten nur durch die Spruchreife auhängiger Streitſachen 
veranlaßt werben können und ein auf dieſem Wege ertheilter 
Ausſpruch immer noch allen Zufälligkeiten der Abänderung 
im Wege des ordentlichen Inſtanzenzuges der Rechtsmittel offen 
bleibt, Ein ausdrückliches Verbot, Zeugniſſe über den Inhaält 
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der von ihnen aufgenommenen Urkunden an die Betbeiligien zu 
verabfolgen, iſt den Notaxen nirgends eriheilt und daraus, daß 
die Art, 85-91 des Not. Geſ. nur ber Ausfertigungen, der 
Art, 89 insbeſendere nur des eyefutoriichen Auszuges aus einer 
mebrgliederigen Notariatsurkunde erwähnen, kann insbefonbere 
‚ein folches Verbot nicht gefolgert werben. Auch daraus, daß 
der Art. 82 im Ab. U. nur von fonftigen derartigen Befcheir 
nigungen Spricht, die in Urfchrift binausgegeben werben bütften, 
folgt noch keineswegs, ein Notar dürfe nur Zeugniſſe der dort 
bezeichneten Art ausftellen; eine beglaubigte Abjchrift ift an ſich 
jeloft nichts anderes, als cin Zeugniß, daß der Notar eine. Ur 
Funde des darin wicdergegebenen Inhalts in feiner Sammlung . 
verwahrt Defiße. Außer dem Notar wäre gar Niemand im 
Stande, ein ähnliches Zeugniß einer Partei glanbwürdig aus: 
zuftellen. 

Dabei ift nicht zu beffirchten, daß durch ein ſolches Zeug⸗ 
niß, welches natürlich immer fivenge wahrheitägetren fein muß, 
dritte Berfonen irre geführt werben, und eine etwa beftätigte 
Forderung einer Perjon für ein reines Bermögen derſelben - halten 
jollten, während jie auf der andern Seite ebenſo wiel und noch 
mehr an Schulten haben Tann, es ijt cbenfo wenig zu beforgen, 
daß durch ſolche Zeugniffe Mighräuihe, zn Zwecke einer mehr: 
faltigen Ceſſion derjelben Forderung gemacht würben, ba nad 
Art. 87 md 83 des Not.Gef, der Notar jeder Partei fo viele 
Nebenausfertigungen,, die auch nichts ala Abjchriften find, cr= 
theilen darf und ertheilen muß, als dieſelbe verlangt. Ueberdies 
ift weder eine Beſchuldigung darauf gerichtet, noch in den Ur: 
theilen beider Inſtanzen feitgeftellt, dag hiebei ein nierlaubtes 
Einverftändnig mit den Betheiligten im Spiele gewejen, dic 
Staatskaſſe an öffentlichen Gefällen zu verkürzen, zumal nach 
Art. 31 des Targejeges von 1852 jede Verhandlung ohne Rück— 
fiht auf die Zahl der ftattfindenten Ausfertigungen nur einmal 
zu taxiren ift. Auch verfteht fich von felbft, daß die Form 
jolcher Zeugnifje nie einen Vorwand abgeben Kann, binter dem 
fih der Notar feiner Verpflichtung zur Bewahrung des Amts= 
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geheimniſſes für entbunden halten dürfte und ebenſo, daß dieſe 
Ausſtellung immer der einſchraͤnkenden Beſtimmung der Minift.⸗ 
Verordnung vom 26. Juli 1864, die Geſchäftsbehandlung der 
Notare betreffend, Abſchn. IT lit. A Ziff. 6 (Juſt. M.Bl. Bd. 4 
S. 215) unterworfen bleibt. Hätte vielleicht ein Notar einem 
Gutsfäufer beftätigt, daß er feinen fälligen Kauffchilling ſchuldig 
jet, um demfelben zur Negozirung eines Anlehens zu verhelfen, 
jo würde gewiß Niemand einen Anftog darin finden Tönen; 
als gleich unbedenklich erſcheint aber auch umgekehrt ein Zeugs 
niß über ein zuftebendes Guthaben aus einem verlautbarten 
Vertrag. 


Der Notar unterliegt nach Art. 72 des Not.Gej. einer 
Disciplinarftrafe, fo oft in einer Urkunde etwas radirt oder 
überjchrieben ift, gleichviel, ob die orbnungswidrig beigefügten 
Worte erheblich oder vollkommen belanglos find (Erkenntniß des 
oberften Gerichtshofes vom 25. Mai 1866, vgl. S. 353 Jahr: 
gang 1864 diefer Zeitichrift). 


Bienftesnachrichten. 

Am 21. Mai 1866 wurde der k. Notar Gottfried 
Brugger in Waldkirchen auf Anfuchen nad) Ofterhofen, der 
k. Notar Joſeph Puchner in Auerbach auf Anfuchen nad 
Waldkirchen verfebt und ter Rechtspracticant Martin Baus 
mer von Lengenfeld, Notariatsgehilfe in Landsberg, zum F. No: 
tar in Auerbach ernannt. 

Am 7. Suni 1866 ftarb der k. Notar Franz Wilhelm 
in Amberg. 


EEE ATTERSEE ER EHER EEE EEE DEE NEE EEE EEE IE SE EEE RE TE EEE 
Drud und Berlag ber C. H. Bed’ihen Buchhandlung in Nördlingen. 


Beitf Heft 


das Notariat 
die freiwillige "Gerichtsbarkeit 


Bayern diesfeits in jenfeits des Rheins. 


Unter Mitwirkung der Notare Hofrath Franz v. Seybold in 
Münden, Friedrich Bolza in Herxheim u. U. 
berausgegeben von 


dnard Graf, 


Retaristögehilfen in Diäincdhen, Herrenſtraße Nee. 2/DI. 
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Inpalt: Die pfälztfehen Geritöboten find nicht befugt, Mobilien auf 
Zahlungsternin (& terme) zu verfleigern. — Bon den Wechſel⸗ 
Notaren. — Ueber bie Auslegung ber Eheverträge in vermögens⸗ 
rechtlicher Beziehung, insbefondere rüdfichtlih ber Gütergemein- 
haft. — Notiz, 


Die pfälzifchen Gerichtsboten find nicht befugt, Moebilien 
anf Bahlungstermin (a terme) zu verfleigern. 
Rachdem den pfälzishen Gerichtsboten das Recht, Mobilien 

auf Zahlungstermin zu verfteigern, durch Urtheil des k. Bezirks: 

gerichts Landau vom 18. Sanuar 1865 (abgedrudt in Nr. 18 

©. 274 diefer Blätter v. 1865) gegen die Notarienfammer des 

Bezirks Landau zuerkannt morben war, hat das k. Appellations- 

gericht zu Zweibrücken, auf durch die Notarienkammer des Be⸗ 

zirks Landan gegen das vorermähnte Urtheil eingelegte Berufung, 

Anterm 7. Febr. 1866 folgendes Urtheil erlaffen: 

In Sachen 
der Notarienkammer bes Bezirks Landau, vertreten durch ihren 
dermaligen Synbit, den k. Notar Carl Jung, in Kandel wohn. 
12 
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haft, Appellantin von einem Nrtheile des kgl. Bezirksgerichts zu 
Landau vom 18. Jannar 1865, und neidentappellatin, burch 
durch ten k. Ady.⸗Anwalt Gulden vertreten ; 


gegen 
Alphons Sleizes, k. Gerichtäbote, in Landau wohnhaft, Appella- 
ten und Smeidentappellauten, durch ben U bookats Anwalt 
Gink vertreten. | 

Erwägungsgründe: 

In Erwägung, daß Parthie Gink auf dem Wege der In⸗ 
eiventberufung die in erjter Inſtanz der Klage entigegengefeßten 
Unzuläfiigleitseinreden reproducirt, welche darin beftehen, daß 

4) die Notarienlammer feine Qualität zur Anſtellung 
einer Klage überhaupt, insbefonbere zur gegenwärtigen babe; 
2) die Klage bezwedte eine nach Art. 5 des Code civil unftatt- 
hafte, generelle, veglementäre Verfügung, und 3) der Notarien- 
fammer mangle das nöthige Intereſſe zur Klage, da fie resp. 
die Gefanmtheit der Notare durch die angeführten Handlungen 
des Beklagten keinen Schaden erlitten babe noch erleiden koͤnne; 

daß aber ver erite Richter aus den von ihm entwidelten" 
Gründen, dieſe Unzuläffigkeitseinreven mit Recht als ungegrün- 
det verworfen bat; 

dag Insbefondere, da es ſich bier von einem in Auſpruch 
genommenen gemeinfamen echte und auch von einem Geld- 
intereffe handelt, weil jeber einzelne Notar bes Bezirks in 
den Fall kommen Tann, DBerfteigerungen ber hier fraglichen 
Art vorzunehmen, und nach der ausdrücklichen Verfügung des 
in Gemäßbeit des Notariatsgefeßes vom 25. Ventose XI erlaf» 
jenen arröte vom 2. Nivose XII Art. 2 Nr. 7, und Art. 5 
die Notariatstammer berufen ift „de reprösenter tous les no- 
taires de l’arrondissement collectivement sous les rapports de 
leurs droits et inleräts communs“, und der Syndik derjenige 
ift, welcher im Namen der Kammer aufzutreten und beren Be⸗ 
Ihlüffe zu vollziehen hat, ebenfo wenig an der Qualität ber 
Appellantin als an dem Intereſſe zur Klage gezweifelt werben 
Tann, wie denn auch durch die franzöftfchen Gerichte ausweis⸗ 
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lich der vielen analogen Brocefie, dieſer Punkt nie beanftanket 
worden iſt; 

daß ferner, was bie Berufung auf Art. 5 des Code oivil 
betrifft, e8 fich bier dem Weſen nach von einer Entichäbigungse 
Mage handelt, darauf geftübt, daß bie Gerichtsboten gefetlich 
nicht berechtigt feien, Verfteigerungen von Mobilten auf Zah⸗ 
lungstermine vorzunehmen, daß dieſe Befugniß ausſchließlich den 
Notaren zuftehe, und daß mithin Bellagter, welcher fich erlaubt 
babe, ſolche Berfteigerungen vorzunehmen, entſchädigungspflichtig 
fei; dab daher das Gericht nicht umhin kann, jene Mechtöfrage, 
als Grundlage der Sutichädigungsflage zu unterfucden und es 
wicht darauf ankommen Tanıı, ob das Klagepetitum mehr ober 
weniger geeignet formulixt if, indem ber Richter ben unter 
breiteten Fall im Auge, hiernach bie angemejjene ERS Dun 
zu treffen bat; 

daß daher die Incidentberufung als ungegründet zu vers 
werfen ift. 

J. €. zur Hauptberufung, daß die von Parthie Gulden 
angeſtellte Klage, wie ſchon angebentet, auf bem Satze beruht: es 
fiehe, nach ber in ver Pfalz geltenden Geſetzgebung, den Gerichte: 
boten die Befugniß nicht zu, Verfleigerungen von Mobilien au f 
Bahlungstermin vorzunehmen und zu beurkunden, folche 
Veriteigerungen gehörten vielmehr ausichließlich zur Amtsbefug- 
niß der Notare; 

daß daher zu unterfuchen ift, ob dieſe Aufſtellung begrüns 
det ilt? 

3. E., daß in dem gerichtlichen Organismus die Gerichts: 
Boten (huissiers) diejenigen Beamten find, welche mit den ger 
richtlichen Siguificationen und Epecutionen und dem Gerichte- 
dienſte betraut find; 

daß daher die Befugnik der Gerichtsbeten zu freiwilligen 
Mobilieuwerfteigerungen nicht in ber conftitutiven Natur ihrer 
Functionen liegt, fondern als eine außerorventlide, als Neben⸗ 
function erſcheint, die als ſolche ftreng zu interpretiven tft; 

daß dieſe Ruͤckſicht beſonders dann fi) geltend macht, wenn 

12° 
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e8 ſich von Aufnahme von Verträgen handelt, und eine Colliſton 
mit einer andern Beamtenklafie — den Notaren — hervortritt, 
welche, nach demſelben gejelichen Organismus, ausfchliehlich 
berufen tft, die Verträge der Parthien mit öffentlichen Charaeter 
aufzunehmen; 

daß, bezüglich diefe® gegenfeitigen Standpunktes deßwegen 
ſchon im alten Frankreich, nad dem Zeugniffe von Berlin 
(Repertoire verbo huissier), das Parlament in Paris durch 
arrot vom 20. Juni 1662 „a fait döfense à tout huissier ou 
sergent de rTecevoir el passer aucune quitiance, contrat ou 
acte volontaire, par forme d’aooord ou autrement, quand möme 
les parties l’auraient dösire, et d’entreprendre sur les fonotions 
des notaires, a peine do faaux et d’amende arbitraire”. 

J. ©. daß durch das Gefek vom 14. uni 1813 6 IH 
Art. 37 die huissiers in der Befugnig aufrecht erhalten worben 
find, in Concurrenz mit den Notaren zu öffentlichen WMobilien- 
verfteigerungen zu jchreiten, mit dem Zuſatze: „en se oonfer- 
mant aux lois et reglement qui y sont relatifs“; 

daß hiermit alſo auf die beſtehende, die Materie betreffenve 
Geſetzgebung verwieſen, und hierunter jelbfiverftändlich auch das 
Notariatsgefe von 25. Ventose XI nicht ausgeſchloſſen if; 

daß aber unter diefen Geſetzen basjenige vom 22. Plaviose 
VII von bejonderer Wichtigkeit erjcheint, welches ſich als „Lei 
qui prescrit des formalites pour les ventes d’objets mobiliers“ 
anfündigt, und, nachdem es im Urt. 1 verfügt, daß Tünftig 
Mobitien und Mobiliargegenftände nur mehr durch die dazu 
berufenen Beamten öffentlich verfteigert werden Könnten, und in 
ben Art. 2 und 4 eine vor jeder Verſteigerung anf dem betref- 
fenden Rentamte in ein dazu beftimmtes Negifter zu machenbe 
Erflärung (welche Formalität bei uns durch k. Verorbnung v. 
3. Febr. 1822 aufgehoben ift) vorgefchrieben hatte, im Art. 5 
verfügt, was das Verſteigerungsprotocoll zu enthalten babe, 
nämlich: Chaque objet adjuge sera portö de suite au prooäs- 
verbal, lex prix y sera öorit em toutes lettros, et tirò hors 
ligne en chiffres. Chaque s&anoe sera close dt -signde par 
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loffisier pablio ei deux temeins domieiliös, und fobann, nach⸗ 
dem noch die folgenden Artikel von ber Einregiftrirung ber 
Berfteigerungsprotocollie und Beitrafung der Contraventionen 
gehankelt, im Jetten Art. 10 verfügt: „Toutes dispositiens de 
lois onntraires à la presente sont abrogdes“; 

daß fih hieraus ergibt, einestheils, daß das Protokoll 
weiter nichts zu enthalten bat, als die Angabe des verfteigerten 
Gegenftandes und defien Preis (der zuerit in Buchftaben nieder- 
gefchrieben und dann noch bejonders in Zahlen ausgeworfen 
werben fol), und am Echluffe die Unterfchrift des Beamten 
und zweier Zeugen — aljo weder die Unterfchrift des Verſtei⸗ 
gevers, noch diejenige der Steigerer, deren Mamen nicht einmal 
angegeben werben jollen, und anderntheils, daß alle dem gegen- 
wärtigen Geſetze — aljo auch den barin vorgefchriebenen For⸗ 
malitäten — entgegenftehenden Beftimmungen früherer Geſetze 
aufgehoben fein jollen. 

% E. daß ſich aus ben Beſtimmungen biejes Geſetzes mit 
innerer Nothwendigfeit ergibt, 

1) daß der Geſetzgeber ſich den Zufchlag unmöglich anders 
als gegen baare Zahlung gedacht haben Tann, weil 
ja das Protocol! nicht einmal die Namen der Steigerer, 
noch weniger deren Unterjchriften enthalten fol, — eine 
Omiſſion, die ſich abjolut nur bei dem fofortigen Vollzug 
bes ganzen Gejchäfts denken läßt; 

2) daß das Protocol lediglich declarativer Natur, ein bloßes 
Eonftatirungsprotocoll, aber nicht beitimmt ift, Vertraͤge 
und Stipulationen der Partbien aufzunehmen und zu be: 
urfunden ; 
daß zwar ber Zufchlag und Erwerb bei einer Mobilienver: 

fteigerung auch ein Vertrag — ein Kauf — ift, aber, nad) ber 
unverlennbaren Borausjeßung bes citirten Geſetzes ein Vertrag, 
der jofort feine Vollziehung erlangt, ber feine Spur zurückläßt, 
bei dem Abſchluß and Vollzug gleichfam in Einem Moment zu⸗ 
fammenfallen, unb wo alſo von KXermingeftattung und andern 
Nebenverträgen, in der Vorausſetzung' des Geſetzes keine Rebe tft; 
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daß man ſonſt dem Geſetzgeber die Ungereimtheit unter⸗ 
ſchieben moͤchte, er habe hier zur Beurkundung eines Vertrags 
eine Form gewählt und vorgeſchrieben, die nicht einmal die Be⸗ 
weiskraft und Garantie einer Privaturkunde darbieten wüͤrde, 
und daher auch nicht einmal als Beweis für eine anzuſtellende 
Privatklage dienen koͤnnte; 

daß deßhalb Boncenne (Proced. civile Tom. I. pag. 606) 
bezüglich ſolcher Mobilienverfteigerungen bemerkt: „Lä tout se 
consomme à l’instant m&eme; le commissaire-priseur met en 
vente, recoit les enchöres et touche le prix; le procds- 
verbal n’est qu’une sorte de renseignement destine Aregler le 
compte qu’il devra rendre A qui de droit“ ; und die Eour von 
Colmar (in ihrem arréêt vom 27. Mai 1837, Sirey 37. 2. 
372) bezüglich der fraglichen Protocolle mit Recht anführt: 
„que les huissiers n’ont pour mission que de conslater des 
faits ou des declarations; qu'ainsi leurs procös-verbaux de 
ventes de meubles sont reduit à do simples constatations de faits“. 

J. E., daß daher auch die Vorfehrift des Art. 624 des 
bürgerlichen Proceßgeſetzbuchs (I’adjudication sera faite au plus 
offrant, en payant comptant) nicht al8 eine ausnahmsıweiie, 
blos bei Mobiliarerecutionen anwendbare Beſtimmung anzufchen 
ift, jondern nur als die ausdrücliche Wiederholung und Beitä- 
figung eines Principe, welches, wie gezeigt, ſchon mit Nothwen⸗ 
digkeit aus den Beitimmungen des Gefehes vom 22. Pluviose 
VII folgt; 

daß, dürfen nun aber die Gerichtsboten auch bei freiwils 
gen Mobiltenverfteigerungen nur gegen Daare Zahlung verftci- 
gern, und find, wie gezeigt, ihre geſetzlich vorgefchriebenen Pro⸗ 
tocolle von der Art, daß fie die Beurkundung von Werträgen 
ber Rarthien ausſchließen, hieraus von felbft folgt, daß zu ſol⸗ 
hen Mobilienverfteigerungen, wobei noch Nebenverträge, wie 
Zahlungstermine, Bürgjchaften u. |. w. ausbedungen und beur⸗ 
kundet werben follen, nur biejenigen Beamten berufen fein Tön- 
nen, deren grundgejegliche Miſſion gerade in ber Aufnahme von 
Vertraͤgen beiteht; 
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bag man daher auch ben aus dem cititten Gele vom 
22. Pluviese VII gezogenen Schlußfolgerungen nicht mit dem 
Cinwanbe entgegentreten Tann: es feien dann bie Notare, als 
gleichfalls zu den Mobiliawwerfteigerungen berufene Beamte, 
ebenfalls an die im Art. 5 eit. vorgejchriebene Form gebunden, 
und könnten dann ebenfalls nur gegen baare Zahlung verftei- 
gern, — und zwar deßwegen nicht, weil die Notare die Form 
ihrer Alten, außer dem citirten Art. 5 auch noch aus den Bor: 
ſchriften des Notariatsgeſetzes jchöpfen, daher ſtets im Falle find, 
Mobilienverfteigerungen mit Necbenverträgen in ber für Notas 
riatsacte vorgefchriebenen Zorm aufnehmen zu können, während 
die Gerichtsboten ein für allemal an die Form des beregten 
Art. 5 des Pluviose-Geſetzes gebunden find und fein Geſetz ihnen 
die Befugniß zur Aufnahme von Verträgen verleiht; 

daß es in diefer Beziehung auch ohne Werth ift, wenn 
man, ſich auf das Decret vom 17. Sept. 1793 und das arröts 
vom 12. Fructidor IV berufend, argumentiren will: diefe Gejete 
bezeichneten die notaires, greffiers et huissiers neben einander 
als die zu den Mokilienverfieigerungen competenten Beamten, 
und auch das Deeret vom 14. Juni 1813 nenne wieber bie 
huissiers als die in Concurrenz mit ten Notaren und Gerichte 
Schreibern vor wie nad) befugten Beamten, woraus folge, daß 
diefe drei Deamtenklafien in gleiche Kategorie gejtellt jeien, und 
mithin die huissiers zu ben Mobilienverfteigerungen gerade jo 
und in demfelben Umfange qualificirt erjcheinen müßten, wie bie 
Notare, — weil, was das Decret vom 17. Sept. 1793 und 
das asteie vom 12. Fructidor IV betrifft, diefe Gejeße nur im 
Allgemeinen die Beamtenklaffen bezeichnen, welde zu den Mo⸗ 
bilienverfteigerungen befugt fein follen, und welche dieſe Vers 
fteigerungen, dem Publikum gegenüber, allein vornehmen koͤnn⸗ 
ten (— worauf dann der Art. 1 des Geſetzes v. 22. Pluviose 
VH Bezug nimmt), und, waß das Decret v. 1813 betrifft, dies 
ſes die huissiers gerade auf die Beobachtung ber über die Mas 
terie beſtehenden Geſetze verweist, wobei fie dann nothwenbig 
dem mehrberührten Art. 5 des Gefehes vom 22. Pluviose VIA 
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und dem Art. 1 bes Geſetzes vom 25. Ventose Ki begegnen, 
aber fein einziges Geſetz auffinden werden, welches ihnen, neben 


ben Notaren, auch geftatte, Verträge ber Barthieen aufzunchmen. 
(Schluß folgt.) 


Yon den Wechfelnotaren. 


Viele der früher ernannten Wechielnotare, 
vgl. Berord. v. 10. Septbr. 1807, die Notarien betr., 
(RB. v. 3. 1807 St. 41 ©. 1489), 
jeten als ſolche auch unter der Herrichaft des Not. Geſ. vom 
vom 10. Nov. 1861 in Bayern diesſeits des Rheins noch ihre 
Thaͤtigkeit fort. 

Es möge deßhalb geftattet fein, bie Stellung und den 
Wirkungstreis derſelben nach den Beftimmungen des Not.Geſ. 
vom 10. Novbr. 1861 und im Bergleihe mit der Stellung und 
dem Wirkungstreife der ordentlichen Notare hier näherer Wür⸗ 
digung zu unterziehen. 

Das Not. Geſ. vom 10. Nov. 1861 verfährt im Ganzen 
genommen mit den Einrichtungen ber vorausgegangenen Zeit 
wenig fchonungsvoll. 

Dasjelbe verfügt, nad) Bezeichnung des Tages, von wel: 
hen an das neue Notariat ins Leben zu treten habe, im Art. 
150 Abſ. 2 wörtlich: 

„Bon dieſem Tage an find alle entgegenftehenven Gefete 
und Verordnungen — — — aufgehoben”. 

Es Tann bei der unzweideutigen Faſſung dieſer Beſtim⸗ 
mung und bei der Allgemeinheit der dadurch vom Gefetze getrof⸗ 
fenen Anordnung wohl kein Zweifel darüber aufkommen, daß 
hienach insbeſondere auch die früheren Einrichtungen in An⸗ 
ſehung der Wechſelnotare, ſoweit dieſe Einrichtungen nicht mit 
ben Beſtimmungen des Not. Geſ. vom 10. Novbr. 1861 in Ein 
Hang ftehen, als aufgehoben zu erachten wären, wenn nicht zu 
Sunften der Wechfelnotare vom ade de Ausnahme ge 
teoffen wäre. 
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Solche Ausnahme iſt nun aber vom Gelee allerdings 
vergeiehen, und zwar gleich in der anf vie voritehend angeführte 
zunächit folgende weitere Beitimmung Art. 150 Abi. 3: 

„Die Befngniſſe der beftehenden Wechſelnotare werben 
durch das gegenwärtige Geſetz nicht aufgehoben”. 

Letztere Beftimmung erſcheint daher als die eigentliche 
Grundlage des Fortbeſtandes der Wechjelnotare in ihrer Eigen⸗ 
haft als folcher auch noch nah den jegigen Einrichtungen. 
Diefelde war im uripränglichen Entwurfe des Geſetzes nicht ents 
balten, ſondern wurde erjt nachträglich auf Antrag bes erften 
Ausichuffes der Kammer ver Abgeordneten beigefügt. 

In dem Berichte vom 6. Auguſt 1860, weicher über ben 
Entwurf eines Geſetzes das Notariat betreffend von dem zum 
Referenten ernannten Mitglieve des eriten Ausſchuſſes der Kam⸗ 
mer der Abgeordneten erftattet und — den der fragliche Bei⸗ 
ſatz veranlaßt wurde, 

vol. Verh. d. K. d. bg. v. 18°%, Beil.Bb. VI ©. 179 
und 196, Sten.Ber. v. %. 18%, 2b. II ©. 378, 
Berh. ver K. dv. RR. v. 3. 18%, Beil.Bb. II ©. 
124, Prot. Bd. II S. 477 ff. 
find: zur Rechtfertigung bes erwähnten Beiſatzes folgende Motive 
angegeben: 

„Bekanntlich beftehen in Bayern an einigen Orten noch 
befondere Wechſelnotare. 

Meiters wurden auch Anwälte als — beſtellt. 
Es ſind nun Beſorgniſſe laut geworden, die betreffeuden Befug⸗ 
niffe diefer Perſonen würden mit dem Eintritte des Not.Geſ. 
aufhören. Wenn man dieſe Bejorgnifle auch in feiner Weiſe 
far begründet halten kaun, fo mögen fe doch veranlaffen, einer 
ausdrücklichen Beſtimmung im Geſetze Raum zu geben, welche 
Weeräber berubigt. 

In ver öfterreichifgen Rotariatsorbnung v. J. 1855 if 
WeR in gleicher Weiſe gefchehen, wie hier vorgeichlagen wirb“. 

Verh. d. K. d. Abg. v. J. 189%, Beil Bd. VI ©. 179. 

Det dieſen Motiven iſt zwar bie Boransfeung eine irrige, 
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als ob Befugniſſe ber Wechſelnotare als ſolcher auch ohne be⸗ 
ſondere, hiewegen getroffene Anerdnung unter dem neuen Gefehe 
noch fortdauern würden. 

Denn vom nenen Geſetze werben ja lant des ſchon oben 
angeführten Abfakes 2 des Art. 150 alle entgegenſtehenden 
Geſetze und Verordnungen als aufgehoben erklärt, und es wür: 
ben bemzufolge, wie erwähnt, ohne beſondere Ausnahmebeſtim⸗ 
mung vom Eintritte der Wirkſamkeit des neuen Gejebes an auch 
bie Verhaͤltniſſe der Wechjelnotare lediglich nach den in letzterem 
getroffenen Beitimmungen zu beurtheilen, mithin bie älteren 
Einrichtungen, joweit fie nicht mit dem neuen Geſetze überein- 
ftimmen, als aufgehoben zu erachten fein. 

Und auch in der vom Berichte angezogenen diterreichiichen 
Notariatsgefehgebung v. J. 1855, vgl. Ziff. III des kaiſerl. 
Patents v. 21. Mai 1355, verftünde fi) ohne vepfallfige aus⸗ 
drückliche Beſtimmung ſchwerlich, wie der Bericht anzunehmen 
ſcheint, die Fortdauer der Wechjelnotare von felbft, da dieſelbe 
zwar keine gleiche ausdrückliche Anordnung über die Aufhebung 
aller entgegenftebenven Beitimmungen enthält, wie das bayer. 
Geſetz, dafür aber nähere Ausſcheidung darüber trifft, inmwieferne 
bie früheren Einrichtungen auch unter dem neuen Gejeße noch 
fortzubeitehen baben, und bei folcher Ausicheidung aus dem 
Stillſchweigen des Geſetzes über einzelne Verhältniſſe nicht we: 
niger auf eine berogatorische Abſicht deſſelben in den einfchlägis 
gen Beziehungen als aus ausdrädlicher Aufhebungsbeſtimmung 
desjelben folgen würbe. 

Allein eine Srrung, welche nur in den Motiven bes Ge⸗ 
ſetzgebers obwaltet, kann die nun einmal getroffene gejeßliche 
Dispofittion nicht ungefchehen machen, und es dürfte daher auch 
ben in den angeführten Motiven enthaltenen Erwägungen in 
Anfehung der Nothwendigkeit der fraglichen Gejeßesbeitimmung 
für die Auslegung keine weitere Bedeutung beizulegen fein“. 
| Im Uebrigen erhellt aus den vorſtehend wibergegebenen 
Motiven zu Art. 150 Ab. 3 des Notariatsgefeßes, daß unter 
Befugnifien, won weichen bie fragliche Beftimmung ſpricht, ſolche 
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in Teiner irgend wie eingeſchränkten Bedentung, fonvern in alls 
gemeinftem Sinne, daher die Berechtigung ver Notare iiberhaupt, 
ſowohl nach ihrer pofitiven, wie nach ihrer negativen Seite bes 
trachtet, zu verftehen jein. 

Ebenſo ſpricht and) die öfterreichifche Notariatsgefehgebung 
uach der derjelben eigenen Terminologie won „ben Befugniffe* 
als von Gefammtberechtigung der Wechſelnotare in obiger alls 
gemeinfter Bedeutung. 

Bgl. Ziff. I u. HIT des Kundmachungs⸗Patents vom 
21. Mai 1855 u. Ziff. II u. III des weiteren Pa⸗ 
tents v. 7. Febr. 1858 zur Notariatsordnung vom 
Sabre 1855 (Reichsgeſetzblatt v. J. 1855 Nr. 94 
und v. J. 1858 Wr. 23). 

Rah der angeführten Beſtimmung find aljo unter der 
Herrichaft des Not. Geſ. v. 10. Nev. 1861 die früheren Verhälts 
niffe der Wechjelnotare in ihrer Geſammtheit ſowohl mit ben 
Borrechten, wie mit den Beſchränkungen, welche an die Stellung 
und den Wirkungsfreis der Wechfelnotare nad ben früheren 
Einrichtungen im Vergleiche mit der Stellung und bem Wirs 
kungskreiſe ver ordentlichen Notare nach den jegigen Einrich⸗ 
tungen geknuͤpft waren, als forfbeftchend anzufehen. Als hier 
aus nach dem geltenden Einrichtungen in Anſehnng der Stels 
lung und des Wirhungsfreifes der Wechſelnotare fich ergebende 
Beſonderheiten find vorzüglich nachitehende zu beneunen. 

1) Die Wechfelnotare Tönnen, abweichend von Art. 4 des 
Not.Geſ., mit der Wechſelnotars⸗Stelle auch die Stelle eines Rechts: 
anwaltes und bezahlte Staats⸗ oder Gemeinbeämter vereinigen, 
joweit eine jolche Bereinigung nicht Schon nach Älteren Einrichs 
tungen wicht ftattfinden durfte, wie e8 insbeſondere für Nürnberg, 

vgl. die oben allegirte Verord. v. 10. Sept. 1807 u. 
Reſer. v. 15. Nov. u. 23. Dez. 1807, bekannt ge⸗ 
geben Durch Ausſchreiben des k. 6. General⸗Landes⸗ 

. Commiſſatiats in Franken v. 31. Dez. 1807, die 
Notarien, Abvokaten, Brocuratoren und Rechtöprats 
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tilanten zu Nürnberg betr. (RB. v. J. 1808 St. 
3 © 147 ff), 
ber Fall war. 

2) Auf die Wechjelnotare finden die durch Art. 7 — 10, 
36, 37, 97, 98, 99 des Not. Geſ. in Bezug auf Führung einer 
gewiſſen Unterfchrift nebft Handzug und beren Beglaubigung, 
Geſchäftsräumlichkeiten, Wohnung und Amtsbezirk, Kautions—⸗ 
leiftung und Vornahme gewiſſer Privatgefchäfte für die Notare 
geichaffenen Beſchränkungen und Auflagen feine Anwendung. 

3) Bei den Wechlelnotaren findet, abweichend von Art. 
39—41 des Not.Gef., feine Amtsverweiung Statt. 

4) Die Wechjelnotare fiehen nad) Maßgabe ihrer Eigen 
haft als gerichtliche Nebenperionen unter gewöhnlicher Gerichts: 
Disciplin, und find ben beſonderen disciplinären Beitimmungen 
in Art. 113 ff. des Not. Geſ. nicht unterworfen. 

5) Die Zuſtaͤndigkeit der Wechfelnotare erſtreckt fich ab» 
weichen von Art. 11 ff. des Not.Gef., nur auf Geichäfte, welche 
Wechſel betreffen, jedoch auf Gejchäfte diefer Art im ganzen Bes 
reiche, den das Notariat nad) den älteren Einrichtungen ums 
faßte. 

6) Die Wechſelnotare ſind nicht an die beſonderen Vor⸗ 
ſchriften des Not. Geſ. Art. 53 ff. über Verfahren und Geſchäfts⸗ 
führung der Notare hinſichtlich der Thätigkeit der Beurkundung 
gebunden. 

(Nicht bloß die Aufnahme von Proteſten, in Anſehung 
deren durch Art. 79 des Not.-Geſ. ohnehin auch für die ordent⸗ 
lichen Notare bie Förmlicjleiten erleichtert werben, fondern auch 
andere Beurfundungen, mie insbejondere die Beglaubigung mans 
gelhafter Unterjchriften auf Wechſeln nad Art. 94 der allgem. 
D. WO. bebfrfen baber, inſoferne fie durch Wechjelnotare bes 
thätigt werben, zu ihrer Vollkommenheit nicht der Beobachtung 
ber gewöhnlichen Förmlichfeiten von Notariatsurfunden.) 

T) Die Wechſelnotare haben, abweichend von Art. 105 ff. 
des Rot. Geſ., Teine Gefchäfte der Erhebung un Ablieferung 
von Staatstaren und fonftigen Gebühren und ihrer Verrechnung 
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za beſorgen und die von ihren aufgenommenen Urkunden bürfen 
nicht mit der durch Art. 106 Ziff. 1 u. 4 des Not.Sel. ſub⸗ 
fiviär für Retariatsurkunden angeordneten Tare von 18 Tr. zu 
Gunſten bes Staates belegt werben. 

(Die Finanz⸗Minifterial Entichließnug v. 30. Oft. 1862, 
die Anwenbung des Art. 106 Ziff. 4 des Notariatsgeſetzes auf 
Wechſelproteſte betr, J. M.Bl. v. 3.1883, Erg H. S.103 Ziff. 
163, wonach auch von den durch Wechſelnotare aufgenommenen 
Proteſten eine Taxe von 18 fr. für Rechnung des Staates 
nach Art. 106 Ziff. 4 des Not. Geſ. entrichtet werben und bie 
Erhebung und Ablieferung diefer Tare durch die Wechfelnstare 
unter geeigneter Rechnungsſtellung ftattfinden ſoll, dürfte ſich 
ausreichender gejeblicher Begründung nicht erfrenen, denn auch 
die nach den früheren Einrichtungen ven Wechſelnotaren einge: 
vaumt gewejene Freiheit von ber Verpflichtung zur Beforgung 
von Targeichäften und die Macht, tarfreie Urkunden berzuftellen, 
möchten nach dem Geſagten als Beſtandtheile der buch Art. 
450 Abſ. 3 des Rot.Geſ. aufrecht erhaltenen Befugnifſe der 
MWechfelnotare zu erachten ſein.) 

Dr. E. Brunner. 


— — —— — 


Ueber die Auslegung der Eheverträge in vermögens- 
rechtlicher Beziehung, insbeſondere rückſichtlich der 
Gütergemeinſchaft. 


An einem Ehevertrage hat die Braut ihrem Bräutigam 
und Tünftigen Ehemann ein Heirathgut in einer beftimmten 
Summe in die Ehe zu bringen verfprochen, welches biejer mit 
einem gewifien Geldbetrage widerlegte. Zugleich haben fich beide 
Brautleute (der Bräutigam beſaß ein Anweſen) ihr gefammtes 
gegenwärtiges Vermögen gegenfeitig zum Miteigenthbum und 
Mitbefite angebeiratbet, und haben erklärt, daß fie allgemeine - 
Sütergemeinfchaft ſchließen, wobei fie noch ſchließlich für Topess 
fälle ohne Kinder beſondere Rückfälle bedungen Haben, 
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Alabald nach vollzogener Ehe wurde gegen ben Ehemann 
ein Progeß wegen Forderung anhängig, welcher zum Nachtheile 
desielben endigte, und die Sant zur Folge hatte. Auf den Grund 
des erwähnten Ehevertrags wurde die Ehefrau als mäthaftbar 
für die Schulden ihres Ehemannes von deſſen Gläubigern in 
Angriff genommen, und es war die Frage zu löfen, welche recht⸗ 
liche Wirkungen diefer Ehevertrag wegen der darin enthaltenen 
Beitimmung bezüglich der Sütergemeinichaft äußere? 

Das k. Appellationggericht der Oberpfalz und von Regens- 
burg bat in feinem Erkenntniß vom 20. November 1857*) ber 
fraglichen Stipulation in Anfehung der Gütergemeinschaft alle 
zechtliche Bedeutung abgejprochen, und feinen deßfallſigen Aus- 
fpruch in Folgenden motivirt: 

„Die Haftung der Ehefrau erjchiene wohl allerdings in ben 

Rechten begrünbet, wenn thatjächlich eine allgemeine Güter 

gemeinschaft zwijchen dem Kridar Johann Gr. und feiner 
Ehefrau gegeben fein würbe, Indem bie rechtlichen Ber: 
hältwiffe der allgemeinen Gütergemeinfchaft zwiſchen Ehe⸗ 
leuten zufolge cod. civ. P, I cap. VI $ 32 Ne. 4 nad 
‚ben Grundſätzen über das Geſellſchaftsrecht zu bemeflen 
find, und hienach gemäß cod. civ. P. IV cap. VII $ 5 
die Ehefrau als allgemeine Gütergemeinjchaftegenofjin auch 
für ſolche Schulden ihres Ehemannes zu haften hätte, welche 
die Gütergemeinfchaft jpectel nicht angehen, wenn fie nur 
Auslagen bilden, welche der socius „von Noth, Billigkeit 
oder Gewohnheit” wegen, jedoch in Ehren zu machen hatte. 
Eine ſolche Gütergemeinfchaft, als eine Allgemeine ift 

nun aber in Wirklichkeit, weder thatfächlich noch rechtlich 
zwifchen den Eheleuten Gr. gegeben, wenn gleich der Hei: 
rathövertrag vom 8. April 1846 die Worte enthält, daß 
„die beiden Brautleute allgemeine Gütergemeinfchaft ſchließen“. 
Bei der Interpretation von Verträgen und Beurteilung 

‚ Ihres inneren Weſens und Charakters darf ſich nämlich ber 


°) Die Gautſache des Johaun Gr., Gütlers von W,, betr. 


Auslegung ber Eheverträge. wi 


Wechter nicht an die ihnen gegebene fyecielle Benenwung, noch 
and) etwa an einzelne in. derſelben vorkommende techniſche Aus- 
drũcke, weiche nur allgemeine Rechtsbegriffe wiebergeben, halten; 
er muß vielmehr bie einzelnen Stipulationen ꝛc. in das Auge 
fafſen und hiernach ſich darüber Rechenſchaft geben, ob ein fol- 
Ger Vertrag, nanientlich ein Heirathövertrag, als ein wirklicher 
Dotalvertrag ober aber als ein bie algemeim Gütergemeinſchaft 
herbeiführender Vertrag ſei. 

Zu dieſen innern Interpretationsbehelfen ſtehen ihm auch 
noch aäͤußerliche Interpretationsbehelfe inſoweit zu Gebote, als 
auch die Dertlichleit, an welcher ber fragliche Vertrag gefchlof: 
fen worden, und die größere oder mindere Weblichfeit des einen 
over andern ehelichen Güterſyſtems an diefer Oertlichkeit einigen 
Einfluß bei Löfung biefer Frage, was in den Sntentionen ber 
Contrahenten gelegen haben möge, äußern kann. 

Ausmeislich. des Heirathsvertrage vom 8. April 1846 ver⸗ 
ſprach nun bie Ehefrau Gr. als damalige Braut ihrem jebigen 
Chemanne die Einbringung eines Heirathsgutes von 450 fl. 
au Geld und Geldeswerth und brachte hieran wirklich ben Bes 
tag von 100 fl. em. 

Dieß Helrathgut erlärte der Bräutigam Er. mit einem 
Betrag ven 60 fl. zum widerlegen, und heiratheten fich beide 
Brautlente ihr geſammtes gegenwärtiges Vermögen zum Mit 
eigenthume und Mitbefibe an, wobei für pie Todesfälle ohne 
Kinder bejondere Rückfälle bedungen worben waren. 

Zufolge diejer einzelnen Stipulationen Bann nun von einer 
unter biefen Chelenten durch Vertrag errichteten allgemeinen 
ehelichen Gütergemeinichaft nicht entfernt die Rebe fein, indem 
gexade dieſe Stipulationten dem Weſen ımb ber Natur berjelben 
vollitändig widerſprechen. 

Es muß hiernach diefer Zuſatz: „— ſchließen allgemeine 
Gütergemeinfchaft” — lediglich als ein Redactions-Verſtoß, ein 
mißverftandener Ausdruck betrachtet werben, dev eben wegen bes 
Widerſpruches, in welchen er mit den fpeciellen und wejentlichen 


Bertragsſtipulationen ſteht, ſeglichen Anſpruches ‘auf eine Be⸗ 
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dentung gebricht, und dieß um jo mehr, als in ber Gegend von 
W., in deu dortigen Landestheilen, die allgemeine eheliche Gü⸗ 
tergemeinſchaft ein nahezu völlig unbekauntes Inſtitut iſt, und 
uͤberdieß auch die Schlußbemerkung des Vertrages, naämlich die 
Belehrung der Braut über die ihr zuſtehenden Hypothekenrechte 
eben erprobt, daß eine folche allgemeine ebeliche Guͤtergemein⸗ 
ſchaft nicht in den Abfichten dev Inteteſſenten gelegen geweien". 
Dr. Bauridl. 


Notiz. 


Sn den Blättern für Rechtsanwendung Bb. XXXI ©. 198 
und 195 wirb witgetheilt, daß ber oberfte Gerichtshof ſchon in 
mehreren Erkenntniſſen, namentlich am 24. April und 10. Sep 
tember 1864 die Giltigleit der Ceſſion einer bereits eingetra- 
genen oder erft einzutragenden Hypothekferderuug von dem 
Gegebenjein einer Notariatsurkunde nach Art. 14 des Not. Geſ. 
abhängig machte, und wiederholt bie gegentheilige Anficht ver 
treten. Wie in den ©. 160 dieſer Zeitjchrift angezogenen Er⸗ 
oͤrterungen und Erkenntniſſen, jo wirb auch bier ganz aus⸗ 
ſchließlich aus Art. 14 des Not. Geſ. deduncirt; die fo nahe lie 
gende Beitimmung in Art. 12 Abſ. 2, die Beurkundung von 
Berträgen und Schulöbefenntniffen, auf deren Grund ein Eine 
trag oder eine Vormerkung im Hypothekenbuche ftattzufinden 
Yet, oder eine Aenderung eines Eintrages vorzunehmen tft, ober 
durch welche die gänzliche oder theilweiſe Voſchung eines Ein⸗ 
trages bedungen wird, gehöre bem Wirkungskreiſe der Notave 
ausichließend an — ift biöher nicht näher gewürdigt worben. 
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Inhalt: Die pfälziſchen Gerichtsboten find nicht befugt, Mobilien auf 
Zahlungstermin (& terme) zu verfteigern (Schluß). — Ueber 
das notarielle Teftament und befien Solenniten. — Notizen, — 
Dienſtesnachrichten. 


Die pfälziſchen Gerichtsboten find nicht befugt, Mobilien 
auf Bahlungstermin (a terme) zu verſteigern. 
(Schluß.) 

In Erwägung, daß es Angeſichts der gewichtigſten Au⸗ 
toritäten und rechtsgeſchichtlichen Monumente auch kaum bezwei⸗ 
felt werden kann, daß ſchon im alten Frankreich einestheils die 
Amtsattributionen der huissiers oder sergens von denen ber 
Notare ftreng gefehieden waren (— in welcher Beziehung bereits 
oben das arröt des Parlaments in Parts vom 20. Juni. 1662 
angeführt worden ift —), und daß anberntheils die von ben 
huissiers-priseurs abzuhaltenden Mobiltenverfteigerungen geſetz⸗ 
lich nur gegen Baarzahlung des Preiſes (au comptant) jtatt- 
zufinden hatten; 

daß in Teßterer Beziehung der auch im erftrichterlichen Ur⸗ 
theile erwähnte und von Generalprocurator Mourre in feinem 
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Vortrage zum arröt ver Cour de cassation vom 1. Juni 1822 
(Sirey 22. 1. 308) angeführte acte de notorietö du Chätelet 
vom 25. Mat 1703 fich dahin ausſpricht: aux huissiers-pri- 
seurs appartient le droit de orier les meubles et de les adju- 
ger au plus offrant et dernier enchörisseur, dont ils doivent 
se faire payer le prix comptant sur lo champ; 

baß dieſer letztere Sag doch offenbar nicht blos einen gu= 
ten Rath, fondern ein Gebot, eine Pflicht (devoir) ausbrückt, 
was auch dadurch beftätigt wird, daß das Parlament in Paris, 
in einem Falle, wo der huissiers-priseur die Gläubiger an 
einen Steigerer, welcher den Steigpreis noch fchuldete, verweilen 
wollte, durch arret vom 25. Nov. 1763 (Merlin, Repert. vo 
huissier-priseur) entjchieb: „que Jhuissier-priseur e&tait oblige 
de representer la totalitè du prix des 6ffets vendus, sauf son 
. action contre la veuve (Steigerer) à qui il avait fait ore- 
dit“, — eine Sentenz, die doch offenbar vorausfeßt, daß ber 
huissiers-priseur feinen Credit hätte geben, fondern au comptant 
verjteigern follen, weil er fonft nicht zur perfönlichen Erle: 
gung des Steigpreiſes hätte verurteilt werden können; 

daß es ferner fonft auch nicht wohl begreiflich wäre, wie 
Generalprocurator Mourre in jeinem obenerwähnten Vortrage 
die Thatjache, daß die huissiers-priseurs nur gegen Baarzahlung 
verjteigern könnten, als ein ausgemachtes, unbezweifclbares 
Princip, was von jeher in Frankreich gegolten habe, hätte bars 
ftellen können; 

oder wie ber franzöfifche Juſtizminiſter gelegentlich ber 
Gefegesvorlage vom Jahre 1833 in der Deputirtenfammer hätte 
jagen koͤnnen: „que o’&tait un principe reconnu, que les com- 
missaires-priseurs ne peuvent faire que les ventes au comp- 
tant“ (Sirey 37. 1. 121 Note); 

oder wie damals in Frankreich die betreffende Geſetzesvor⸗ 
lage gerade daran hätte fcheitern können, daß die Pairskammer 
ſtandhaft das Princip fefthielt, daß die commissaires-priseurs, 
huisiers und grefiers nur au comptant verfteigern könnten, und 
daß die Verſteigerungen à terme allein nur den Notaren zu- 
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flünden, als den gejeßlih allein zur Beurkundung ber Verträge 
und Stipulationen der Parthien berufenen Beamten (Hennequin, 
Traitö de lögislation etc. Tome I. pag. 11 in ber Note). 

J. E., daß, wenn in Frankreich einige Gerichtshäfe im Eon- 
flifte ber durch Geſetze vom 27. Ventose IX und 28. April 
1816 nebft Orbonnanz vom 26. Juni 1816 in Frankreich ein- 
geführten commissaires-priseurs wit ben Notaren entjchieven 
haben, daß es den commissaires-priseurs nicht verboten jet, auf 
ihre Gefahr (A leurs risques et perils) und auf ihre perſoͤn⸗ 
liche Verantwortlichkeit hin, den Steigerern Credit zu geftatten 
(arröt der cour von Nancy v. 20. Dec. 1833, der cour de cassation 
v. 8. März 1837 und der cour von Paris vom 5. Juli 1845), hiebei 
zu berüdfichtigen ift, einestheils, daß es fich in diefen Fällen von 
den Rechten der durch obige Geſetze mit ercinfiver Verſteigerungs⸗ 
befuguiß an den Orten ihres Amtsfites ausgerüfteten commis- 
saires-priseurs handelte, jo daß, wenn bie Gerichte einmal von 
diefem Prineipe der Erclufivität auch den Notaren gegenüber 
ausgingen, nur die Alternative blieb, entweber (um bie Bar: 
thien, die dann ausſchließlich an die commissaires-priseurs ger 
wiejen waren, nicht zu benachtheiligen, und auch die commis- 
saires-priseurs, deren einzige und Hauptfunction ja gerade bie 
Mobilienverfteigerungen bildeten, nicht zu jehr zu bejchränfen) 
bie commissaires-priseurs zu jeuen QTermingeftattungen für bes 
fugt zu erflären (wie denn biefe Zweckmäßigkeitsrückſichten mit 
Bezugnahme auf einen faktifchen Gebrauch namentlich in den 
angeführten Urteilen der cour de cassation von 1837 und ber 
cour von Paris von 1845 fehr deutlich hervortreten), oder aber 
zu dem von der cour von Nancy angebeuteten verzweifelten 
Mittel zu greifen, außer dem commissaire-priseur noch einen 
Kotar zur Berfteigerung beizuzichen, — Rüdfichten, die aber 
bei uns fchon deßwegen nicht Platz greifen koͤnnen, weil wir 
das Suftitut der commissaires priseurs mit erclufivem Verſtei⸗ 
gerungsrecht nicht kennen und die Gerichtsboten, deren Haupt: 
funktionen ganz anderer Art find, nur in Goncurrenz mit den 
Notaren zu den Wobilienverfteigerungen berufen find, und ans 
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berntheils, daß gerabe biefer Ausweg und ber Hinweis, daß bie 
commissaires-priseurs „en dehors de leurs proce&s-verbaux“, 
und auf ihre perfönliche Verantwortlichkeit diefe Termine geftat- 
ten Fönnten, das implicite Anerkenntniß enthält, daß fie hiezu auf 
Legale Weiſe und vermittelft ihrer Protokolle nicht befugt feien ; 

J. €. ferner, daß, wenn der erſte Richter aus den At. 
624 u. 625 des bürgerlichen Prozeßgeſetzbuchs für die Befug- 
niß der Gerichtsboten zu Verfteigerungen auf Credit argumen⸗ 
tiren zu können glaubt, und zu Art. 625 namentlich die Bes 
merfung macht: daß, wenn die Gerichtsboten vollftändig unbe⸗ 
fugt wären, Berfteigerungen auf Credit vorzunehmen, dieſer 
Artikel nicht zu jagen brauchte, fie jeien verantwortlich für den 
Erlös, weßhalb der Sinn diejer Artikel im Wefentlichen nur 
ber jei: Der Gerichtsbote ſoll nur gegen Baarzahlung verftei- 
gern, verjteigert er doch auf Erebit, jo geſchieht es auf jeine 
Gefahr, und er ſelbſt ift Schuldner des Preifes, — dieſes 
Argument in mehrfacher Beziehung ein verfehltes ift; 

daß namentlih fürs erfte zu bemerken ift, daß der Art. 
624 nicht nur befiehlt, daß gegen Baarzahlung verfteigert, fons 
dern auch, daß, wenn ber Steigerer nicht fofort bezahlt, ver 
Gegenstand ohne Verzug gegen ihn Ala folle-enchere verfteigert 
werben fol, jo daß alſo bier der Gerichtsbote nicht nur eine 
doppelte Pflicht zu erfüllen hat, fondern zugleich mit dem geſetz⸗ 
fihen Mittel verjehen ift, die Baarzahlung zu erzwingen, wo 
dann ber Art. 625 den Gerichtäboten, der jener Pflicht nicht 
nachlommt und jenes Mittel verjäumt, ‚mit Fug und Recht für 
den Steigpreis verantwortlich erflären konnte; 

daß ferner doch wohl aus der auf eine Pflichtverfäumniß 
oder Zuwiderhandlung gejeßten Strafe oder Nechtsnachtheil nicht 
bas Recht hergeleitet werben kann, gegen freiwillige Unterwer- 
fung unter jene Strafe oder Verantwortlichleit die Pflichtver- 
faumniß oder Zumiberhbandlung überhaupt oder als Regel vor: 
zunehmen! 

daß endlich drittens es ſich bier von freiwilligen 
Berjteigerungen banbelt, bei welchen jelbftverftändlich jeve Ter⸗ 
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minbewilligung nur bon ber Parthie, und nicht vom inftrumens 
tirenden Beamten ausgehen Tann, wobei aljo die Haftung bie- 
jes Beamten für den Steigpreis ohne rechtliche Baſis und ohne 
Sinn wäre; 

J. E., daß die Folgerungen, welche der erfte Richter aus 
den Noten von Jouſſe zu Art. 17 der Ordonnanz von 1667 
zieht, gleich unrichtig find, indem dieſer Art. 17, welcher im 
Titel XXXIII, der von den saisies-ex&cutions handelt, fteht, und 
die Noten von Jouſſe hiezu nichts enthalten, als was im We: 
jentlichen in die Art. 624 u. 625-deS code de procedure ci- 
cile übergegangen it, d. 5. die gebotene baare Zahlung, die zus 
läflige folle-enchere, und bie eventuelle Haftung bes huissier 
für den Steigpreis. 

3. &., daß wenn man zu obigen Erörterungen nun noch 
einen Blick auf die praftifche Seite, d. h. auf das Intereſſe der 
Parthien und auf den Geift unjerer Geſetzgebung wirft, e8 wohl 
auch nicht zweifelhaft fein Fan, zu weſſen Gunften die Waage 
fih neigen muß; 

daß ſchon oben der Charakter der von den Gerichtsboten 
über die Mobiliarverfteigerungen aufzunehmenden Protokolle bes 
leuchtet worden ift, wornach alfo die Parthien bier nicht nur 
auf den Vortheil einer erecutoriichen Urkunde verzichten müßten, 
ſondern nicht einmal ein gehöriges Beweisinftrument für eine 
anzuftellende Klage hätten; 

daß biezu Fömmt, daß, wenn die Gerichtsboten zu Berftei- 
gerungen mit TZerminbewilligung befähigt wären, man conjequent 
auch deren Befugniß zur Beurkundung aller weiteren bei folchen 
Berfteigerungen vorfommenden Stipulationen und Nebenverträge 
anerkennen müßte, wie Bürgjchaften, Compenfationen, Saranties 
eremtionen u. |. w., was ohne Zweifel zu NRechtsverwirrung 
und Benachtheiligung der Parthien führen würde; 

daß unfere Gefeßgebung deutlich zu erkennen gegeben hat, 
wie fie bei den Berfteigerungen bie für bie Parthien wünfchens- 
werthen Garantien, Sicherheit und Vortheile nur in ben Nota⸗ 
riatsakten erblide; 
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daß deßwegen ſchon bie gemeinjchaftlihe Landesadmini⸗ 
ſtration, als ſich wegen der unbeſtimmten Faſſung des Art. 1 
der Verordnung vom 21. Febr. 1815 der Zweifel erhob, ob 
denn hiernach auch die Gerichtsboten als zu den Immobiliar⸗ 
verſteigerungen befugt hätten erflärt werben wollen, in der Mo: 
tioirung der nachträglichen Berordnung vom 22. April 1815 
bie Entgegnung machte: „durd eine foldhe Anwendung jenes 
Artikels würde ja gerade der Hauptziwed der Verordnung, der 
barin beftehe, durch vollziehbare Urkunden, durch hypothekariſche 
Sicherheit und durdy Hinterlegung der Urfchriften die Vortheile 
eines Öffentlichen Verkaufs Tiegender Güter zu fihern ganz ver: 
eitelt werben; 

daß deßwegen die Gefege von 1822 und 1846 die Im— 
mobiliarzwangsveräußerungen den Notaren und nicht den Ge- 
rihtsboten (obgleich Erecntionsbeamte) übertragen haben und 
deßwegen das Geſetz vom 11. September 1825 alle freiwilligen 
Mobilienverfteigerungen, die nad Vorſchrift der Geſetze zu ges 
ſchehen haben, ven Notaren überwiejen hat; 

bag hieraus zugleich erhellt, daß das neuerlich in Frank: 
reich erlafjene, vom erften Richter angezogene Geſetz v. 5. Juni 
1851 bei und auf die Entfcheidung der Rechtsfrage feinen Ein- 
flug üben kann, weil, abgejehen davon, daß dieſes Geſetz weni: 
ger ein interpretatives, als vielmehr ein nach langen und hefti« 
gen Kämpfen zu Stande gefommenes neues Geſetz ift, bei uns 
die Gefebgebung eine ganz entgegengefeßte Richtung befolgte — 
nämlich die Verfteigerungsbefugniß der Gerichtsboten beſchränkt, 
während jenes fie erweitert bat; 
baß, wenn man nun aber darauf hinweiſt: durd) dieſe 
neue Gejebgebung feien die Gerichtsboten ſchon genug verfürzt, 
biefe Betrachtung jedenfalls beim Richter keinen Eingang finden 
ann, der, wie groß auch feine Sympathien für den ehrenhaften 
Stand der Gerichtsboten fein mögen, doch nur berufen ift, die 
bejtehenden Geſetze nach ihrem Geift und Buchftaben anzuwen- 
den und biebei nie den Grundgebanfen bes Gefchgebers aus dem 
Auge verlieren wird: daß das öffentliche Intereſſe das Sonder- 
intereffe überwiegt; 
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M. |. Über. diefe Rechtsfrage auch noch: 

Boncenne, 1. cit. 

Rolland de Villargues, Repert. du Notariat T. IX v 
vente de meubles Nr. 24. 25. 26. 

arret der cour von Colmar v. 27. Mai 1837 (Sirey 
37. 2. 372). 

arret der cour von Paris v. 25. Juni 1840 (Sirey 
49, 2. 581. Note 23 u. f. w. 

3. E., daß daher die Klage ber Appellantin fi) in ber 
Hauptjache als begründet barftellt, und als folche vom erften 
Richter hätte zugefprochen werben follen; 

J. E., zum Entſchädigungsbegehren, daß zwar Appellat 
nicht in Abrede ſtellt, die in der Klage benannten Mobilien- 
verſteigerungen auf Zahlungstermin vorgenommen zu haben, daß 
aber Appellantin keinen beſondern Schaden artikulirt, und Ap⸗ 
pellat, bei den divergirenden Anſichten uͤber die Rechtsfrage, in 
dem guten Glauben fein konnte, er ſei zu ſolchen Verſteigerun⸗ 
gen befugt; 

daß es daher genügt, den Appellaten, ftatt aller Entſchaͤ⸗ 
bigung, in die Prozekkoften zu verurtheilen; 


Indem das kgl. Appellationsgericht mittelit Verwerfung 
der neidentberufung als ungegründet und Neformation bes 
erftrichterlichen Urtheils zu Recht erkennt, daß Appellat in feiner 
Eigenſchaft ala Gerichtsbote geſetzlich nicht befugt war, bie in 
Frage ftehenden Mobiltenverfteigerungen auf Zahlungster: 
min vorzunehmen und zu beurfunden, verurtheilt e8 benjelben 
ftatt aller Entſchädigung in die Prozeßkoſten beiber Inftanzen 2c. 

Anmerkung. Die Frage, ob Verfteigerungen von Gebäuden auf 

ben Abriß und von Früchten auf bem Halme als Mobilien- 
verfteigerungen zu betrachten feten, hat das k. Appellations⸗ 
gericht in Zweibrüden, auf eingelegte Berufung gegen das 
durch das kgl. Bezirksgericht Landau unterm 18. San. 1865 
erlaffene Urtheil (publicirt in Nr. 19 v. Jahr 1865) dur 
Urtheil vom 7. Zebruar 1866 bejaht. Wir werben fpäter auch 
biefes Urtheil bringen. 
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Heber das notarielle Teſtament und deſſen Solennitäten. 


An dieſer Zeitjchrift für den heurigen Jahrgang ©. 65 
His 73, dauın S. 81—85 und ©. 129—132 iſt das notarielle 
Teitament und deſſen Solennitäten beiprochen, und e8 find biebei 
vorzugsmeife zwei Rechtsfragen, welche eine immenſe Tragweite 
bieten, zur Erörterung gezogen worden. 

Diefe Nechtsfragen find: 

a) 06 materielle Beitimmungen des Civilrechts durch das 

Notariatsgefeg, ohne deren fpezielle Erwähnung, als abe 

‚ geändert zu erachten feien, und 

b) ob bei den Teitamenten ber des Leſens und Schreibens 
unfundigen oder am Schreiben momentan verhinderten 

Perfonen die Zuzichung weiterer Zeugen, außer den zwei 

Teftamentszeugen, nothwendig fei? — 

Die erfte Frage, vom Herrn Notar Oppmann ©. 70”) 
verneint, ift vom Herrn Notar v. Godin ©. 130 u. 1311. 0. 
bejaht worden. Für die zweite Frage hat ſich Erjterer bejahend 
ausgeſprochen, während Lebterer mit einer entichiedenen Negation 
dagegen aufgetreten ift. 

Dieje beiden Rechtsfragen haben mich feit dem Erjcheinen 
bes Notariatögefeges lebhaft intereffirt, und ich erlaube mir, 
mich in die darüber eröffnete Discuffion zu mifchen. 

Was nun 

ad a) die erſte Frage, ob durch das Notariatsgejeß mate- 
rielle Beitimmungen des Eivilrechtes, d. h. ſolche Beftimmungen, 
welche nicht die Form ber Nechtsalte allein betroffen, abgeän- 
bert worden feien, anlangt, jo babe ich bereits in einer Abhand⸗ 
lung über die in ungiltigen Verträgen auf ben Contraventionds 
fall verabrebeten Strafen in der Zeitjchrift des Anmaltsvereind 
für Bayern Br. IV S.187 die vorwürfige Rechtsfrage berührt, 
und mich für deren Verneinung ausgefprochen. Meine desfallfige 





— 


®) verbis: da nun das Notariatsgeſetz Aenderungen in der Materie des 
Civilrechts weder beabſichtigt noch vorgenommen hat ꝛc. 
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Anficht ift Bis jeht noch immer dieſelbe, und zu ihrer weiteren 
Begründung bemerke ich bier folgendes: 

Abgejehen von ben Vorfchriften über die Beichaffenheit und 
den Wirkungskreis des Notariatsinftitutes ſelbſt, ift und kann 
bie Aufgabe des Notariatsgefees Teine andere fein, als bie 
Form der Rechtögefchäfte in der freimilligen Gerichtsbarkeit zu 
regeln; es ftellt die Principien darüber fest, in welcher äußern 
Seftalt die Rechtsakte in ber freiwilligen Gerichtsbarkeit ins 
Dafein zu treten haben, um auf Giltigfeit Anfpruch machen zu 
fönnen. Ein Kingreifen in das materielle Civilrecht, inſoweit 
die Grenzen ber Borjchriften über die Formen der Rechtsgefchäfte 
überfchritten werben, Tiegt außer bem Bereiche des Notariats: 
geſetzes, und es kann feine, die Materie eines Rechtsgeſchaͤftes 
(merita causae) betreffende ciwilrechtliche Bejtimmung durch das 
Notariatsgefeh als abgeändert oder aufgehoben erachtet werden, 
wenn nicht eine desfallfige Abänderung ober Aufhebung im 
Not.Sef. ſelbſt ausprüdlich angeorbnet, oder wenn nicht doch 
wenigftens die im Not. Geſ. enthaltene jpezielle VBorfchrift jo be- 
Ihaffen ift, daß ihr gegenüber eine im Civilrechte enthaltene 
Beitimmung ferner nicht beftehen Fan. 

Bei einem ſolchen Conflikte muß bie civilrechtliche Beftim- 
mung ber des Not.Gej. nach dem Grundſatze: lex posterior 
derogst priori natürlich weichen. Dieje Theorie verträgt fich 
auch gar wohl mit dem Art. 150 des Not.Geſ., weil diejer 
Artikel confequenter Weile eben auch nur ſolche bisher beitans 
bene gefeßliche Beftimmungen befeitigen fonnte und wollte, welche 
die Form der Rechtsgeſchäfte betreffen. 

Gerade hier, wo e8 fih um die Form bes notariellen Te: 
ftaments handelt, bietet fich der Bericht des Landtagsabgeords 
neten Dr. von Wening, welchen diefer Namens des Gefeßgebungs- 
ausihuffee am 3. Aprit 1851 erftattete, als ein werthuolles 
Snterpretationsmittel bar. In diefem Berichte, welcher aus 
den Berathungen des Gejehgebungsausfchuffes hervorgegangen, 
wirb zu Art. 120 des Entwurfes zum Not.Gef. (jet Art. 150) 
zur Vermeidung von Mißverftänbniffen ausprüdlich hervorgeho⸗ 
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den, bag zwar die von ben Notaren aufzunehmenden letztwilli⸗ 
gen Berfügungen in Zukunft an die Stelle der gerichtlich aufs 
genommenen zu treten haben, aus dieſer Reſtriktion, welche fich 
nur auf gerichtlich zu errichtende Teftamente bezieht, fich aber 
nothwendig folgern, daß die Errichtung folcher Teftamente, welche 
Geſetze und Statuten unter anderen erleichternden Formen aus 
Rückſicht auf Sache oder Perfonenverhältnifie für ftatthaft und 
zuläffig erklären, auch fortan noch gewährt werden foll; bie hier⸗ 
auf bezüglichen gejeglichen Beftimmungen nicht als abrogirt und 
aufgehoben betrachtet werden können. Am Schluffe biefer dem 
Art. 120 gewibmeten Erläuterung wird in dem fraglichen Be: 
richte noch weiter aufmerkſam gemacht, daß dereinft bei einer 
allgemeinen Revifion der Civilgefeßgebung einfchlägige civilrecht- 
The Vorſchriften cine Umgeftaltung erleiden koͤnnen, dermal 
aber bei ihrem innigen Zuſammenhange mit anderen Beltim- 
mungen eine Losreißung und Aufhebung weder räthlic noch 
geboten erjcheint”). Bekanntlich ift der aus dem Jahre 1851 


*) Die ganze intereffante Stelle dieſes Berichtes bed Gejehgebungss 
ausſchuſſes zu Art. 120 lautet: 

„Dur die im Eingange des zweiten Abſatzes enthaltene Beſtim⸗ 
mung folen afle dem Not.Gef. entgegenftchenden Gefege und Verordnungen 
aufgehoben und außer Wirffamfeit gefetzt werden. Um hierüber Mißver⸗ 
ftänbniffe zu befeitigen, wird e8 nicht unangemefjen erfcheinen, cine Erläu⸗ 
terung in den Motiven nieberzufegen. Der Art. 56 verordnet nämlich, dag 
die von den Notaren aufzunehmenden legtwilligen Verfügungen in Zukunft 
an die Stelle der geridtlicd aufgenommenen zu treten haben. Aus dieſer 
Reftriktion, welche ſich nur auf gerichtlich zu errichtende Teſtamente bezieht, 
folgert fih nothwendig, daß die Errichtung ſolcher Teftamente, welche Geſetze 
und Statuten unter andern erleichternden Formen aus Rückſicht auf Sach⸗ 
oder Perſonenverhältniſſe für ftatthaft und zuläffig erklären, auch fortan 
noch gewährt werden fol; die hierauf bezüglihen gefeglihen Beftimmungen 
alfo nicht als abrogirt oder aufgehoben betrachtet werden können. 

Um hiebei nur einiger Beifpiele zu gebenten, wird zu foldhem Behufe 
beigefügt, was folgt: 

Das bayerische Landrecht erklärt in Th. II cap. 3 SG 4 zierlich ges 
ſchriebene Teftamente unter den hierin aufgezählten acht Erforderniſſen als 
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batirenbe Entwurf des Not. Geſ. dazumal vollftändig durchbera⸗ 
then, und im Sabre 1861 mit wenigen Mopdifilationen bem 
Landtage wieder vorgelegt werden. Die desfallfigen früheren 


— 


vollkommen zuläfiig, und verordnet insbeſondere zu Nr. 2 biefer Vorſchriften 
die Zuziehung von ſieben Zeugen. 

> Das Stadtrecht für München fordert nur die Zuziehung von zwei 
Zeugen, unb zwar, wie fih ausgebrüdt wird, c8 fei rau oder Maun, bie 
das Wahre wifjen. 

Das in Würzburg giltige Statutarrecht verweilt in Abficht auf bie 
Errichtung ber meiften privilegirten Teftamente, worunter bas willkürliche 
Teftament, jenes zu frommen Stiftungen, das zwifchen Eltern und Kindern, 
dann Teflamente ber Bauern und die zur Peſtzeit aufgenommenen legtwil: 
ligen Anorbnungen gehören, ftillfehweigend auf das gemeine Recht. Hinz 
tichtlich der Teſtamente zu frommen GStiftwigen werben aber gar Feine 
Außerlichen Seierlichfeiten erfordert, wenn nur Gewißbeit bes Willens, Te: 
ftamentsfähigkeit bed Erblaflers und Erwerbsfähigfeit des Erben vorhanden 
it. Der Beweis wirde durch bie gewöhnlichen Beweismittel, Zeugen, Eibeö« 
zufchiebung an ben Inteſtaterben, wenn biefer bei Errichtung des letzten 
Willens zugegen war, ober durch anerfannte Urkunden geführt. Die Erb: 
einjegung oder das Vermächtniß wird in Folge des Statuts aufrecht erhal: 
ten, wenn aud das Teſtament nur angefangen und noch nicht vollendet ift, 
unb wenn e8 in ben übrigen Beflimmungen aus irgenb einem Grunde als 
ungültig erflärt wird. Das Statut erfiredt biefes Privilegium, fowie bie 
Vorrechte des militäriſchen Teſtaments auch auf die Geiſtlichen, jedoch fo, 
daß die. Gewißheit bes letzten Willens entweber aus einer von ihnen aufge: 
festen Urfunde, oder aus ber Ausfage zweier Zeugen ohne Wuterjchieb bes 
Geſchlechts erhalten muß. Zu vergleihen: Norma practica ultimarum vo- 
lantatum ad vim ordinat. ecclesiasticae declarata 1. Sinner 1742 cap. 2 
—7, cap. 2 $ 4 — dann: Beiträge zur beutfchen Gefeßhinde von Schelhaß, 
Bamberg 1827, S. 145. 

Sm Anfehung der Teftamente zu Zeiten, in welchen gefährliche Seu⸗ 
hen und Krankheiten berrfchen, ift insbefondbere in einer Verordnung vom 
19. Oftober 1597 (vide Schneider element. juris Wirceburgensis $ 193 
und Thesaur. jur. Francon ©. 1 Op. 63 p. 5749) beftimmt, daß zur Gil⸗ 
tigkeit folcher Teftamente nur die Beiziehung zweier Männer, und wenn ber 
Erblaffer will und es füglich gefchehen kann, auch bes Ortspfarrerd noth⸗ 
wendig if, der letzte Wille aber von dem Xeftator oder einem Anbern zu 
Papier, und wenn die Epidemie aufhärte, in bie gehdrige Form gebracht 
werben muß, 
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Landtagsverhandlungen, wie insbeſondere bie Verhandlungen 
des Geſetzgebungsausſchuſſes haben daher als weſentliche Be⸗ 
helfe zur Auslegung zweifelhafter Geſetzesſtellen zu dienen. 

Wenn nun in dieſer Zeitſchrift S. 130 den in der Kam⸗ 
mer der Reichsräthe über die conerete Frage gemachten Aeuße— 
rungen ein bejondered Gewicht nicht beigelegt werben will, weil 
folche Aeußerungen das Geſetz nicht jelbit find, jo kommt aber 
hiegegen zu erinnern, daß, wie vorjtehend gezeigt, auch der Ge— 
ſetzgebungsausſchuß der Kammer der Abgeordneten von derfel- 
ben Vorausſetzung ausgegangen fei, und folde Quellen allent- 
halben al3 probate Mittel zur Erforſchung des Geiftes eines 
Geſetzes anerkannt werben. 

Bon dem noch auf ©. 130 1. c. behaupteten vielfachen 
und wefentlihen Durchbruche des Givilreht3 durch das No= 
tariatögefe fann, mit Ausnahme des Artifels 14, welder in 
dag Civilrecht direkt übergreift, eben auch nur infoferne die 
Rede fein, als die freiwillige Gerichtöbarkeit Den Gerichten zum 
großen Theile entzogen, und die Form der notariellen Beur: 
fundung der Rechtsgeſchäfte firirt worden ijt. Weber dag Ma⸗ 


Unter gleicher Bedingung find auch Einkundſchaftungen und Eon: 
bonationen während der Dauer der Epidemie geftattet. Aehnliche Beſtim⸗ 
mungen enthalten auch andere Statutarrechte, und das in Bamberg geltende 
Recht erflärt bekanntlich Teftamente, welche coram parocho et duobus tesli- 
bus errichtet werben, für zuläfjig und ftattbaft. 

Wohl mögen bei einer allgemeinen Nevifion ber Givilgefeßgebung 
biefe und Ähnliche Vorſchrijten eine Umgeſtaltung erhalten und einer bebür: 
fen; gegenwärtig köunen diefelben aber begreiflicher Weife bei ihren tiefen 
Zujammenhange mit civilrehtligen Bellimmungen unmöglich vereinzelt 
losgerifjen oder mit Einem Male als aufgehoben und wirkungslos erftärt 
. werden. 

Um daher in Folge der oben bezeichneten allgemeinen Faſſung nicht 
Srrungen zu veranlafien, genügt es, in ben Motiven, wie bier geicheben, 
zu erläutern, baß dieſe Gefege und Verorbnungen durch das Not.Sef. als 
nicht aufgehoben betzachtet werben, und es bebarf.um fo minder einer weis 
teren Beſtimmung, wenn insbefonbere die Staatsregierung hiezu ihre Bu: 
flimmung ausfpridt”. 
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teriale der Rechtsakte verbreitet ſich das Notariatsgeſetz in kei: 
nerlet Weile, und wenn e3 darüber Borfchriften enthält, in 
welcher Weife die Willenzäußerungen (Rechtsakte) der Stum⸗ 
men, Tauben, Blinden, Analphabeten ꝛc. feftzuftellen und zu 
beurkunden find, jo hält es ſich eben auch nur wieder innerhalb 
der Grenzen, welche die Form der Beurkundung betreffen. Das 
Notariatögeje jagt nirgends, Stumme, Taube, Blinde ꝛc. feien 
befugt, Nechtögejchäfte überhaupt einzugehen, und insbeſondere 
letztwillige Verfügungen zu treffen. Die Art. 57—59 bejagen 
nicht mehr und nicht weniger, als wie die Notariatsurkunden 
formell errichtet werden fjollen, wenn Perſonen der darin bes 
nannten Categorien bei Notariatakten betheiligt find; ob und 
inwieferne aber diefe Perſonen activ oder pafliv dabei auftreten 
fönnen und dürfen, Darüber ſchweigt dag Not. Geſ., und deshalb 
bat das einihlägige Civilrecht Hierüber Ziel und Maaß zu 
geben. 

Bei jo bemandten Umftänden fehlt es ber in dieſer Zeil: 
ſchrift S. 131 gezogenen Schlußfolgerung, daß, weil das Not. 
Gel. in den Art. 60 u. 61 das Teftament in fein Bereich ge- 
zogen babe, auch nur in dem Not.Gef. jelbit die Entjcheibung 
zu ſuchen fet, in welder Form die an der urkundlihen Hand⸗ 
lungsfähigfeit beſchraͤnkten Perſonen öffentlich zu teſtiren haben, 
— an einem allgemein giltigen Vorderſatze, nämlih an dem, 
dag das Gele ſolche Perſonen überhaupt in der in Art. 60 
u. 61 enthaltene Weile teftirfähig erklärt Habe. Dieſe beiden 
Artikel enthalten aber blos im Allgemeinen Vorſchriften über 
die Form der notariellen Teſtamente, und ſetzen biebei begreif- 
lich ſolche Berfonen voraus, welde in der fraglichen Art teftir- 
fähig find. Iſt die Teſtirfähigkeit bei einer gewiſſen Klaſſe von 
Berfonen ganz oder theilweiſe, d. 5. nur unter gewiſſen Vor: 
ausjegungen nad) dem Civilrechte beſchraͤnkt, fo koͤnnen Diele 
Perſonen tros der Art. 60 u. 61 des Not Geſ. überhaupt nicht 
oder doch nur in der im Civilrechte beſtimmten (beſchraͤnkten) 

eife teftiren. So beftimmt das bayer. Landrecht Th. II cap 
f Nr. 1 ausdrüdiih, daß ein DBlinder niemals jchriftlic, 
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fondern nur vom Munde aus tefttren könne, und alle beobs 
achten müfle, was in testamento nuncupalivo verordnet worden. 
Diefe Beitimmumg hängt mit cap. 3 $ I Nr. 6 und $ I Nr. 
1 1. 0. zujammen, an wel letter Stelle gejagt wird, bei Blins 
den oder ſonſt des Leſens und Schreibens unkundigen Berjonen, 
wenn fie Ichriftliche Diſpoſition machen, ohne daß hieraus oder 
fonft in anderweg von geihehener Vorleſung derjelben genug» 
ſam erhellet, fehle ed an der Sicherheit ihrer wahren Willens: 
"Außerung, — und in den Kreitmayr’ihen Anmerkungen biezu 
lit. b wird, wie bereits auf ©. 70 dieſer Zeitfchrift bemerkt 
iſt, das Vorleſen nicht jo fait als ein requisitum solennitatis, als 
voluntatis erflärt. 
(Schluß folgt.) 


Notizen. 


Durch Miniſterialentſchließung vom 4. Juli 1866 (Juſt.⸗ 
M.Bl. S. 194) werden die Notare angewieſen 
1) als Einlagen von Urkunden, deren eriter Bogen einen 
Gulden oder höheren Stempel beträgt, nur feinere, mit 
den treffenden Unterjcheidungszeihen der ſieben Rins 
gelchen verjehene Einlagbogen, und außerdem 
2) bei allen denjenigen Urfusben, deren Zmed und Gegen: 
jtand eine größere Dauerhaftigfeit erfordert, alfo naments 
li. zu den im Art. 14 des Not.Gef. bezeichneten Urkuig: 
den, wenn fie auch zu einem geringeren, als dem Ein- 
guldenftempel fid) eignen; dann zu den für einen läns 
geren und oftmaligen Gebrauch beitimmten Vollmachten 
nur Stempelpapier mit dem Papierpreije von einem Kreu⸗ 
zer und mit dem erwähnten Unterfcheidungszeihen zu 
verwenden. 
Zugleih wird auf den Gebrauch der vielfach ſchon in An- 
wendung und im Handel befindlihen Umjälagebogen zu ben 
Edotariatsurkunden aufmerkjam gemacht. 
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Der oberſte Gerichtshof hat juͤngſthin in mehreren Faͤllen 
daran feſtgehalten, daß die Vorſchriften in Art. 62 des Not.⸗ 
Gef. nicht blos Förmlichkeiten der Beurkundung betreffen, da⸗ 
bei aber im Einzelnen folgende Sätze feitgeftellt, 

Es ijt keineswegs nothmwendig, die befaunte in der Ur- 
funde aufgeführte Perjon gerade als „den Notare nah Namen, 
Stand und Wohnort befannt” zu bezeichnen, weil eine be 
ftimmte Formel als unabweihbar im Geſetze nicht vorgefchries 
ben werden wollte. Die bervoripringenditen und verläfligiten 
Anhaltspunkte für die Beurtheilung der Spentität einer Pers 
fon find deren Name, Stand und Wohnort und deßhalb Hat 
der Abſatz 1 des Art. 62 vorgeichrieben, jene Bemerkung folle 
dieſe drei Punkte umfaffen. Daraus folgt aber keineswegs, 
daß nicht aud eine andere gleihbedeutende Faflung für die 
Kundgabe jener Belanutichaft ftellvertvetend gewählt werden 
fönne, weil nad Art. 63 Abi. 1 Ziff. 3 jede Notariatäurfunde 
ohnedieß den Bor: und Zunamen, Stand und Wohnort aller 
Beteiligten enthalten muß, der Art, 53 Abſ. 2 fi bei den 
Notariatözeugen, offenbar von gleicher Abſicht ausgehend, da⸗ 
mit begnügt, fie müßten dem Notar perjönlich befannt fein, 
und der. Notar, welder eine Partei nah Vor: und Zunamen, 
nad Stand und Wohnort ald vor ihm erihienen anführt, mit 
ber Bemerkung, der Erſchienene fei ihm auch perjönlich befannt, 
von ſelbſt hinlänglich Fund gibt, daß er von der Wahrheit jener 
Angabe auch Kenntniß habe und überzeugt fei, zumal er in 
dieſem eriten der drei Fälle des Art. 62 nicht anzugeben braucht, 
aus welden Quellen er jeine Bekanntſchaft geichöpft habe (Er: 
fenntnig vom 24. Mai 1866). Es genügt zur Beobachtung 
dieſer Vorſchrift des Gejetes, daß aus den gebrauchten Aus: 
drüden, wenn auch die Redaction eine unangemeijene ift, doch 
dem Sinne nad die Bekanntſchaft des Notars mit den erwähnten 
perjönlihen Verhältniffen der Betheiligten zu entnehmen ift 
(Erkenntniß vom 7. Juli 1866 vgl. auch diefe Zeitichrift 1864 
©. 314). T 


Die Worte „vor mir genügend ausgewieſen“ enthalten 
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feine Betätigung der perjönliden Belanntihaft und find ftraf- 
bar, weil der Notar, wenn er die DBetheiligten nicht Kennt, an⸗ 
zugeben bat, in welcher Weife und durch welde Mittel ihm 
deren Identität befcheinigt worden ift (Erfenntniß v. 25. Mai 
1866). 

Ebenſo ftrafbar iſt die Zeititellung der Identität durch 
eine einzige Auskunftsperſon ohne die Angabe, daß eine wei- 
tere oder ein anderer Behelf nicht ausgemittelt wurde, ſowie 
die bloße Benennung und Bezeichnung jhriftlider Behelfe ohne 
die ausdrückliche Beltätigung, daß fich feine Auskunftsperſon 
barjtellte (Erkenntniffe v. 25. Mai u. 11. Suni 1866; vgl. 
auch dieje Zeitichrift 1864 ©. 310). 

Das gänzliche Uebergehen der Bekanntſchaft einer Partei 
mit Stillfchweigen ift jtrafbar (Erfenntnifje vom 24. Mat und 
7. Juli 1866; vgl. auch dieje Zeitiehrift 1865 ©. 362); wenn 
aber die Notariatöurkunde die Mittel ber Identitätsfeſtſtellung 
aufführt, ift damit von ſelbſt hinreichend kund gegeben, daß der 
Notar den Erfchtenenen nicht gefaunt habe. Wenn neben einer 
Auskunftsperſon auch noch ein oder der andere ſchriftliche Behelf 
bezeichnet wird, jo „ſcheint daraus auch Hinlänglich hervorzu⸗ 
gehen, daß Feine zweite Auskunftsperſon vorftellig zu machen 
war“ (Erfenntnig vom 11. Sunt 1866). 


Dienſtesnachrichten. 

Am 16. Juli 1866 wurde der k. Notar Aloys Nür- 
bauer in Erbendorf auf Anſuchen nad Amberg verjeßt und 
der Notariatögehilfe Johann Georg Maier aus Au, in Türk: 
heim wohnhaft, zum k. Notar in Erbendorf ernamt. 

Am 21. Juli 1866 ftarb der k. Notar Kafpar Mayer 
in Günzburg. 


⸗ 
Drud und Verlag der C. H. Beck'ſchen Buchhandlung in Nördlingen. 
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Heber das notarielle Ceſtament und deſſen Solennitäten. 


.  (Säluß.) 

Solche jpecielle civilrechtliche Beftimmungen, wie fie das 
bayeriſche Landrecht enthält, und andere derartige partilularrecht- 
liche Vorichriften?) find durch dag Not.Gef. nicht aufgehoben, 
und diefer Auffaffung ftehen auch bie Art. 57 bis 59 nicht ente 
gegen, wie dieß ſchon aus ber obigen Beiprechung biefer Art. 
erhellet. 

Herr Notar Oppmann bat dieſes Prinzip auch anerkannt, 
er weicht aber S. 66 1. oc. von bemfelben infofern ab, als er 


2) Mittermaier beutjches Privatrecht (Aufl. VIE) ®b. IL. $ 461 
Ar. 9, wo bie eigenhändige Unterfchrift des Teftators in einem, bem Ge: 
richte Üibergebenen Teſtamente für ndthig erklärt wird. 
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daſelbſt unter Bezugnahme anf Zink's Commentar zum Not.Gei. 
die Anſicht aufſtellt, daß durch Art. 25 im Zuſammenhalte mit 
ben Art. 60 und, 64 des Not. Gef, alle andern außergewoͤhn⸗ 
lichen Teftamenssfoumen, das tostamentum.rure vel tempore 
pestis conditum, das testamentum Parontum inter ee x. 
bejeitigt. ſejen. 

Der Art. 25 des Not. Se AR aber nichts — als die 
Conſequenz der durch dieſes Geſetz und das Gerichtsverfaſfſungs⸗ 
geſetz an die Notare geſchehenen Uebertragung der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit und, insbeſondere bie Beurkundung ber dahin 
einſchlagenden Rechtsgeſchäftfe, die Notare find in diefer Richtung 
an die Stelle ber Gerichte, getveten, und ba Lebteren ehedem 
die Aufnahme ber Teftamente zujtand, jo haben die Notare auch 
biefe Berechtigung erlangt; ein Mehreres, als bie Gerichte in 
ber freiwilligen Gerichtsbarkeit geübt, haben aber die Notare 
‚nicht überkommen, und wie neben den früher dur) die Ge— 
richte aufzunehmenden Zeftamenten noch weitere Arten privile- 
girter und anderer befonderer Teſtamente, wie folhe namentlich 
im bayerifchen Landrecht Th. III cap. 4 S 1 md 3 bis 9 incl. 
als testamenta. privilegiata et minus solennia bezeichnet und 
wozu nicht nur vie testamenta judieialia aut Principi oblata, 
ſondern aud) militaria oder ad pias causas, vel tempore pestis 
aut a rusticis facta, dann testamenta parentum inter liberos 
gerechnet werben, beftanden haben, fo beftehen dieſe privtlegirten 
Teitamentsarten auch jegt noch fort, da fie nirgends fpeziell 
aufgehoben, und durch den Art. 25 des Not:Gef. nur die Cont: 
petenz der Notare zur Teſtamentsbeurkundung beitimmt, obne 
daß dem Publikum die Wahl benommen worden ift, ob es fich 
ber notariellen Teftamentsform, welche freilich die ſicherſte und 
verläßigfte ift, — oder unter den konkreten Verhältniffen einer 
andern font zufäßigen Teftamentsart bedienen wolle. 

ad b) Die obige zweite NRechtsfrage betreffend, fo iſt deren 
Berneinung in diefer Zeitfchrift S. 132 mit vollfter Beredhti- 
gung ausgefprochen worden. Wie bafelbft bereits berührt wor: 


ben, ift zwifchen gewöhnlichen und außergemöhnlicden Foͤrmlich⸗ 


U.» 
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keiten, welche bei der notariellen Beurkundung zu beobachten 
ſind, zu unterſcheiden. Dieſer Unterſchied iſt zwar im Geſetze 
nicht expressis verbis ausgedrückt, es iſt in demſelben nicht 
geſagt, dieſe oder jene Formen ſeien die gewöhnlichen oder außer⸗ 
gewöhnlichen; es läßt ſich aber dieſe Klaſſifikation aus den ein⸗ 
zelnen Vorſchriften des Gejeges und aus der Natur der Sache 
ſelbſt ableiten. 

In den beiden Art. 60 und 61 des Not.Gef, wird nun 
gerade auch von gewöhnlichen Formalitäten gefprochen, nud 
e8 muß daher im Gegenfag hievon außergewöhnliche Förm- 
lichkeiten geben. 

Zu den erfteren — den gewöhnlichen Förmlichkeiten — 
gehören alle jene Formen, deren Einhaltung für jede Notariats- 
urkunde ohne Unterfchteb vorgefchrieben ift. Hierüber ift in den 
Art. 62 His 68 incl. und Art. 70 bis 73 des Not.Gef. das 
FKähere beitimmt. Zu den zweiten — den außergewöhnlichen 
Kormalien — find diejenigen zu rechnen, welche nicht bei jeder 
Urkunde nothwendiger Weife einzutreten haben, fondern bios 
durch bejondere Umftände des konkreten Falles geboten find, 
worüber dic Art. 57 bis 59, 69 und 74 bis 76 fid) verbreiten. 

Rur in diefe Klaſſe der außergewöhnlichen Förmlichkeiten 
fommt daher die Zuziehung von Urkundensperjonen zu folchen 
Nechtsgefchäften, bei welchen Analphabeten betheiligt find, zu jtehen. 

Wenn bei Errichtung einer Notartatsurfunde eine ftumme, 
taubjtumme oder der deutichen Sprache unkundige Perſon betheiligt 
ist, jo ift zwar allerdings noch eine Mittelsperfon nothiwendig, 
um dem Notar die erforberliche Verſtändigung beizubringen, 
allein biefer Fall ftcht mit jenem, wo bei einer Vertragserrich- 
tung ein NAnalphabet betheiligt ift, nicht auf gleicher Linie, 
Im letzteren Falle haben die beiden Zeugen die Eigenjchaft von 
Urkundsperfonen, während im erfteren alle die beigezogene 
Mittelsperfon gewiffermaßen ala Sachverftändiger fich darſtellt, 
and daher bei allen notariellen Alten, bei welchen die fraglichen 
vorhin bezeichneten Perfonen betheiligt find, nothwenbig iſt. Da 
das Not. Gef. bei dem notariellen Teftamente ausdrücklich blos bie 

14* 
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Zuziehung zweier Zeugen, welche den Charakter von Urkundens- 
yerfonen haben, vorgejchrieben hat, fo genügt deren Zahl auch 
bei dem Teftamente eines Analphabeten, und Fönnen dieſe Zeu⸗ 
gen zugleich auch die Stelle von Identitätszeugen vertreten. 

Diefe Interpretation muß ferner auch noch um deswillen 
als die richtige gelten, weil anfonft das Gefeg die Formalismen 
vermehrt, und dadurch nur deſto mehr die Sicherheit der Rechts: 
geichäfte gefährbet hätte; denn jede Ueberfüllung der Nechtsafte 
mit Formalitäten ftiftet Schaden. Jedenfalls ftreitet. auch die 
Bermuthung dafür, daß ber Geſetzgeber, welcher ſchon durch bie 
Beigabe zweier Zeugen mehr als Erkleckliches gethan, nicht auch 
noch einen weiteren übermäßigen, ſchwerfälligen und nutzloſen 
Apparat an die Stelle der früheren fo einfachen Teſtamentsform 
habe jchaffen wollen. 

In der eriten Zeit, als das Notariat ins Leben trat, if 
es allerdings vorgefommen , daß Notare aus übertriebener 
Aengitlichkeit, um ja gegen Feine Form zu verftoßen, bei Teſta⸗ 
menten des Schreibens unkundiger Perſonen außer ben zwei 
Teftamentszeugen noch weitere zwei Zeugen bei dem Vorleſen 
bes Teftaments zugezogen haben.) Eine ſolche Procedur, welche 
jelbft bei einer an ſich ganz einfachen letzwilligen Verfügung, 


) Der Notar, welcher auf fich felbft beſchränkt if, für den kein An⸗ 
berer einftebt, ber nicht, wie bei einem Nichterfollegium, durch das Conklu⸗ 
ſum gebedt ift, kommt cft in eine Lage, welche fchnelles Haudeln erfordert, 
— es ift daher nicht zw wundern, wenn ber Notar von dem Grundſatze: 
superfiua non nocent, an Formalismen oft mehr thut, als er für abfolut 
nothwendig erachtet. Die Außerachtlaſſung einer in unferm Rotariatsgeſetze 
in jo reichlihem Maße gegebenen Formen ift zu folgenreich; ift der At vom 
Notar geſchloſſen, fo ift ihm — Häufig — jede weitere Einwirkung entzo⸗ 
gen; es ift nicht mehr, wie ehedem, das fo häufig getabelte, aber auch nicht 
fehlten mißverftanbene Verhältniß ber freiwilligen Gerichtsbarkeit vorhanden. 
Seht werden bie unbebeutendften, ohne alle nachtheiligen Rechtsfolgen blei= 
benden Formaußerachtlaſſungen der Notare an bie große Glode gehangen, 
unb wenn bie bisciplinären Ginfchreitungen ber Gerichte gegen bie Notare 
wegen wirklicher oder vermeintlicher Zormverlegungen progreffiv fortjchreiten, 
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zumal wenn auch noch Spentitätszeugen nothwenbig werben foll- 
ten, einen großen Zeitaufwand erfordert, macht bet ihrer Um- 
ftändlichkeit auf den Teſtator wie auf bie beigezogenen Perſonen 
teinen, das amtliche Anjehen des Notars hebenden Eindrud. 

Bereits hat fih auch, jo weit meine Erfahrungen reichen, 
die Rotariatepraris im richtigen Berftänbniffe ver Art. 60 und 61 
des Not.Gej. entſchieden dahin geftaltet, daß bei einem Teftä- 
mente der bier in Frage ftehenden Art, vorausgefett, daß, weil 
der Notar oder die Tejtamentszeugen den Teſtator kennen, eine 
Herjtellung der Identität des Letztern durch zwei andere Zeugen 
nicht nothwendig werde, lebiglich zwei KXeftamentszeugen zuges 
zogen werben. 

Dieß ift jeßt, fo viel mir aus einer verläßigen Quelle 
befannt ift, namentlich auch in ber Oberpfalz durchgängig ber 
Tall. Dr. Bauridl. 


wozu nach ber jebigen Geflalt der Dinge alle Ausficht gegeben ift, fo werben 
bald die Gerichte durch ſolche Einſchreitungen eine größere Geſchäftslaſt fich 
auflaben, als früher troß ber bamaligen mangelhaften Verwaltung der freis 
willigen Gerichtsbarkeit die ans den Akten ber Iehteren entftandenen Prozeffe 
boten. In welcher Weife den Notaren wegen Einhaltung ber Formen zu 
Leibe gegangen wird, zeigt ber in biefer Zeitfehrift Bd. IL ©. 40 erzählte 
Sal, und ein in jüngfler Zeit erlaflenes und im Zuftizminifterialblatt für 
den heutigen Jahrgang ©. 127 bis 130 mitgetheiltes oberappellationgge- 
richtliches Erkenntniß, welches jedoch in rigtiger Anerkennung ber Vorſchrif⸗ 
ten des Not.Sef. die von dem Notar zur Identitätsherſtellung geſchehene 
Sonftatirung, daß ihm die Sontrahenten perfönlih wohl befannt find, 
für ausreichend erachtete. — Nicht felten Hört man bie Aeußerung: mancher 
Notar nehme bie Akte fchlechter auf, als ein ehemaliger Oberjähreiber. Es 
ift bieß eine leere Phrafe. Wenn einem Notar bie und ba ein Berjehen 
begegnet, fo bebenfe man, baß bie Notare eben auch Menfchen feien, von 
ihnen nichts Mebermenfchliches verlangt werden bürfe, und daß Irrthümer 
auch bei den Gerichten nicht zu den Seltenheiten gehören, wie Jeder weiß, 
welchem bie Gerichtspraris Teine terra incognita ift. 
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Die Seglaubigungsgebühr bei Ausfertigungen nach Art. 12 - 
Abf. 6 der Motariatsgebührenerdnung vom 19. Januar 1862. 


Bon Heren Notar ©. Ehrlicher in Straubing. 


In dieſem bezeichneten Betreff ift an die Notare innerhalb 
des Sprengeld des Bezirksgerichts Straubing unterm 17. Mat 
1866 eine autographirte Mittheilung ſammt 2 Beilagen ergan- 
gen, deren Inhalt wegen feiner Wichtigkeit näher zu unterfuchen 
ſein bürfte: 

Die berührte Frage ift unter den Notaren in Niederbayern 
nicht ftreitig. Ihre Anficht wurde von der Kammer bes Kreiſes 
beftätigt und wollte in einer Vorſtellung, welche indeſſen Bier 
unbefannt geblieben iſt, vertheidigt werden, was dankbar aner⸗ 
kannt werden muß. 


Da die Art und Weiſe der Zuſchrift des Bezirksgerichts 
neu iſt und ſich in ähnlichen Fällen für die ſchriftliche Debatte 
empfehlen dürfte, folgt deren Abdruck in unſere Fachblätter: 


Es war bisher die Frage ſtreitig, ob der Notar die Beglaubigungs⸗ 
gebühr von 30 Fr. nad) Urt. 12 der Not.⸗Geb.⸗Ordn. auch für Abſchriften 
jener Urkunden nehmen darf, die er felbft errichtet hat, oder deren Urſchrif⸗ 
ten er beſitzt, “oder bloß für Abſchriften von Notariatsurfunden, die er nicht 
errichtet bat, oder deren Urſchriften er nicht befigt, oder von Urkunden Dritter, 

Das Divectorium bes Bezirksgerichts erlich deßfalls die im Abdruck 
auszugsweife anliegende Erinnerung, worauf fi der betreffende Notar an 
bie Notariatsfammer‘ unb ‚diefe an das k. Staatsminifterium der Juſtiz 
wendete. 

Die Entſchließung, welde biefes erließ, Liegt zur Keuntnignahme und 
Beachtung gleichfalls im Abdrude an. 
Der f. Director. 
Baur, 


Die Notariats-Urkunden find: 

a) entweder Urfchriften, 

b) ober Hauptausfertigungen, wozu and) jene mit der Erecutivflaufel 
gehören, 

c) oder endlih Ausfertigungen. 
(Not. Geſ. Art. 87 Vollzugsvorſchr. hiezu v. 1. Juni 1862 $ 54). 
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Die Ouafettigungen 20 ſimd Abſchriften, unb’flie fie gift als Ser 
ber Ausfertigung die Beglaubigungsform. 

(Vollzugs⸗Vorſchr. $ 54.) 

Für diefe Beglaubigung nun pajjirt bloß eine Gebühr von 18 Fr. 
für das erite Blatt und 6 fr. für jede folgende Seite, 

(Art. 18 der Not.-Geb.:Oron. dv. 10. Jänner 1862.) 
nit aber die ‚eigentliche Beglaubigungsgebühr von 30 fr. nad Art. 12 
Abi. 6 der Not.⸗Geb.⸗Ordn. Diefe legte Gebühr findet bloß ftatt, weni 
Abdfchriften von andberweitigen Urkunden, bie nicht vom ausfertigenden Notar 
felbit ober einem feiner Amtsvorgänger errichtet worden find, beglaubigt 
werden follen. 


Staatsminifterium der Juſtiz. 


Die mit Beriht vom 14. pr. 17. d. Mts. vorgelegten Akten folgen 
mit der Entſchließung zurüd, daß der Vorftellung der Rotariatsfammer von 
Niederbayern vom 4. vg. Mts. Feige Folge gegeben werben könne, da Ab: 
fohriften, welde ein Notar nad Art. 87 Abſ. 3 bes Notarintsgefeßes und 
5 54 ber Bollzugsvorfähriften von folden Urkunden ertheilt, die er felbft 
errichtet bat, oder deren Urfähriften er beſitzt (Art. 84 bes Not.Gef.) zu 
den Ausjertigusigen gehören, fir welche nach Art. 18 der Notarlatsgebüh- 
renordnung nur bie Schreibgebühr in Anfag gebracht werden kann, während 
die im Art. 12 daſelbſt beſtimmte Vergütung von 30 Kreuzern für ben 
eriten Bogen und 3 Kreuzern für jede weitere Eeite dem Notar nur für . 
Beglaubigung von Abſchriften anderer Urfunden Draupst- 

Hiernach ift das Weitere zu verfügen. 

Münden, ben 19, April 1866. 


Auf Seiner Majeftät bes Königs allerhöciften etc, 


v. Bomhard. 
An ben Durch den Minifler 
Oberftaatsanwalt am E. Appell. Gerichte der 
von NRicberbayern. General: Secretär 
; Minifterialrath - 
Auslegung bes Art. 12 der Notarlatss (gez.) Dr. Heinzelmann.. 


Gebührenordnung betr. 


Hienach ijt die Sache folgende: 

Die Notare find durch das Gefet verpflichtet, alle Haupt: 
ausfertigungen zu ertheifen. | 

Die Notare find ebenjo verpflichtet, alle Ausfertigungen 
zu ertheilen. 

Diefe Ansfertigungen find Abſchriften. 
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Die Form diefer Abfchriften if im Verordnungeweg vor: 
gefehen. 

Bei Adfchriften iſt lediglich der Gleichlaut derſelben mit 
ber Urfchrift unter Anführung des Datums und Beibrüdung 
feines Siegels von den Notaren zu beftätigen. 


Beftätigung bes Gleichlautes ift Beglaubigung der Abs 
Schrift, e8 ift das Zeugniß. 

An der Gebühren-Oronung wird bie Beglaubigung der 
Abfchriften mit 30 fr. (3 fr.) honorirt. 

Hieraus folgt, daß alle Ausfertigungen mit 30 fr. (3 fr.) 
zu bonoriren find. 

Diefe Säbe bilden eine Regel. 

Veber diefe Regel und über ihre Ableitung befteht Einigkeit. 


Bon diefer Regel will eine Ausnahme gemacht werben: 
bet Ausfertigungen, bei Beglaubigungen von Abfchriften eigner 
Urkunden ift nur die Schreibgebühr zu vergüten, die Beglaus 
bigungsgebühr paffire nur für Beglaubigungen von Abjchriften 
anderer Urkunden. Nach übereinftimmenver Auffaffung beider 
Beilagen hat der Einheitsbegriff des Art. 12,6 der Geb.Ordn. 
„Beglaubigung der Abſchriften“ in zwei Theile zu zerfallen: 
bie beglaubigte Abjchrift, d. i. die Beglaubigung von feinen Ur: 
jriften, dann bie Beglaubigung als folche (die beglaubigte Ab- 
ſchrift anderer Urkunden); jene ift honorarfrei, diefe ift zu ho⸗ 
noriren. Allein diefe Unterjcheidung dürfte in Gefeß, oder in 
ben Verordnungen nicht vorhanden fein. ‚ 

4. Dieje Art von Tarirung der Abſchriften ift allerdings 
bie Negel des Taxgeſetzes v. 28. Mai 1852, Xarregulativ für 
die Beglaubigung der nicht ftreitigen Nechtspflege 2c. Art. 38, 
wonach von Verträgen, Schäßungen, Protofollen und andern 
Verhandlungen, wenn von ihnen Ausfertigungen, jolche mögen 
in einer Originalausfertigung, einer Abfchrift oder einem Aus: 
zuge beſtehen, gemacht werben, Abjchriftsgebühren erhoben und 
folhe der Staatskaſſe verrechnet werben. 

Hier, wie in der neuen Ausnahme, ift eine beſondere Bes 
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glanbigungsgebühr nicht zu erheben, nur bie Schreibgebühr, 
Abjchriftsgebühr, und folche tft der Staatskaſſe zu verrechnen. 

Aber ſo verfchteven die Staatslaffe von der Kaffe eines 
eined Notars iſt, jo verjchteden iſt die Ararialifche Taxbeſtim⸗ 
mung unb die notarielle Ausfertigungsgebühr. 

Der Anfpruch des Staates auf Tare ift ein öffentliches 
Recht, ein fog. Hoheitsrecht, der Anſpruch des Notare auf Ges 
bühren ift nach bayeriſchem Notariatsgejeb abgeleitet aus dem 
Privatrecht. 

Beide Rechtsquellen in ihrer Entftehung, in ihrer Urjache 
ohne alle Aehnlichkeit, haben auch in ihrer Wirkung keine Achns 
lichkeit, ſelbſt wenn der Gegenftand — Beglaubigung von Ab: 
ſchriften — der nämliche ift, die Eigenjchaft der Aehnlichkeit ift 
taͤuſchend, nur zufällig und ohne Enticheidung, wie bie Aehn⸗ 
lihleit zweier Söhne zweier Väter und Einer Mutter. 

2. Der Gefetsgeber fpricht in Art. 12,6 der Geb.Ordn. 
allgemein, fo einfach wie verftändlich, und ohne Diftinktion. 

In der Gefeßgebungsfunde gilt die Annahme, faft ein 
Schicklichkeitsgrund, daß auch vorher “Jeder weiß und daß er 
auch wohl das bedacht hat, was er ausfprict. 

Es iſt jomit auch hier in einem Muftergefeg der Neuzeit 
anzunehmen, daß der Gefebgeber fich des Unterſchiedes ber Gats 
tung und der Abarten der Beglaubigungen wohl bewußt war 
Ihon bet oder vor Erlaffung feiner Gebühren -Orbnung vom 
19. Januar 1862; ift er ja erft am 10. November 1861 im 
Art. 106,6 feines Notariatsgefeges hart daran vworbeigegangen. 

Hat der Geſetzgeber nun in Art. 12,6 feiner Geb.-Drbn. 
feinen Unterjchied gemacht, fo möüffen wir mit Nothwendigkeit 
bei dem Schluffe ankommen, daß berfelbe die Diftinktion zwar 
recht gut gekannt, eine folche aber abfichtlih und mit Fleiß 
nicht hat machen wollen. 

In der Geſetzanwendungskunde hat, wieder ein Schicklich⸗ 
lichkeitsgeſetz (nes nostrum est), die Abficht, der Wille bes Ge- 
jeßgebers allein als Richtſchnur zu gelten, lege non destinguente 
Rec nostrum est destinguere. 
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de Grundſätze des bayeriſchen Rotariatsrechtes find: wie 
Notare find zu belohnen, die Notawe haben Gebühren zu bezie- 
ben, die NRotariatsgebühren find tm Verordnungsweg zu: beftim- 
men und es tt auf dem Verordnungsweg beftimmt werben, bie 
Notare haben befondere Ttändige Gebühren von der Beglaubigung 
von Abſchriften zu beziehen. 

- in den briden obigen Beilagen iſt der unverſchleierte Satz 
enthalten: für Beglaubigungen eigner Abſchriften haben bie 
Notare feine Gebühren zu beziehen, die Notare find hiefär nicht 
zu belohnen. 

Diefer Sab zerſtoͤrt Geſetz und die geſetzliche Verordnung 
in einem weſentlichen Theil, ähnlich der matatio und der emen- 
dasio Aihelli des Civilprozeſſes. : 

Dem Einzelnen, wie ber Geſammtheit ſteht frei was 
behauptet und ausgeſprochen iſt, abznaͤndern, jedoch nach ben 
durch Geſetze beſtimmten Vorſchriften über Abaͤnderungen. Nach 
Art. 104 des Not.Geſ, iſt hiezu eine koͤnigliche Verordnung er⸗ 
forderlich, eine Novelle, ähnlich jener erſſen vom 7. Juni 1863 
(2c. „nachſtehende Abänderung” 32€.) 

4. Würde ein Notar, welcher feine eigne Untunde in Ab⸗ 
ſchrift ſelbſt beglaubigt und ſelbſt abſchreibt, beziehungsweiſe 
für das Abſchreiben Sorge trägt, lediglich die Gebühr für das 
Abſchreiben erhalten, fo würde er für die befonbere ——— 
des Beglaubigens nichts erhalten. 

Schreiben, Abſchreiben iſt nicht Beglaubigen. 

Schreiben und Beglaubigen bilden die Veglaubigung, die 
Ausfertigung. 

Die Ausfertigung iſt daher im Hinblick auf ihren Gegen⸗ 
ftand eine getheilte, zweifache”) Handlung, daher ein zweifaches 
Band zwiſchen dem Notar und ber Parthei, yerknüpft in ber 
Borftelung von Mandat, geichlungen durch das Anfuchen der 
Parthei, zu_löfen in der Amtsthätigfeit des Notare. 


) Die Vorftellung „doppelt“ iſt nicht ung, Wer doppelt zahlt, zahlt 
einmal zu viel, — 


- 
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Die Ausfertigung ift aber auch. im Hinblick auf die Pers 
fon des Ausfertigers als eine zweifache Verbindlichkeit zu den⸗ 
fen, wenn in berfelben ber Notar auch jcheinbar als Perſonen⸗ 
Einheit auftritt, da. zur Erreichung des Zweckes ber eriten 
Verbindlichkeit eine neue Berbinblichfeit zwijchen dem Notar 
und einem Dritten, die Dienftmietbe, das Engagement des Notas 
riatsgehiffen zu entjtehen pflegt, welches in ber Richtung auf 
bag erftere eine andere obligatorifche Seite gewinnen Tann, 
nämlih Erſatz baarer Auslagen, Entichädigung. 

Schreibgebühr ift daher vie Belohnung der einen Gegen: 
leiftung techniſcher, offizineller Natur. Beglaubigungsgebühr ift 
bie Belohnung der andern Gegenleiftung jeientifijcher, offizieller 
Natur, eine Handlung, welche ohne obrigkeitliche Funktion nicht 
gedacht werden kann. 

Schreibgebühr ift daher die Gegenleiftung an ben Notar 
und da fich der Notar wie jeber andere Zuuftionär der öffent: 
lihen Gewalt in der Regel eines Dritten zum Zwecke bed Ab- 
Schreibens bedient, der Erfaß baarer Auslagen, die Entjchädigung 
zu leiten an den Dritten, 

Beglaubigungsgebühr ift der Funktionsgehalt des Notare 
in Ausübung einer Amtöthätigkeit. 

Derjenige Notar, welcher bei der eignen Urkunde eine 
bejondere Beglaubigungsgebühr nicht verrechnen dürfte, würbe 
daher nicht nur gar nichts für feine Amtsthätigfeit erhalten, ba 
er die vergönnte Schreibgebühr wieder herausbezahlt, ſondern 
er müßte noch darauf bezahlen zur Beftreitung ber übrigen 
Neben= und Erpeditionsgebühren, burd) die Beglaubigung auch 
veranlaßte Auslagen, als da find Bureaumiethe, Beheizung, 
Beleuchtung, Schreibimaterialien, Botenlohn, 

Der Notar wäre daher beichädigt, nicht belohnt. 

5. Es dürfte auch die Annahme als ob die Beglanbiguug 
von Abfchriften der Urkunde eigenen Befikes in einem vorauss 
gegangenen oder begleitenden Beurkundungsakt gleichſam impli⸗ 
cite enthalten, die Beglaubigung daher mit Feiner anderen - 
Gebühr als der Schreibgebühr zu belohnen, wäre, ausgeſchloſſen 
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fein durch die Gefhichte der Urkunde, welche mit Art. 12,6 ber 
Geb.Ordn. innig zufammenhängt. 

Das Gewand des Rechtsgeſchäftes war uriprünglich die 
gefehriebene Urkunde, benannt von den Anfangsmworten der Ein: 
gangsformel „Urkund und zu willen jet hiemit ꝛc. ꝛc.“ 

Schreiben ift eine Kunft. Die Schreiblunft war ehedem 
bejonbers in Händen der Geiftlichen. Der Schreibfertige entwarf 
das Nechtsgemälbe, zuerft in ber abbreviatura und fertigte hie⸗ 
von das Original, die Urkunde, aus. 

Die abbreviatura blieb urfprünglich ohne Werth, Makulatur. 

Mit der Fertigung nnd der Uebergabe des Originals, ber 
Urkunde, war die Thätigkeit des Ausfertigens beendigt, er 
wurde abgelohnt. | | 

Hiemit ſchließt der erſte Zeitabjchnitt der Gejchichte der 
Urkunde und deren Belohnung. 

Bei dem territorial=gejchloffenen, den Meiften verſchloſſe⸗ 
nen Grundbefiß und da anfangs Urkunden nur über Kauf:, 
ZTaufche, Verpfändung3=Verträgen vorgekommen fein mögen, bat 
dieſer Zeitabjchnitt in Deutichland lange gedauert. 

Hierauf hat der lebendig gemorbene Verkehr das frembe 
fertige Recht ins Land gerufen, man lernte dadurch bie Bedeu⸗ 
tung der Urkunde als Beweismittel kennen. 

Jetzt erſt trat in ber feither civilen Natur ber Urkunde 
eine neue ungekannte Scite hervor, jagen wir, bie militärifche, 
Triegerifche Eigenjchaft zum Schuß gegen den feindlichen Angriff 
im’ Prozeß, fie wurde Beweisurfunde 

Und von dem Erjcheinen des römischen Rechts in Deutfch- 
land bis auf den heutigen Tag verläuft der zweite Zeitabjchnitt 
in der Geſchichte der Urkunde. 

Da wurde ber Schreibfertige angegangen, eine zweite Ur⸗ 
kunde zu fertigen und mußte hiefür belohnt werben. ⸗ 

Als Geiſtlicher, welcher die Civilſtandsregiſter, die Ma⸗ 
trikel zu führen und hiebei Zeugniſſe über Geburt, Trauung 
und Tod zu fertigen hatte, konnte der Schreibfertige nicht groß 
verlegen ſein, er fing nun auch an die Urſchriften zu ſammeln 
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und fertigte hievon die zweite Urkunde in Abjchrift, Kopie, be⸗ 
gleitet von dem Zeugniß, daß die Abjchrift mit der Urfchrift 
gleichlaute, (H 54,2 Geſch.Ordn. für die Notare) und nannte 
fie Ausfertigung zum Unterfchied von der Haupt oder eriten 
Ausfertigung. 

In der Folge und nad) der Gefchäftsbehandlung nahm 
das im Fanonifchen Recht erwachjene und gepflogene Zeugniß, 
die Beglaubigung von Abſchriften, in den deutſchen Gerichten 
die Natur einer jentenzartigen vichterlichen Erklärung (causae 
cognitio und decretum) und eine ſolche Wichtigkeit an, daß es 
der Boden eines bejondern Rechtsaktes auf dem Wege der 
Disciplin, die Urkunden auszufertigen und beglaubigen, ges 
winnen konnte und in den Lehrbüchern ver nicht ftreitigen 
Rechtspflege einer bejondern Abhandlung fich zu erfreuen hatte, 
Puchta, Handbuch des gerichtl. Verfahrens ꝛc. Bd. J. F 9. ©. 26. 
3iff. II. $ 15. Bd. IL $ 216—222. 

Unfere Ausfertigung ift fohin, den gemeinjamen Inhalt 
ausgenommen, nad Gefchichte und Entitehung, nach Form und 
Geftalt, nad Name und Beweisfraft eine ganz andere Urkunde 
als die erſte Ausfertigung. 

Die erſte Ausfertigung iſt ciwiliftiih bie Xrägerin bes 
Rechtsgeſchäftes, geihichtlich die Urkunde. 

Die Ausfertigung, die Abjchrift, iſt zunächſt Gerichtsatt, 
prozefjuales Beweismittel, gefchichtlich Beweisurkunde. 

Beide Urkunden find ſcharf getrennte Notarintsalte, jebe 
jelbftftändig, unabhängig von einander, jede daher zu belohnen. 

Angenommen: beide Urkunden feien formell die gleichen 
Akte, die Belohnung des Nechtögefchäftes, bezieh. der Urjchrift 
und der erjten Ausfertigung enthalten bie Belohnung rechneriſch⸗ 
finanziell auch für die zweite und alle zweite Ausfertigungen, 
jo wiberfpricht diefe Art und Weife zu vechnen dem gleichſam 
in dem Rechtsgeſchäfte ausgedrückten und verförperten Zahlen: 
verhältniß, es ift mathematisch nicht denkbar, daß in einer bes 
ftimmten gegebenen Größe fo und jo viele andere ungleiche, uns 
befannte und zufällige Größen enthalten fein Lönnen. 
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Kerner: gewöhnlich belohnt der zunächit Beteiligte die 
Beurkundimg, er erhält hiefür auch die Hauptausfertigung, als 
folcher hat er, eine zweite Ausfertigung nicht nöthig. Aber ber 
- andere Theil bedarf ihrer, häufig fein Prozeßgegner. 

Hier würde daher jener für feinen Gegner zu bezahlen 
haben, d. t. für einen Unberechtigten, d. i. unrechter Weiſe. 

Würde aber gar Feine Ausfertigung oder Abjchrift verlangt 
werben, und dies bildet die Negel, fo hätte der Erfte an den 
Notar zu viel bezahlt, nämlich die Koften der nicht verlangten 
Abschrift. 

Auch Hieraus folgt: die Abſchrift kann finanziell nicht in 
der erften Ausfertigung oder wo nur immer enthalten fein, ber 
Notar ift daher für die Abſchrift zu belohnen. 

Gerade bei der Tarbewerthung verläugnet fich die progel- 
fuale Natur biefer Art ber Ausfertigung nicht, wer fie veranlapt, 
bezahlt fie. Der Hiftorifche Grundſatz der Bewerthung liegt in 
der Natur der Sache und tft in jeber Prozeßordnung enthalten. 

Denn felbft da, wo der zunächſt Betheiligte die Abſchrift 
verlangt und fie bezahlt, verlangt und bezahlt er ein Mittel für 
den Beweis im Prozeß, er bezahlt daher nur fcheinbar und 
zeitweife, mit ber Verurtheilung in der Hauptjache erhält er 
auch diefe Auslagen wieder erſetzt. Deutlich tritt dieſes Vers 
haltniß hervor bet Abfjchriften von Vollmachten, Kündigungen zc. 

Ter Notar würde daher zum Vortheil eines Zahlungs: 
fäumigen, Bertragsbrücigen feine Belohnung verlieren. 

6. Alle bisherigen thatfächlichen Merkmale: Belohnung, 
Notariatsgebühren, Parthei, Thätigkeit, Erfuchen, Ausüben, 
Antsthätigkeit find übereinftimmende Begriffe, bedeuten für unjere 
Frage Leiltung und Gegenleiftung, fanımeln ſich in dem Rechts⸗ 
begriff „Mandat“, diejes ift entnommen dem Rechte über Ver: 
bindlichkeiten, dem Privatrecht. 

Wir Haben baher für unfere Unterfuchung folgende Säbe 
zu verzeichnen: 

Es ift ohne Entſcheidung und ohne Einfluß auf die Frage 
der Gegenleiftung — Belohnung — wo nur immer der Gegen- 
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ftand, das Objekt, das Subftrat der Leiftung — die Urſchrift — 
nah Ort und Raum, im cigenen ober fremden Beige Tiegen 
oder ſich befinden mag, ſobald nur überhaupt bie Leiftung — 
die Beglaubigung der Abſchrift — erfüllt ift.. Iſt diefe Beiftung 
erfüllt, muß and die Gegenleiftung erfüllt fein. 

Das Merkmal aber — eigener oder fremder Beſitz, eigene 
oder andere Urkunde — ber Befiß der Urſchrift ift gar Fein 
entjcheivendes Merkmal für ben Begriff Mandat, d. h. bier 
Belohnung, es iſt vielmehr gemeinfchaftliche Bedingung ber 
Thatſache jeber Beglaubigung, es ift das Schriftſtück (materiell). 

Hat der Notar das Schriftftüd nicht, kaun Feine Beglan- 
bigung erfolgen. 

Thatfache der Leitung bleibt die Beglaubigung: die Form. 

Die Form jeder Beglaubigung iſt bie gleiche, es iſt das 
gemeinjchaftliche Zeugniß, ein Ausfluß der Amtsthätigkeit. 

Wo zwei gleiche Leiftungen, find auch zwei gleiche Gegen⸗ 
leiftungen, ift die eine zu belohnen, Tann die andere nicht un⸗ 
belohnt bleiben, nad) bayeriſchem Notariatsrecht find alle un 
thätigfeiten zu belohnen. 

Ein unbefangener Bli in die bayeriihe Notariatsgeb.: 
Ordnung läßt deren Grundton erkennen: fo viele einzelne, be- 
jondere Leiſtungen, fo viele einzelne, bejondere Gegenleiftungen, 
Map für Maß. Wenige Fälle find ausgenommen. 

Dieje Ausnahmen find durch die Verorbnung feltgejeßt. 

Die Verordnung enthält Hinfichtlich der bejtrittenen Be⸗ 
glaubigung feine Ausnahme, es hat daher bei der Regel zu 
verbleiben: mit 30 Er. werden vergütet die Beglaubigungen ber 
Abſchriften. 

Auch Herr v. Zink in ſeinem Commentar zu Art. 84 
konſtruirt das bayeriſche Notariat nicht nach dem Art. 18 der 
Geb.⸗Ordn., Herr Notar Dr. Rösl in feinem Commentar kann 
feiner andern Meinuug fein. 


2». Notizen. 


Uotizen. 


Außer dem Seite 63 dieſer Zeitſchrift erwähnten oberſt⸗ 
richterlichen Erkenntniſſe vom 23. Mat 1865 hat nun auch ein 
ſolches vom 20. April 1866 (BL f. R. A. XXXI. S. 218.) 
ausgeführt, die Simulation mache Verträge, über welche bei 
Strafe der Nichtigkeit Notariatsurkunden zu errichten ſind, in 
jeder Beziehung rechtsunwirkſam. Was nicht im Notariatsakte 
ſteht oder auf dem Wege der Interpretation darin gefunden 
werden kann, gilt rechtlich als nicht geſchehen. Von nicht beur⸗ 
kundeten Nebenverabredungen ſolcher Verträge iſt ein Zweifel 
zu präſumiren, daß fie nicht ernſtlich gemeint geweſen, oder daß 
fie durch Spätere Abrede geändert worden ſeien. Iſt dieſe Prä- 
ſumption widerlegt durch den zuläſſigen Nachweis, daß die 
Nebenverabredungen wirklich Bedingung der Giltigkeit des Ver⸗ 
trages ſein ſollten und daß ſie entweder mit Abſicht oder aus 
Irrthum im Alte verſchwiegen wurden, jo fällt der Vertrag 
ſelbſt als fimulirt, beziehungsweife auf Irrthum beruhend, 
zufammeit. 

Sp wie der Vertrag verabredet war, ift er nicht verbrieft, 
alfo formell nichtig, und fo wie er verbrieft iſt, war er nicht 
verabredet, ift aljo materiell nichtig. 


Nach einem oberjtrichterlichen Erkenntniffe vom 7. Auguft 
41860 (Blätter für Rechtsanwendung XXXI. ©. 160) erlifcht 
ber gefetliche Titel der Ehefran zur Erwerbung einer Hypothek 
mit dem Ende der Ehe; nur der Ehefrau, nicht auch der Wittwe 
fteht er zu und nur gegen ben Ehemann, nicht gegen deſſen 
Suceefjoren, feien e8 gleich Untverfalfuccefforen. 
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Bur Fehre von der Arkundenfälſchung. 


Seite 49 bis 58 des heurigen Jahrganges diefer Zeitfchrift 
wurde über drei Erlenntniffe des oberſten Gerichtähofes vom 
3. Dezember 1864, 15. Januar und 3. Februar 1866 ausführ- 
ich berichtet. Die Wichtigkeit der Sache und ein unterm 4. Auguft 
1866 ergangenes, die einjchlägige Frage gründlich prüfendes Er- 
fenntniß des oberjten Gerichtshofes nöthigt, auf das angeregte 
Thema zurüczulommen; in dieſem Erkenntniſſe iſt feitgejtellt: 

Der f. Notar X., welcher wegen Vergehens des Mißbrauchs 
bes Amts zur Fälſchung von Urkunden, nach Art. 371 des 
St.G. B. begangen bei Aufnahme der Urkunde ©. R. Nr. 783 
vom 2. uni 1864 durch wiffentlich unrichtige Bezeichnung bes 
Standes einer betbeiligten Berfon und wegen zweier Vergehen 
des Amtsmißbrauches zur Faͤlſchung von Urkunden, begangen 
nah Art. 374 des Sit.G. B. durch vorjäglich falfche Datirung 
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der Urkunden Nr. 174 und 1161 vom 10. Februar beziehungs⸗ 
weife 5. Auguft 1864 in die öffentliche Sigung verwiejen wor: 
den war, wurde durch Eontumactalurtheil des E. Bezirksgerichts 
vom 21. April I. 38. von der Anſchuldigung eines Vergehens 
des Mißbrauchs des Amts bezüglich der Urkunde vom 2. Juni 
1864 (Nr. 783) unter Weberweifung ber desfallſigen Koſten 
auf die Staatskaſſe freigefprochen, dagegen zweier Vergehen des 
Mißbrauchs des Amtes zur Fäljchung der Urkunden vom .10, Te: 
bruar und 5. Auguft 1864 (Nr. 174 und 1161) ſchuldig er- 
Härt und deshalb mit Anwendung des Art. 374 des St. G. B. 
zu einer zweimonatlichen, auf einer Feſtung zu erſtehenden, Ge 
fängnißftrafe ſowie zu den betreffenden Koften des Verfahrens 
und des Strafvollzguges verurtheilt. ° 

Auf den vom Notar gegen dieſes Urtheil erhobenen Ein- 
ſpruch wurde, da derjelbe auch in der zur Verhandlung über ven 
Einſpruch feſtgeſetzten Sitzung nicht erfchien, am 27, April erkannt, 
daß e3 bei dem Urtheile vom 20. April fein Verbleiben habe. 

Gegen diefes Urtheil wendete ber Verurtbeilte die Beru- 
fung ein, weil er nicht in jeder Richtung freigeſprochen, even- 
tuell weil die Strafe zu hoch gegriffen worden, während ber k. 
Staatsanwalt deshalb die Berufung anmeldete, weil jener nicht 
wegen dreier Vergehen des Mißbrauchs des Amtes zur Fäl- 
[hung von Urkunden verurtheilt wurbe. 

Dur ein in Abweſenheit des Notars erlaffenes Urtheil 
bes k. Appellationsgerichts vom 3. Juli 1866 wurde unter Ver⸗ 
werfung der ftaatsanmaltichaftlichen Berufung auf völlige Frei- 
ſprechung des Angefchulbigten erkannt. 

Gegen diefes Urtheil Hat der k. Staatsanwalt am Appel⸗ 
Iationsgerichte am jelben Tage (3. Juli) die Nichtigkeitsbeſchwerde 
angemeldet, weil dadurch, daß ber Notar nicht wegen eines Ver- 
gehens des Mißbrauchs des Amtes zur Fälfchung der Urkunde 
vom 2. Juni 1864 (Nr. 783) gemäß Art. 371 Abſ. 1 des 
St. G.B. im Zufammenfluffe mit zweit weitern folchen Vergeben 
bezüglich der Urkunden vom 10. Februar und 5. Auguft 1864 
(Nr, 174 und 1161) gemäß Art. 374 ibid. verurtheilt worden, 
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die erwähnten Geſetzesartikel durch Nichtanwendung verleht wor⸗ 
den ſeien. 

Dem Angejchuldigten wurde am 8, Juli das zweitrichter⸗ 
Tide Urtheil, fowie die ftaatsanwaltichaftliche Befchwerde - An- 
meldung abjhriftlich zugeftellt. 

Settvem hat derſelbe Feine Gegenbemerkungen eingereicht. 

In der zur Verhandlung anberaumten Situng des ober= 
fen Gerichtshofs vom 3. Auguft 1866, in welcher fi für den 
Angefehuldigten der k. Advokat U. von Auer als Vertheidiger 
einfand, hat zunächſt der Referent k. Oberappellationsgerichtsrath 
Damm Bericht erftattet und fich fodann der k. General: Staats« 
anmwalt mit der Begründung nachftehenden Antrages vernehmen 
laſſen: 
Der oberſte Gerichtshof wolle 

1. die ſtaatsanwaltſchaftliche Nichtigkeitsbeſchwerde, inſo⸗ 

weit dieſelbe gegen die Verwerfung der Berufung des 
k. Staatsanwalts gegen das Urtheil bes k. Bezirksge⸗ 
richts vom 21. April I. Is. gerichtet iſt, verwerfen; 

2. im Uebrigen das angefochtene Urtbeil vom 3. Juli I. 

38, vernichten, eine nochmalige bezügliche Verhandlung 
anordnen und das Weitere nach geſetzlicher Vorſchrift 
verfügen. 

Nachdem der k. Advokat von Auer mit feinen Gegenein⸗ 
wenbungen zur Begründung des Antrags auf gänzliche Verwer⸗ 
fung der Nichtigfeitsbefchwerde vernommen worden war, wurde 
der Urtheilsſpruch in die Sitzung vom 4. Auguft 1866 vertagt 
und ben Anträgen der Vertheidigung entſprechend bie ſtaatsan⸗ 
waltichaftliche Nichtigkeitsbefchwerde aus folgenden Gründen 
gänzlich verworfen: 

I. 

Was die Anfchulsigung eines bei Aufnahme ver Urkunde 
vom 2. uni 1864 (Nr. 783) verübten Vergebens des Miß⸗ 
brauchs des Amtes durch Urkundenfälichung betrifft, fo Steht, 
wie die Gründe des angefochtenen Urtheils und die hierin in 
Bezug genommenen erftrichterlichen entnehmen laſſen, thatſaͤchlich 
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feſt, daß der Angeſchuldigte in fraglicher, eine Loͤſchungsbewilli⸗ 
gung enthaltenden, Urkunde die ſchon damals an den Schneider 
P. in M. verehelichte Gläubigerin als ledige Maurerstochter 
Th. F. von A. bezeichnet hat, obwohl er über ihren Stand als 
Ehefrau in Kenntniß geſetzt worden war; ferner ſteht feſt, daß 
die genannte Perſon von dem Angeſchuldigten beſtimmt wurde, 
ihre beurkundete Erflärung mit dem vor ihrer Verehelichung ge⸗ 
führten Namen zu unterjchreiben. 

Es hat hiernach der Angefchulbigte, wie der Art. 371 bes 
St. G. B. vorausſetzt, eine Urkunde, deren Aufnahme ihm vermöge 
feines Dienftes oblag, wiffentlich unrichtig aufgenommen. Denn 
die Aufführung bes Standes der Betheiligten bildet nach Art, 63 
Ziff. 2 des Not.Gef. einen wefentlichen Beftandtheil jeder No⸗ 
tariatsurfunde; fie erfcheint als die amtlihe Beurkundung ber 
Thatſache, daß ſich die betheiligte Perjon als diejenige, als 
welche fie nach Namen, Stand und Wohnort in der Urkunde 
figurict, dem Notar vorgeftellt habe und diefe Thatſache hat 
der Notar in der Urkunde vom 2. Juni 1864 in einem — zweifel- 
los nit unerheblichen Punkte wifentlich falſch beurkundet. 

Das k. Appellationsgericht hat den erwähnten Art. 371 
des St. G.B. deshalb nicht für anwendbar erachtet, weil e8 Feine 
fefte Weberzeugung gewinnen £onnte, daß der Angefchuldigte bei der 
That die Abficht rechtswidriger Täuſchung gehabt Habe. 

Es muß nun allerdings anerkannt werben, daß dieſe Abficht 
beim Hinblicke auf die in Art. 176 des St.G.B. über die Merk: 
„male der ftrafbaren Fäljchung niebergelegte generelle Begriffsbeſtim⸗ 
mung ein nothwendiges Thatbeſtands⸗Merkmal des hier in Frage 
ſtehenden Vergehens bildet, da daſſelbe als nichts anderes denn 
als eine Faͤlſchung, die fih von andern Arten der Fälfchbung 
öffentliher Urkunden Iediglich durch die Art und Weiſe 
ber Verübung unterjchetvet, aufgefaßt werden Tann. Soferne 
jedoch das k. Appellationsgericht, wie die Gründe feiner Ent⸗ 
ſcheidung zu den beiden andern noch zu beiprechenden Reaten 
entnehmen lafjen, aus dem Erforberniffe ver Rechtswidrig⸗— 
Leit der beabfichtigten Täufchung die Folgerung ableitet, daß bie 
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Täuſchung vorgenommen worden ſein müſſe, um Jemandem 
einen Vortheil zuzuwenden, auf welchen er keinen Anſpruch hat, 
oder um Jemandem einen Schaden, welchen zu dulden er nicht 
verpflichtet iſt, zuzufuͤgen, beruht dieſe Rechts anſicht auf einem 
Irrthum, was ſich daraus ergibt, daß bie in Art. 371 Abſ. 1 
vorgeſehene Urkundenfälihung ſich zum Verbrechen ſteigert, 
wenn die Handlung 

1) in der Abſicht, einem Andern Schaden zuzufügen, oder 

ſich oder einem Dritten einen rechtswidrigen Vortheil 
zu verſchaffen, 

2) in Bezug auf Urkunden verübt wurde, die für den 

Beweis von Rechten oder Rechtsverhältniſſen erheb⸗ 

lich ſind, 
daß mithin, wenn die Anſicht des k. Appellationsgerichts richtig 
ſein ſollte, nur dieſes letztere Merkmal zu den Thatbeſtands⸗ 
merkmalen des Vergehens hinzuzutreten hätte, um den Thatbe⸗ 
ſtand des Verbrechens zu begründen, was eben doch als eine 
augenſcheinlich unſtatthafte Annahme ſich darſtellt. 

Der nach Art. 176 erforderliche Zweck rechtswidriger 
Täuſchung liegt vielmehr, wie dies aus ben betreffenden legis- 
lativen Berhandlungen unzweideutig erhellt und bereits auch in 
mehreren oberftrichterlichen Urtheilen anerfannt wurde, ledig⸗ 
Lich darin, daß die Fälihung ftattfand, damit die fälſchlich an⸗ 
gefertigte oder veränderte öffentliche Urkunde von Anderen als 
eine ihrem vollen Inhalte nach ächte betrachtet, als eine Achte 
wirklich gebraucht werde, ohne daß es auf die fonftigen der Faͤl⸗ 
[hung zum Grunde Tiegenden Motive ober bie durch dieſelbe 
erjtrebten Zwecke anzukommen hätte, da der Zweck einer faljchen 
ober verfälfchten öffentlichen Urkunde die Geltung einer Achten 
zu verichaffen, an ſich rechtswidrig aus ber Urſache tft, 
weil er gegen öffentliche Treue und Glauben fid) richtet, weil er 
das nothwendige Vertrauen in den Organismus des Staates 
mehr oder minder gefährbet, 

Es würde baher auch in dem vorliegenden Talle zur An⸗ 
nahme der Straffälligkeit des Angeſchuldigten genuͤgen, wenn zu 
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der oben erwähnten thatſaͤchlichen Feſtſtellung bie weitere käͤme, 
daß ber Angeſchuldigte, als er die Urkunde am 2. Juni 1864 
in ber bezeichneten Weife unrichtig aufnahm, die Abficht Hatte, 
in Adern die Meinung hervorzurufen, daß e8 eine Un verhei— 
thete Frauensperjon gewejen, welche die beurkundete Erklärung 
abgab, und daß fich dieſe Frauensperjon dem Notar als ledig 
— 

Die Frage aber, ob im angefochtenen Urtheile eine derar⸗ 
fige Abſicht feitgeftellt fei, muß verneint werben. 

Das k. Anpellationsgericht hat fich in dieſer Beziehung die 
erftrichterlichen Entichuldigungsgründe angeeignet und da das 
k. Bezirksgericht mit Rüdficht darauf, daß der Verehelichung ber 
Th. 3. in der Urkunde ſelbſt Erwähnung gefchieht, jo wie 
mit Rücdfiht „anf die im Allgemeinen ſehr turbulente 
Geſchäftsführung des Notars“ Feine Meberzeugung dafür 
gewinnen zu können geglaubt bat, daß der Angeſchuldigte bei 
Bezeichnung der Th. F. als lediger Maurerstochter, fowie bei 
dem Geheiß an biejelbe, ihren Iedigen Namen zu unterfchreiben, 
überhaupt die Abjicht gehabt habe, die Thatjache der Ver— 
ehelichung derſelben zu verheimlichen, ſonach durch bie 
unrichtige Abfaffung der Urkunde über den Staub der Th. 7. 
eine Täuſchung bervorzurufen, — jo lag der Grund, aus 
welhem das k. Appellationsgericht den Art. 371 Abf. 1 anzus 
wenden Anftand nahın, nicht in deſſen, wie gezeigt unrichtiger 
Rechts-Anſicht über die Bedeutung der Abficht rechtswidri⸗ 
ger Täuschung, fondern darin, daß es in Webereinftimmung mit 
dem k. Bezirksgerichte annahm, e8 fei der Angejchuldigte bei der 
unrichtigen Abfaflung der Urkunde nicht von jener Abficht 
rechtswidriger Täufchung, die den Gejeken zufolge zum That- 
bejtande des Vergehens, von dem es fich handelt, erforberlich 
beziehungsweife genügend ift, geleitet gewejen. Die unter folchen 
Verhältniffen erfolgte Freiſprechung erjcheint fonach nicht gejeß- 
wibrig, jo daß die Beſchwerde, foweit fie gegen die Verwerfung 
der ſtaatsanwaltſchaftlichen Berufung gerichtet ift, ber 
Begründung entbehrt. 
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I. 

Ebenfo verhält es fich mit der Beſchwerde gegen bie in 
Anfehung der beiden andern Reate erfolgte Freifprehung. 

Nah der bezüglichen thatjächlichen Feſtſtellung hat ber 
Notar, nachdem die Urkunden 

a. vom 10. Februar 1864 (Nr. 174) über einen Tauſch⸗ 

vertrag zwilchen 3. W. und den %. O'ſchen Eheleuten, 

b. vom 5. Auguft 1864 (Mr. 1161) über einen Tauſch⸗ 

vertrag zwiſchen St. B. und den M. H’ichen Eheleuten 
vom Hypothekenamte wegen darin vorkommender Unrichtigfeiten 
beanjtandet worben waren, über die fraglichen NRechtsgefchäfte 
geraume Zeit fpäter nene berichtigende Urkunden aufgenommen, 
diefen Urkunden aber ein unrichtiges — nämlich das Datum 
der zuerft aufgenommenen — 10. Februar und 5. Auguft 1864 
— gegeben und folchergeftalt die neuerlich aufgenommenen Ur⸗ 
funden den älteren jurrogirt, ferner fteht feit, daß der Notar 
die falfhe Zeitbezeichnung den [urrogirenden Urkunden wiſ⸗ 
jentlich beigejeßt hat. 

Indem fonach Urkunden in Anjehung des Datums wifs 
jentlih unrihtig aufgenommen wurden, ohne baß übri- 
gens die faljche Zeitbezeichnung für die Rechtswirffamkeit der 
Urkunden an fid von Erheblichfeit wäre, jteht hier nur bie 
Anwendung des Art. 374 des St.G.B. in Frage. Das in Dies 
ſem Artikel vorgejehene Vergehen unterfcheidet fih nur durch 
die minbere Erheblichfeit der Zäljhung von der nach Art. 371 
Abſ. 1 ſtrafbaren, es bildet nur einen niebrigeren Grab deſſel⸗ 
ben Reates. Die Anwendung des Art. 374 jest daher gleich. 
falls das Vorhandenfein der Abſicht rechtswidriger Täu- 
hung voraus; es ift jedoch diefe Abficht auch hier in dem be⸗ 
reits beiprochenen Sinne aufzufaflen, jo daß zum Vergehens⸗ 
Thatbeitande lediglich die Abficht erfordert wird, bie wifjentlich 
unrichtige Zeit oder Ortsbeftimmung als bie der Wahrheit 
entjprechende Hinzuftellen, in Anderen bie irrige Meinung her- 
vorzurufen, daß die Urkunde an dem in bderjelben bezeich- 
neten Tage ober Orte wirklich aufgenommen worben jet, 
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ohne daß e8 auf biebei verfolgte weitere Zwecke anzulommen 
Hätte. Der Mare Wortlaut des Gefeges, ſowie die Verhandlun⸗ 
gen, welche dem Zuſtandekommen befjelben vorher gegangen find, 
Lafjen hierüber nicht den minbeften Zweifel beſtehen. 


Nun dat — anlangend das einjchlägige Thatbeftands-Re- 
quifit — das Gericht erfter Inftanz als feititehend angenommen, 
daß der Angefchuldigte die neuerlich errichteten Urkunden deshalb 
unter unrichtigem Datum aufgenommen habe, um glauben 
zu maden, es feien die Urkunden wirklich am 10. Februar 
bezichungsweife 5. Auguft 1864 aufgenommen worden; in Folge 
deſſen hat jenes Gericht ganz richtig den erwähnten Art. 374 
des St.G.B. gegen den Angefchuldigten zur Anwendung gebracht. 
Das k. Appellationsgericht dagegen bat auch bier die Abficht 
rechtswidriger Täufchung nicht für erwiefen erachtet und auf 
Treilprehung erkannt. 


Es iſt desfalls in den Enticheidungsgründen ausdrücklich 
gejagt: 
„Für das Vorhandenſein der Abficht rechtswidriger 
Täufchung auf Seite des Angejchulbigten konnte eine 
Meberzeugung bierorts nicht gewonnen werben.” 


Freilich hat das k. Appellationsgericht, indem es bed Nä⸗ 
heren erörterte, warum bie fragliche Wgberzeugung nicht habe 
gewonnen werben koͤnnen, die gemäß den obigen Ausführungen 
(ad 1.) gejeßlich durchaus unhaltbare Anficht an Tage gelegt, 
daß das Erforderniß rechtswidriger Täufchung dort fehle, wo 
die Täufchung nicht vorgenommen wurde, um irgend Jemandem 
einen Vortheil zuzumwenden, auf welchen er feinen Anſpruch hat, 
oder um Jemandem einen Schaden zuzufügen, ben zu bulben 
er nicht verpflichtet ift und ber von Seite der Staatsanwaltichaft 
der angefochtenen Entjcheidung gemachte Vorwurf der Geſetzes⸗ 
verlegung würde zweifellos begründet fein, mithin die Entfcheis 
dung felbft der Vernichtung unterliegen, wenn fich das k. Ap⸗ 
pellationsgericht darauf beſchraͤnkt hätte, das Vorhandenſein einer 
Abſicht rechtswidriger Täuſchung aus ber alleinigen Urjache zu 
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verneinen, weil feine Anhaltspunkte für die Annahme vorliegen, 
daß der Angeſchuldigte Jemanden habe ungebührlich begünftigen 
oder in Schaben verjegen wollen. 

\ Allein dem ift nicht fo. Das k. Appellationsgericht Tpricht 
fi wörtlich dahin aus: 


„Kür das Vorhandenfein einer ſolchen Abſicht (d. 6. 
N einer auf die Vermittlung von Webervortheilungen ꝛc. 
gerichteten) Liegen in conereto nicht die mindeften An- 
haltspuntte vor, vielmehr jprechen viele Momente und 
insbefondere die nicht glänzende Befähigung bes 
Notars ſowie der Umftand, daß die von ihm gewählte 
Manipulation ſogar gegen jein peluniäres Intereſſe 
war und daß er die eine der umgenrbeiteten Urkunden 
ſogar demfelden Hypothelenamte, von welchem bie frü- 
here Urkunde beanftandet wurde, vorlegte, dafür, daß 
ber Notar hiebei an eine Täufchung jedenfalls, an eine 
rechtswidrige Taͤuſchung nicht dachte und feine Ma⸗ 
nipulation überhaupt nicht für rechtswidrig hielt.“ 


Hienach erjcheint unverkennbar thatfächlih angenommen, 
daß der Notar nicht allein nicht etwas britten Perjonen zum 
Vortheile Gereichendes oder etwas dritte Perſonen Gefährbendes 
bezweckt babe, ſondern felbft bei feiner Handlungsweife von 
Nichts weniger als von einer auf eine Täujchung Anbes 
ver gerichteten Abficht geleitet gewejen fei und foferne mit 
biefer Annahme das k. Appellationsgericht der erftrichterlichen 
Annahme, dag ber Notar Andern habe glauben maden 
wollen, es feien die umgearbeiteten Urkunden wirklich fchon 
am 10, Februar beziehungsmweife am 5. Auguft 1864 aufgenom: 
men worden, aus rein factiſchen Erwägungen in unzweideutiger 
Weiſe entgegengetreten ift, hat es dies thun Tönnen, obgleich es 
den Begriff rechtswidriger Täuſchung unrichtig auffaßte; es läßt 
ſich nämlich nicht behaupten, daß bie unrichtige Begriffs: Auf: 
fafjung für jenes Entgegentreten ausfchließend beftimmend ge: 
weien jet. 


aM Urtundenfäligwug: Nachſchrift. 


Die erfolgte Freiſprechung tit unter biefen Verhaältniſſen 
auch in Anſehung ber zwei. umgearbeiteten Urkunden gerechtfer⸗ 
tigt, die ſtaatsanwaltſchaftliche a alſo zu ver⸗ 


werfen. 


Aachſchrift. 

Darin ſtimmten die Gerichte ſämmtlicher Inſtanzen über⸗ 
ein, daß zum Thatbeſtande des Vergehens nach Art. 371 wie 
374 des St.G. B. die Abſicht rechtswidriger Täufchung erfordert 
werde, weil: dieſe Vergehen nur eine species des genus Ver⸗ 

brechens der Fälſchung nach Art. 176 ſeien. E8 ift diefe Auf: 
ftellung mit den Ausführungen in Nr. 4 a Zeitfchrift im 
Einklang. 

Die hauptfächliche Differenz ergab fich jedoch hinfichtlich 
des Begriffes der rechtswidrigen Täuſchung. 

Das Bezirksgericht vefinirte diefen Begriff als „eine folche 
Borjpiegelung von falfchen Thatjachen, welche eine phufifche oder 
juriftiiche Perſon über nicht völlig irrelevante Thatumftände In 
einen faktiſchen Irrthum zu verſetzen geeignet ift.“ 

Diefe Definition hält fich wohl zu objektiv und läßt die 
Beziehung zu dem Willen des Täuſchenden, worauf e8 hier vor⸗ 
züglich anzulommen bat, gänzlich außer Auge. 

Das Appellationsgericht jagt hierüber: „Zum Vorhandene 
fein der Abficht rechtewidriger Taäuſchung genügt nicht die Abs 
fiht zu täufchen, fonbern wird vorausgefegt, daß die Abficht 
eine rechtswidrige ift, d. b. daß joldhe vorgenommen wurde, um 
irgend Jemandem einen Vortheil zuzuwenden, auf welden er 
feinen Anſpruch bat, oder um Jemand einen Schaben zuzufü⸗ 
gen, den zu dulden er nicht verpflichtet iſt.“ 

Diefe Begriffsbeftimmung iſt nun vollitändig irrig. Die 
Motive des Cafjationsurtheils vom 4. Auguſt fprechen fich hier⸗ 
über in Uebereinftimmung mit den Motiven zum St.G.B. von 
1855 (Landtagsverh. v. 18%, Bd. I. ©. 170) aus, baß bie 
Tolgerung, die Täufchung müfje vorgenommen worben fein, um 
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Jemandem einen Vortheil zuzumenden, auf welchen er feinen Ans 
ipruch hat, oder Jemandem einen Schaben, ben zu dulden er 
nicht verpflichtet ift, zugufügen, auf einem Irrthum berube, was 
fi daraus ergibt, daß die in Art. 371 Abſ. 1 vorgejehene Urkun⸗ 
denfälichung fih zum Verbrechen fteigert, wenn die Handlung 
4) in der Abficht, einem Andern Schaben zuzufügen oder 
fih oder einem Dritten einen rechtswidrigen Vortheil 
zu verichaffen, 

2) in Bezug auf Urkunden verübt wurde, bie für dem 

Beweis von Nechten oder Rechtsverhältnifien erheblich 
find, I 
bag mithin, wenn die Anficht des k. Appellationsgerichts richtig 
fein follte, nur diejes letztere Merkmal zu den Thatbeſtandsmerk⸗ 
malen des Vergehen hinzuzutreten hätte, um den Thatbeftand 
des Verbrechens zu begründen, was eben doc, als eine augen: 
ſcheinlich unftatthafte Annahme fich darftellt. 

Der nach Art. 176 erforderliche Zweck rechtswidriger Täus 
ſchung liegt vielmehr unzweifelhaft lediglich darin, daß die 
Taljchung ftattfand, damit die fälfchlich angefertigte oder veräns 
berte öffentliche Urkunde von Andern als eine ihrem vollen Inhalte 
nach Achte betrachtet, als eine Ächte wirklich gebraucht werde, 
ohne daß es auf die jonftigen der Fälſchung zu Grunde Liegens 
den Motive oder bie durch diejelben erjtrebten Zwecke anzukom⸗ 
men hätte, da der Zweck einer faljchen oder verfälichten öffent- 
lichen Urkunde die Geltung einer ächten zu verjchaffen, an fich 
rechtswidrig aus ber Urfache_ift, weil er fich gegen öffentliche 
Treue und Glauben richtet, weil er das nothwendige Vertrauen 
in den Organismus bes Staates mehr oder weniger gefährdet. 

Wenn bemungeachtet bei dieſer der Amtsausübung der 
Rotare jo gefährlichen Definition von der Abficht vechtöwidriger 
Täuſchung eine Freifprehung des Notars erfolgte, jo lag der 
Grund darin, daß die Gerichte annahmen, e8 fehle an dem zu 
jedem vorjätlichen Vergehen erforberlichen gemeinen dolus, ber 
Notar habe nicht die Abficht eme Täuſchung er zu ver⸗ 
üben gehabt. 
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Gar vieles ereignet ſich in der Welt was nicht das Pros 
duft eines Gedankens tft, und gar vieles verdankt fogar feine 
Eriftenz der Gedankenloſigkeit. Weßhalb follte bei den barge- 
ftellten Fällen nur böfer Wille die Veranlaffung gewefen fein, 
warum follten fie nicht vielmehr in der angegebenen Weiſe viel 
leichter erflärt werben koͤnnen? Dolus malus non praesumitur 
ift ein Grundſatz, welcher bei derlei Unterfuchungen gegen Per⸗ 
fonen von foldher Stellung nicht außer Acht gelaffen werben 
fol, die Folgen, welche die Verweiſung allein fchon nach fich 
zieht, find jchon der Art, daß nur mit Außerfter Vorſicht Toll 
zu Werke gegangen werben. Die durch die Suspenfion erlitte- 
nen finanziellen und moraliſchen Schäden Tünnen durch Feine 
Treifprehung reparirt werben, Diefe Anficht tft jedoch leider 
nicht die allgemeine und maßgebende. 

Nicht um zu belehren, ſondern nur um meine in biefer 
Beziehung gemachten Erfahrungen nußbar zu machen, Tann ich 
baher nicht umhin, darauf aufmerffam zu machen, wie jehr es 
im Intereſſe der Notare gelegen ift, alle bei Aufnahme von Urs 
funden vorkommenden Vorfälle jo wie fie fich zutrugen, zu Ton- 
“ flativen. Ob böfer Wille, ob Geſchäftsſchlendrian, Gedankenlo⸗ 
Nigfeit, Unachtſamkeit oder mangelhafte Gefhäftsgewandtheit die 
Beranlafjung zu Unregelmäßigleiten gaben, find Thatfragen, 
welche verjchieden von den Gerichten je nach Verbältniffen, Um- 
ftänden und Perſonen beurtheilt werden koͤnnen, und wenn fie 
auch nur eine Verweiſung nicht eine Verurtheilung zur Folge 
haben, für den Betreffenden doch von den unangenehmiten Fol⸗ 
gen begleitet werben. Auer. 


Ceflamentsnichtigkeit und Verantwortlichkeit des Motars. 
(Aus ber Zeitfehrift für das Notariat in Rbeinpreußen ©. 146.) 
Die in einem Teitamente dem Univerjallegatare auferlegte 
Verpflichtung, an einzelne Perjonen eine beftimmte Summe aus 
zuzahlen, ftellt ein eigentliches Partikularlegat zu Gunften biefer 
Perfonen dar. 
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Die Verwandtſchaft im verbotenen Grabe zwifchen einem 
Snftrumentszeugen und einen, zur Zeit ber Errichtung bes Te⸗ 
ftamentes jchon Lebenden, Legatare involvirt auch dann die Nich- 
tigteit des ganzen Teftamentes, und nicht etwa blos bie 
Nichtigkeit des betreffenden Legates, wenn die Legatarien nicht 
in namentlicher Aufführung, ſondern unter einer allgemeinen 
Kategorie, 3. B. als Verwandte eines beftimmten Grades, beru⸗ 
fen find, vorausgejegt, dag die Erkennung der Verwandtſchaft 
zur Zeit der Teftamentserrichtung nicht unmöglich, oder nicht 
mit einer der Unmöglichkeit gleich zu jtellenden unüberwinblichen 
Schwierigkeit verknüpft war; es ift aber dabei gleichgültig, ob 
ber Zeuge oder der Tejlator damals von der Verwandtichaft 
Kenntnig gehabt Haben oder nicht. 

Es gehört zwar zu ben Amtspflichten des Notars, die 
Fähigkeit der von ihm zu einem Teſtamente zugezogenen Zeugen 
zu prüfen, und es macht ihn die VBernachläffigung diefer Pflicht 
für den Schaden verantwortlich, es muß ihm aber eine Ver⸗ 
nachläſſigung nachgewieſen werden.) 

Urtheil des Rhein. App.⸗Ger.⸗Hofes (III, Senat) 
vom 17. Mai 1866, 
Werth C Conſ. — Erben Eſſer — Notar D. 
Adv. Wiedenmann — Naden — Eſſer — Lau — v. Hontheim. 

Der am 24. März 1863 auf dem Erbricherhofe veritor- 
bene, und dajelbit wohnhaft gewejene Gutsbefiger Johann Effer 
hatte am 31. April 1859 vor Notar D. in J. ein Teſtament 
errichtet, worin er die Maria Catharina Hiffel dem Eigenthume 
nad, und deren Ehemann Hieronymus Werth der Nubnießung 
nah zu Univerjalerben cingefeßt, und jedem feiner ſämmtlichen 
Seitenverwandten fünften Grades ein Legat von 500 Thlr. aus⸗ 
geworfen hatte. 


*%) Im nämlihen Sinne, was die Verantwortlichfeit bes Notare 
betrifft, erkannte ber Rhein. App.:Ger.:Hof am 10. Juni 1851, und wurde 
bie hiergegen nachgeſuchte Gaffation am 15. Mai 1852 verworfen. (Rhein. 
Archiv 3. 46. 1. 108 und ®. 48.2 A. 43.) 
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Inteſtat⸗Erben des Johann Eſſer waren verſchiedene Sei⸗ 
tenverwandte väterlicher und mütterlicher Seite deſſelben, wozu 
unter Andern auch die eingejegte Univerfalerbin Ehefrau Werth 
gehörte. Sm uni 1863 Hagten nun einige biefer Snteftat- 
Erben den übrigen, insbefondere auch der Ehefrau Werth gegen: 
über, beim Königlichen Landgerichte zu Aachen auf Theilung 
des Efjer’jchen Nachlafjes, indem fie das gedachte Teſtament bes 
Erblaffers aus dem Grunde als nichtig anfochten, weil ein Sn: 
ftrumentözeuge, Franz Funk aus Jülich, mit einem der berufe 
nen Legatarien, nämlich mit Franz Peter Heinrich Henneffen, 
im vierten Grabe verwandt war, wodurch die Nichtigfeit nach 
Art. 49 der Not.Ordnung vom 25. April 1822, fowie nach 
Art. 975 des C.⸗G.⸗B. dargethan fet. 

Eheleuthe Werth Tießen den Notar zur Gewährleiftung 
beiladen, und intervenirte ein Theil der Bartikularlegatare in 
dem Prozeß. 

Eheleute Werth, Adcitat und bie Intervenienten fehten ber 
Klage entgegen, daß Eheleute Werth die einzigen Inſti⸗ 
tuirten feien, allerdings mit der Auflage, ben bezeichneten 
Verwandten je 500 Thlr. zu bezahlen, e8 fei dies eine Institutio 
sub modo; auch habe es nicht im Bereiche der Möglichkeit ge= 
legen, die’ Verwandtfchaft im vorliegenden Falle zu Tonftativen; 
es jeien mehr al8 100 Legatarien vorhanden, die ganz zerjtreut 
and zum Theil weit entfernt im Auslande wohnten; jedenfalls 
treffe die Nichtigkeit aber nur die Einfegung des Henneffen. 
Adcitat beftritt zudem feine Vertretungsverbindlichleit, indem er 
behauptete und fubfibiarifch den Beweis darüber erbot, daß er 
allen Fleiß angewendet babe, eine Verwandtſchaft zu ermitteln, 

Das Königliche Landgericht zu Aachen erkannte in einem 
Urtbeile vom 25. Februar 1864 unter Anderm auf Vernichtung 
des Teftamentes, erklärte jedoch ven Notar für nicht verantwortlich. 

Auf die Hiergegen Seitens der Eheleute Werth und Ges 
nofjen eingelegte Berufung erließ der Rhein. App.-Ger.:Hof ein 
beftätigendes Urtheil wie folgt: 

J. E., daß in dem als nichtig angegriffenen, am 21. April 
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1859 vor Notar D. errichteten Teftamente der Teitater Johann 
Effer verfügt, daß die zu feinen Univerjalerben eingefegten Ap⸗ 
pellanten, die Eheleute Werth, verpflichtet fein follen, den Seiten: 
verwandten füuften Grades des Teſtators (eventuell den Kindern 
biefer Verwandten) jedem 500 Thlr. auszuzahlen; daß, wie 
zwifchen den PBartheien feftiteht, der zur Zeit der Errichtung des 
Teftaments bereit8 lebende Mitappellat Franz Peter Henneſſen 
zu den Seitenverwanbten fünften Grades des Teftatord gehört, 
und daß mit dieſem fo bedachten Henneſſen der in ber Tefta- 
ments-Urkunde als Zeuge aufgeführte Schneider Frauz Funk 
im vierten Grade verwandt ift, indem die Mutter des Zeugen 
die leibliche Schwefter des Vaters des genannten Hennefien ift. 


(Schluß folgt.) 


Motizen. 


In einer am 19. April 1865 aufgenommenen, ald Nach: 
trag zu einem Schulobefenntniffe vom 31. December 1864 über- 
fchriebenen Urkunde wurde bei einer der mehreren in dem Texte 
diefer Urkunde vorkommenden Anführungen des Datums jenes 
Schulöbefenntniffes einmal geichrichen „Schulpbelenntniß vom 
ein und breißigften Decimalen”, das Wort Decimalen ges 
ftrichen und am Rande der Urkunde ber vom Notar allein un- 
terjchriebene Zuſatz gemacht „December (ausgeftrichen ein Wort 
und beigejegt ein Wort)”. 

Das Gericht erfter Inſtanz erfaunte am 7. Mai 1866 
auf Freiſprechung bes Notars, weil die burch den Zuſatz bemirkte 
Aenderung eine gänzlich unwefentliche jei, durch welche ber In⸗ 
halt der Urkunde in Feiner Weiſe alterirt werde; das Appella- 
tionsgericht ‚verhängte dagegen am 5. Suni 1866 eine Discipli- 
narftrafe und der oberfte Gerichtshof trat am 7. Juli 1866 ber 
Anficht des Appellationsgerichtes bei; es muß allerdings zuges 
geben werden (erflärt das Erfenntniß) daß fi das Wort „Des 
cimalen” beim Xejen der Urkunde Jedermann von felbit als. 
Schreibfehler ftatt „December” aufbringt, fo daß daſſelbe einer 
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Berichtigung gar nicht bedurft hätte, ohne daß der Sinn und 
die Beweiskraft der Urkunde dadurch beeinträchtigt worden wäre. 

Allein eine Unterſcheidung zwiſchen weſentlichen und un— 
weſentlichen Aenderungen und Zuſätzen iſt im Art. 71 des 
Not. Gef. nicht gemacht und daher im Widerfpruche mit ber 
allgemeinen Faſſung deſſelben um jo weniger zuläffig, als ber 
Geſetzgeber gute Gründe gehabt haben mochte, jedes Ermeſſen bes 
Notars darüber, ob eine Aenderung oder ein Zufat weientlich oder 
unwefentlich und daher die, Vorichrift diejes Artikels anzuwenden 
jet oder nicht, auszuichließen. Wenn der Notar einmal für nöthig . 
erachtete, den fraglichen, zwar nicht den Sinn, immerhin aber 
den Inhalt der Urkunde verändernden Zuſatz zu machen, obwohl 
berjelbe füglih auch unterbleiben Fonnte, jo mußte er nothwen⸗ 
big auch die für ſolche Zuſätze geltende Vorſchrift einhalten. 
Folge der Nichtbeobachtung derſelben ift nach klarer Beſtimmung 
des Art. 71, daß der Zufat als nichtig, das beigefügte Wort 
„December“ als nicht vorhanden betrachtet werben muß, womit 
zugleich nach Art. 114 und 115 des Not.Gef. die Verhängung 
einer Disciplinarftrafe gerechtfertigt erjcheint (vergl. Seite 176 
diefer Zeitichrift). 


Die Minifterialentfehliegung vom 20. September 1863 
und das auf dieſelbe gebaute, Seite 158 dieſer Zeitfchrift ange- 
zogene oberftrichterliche Erkenntniß wird in der „Zeitfchrift des 
Anwaltvereins” Seite 185 bis 190 einer näheren Prüfung uns 
terjtellt umd dabei gefunden, daß das hypothekenamtliche Tages 
buch das in 6 23 des Hypothekengeſetzes erwähnte bejonbere 
Protofoll zur Wahrung des Hypothefenranges Teinesweges zu 
vertreten vermöge, weil e8 diejenigen Punkte, welche durch das 
Anmeldeprotokoll feftgeftellt werden müfjen, nicht enthalte In 
der minifteriellen Ausſchreibung des Erkenntniſſes dürfe Nies 
mand eine ausdrückliche oder ftillichweigende Billigung befjelben 
erbliden, denn damit fei nur die Wichtigfeit, nicht aber bie 
Nichtigkeit anerkannt. 


Dienſtesnachricht. 
Am 29. Juli 1866 ſtarb der k. Notar Ludwig Biechy 
in Landſtuhl. 


Drud und Verlag der C. H. Beck'ſchen Buchhandlung in Nördlingen. 
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Unter Mitwirkung der Notare Hofrath Franz v. Seybold in 
Münden, Friedrich Bolza in Herrbeim u. A. 
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— Teſtamentsnichtigkeit und Berantwortlichkeit des Notars en 
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Erfnmentoniätighei und verautdortlichneit des Weters: 
Sal) 


ie E., daß nach dem Art, 975. des C⸗G.B. nejenigen, 
welche mit ven. Zegaterien im vierten Grade berivanht find, 
nicht ald Zengen zu einem öffentlichen Teſtamente zugegogen 
werben Zönmen, daß bie Wppellanten die Auwenbbarleit biefes 
Artikels auf die. vorliegende, zu Gunſten ber Verwandten Fünf 
ven Grades des Teſtators gemachte teſtamentariſche Verfügung 
zuvorderſt um deßwillen beſtreiten, meil dieſelbe nach ber Wort⸗ 
ſaſſung und dem Sinne der Erklärung nur eine ber Einſeizung 
der beiden Univerſallegataren beigefügte Zwedcbeſtimmung Aber 
bie Art, wie dieſe beiden. Legatare eimen Theil des Nachlaſſes 
verwenden ſollen, varfielle, nicht aber die Verwandten fünften 
Grades, zu deren Gunften dieſe Verwendung erfolgen ſolle, jelkit 
au Legataren wache; daß indeß abgeſehen davon, daß nad) ber - 
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Notariats-Ordnung Urt. 19, 20 und 92 nicht blos bie Ver: 
wandtſchaft mit dem eigentlichen Legatar, fondern überhaupt die 
Verwandtſchaft werten Grabes mit Jedem, g deſſen Vortheil 
irgend eine Verfiigung im Teftamente enthalten ift, den Ver- 
wandten unfähig macht, als Zeuge bei diefem Teftamente zu= 
gezogen zu werden, auf dig in dent vorllegenhen Teſtamente ben 
Univerfallegataren auferlegte Verpflichtung, an bie Verwandten 
fünften Grades eine beſtimmte Summe audzuzahlen, ein eigent- 
liches Particularlegat zu Gunften der einzelnen in bieje Kate- 
crie fallenden Perfanen barftellt, da bie Letzteren uns dieſer 
Verfügung ein feſtes Forderungsrecht gegen die Univerjallega- 
tare erhalten, zu deren Geltenbmachung und Sicherheit ihnen 
alle Nechte eines Legatars zuſtehen; daß es dahin geftellt blei- 
ben kann, ob die Verwandten fünften Grabes im Sinne des 
Teitatgrs die ihnen zugedachte Summe nur dann erhalten jollen, 
wenn bie inftituirten beiden Univerfallegatare wirklich als ſolche 
eintreten, — da auch dann, wenn ber genannte F. P. Henneflen 
nur für diefen. Fall zum Particnlarlegatar ernannt fein jollte, 
fein Vetter Funk unfähig war, bei einer keſtamentariſchen Betz 
fügung - Inhaltes als Zeuge zugezogen zu werben; - 
J. E. daß die Appellanten die Anwendbarkeit des anges 
gebenen gefeklichen Berbots auf den vorliegenden Fall ſodann 
deshalb Keitreiten, weil· ver Teftator ſeine Verwandten Tünften 
Grabes, nud insbeſondere den mitbedachten Henmefjen nicht im 
namentlier Aufführung, ſondern unter: einer allgemeinen Sax 
tegorie berufen habe, welche nicht etwa zum Zwocke einer kür⸗ 
zeren Bezeichnung der mehreren Berionen, die ver Teſtator ges 
meint Habe, ſondern deßhalb gewählt worben ſei, weil es be 
Teftator nicht um bie Einfegumg Damals ſchon beſtimmter Per⸗ 
fonen, ſondern Tebigiih nm die Anfitellung einer wach dem 
Grabe der Berwandtichaft gebtlneten Kategorie zu thun geweſen 
tet, auf Grund deren erſt im Augenblide feineß Todes ſich er⸗ 
geben follte, welche beitimmie Perſonen ——— als — 
Legatare anzuſehen ſeien 
3J I daß nun zwar unzwelffelhaft bei / der —e 
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ves hier frazlichen geſetzlichen Verbotes nur die Verwandtſchaft 
des Zeugen zu einer ſolchen Perſon in Betracht kommt, welche 
im Augenblide ber Errichtung, des Teſtamentes kraft der ihr 
zu dieſer Zeit beiwohnenden Eigenſchaften als eine beſtimmte 
Deriönlichkit durch das Teſtament zu der künftiz zu eroͤffnen⸗ 
den Erbſchaft, ſei es bedingt oder unbedingt, berufen wird, und 
als ſolche von dem bei der Teſtamentserrichtung zugezogenen 
Zengen erkannt werben kann; daß indeß ver Mangel der indi⸗ 
viduellen Bezeichnung der Legatare und die Anwendung einer 
Integorienweife erfolgenden Juſtitution von Legataren, auch wenn 
dieſe Kategorie eine größere Anzahl von Perſonen umfaßt, an 
und fuͤr AH nicht ausſchließt, daß dieſe jo bezeichneten Perſonen 
als einzelne beſtimmie Individuen zu betrachten find, welche im 
Augenblicke des Teſtamentes durch daſſelbe als Erben ober Leer 
gatare berufen werben. Daß insbeſondere im vorliegenden Falle 
der Mitappellat F. P. Henneſſen, da er im Augenblicke der 
Teſtamentserrichtung ſchon lebte und ein Verwandter fünften 
Graͤdes des Teftaters war, durch das Teſtament an und für 
ſich und im rechtlichen Sinne ebenſo beſtimmt als Legatar des 
Teſtatoro berufen wurde, wie wenn er damals inbividuell Bes 
zeichnet worden wäre, indem in bem erfteren Falle gerade forwie. 
in dem letzteren für die Berfon des Hennefien feine. einzige 
nene Thatſache einzutreten hatte, um ihm zu ben teflamentar- 
isch berufenen Legataven zählen zu Können, und ebenjo bie Mög- 
lichteit, daß Henneſſen trotz dieſer Berufung, ſei es wegen Wider: 
rufs des Teſtamentes, ſei es wegen Abſterbens ver dem Teſta⸗ 
tor, oder aus irgend einem anderen Grunde dennoch nicht wirk⸗ 
licher Legatar wurde, im Falle der namentlichen Einſetzung 
ganz genau in demſelben Grabe vorhanden war, wie bei ber 
jetzigen Art feiner Einſehung, jo daß alſo Teineswegs mit dem 
Appelianten angenommen werben kann, Hennefien fei bei bem 
jegigen Modus ber Berufutig, im Unterſchiede von der durch 
namentliche Bezeichnung, nicht Im Augenblicke ber Teſtaments⸗ 
errichtung, jonsern erft tn Augenbliche des Todes des Teſtators 
also Begatar inſtituert worden, und als ſolcher erkennbar geweſen; 
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daß es namentlich für die Frage, wann Henneſſen Als inſtituirter 
Legatar anzuſehen geweſen, von keiner Erheblichkeit iſt, ob ber 
Teſtator, indem er feine ſaͤmmtlichen Verwandten fünften Grades 
in einer allgemeinen Kategorie bedachte, in Hinblick und mit 
Rüͤckſicht auf die einzelnen zu dieſer Kategorie gehörigen Perſonen 
verfügt habe, oder aber, wie die Appellanten behaupten, ſich von 
ven Beweggrunde babe Teiten laſſen, ohne Rüdfiht auf bie 
Perſonen ganz allgemein einen bejtimmten Grad der Verwandt⸗ 
Ichaft für die Vertheilung einer Onote feines Vermögens ents 
ſcheiden zu lafien, da auch im Falle diefes ganz allgemein 
Deweggrundes der Inhalt feiner Verfügung ven rechtlichen Ei 
felt hatte, bie hamals jchon lebenden Verwandten fünften Grades: 
unb namentlich Heuneſſen, im Augenblicke der Teftamentserrich-. 
tung als Legatare einzufegen; daß man zwar unverkennbar die 
Einſetzung vermittelft der vom Xeftator gewählten allgemeinen 
Bezeichnung, im Unterfchieve yon einer namentlichen oder con> 
creten Bezeichnung, e8 jchiwieriger erkennbar machte, wer bereits 
im Augenblicke des Teſtaments .eingefegt war, und daß Hennef 
ſen dazu gehörte; daß biefe Unbeſtimmtheit auch bie Folge 
haben Tonnte, daß e8 jowohl dem Teſtator, als auch dem. Zeus 
gen. Zunf leichter unbefannt bleiben Tonnte, daß der Vetter des 
Betteren, Henneſſen, einer der jofort eingejebten Legatare war; 
daß indeß zunächſt die Nichtkenntniß des Xeitators vo der 
zwiichen dem Legatar und einem Zeugen beftebenben verbotenen 
Verwandtſchaft die Folgen der Zuziehung eines unfähigen Zeus: 
gen an und für fich der Natur der Sache nad nicht ausſchlie⸗ 
Ben Tann, da der gefeßliche Verdacht, welchen die Verwandtſchaft 
des Zeugen gegen die Zuläffigkeit feines Zeugnifjes begründet, 
durch die Unkenntniß des Teſtators cher erhöht als verringert 
wird; daß dagegen, was die Unkenntniß des Zeugen ſelbſt von 
feiner Verwandtſchaft betrifft, der eigentliche Grund ber dadurch 
herbeigeführten geſetzlichen Unfähigkeit des Zeugen allerdings 
dann nicht vorliegt, wenn ſich ber Zeuge ſelbſt deſſen gar nicht 
bewußt ift, daß die in feinen Gegenwart beurkundete, von Ihm 
als vichtig zu bezeugende Willenserklärung des. Teſtators einem. 
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Berwandten des Zeugen ein Legat zuwendet; daß indeß das 
Geſez das Verbot der Zuziehung von Zeugen, welche dem Le⸗ 
gatar verwandt ſind, ganz abſolut verfügt, und die Anwend⸗ 
barkeit deſſelben aus guten Gründen keineswegs von ber ſchwie⸗ 
rigen Unterſuchung, ob die Verwandtſchaft den Zeugen bekannt 
geweſen ſei, abhängig macht, vielmehr bie bloße Thatſache der 
Berwandtichaft als einziges Requiſit der Unfähigkeit zum Zeug⸗ 
wiß hinſtellt; daß daher die Entfcheidung über die vorliegende 
Sache auch nicht von der Beantwortung der Frage abhängig 
gemacht werben darf, ob ber Zeuge Funk bei der Errichtung 
bes Teitaments gewußt habe, daß der Mitappellat Henneflen 
fein Vetter geweſen, und daß dieſer fein Vetter, weil er mit 
dem Teſtator im fünften Grade verwandt, nämlich der Sohn 
feiner Baſe fei, durch die im Xeftamente enthaltene allgemeine 
Verfügung zu Gunften fänmtlicher Verwandten dieſes Grades 
zum Legatar eingejebt merbe; 

% €, dab nun zwar das gejetlicdye Verbot auf den vor⸗ 
liegenden Fall nicht anwendbar fein würde, wenn e8 im Augen⸗ 
blicke der Teftamentserrichtung unmäglich, oder mit einer der Uns 
moͤglichkeit gleichzuftellenden unüberwinblicden Schwierigkeit ver: 
Tnüpft geweien wäre, zu erkennen, daß der Mittelappellat Henneffen, 
ber Better des Zeugen Funk, zu den im Teſtamente bedachten 
Berwmandten fünften Grades gehärte, daß aber die Verwandt: 
ſchaft fünften Grades, was die zur Zeit der Teitamentserrich- 
tung Iebenden Kinder der Vettern und Bafen des Teftators bes 
trifft, an und für fih und im Allgemeinen. feineswegs zu den 
gewöhnlichermeife jo unbelannten ober zu ben jo jchmierig zu 
erfennenden gehört, daß mit der erforberlichen Zuverläſſigkeit 
oder Wahrjcheinlichkeit angenommen werben könnte, fie jet den 
Betheiligten, und namentlih dem als Teitamentszengen zuges 
zogenen Vetter eines ſolchen Verwandten des Teftators unbe> 
kannt geweſen; daß nicht zu unterjuchen ift, ob binfichtlich eines 
oder des anderen folcher Verwandten, namentlich der in ber 
Fremde wohnenden, beſondere Verhältniffe eine jolche Unbekannt⸗ 
fehaft oder Unkennbarkeit begründen mögen, es vielmehr gemügt, 
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zu conſtatiren, daß bezüglich des gu ben Legatarien gehoͤrigen 
Henneſſen, namentlich für deſſen Better Funk, folge beſondere 
Berhältniffe nicht vorliegen; daß insbejondere nicht behauptet 
werden kann, e8 babe über den Familienſtand des Henneſſen 
und der anderen feine Verwandtſchaft mit dem Teſtator und beim 
Zeugen Funk vermittelnden Perjonen irgend eine unbeftegbare 
. Untenntniß geherrjcht, oder jet e8 durch einen allgemeinen Irr⸗ 
thum dem Henneflen und den anderen die Verwandtſchaft ver 
mittelnden Perfonen ein die Erkenntniß der Verwaudtſchaft er⸗ 
ſchwerender unrichtiger Familienſtand beigelegt worben ; 

J. E., daß es ebenſo ohne allen Grund ift, wenn bie 
Appellanten behaupten, es heiße den Teſtator ſeines Rechtes, 
in einem oͤffentlichen Teſtamente, ſowie er gethan, zu Gunſten 
aller Verwandten fünften Grades zu verfügen, berauben, wenn 
man von ihm die Unterſuchung verlange, wer zu dieſen Ver⸗ 
wandten gehöre; daß nämlid, das Geſetz niht, um den Teſta⸗ 
tor zu bindern, jondern um bie wahrhafte Beurkundung des 
wirklichen Willens des Teftators zu fichern, Dei öffentlichen Te⸗ 
ftamenten außer der Autorität des Hffentlichen Beamten, de 
Notare, noch das Zeugniß von vier Perjonen verlangt, deren 
Unbefangenheit dadurch garantirt fein fol, daß fie mit benem, 
zu beren Gunſten ein Zeftament errichtet wird, nicht verwandt 
find; dap durch dieſes Sicherungsmittel allerbings die Gefahr 
gegeben ift, daß im einzelnen Falle ein wirklich erflärter und 
richtig beurfundeter letzter Wille wegen Unfähigkeit eines Zeus 
gen als nicht gehörig beglaubigt, vor dem Geſetze zerfällt, und 
dieſe Gefahr um fo größer ift, je leichter nach der Bezeichnung 
ber im Xeftantente berufenen Perſonen die Unfähigkeit eines 
Zengen überjehen werben kann; daß aber diefe Möglichkeit die 
Anwendung der die Zeugen betreffenden Vorſchriften nicht aus⸗ 
ſchließen kann, wenn, wie pben für den vorliegenden Fall aus⸗ 
geführt wurde, durch jene Bezeichnung troß ihrer Allgemeinheit 
feft beſtimmte, im Augenblicke der Teftamentserrichtung bereits 
lebende Perſonen mit Bermächtnifien bedacht werden, und den 
zugezogenen Zeugen dies erlennbar iſt; daß der Teſtator, wenn 
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er in biefer aßgemeinen Weife, wis vorliegend. Verwaͤchtniſſe 
ausiebt, und dazu das Mittel des öffentlichen Teſtamentes wählt, 
fi in die Alternatiye verjegt, entweder die einzefnen Vermächte 
nignehmer, jo weit fie gemäß feiner Verfügung im Augenblicke 
bes Teſtamentes als beitimmte Perſonen eingeſetzt werben, fi 
zu vergegenwärtigen, um darnach bie geeigneten Zeugen zuziehen 
zu koͤnnen, oder aber biefe Ermittelung auf die Gefahr Hin 
zu unterlaffen, daß wegen Unfähigfeit eines zugezogenen Ze 
gen der Wille des Teftators im Sinne bes Gefeges zweifelhaft 
Bleibt, und ftatt deſſen bie gejegliche Erbfolge eintritt; daß aber 
eine die Anwendung des gefeglichen Verbotes ausfchließenve 
Unmöglichkeit oder unüberwindliche Schwierigkeit dieſer Ermit- 
telung für die im Teſtament bebachten, zur Zeit beifen Erriche 
tung lebenden Verwandten fünften Grabes weder im Allgemeinen 
noch bezüglich bes Legatars Hennefien inshejonvere, wie beveit® 
ausgeführt, vorliegt; daß hiernach dem Michter nicht geftattet iſt, 
das vom Notar errichtete Teftament des Johann Efjer bezüglid) 
irgend eines Theiles feines Inhaltes als einen geſetzlich beglau⸗ 
bigten legten Willen des Teſtators aufrecht zu erhalten, auch die 
von den Appellanten fubfidiarifch erbotenen Beweiſe für bie 
Entiheidung völlig irrelevant find; daß daher, und ba im 
Vebrigen die vom erjten Richter nad) Vernichtung des Teſta⸗ 
mentes verordnete Theilung unter ben Jnteſtaterben nicht weiter 
Gegenſtand einer Beſchwerde ift, die Berufung ungegründet 
erſcheint; 

J. E., anlangend den Regreß der Appellanten Eheleute 
Werth gegen den Notar, daß es zwar zu den Amtopflichten des 
Notars gehört, die Fähigkeit der von ihm zu einem Teſtament zu⸗ 
gezogenen Zeugen zu prüfen, und eine Vernachläſſigung dieſer 
Pflicht je nach Umftänden zum Erjag des durch. die Vernichtung 
bes Teftamentes veranlaßten Schabens verpflichtet; daß aber ber 
Beweis dieſer Verngchläffigung denjenigen obliegt, welche daraus 
einen Schadensanſpruch herleiten, daß ein ſolcher Beweis weder 
von den Appellanten durch Articulation beſtimpter Thatſachen 
‚erbpfen Hit, noch aus den Umſtaͤnden, wie fie vorliegen, entnay- 
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men werben kann; daß, wie ſchon aus dem Teftamente ſelbſt 
hervorgeht, der Notar die Zeugen über die Nichtwwerwandtſchaft 
mit den im Teftamente bedachten Legataren befragt hat; daß 
die. Richtermittelung der Vermandtfchaft des Zeugen: Funk mit 
bem : Legatar Henneffen vorliegend unverkennbar darin ihren 
Grund hatte, daß Hennefien nur unter der allgemeinen Berufs 
ang ſämmtlicher Verwandten fünften Grades als Vermächtniß—⸗ 
nehmer eingefebt wurbe; daß dieſe Nichtentdeckung baher bem 
Appellaten um jo weniger als eine Bernacdhläffigung feiner 
Amtspflichten angerechnet werben fann, als, wie die Appellanten 
felbft zugeben, und den Snteftaterben gegenüber zu beweiſen 
erbieten, der Teſtator bei Errichtung des Teſtamentes erflärt 
bat, er könne die von ihm zu inftituirenden Verwandten fünfe 
ten Grades nicht nennen; daß daher nicht angenommen werden 
kann, Appellat babe die ihm amtsmäßig obliegende Vorſicht 
vernacjläffigt, und demnach auch in diefer Beziehung die Beru⸗ 
fung zu verwerfen ift; — aus dieſen Gründen verwirft zc. 


Die Bisciplin der Metare. 
(Ein Leitartifel von Herrn Hofrath %. v. Seybold.) 

Unter den Auriften macht fich nicht felten eine Stimme 
geltend, welde bem pofitiven Rechte gegenüber ihren 
demjelben entiprechenden conjervativen, insbejondere aber 
auch praftifchen Standpunkt dadurch an den Tag legen zu 
-möüffen glaubt, daß fie jedes Raifonnement, deſſen Argumente 
bem Gebiete der lex ferenda entnommen find, mit ängftlier 
Pedanterie vorjeber Berührung und Vermifchung ver lex lata 
zu bewahren, und jeden Verfuch, dieſe chineſiſche Grenzmauer zu 
überschreiten, al revolutionäre Schwindelei, welche einer 

‚gefunden Praris Abbruch thue, ferne zu halten beſtrebt ift. 
Wir Können biefe Anſchauungsweiſe nicht theilen, und alle 
‚prophylaktifchen Maßregeln, welche dagegen ergriffen werben wol⸗ 
len, führen, und zwar gerade auf bem Wege der Praxigs, 
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zu einem gegentheiligen Reſultat. Inſolange bie Interpretas 
tionsthätigkeit für das Verſtändniß und die Anwendung 
vorliegender Geſttzesbeftimmungen als wefentficher und unent- 
behrlicher Faktor der Rechtspflege betrachtet werben nu 


rmd ihre Wirkſamkeit äußert, wird ſich auch der Ruͤckblick von 


der lex lata auf die lex feronda geltend machen unb als umabs 
weisbares Bedürfniß erkannt werben müſſen; zugleich werben 
fih aber auch immer felbjtverftänblich die Grenzlinien zwiſchen 
dem, was die Abjicht des Gejeßgebers gewesen iſt, und 
dem, mworauf die Abficht des Gefeßgebers hätte gerichtet fein 
tollen, in höchſt minutiöfe verſchwommene Nuancen ausmüns 
ven, und es dürfte fich gerade für Zeitſchriften, befonbers 
wenn fie der Praxis gewidmet find, am allerwenigiten ziemen, 
die Erörterung legislatorifcher anf Verbefferung gerichteter ragen 
anszufchließen, und der wiſſenſchaftlichen Thätigkeit 
die Zwangsjade fpeciell formulirter Vorſchlaäge 
umauwerfen.- 

Zu welchen Nefultaten auch immer bie eritifivende Pole⸗ 
mit über die Interpretation betr. geſetzliche Beſtimmungen 
gelangen möge, jo wird ſich doch immerhin infolange einer wife 
ſchaftlichen Behandlung im unferer Rechtöpflege noch ein 
Raum gegdnnt, Fortſchritt und Freiheit des Gedans 
kenverkehrs von der Präjudictenreiterei noch nicht gänzlich 
munbtodt gemacht ift, — das Bebürfniß geltend machen, auch 
aus dem contrarium Schlüffe auf ven @ejehestert zu ziehen, 
und aus ber lex ferenda die Tücken, das Mangelhafte, Dubiofe 
und Eontroverfe zu ergänzen und zu berichtigen, fohin an ihrer 
feitenden Hand wenigftens eine correcte, den faktiſchen Zu: 
ſtänden des Lebens entfprechende Praxis anzuftreben — 
eine Methode, welche die alten vömifehen Juriſten in demſelben 
Maße jo groß gemacht hat, als fie den modernen Juriſten 

fremd geworden tft. 

Diefer Gedankengang hat fih uns unwillkührlich von 
ſelbſt aufgebdrungen, als wir uns bemuühten, die leitenden 
Prinzipien und Grundſaätze unſeres Notartatsgeſetzes 
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über die Disciplin der Notare zu firten und in Ihres 
- sorfeguenten Anwendung zu verfolgen. 

Schon in ber Begeihnung „Diseipkin ber Notare ſpricht 
ſich die Eigenthümlichkeit der Frage aus, am die es ſich 
hier handelt. Es iſt hier nicht von der Disciplin in der allge⸗ 
meinen Bedeutung des Wortes die Rede, ſondern es verbindet 
ſech hiermit zugleich eine Beſchraͤnkung auf eine beſondere Klaſſe 
ber Organe des öffentlichen Dienftes, und zwar in eingr Ans 
dehniung und Tragweite, welche den Organen anberer Kategorien 
fremd iſt. 

Man muß hier, um zu einem genuͤgenden und richtigen 
Verſtändniſſe ver phyſiologiſchen Sachlage als factiſche 
Prämiſſe jeder weitern Erörterung und Beurthei— 
Iung zu gelangen, auf bie Natur und Aufgabe bes Beurkum 
damgsinſtitutes ſelbſt zurückgreifen: and, bie eigenthümliche Stel- 
dung bes Notars im Gegenhalte zu ver dea PESBABEIGICTS 
ins Auge faſſen. 

Rechtſerzeugung und Rechtsſprechung find. Bineise 
ein und defjelben Stammes auf dem Gebiete des Rechta⸗ 
lebens — Notariat und Gericht fteben daher auf gleicher 
Rinie juriſtiſcher Thätigkeit, dort der Conſtatirung 
de3 erzeugten und zur Eyiftenz gelangten, bier der Ayffin« 
bung und Confirmation des Beftehenden in Litiscone 
teftatipm gezogenen echtes, und ber Wirkſamkeit beider, bes 
Notare, wie des Richters Liegt das gemeinjame Bedürfniß 
und Erforbernig zum Grunde, daß ihnen die ihrer Aufgabe 
entfprechenden Normen und Vorſchriften des Verfahrens 
onrgezeichnet fein müflen, wenn das Produkt ihrer Thaͤtigkeit 
nicht. der Willkür anbeimfallen, ſondern das Gepräge. ber 
Geſetzmaͤßigkeit an ſich tuagen ol. | 

Eine Fundamental-Verſchiedenheit zwiſchen bem 
Notariatsakte und dem richterlihen Judicate tritt num 
aber dadurch ein, daß ber Notariatsaft im Momente 
feiner Geburt zugleich auch ſchon eine Rechtsgiltigkeit 
erlangt, welche nur mehr auf hem Progen wege beſtritten 
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un annullirk werben kaun, währen Dan Yubicate erſt tm 
Verlaufe aller Stadien bes proceffmaliichen Verfahrens, nad) Er⸗ 
ſchoöͤpfung aller Einreven und Rechtsmittel, tm Infanzens 
zuge (wor Böllegialgerichten‘) vor einem zweiten und höheren 
Richter Rechtskraft zu Theil wir.’ | 

Die ſchũtzenden controllivenden Formen, mit denen gichter 
und Partei im procefſualiſchen Verfahren umgeben And, koͤnnen 
bei bem Berfahren vor dem Notnr in Folge der Natur und 
sem zu biefer parte ber Rechtspflege feine Anwenbung 


"kein dieſer Umſtand —— keineswegs die Schluß⸗ 
folgerung, daß die Geſchaͤftsthätigkeit des Notars ſofort feinem 
wilffürkihen Ermeſſen anheim falle, ſondern es tritt im Folge 
deren nur um jo mehr das Bedürfniß in deu Borbergrund, 
für jene Garantien, welche dem procefinalifchen Berfahren 
antergebreitet find, theils in der Beitellungsweife des am— 
tirenden Drganes und femer Attribute — Wahlbe— 
fugniß der Parteien — theils in der Aufſtellung gewiſſer 
Kormen des Berfahrens beim Inftrumentirung$s 
alte, Dedungsmittel zu finden, und vom ihrer Beobachtung 
die Rechtsgiltigkeit des Beurfundungsaftes abhängig zu machen, 

In der Conſequenz dieſer Wafnahnıe Tiegt es denn auch 
von ſelbſt, daß das Notariat wit dem richterlichen Berufe als 
unvereinbarlich zu betrachten iſt, und dieſes Organ eine 
eigenthümliche Stellnug im Syſtem der Aemter ein⸗ 
zunehmen hat. 

Beſtimmte Normen bes Verfahrens für — 
mentirungsakt ſind ein ebenſo weſentlicher Beſtandtheil 
unferes Inſtitutes wie die Prozeßordnung für die Entſchei⸗ 
dung eines ftreitigen Rechtsfalles. Es können nun zwar aller: 
dings gewifje Opportunitätsgründe im Verlaufe ber 
fortfhreitenden Ausbildung eines Inſtitutes nad 
Maßgabe des jeweiligen Berkehrslebens und der fich gel 
tendmachenden Zettbebärfnifie und Eulturzuftände Mes 
bifilationen umd Abänderungen bes Berfahrens nut: 
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wendig ober wuͤnſchenswerth erſcheinen laffen, allein dieſes kinm 
nur auf dem Wege ber Legislation geſchehen, und nun und 
nimmermehr Tann die Ergänzung von Mängeln und Lüden, 
vder wohl gar die ganze Verfahrungsweife der Inftrumentirung 
dem individuellen Ermefjen ber EIERN Notare anheim ge 
ſtellt werben. 

Wenn es nun bienach feftfteht, daß ohngenchtet der Selhft- 
ſtändigkeit diejer beiden Organe her Rechtspflege 
(eine Selbftftändigkeit, welche fi von andern Kategorien 
des Staatsdienſtes mejentlih unterjcheivet) und ohngeadhtet 
der. gemeinjamen Bafis ihrer Wirkfamkeit die Normen -und 
Grundfäbe ihres Berfahrens eine principielle Ber- 
ſchiedenheit in ſich tragen, fo fpringt es auch von felbft 
m die Begriffe, daß bier dag, was man mit, dem Worte 
Disäciplin bezeichnet, nicht in der vagen Bedeutung aufgefaßt 
werden darf, wie e8 der ‚gewöhnliche Sprachgebrauch mit jich 
bringt, fohin zunaͤchſt eine Reviſion dee Begriffsbeitimmung des 
Wertes: „Disciplin“ und zwar dieſen beiden Organen ber 
Nechtöpflege gegenüber einzutreten bat, wenn man zu einem 
richtigen Verftänoniffe der betreffenden geſetzlichen Beſtimmungen 
gelangen will. 

. &8 wird gewig Niemand in Abrede ftellen Tönuen und 
wollen, daß ber Richter nicht minder wie der Notar als Organ 
der Rechtspflege fih in einem gewiflen Kreiſe von Verpflich- 
tungen ‚bei der Ausübung der mit feiner Amtsthätigfeit corres 
Ipondirenden Aufgabe und Beitimmung zu bewegen bat, unb 
die hierarchiſche Ordnung des gefammten Staatsorganismus all: 
gemeine veglementäre Borfchriften bes Dienftlichen Benehmens 
erheifchet, deren Vollzug, Ueberwachung und eontrolivende Re⸗ 
fpicienz im Intereſſe dieſer Inſtitute nicht entbehrt werben Tann. 
Allein ganz verfchieden von diefer Beaufſichtigung, welche als 
Disciplin (KHausorbnung) bezeichnet zu werden pflegt, find bie 
Vorſchriften des Verfahrens, welche dieſen Organen bezüglich 
der Funktionen porgezeichnet find, welche die Aufgabe ihres ſpe⸗ 
ctelen amtlichen Wirkungskreiſes bilden, und unterjcheiden fich 
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in dieſer Michtung diefe beiden Organe der Rechtapflege eins 
chpiell und weſentlich von allen andern Kategorien ſtaats⸗ 
dienerlicher Funktionen.“) 

Bei jenen kann nur in einer ungemöhnlichen und daher 
zu Mißverſtaͤndniſſen führenden Ansprudswetfe son Normen 
wer Disciplin gefprochen ‚werben, und es iſt hohe Gefahr vor⸗ 
Banden, den dieſen Organen ber Rechtspflege jo weientlih ins 
bärirende Grundcharakter ber Selbftftänbigkeit zu alteriven, wenn 
man hierauf den Audbrud Disciplin in der gewöhnlichen Bes 
deutung diefed Wortes anwenden zu können glaubt. 

Allerdings macht ſich aber auch hier wieker bie bereits 
oben hervorgehebene Grundverſchiedenheit ber Funktionen biejer 
beiden Organe ber Rechtspflege geltend, indem bezüglich des 
Richters durch das Anftitut des Inftanzenzuges der 
Selbſiſtaͤndigkeit der richterlichen Funktionen zugleich eine Gas 
rantie und Controle gegen irrthümliche oder willfürliche Indi⸗ 
Tate an die Seite geftellt ift, wihrend anberfeits bie Funktionen 
des Notars diejer ſchutzenden Maßregeln ermangeln. 

Bei den richterlichen Funktionen ſteht ſchon von 
vorne herein der Grundſatz feſt, daß das durch die Proceßord⸗ 
nung normirte Verfahren nicht Gegenſtand der Disciplin 
ſein Lönne, und für eine unrichtige ober mangelhafte Anwen⸗ 
dung der proceffualiſchen Vorſchriften dem Richter keine Ver⸗ 
antwortlichleit zugemuthet werden kann. 

Eine ſo jämmerliche Geſtalt auch der deutſchen Rechts⸗ 
pflege ſeit dem Abfluſſe des Mittelalters beſchieden war, 
jo nimmt man doch noch immer Auſtand den Richterſtand 
jeldft der monernen Staatsomnmipotenz unterzuftellen, 
md wenn auch hie und de von. ber. Bureaukratie dev Verſuch 
gemasht wurde unter dem Titel von PBrozepitrafen, welche 
man von den Advokaten auch auf die Richter ausbehnte, die 
Selbftfländigleit des Richteramtes zu untergraben, 


*) Das mfitus der. Wnnter, v. Seybold. Deſchler 1854 ©, 56. - 
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jo ſah Fe dech bald ſelbſt ein, daß fie hier ihwren eigenen Leibe 
Schläge verſetzte, welche für die Bureaukratie ſelbſt zu bedenk⸗ 
lichen Conſequenzen führen müßten. Es ift demnach bis Fett 
noch keinem Juriften eingefallen bie Wenzeforumung als einen 
Gegenftand ber Disciplin zu behansein, und die Chätigleit des 
Richterfianbes durch Disciplinaritrafen aufzuftacheln und rege 
zu. erhalten. Allein auch dem Notare gegenüber koͤnnen die 
Normen, welche das Verfahren des Beurtimbungsinititutes firts 
ven, noch Teineswegs ohne alle weitere Unterſcheidung 
und Begriffäbegrenzung wie Manche wähnen, auf das 
Gebiet der Disciplin von kurzer Hand verwieſen werben. 
Einem. Organe gegenüber, welches ſouveraine Alte voll⸗ 
zieht, deren Rechtskraft durch fein Beto des Juſtanzenzuges mehr 
aufgehoben ober alterirt werben kann, find allerdings die Vor⸗ 
ſchriften des Verfahrens für ſeine Amtsthätigkeit von einem 
andern Staudpunkte aus ins Auge zu faſſen, als dieſes bei 
einem richterlichen Indicate der Fall iſt, und ſo hoch man auch 
immer bie Rogatie bes Notars, bie unbediugte Wahlbefuguik 
ber rogirenden Paxtei und bamit bie Stellung bes. Notars als 
Beriranensmann tn Anſchlag bringen mag, jo involviren 
doch bie formellen Erforderniife des Beurtundungsaltes, 
welche feine Rechtskraft und Wirkfamkeit bebingen, eine Trag⸗ 
weite bed: Verfahrens, welche fich von ber Relevanz ber Vor⸗ 
ſchriften einer Prozekorbnung weſentlich unterjcheivet, und ſiehen 
ſohin hier die Beitimmmmgen bes Verfahrens, die Wechſelwirkung 
des formellen und materiellen Rechtes mit der Disciplin der 
funttionirenven Organe in einem jo engen Zuſammenhange, 
wie es bei ber richterlichen Amtsthätigleit keineawegs ber Fall 
iſt. So fehr man ſich daher auch bezüglich ber matezxiellen 
Geſchaͤftsführung veraulaßt ſehen muß, für ven Notar dieſelbe 
Selbſtſtändigkeit begügfich ſeiner Notariatsaklte in Auſpruch 
zu nehmen, wie dieſes beim Richter bezüglich ſeiner Judicate 
ber Fall iſt, jo bringt es doch ſchon won vorne herein die Na⸗ 
tur des Beurkundungsinftitutes mit fi, daß die formellen 
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umb Etrenge zu. wahren ſind, john auch von Sekte ten Staats⸗ 
yegierung, welche dieſe Organe creirt:,. im: Inteveſſe des. Motn- 

riateinftitutes eine beforibere Aufficht und Eontrole ihrer Amts⸗ 
thätigleit gepflogen werbeu müſſe. 
Indem wir john mis voller Entichiebenheit dieſe Refpir 
oenz und Eonteole des Notariatsamtes im Intereſſe bes Inſtitutea 
ſelbſt ſchon in Anſpruch nehmen, jo ſehen wir uns doc verans 
‚Fat in einer zweifachen Richtung ber herrſchenden Anſchauungs⸗ 
weiſe polemifirend entgegen zu treten. 

Ä (Schuß folgt.) 
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Eine Juſtizminiſterlalentſchließung vom 1. Muguß 1866 
(Juſt. M. BL ©. 221) erklärt: Im $ 28 der Vollgugsnors 
Ichriften zum Netariatsgeſetze vom 1. Juni 1862 ift beftunmt, 
daß im Falle bes Verſetzung eines Notars, wenn befien Rache 
folger, om welchen bie. Urſchriften und Repertorien bes verjetten 
Notats nach Art. 100 Abſ. 2 u. 3 des Notariatsgefetzes über 
gehen follen, vor dem Abgange bes verjehten Notar am Nota⸗ 
riatsfige bereit auweſend ift, die Ausantwortung der. Natariats⸗ 
urkunden und Repertorien fediglich den Notaren überlaffen bleibe, 

Nach Anzeige einer Notariatsfammer ift es vorgelommen, 
daß eine derartige Ausantmorhmg von ben ‚Betheiligten Notaren 
ohne irgend eine fchrifiliche Aufzeichnung worgennnmen worden 
ift, und deßhalb bei den in ber Folge entftandenen Streitigkei⸗ 
ten zwifchen dem abtretenden Retave und jenem Nachfolger jebe 
fichere Srumbinge ter nticheitung mangelte. 

Es kann man aber als felbfiverftändlich betrachtet werden, 
daß durch jene Beſtimmung ber Bollzugsvorfchriften keineswegs 
beabfichtiget wurde, die Notare von jeder Verpflichtung zu einer 
forgfältigen Bethätigung der Ausantwortung der Retariatsurs 
kunden und urkundlichen Feſtſtellung des Beſtandes dieſer Ur 
Funden zu entbinden. 


. Die Uckbeiften der Notariatsurkunden ſind ugrhersichenk 
öffentliches Eigenthum, nur nebenbei Miteigenthum ver Bethei« 
ligten, es iſt alſo auch das üffentliche Intereſſe dabei beiheiligt, 
daß.eine derartige Feititellung deſſen, was ber neueintietenbe 
Notar in feine amtliche Berwahrung überfommt, und wofür er 
die Berantwortlichkeit zu übernehmen bat, in beweiiender Kor 
erfolge. 

Demgemäß wird auf Grunb bes Artikels 453 bes Nota⸗ 
riatsgefeßes verfügt, daß bei ber ohne Mitwirkung der Stadt⸗ 
und Landgerichte erfolgenden Ausantwortung der Urkunden und 
Nepertorien eines verjebten Notare an deſſen bereits am Nota= 
riatsfibe anwejenden Nachfolger jedesmal eine von beiden No⸗ 
taren zu unterzeichnende jchriftliche Verhandlung aufzunehmen 
jei, in welcher die ausgeantworteten letztwilligen Verfügungen 
und Repertorien einzeln, bie nach ber Zeitfolge georimeten und 
gefammelten Urfähriften nach Sahrgängen und Bänden, endlich 
die Urſchriften des laufenden Jahrgauges nad ihrer Zahl — 
ben Nummern des Geichäftsregifierg — zu bezeichnen. find. 

Diefe Verhandlung Hat in Verwahrung bes neweingeirte 
temen Notars zu verbleiben, während dem abtretenden Notar 
freifteht, fi Abſchrift von derjelben zu nehmen oder ein —— 
Exemplar derſelben für fertigen zu laſſen. 
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Die Bisciplin der Wotare. 
(Ein Leitartifel von Heren Hofrath 5. v. Seybolb,) 
(Schluß.) 

1) Auf Seite ver Notare fcheint vielfach die Anſicht 
gang und gebe zu fein, daß vie VBertrauungsitellung,. 
welche der Notar in Folge des freien Wahlrechtes der Parteien 
(Rogation) einnimmt (was auch mit voller Berechtigung als 
Fundament des Inſtituts zu betrachten ift), allein maßgebend 
jei, und lediglich eine ganze Reihe von Formalien, welche mit 
dem Notariatsacte verknüpft find, wegzufallen babe, um eine 
geveihliche, praktiſche Wirkſamkeit des Inſtitutes in das Leben 
zu rufen. Nun verlennen wir. zwar keineswegs, daß allerdings 
unjer vorliegende Not.Gef. in diefer Richtung mit fo manchen 
Vebertreidungen, Mängeln und Lücken -behaftet ift, welche feine 
praftifche Wirkſamkeit hemmen, daß jo mancher bureaukratiſcher 
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Zopf zu befeitigen ift, went das Inſtitut naturwüchfig gebeis 
ben ſoll; allein man barf das Kind nicht, wie man jagt, mit 
dem Babe ausſchütten, und wir müßten mas feierlichit vor einer 
Behandlungsweife des Notariatsinftitutes verwahren, wie e8 noch 
vor Kurzem von unjern Iandgerichtlichen Oberfchreibern und 
Routiniers gehandhabt worden ift, ſopie wir ben. auch oben 
nachgewieſen haben, daß gewiſſe Vorſchriften des Verfahrens 
und formelle Erforderniſſe des Notariatsaltes fine, Gruudbedin⸗ 
gung dieſes Inſtitutes bilden. 

7 MY Nicht minder macht ſich aber auch auf Seite detjeni⸗ 
gen Organe, welche die Disciplin ver Notare zu 
überwachen haben, eine einfeitige, ihre Aufgabe verfennende 
Anſchauungsweiſe geltend, indem man die Momente, welche eine 
Notariatsurtunde nad dem beſtehenden Gejehe, ſei es nun 
gängkich oder theilmeife ihrer Nechtsfraft benehmen, und, die Ye 
theiligte Partei zur Beftreitung ihrer Nechtsgültigkeit ermädhti- 
gen, mit der Handhabung ber Disciplin ibentificitt, und das 
Disciplinarverfahren mit dem Falle verwechjelt, wo eine Partei 
auf Grund einer mangelhaften oder nichtigen Urkunde ven 
Rechtsanſpruch ihres Gegners beftreitet, 

a) Sieht man denn nit ein, daß die Frage, ob eine 
Partei in einem concreten Falle fich veranlagt flieht, die Man— 
gelhaftigfeit oder Nichtigkeit einer Urkunde in Liliscontestation 
zu ziehen, weſentlich verfchieven It von jener Frage, ob e8 im 
Intereſſe und ber Aufgabe der Staatsregierung als Oberauf: 
ſichtsbehörde gelegen ift, bie Eorrectheit einer Wrkunde vom 
ds ciplinären Stanbpuntte aus einer Ahndung oder 
Beſtrafung zu unterziehen. 

Es kann die Verletzung notariatsgeſetzlicher Beſtimmungen 
nach Umſtkänden im allgemeinen Intereſſe des Inſtitutes minder 
oder mehr gravirend ſein, es mag nun von Seite der betheilig⸗ 
tet Parteien Beſchwerde erhoben worden fein oder nicht, oder 
umgekehrt — bie maßgebenden Momente Tönnen nad) dieſer 
oder jener Seite enticheidend in das Gewicht fallen und unab- 
hängig von einander idre Geltendmädhung etheiſchen. 
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Es kam und wird Fälle geben, in welchen es ganz und 
gar nicht aus welchem Grunde immer im Intereſſe einer Partei 
liegt, die Mangelhaftigkeit oder Richtigkeit einer Urkunde zu 
beftreiten, obgleich es im weſentlichen Intereſſe des Infituts 
Legt, vom disciplinären Standpunkte aus in dem einen Falle 
eine ſcharfe Ahndung eintreten zu laſſen, in einem andern alle 
aber gänzlich over theilweiſe hievon abzujehen, denn bie Diss 
ciplin hatvoneinem ganzanderen allgemeinen Stanbs 
punkte aus die Mebertreitungen des Notariatsgejebes ins Auge 
zu fallen, als dieſe auf dem Standpunkte der einzelnen 
Bartti in einem concreten Falle zu gefchehen bat. Die 
Disciplin bat ihr Auge auf die gefammte Amtsthätig: 
teit eines Notare zu firiren, während die Beichädigung ber 
Bartei auf einen concreten Fall beſchränkt ift, und vort Oppor⸗ 
tunitätsmotiven und andern Zufaͤlligkeiten dependirt. 

Es kann nicht Aufgabe der Disciplin fein, fih als ein 
Snftitut zu betrachten, welches die Correktheit fämmtlicher 
Urkunden der fämmtlichen Notare verbürgt und eine Ga— 
vantie bafür gewährt, daß Feine Partei durch eine mangelhafte 
ober mit Nichtigkeit behaftete Urkunde eine Befähigung erletve. 

Es Tiegt felbftwerftändlich im Bereiche der Unmöglich— 
feit, daß ſämmtliche Notariatsurfunden revidirt werben und 
die Staatsregierung für deren Evidenz ſich haftbar made — 
wenn diejes aber nicht der Fall fein kann, fo fpringt es in 
die Begriffe, daß die Grundfäge über die Disciplin mit beit 
Motiven, welche bie Notariatsgefeßgebung beftinimten mit 
der Außerachtlaffung gewiſſer Formalien Mangelhaftigkeit odet 
Nichtigkeit einer Notariatsurfunde zu verbinden, keineswegs 
ibentifch find, fondern von verſchiedenem Standpunkte aus be 
urtheitt werden müſſen, obgleich damit noch keineswegs ausge- 
Vprochen fein will, daß die gejeßlichen Beftimmungen über Man- 
gelhaftigkeit oder Nichtigkeit einer Urkunde nicht auch auf die 
Geſetzgebung über die Disciplin einen gewifjen Einfluß äußern, 
welcher jedoch nicht foweit gehen Tann, daß er den Grund» 
| 417°, 
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Garakter der fpeciellen Aufgabe bes Dizcinlinars 
perfahrens alterirt und die Latitude verfümmert, 
welche daſſelbe offenbar befiken muß, wenn es feinen Zwecke 
entſprechend gehandhabt werben foll. 
Su Folge diefer Betrachtungen find wir nun denn aud 
anf jenem Standpunkte angelangt, welchen man einzunehmen 
bat, um auf dem Wege der Interpretation und Kritik ben [pe 
ciellen Beitimmungen des pofitiven Gejebestertes ein ſowohl ben 
Ansprüchen der Theorie als der Praxis entjprechendes Verftänds 
ni abzugewinnen, während jede moderne Behanblungsweije nur 
ein vages, nebelhaftes Trugbild der Routine zu Tag förbert, 
welche aber leider auch zugleich zu einer Praris führt, wornach 
das Geſetz nicht mehr der Menfchen wegen, ſondern die Men⸗ 
jhen nur noch des Gejees wegen als vorhanden betrachtet 
werben. 
| Die Beitimmungen über die Diseiplin laſſen ſich nad 
unjerm Notariatsgejeße auf zwei Grundgebanfen zurüdführen. 
4) Fürs erjte ftellt es bezüglich der Zuwiderhandlungen 
gegen Vorſchriften des Geſetzes, Disciplin im weiteren 
Sinne des Wortes — zwei Kategorien der Eognition und 
Beitrafung auf, indem es diefelben in: 
1) Ordnungsſtrafen und eigentliche 
2) Disciplinasftrafen — Disciplin im engern Sinne 
. des Wortes — 

Haffificirt. 

2) Der Mapjtab für die Einftellung eines concreten Fal- 
les in die eine oder andere dieſer beiden Kategorien bepenbirt. 
jedoch einzig und allein davon: 

ob die Außerachtlaſſung der Körmlichkeit der Beurkun⸗ 
dung und Gejhäftsführung nad) ben Beltimmungen 
bes Geſetzes Nichtigkeit des Notariatsaktes, ſei fie nun 
eine gänzliche oder theilweije, zur Folge hat, oder nicht, 
in welch legterem Falle Tediglih eine Ordnungsſtrafe 
in Anwendung ömmt. 

Dieſes Syſtem nimmt, inſoferne es in den poſitiven Be⸗ 
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ftimmungen unſeres Geſetzes niedergelegt iſt, von einer weites 
ren Ansfheinung des Falles, wo von Seite einer 
betheiligten Partei die Meangelbaftigfeit oder Nichtigkeit 
einer ertheilten Urkunde angeregt, johin Haftung bes Notare 
und Entſchädigungsanſpruch der betreffenden Partei in Frage 
geftellt ift, feine Notiz und Hat ſich in Folge defien der Grund⸗ 
fat geltend gemacht, daß das aufgejtellte Disciplinarſyſtem 
in jedem Falle zur Anwendung zu kommen habe, wo 
und auf welchem Wege immerhin an bie Organe der Disciplin 
von einer Gontravention gegen dic Beftimmungen des Not.Gef. 
Cognition gelangt, und involvire diefe Befugniß für diefe Auf: 
fihtsorgane zugleich auch die Verpflichtung ohne alle Rüdficht 
auf anderweitige Motive oder Opportunität und Zweckmäßigkeit, 
welche Angefichts der Momente des concreten Falles in die Wag⸗ 
Schale zu legen wären, ven Strafvollzug unbedingtund 
ausnahmslos eintreten zu lajjen. 

Daß der Vollzug der Beitimmungen des Not.Geſ. über 

gänzliche oder theilweiſe Nichtigkeit einer Notariatsurkunde un⸗ 
zweifelhaft einzutreten bat, infoferne in einem concreten Falle 
von betheiligten Barteien berjelbe angerufen wird, fallt 
"in die Begriffe, allein die Frage, ob dieſer Grundſatz in: der 
Bisher geübten Weile auch auf dem Standpunkte der Or: 
gane der Disciplin fo ewident feftfteht, wie Viele glauben, 
möchte denn doch noch als controvers zu bezeichnen fein, da der⸗ 
jelbe in dem Maße, als eine vollftändige Eontrole ber 
notariellen Tätigkeit dem Bereiche der Unmöglichkeit anges 
hört, feine vechtfertigende Kraft verliert. | 

Daß der Gejebestert bezüglich der Beantwortung biefer 
Trage eine Lücke enthält und mangelhaft ift, kann wohl nicht 
dem geringften Zweifel unterliegen, und müfjen ſohin die Grund⸗ 
ſaätze der Interpretation über mangelhafte Geſetze hier maßgebend 
jein. Savigny, Syſtem des heutigen rum. Rechts B. 1.9 35 S.'222, 

ebenfalls begegnen wir gerade in dieſer Richtung einem 
Mipftande und einer Lücde unſeres Notariatsgeſetzes, welche 
gerade von benjenigen, welche auf bie Beauffichtigung und Hand» 
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habe der Disciplin im Intereſſe des Inſtitutes einen beſondern 
Werth legen, im hohen Grade zu bedauern iſt. Gerade dieſe 
verkehrte Behandlungsweiſe der Disciplin, die pedantiſche geiſt⸗ 
loſe Behandlungsweiſe, mit der ſie an der Hand dieſes Geſetzes 
geübt wird — vielleicht geübt werden muß — ſchadet dem Voll⸗ 
zuge der Disciplin, an welcher doch ſoviel gelegen iſt, am meiſten, 
denn eine mechaniſche buchſtabenmäßige Controle vers 
trägt. ſich mit ihr am allerwenigften -— ber Buchſtabe töbtet, 
nur der Geift gibt Leben! 

Die Frage über die theilweife oder vollftändige Nichtigkeit 
einer vorliegenden Urkunde in der Relation zur bethei- 
figten Partei bezüglid eines concreten Falles iſt 
ihrer ganzen Natur nach eine vein formelle, während hie 
Handhabung der Disciplin weit umfafjender ift und von 
Momenten bependirt, welche von jener Trage höchſt verfchieben 
find, johin von einem ganz andern SAnIyun aus 
regulirt werden muß. 

Die von Zeit zu Zeit eintretende Reſpicienz der Disciplinare 
behörden bat ſelbſtverſtändlich keineswegs die Aufgabe jeder 
eoncreten Partei gegenüber, welde die notarielle Thätig- 
Teit in Anfpruch genommen bat, die Auffiht und damit fohin 
auch die Haftung zu übernehmen, daß für fie feine mit Nichtig» 
feit behaftete Urkunde errichtet werde und eben gerade deshalb, 
weil von der Staatsregierung eine Reſpicienz und Haftung 
in diefem Sinne nicht übernommen und ausgeht 
werben faun, ift e8 zupächſt nur Sache der Partei, 
ihre dießfallfigen Beſchwerden uud Anſprüche, auf 
welche fie ja auch verzichten Tann, geltend zu machen. 

Auf einem gänzlich verſchiedenen Standpunkte 
‘ befinden fi die Organe für Aufrechthaltung und Bewahrung 
— Intereſſen des Not.-Inſtitutes als ſolchem und 

der hierauf bafirten Handhabung der Disciplin den Zrägern 
dieſes Inſtitutes der Rechtspflege gegenüber. 

Hier handelt es ſich nicht blos um die Frage der Nich⸗ 
tigkeit einer ſpeciellen Urkunde in einem concneten Falle, ſon⸗ 


x 
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dern um bie Beurtheilung ber Amtsthätigkeit bes 
Notars in ihrer Totalität als Organ und Träger bes 
Snftituts, und e8 kann diejelbe tabelns- oder Iobenswerth fein, 
obgleich einzelne Alte des Notar mit den Vorſchriften 
des Notariatsgefebes mehr oder minder im Eifflange ftehen. 
Eine ausnahmslos ununterbrodgen vollfommene 
Correktheit in allen Theilen der Gejhäftsführ- 
ung, iftinun ein für allemal in unferer [ublunarifchen Welt 
nicht denkbar und müßte e8 als eine arrogante Selbftüber: 
ſchätzung bezeichnet werden, wenn ſich Die Träger welches Staates 
amtes, ja wejjen Berufes immer unbedingter Correftheit rühmen 
und für ihre Geſchäftsthätigkeit Infallibilität anfprechen 
würden. Auch die Mitglieder der Stantdanwaltichaft, 
welchen insbeſondere bie Ueberwachung des, Notariatsinftitutes 
anvertraut ift, werben fich diefem allgemeinen Naturgeſetze der 
menſchlichen Geſellſchaft nicht entziehen koͤnnen und es ift bie 
penibeljie und zwedwidrigite Aufgabe, welche man ihnen 
jtelen kann, wenn ihre Thätigfeit eine Garantie bafür gewähren 
ſoll, daß unter den Taufend und aber taujend Urkunden, welche 
von ben Notaren das Jahr über errichtet werben, feine eriftirt, 
welche fich nicht unter der Loupe ihrer Kritik befunden bat. 
Allerdings hat fich die Reſpicienz auf dieſe Recherchen ause 
zubehnen, allein Teineswege zu dem Zwecke, um dieſe Contra⸗ 
ventionen jpeciel unbedingt und ausnahmslos zur Strafe zu 
ziehen, jondern um die gefammte Amtsthätigfeit des 
jeweiligen Notare zu beurtbeilen. Das Princip, worauf das 
Strafiyfienm der Disciplin über die Notare zu bafiren if, 
kann fchon darum nicht aus der Qualität einer Urkunde 
und ihrer civilrehtlihen Giltigfeit und Wirkſam— 
feit entnommen werben, weil fih daraus ein Conflikt 
zwijchen dem Ausſpruche der Disciplinarbehärde und 
des Proceßrichters bei der feinerzeitigen Geltendmachung ben 
Wirkſamkeit diefer Urkunde auf dem orbentliden Proceß⸗ 
wege ergeben und johin der Ausſpruch ber Disciplinarbehörbe dem 
Erkenntniſſe im. ctwilgerichtl. Verfahren praͤju di ciren mürbe, 
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Wenn in Folge des einfeitigen Antrags des Stantsanwalts 
von Seite ber Disciplinarbehörde eine Urkunde als nichtig erffärt 
werden fann, ventilivt offenbar die weitere Frage, welchen Eins 
fluß übt diefer Ansfprud auf die betheiligten Par— 
teien, welche vielleicht erft nach Sahren von demſelben Kenntniß 
erhalten — welche vielleicht auf Grund diefer Urkunde mit ges 
genfeitiger Zufriedenheit dieſe Rechtzangelegenheit Tängft abge: 
wickelt haben — welche auf Grund biefer Urkunde, jei es nun 
in Folge wirklichen oder fingirten Verzichts oder richterlicher 
Berwerfung der Nichtigfeitseinrede im Civilproceßwege ein ob= 
fiegliches Urtheil erlangt habe — melden es vielleicht niemals 
beigefallen wäre, die Wirffamkeit diefer Urkunde anzufechten, 
ja in deren gegenfeitigen Intereffe es vielleicht gar nicht Liegt, 
von der Einrede der Nichtigkeit Gebrauch zu machen — welche 
durch den Ausſpruch der Disciplinarbehörbe in bie Lage verjebt 
werden, fich die zweifelhafte Trage vorzulegen, welche Folgen 
und Nachtheile fie zu gewärtigen haben, wenn fie die Sache 
auf ſich beruhen laffen, oder wenn fie auf dem Wege des Eivil- 
procefjes die Wirkſamkeit der fraglichen Urkunde zur Entſcheidung 
dringen, wobei dann wieder der Tall denkbar ift, daß die Dis: 
ciplinarbehörbe gänzliche, der Civilrichter jeboch nur theilmweife 
Nichtigkeit auszuſprechen fich bemüffigt gefunden hat und jo um« 
gekehrt. 

Mit der Stellung und Aufgabe der Organe der Disciplin 
vertragen ſich im Syſteme der Rechtspflege nur Ordnungs- 
firafen und ber Begriff, welchen unjer Not. Geſ. mit der Be- 
zeichnung Disciplinaritrafen tm engeren Sinne des Wortes ver- 
bindet, hätte nach einer richtigen Theorie als natürliche Confe- 
quenz auf Seite der Digzciplinarbehörbe nur dann und infofern 
in Wirkſamkeit zu treten, al3 auf dem Wege des Civilproceſſes 
vom ordentlichen Procekrichter das Vorhandenſein der Richtig: 
feit einer Urkunde, fei diefe Nichtigkeit nun ganz oder elnele 
rechtskräftig ausgejprochen und erfannt wird, 

Der Ausiprud der Disciplinarbehörbe kann fih aber nun 
and nimmermehr mit ber Frage über die Düalität einer Nr- 
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kunde bezüglich ihrer rechtlichen Wirkſamkeit, ſohin theilweiſer 
oder gänzlicher Nichtigkeit erſtrecken, ohne dem Erkenntniſſe des 
ordentlichen Proceßgerichts vorzugreifen und zu praͤjudiciren. 

Dagegen iſt aber ſodann nichts einzuwenden, in ber Skala 
der Ordnungsſtrafen eine größere latitudo eintreten zu laffen, 
als es nad) dem gegenwärtigen Geſetze der Tall iſt. 

Amer aber müſſen es die Qualität der gefammten Ge- 
chäftsthätigleit des Notars, der Zuftand der Totalität der Amts⸗ 
führung, und nicht einzelne Alte des Notars fein, welche bie 
Disciplinarbehärde zur ftrafrechtlichen Einjchreitung veranlaffen, 
feldftverftändlich den Fall ausgenommen, wo in einem concreten 
Falle durch ein Erkenntniß des orbentlichen Eivilgericht8 auf dem 
Wege des Procefjes der Betheiligten eine Urkunde als mit Nich— 
tigfeit behaftet erfannt wird. v. Seybold. 


Meber das Verhältniß der Ordnungo- 
und Bisciplinarfirafe. 

Der Art. 114 des Not.-Geſ. unterſcheidet Beurfundung 
und Gefhäftsführung. Hiermit kann nur gemeint fein, daß 
bie ‚materielle Thätigkeit fich theils in Form der Notariatsurfunde 
vollzieht, theils außerhalb der Notariatsurfunde, wenn auch 
vielleicht gleichfalls fchriftlich, vor fich geht. 

Die Urkunde als Trägerin eines Rechtsgefchäftes bietet eine 
formelle und eine materielle Seite, und Tann in beiden Rich- 
tungen zu Nichtigfeiten führen. 

Die Gefchäftsführung aber, welche es nicht mit Nechtöge- 
fhäften zu thun bat, läßt Keine Trennung nach Form und Inhalt 
und feine Anwendung der Begriffe Giltigkeit und Nichtigkeit zu. 

Wenn dennoch Art. 114 des Geſetzes Vorfhriften erwähnt, 
welche lediglich: die Foͤrmlichkeiten der Beurkundung und Geſchäfts⸗ 
führung betreffen, und deren Außerachtlaſſung eine gänzliche 
oder theilweiſe Wichtigfeit des Notariatdaftes nicht zur Folge 
hat, jo ergibt fih aus dem Gefagten und per verba „bes Nos 
tarlatsakts“, daß man Urkunde und Gefhäftsfährung identifi- 
ziven, oder das Geſetz leſen muß, wie folgt: 
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„Zuwiderhandlungen gegen: Vorſchriften des Notariatsge- 
jehes, ‚welche lediglich die Törmlichkeiten ber Beurkundung bes 
treffen, und beren Außerachtiaffung eine gaͤnzliche aber theilweiſe 
Nichtigkeit des Notariatsactes nicht zur Folge hat, fowie Zu- 
widerhaublungen gegen Borjchriften über die Gefchäftsführung 
werden mit Ordnungsſtrafen beahndet.” 

.. Denn wie erwähnt paſſen die Begriffe Förmlichkeit und 
wejentliches Erforderniß, Gültigkeit und Richtigkeit, nur anf 
die Beurkundung, nicht auf die Gejchäftsführung. 
übt man dem Begriffe Gejchäftsführung fein Recht an- 
geveihen, das heißt läßt man die Eingangs erwähnte Unterſchei⸗ 
bung gelten, fo ift im Bisherigen dargethan, daß alle außerhulb 
einer Notariatsurfunde zu Tage tretenden und nicht etwa jpeciell 
mit Strafe bedrohten Zuwiberhandlungen dem Gebiete der Dis⸗ 
ciplinargelbitrafe entrüdt find. Dieß erhellt auch daraus, daß 
fi der Gefehgeber veranlaßt fah, eine rein geſchäftliche Anord⸗ 
nung, nämlid die Vorlage bes Keegiſterduplicats burdy bie 
Möglichkeit disciplinärer Strafeinjchreitung ſpeciell zu ſichern. 
Denn hätte der Geſetzgeber die Verhängung disciplinärer Geld⸗ 
ſtrafe ſchon nad Art. 1144 und 115 für zuläffig erachtet, ſo 
hätte e8 wohl kaum der beionderen Strafandrohung a Art. 78 
beburft. 

Wollte man aber bie Begriffe Beurkundung und Geſchafts⸗ 
führung identifiziren, ſo müßte man auch von der Geſchäfts⸗ 
führung gelten laſſen, was von der Beurkundung bezüglich der 
Beſtrafung gilt, und hier ergibt fich folgendes Refultat: Nach 
Ausicheidung der Zuwiderhandlungen gegen Borjchriften über 
vie Gefchäftsführung lautet Artifel 114 noch: Ä 
„Zuwiderhandlungen gegen ſolche Borfchriften bes Notariats⸗ 
geſetzes, welche Lediglich die Förmlichleiten ber Beurkundung be 
treffen, und beren Außeradjtlafjung eine gänzliche ober theilmeife 
Nichtigkeit des Notariatsaftes nicht zur Folge bat, werden mit 
Ordnungsſtrafe beahndet.“ 

Hiermit aber drängt ſich ſofort die Frage auf, was das 
Geſetz unter bloßen Förmlichkeiten, welche mit Nichtigkeit bebroht 
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find, gegenüber bloßen Formlichkeiten, welche mit Nichtigkeit nicht 
bedroht find, verſanden wiflen will, worauf es mur die Antwort 
gibt, daß das Geſetz an bloße Formlichkeiten, welche mit Rich» 
tigkeit bedroht find, nicht gedacht haben könne, weil bei Richtig: 
leit gebstene Förmlichkeiten unter der Bezeichnung „weientliche 
Förmlileiten” ins Heerlager ber wejentlichen Erforberniffe übers 


ben. | 

Es bfeibt daher nur die boppelte Wahl, entweder ben Satz 
„und deren Außerachtlaßung mit Nichtigkeit nicht bedroht iſt“ 
einfach über Bord zu werfen, oder ihn durch Umwandlung des 
Wortes „und“ in die Worte „das ift“ als eine Erläuterung bes 
Begriffes bloker Foͤrmlichkeiten aufzufafien. 

Sm erften Falle entjcheidet freies, vichterliches Ermeſſen 
ohne gegebene Richtſchnur über die Frage, was ift bloße Foͤrm⸗ 
lichkeit der Benrkundung und was niht? Der Richter muß bas 
Merkmal ber bloßen Foͤrmlichkeit erft finden, wobei es erſt noch 
dahin fie, ob er ein anderes ale das der Richtigkeit aufzu⸗ 
ftellen vermag. Andernfalls if die Nichtigkeit das negative 
Merkmwal der Hoken Förmlichkeit, jo daß, wo feine Richtigkeit 
vorliegt, auch Feine Disciplinarftrafe verhängt werben .tann, es 
wäre denn, daß ſich die Verhängung einer Disciplinarftrafe 
anberswie ald aus den Artikeln 114 .und 115 ableiten ließt. 

Man kann auch nicht fagen, daß dieſe den Gejekestert- 
ſchonendere Auslegung zu praktiſch fehlerhaften Ergebnifjen führe. 

Wenn bisher ein ven Vorfchriften über Berfonenidentificirung 
zuwiberhandelnder Notar ohne Nücficht auf Gültigkeit oder Nich- 
tigfeit der Urkunde disciplinirt wurde, womit ber nämfldhe Um⸗ 
ftand für weſentlich erflärt ift, wenn es ſich um Disciplinirung 
des Notars handelt, für vieleicht unwefentlich, wenn es fih um 
den Rechtsbeſtand der Urkunde fragt, jo jcheint dieß eine unnöthige 
Strenge zu fein. Es dürfte andy praftiich völlig genügen, mean 
der Notar im Falle der Nichtigkeit ber Urkunde bisciplinirs, 
außerdem mit Orbnungsftrafe belegt wird. Aber auch abgefehen 
vor diejem Falle, an welchen fich bie Theorie des. Doppelerfors 
berniffes der Ordnungsſtrafe herausgebildet Hat, ſcheint Tein 
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Bedurfniß für die vom oberſten Gerichtähofe beliebte Dreithei⸗ 
lung in orbnungsftrafmürbige Renate, unb in bisciplinaritrafs 
würdige Reate mit und ohne Nichtigkeit ber Urkunde zu eriftiren. 

Daß insbejondere in den Fällen des Artikels 117 Ziff. 3 
des Notariatsgeſetzes bereits bei den erften Zuwiderhandlungen 
auf Disciplinarftrafe erkannt werben muß, ohne daß bie Frage 
der Nichtigkeit irgendwie in Betracht zu fommen hat, folgt aus 
ber Strenge der Strafe, welche auf bie britte Mebertretung er: 
fannt werben kann. Denn wenn die erſten Strafen Ordnungs⸗ 
Rrafen auch nur fein könnten, fo Könnte nad). ben Grunbfähen 
einer vernünftigen Straffteigerung die dritte Strafe unter feinen 
Umftänden fofort mit Ueberfpringung ber Disciplinatftrafe auf 
- Suspenfton lanten. 

Es Scheint daher nach dem Geſagten das Verhältniß der 
Ordnungs⸗ und Disciplinaritrafe keineswegs, wie der oberfte 
Gerichtshof ausgeſprochen bat, zweifellos bahin entfchieben zu 
jein, daß zur Verhängung einer Orbnungsitrafe Verlebung bloßer 
Formvorſchrift und Mangel der Nichtigkeit erforbert wird, de 
diefe Auslegung von den Worten des Geſetzes „umd deren Außer: 
achtlaſſung mit Nichtigkeit wicht bedroht ift“ einfach Umgang 
nimmt, indem fie ſich mit bem jevesmaligen Ausiprude: „Das 
ift keine bloße Förmlichkeit“ begnügt, und die fchwer wiegende 
Frage: „Wirkt ber Fehler Nichtigkeit” abjeits liegen läßt. 

Godin, k. Notar. 
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In den legten Nummern biejer Zeitfeprift ift in überzeus 
gender Weiſe dargethan, daß die Notariatsteftamente nur an bie 
Stelle ver gerichtlich aufgenommenen zu treten baben und 
daher bie Errichtung folder Teſtamente, welche Geſetze und Sta- 
tuten unter andern erleichternden Formen aus Rüdficht auf Sachs 
oder Perfonenverhältnifie für zuläffig erflären,. auch fortan noch 
rechtsgiltig vorgenommen werben koͤnne. 


l 
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Ein zwingendes Bebürfniß, auf biefe einfacheren. Teſta⸗ 

mentsformen zurüdzugehen, beiteht in Zeiten allgemeiner 
Krantbeiten. 

Wenn aud) derartige Teftamente als Privatteftgmente feine 
Publizität befiten, jo wird biefer Mangel doc, weitaus durch 
größere Zweckmäßigkeit ihrer Sorm überwogen und es läht ſich 
gewiß behaupten, daß in vielen Fällen überhaupt jede Teftaments- 
errichtung unmöglich gemacht würde, wenn der complicirte Forms 
Jichleitsapparat des Notariatstejtamentes allein maßgebend fein 

ſollte. 

Ueberdies find auch die Notare geſetzlich gar nicht vers 
pflichtet, fich bei Ausübung ihres Amtes einer augenſcheinlichen 
Lebensgefahr zu unterziehen. Sie find vollitändig berechtigt, 
aus einem folhen Grunde nah Art. 48 des Not.Gef. Ihre 
Dienfte zu verweigern. Das prenßiſche Landrecht hat in Thl. J. 
Tit. XIk S 203 u. 204 die ganz vernünftige Beitimmung ge 
troffen, daß, wenn dem Richter aus der vorzunehmenden Handlung 
eine offenbare und augenjcheinliche, durch Anwendung der erfor- 
derlichen Vorfihtsmaßregeln nicht zu befeitigende Lebensgefahr 
bevorfteht, derſelbe fich dieſer Saat zu unteralchen ni H ger 
zwangen werben Tann. 


Aehnlich verfügt das bayerifche Landrecht a" Thl. U. 
cap. 496 Ziff. 6, daß die zur Aufnahme von Zeftamenten 
berufene Obrigkeit „an inficirten und gefährlichen Sr zu 
erſcheinen nicht verbunden fi. 

Der Grund biefer in der Natur ber Sache liegenden Be⸗ 
ſtimmungen iſt wohl der, daß die zufällig vom Teſtator beliebte 
Aenderung der geſetzlichen Erbfolge nicht als ſolcher Zweck gel⸗ 
ten kann, der ein Menſchenleben aufzuwiegen vermöchte. 
Indem hiernach behauptet wird, daß die Notare allerdings 

berechtigt find, wegen augenſcheinlicher Lebensgefahr ihre Dienfte 
zu verweigern, ſoll damit keinesweges eine allzuängitliche Für⸗ 
forge für das eigene Leben anempfohlen werben, ſondern e8 hat 
„dieſer Sab lediglich zum Beleg dafür zu dienen, dab es einzig 


x.) Testahenteni pestis lempore cottdiktike. 


in den frelen Willen vet Notare geftellt fein muß, ob fie im 
Fällen perfönlticher Gefahr ihre Amt ausüben wollen. 

Auch aus einem andern Grunde Tann dies gefordert werbert. 

Durch Aufnahme eines Teitamentes übernimmt der Notar 
Haftung fir Beobachtung aller Formalien. 

Diefe Verantwortung ift feine geringe, einestheils wegen 
des ziemlich conıplicirten Foͤrmlichkeitsapparats, der unverhälts 
nißmäßigen Zeitaufwand erfordert, anberntheils in Anbetracht 
ber wirklich beifpiellofen Strenge, mit ber die Notare auch we⸗ 
gen ber geringfügigiten Yormverftöße bejtraft werben. 

Nun kann e8 aber gewiß nicht angeben, den Notar auch 
unter foldhen Umftänden zur Ausübung feines Amtes zu zwin⸗ 
gen, in denen er nicht mit der pebantijchen Ruhe und Gemäch— 
lichkeit thatig jein Taun, wie fie doch ber übertriebene For⸗ 
malismus des Gejees erfordert. Man vergegenwärtige fich 
nur einigermaßen die Situation und verlange nichts Weber: 
menſchliches. 

Bei dem paptikularrechtlichen teslamontum postis tempore 
oonditum, zu deſſen Errichtung der Notar immerhin als Rechts⸗ 
freund mitwirken mag, find num zu unterſcheiden: Teſtamente, 
welche in den wegen anſteckender Krankheiten geiperxten Orten 
errichtet werden, und biejenigen Dispofitionen, die außer dem 
alle der Sperre eine mit anſteckender Krankheit behaftete 
Berfon errichten will. 

Für den erfteren Fall gilt die privilegirte Teftamentsforn, 
gleichviel, ob ein Kranker oder Geſunder an den abgefperrten 
Orten teftiren will. | 

Sm zweiten Falle bliebe nur die Form des Notariats- 
teftamentes übrig, foferne das treffende Partitularrecht nicht etwa 
wie das bayerifche, allen „mit leibesgefährlicher Erbſucht behafte- 
ten Berfonen” auch an nicht inftcirten Orten in privilegirter 
Form zu teftiren geftatten, noch überhaupt eine andere ee 
girte Teftamentsform anwendbar fein ſollte. 

Tür den praktiich Bänfigften Fall des Eindringens ber 
aſiatiſchen Cholera wurde durch Geſetz vom 28. Dezember 1881 
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bie Anwendbarkeit der partikularrechtlichen Beftimmungen über 
Yegtwillige Beroronung zur Zeit dex Veit anerkannt und bie 
Maximalzahl der Zeugen, deren Fähigkeit natürlich nur nad 
dem treffenden Statutarrecht beurtheilt werden muß, auf zwei 
reduziert. — Ein auf biefe Weije errichteter letter Wille verliert 
noch dem angeführten Gejebe feine Kraft ſechs Monate nach 
Aufhebung der Contumaz, vorausgeſetzt, daß der Teſtirer nicht 
vorher verſtorben iſt; nach Ablauf dieſer Frift mag dann das 
Zeftament in den breiteren und umftändlicheren Formen bed 
Notarlatstejtamentes wiederholt werben. — 


Uotizen. 


In gleichem Sinne, wie Seite 192 dieſer Zeitſchrift mit⸗ 
getheilt, hat zeuge der Bl. f. R. A. Bd. XXXI Seite 232 der 
oberſte Gerichtshof auch am 9. April 1866 neuerdings ausge 
ſprochen, die Ceſſion einer mit einem vertragsmäßigen Rechtstitel 
zur Erwerbung einer Hypothek verſehenen Forderung bedürfe zu 
ihrer Giltigkeit nach Art. 14 bes N der notariel- 
len Beurkundung. 

Ein oberjtrichterliches Erkenntniß vom 4. März 1865 (BL 
f. RA. XXX1248) läßt die Vorfchriften bezüglich der Erbverzichte, 
namentlich der Certioration nah L. R. TH. II Cap. IX $2 nicht 
auch auf Erbtheilungen beziehen, in welchen den gejeglichen Er- 
ben der Erbtheil ausgewiejen (gleichviel ob als bereits erhaltene 
Collationspoſt oder als noch zu empfatigendes Erbe) und zugleich 
auf weitere Anfprüche verzichtet worden tft. 





Ays den BI. f. R.A. B. XXXI. ©. 282 entnehmen wir 
ein oberfteichterliches Erkenntniß von 2. März 1866 zur Aus: 
legung des Art. 14 des Not.Geſ.: 

Bei einem unter der Herrichaft des Ausbacher Provinzial. 
uns ſubfidiar des preußifchen Lanbrechtes mündlich abgeſchloſſe⸗ 
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nen Cheverlöbniffe ſollte der Brüntigam ſich verpflichtet Haben, 


fein elterliches Anweſen in die Ehe zu bringen. Es wurde ber 
Vertrag als rechtsunwirkſam angefochten weshalb, weil er ber. 
eben gedachten Bertragsbeftimmung wegen gemäß Art. 14 des 
Not. Geſ. zur Rechtsgiltigkeit notarieller Berbriefung. beburft 
habe. Diefer Einwand wurde in allen Inſtanzen verworfen, und 
enthalten bie oberjtrichterlihen Entſcheidungsgründe Folgendes: 

Wenn auch der Kläger bei Abſchluß des Eheverlöbniffes 
fi) verbindlich gemacht hat, fein elterliches Auweſen in die Ehe 
einzubringen, jo tft durch diefe Stipulation in Feiner Weile ein 
Vertrag über das Eigenthum oder die Beligveränderung einer 
unbeweglichen Sache oder über dingliche Rechte an unbeweglichen 
Sachen im Sinne des Art. 14 des Not.Gef., ſondern lediglich 
ein Verſprechen gegeben, das Eigenthum einer unbeweglichen 
Sache jeiner Zeit erwerben und ſolches jodann in die Ehe ein- 
bringen zu wollen. Bon Einräunung eines Rechtstitels auf 
das elterliche Anmelen von Seite des Klägers, wie in der Res 
viſion dargethan werben will, Tann bier feine Rebe fein, ba 
Kläger -zuc Zeit des gegebenen Verſprechens ſelbſt noch gar 
wicht Beftyer und Eigenthümer dieſes Anweſens war und fohin 
einem Dritten Rechte auf dasfelbe einzuräumen rechtlich gar 
nicht im Stande war. 


Bienflesnachrichten. 

Am 29. Augujt 1866 wurde der k. Notar Carl Frank 
von Ansbah nach Leutershaufen und der k. Notar Loren 3 
Schäfer von Leuteröhaufen nad) Ansbach (Beide auf Anjuchen) 
verfeht. | 

Am 9. September 1866 wurde der ?. Notar Joſeph 
For thuber auf Anfuchen von Lautereden nad) Landſtuhl 
verſetzt. 


—— — — —— — —— ———— — nn nn nenn 
Drud und Verlag ber C. H. Beck'ſchen Buchhandlung in Nördlingen. 
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Unter Mitwirkung der Notare Hofrat) Sranz v. Seybold in 
Münden, Friedrich Bolza in Herrheim u. 4. 
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Evidenz des Hypothekenbuchs. 


Nah F 25 nes Hypothekengeſetzes vom 1. Zuni 1822 dringt 
jede im Vertrauen anf das Hypothekenbuch vorgenommene Hands 
lung, jo weit fie mit dem Hypothekenweſen in Berbindung ſteht, 
in Anfehung desjenigen, welcher nach den im Shypothefenbuche 
befindlichen Ginträgen. und im guten Glauben gehandelt hat, 
alle jene rechtliche Wirkungen hervor, welche ber Handlung * 
jenen Einträgen angemeſſen ſind. 

Dieſer Hauptgrundſatz erleidet in doppelter Beziehung eine 
Beſchraäͤnkung durch $ 23 deſſelben Geſetzes, welcher beſtimmt: 

1) Alle an demſelben Tage in dem Gypothefenbudhe.ein- 
getragenen Forberungen genießen unter fich gleichen Rang, wenn 
nicht durch einen ausdruͤcklichen Vertrag einer Hypoothek cin 
beſtimmter Rang im Voraus zugewiefen worden. Ä 

2) Sollte der Zuſammenfluß ber zum Eintragen angemel⸗ 

18 
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deten Forderungen ſo groß ſein, daͤß das Hypothekenamt dieſe 
an Einem Tage nicht erledigen kann, jo iſt für die unerledigten 
Anmeldungen jogleich ein beſonderes Protokoll anzulegen, und 
in demfelben die famnttlichen Forderimgen nad) der Ordnung 
ibrer Anmeldung zu bemerken. Durch den Eintrag in bie- 
jes Protökoll wird den angemeldeten ZForderimgen ber Vorzug 
nad) dem Anmelbungstage erhalten. 

Das Berhältniß dieſer Beſtimmungen unter ſich ſtellt ſich 
ſowohl für den erſten Anblick als nach 'veifficher Prüfung als 
Regel und unmittelbare Ausnahme bar, obwohl der erſte Sat 
($ 25) von Einträgen jeder Art, der zweite (6.23) dagegen 
nur von Forderungen Spricht; denn wenn $ 117 Abf. 2 zweifel- 
108 auf gleichen Boden die Ausfertigung eines Hypothefenbuche- 
auszuges vor Ablanf des Gerichtstages der Hegel nach verbietet, 
auf bejondern Antrag der Betheiligten aber ausnahmsweiſe mit 
ver Rechtswirkung geitattet, daß das Hypothekenamt' in'diejent 
Tale Feine Berantwortung für die Bollftändigfeit der an dem⸗— 
jelben Tage erfolgten Einträge zu übernehmen habe, und wenn 
andere Einträge unbeſtreitbar diefelde Wichtigleit Haben Tönnert, 
wie Forderungen, jo ift ein enticheideuder Grund bier der Un: 
terfchied zwifchen Einttägen überhaupt und Forderungen insbe: 
jondere zu betonen, um jo weniger gegeben, als nad bisher 
unangefochtener Rechtsübung $ 23 des Hypothekengeſetzes wegen 
$ 96 und 117 ftändig auf alle Einträge bezogen worden ift. 
Jedenfalls nod weniger Tann c8 einem Anftande unterliegen, 
bie Beftimmungen über Einträge überhaupt anf hypotheka⸗ 
tische Forderungen napeiemdere anzuwenden. Man kann 
alſo ſagen: 

Mit dem Hypothekenweſen in Verbindung ſtehende Hand- 
lungen find vechtswirtfem; wenn und ſoweit fie den Einträgen 
im Hypothelenbuche entjprechen und in guten. Glauben vorge⸗ 
uommen wurden; weitere Nachforfchungen find unnäthig. 

Ausnahmsweiſe vermögen Einträge im Hypo— 
thekenbuche die Entitehung eines collibiveuden Rechtes nicht 
zu bindern,. wenn: nämlich die den Rechtstitel begründenden 
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» Urkımben noch an einem und demfelben Tage vor das Hypo⸗ 
thetenamt gelangen; ſowohl das bereits Eingetragene, als daß 
am gleichen Tage Einzutragende erleidet aber durch die auf dies 
fen Zuſammenſluß geſetzte Gleichberechtigung eine in jedem ein» 
zelnen gegebenen Falle verſchiedene Aenderung in der Wirkung, 
Ebenſo aus nahmsweiſe fanı Etwas außer dem Hypotheken⸗ 
buche gegen bejjen Einträge entjchaiden oder einen folchen Eins 
trag zeitweilig erfegen, jeboch nur das Anmeldeprotokoll und nur 
unter den in F 23 aufgeführten Vorausſetzungen. 

Andere Ausnahmen enthält das Geſetz nicht, ſolche konnen 
verfaſſungsmaͤhig auch weder durch Verordnung noch viel weni» 
ger durch Erlaß eines Minifteriums eingeführt werden; bie 
Geſetzgebung von 10. November 1861 und insbeſondere bas 
Geſetz vom 1. Zuli 1856 (Geſetzblatt Seite 379 Verhdlg. der 
K. d. Abg. 185% Beil. Bd. II. S. 482. Sten. Berichte Bo. IV, 
©. 5. Verholg. der 8.9. MR. 2. I. S. 399) anertennen, 
daß das beregte Geſetz nicht anders, als durch ein neues Geſetz 
verändert werden Tonne und von Seite der hoͤchſten Juſtizver⸗ 
waltungsftelle wurde gar nie eine Aenderung im Wege der Bere 
ordnung beabſichtigt. Dagegen erklärte dev oberfte Gerichtshof 
am 24. April 1866 nicht ohne Vorficht in der Ausdrucksweiſe, 
das Geſetz Habe durch die Miniſterialentſchließung vom 20. Sep⸗ 
teınber 1868 geändert werden wellen und fei damit in der That 
rechtswirkſam geändert worden®); da jeboch oberitrichterliche Er⸗ 
kenntnifſe, welche nicht nach Maßgabe des Gefeges vom 17. Nee 
vember 1837 zur Verhütung ungletchförmiger Ontjcheidungen tut 
Plennm beſchloſſen und verkündet wurden, biudender — ent⸗ 
behren, iſt auch jetzt noch die Auslegung frei. 

Es iſt nun allerdings richtig, — wie der oberſte Gerichts ⸗ 
hof ſagt — daß ſelt Eiuführnng bes ſelbſtändigen Notariat die 
Anmeldungen der Berechtigten regelmäßig in bereits fertigen’ 
Notariatsurkunden an das Hypothekenamt gelangen und dott 
ſofort vollzogen merben ſollen (aber nicht immer koͤnnen), daß 


*) Bergleihe S. 158 und 204 diefer Zeilſchrift. 
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der Realcredit vollſtaäͤndig erſchüttert und das Vertrauen in die⸗ 
richtige. Handhabung des Hypothekenweſens für immer zerfört 
würde, wenn den fänmtlichen beim Vollzuge bes Eintrags gleich» 
zeitig vorliegenden Anmeldungen unausgefchieben und ‚ohne Rück⸗ 
fiht auf ihre Alter die Priorität des Tages der Eintragung bei- 
zulegen wäre, aber es ift nicht richtig, daß deßhalb das Tages 
buch bei den Hypothekenbüchern eingeführt oder daß mit deſſen 
Einführung irgend welche gefetliche Vorfchrift bezüglich bes nın= 
teriellen Nechts beeinflußt werden wollte. Denn das Tagebuch 
wurde nicht erft am 20. September 1863 eingeführt, was offen: 
bar verfpätet geweien wäre, ba dns Notariatsgeſetz mit dem 
1. Suli 1862 in Wirkſamkeit trat, ſondern ift nichte Andres 
als die durch Minifterialenifchliegung vom 20. März 1859 vor: 
geichriebene „Gejchhäftsausweistabelle zum Zwecke einer ununter- 
brochenen Eontrofe rechtzeitiger und vollftändiger Erfedigung aller 
hypothekenamtlichen Gejchäfte” nur in Außerlicy veränderter Geftalt. 
Letztere Entjchließung Tonnte aber das nah Einführung 
bes jeßigen Notariats nötbige Verfahren deßhalb nicht vegeln, 
weil damals Niemand vorherzufehen vermochte, welche Geftalt 
bag Damals noch nicht berathene Notariatsgefeh erhalten werde. 
Neben diefen Außern Gründen fprechen aber auch verfchiebene 
gewichtige innere Gründe gegen die Annahme des oberiten Ges 
richtshofes; die fragliche Miniſterialentſchließung nennt frch ſelbſt 
ausdrücklich cine Geſchafts- und Regiftraturorduung und enthält 
in ber. That nicht Andres. Sie regelt demgemäß nicht das 
matexielle Hypothekenrecht, fondern Lediglich unweientlihe — man 
könute jagen: mechanifche — formelle Verrichtungen, fie erging 
nicht an fämmtliche Recht Suchende oder Nehmende, ſondern 
ausſchließlich an die Beamten ber freiwilligen Gerichtsbarkeit 
und zwar. lediglich. in der Eigenfchaft einer Hausordnung. Die 
Einfiht des Hypotheken- und des Tagebuches zuſammen Tonn 
zufällig ein vichtiges Bild geben, muß dick aber nicht nothwen⸗ 
big, weil fih aus der Aufzählung und Bezeichnung der Einlaufs 
ſtücke keineswegs entnehmen läßt, ob und in welcher Weife eine 
hpothefenamtliche Erledigung erfolgen wird; ſelbſt die Einficht 
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der im Vagebuch verzeicimeten Urkunden erweist ſich für diefen 
Zwei aus gleichem Grunde unzureichend”) und zahlreiche Bei- 
Ipiele wären. anzuführen, da Notariatsurtunden deßhalb nicht 
vollzogen werden Eonnten, weil andre, im Tagebuche — nicht 
aber auch ſchon im Hypothekenbuche eingetragene berüdlichtigt 
wurden, während fih nachher deren Unvollziehbarfeit ergab, was 
noch öfter gejchehen wird, wenn man gemäß Entjchließung vom 
10. Auguft 1866 jede, wenn auch evident noch unvollziehbare 
Urkunde jofort dem Hypothefenamte vorlegt. Das Tagebuch ift 
überdieß in ſehr zahlreichen Fällen nicht einmal evident und 
kann dieß auch gar nicht fein, weil Einlauf und Eintrag im 
Tagebuch nothwendig zeitlich verfchiebene Momente find; der 
Gerichtsvorſtand, der am oder noch nad) dem Schluffe ver Ger 
richtszeit den Einlauf in Empfang nimmt, theilt ihn be& fol: 
genden Tages dem Hypothekenamte vielleicht erft zu, nachdem 
fi) Mehrere über den Stand des Hypothekenbuches Auskunft 
juchten, und ſelbſt wenn der Einlanf unmittelbar an das Hypo 
thefenamt gelangt, aber der Zahl nad) bebeutend ift, kann das 
am fpäten Abend noch Eingetroffene am nächiten frühen Mor: 
gen noch nicht oder noch nicht vollftändig im Tagebuch verzeichs 
net, jein. 

Nicht das Tagebuch, ſondern die an das Hypothekenamt 
gelangten Urkunden präjudiciren der Rechtsbegründung nach Ber: 
hältniß ihres Deffentlichwerdens im Gerichtseinlaufe, wenn und 
ſoweit fie fih überhaupt als vollziehbar erweilen**); das Hypo: 
thefenanmelbeprotofoll im Sinne des $ 23 des Hypothekengeſetzes 
ift durch ein wichtiges Gejeh, durch die Gefeke vom 10. No- 
vember 1861 über Gerichtsverfaffung und Notariat in fliegende 


*) z. B. „Huber gegen Maier p. d. c. Wegen heute befchloffener Im⸗ 
mobiliarerecution iſt auf den Bauplätzen bes Beflagten proviforifche Folien⸗ 
fperre einzutragen,” welcher Maier? welche Banpläge? 

*°) Bergl. Entwurf eines Sachenrechts für das Königreich Bayern Art. 
394. Abſ. 2: „Forderungen, deren Beurfundungen gleichzeitig bei bem Grund⸗ 
buchamte zur Vorlage kommen, haben Anſpruch auf Eintragung in gleichem 
Range.” ' “ 
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Bläkter: verwandelt worden, und über die Geſammtheit diefer 
Blättern. (Protokoll des neuen Hypothekenrechts) eintjcheibet weben 
ben Bräfentatum der einzelnen Stüde nicht minder auch bie 
innere Befchaffenheit in formeller, wie materieller Beziehung. 
Das Tagebuch kann dag Präajentatum gewiß fo gut beftärken, 
als ein Recepiffe, aber e8 iſt eine gänzlich unverdiente Ehre, wenn 
man ihm weitere Fähigkeiten zutraut; im Gegentheil nimmt bie 
umfjtändliche Führung dieſer ganz unnüten Tabelle einen nicht 
unerheblichen Theil der Arbeit in Anſpruch und verhindert das 
mit die rafche Erledigung der Geſchäfte; im Schweiße des An- 
gefichts arbeitet man an Tabellen, die für Maculatur beftimmt 
find und entwerthet die Werthpapiere durch Ablagernlaffen und 
wer um das Brod geftrader Rechtspflege bittet, RL ben Stein 
des Tagebuches.*) 

Dan jollte es nicht erit sagen müſſen — aber es ift bieß 
leider gar nicht überflüffig — daß die Schwierigkeit, fich über 
den wahren Stand ber Hypsthefenverhältniffe zu vergewiflern, 
mit der Zahl der dem Hypothekenamte vorgelegten aber nod 
nicht verbejchievdenen Urkunden wächlt und fich in all den Fallen, 
da der. Beamte ſelbſt ndch nicht weiß, wie er eine gegebene 
Nummer erledigen werde, geradezu zur Unmöglichkeit jteigert. 
Rechnet man hiezu den Unıftand, daß bie patriarchaliſche Ein- 
fachheit bes alten Hypothekenbuches nicht minder, als -jene der 
Anmelbungen (insbejondere auch in Folge der überreichen Maß: 
regelungen der Notare und ſolch ängftlicher Borfchriften wie 
beifpielöweife der Entfchliegung vom 26. Kult 1864 Scite 251 
dieſer Zeitfehrift) zn Grabe ging, daß das Hypothekengeſetz ges 
zeigter Maßen felbft eine zeitweilige NRechtsunficherheit, wenn 
auch aus guten Gründen, ftatuirt, endlich daß fehr Viele einen 
in der Notariatsurfunde ganz genau ausgedrücten Zweck, nicht 
aber die Mittel hiezu wollen oder trog redlichen Willens nicht 
beſchaffen Fönnen, jo würde man gewiß aufhören, in allen Fäl- 


*, „Vabellen find ımır für Leute, bie fe Nichts ſehen, und beflimmt, auch 
biefen noch Sand in bie Augen zu fireuen.“ 
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Jen, da: der Erfelg den Wunſchen ber Betheiligten nicht entſpricht, 
ein Verſchnldan des Notars bis zum Beweiſe bes Gegentheils 
son Rechtswegen zu vermuthen. Die erit jüngftgin in ber Ente 
Schliegung vom 10. Auguft 1866 wiederholte Mahnung, der 
Notar jolle die Verhandlungen fo einrichten, daß fie dem jemei- 
ligen Stande.des Hypothekenbuchs entiprechen, ift an die unrechte 
Adreffe gelangt; denn nicht der Notar, fondern die Bartei macht 
die Bedingungen; die Bank leiht beifpielsweife nur auf erfte 
Hypothek, gleichwiel, was auf dem Folium fteht und es Tann 
insbejondere bei vorgemerkten Folienfperren bis zur Bejeitigung 
des einen Hinderniffes immer mieder ein neues entſtehen, ob- 
wohl bei ber Hypothelerrichtung alle Gläubiger einſchließlich des 
Sperreberechtigten mitanwejend waren. 

Wenn Berbandlungen wegen vorgerücter Stunde oder aus 
irgend welchem andern Grunde nicht mehr am Tage der Errich- 
tung in ben Gerichtseinlanf gebracht werben Fönnen, beiteht im- 
mer bie Gefahr, daß nach Einficht des Hypothekenhuchs und 
feiner Zubehoͤrden, jedsch noch am gleichen Tage, andere Urkun⸗ 
den einlaufen und im Laufe des folgenden Tags abermals jolche 
concurriven, was Beides gleich verhaͤngnißvoll fein kann, Zum 
Beilpiel: auf zwei im Baue begriffene Häufer, für welche nadır 
ber je 6000 ft. erlöst werben, leihen zwei Kapitaliften am 
‚4, Aprit 1865 je 1000 fl., überall an zweiter Stelle, je nach 
Vorgang von 4000 fl., und zahlen ausnahmsweile das Geld 
jofort ans, weil fie fi) von dem Stande der Sache über: 
zeugt Haben; die Verhandlungen koͤnnen wegen Beendigung ber 
Gerichtszeit erft am folgenden Morgen vorgelegt werden; am 
41. April 1865 gelangte aber eine Bauforderung zu 1000 fl. 
auf dem einen und am 2. April 1865 Abends eine Muttergutss 
forderung zu 40000 fl. auf dem andern zur Anmeldung; der 
eine Gläubiger erhält zweite Hypothek nad A000 fl., aber 
mit ihm weitere 10000 fl., fo daß er nur mit 181 fl. 49 fr. 
und das Muttergut mit 1818 fl. 11 Er. zum Zuge kommt; 
der andere Gläubiger erhält zwar nur bie dritte Hypothek 
nach 5000 fl., wird jeboch vollftändig befriedigt. | 


“ Coidenz des Hopothelenbuchs. 


Ohne Einſicht des Hypothekenbuches und bes Einlaufes 
kann man in der Regel überhaupt Feine mit dem Hypotheken⸗ 
weſen in Verbindung ftehente Verhandlung beurkunden, aber es 
wäre ein ſchaͤdlicher Irrthum, zu glauben ober: glauben zu 
machen, hiedurch allein entftehe Schon eine Sicherheit. Dazu be- 
darf es verfihichener — theoretiich nicht barftellbarer — prac 
tifcher ud vein gejchäftlicher, nicht blos juriftifcher Kunſtgriffe 
vor, bei und nach der Beurkundung und felbft diefe können in 
allerdings feltenen Fällen vergeblid) fein. Aufgabe der Notare, 
der Gerichte und nicht minder der Auffichtsbehörden Tann es 
nur fein, die Ungewißheit auf die ideell engen Grenzen bes 
Hypothekengeſetzes zurücdzuführen, aljo Alles zu befeitigen, was 
möglichft rafche Erledigung beeinträchtigt; wie beijpielsweife auch) 
die Beitimmung, der Notar babe ſelbſt offenbar unvollzichbare 
Urkunden dem Hypothelenamte vorzulegen. Damit wird lediglich 
Zeit nutzlos vergeudet, denn wenn man auch — wie die Ent: 
Ihliegung vom 9. Auguft 1866 irrtümlich annimmt — mit 
fliegenden Notizen einen Theil der ziweitmaligen Prüfung zu er: 
ſparen vermöchte, (was ſchon deßhalb unmöglich ift, weil fich bis 
zur Wiedervorlage der Urkunde verfchiedene Aenderungen ergeben 
koͤnnen) jo ift allerınindefteng die Zeit für Redaction und Nie 
berjhrift biefer, ausdruͤcklich der Einfiht ver Auffichtsorgane 
empfohlenen Notizen ganz uud gar verſchwendet, weil die Regi⸗ 
ftratur jedenfaits neu gemacht werben muß. 

Dagegen ift eg für Notare und Gerichte. zweifellos, und 
für den Geſetzgeber wahrſcheinlich unmöglich, den Grundſatz des 
F 25 des SHypothefengefeßes ausnahmslos zur Wahrheit zu 
machen.*) G. 


= 


*) rt. 56 bis 883 bes Entwurfes eines Sachenrechts für das Königreich 
Bayern (Motive Seite 33 ff.) entfloſſen demſelben Grundfage, vermögen 
aber das angeſtrebte Ziel nicht volftändig zu erreichen. 


Leſtamenioform. a 


_ Eehamentoform. 

Meinen Sat, daß das Wotariatsgefeb durch feine Vor⸗ 
ſchriften über Aufnahme öffentlicher Urkunden mit gewiſſen Per⸗ 
jonentategorien, und durch feine Vorſchriften über öffentliche 
Teftamente fchweigenb die Trage entſchieden hat, imwiefern jene 
Berjonen fid) der beiden öffentlichen Teſtamentsformen bedienen 
fonnen, muß ich aud) nach der Entgeguung des Herrn Dr. 
Bauriebl aufrecht halten. 

Es fehlt meiner Thefis nicht an bem allgemein gültigen 
Vorderſatze, daß das Geſetz ſolche Perfonen überhaupt in ber 
in Art. 60 und 61 enthaltenen Weiſe tejtirfähig erklärt habe. 

Denn wenn, damit jene PBerfonen nad Art. 60 ober 61 
teſtiren koͤnnten, nöthig wäre, daß folche Berfonen überhaupt 
in der in Art. 60 und 61 enthaltenen Weije teftirfähig, das 
if für Sffentlich teftixfähig erklärt wären, jo jtände es übel um 
die öffentliche Tejtirjähigkeit jener Perſonenkategorien überhaupt. 

Nach altem Rechte Fonnten fie nicht Sffentlich tejtiven, weil 
die vichterliche Teſtamentsform zerichlagen tft, nach neuem nicht, 
weil nicht ausdruͤcklich gejagt ift, daß fie publice teftiren Fönnen, 

Da aber Herr Dr. Bauriedl ſelbſt jenen Berjonen öffent: 
liche Teſtirfähigkeit nicht völlig abfprechen, ſondern fie nur in 
ber Weiſe des früheren Rechts beihränten will, jo hat er mit 
jenem Vorderſatze zuviel verlangt. 

Was verlangt werden kann, ift lediglich der Nachweis der 
Teitirfähigkeit jener Perjonen überhaupt, welcher Nachweis aber 
ſchon darin Tiegt, daß auch nach altem Rechte jene Berfonen 
unzweifelhaft für beſchränkt teftirfäbig erklärt find. 

Dieje allgemeine Teftirfähigkeit beruht auf dem im eins 
ichlägigen Panvectentitel an bie Spike geftellten Sate: In eo, 
qui testatur, ejus lemporis, quo teslamentum faoit, integritas 
mentis, non corporis sanitas exigenda est. Sie ift dadurch ans 
erkannt, daß ber Princeps das Verbot nachlaffen Tonnte. Si 
mutus aut surdus, ut liceret sibi testamentum facere, a Prin- 
cipe impetraverit, valet testamentum, weil Beichränfungen, bie 
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aus dem Weſen, nicht aus ber Form herrühren, auch fein Prin- 
cops durch Privilegium zu heben vermoͤchte. Ste folgt aus der 
Betrachtung, daß, weun der Wille im Rechtsleben das Entſchei⸗ 
dende :ift, Beſchränkungen nur inſoweit wirken DNS: an das 
Hinderniß ber. Handlungsfähigfeit reicht. 

And auf anderen Gebieten, als denen des Zeflaments 
wirken bie Formen ber Rechtsgeſchäfte befchräntendn auf vie ä- 
higfeit, fich diefer Form zu bebienen, zurüd. So behindert 
Art. 4 Ziffer 5 der Mechfelordnung, wonach die Unterichrift 
des Ausſtellers zur Form des Wechſels gehört, Denjenigen, ver 
nit. einmal feinen Namen zu jchreiben weiß, an ver Wechfel- 
fähigkeit, weßhalb fpecielle Borforge im Art. 94 getroffen. werben 
mußte, welche e8 zweifelhaft erfcheinen läßt, ob derjenige, wel⸗ 
her auch Fein. Zeichen auf das Papier zu bringen weiß, über- 
haupt. wechfelfähig if. So behinderte die Gtipulationsform 
Taube und Stumme. Mutum neque stipulari, neque promillere 
posse, palam est, quod et in surdo receptum 'est. 

Sind es aber dem Gejagten zufolge Tediglich die Nechts- 
formen, welche beſchränkend wirken, jo ift Kar, daß es mit Ab- 
änderung ber früheren. Teſtamentsform an jeher Gewißheit fehlt, 
ob. der Geſetzgeber die auf der früheren Form bafirten Beihrän- 
tungen bei ben neuen Formen aufrecht erhalten wifjen will, ſo 
baß aljo die Beſchränkungen der fraglichen Berfonenfategorien 
in der öffentlichen Teftamentserrichtung aus ben jest geltenden 
Vorſchriften über öffentliche Teitamentserrichtung einerfeitd und 
ans den Borfihriften über Öffentliche Benrkundung mit ‚jenen 
Perſonen andererfeit® ausſchließlich abgeleitet werben müſſen. 

Es übrige die Bemerkung, daß meine Theſis den Sag, 
daß materielle Civilrechtsbeſtimmungen durch das Not.Geſ. jtill- 
ſchweigend abgeändert ſeien, nicht in ſich enthält, und ſtreug 
im Auge hält, daß nur bie Vorichriften uber das frühere ges 
richtliche Teſtament eine: durchgreifende Aenderung exlitten has 
ben, ſo daß alſo alle übrigen Teſtamentsformen als unberührt 
fortbeſiſehend anerkannt find. J Godin, k. Rotar. 


— ‚f nl 
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Das Staatsministerium der Juſtiz hatte am 31. Dezems 
ber 1365 gutachtliche Aeußerungen ver Notariatskammern ber 
verſchiedene Punkte der Gejchäftsführung der Notare veranlagt. 
Auf die wegen tiefen Eingehens in die Sache nothiwendig ehr 
umfangreichen Vorftellungen der Notariatsfammern erging amt 
10. Auguſt 1866 unter Nummer 13759 der Hauptſache nad 
folgender Beſcheid: 

1) Da dem Notar vermöge feines Dienftverhältniffes 
nur als Berlaffenfchaftseommifjär oder in Folge vichterlichen 
Auftrags Gelder anvertraut werden, und legteren alles Anf: 
Ihluß über Einnahme und Verfügung in den Berhandlungen 
jelbft niedergelegt ift, auch im Uebrigen befondere Gründe zur 
Ueberwachung im Sinne bes Art. 36 u. 37 des Rot.Geſ. nicht 
vorliegen, befteht feine Veranlaffung vie Führung eigener Bü⸗ 
her oder beftimmte Formen hiefür vorzufchreiben, e8 wird aber 
darauf aufmerkſam gemacht, daß irgend eine, wo möglich einfache 
Buchführung wünfchenswerth und erjprießlich it. 

2) Für die richtige Zuftellung der Ausfertigungen ſoll ber 
Rotar fi auch einen bleibenden Beleg verichaffen; die Einrich⸗ 
tung, in allen Fällen Empfangsbefcheinigungen (zu welchen ges 
druckte oder Fithographirte Formulare benutzt werden), welche 
nach der Zuftellüng mit der Unterſchriſt des Empfängers an 
den Notar zurückgelangen, wird bejonders gebilligt. 

Dei Aufnahme der Urkunde ift zu vereinbaven, ob bie 
Ausfertigung bei bem Notar erholt ober ‚wie fie zugeftellt wer⸗ 
den jolle,; nach Weberernfommen kann die Zuftellung mit Ges 
nehmigung des Gerichtsvorſtandes auch durch das Gerichtsdie⸗ 
nerperſonal geſchehen. Doch kann es nicht gebilligt werden, das 
Berfahren bei Zuftelung von Ausfertigungen an Dritte nach 
S 65 der Inſtruetion vom 4. Juni 1862 auch bei Zuftellung 
an die Berheiligten auszudehnen und damit den Gerichten ihrem 
geſetzlichen Wirkungskreiſe fremde Gefchäfte aufzubürden. 

) Alphabetiſche Namenseregiſter find beſonders bei viel: 
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beichäftigten Notaren ein unentbehrliches Hilfsmittel zu raſchem 
Auffinden der Urkunden und der geringe Zeitaufwand, welchen 
deren Führung beanfprucht, kann ihrem Bortheile gegenüber 
kaum in Betracht kommen; eine beſtimmte Form will: auch für 
diefe Regifter nicht vorgejchrieben werben. 

4) Es ift dem freien Ermeflen bes Notare anheim gege- 
ben, ob er ſich die Geſetz-⸗, Negierungs-, Kreisamtd: und Mis 
nifterialblätter, welche ihrer Beitimmung nach die Gejchäftsführung 
der Notare vielfach berühren, felbft anjchaffe oder nicht, Tann 
aber erwartet werden, daß letzterenfalls der Notar fich in irgend 
einer Weiſe in den Stand ſetze, von denſelben regelmäßig ſofort 
nad ihrem Erjcheinen Einfiht nehmen und die feinen amtlichen 
Wirkungskreis berührenden Beröffentlihungen jederzeit gehörig 
berückſichtigen könne. 

5) Die Vorſchrift des Art. 15 Abſ. 2 des Not.Geſ., wor⸗ 
nach alle Rotariatsurkunden über unbewegliche Sachen, welche 
im Hypothekenbuche eingetragen ſind, dem Hypothekenamte vor⸗ 
gelegt werden müſſen, iſt eine unbedingte, daher auch dann zu 
befolgen, wenn ſchon aus dem beurknndeten Vertrage ſelbſt ein 
dem hypothekenamtlichen Vollzuge entgegenftehendes Hinderniß 
zu erſehen und als ſicher zu erkennen iſt, daß die Vorlage und 
die vepfallfige Thätigkeit des Hypothekenamtes eine vergebliche 
ſein werde. Uebrigens wird es zum nicht geringen Theile in 
der Macht der Notare liegen, durch entſprechende Rückſichtnahme 
auf den Inhalt des Hypothekenbuchs, Belehrung der Betheiligten 
und Sammlung der nöthigen Behelfe die Beurkundung von 
Berträgen ferne zu halten, von welchen fie im Boraus überzeugt 
fund, daß die Einträge in das Hypothekenbuch auf Grund ders 
ſelben nicht erfolgen koͤnnen, bei melden alfo in einem fehr 
wejentlihen Punkte die Abficht der Betheiligten nicht zu erreis 
hen iſt. 

Eine weitere Entjehliekung vom 9. Auguſt 1866 beftimmt: 
Den Hypothelenämtern ift im F 71 der zum Notariatsgejebe 
erlafienen Vollzugsvorſchriften vom 1. Juni 1862 die Weifung 
ertheilt, in Faͤllen, wo einem auf Grund vorgelegter Notariats- 
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urkunde vorzunehmenden Eintrage in das Hypothekenbuch Hin? 
dernifſe entgegenſtehen, zum Hypothekenprotokolle Beſchluß zu 
faſſen und dieſen Beſchluß, in welchen die dem beabſichtigten 
Eintrage entgegenſtehenden Hinderungsgründe kurz zu bezeichnen 
find, gemäß Art. 15 Abſ. 4 des Not.Geſ. auf die Urſchrift der 
Notariatsurkunde zu ſetzen, joferne nicht die Bejeitigung 
biejer Hinderniffe von Kurzer Hand im Benehmen 
mit dem Notar herbeigeführt werden kann. 

Bei einem Theile der Hypothekenämter wurde aber bisher 
jede zur Bejeitigung von VBollzugshindernifien nothwendige Erz 
jegung dem Notar durch eine auf die Urkunde felbit gejchriebene 
Zwifchenverfügung befannt gegeben, was dahin führt, daß nad 
Befeitigung der Hinderniffe und vollzogenem Eintrage in das 
Hupothefenbuch gleichwohl auch die der Urſchrift beigefügten 
Zwiſchenverfügungen des Hypothefenamtes in die Ausfertigungen 
der Rotariatsurkunde aufzunehmen find. 

Die Hypothekenämter werden daher angewicien, in allen 
Füllen, wo die dem Eintrage in dag Hypothekenbuch entgegen: 
ftehenden Hinderniffe vorausfichtlih in nicht allzuferner Zeit 
gehoben werben koͤnnen, und wo biejes nicht ohnehin von dem 
Hypothekenamte jelbft bewirkt werben kann, und wo auch feine 
einstweilige Vormerkung oder theilweijer Eintrag in das Hypo⸗ 
theleubudy zu geſchehen bat, mit dem betreffenden Notar vorerjt 
mündlich oder in einfachen Noten zu verfehren, welche auf bie 
Borlagensten der Notare oder auf beſondere Zettel gefchrieben 
werben Tonnen. " 

VUeber derartige Zwifchenverfügungen iſt auch feine Negiſtratur 
in das Hypothekenprotokoll aufzunehmen; ſondern es hat ſich der Hy⸗ 
pothelenbeaute das Noͤthige zur Unterſtützung des Gedaͤchtniſſes 
und um nicht jedesmal bei Wiedereinlauf der Urkunde dieſelbe mit 
neuem Zeitaufwande ihrem ganzen Inhalte nach einer wieder⸗ 
holten Prüfung unterwerfen zu müfjen, mit wenig Worten — 
allenfalls in einem hiezu bejtimmten eigenen Hefte — zu bemerken. 

Bon biefen Bemerkungen haben aud die Staatsanwälte 
bei Gelegenheit der Bifitationen Einficht zu nehmen. 


= 
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Ein Erkenntniß des Haudelsappellationsgerichts vom ©. 
März 1866 (Zeitſchr. f. Gefetzg. u. Rcchtspfl. Bo. XII S.26) 
erklaͤrt: Art. 88 der Wechſelordnung jchreibe zmar vor, daß ber 
Proteſt eine wörtliche Abjchrift des Wechſels oder der Copie 
nnd aller darauf befindlichen Indoſſamente und Bemertungen 
enthalten müffe, und es könne and) zugegeben werben, daß bie 
Ungiltigkeit des Proteftes wegen Mangels bes in Art. 88 Ziff. 1 
aufgeführten Erforberniffes nicht dadurch bedingt fei, daß die 
Mängel der Abichrift ſolche Wechlelerflärungen betreffen, welche 
fh in Beziehung auf die Begründung wechjelmäßiger Rechte 
und Berpflichtungen als wefentliche Beſtandtheile des Wech⸗ 
fels darſtellen. 

Keineswegs aber verlangt jene Geſetzesbeſtimmung, daß ber 
Broteft ein vollftändiges Abbild des Driginalwechjels enthalte, 
daß derjelbe den Originalwechfel nit allen feinen Zeichen, Zif- 
fern, Verzierungen, Privatuotizen u. dgl, bis in das Heinfte 
Detail wiedergebe. 

Die dem Proteſte beigefügte Abjchrift ſoll wörtlich und 
volftändig fen. Damit auch nicht ber Teifefte Zweifel Aber die 
Identität des proteftirten Wechſels mit jenem beftebe, aus wel⸗ 
chem Rechte gegen den wechjelnäßig Verpflichteten angeſprochen 
werden. Sie muß aber nicht Alles enthalten, was anf dem 
Wechſel geſchrieben oder gedrudt iſt; es bevarf insbes 
fondere nicht der Aufnahme jener Daten, Worte, Zahlen, Zei⸗ 
hen, Stempel u. f. w., deren Hinmweglaffung überall nicht ge⸗ 
eignet iſt, die Identität des Wechſels in Frage zu ficken. Wollte 
man die Wiedergabe ſolcher Zeichen in dem Proteſte fordern, 
jo müßte derſelde auch eine Abzeichnung der Namenszüge ent- 
halten; ein ſolches Erforderniß ſtellt aber die Wechſelordnung 
nicht als Bedingung der Giltigkeit des Proteſtes Auf. 


Die wiederholt und namentlich auch S. 119 Rote * 1864 
und ©. 46, 85, 1865 angeregte Frage, ob Privaturfunden der 
Stempelpfliht unterfiegen und mie weit den Notaven, welchen 


* 
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derartige Urkunden zur Untterfchriftsbeglaubigung vorgelegt wer- 
ben, biebei die Wahrung ber Stempelgefege obliegt, tft vom 
Staatsminiſterium der Finanzen nad) vorherigen Benehmen und 
im Einverltänbniffe mit dem 2 ber Inſtiz am 
77. Anguft 1866 Ro. 10803 (Finanz⸗M.⸗Bl. S. 281) beant⸗ 
mwortet worden, wie folgt: 

41) Rad den ausdrücklichen Beitimmungen ber Stenpel- 
gejete vom 18. Dezember 1812 und 11. September 1825 und 
wie fid, überbieß aus ben einſchlägigen Lanbtagsverhandlungen 
(Berb. d. K. d. Abg. 1825 Beil.B. VE ©. 268. Brot. 8. IX 
S. 391. 421. 450. 459 und Prot. B. XII. ©. 566) unzweifels 
haft ergibt, unterliegen mit Vorbehalt der in Abjehnitt IV bed 
zuerft allayirten Geſetzes bejonderd gewährten Stentpelbeferiums 
gen nicht nur amtliche Berhandlungen, ſondern au) alle Pri⸗ 
vaturfunden der Stempekpflicht, und zwar iſt bei dem auf 
beftimmte Summen lastenden Urkunden, 3. B. bei Schuldicheis 
nen, Schenlungen, Berträgen ber Grabationsfteinpel, bei allem 
Abrigen dagegen, ald Zeugniſſen, Bollmachten u: |. w. der is 
fende Klaſſenſtempel in Anwendung gu bringen: | 

Hiebei müffen nah Ziff. I des Geſetzes vom 11. September 
1825 auch Privaturkunden gleich anfangs auf das verordnungss 
mäßige Stempelpapier gefchrieben werden, und nur dann, wenn 
am treffenden Orte das nöthige Stempelpapier nicht zu haben 
ift, erſcheint ausnahmaweiſe deſſen Beiheftung binnen . acht ‚oder 
längftens vierzehn Tagen ‚unter Loftenfreier amtlicher Conſtati⸗ 
rung geftattet. Diejenigew Schriften, bei welchen allein eine 
ſpätere Stempelanheftung ohne die vorbezeichneten Formalitäten 
geſtatiet erſcheint, And in Ziff. II — III des Geſetzes vom 11. Sept 
teniber 1825 bezeichnet, und in Ziff. X dieſes Geſetzes Aid die 
Strafen feitgejeht, welchen mn biefer IDEEN 
unterliegen. 

2): Heraus folgt, daß u jene Privaturkunden, ‚welche 
einem F. Notare zur Beglaubigung der Unterfchriften vorgelegt 
werben, auf das treffende verorbnungsmäßige Stempelpapier 
gejchrieben fein müfjen, und bag nur dann, wenn bieß ber 
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Fall und hiebei wenigſtens ein 15 Er. Stempel verwendet iſt, 
vom f. Notar für die ſeinerſeits über bie Unterfchriftenbeglaus 
bigung nach F 93 der mftruction vom 1. Juni 1862 auf die 
Privaturfunde anzufertigende Notariatsurkunde die Aruvendung 
bes beiondern 15 Fr. Beglaubigungsftenpels unterlaffen wer⸗ 
den darf. 

3) Da jedoch der Notar von dem näheren Inhalte der 
ihm zur Unterſchriftenbeglaubigung vorgelegten Privaturkunde 
nach $ 94 der vorallegirten Vollzugsiuſtruction keine Kenntniß 
zu nehmen hat, und nachdem die Parteien dieſen Inhalt vor 
dem Notar geheim halten können, fo liegt den k. Notaren bei 
bloßen Linterfchriftsbeglaubigungen bie ihnen fonft nach F 81 
bes Stempelgefeges vom 18. Dezember 1812 zulommende Wahe 
rung der Stempelpfliht in Bezug auf die ihnen vorgelegten 
Privaturfunden nicht ob, und es fan ſich baher von ben trefs 
fenden Parteien, wenn von ihnen bei einem Spätern Anlafje bie 
nachträgliche Berichtigung der jchuldigen Stempelgebühr gefor⸗ 
dert wird, nicht darauf berufen werben, daß beren Einhebung 
bei der geichehenen — durch den Notar a vorge⸗ 
nommen werden ſollen. 


In der C. H. Beck'ſchen Buchhandlung in Nördlingen 
iſt erſchienen und durch alle Buchhandlungen zu beziehen: 
Peißl, Joſ., Ciilgeſetzſtatiſtik des Königreich Bayeru nach der 

Organiſation der Gerichte vom 1. Juli 1862 bearbeitet 

1863. 8. 14 Bogen. geh. fl. 2. 12. 
Röel, G. Erh., Das k. bayerifhe Geſetz vom 10. Rovember 

1861, das Netariat betreffend, mit den Verordnungen über 

bie Zahl, Säte und Gebühren ver Notare, den Tar- unb 

Stempelgejegen, der Vollzugsinftruction und einem Co us 

mentare. 1862. gr. 8. 25% Bogen. brod. fl. 3. 24. 


Drud und Berlag der ©, H. Beck'ſchen Buchhandlung In Nördlingen. 
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Aus der Pfalz. 


Tritt das geſetzliche Rückfallsrecht bei Schen: 
ungen durd Ascendenten aud dann ein, wenn die 
Schenkung an mehrere Descendenten zufamnen ges 
macht worden und nur einer berjelben ohne Nach— 
tommen geftorben ift? 

Mit (zumal gerihtlihen) Theilungen werben fehr 
häufig Schenkungen von Immobilien in der Art verbunden, 
daß ber überlebende Elterntheil den Kindern des verftorbenen 
Ehegatten perfönlihe Güter unter der Bedingung überläßt, daß 
felbige mit den Gütern bes zu theilenden Nachlaffes vermengt 
und zur Berloofung gebracht werden ſollen. Stirbt nun ein 
Kind ohne Rachkommen, ſo fällt prinzipiell nad Art. 747 bes 
bürgerl. Geſetzbuches deſſen Antheil an den Schenkobjekten auf 
den noch lebenden Schentgeber zurück. Die Realiſirung bed 
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Räckfallrechtes in folder Weiſe wäre aber eine Inconvenienz, 
bie unmöglich als yplabgreifend gebacht werben kann; denn bei 
Vermengung der Güter kann es ſich getroffen haben, daß ber 
eine Descendent gar keine, der andere mehr oder weniger von 
ben gefchenkten Gütern erhalten hat, ja es kann jogar einer 
nur gefchenfte und gar feine aus dem Nachlaffe erhalten haben. 

Was iſt nun bier Nechtens? Kine folde Schenfung ift 
eine colleftive. d. h. allen Descendeuten. zufammen, gleich einer 
moralifchen Perfon, gemachte. So lange aljo noch einer ber 
Schentnehmer Icht, ift die moralifche Perſon repräfentirt und es 
tritt hiebei ohne Zweifel ein jus accreseendi ein, d.h. es wächst 
der Antheil des verftorbenen Donatars den übrigen mit ber 
Schenkung bebachten Kindern an, ganz übereinſtimmend mit bem 
Grundfaß, daß das Rüdfallsrecht die gefammten Güter iu fi 
begreife, welche der Rückfallserbe dem Erblaffer geſchenkt bat, 
gleih als ein vechtliches Ganzes (gleih als eine "universitas 
juris) unter ih: Der Grund bes Gefekes ift ein doppelter: 
eritens wollte der Gefekgeber nicht, da der Ascendent außer 
dem nahen Verwandten auch noch die Schenkobjekte verlieren 
jol und außerdem wollte er venfelben durch Furcht vor biejem 
doppelten Verluſte nicht von der Ausübung einer Wohlthat ab: 
halten. Wächst nun aber der Antheil des verftorbenen Kindes 
den übrigen Donataren zu, jo fällt der Grund des Geſetzes ganz 
weg und es ift alfo feinem Zweifel unterworfeii, bag das Rüde: 
falsrecht Teine Anwendung finden kann. Anders würbe fich bie 
Sache verhalten, wenn der überlebende Ehegatte (oder ſonſtige 
Ascendent) jedem der Kinder direkt individuell beftimmte Liegen: 
haften zur Ergänzung feines Looſes id est zur Eyalifation 
derſelben gejchenkt Hätte, dann wiürben die gefchenkten Güter, 
falls darüber noch nicht verfügt ift, zurückfallen und zwar in 
Folge einer resolutio ex tunc d. h. mit allen einfeitig darauf 
eontrahirten Laften. 

Anders würde fich die Sache auch dann verhalten, wenn 
Eltern zufammen Immobilien geſchenkt Bätten, und zwar wür⸗ 
den bier die Beſtimmungen des Art. 1438 und 1459 über 
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Dotirung Platz gkeifen In der Art, daß die Hälfte zurücfal- 
len müßte, wenn nur noch eins der Eitern lebt, ohne Rückficht 
daranf, ob die Immobilien perfänliches Eigenthum des einen 
oder des andern Ehegatten waren ober ob felbige zur Güterge- 
meinschaft gehörten. 

Wir ftellen alfo den Saß auf: bei einer Collektivſchenkung 
der bezeichneten Art kann weder das geſetzliche noch das bedun⸗ 
gene Nädfallsredjt (Art. 951) geltend gemacht werden und es 
ift mithin bei einer Berjteigerung ber bei anderer Sadjlage dem 
Rückfall unterworfenen Güter die Beiziehung bes noch lebenden 
Ascendenten (mie uns gegenüber behauptet werben wollte) nicht 
nöthig. L. K. 


Keſultate der bisherigen Aotariatsdisciplin. 


„Fortſchritt“ heißt das Loſungswort unſerer Zeit. Auch 
auf dem Gebiete der Notariatsdisciplin tft man ſeit dem 1. Juli 
1862 nicht ſtill geftanden. Schon das Bedürfniß Zwang, bier 
ziemliche Thätigleit zu entwickeln, und fogar mit wahrer Vor⸗ 
Tiebe hat ſich unfere juriftiiche Intelligenz auf dieſes Feld ges 
worfen, wo mehr und mehr die verwideltften Streitfragen auf: 
tauchen und tüchtige Köpfe Ihre Sporen verdienen fönnen. 

Was Wunder, wenn nicht bei folchen Anftrengungen die 
Sache erheblich gefördert wurde? 

Dank vor Allem der vortrefflihen Einrichtung unferes 
Bifitationsverfahrens, diefer Haupthandhabe der Disciplin; fie 
hat fi vorzüglich bewährt. Auf dem Principe der Arbeitsthel- 
fung beruhend hat fie den enormen Vortheil einheitlicher Lei- 
tung und befitt vermöge der Koncentration vieler Kräfte zu 
Einem Zwede eine wahrhaft mikroskopische Leiftungsfähigkeit. 

Der Vorwurf, das Vifitationsverfahren fei eine inquiſito— 
riſche, durch Heimlichkeit verlegende Procedur, ſpuckt nur im 
Köpfen folder, die überhanpt fich jeder Disciplin gern entziehen 
möchten, oder bie nicht einſehen koͤnnen, daß dann, mern eö 
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gilt, Zuwiderhandlungen der Notare gegen Geſetz und Perord⸗ 
nung zu erforſchen, von Courtoiſie eben ſowenig die Rede ſein 
kann, als wenn es gälte, den Thatbeſtand eines gemeinen De⸗ 
likts feſtzuſtellen. 

Praͤzis in einandergreifend muß das Zuſammenwirken ber 
Anffichtsbehörben und Disciplinargerichte genaunt werden. 

Die ganze Organifation verbürgt e9, daß den eniſcheiden⸗ 
den Gerichten die fehlenbe eigene Anſchauung von ber Sache 
durch den Bifitationsbericht recht wohl erjegt wird. Man wollte 
zwar behaupten, die Gerichte feien hierdurch in eine gewiſſe 
Abhängigkeit von der hauptſächlichſten Quelle ihrer Information 
gebracht. Allein wenn man bedenkt, daß dieſe Duelle jedenfalls 
die befte und ergiebigfte fein wird, fo kann vereinzelten etwa 
bie und da vorgefommenen Irrthümern zu Liebe Teineswegs von 
einem an fich richtigen Principe abgegangen werben. 

Bon ihrer Befugniß, Weifungen allgemeiner Natur an 
die Notare zu .ertbeilen, haben die Gerichte häufigen Gebraud 
gemacht. Der Gefahr einer Zerfplitterung der Praxis ift hiebei 
infofern wirkſam vorgebeugt, als dieſe Weiſungen der Prüfung 
ver höchſten Berwaltungsftelle unterbreitet werden können und 
hiedurch die Einheit ver Praris nicht minder als ber Einklang 
mit dem Geſetze gewahrt bleibt. An Ausübung der Strafgewalt 
waren die Gerichte im Anfang zaghaft und beburfte es erſt 
eines ermunternden Zuſpruchs, wie er durch Minifterialentjchlie- 
Bung vom 4. Mai 1864 gegeben wurde. 

Dafür liefern auch die jetzt fich wahrhaft drängenden Disci- 
plinarerfenntnifie Beweis ihrer nunmehrigen Energie, leider aber 
auch der traurigen DVerborbenheit eines großen Theils unferer 
jeßigen Notarsgeneration. 

Unbegreiflicher Weife wollte man in der den Gerichten ges 
machten Zumuthung ftrengerer Handhabung der Notarlatsbiscte 
plin einen unerbörten Eingriff in ihre Selbftändigkeit erblicken, 
«ls ob es überhaupt möglid, wäre, die Ausübung jeder Disci⸗ 
plin in ftarre Regeln einzugwängen. Wenn irgendwo, muß 
bier das freie Ermefjen einen gewifien Spielraum für fich bes 
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auſpruchen, damlt je nach Bedurfniß die Zügel ſtrenger auge⸗ 
zogen, oder nachgelaſſen werden können. Und innerhalb dieſes 
Spielraums laſſen ſich gat wohl dem Richter unbeſchadet ſeiner 
Selbſtſtaͤndigkeit gewiſſe Zielpunkte anempfehlen. Man bedenke 
doch nur, daß Richter, aufgewachſen in Zeiten gaͤnzlicher Form⸗ 
Lofigfett, ploͤtzlich üͤber intrikate Formfragen aburtheilen ſollten, 
deren Bedeutung und Tragweite fie Anfangs wenigſtens leicht 
hätten mißkennen dürfen. 


Nicht genug Anerkennung verdienen die Staatsbehoͤrden, 
die mit unabläffigem Eifer ihrer wenig neidenswerthen Aufgabe 
oblagen. Allein, fol das Gebäude gekrönt werben, fo müfjen 
vor Allem die Stadt: und Randgerichte, welche die Amtsführung 
ver Notare aus ihrem fast täglichen Verkehr am beiten beurtbeilen 
Tönnen, umerbittlih amd ſchonungslos jeden Yormverftoß zur 
Anzeige bringen. Denn, um mit den Worten eines bewährten 
Bifitators zu reden: wie ift e8 möglich in der kurzen Friſt von 
zwei Tagen Alles ausfindig zu machen, was der Notar in zwei 
Jahren „gefündigt* Hat? Echr geeignet einen heilſamen Schredien 
in den Reihen ber Notare hervorzurufen war bie frühere An: 
ordnung, wornad die Namen der abgewandelten Notare bei 
Mittheilung der Straferfenntniffe in Zeitſchriften veröffentlicht 
wurden. Zur Hebung der Stanbeschre hat dieß fichtlich beigetragen. 


Leider wurde diefe Anordnung jebt zurücdgenomnen und 
hat man dem Gefchrei derer Gehör gegeben, die überall Oeffent- 
lichkeit und Mündlichkeit wollen, nur dann nicht, wenn e8 ihnen 
an den Kragen geht. | 

Als wirkſamer Erſatz dürfte es ſich vielleicht nach einem 
bereit3 muthig gegebenen Beifpiel empfehlen, zu dem entgegen» 
gejegten Mittel zm fehreiten und im Geheimen den Gerichten 
und Staatsanwälten die Namen ber wegen ihrer Amtsführung 
verbäcdhtigen Notare zur beſondern Bigilanz mitzutbeilen. 

Anlangend die-materiellen Ergebniffe für das Notariatss 
wejen, insbefonbers für das Notariatsftrafreiht, jo kann e8 bier 
natürlich nicht im Einzelnen aufgezählt werden, in welcher 
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Weite Rechtſprechuug and Verordnung zu feiner ——— 
mitwirkten. 

Nur im Allgemeinen läßt ih jagen, bag wenn ja gegen 
das Notarintsgejeg der Vorwurf allzugroßer Milde am Plabe 
gewejen wäre, dieſem Mangel num gründliche Abhilfe geworden if. 

Der Grundſatz bat fih endlich Geltung verjchafft, daß ber 
Regel nach jede Zuwiderhandlung des Notars die firengere 
Strafe einer Disciplinarübertretung nach fich zieht. 

Man Fanır daher auch richtig fagen: Alle Zuwiderhand⸗ 
lungen find Dieciplinarübertretungen, foferne nicht ausdrücklich 
das Gegentheil conftatirt fein follte, wie 3. B. für die Beurkun⸗ 
dung des Verzichts auf eine perjönliche Gewerbsconceſſion u. |. w. 

Gleiches Anſehen wie dem Gefege gebührt ſämmtlichen zu 
feinem Vollzuge erlaffenen Verordnungen und Entjchliegungen. 

Auch diefer Sag hat durch die bisherige Praxis feine 
Sanction erhalten. 

Einer befondern Rechtfertigung bebarf er kaum. Geſetz und 
Verordnung dürfen für den Notar keinen weitern Unterſchied 
haben als den der Quelle, aus der ſie ſtammen. In ihrer 
bindenden Kraft ſind ſie ſich gleich und darum wurde auch mit 
Recht eine Verletzung der Verordnung eben ſo ſtrenge geſtraft, 
als eine Zuwiderhandlung gegen das Gejch.*) 

Wohin würde es wohl auch kommen, wenn man nad An 
ſicht einiger Mtopiften den Verordnungen feine weitere Bedeutung 
beimefjen wollte, als den von bloßen Rathſchlägen, deren 
Befolgung dem freien Ermefjen der Notare anhetingeftellt bliebe? 

Necht deutlich werden uns die gemachten Fortichritte zum 
Bewußtſein gebracht, wenn wir ben Hypothekbrief des Notars 
Conrad Sturm zu Münden vom 18. März 1862, Gefchäftsre- 
gifter No. 10, Beilage HI der Vollzugsinftruftion, vom Stand» 
punkte der nunmehr gewonnenen Erkenntniß aus betrachten. 

Ein wahres Glück, daß diefer Notar nicht unfere Zeiten 
erlebt bat; er hätte ſchwere Strafe zahlen müſſen! Wir wollen 


©) Zeitſchr. für Geſetz und Meihispflege Dh. XH S. 370, 
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e8 gar. nicht urgieen, baß er vergeſſen bat, auf feiner Urkunde 
die Taren und Gebühren vorzumerfen, aber gelinden Verweis 
koönnten wir ihm ‚jedenfalls deshalb nicht eriparen, weil er bie 
Ausfunftsperjonen nicht nach Namen, Stand und Wohnort, 
fondern nur perfönlich gefannt hat. 

Als jchwerer Berftoß mußte e8 wohl geahndet werben, daß 
der Borjchrift in Art. 63 des Not.Gej. zuwider weder der Wohnort 
der ſchuldnerſchen Ehefrau, noch der Rentamts- und Gerichts: 
bezirf der verpfändeten Grundjtüde angegeben wurde. Für ben 
Wohnort der Ehefrau beftcht zwar gefegliche Vermuthung, allein 
es dürfte diefe nicht die vom Geſetz geforderte „ausdrückliche“ 
Angabe des MWohnorts erjegen Tonnen. Auch der Art. 66 des 
Not.Geſ. Liege ſich injoferne als verlegt bezeichnen, als die Aus⸗ 
funftöperfonen unterfchrieben haben, ohne daß in der befinger: 
zeigten Urkunde Meldung geichab, ob ihnen ihre Erklärung auch 
vorgelefen wurde. Gewiß ganz gegen den Geiſt diefes Artikels 
ift e8 aber, in einer Notariatsurfunde Perjonen, auch noch jo 
geringfügige Erklärungen ohne Meldung über deren Verſtändi⸗ 
gung vom Inhalte des Niedergeſchriebenen unterzeichnen zu Tafjen. 
In der beichuldigten Urkunde erklären die Schlehlein’fchen Ehes 
leute die Hypothek auch für „Zinfen und Koſten“ bes ſchuldigen 
Kapitals errichten zu wollen. Beabfichtigten nım die Schuldner 
bier die Errichtung einer beftimmten Zinfene und Kojtencaution, 
oder glaubten fie, es Könnten durch den allgemeinen Vermerk, 
daß die Hypothekobjecte für Zinfen und Koſten mithaften, auch 
dritten Befigern gegenüber die Rechte des 5 43 des Hypothek⸗ 
Geſetzes erworben werben ? 

In beiden Fällen wäre Notar Sturm mit ‚Art. 45 des 
Not.Geſ. in bedenkliche Colliſion gerathen. 

Nehmen wir ferner noch an, der in Rede ſtehende Hypo⸗ 
thekbrief ſei in vollziehbarer Form ausgefertigt worden, ſo laͤßt 
ſich mit Grund geltend machen, daß die Perſonen der Verpflich⸗ 
teten aus ihr mit der in Art. 80 des Not. Geſ. geforderten Be⸗ 
ſtimmtheit nicht erhellen. Dazu wäre noͤthig geweſen, daß ber 
Notar „ausdrücklich“ angegeben hätte, wer von den vier vor 
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ihm erſchienenen Perſonen fich verpflichten wollte, ohne es aufs 
Errathen ankommen zu laffen. Hätte nun fehließlih gar Notar 
Sturm die Vollziehbarkeitsffaufel ftatt „im ftrengen Anflug 
an die Worte des Geſetzes“ nach Anleitung des F 54 ber In⸗ 
Ätruction ertheilt,, jo würde er noch obendrein eine evidente 
Zuwiderhandlung gegen die in Art. 86 des Not. Geſ. genau be 
zeichneten Borfchriften feines Dienftes begangen haben. Denn 
der Eingang der Vollziehbarkeitsflanfel Tautet nicht; 


Am Namen Seiner Majeftät des Königs, 
fondern 


Im Namen einer Majeftät des Königs von Bayern. 


Da nun das Gefeb blos den mit feiner Formel bekfeis 
deten Urkunden Vollziehbarkeit zufpricht und jede andere Formel 
von felbit ansgejchloffen ift, jo kann gar nicht gezweifelt werben, 
baß eine nach 653 und 54 der Inſtruction ertheilte vollzichbare 
Ausfertigung keine Wirkfamkeit beſitzt. 

Zwar erſtreckt ſich dieſe Nichtigkeit nur auf die erecutos 
riſche Klauſel, allein dadurch vermöchte ben Folgen der Verlegung 
des Art. 86 des Not. Geſ. wohl nicht vorgebengt werben. Eben 
fo wenig könnte durch Bezugnahme auf die Inſtruetion und 
ihre gefeßliche Kraft die Sache gemildert werden. 

Denn da fich dort ein Verſehen eingejchlichen bat, jo vers 
jteht fich von felbft, daß der Notar bier nur nady „geſetzli— 
her” Borichrift die Vollziehbarkeitsklauſel zu vollziehen hatte.“) 

Wir überlafien e8 dem freundlichen Lefer nach den üblichen 
Straffcalen das Facit der Geldftrafen, bie Herr Sturm bätte 
zahlen müſſen, berauszurechnen; hier genügte es, bie gemachten 
Fortichritte durch ein Beifpiel veranſchaulicht und damit zu⸗ 
gleich eine erfreuliche Perſpeltive für die Zukunft eröffnet zu 
haben. 


®) Zeitſchr. für Geſetz und Mechtspflege Bd. XII S. 181; Notar Sturm 
fehlte auch noch dadurch, daß bie Gefchäftsregifternummer über der Weber» 
ſchrift Reht, während fie nah F 126 ber Inftruction neben biefelbe geſetzt 
werben muß. 
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Celamentsform. 
©. 66. 130. 200. 281. v. Zink Comm. zu Art. 60 u. 61 Ziff. 5.*) 


Die Teftamente der Blinden, Tauben, Stum: 
men, Zaubftummen, auch Analphabeten find nad 
dem Not.Scf. zu beurfunden. | 

1. Inhalt und Form eines großen Theile des Recht: 
Univerfums ift enthalten im Civilrecht. Das Civilrecht enthält 
ſonach zwei Theile, ein Civilrecht des Inhaltes und ein Civil 
recht ber Form. Beide Arten oder Theile find Gegenjäße, fie 
trennen fi dann in das Eivilrecht des Inhaltes, das jog. ma⸗ 
terielle Necht, und in das Civilrecht der Form, das Notariats- 
recht oder das Notariat. Im Verhältniß zur Rechtsgefammtheit 
können beide Gegenſätze fich wieder vereinigen und in dieſem 
Sinne fpricht Seuffert in feinem Commentar zur bayerifchen 
Gerichtsordnung Aufl. I. Bd. I. S. 207, in v. Zink's Com⸗ 
mentar zu unferm Not.Gef. abgedruckt, Ziff. 46 $ 3, vom Ei- 
vilrecht und definirt das Notariat. 

Bis zum 1. Suli 1862 haben im Königreich Bayern dies⸗ 
ſeits des Rheins das bayerische Landrecht und die Provinzials 
rechte als vereinigtes Civilrecht des Inhalts und der Form ges 
golten. Durch das Gejet vom 10. November 1861, das Nota- 
riat betreffend, wurbe das Eivilrecht der Form von dem Civil: 
recht des Inhalts getrennt und hat fich diefer Scheidungsprozeß 
am 1. Juli 1862, dem Tage der Einführung bed neuen Ge« 
feßes, auf organischem Wege rvechtsgefchichtlich und thatjächlich 
vollzogen. 

ALS Civilrecht des Inhalts gilt das bayerische Landrecht 
mit feinen Provinzialrechten in allen einzelnen Territorien, wie 
bisher, fort, dagegen bat fich das Notariatsgejeb als Civilgeſetz 
ber Form über alle Provinzen und Territorien des ganzen Nö- 
nigreich8 ergofjen, alle Formen bes feitherigen Civilrechts find 
untergegangen, an ihre Stelle find nene und erneute getreten. 


*) Enthält der Separatabbrud S. 242 Zeile 10 von unten „was 
einem Tauben” nicht einen Drudfebler anftatt „was einem Stummen” ? 
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Das bayerische Nat, Sei. vom .40. November 1861 ift ein 
compilirtes und ift theils dem franzöfiichen, theild dem gemeins 
rechtlichen Notariat, letzteres wieder aus römijchen, kanouiſchen, 
italienifchen, germanifchen Formen entnommen. Je nad) dem 
Inhalt und der Form des ſich darftellenden Materials ift nach 
dem Urjprung bes Nechtes zu forfchen, jo find 3. B. das ns 
jtitut der erecutorifchen Urkunden italien.sfranzöf., die Teſtaments⸗ 
formen roͤmiſch-deutſchen Herkommens, ohne Kenntniß der Geo: 
graphie des einzelnen Rechtsftromes ift das darin fließende Recht 
nicht zu finden. 

Der Zweck des Notariats im Gegenſatz zum Civilrecht 
al8 ſolchem ift die Falfung und Darftellung des Eivilrechts in 
geihäftlichen Formen, es ift dies mit Rückſicht auf die bürgers 
liche Geſellſchaft ein Culturzweck, gerade mie der Civilprozeß: 
hier nämlich den eutftandenen Streit zu fihlichten, dort einen 
Streit entjtehen zu Tafjen, der gemeinfame Eulturzwed iſt Schutz 
und Hilfe der Staatsangehörigen zur Sicherheit ihres Nechtes, 
des allgemeinen Nechtszuftandes, daher das Notariat auch als 
Theil des Eivilprozeffes angefehen werden fanı. Im Notariat 
treten im Gang und im Erfolg der prozeſſnalen Thätigkeit in- 
ter volentes nur friedliche, ja humaniftische Formen und Nechte 
auf, jo betarf der Blinde, Taube, Stumme größeren Maßes 
von Rechtsſchutz als der Schende, Hörende, Sprechende, obgleich 
fi beide des gleihen Maßes von Eivilrcht erfreuen. Dieſer 
Rechtsſchutz benimmt dem Blinden, Tauben nichts an dem civil 
rechtlichen Willen, im Gegentheil er fol diefen Willen für ihn 
und die Rechtsgemeinfchaft gegen Betrug, Zwang, Faͤhrlichkeit aller 
Art fihern. Diefe Sicherheit beabfichtigt, auf bejondere Weiſe 
die befondere Willensthätigkeit Außern zu laffen, 3. B. durch 
Vorlefen des Teftamentes des Blinden dur den Notar vor 
Zeugen. Diefe Sicherheit ift der erjte und legte Zwed unſeres 
Notariats, e3 ift die publica fides, das Subftantivum des civis 
liſtiſchen Vertrags-certum's, da certitas Fein lateinijches, certi- 
tudo Fein juriftifches Wort üft. 

Wie das Recht, fo theilen fich die Rechtsgeſchaͤfte nad 
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Suhalt und nad Zorm. Im Inhalt eines Mechtsgeichhftes er: 
Kheint zuerit die Berfon in dem pigchifchen Willen, voluntas, 
in dem inneren Entſchluß über eine Suche verfügen zu wollen, 
jodann die Befugniß diefer Perjon, über dieje Sache auch ver: 
fügen zu koönnen; zur Form gehört ber phyſiſche Wille derſelhen 
Perſon, voluntas, durch äußerliche Thätigkeit mit den Augen, 
den Gehör, der Sprache, in ber Schrift jenen Inhalt durch 
einen Andern, den Notar, in gejchäftlichen Formen barftellen zu 
lafjen. So entjteht aus Wollen, Können und Laſſen aus Inhalt 
und Form eine Ericheinung, die Notariatsurfunde.*) 

Rotariatsurfunden find gemeinrechtlich Teine öffentlichen, 
gerichtlichen Bemweisurfunden, fie find chriftliche Anhaltspunkte 
für das Gedächtniß der PBartheien und Zeugen, Mittel zum 
Zwei des Beweijes, darum ber große Werth der Anzahl ver 
Zeugen, welche bei Teftamenten bis auf 15 Perſonen hinauf 
beigezogen worden find, jie ftellen die decimirte Volksverſamm⸗ 
lung, bie adstantes dar, wobei auch der Notar nichts ala nur 
Zeuge ift. 

Der bayerifche Notar ift vom König ernannt und offents 
licher Beamte, nolarius et judex ber freiwilligen Rechtspflege, 
ihm fteht das jus actorum zur Seite, Art. 1 des Not. Geſ., feine 
Urkunde ift der öffentliche, gerichtliche Beweis — ja vollziehbare 
Urkunde, der die publica Ades innewohnt, Art. 14, 80. 

Darum der Grundfaß, Feine Zeugen, ausnahmsweiſe zwei 
Zeugen sder Ein Notar, niemals mehr Zeugen oder Notare, 
Art. 53 nad) dem Grundjage superfluum est privatum lestimo- 
nium, cum publica monumenta sufficiant, 1. 31 C. de don.8.54.**) 


*) Die Wechſelwirkung, bie Transſubſtantiation des britten Begriffs 
„Laflen” drüdt fih ganz deutlich aus in ber franzöfifchen Sprache in dem 
gleichbedeutenden faire faire (machen laſſen), womit die paffio=«active Hand⸗ 
fung des Stummen, Taubflummen und die activspaffive Handlung bes 
Michters bezeichnet wird, in coscr. mündlich erklären laſſen, ben Notar ſelbſt 
vorleſen Iafien seilicit. sah puhlica fide. 

2)9 Die Zeugen bes bayeriſchen Notariatsgeſetzes erſcheinen in einer beim 
gemeinen Rechte bisher unbefannten, neuen, faR verſchwindenden Eigenſchaft, 
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- Diefe Ausnahme beſchränkt ſich nur auf das Teſtament 
Art. 60 Ziff. 3 und anf Urkunden den Notar unbekannter 
Perjonen, Art. 62,2, ſodann auf jene Perſonen in Art. 57, 58, 
59, 69, 74. Die Zeugen find hier überall paſſive Zujchauer, 
welche beitätigen, daß bie Urkunde fo und nicht anders aufge 
nommen worden tft, daß nichts Ungefegliches, Ungehöriges dabei 
verhandelt worden ift, ein Zeugniß, welches für den Notar erz 
wünſchter fein Tann als für die Partei. Für die publica Ades 
ber Notariatsurktunde find die Zeugen ohne Belang. Lie Vers 
trauensperjonen haben nicht einmal Zengeneigenfchaft, fie find 
ein perjonificirtes Hilfsmittel für den Ausdrud der Willensſprache 
des Betheiligten. Auf diefe Weiſe läßt das Gefeb und bie Fic- 
tion den Stummen fpreden, ben Blinden fehen, den Tauben 
hören, den Taubſtummen fprechen und hören, ven Analphabeten 
ſchreiben und leſen u. |. w., diefe gefammte fingirte Thätigkeit 
concentrirt fi in dem Begriff publica fides. 

Mit Rüdficht auf das Teftament theilt fich das Eivilrecht 
der Form in zwei Theile, in Formen und in Yörmlichfeiten. 
Form, Formen, Formlichkeiten verhalten fich untereinander wie Gat⸗ 
sung zur Art. Das gemeine Notariatsrecht Tennt drei Teftamentes 
formen, das mündliche, das fchriftliche, dann das mündliche 
Teſtament des Blinden mit einer Unterart, dem Hinterlegungs: 
akte ähnlich; das bayerifche Not. Geſ. kennt nur zwei, das münd⸗ 
lihe und das fchriftliche, Art. 60 u. 61 vergl. mit $ 86 ber 
Vollzugsinftruft. vom 1. Juni 1862. Im gemeinen Rechte find 


dv. Zink Comm. zu Art, 53 Ziff. 25 Anm., fie find die nicht ſchreibenden 
Brotofolführer, Meluare zur Wahrung des Gefekes, wie folddes dem Notar 
obliegt. Diefe Eigenſchaft erfiärt fich badurd, weil Fein Rotariatsgejek bisher 
bie Eigenfchaft bes Notare ale Richterbeamten fo klar und in einem folden 
Umfange barftellt, als bie Art. 1. 13. bes Not. Geſ. vergl. mit Art. 67. 18. 
des Gerichtsverf.: Gefeges (v. Zink I. e. 6 2). Aber mit einem Schlage 
fann die Stellung ber Gruppe fich grell verändern, nämlich wenn das Te⸗ 
ſtament nichtig if. Alsdann teten bie beiden Actencontroleure als wahre 
Teſtamentszeugen auf, der jedex et notarius iſt ber tabularius bes romiſchen 
Rechts, einfacher Zeuge und das notarielle Teftament nur Prioaticriptur. 
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die Teftamentsförmlickkeiten in großer Anzahl, dagegen im baye⸗ 
rischen Rechte nur in vier, fünf oder wen man will, in neun 
Ziffern vorhanden. 

Im Teftamente werben bie Teſtamentsförmlichkeiten entge⸗ 
gengejeßt ten gewöhnlichen Förmlichleiten, den Förmfichleiten 
jeder andern gewöhnlichen Urkunde als Kaufvertrag, Loͤſchungs⸗ 
ertlärung ꝛc., mit Rüdjiht auf deren Werth als Rechtsfolge 
der Nichtigkeit find fich einige davon gleih, Urt. 80, wonach 
der Unterſchied wieder wegfällt. 

Die vier Teftamentsförmlichkeiten des Art. 60 unterfceir 
den fich dadurch, daß die drei erſten mit dem Inhalte des Tefta« 
ments verknüpft find, bie vierte nur die Bebeutung einer for 
mellen Vorſchrift hat, eim Unterjchied ohne ‚praftiichen Werth, 
weil alle vier mit ber Richtigkeit bedroht find. 

Alle Förmlichkeiten theilen ſich in Rüdficht auf die publica 
Ades nach Art. 148 und 80 in zwei Klaſſen; die juriſtiſchen, 
durch ihren Mangel in der Urkunde geht die Eigenfchaft der 
Urkunde als öffentliche Urkunde verloren, bann die nichtjnriftis 
ſchen, welche die Rechtsfolge der Nichtigkeit zwar nicht nach fich 
ziehen, daher durchaus Leinen Nachtbeil für den Inhalt ber Nos 
tariatsurkunde felbft haben können, weil das Geſetz einen zweiten 
Nechtsnachtheil, als den ber Nichtigkeit nicht Tennt, wonach aber 
die Urkunde wegen Mangels anderer gejetlicher oder verord⸗ 
nungsmäßiger Körmlichleiten als unförmlicge, unvegelmäßige ans 
aufehen find. Unregelmäßigkeit muß johin nad) dem Gejege ohne 
Einfluß auf den Inhalt der Notariatsurkunde uud deren Eigens 
Schaft als öffentliche bleiben, ja die Deffentlichkeit der Notariats⸗ 
urkunde gemäß des Art. BO und deren Verfaſſer als öffentlicher 
Beamte, nach Art. 1 des Not. Geſ., welchem: wie jedem andern 
Beamten die Annahme, nicht abfichtlich gegen das Gefeß zu han⸗ 
bein, zur Seite fteht, dieſe beide gejeglichen Merkmale ſchützen die 
unregelmäßige Urkunde vor allen Nachtheilen. Unregelmäpigteit 
ift das Verſehen des Notare im techniſch⸗ mechanischen Aufbaus 
und in der Einrichtung feines Vertragsgebäudes, für welches 
Verſehen der Rotar dem Bezirksgerichtsdirector ober bein Gerichte, 
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welch letzteres elite Ordnungsſtrafe anordnen Tann, verantwort« 
lich bleibt, Art. 114, 126. In der VBerantwortlichteit als Ver⸗ 
pflichtungsgrund de8 Notars gegenüber dem Not. Geſ. und deren 
Wächter von Oberauffichtswegen; gewifle Foͤrmlichkeiten beobach⸗ 
ten zu wollen, Tiegt der allgemeine Strafgrund für den Notar 
von der Erwägung ausgehend, daß ber die nichtjuriftiichen Förm⸗ 
Yichfeiten des Not.Gef. aus: Fahrläffigfeit oder Leichtfinn ver- 
feßende Notar dazu gelange, auch die wejentlichen und juriftiichen 
Förmlichkeiten des Vertrages aus derjelden Fahrläffigkeit und 
bemfelben Keichtfinn nicht zu beobadhten. In dem Verhältniß 
ber Berfchievenheit dev Wirkungen ber Förmlichkeit liegt ber 
Unterſchied der Strafe, Disciplinar- oder Ordnungsſtrafe. Aus- 
gangspunkt der Wirkungen ift Art. 148 d. Not. Geſ. Das Ver- 
fehen und der Grad des Verjehens find ne und entziehen 
fih der Definition. 

Wie das Recht und die Nechtögejchichte, fo theilen ſich mit 
Rüͤckſicht auf den Willen die Perſonen, die Rechtsſubjekte, in 
willenlofe, Wahnfinmige, Rajende, juriftiiche Berfonen, in millen- 
beſchraͤnkte, Minderjährige zc. 

Das Syſtem des Civilrechts bat ſeither häufig der Blin⸗ 
den, Stummen, Tauben, Taubſtummen gedacht und fie mit der 
ewilrechtlich⸗pſychiſchen Willensunfähigkett oder fonft wie in 
Verbindung gebradht. Mit Unrecht. Diefelben find willensfähig 
fo gut, wie der Sehende, Hörende, Sprechende, ſyſtematiſch find 
fie daher jo wenig, wie bie vollkommen Nechtsfähigen in den 
allgemeinen Theil des Civilrechts und nur in ben ſpeciellen des 
Teftamentes und da, wo, bad Notariat eingeführt ift, in das 
Civilrecht gar nicht und nur in das Notariat einzureiben. Im 
Notariatsgefet allein dürfte daher die in der Kammer der Meichs- 
räthe richtiger geftellte, al8 beantwortete Frage, wo und wie ein 
Zaudftummer fein Teftament nad Art. 61 den Notar unver, 
ſchloſſen abzugeben habe? zu Iöfen fein, die Frage Ichnt ohnehin 
ſchon am Art. 22 des Not.Gel. an. 

2. Das Vorleſen des. Teitamentes des Blinden im bayer. 
Vandrecht ift die andere und zmweite Art der britten Hauptform 
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des roͤmiſchen Mechtes. Gattung wie Art iſt durch die Mein. 
Drdn. No. 1512 6 9, 10, 11 in unfer Landredit, von da aus 
aber nur die Gattung in Art. 60 unjers Not. Geſ. übergegau⸗ 
gen. Der Grund des Borlefens des Teſtamentes des Blinden 
als Art der Gattung fällt mit dem Grund der Gattung des 
mündlichen Teftamentes des Blinden zufammen, e8 iſt der andre 
Grund der publica Ades, der Blinde könne auf dem Wege des 
verjchloffenen Teftamentes fallen oder ſich wehe thun, dieſer Weg 
fei ihm daher als zu gefährlicdy für die allgemeine, wie die per⸗ 
Tönliche Rechtsficherheit zu verbieten und e8 fei ihm ein anderer 
Weg zu zeigen, damit ihm nichts paſſire. 

Daher Hat Kaijer Juftinus in 1. 8 Cod. qui tesiam. ſao. 
6, 22 befohlen, der Blinde mug münblich teftiven, ber Kaiſer 
bat dann im $ 1 mit Rüdficht auf einen nahen Tod des Te⸗ 
ſtators geftattet, derſelbe könne vorher feinen lebten Willen auf: 
feen Taffen, dem Notar übergeben und der Notar felbft habe 
die Scriptur vorzulefen, der Blinde ſolche anzuerfennen: es ift 
die Hinterlegungsurfunse des Art. 22 unſeres Not.Gel., bie 
zweite Hauptforin der Beurkundung nicht der einfeitigen Erklä- 
rungen, daher auch nicht der Teſtamente, fondern nur ber Vers 
träge, wie and dem Wortlaut des Geſetzes hervorgeht, weldyes 
Art. 22 dem $ 4 der Eoderftelle entnommen ift und dort feine 
Duelle und feinen Commentar hat. 

Dem bayerifchen Rotariatsrecht if daher die Art der Gat⸗ 
tung, die Privatferiptur des Teftamentes und bie Hinterlegung 
im Allgemeinen, bekannt, daſſelbe verfährt aber mit der Privat- 
feriptur des Teftamentes nach den Art. 60 u. 61 feines Geſetzes. 
Nah F 86 der nftruftion vom 1. Zuni 1862 zum Vollzug 
des bayer. Not.Gej. hat der Notar, wenn der Dispoment eine 
ſchon angefertigte letztwillige Verfügung unverſchloſſen zu ihm 
bringt, damit derſelben die Kraft der öffentlichen Urkunde ver: 
lieben werde, den Disponenten über die nach dem Rot.Geſ. ber 
ftehenden zwei Formen notarieller letztwilliger Verfügungen zu 
belehren und zur Wahl einer diefer Formen aufzufordern. 

Und nun wen unſer Schluß, zu welchem wir gelangen, 
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auf den erſten Blick nicht ganz richtig zu fein ſcheint, den machen 
wir aufmerfiam, daB auch bie Trage bes obigen Art, 86 die 
Blinden zc. nicht ausgenommen bat, diefe Gruppe daher nad) 
Art. 60 u. 61 teſtiren laͤßt, wie das auch nicht anders fein kaun. 

Nach Art. 1 des Not. Geſ. werben die Notare vom König 
ernannt und find Sffentlihe Beamte; . nach Art. 80 haben bie 
Notariatsurkunden die Eigenſchaft öffentlicher Urkunden; ferner 
nach Art. 11 umfaßt der Wirkungsfreis der Notare bie Ges 
ſchäfte der nichtftreitigen Rechtspflege zum größern Theil, nach 
defien Ziff. 1. die Notare innerhalb dieſes Wirkungstreifes 
alle auf Rechtsverhältniffe fich beziehende Erklärungen zu beur: 
funden haben, über welche nach gejeblicher Vorſchrift eine öf> 
fentlihe Urkunde zu errichten iſt; nach Art. 25 erhalten letzt⸗ 
willige Verfügungen vor einem Notar dieſelbe Kraft, wie bie 
vor dem Eintritt der Wirkſamkeit des Not.Gef. gerichtlichen 
Zeftamente; Art. 60 u. 61 bejchreibt die beiden Formen und 
bie Förmlichkeiten der Teftamente; die Art. 57, 58, 59, 69 bes 
Ihäftigen fih mit den Blinden, Stummen ꝛc., wenn fie bei der 
Errichtung einer Notariatsurfunde betbeiligt find, — was hat 
füch feit dem 1. Juli 1862 an der gerichtlichen — Ur⸗ 
kunde verändert? 

Gar nichts. 

Die Folge hievon iſt, daß der Blinde, Taube, Stumme, 
Taubſtumme, Analphabet, der analphabete Taube, Stumme, 
Taubfſtumme, — Alle teſtiren nad dem Notariatsgeſetz, — 
Alle haben die Wahl zwiſchen Art. 60 u. 61. 

Ehrlider. 


Bienflesnachrichten. 

Auf Anſuchen wurde ber E Notar J. B. Kuttler von 
Türkheim nad) Günzburg, der 1. Notar R. I. 8. Grimm 
von Schwabmuͤnchen nad) Türkheim und der k. Rotar M. Wal 
von Hilders (in partibus) nah Schwabmänden verfebt. 
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Das gefegliche Vorkaufsrecht der Cheilhaber einer 
Gemeinſchaft. 


Durch Landtagsabſchied vom 10. November 1861 Abſchn. IH 
F 28 wurde jedem Theilhaber einer Gemeinſchaft bei Veräuße⸗ 
rung des Antheils eines andern Theilhabers an einem Fremden 
das Vorkaufsrecht eingeräumt; alle übrigen Arten des geſetzlichen 
Retraktes find aufgehoben worden. Während man legtere mit 
Necht als Hemmniffe des Verkehrs erachtet und darum befeitigt 
hat, glaubte man doch aus Billigfeitsgründen zu Gunften der 
Theilhaber einer Gemeinſchaft eine Ausnahme machen zu müſſen 
und ihnen gegen ihren Willen Teine fremden Genofjen aufdrin⸗ 
gen zu dürfen. Um beurtbeilen zu Können, in welcher Weiſe 
dieſes Vorkaufsrecht bei notariellen Berbriefungen zu berüdfich- 
tigen ift, erjcheint es nöthig, auf feine Natur und bie Bedin- 
gungen feiner Ausubung näher einzugeben. 
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J. 


Das geſetzliche Vorkaufsrecht der Theilhaber einer Gemein⸗ 
ſchaft iſt aus dem preußiſchen Landrecht herübergenommen, das 
in Theil I Tit. XVII $ 61 den Theilnehmern einer Gemeinſchaft 
ein Borkaufsrecht bereits eingeräumt und in Tit. XX Abſchn. 3 
des I. Theiles das Inſtitut des gefehlichen Vorkaufsrechtes voll- 
ftändig entwidelt hat. Die übrigen Bartifularrechte kannten 
biefe Art des gefeßlichen Retrakts entweder überhaupt nicht wie 
3. B. das bayerische Landrecht oder doch jedenfalls nicht in dem 
Umfange, wie das preußifche Landredht, und darum wird das 
letztere auch vorzugsweiſe zur Interpretation des gegenwärtigen 
Geſetzes benützt werden müſſen. 

cf. v. Volderndorff in Dollmanns Geſetzgebung Bayerns 

I. Theil Band IT ©. 345 $ 99. 

Hiernach befteht kein Zweifel, daß dieſes Borkaufsvecht, 
ſchon weil es ein gejeßliches, dinglicher Natur ift, und jeden 
Käufer oder Erwerber verpflichtet, den Berechtigten in den Kauf 
eintreten zu laſſen. Von jedem dritten Befiter Tann ber Berech—⸗ 
tigte die übergebene Sache gegen Erftattung des Kaufgeldes 
zurückfordern. 

Das auf Vertrag oder letztwilliger Verfügung beruhende 
Vorkaufsrecht, welches neben dem geſetzlichen fortbeſteht, iſt da⸗ 
gegen perſönlicher Natur und begründet bloß eine perjönliche 
Entjchädigungsflage gegen den Verpflichteten, ſoferne e8 nicht etwa 
durch Eintrag ins Hypothekenbuch zu einem dinglichen geworben 
ift. — Eines ſolchen Eintrags bedarf es beim gefeglichen Vor: 
Taufsrechte nicht, da jeder, der einen Antheil an einer Gemein⸗ 
ſchaft erwirbt, das gejegliche Necht der Theilhaber kennen muß 
und nur unter dem Vorbehalte dieſes Rechtes erwerben Tann. 


I. 

Die Gemeinschaft, welche das Vorkaufsracht begründet, 
tft das gemeinfchaftliche Eigenthum. Es ift dann vorhanden, 
wenn daſſelbe Eigenthbumsrecht über eine Sache oder ein Recht 
mehreren Perfonen ungetheilt zufteht, wenn dieſe ſonach bloß 
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iveelle Antheile beſitzen, ſei es auch in DERIDNEDERBEUDEN 
Verhaͤltnifſe. 

Preuß. Landr. I. Thl. Tit. XVII $ 199. 

Jeder Theilhaber muß an ſich das Recht haben, feinen 
Antheil frei zu veräußern. Deun das Vorkaufsrccht tft klärlicher 
Weiſe undenkbar, wenn nur fämmtliche Theilhaber zufammen 
veräußerungsfähig wären, wie z.B. beim Gejanmteigenthum, ober 
ba, wo jeder einzelne Theilhaber über das Ganze verfügungsberech⸗ 
tigt fein folte — Wo der Fall eintritt „nomina ipso jure 
divisa“ fehlt e8 am einer gemeinjchaftlichen Sache. Seine haupt; 
fähhlichfte Anwendung findet das gejeßliche Einftandsrecht bei 
Miteigentum an Sachen; außerdem gehört hieher noch die 
Veräußerung von Quoten einer Erbſchaft. Das Verhältnig 
ber Miterben erjcheint gleichfalls als eine das Verkaufsrecht 
bedingende Gemeinſchaft. 

Bezüglich des Miteigenthums an Immobilien verdient hier 
nebenbei bemerft zu werben, daß nad) der. in Bayern üblichen 
Kataftrirung eine zweifache Art der Bezeichnung angewendet 
wird, um biejes Mitergenthumsverhättnig auszudrüden. Entwe⸗ 
dev wird das Srundftüd mit ungetheilter Fläche auf ſämmtliche 
Miteigenthümer gejchrieben; oder es erhält jeder Theilhaber feis 
nen ibealen Flächeninhalt zufataftrirt, bei Wohnungen fogar unter 
Angabe beitimmter Gelaſſe. Hiebei befommen alle Antheile bie 
gleiche Plan⸗No. jedoch zum Zeichen des Miteigentbumsverhält: 
nifje mit ®. 

3.3. Plan⸗-No. 20* Wohnhaus No. da. 2 Dez., halber 
Antheil, ganze Flaͤche gemeinichaftlich mit Haus⸗No. Sb-, 
beftehenb in der Wohnftube im erjten Stod mit Ka 
mer und Küche und obern Dacboben; 

Plan⸗No. 60* Lohholz 1 Dezimal %, Antheil gemein- 
Ichaftlich mit Haus No. 1 2c. ganze Fläche 64 Dezim. 

Dieje Ausicheidung von Flächenmaßen ober Zufataftrirung 
von Wohnungsgelaffen Fönnte nun allerdings Teicht zu dem Schluffe 
verführen, als babe hier vechtlich genommen bereit eine Theis 
lung des Miteigentbums finttgefunben, bies if aber nicht der 
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Gall. Die ganze Manipulation iſt lediglich eine mechaniſche bes 
hufs der Abgabenrepartition und wenn auch den Miteigenthäs 
mern eines Haufes beftinmte Räumlichkeiten beffelben zugetheilt 
Kt, fo bleibt doch am und Boden umgeibeilt. 
HI. 

Die Felle ber Veräußerung, in welchen bie Ausübung 
des Einſtandsrechtes zuläffig ift, beſchränken fi auf Veräußerung 
durch Verkauf und überhaupt auf jede Veräußerung des zum 
Eigenthum gehörenden echtes gegen Entgeld. Dahin gehört 
alſo auch Hingabe an Zahlungsftatt und ber Fall des gericht: 
lichen Verlaufs. 

Dagegen cejfirt das Borkaufsrccht bei Beräußerungen durch 
Schenkung, Tauſch, Vergleich, Theilung. Ä 

Sim Zweifel if gegen das U anDR N eines. raue zu 
vermuthen. 

Da durch Ausäbung des Vorkanfsrechtes Bas urfprüngliche 
Nechtsgefchäft nicht hinfällig wird, jondern nur ftatt des erften 
Erwerbers der Berechtigte eintritt, fo folgt daraus, daß biefer 
Eintritt nur infoweit ftatthaft fein Tann, als ber Berechtigte 
im Stande tft, bie dem eriten Erwerber. obgelegenen Beryflich- 
tungen zu erfüllen. 

Darum muß ber Berechtigte, wenn hie mit dem Vorkaufs⸗ 
rechte belaftete Sache zugleich mit andern für einen unzertrenn⸗ 
baren Breis verkauft wurde, entweder fich Diefe ER 
gefallen Laffen oder vom Borkaufe abftehen. 

Auch bleibt das Vorkauforecht außer Anwendung, wenn 
Fein anderer als der erfte Käufer die Bedingungen erfüllen Tann. 

Dahin gehört 3.8. die. Bebingung, den Verkäufer zu ver- 
pflegen. Iſt jedoch bie Verpflegung ohne Rückſicht auf perfünliche 
Berbältnifie des Verkäufers auf gewiſſe Summen oder Quanti⸗ 
täten von Naturalien beftimmt, oder Laffen die Nebeubedingungen 
eine Schäßung in Geld zu, jo erſcheint bie Auskbung des Vors 
Taufsrechtes wieber ftatthaft. 

Bergünftigungen, bie blos in ber Perſen ‚des erſten Käu⸗ 
fers ihren Grund Haben, Tommen bagegen dem Borlaufäberedhs 
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tigten nicht zu Matten 3.8. Verzicht auf hypothekariſche Sichers 
beit. Bei Gutsübergaben und ben fogenannten Freunbsfäufen 
wird meift einer der vorftehenden Ausjchliegungsgründe zutreffen ; 
ift der Käufer der nächte gejeliche Erbe bes Veräußerers, fo 
ift in jedem Falle das Vorkaufsrecht ansgefchloffen. Im weſent⸗ 
Lichen übereinjtimmend mit biefen Saͤtzen bes preußiichen Land⸗ 
rechts ift Das gemeine Recht: 

cf. Holzſchuhers Theorie und Caſuiſtik des gem. Civilrechts 

Band II cap. IX $ 6. 

Das bayeriſche Landrecht, wenn man feine Grundfätze 
ũber den aufgehobenen retractus ex jure consanguinitatis hierher 
als anwendbar erachtet, fchließt in Theil IV cap. V S 9 das 
Einftandsrecht aus, insbefondere auch bei Gantverfäufen, Webers 
gaben und Ceſſionen. 

| IV. 

Sp lange nicht Gewißheit darliber befteht, ob der Vor⸗ 
Taufsberechtigte von feinem Rechte Gebrauch machen will ober 
nicht, ift auch der Erwerb auf Seite des Käufers Fein geficher: 
ter und ebenfowenig der feiner Befignachfolger. 

Nach preußiſchem Landrechte erlischt dad Vorkaufsrecht 
durch Nichtgebrauch erft innerhalb 30 Jahren; bei Srundjtüden 
und Gerechtigfeiten von dem Tage an gerechnet, ba der erite 
Kauf in das Hypothekenbuch eingefchrieben worden tft. 

Nah den Srundfähen des bayerijchen Landrechtes über ben 
retractus ex jure consanguinitatis iſt dieje Frift eine zweijährige, 
beginnend vom Augenblide ber Tradition oder blos eine ein- 
jährige, fobald einmal der Kauf bei e ordentlichen Obrigfeit 
infinuirt wurde. 

Wie verſchieden dieſe Friſten auch fein mögen, jo erfordert 
doch das Intereſſe des Rechtsverkehrs eine beſtimmtere und zu⸗ 
verläffige Garantie für den Ausſchluß des Vorkaufsrechtes. 

Dieſe Garantie befteht nun darin, daß dem Vorkaufsbe⸗ 
rechtigten der abgefchloffene Kauf zur Erklärung über bie Aus: 
Abung des Einftandsrechtes binnen —— Friſt angezeigt 
werden kann. 
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Das preußiſche Landrecht verpflichtet gerabegu jeden Ders 
fäufer einer mit dem Vorkaufsrechte belafteten Sache, dem Be⸗ 
vechtigten den gefchloffenen Kauf bekannt zu geben unb zwar 
bei dinglichem Vorkaufsrechte auf gerichtlihem Wege durch Zu- 
ftellung einer getreuen Abſchrift. 

Ebenſo kann ver Beſitzer einer folden Sache den Berech⸗ 
tigten zu allen Zeiten Erklärung über Ausübung des Vorkaufs⸗ 
rechtes abfordern. 

Ber Abweſenden, deren Aufenthalt unbekannt, gefchieht die 
Aufforderung ebiltaliter. 

Zu Verfteigerungen ift der Berechtigte beſonders zu laden 
und bat ſich ſofort im Termine über Ausübung feines Rechtes 
zu erflären. 

Außerdem läuft ihm bei Grundftücen und Geredhtigfeiten 
eine zweimonatliche Erflärungsfrift, in andern Fällen diejenige 
Frift, welche die Gefeße bei Verträgen zur Annahme eines ge: 
Ichehenen Antrags beſtimmen. 

cf. pr. Lor. Th. I Tit. VS 94 u, 99. 

Nach bayeriihem und gemeinem Necht ift die Erflärungss 
frift auf ein Jahr feſtgeſetzt. 

Die Erklärung bes Berechtigten, daß er fein Vorkanfsrecht 
ausüben wolle, hat gleichfalls in gerichtlicher Form, mwenigftens 
überall da, wo der Art. 14 des Not. Geſ. in Frage kommt, zu 
geihehen und muß innerhalb der Präflufivfrift dem Provofanten, 
oder der Obrigkeit, welche den Kauf beurkundete, zugeftellt fein. 

Pr. Lor. Thl. I Tit. XX $ 642, bayer. or. IV. Th. 

cap. Y $ 12 Ziff. 3. 

Hiemit bat der Einftanpsberechtigte bereits das Recht auf 
Eintritt in den Kaufvertrag erworben; bie Aufhebung deſſelben 
durch die urfprünglichen Contrahenten iſt jomit von dieſem 
Augenblicke an unthunlich. 

V: 

Nah der bisherigen Ausführung dürfte es fich wohl em⸗ 
pfehlen, bei Vornahme von Verbriefungen auf das gefeßliche 
Vorkaufsrecht gehörige Nücficht zu nehmen. 
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Wenn irgendwie bie Notare die Aufgabe haben, dahin zu 
wirken, daß der durch fie beurfunbete Nechtserwerb ein möglichft 
ficherer und zuverläfjiger fei, jo haben fie gewiß bie Verpflichtung, 
die Parteien auf die Tragweite des geſetzlichen Vorkaufsrechtes 
aufmerffam zu machen und zu veranlaffen, daß durch Benügung 
ber von den Geſetzen gegebenen Ausfunftsmittel fpäterer AUnfech- 
tung der Berträge vorgebeugt werde. 

Die preußifche Gerichtsordnung, deren Beftimmungen über 
Handhabung der freiwilligen Gerichtsbarkeit überhaupt mancherlet . 
empfehlenswerthe Rathfchläge enthält, hat in Thl. IT Tit. IU 
6 11 den Richter ansprüdlich angewicen : 

„vor Beurkundung von Kaufverträgen ſich zu erfunbi- 
gen und fich nachweifen zu lafjen, ob den Vorkaufsbe⸗ 
rechtigten das Anerbieten gehörig gefchehen fei, ob und 
wohin ſich dieſelben erflärt haben und in wiefern nad) 
biefer Erklärung das Geſchäft mit dem Käufer giltig 
und zuverläffig abgefchloffen werben könne,” 

Sol das Anbieten zur Ausübung des Vorkaufsrecht3 erſt 
nach gejchloffenem Contract erfolgen, jo muß der Richter darauf 
ſehen, 

„daß die diesfallſigen Obliegenheiten des Verkäufers, 
die Friſt innerhalb welcher dieſelben von ihnen erfüllt 
werden müffen, die rechtlichen Folgen der unterbliebenen 
Erfüllung und was ftattfinden jolle, wenn nach der 
Erflärung des Vorkaufsberechtigten der gegenwärtige 
Contract außer Wirkung gefegt würde, in dem Vertrag 
jelbft jo genau und beftimmt als möglich verabredet 
werde,” 

Diefe Vorfchrift erfcheint auch jet noch beachtenswerth. 

Auf die einfeitige Erklärung des Vorkaufsberehtigten hin, 
taß er das Einftandsrecht ausüben wolle, dürfte demjelben noch 
feine notarielle Erwerbsurfunde ausgeftellt werden Tonnen und 
erjcheint es nöthig, die urfprünglichen Contrahenten über Ans 
erfennung bes erhobenen Anſpruchs zuvor zu vernehmen. 

Würde das Recht des den Einftand Anmeldenden wiber- 
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ſprochen, fo müßte Tebiglich das Prozeßgericht über Zuläſſigkeit 
bes Vorkaufs entjcheiden. 

Fine nochmalige Erhebung der Vertragetare, wenn es 
wirklich zur Ausübung des Vorkaufsrechtes kommt, ift unzuläjfig, 
weil im Grunde Fein neuer Vertrag abgejchloffen wird, ſondern 
nur für den erjten Käufer eine andere Perfon eintritt. 

ct. Vocke's Tar: und Stempelnormen ©. 117. 
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J. 
Ueber den Begriff „Betheiligter“ im Sinne Art. 62 
des Not. Geſ. 

In drei Urkunden No. 282, 2509 und 2532 vom Jahre 
1864, von welchen die zwei erſten, vom 25. Jänner und 12. Juli 
1864 über Ceffionen von Forderungen und Bewilligung des 
Eintrags derfelden im Hypothekenbuche, die dritte vom 13. Juli 
1864 über ein Schuldbekenntniß mit Hypothefeinräumung und 
Zufiherungen des Schuloners über VBerzinfung, Kündigung und 
Rückzahlung des Kapitals errichtet wurden, war eine Zuwider⸗ 
handlung gegen die Vorfihrift des Art. 62. Abſ. 1 des Not.Geſ. 
deshalb gefunden worden, weil biefelben auch die Unterfchriften 
ver Geffionare und beziehungsweife des Gläubigers tragen, ohne 
daß bezüglich diefer Perfonen bemerkt ift, ob fie dem amtirenden 
Notare bekannt waren. 

Bon dem Notare wurde die Nothwendigkeit einer folchen 
Bemerkung beftritten, weil biefe Perfonen ale Betheiligte 
im Sinne ber angeführten Gefegesftelle nicht zu erachten feten, 
und der oberfte Gerichtshof trat diefer Anfchanung mit Erkennt: 
niß vom 2. Oftober 1866 der Hauptfache nach bei, indem er 
ansführte: | 

An fih tft zur Giltigfeit von Ceſſionen und Schuldver⸗ 
ſchreibungen, als einfeitig verpflichtender, Willensafte eine Mit- 
wirfung des Ceſſionars und beziehungsmeife Gläubiger nicht 
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erforderlich, und zwar bei Schuldverſchreibungen, wie ſich unter 
andern aus 6 107 des Hyp.Geſ. ergibt, felbft dann nicht, wenn 
denfelben, wie dieß gesvähnlich der Fall ift, Beftimmungen über 
Berzinfung und Zurückzahlung der Schuld beigefügt find. Bet 
Beurkundung von Eeffionen und Schulbverjchreibungen iſt daher 
der Ceſſionar oder Gläubiger, wenn deſſen Mitwirkung nicht 
verlangt wird, für den Notar Fein bei Abfaflung der Urs 
kunde Betheiligter. 

In den beiden Urkunden vom 25. Jäunner und 13. Juli 
1864 ift nun auch weder ber Ceſſionar noch der Gläubiger als 
zum Zwede einer Beurkundung vor dem Notar erjchienen aufs 
geführt; e8 kommt darin irgend eine Erflärnng als von ihnen 
ausgehend oder beabfichtigt — fei e8 auch nur deren Accepta⸗ 
tation — durchaus nicht vor. 

Welche Bedeutung unter diefen Umftänden ihren gleichwohl 
am Schluffe der Urkunde vorfindlichen Unterjchriften beizumeſſen 
ift, ift Hier nicht zu umnterfuchen. 

Für den Notar lag jedenfalls keine Veranlaffung vor, die 
Identität diefer Perſonen, die fich ihm als Betheiligte gar nicht 
dargeftelft hatten, zu conjtatiren. 

Bezüglich diefer beiden Urkunden war daher das Urtheil 
bes k. Appell.-Gerihts vom 5. Juni 1866 wegen unrichtiger 
Anwendung bes Art. 62 Abſ. 1 des Not.Gef. zu vernichten und 
der Notar in Gemäßheit des Art. 138.3. 3 des Einf.Gef. vom 
10. November 1864 von der gegen ihn erhobenen Beichuldigung 
freizufprechen. 

Anders verhält e8 ſich jedoch mit der dritten der oben er⸗ 
wähnten Urkunden der Ceſſion vom 12. Juli 1864 No. 2509 
des Geſch.-Regiſters. 

In derjelben ift nämlich nach der auch hier nur einfeitig 
von dem Cedenten erflärten Abtretung feiner Forderung weiter 
bemerkt, daß vor der Unterfchrift auf Verlangen noch betätigt 
werde, daß der Ceſſionar die Ceſſionsvaluta an den Cedenten in 
Gegenwart des Notare ausbezahlt Habe und dag auf Vorleſen 
dieſes Nachtrags ſowohl Kefftonar als event eigenhändig 
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unterichrieben haben. Hiemit find alle Erforbernifie einer nota⸗ 
riellen Beurkundung, bei welcher auch der Seffionar als Bes 
tbeiligter erfcheint, gegeben, denn es wurbe nicht blos eine 
Handlung deſſelben, die Zahlung des Geifionspreijes, beurkuns 
det, fondern e8 war offenbar auch deſſen Abficht, daß dieß ges 
ſchehe, wie ji aus ben Worten „anf Verlangen” ergibt, welche 
wohl nur auf den Ceſſionar, ber allein ein Intereſſe an der 
fraglichen Eonftatirung hatte, bezogen werben Fönnen. 

Auch hat der Notar dadurch, daß er die Beobachtung ber 
Vorſchrift des Art. 66 Abſ. 1 des Not.Geſ. bezüglich dieſes 
Nachtrages fpeziell wiederholte, felbjt zu erfennen gegeben, daß 
er den Ceſſionar biebei als Betheiligten betrachtet. 

Hier durfte daher die Bemerkung, ob ihm derſelbe befannt 
fet, nicht fehlen, ohne gegen die Beſtimmung des Art. 62 Abf. 1 
des Gejeßes zu verftoßen. 

II. 
Bezeichnung der Auskunftsperſonen. 

Ein Notar hatte in 31 Urkunden bei den zur Bezeugung 
der Identitat der Betheiligten von ihm beigezogenen Auskunfts⸗ 
perſonen nicht bemerkt, ob ihm dieſelben perſoͤnlich bekannt waren 
oder nicht, wodurch derſelbe nach Anſicht der Inſtanzenrichter 
der Vorſchrift des Art. 62 des Not. Geſ. zuwidergehandelt habe; 
der Notar ergriff hiegegen Nichtigkeitsbeſchwerde, weil der Art. 62 
eine ſolche Bemerkung bei Anskunftsperſonen nicht vorſchreibe, 
die Unterlaffung derjelben jedenfalls nicht mit Strafe bebrohe, 
wie denn auch Ausfunftsperfonen dem Notar gar nicht perföns 
lich befannt zu fein brauchten. 

Diefe Gründe erkannte der oberſte Gerichtshof am 2. Ol» 
tober 1866 jedoch nicht geeignet, die Beſchwerde gegen den des⸗ 
fallfigen Schuldausſpruch zu vechtfertigen.*) 

Das hohe Anfehen und die Beweistraft, welche der Gejek- 
geber nach Art. 80 des Not.Gef. den Notariatsurkunden beilegte, 


*) Bergl. oberftrichterl. Erf. vom 11. Auguft 1865 S. 261 (1865 
biefer Zeitſcht. und 1864 ©. 309). 
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mußten beufelben auch beftimmen, dafür Sorge zu tragen, daß 
bei Errichtung derſelben mit möglichiter Vorſicht verfahren werbe, 

Ein vorzügliches Argument war dabei darauf zu richten, 
daß die Perſonen, deren Verträge und bindende Erklärungen 
notariell beurkundet werben, auch diejenigen wirklich find, für 
welche fie fich ausgeben, weil hievon vor allem die Wirkſamleit 
der darüber errichteten Urkunden abhängig ift. 

Diefen Zwei haben die den Notaren durch Art. 62 des 
Geſetzes zur Feſtſtellung der Spentität der Betheiligten vorges 
zeichneten Wege, welche aber nicht alle gleiche Sicherheit gewähe 
ven, weshalb ber minder zuverläffige immer erft in Ermanglung 
des zuverläffigeren eingefchlagen werben darf. 

Da nun in dem Gefeße nicht vorgefchrieben iſt, daß Aus» 
kunftsperſonen biefelben Eigenfchaften haben müfjen, wie Inſtru⸗ 
mentszeugen nach Art.53 des Not:Geſ., fo ift allerdings anzus 
nehmen, baß der Rotar zur Bezeugung ber Soentität der Be⸗ 
theiligten nach den Beitimmungen des angeführten Art. 62 im 
Nothfalle*) auch Auskunftsperſonen beiziehen darf, melde 
ihm nicht perfönlich befannt find, es ift aber augenfällig, daß 
die Herbeiziehung ſolcher Spentitätszeugen nur eine geringe und 
jerenfalls eine weit geringere Garantie barbietet, ald wenn ihm 
diefelben perfönlich befannt find und dieſer Unterſchied zugleich 
von wejentlichem Einfluffe auf die Anfechtbarfeit oder Beweis⸗ 
fraft der Urkunde ift, jo würde fchon hieraus nach dem Geifte 
und Zwede des Geſetzes die Pflicht des Notare, die Art feiner 
Bergewifjerung über die pentität der Betheiligten in die Urs 
kunde aufzunehmen und daher auch zu bemerken, ob ihm bie 
beigezogenen Austunftsperjonen befannt waren oder nicht, mit 
Nothwendigkeit gefolgert werben müſſen. 

Es folgt dieß aber auch daraus, daß in Art. 62 gleich 
bei dem erften und zuverläffigiten Wege der Feſtſtellung ber 
Spentität, wenn nämlich die Betheiligten dem Notare felbft ihrem 


®*) Ueber den Begriff des Notbfalles vergleiche oberftrichterliche Er⸗ 
Tenntniffe vom 31. März 1864 und 41. Auguft 1865 ©. 262 (1865 biefer 
Zeufchrift). 
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Ramen, Stand und Wohnorte nach bekannt find, vorgefchriehen 
ift, daß dieß in ber Urkunde bemerkt werden müffe 

Durch die im Artikel weiter vorgezeichneten Wege foll 
nämlich diefe eigene, unmittelbare Kenntniß des Notare über 
bie Perjönlichkeit der Betheiligten nur den Umftänden nach mögs 
Tichft erſetzt werben. 

Es ift daher Fein Grund denkbar, warım der Gefebgeber 
hier die Bemerkung, woraus ſich die größere oder geringere Zu⸗ 
verfäffigfeit des zur Identitätsermittlung eingejchlagenen Weges 
beurtheilen läßt, nicht für eben fo nothwendig gehalten haben 
jollte, wie dort, auch wenn dieß nicht ausdrücklich wiederholt 
wurbe. 

Es ift vielmehr ein Gebot der logifchen Auslegung, welche 
auf alle Geſetze, — auch auf Strafgefege — Anwendung findet, 
jene Vorfchrift auch hieher zu beziehen, und es fehlt baher Teils 
neswegs, wie Beichwerbeführer glaubt, an einer geſetzlichen Vor⸗ 
Schrift, welche den Notaren die Pflicht auferlegt, die fragliche 
Bemerkung zu maden und dg die Außerachtlaffung derjelben, 
wie aus dem bisherigen hervorgeht, nicht blog die Foͤrmlich— 
feit der Beurkundung und ver Geichäftsführung berührt, ſon⸗ 
dern in die Beweiskraft, alfo in das Weſen der Rotariatsurs 
kunden ſelbſt eingreift, alle Zuwiderhandlungen dieſer Art aber 
nach Art. 115 des Not.Gef. mit Disciplinarftrafe bedroht find, 
- fo erfcheint die desfallfige Beſchwerde verwerflich. 

Eine andere Frage iſt es aber, ob e8 dem Verſchulden 
des Notars entfpricht, wenn wegen aller einzelnen Urkunden, in 
welchen fich eine Zuwiderhandlung gegen ein und diejelbe Be⸗ 
ſtimmung des Not.Geſ. mantfefirt hat, gefonderte Strafen gegen 
denfelben verhängt werden. 

Es laͤßt fich dieß wenigftens dann nicht annehmen, wenn 
bem Verfahren des Notars ein entſchuldbarer Irrthum in der 
Auffaffung des Geſetzes zu Grunde liegt, von welchem alle jene 
Zuwiderhandlungen in den einzelnen Urkunden mehr nur die 
nothmendige Folge waren, 

Da nun das k. Bezirkögericht in feinem Urtheile vom 
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2D. Mir; 4. J. anerlaunt Bat, daß der Rotar in allen hier in 
Trage kommenden Fällen in gutem Glauben verfuhr und in 
einer unrichtigen Sefebesauffaflung befangen war, demungeachtet 
aber wegen ſaͤmmtlicher 31 Urkunden, in welchen diefe unrichtige 
Auffaffung au Tage getreten ift, gefonderte Strafen gegen den⸗ 
felben verhängte und das k. Appell.⸗Gericht, obne jener thatſäch⸗ 
lichen Feſtſtellung enigegenzutreten, biefelbe ſomit aboptirend nur 
die Sejammtftrafe aus einem ganz andern Grunde herab» 
gejeßt bat, dabei aber gerade von der Nothwendigkeit von Eins 
zelftrafen auch für diefe 31 File ausging, jo erjcheint hiedurch 
allerdings das Geſetz, nämlich der Art. 113 des Not.Gef., welche 
wegen eines Berjhuldens nur eine einmalige Beftrafung zu- 
laßt, verlekt. | 
In. 
Die Zeugen müffen als befannt bezeichnet werden. 


Meil ein Notar in der Urkunde No. 890 feines Gefhäfts- 
regifters einem ZXejtamente vom 14. März 1865 weder bezüglich 
eines beigezogenen Identitätszeugen noch bezüglich der beigezo- 
genen zwei Suftrumentszengen bemerkt hatte, daß ihm dieſelben 
perjönlich befannt waren, dann meil cr in ber mit einem Schrei: 
bensunfundigen aufgenommenen Urfunde No. 891 des Geſch.⸗Reg. 
bei den der Vorſchrift des Art. 69 des Not.Gef. gemäß beige: 
zogenen zwei Zeugen audy hier feine Bemerkung unterlaſſen und 
daher in dieſen beiden Fällen dem Art. 53 des Geſetzes und 
dem 6 40 der Inſtruktion vom 1. Juni 1862 zuwidergehandelt 
hatte, war gegen denfelben eine Disciplinarftrafe verhängt wore 
den, was ein oberſtrichterliches Erkenntniß vom 2. Oltober 1866 
bifligte. 

Bezüglich) der in beiden Fällen zugezogenen Inſtruments— 
zeugen berief ſich der Notar ohne Erfolg darauf, daß das Gejeh 
zwar vorjchreibe, daß biefelben bem Notar perſoͤnlich befannt 
fein müßten, nicht aber, daß die In der Urkunde zu bemerfen 
fei, daß aber die in $ 40 der Auftruftion vom 1. Juni 1862 
enthaltene besfallfige Beftimmung den Mangel einer BeRSUNST 
Vorſchrift nicht. erfegen koͤnne. 
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Nah Art. 60 und 69 im Zuſammenhalte mit Art. 53 
des Not. Gef. Tönnen als Inſtrumentszeugen bei Teftamenten 
und bei Willensakten von Schreibensunkundigen nur folche Per⸗ 
fonen gebraucht werben, welche den Notar perfönlich befannt 
find und nad Art. 148 gilt eine Urkunde, bei deren Aufnahme 
gegen dieſe Beſtimmung verftoßen wurde, nicht als Sffentliche, 
fie Tann in Folge deſſen auch als Privatnrkunde gänzlich un- 
wirffam und nichtig fein. 

Wollte man nun mit dem Beichwerbeführer annehmen, 
daß die Zeugen nur dem Notar befannt zu fein brauchen, daß 
e3 aber nicht nöthig fet, dieß in der Urkunde zu bemerken, fo 
würbe dieſelbe ſchon biedurch cine Blöße zum Angriff darbieten, 
die fpäter Leicht zum Nachtheil eines Betheiligten ausgebeutet 
werden koͤnnte, und unter allen Umftänden durch das Mißtrauen, 
ob die zur Giltigkeit der Urkunde erforderlichen Vorausſetzungen 
gegeben find, das Anfehen derfelben fortwährend beeinträchtigen 
müßte,*) während der Notar, der häufig allein wiffen kann, ob 
ihm die beigezogenen Zeugen befannt find, vollkommen in der 
Lage ift, alle Zweifel und fpäteren Necherchen über diefen Punkt 
burch den desfallfigen Beifat abzufchneiden. 


Da es nun den Notaren unzweifelhaft. obliegt, bei Errich— 
tung ihrer Urkunden die nöthige Sorgfalt anzuwenden, damit 
biefelben gegen Anfechtungen möglichit ficher geftellt werben, jo 
folgt hieraus von ſelbſt, daß fie wie im Falle des Art. 62 bes 
züglich der Betheiligten, jo auch bei Zuziehung von Zeugen nad 
Art. 53 die Pflicht haben, ihre perjönliche Bekanntſchaft mit 
denfelben in der Urkunde zu conftatiren und wenn auch biefe 
Verpflihtung an diefer Stelle in dem Geſetze jelbft nicht aus⸗ 


*) Diefe Ausführung befauptet jedenfalls zu viel; in Frankreich, wo 
ſich die Notariatsurkunden jedenfalls Teines geringeren Anſehens erfreuen, 
als in Bayern, wird nicht einmal die Befanntfchaft mit den Betheiligten 
jelbft conftatirt und rechtsrheiniſches Mißtrauen ſchwindet auch dann nicht, 
wenn der Zeuge als bekannt aufgeführt ift, denn der Notar any immerhin 
geirrt oder gelogen haben. 
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drülich erwähnt, fondern exit in der Inſtruktion vom 1. Sunt 
1862 befonders hervorgehoben wurde, jo Tann berfelben die ver- 
bindende Kraft doch um fo weniger abgefprochen werben, als 
dieſe letztere mit ausdrüdlicher Ermächtigung bes Geſetzes er: 
laffen murbe. *) 

(Schluß folgt.) 


Motizen. 

Nach Bekanntgabe der Minifterialentfchliegung vom 12, Tee 
bruar 1866 S. 79 des laufenden Jahrgangs ift ebenda ©. 85 
die Denkfchrift einer Notariatstammer bezüglich der Frage, ob 
Richtigkeitsbefchwerden in Disciplinarfachen gegen Notare in 
geheimer oder Hffentlicher Sitzung verbeſchieden werden follten, 
fammt der Aufforderung mitgetheilt worden, es ſei von dem 
Beteiligten in jedem einzelnen Falle mitteljt gerichtsablehnen- 
der Einrede die Verhandlung in geheimer Sikung zu erwirken. 
Der Verſuch wurde am 27. September 1866 unternommen, der 
oberite Gerichtshof erkannte aber (wie das Juſt.“M.⸗Bl. ©. 301 
bekannt gibt) am 1. October 1866 auf Abweifung des Antrags, 
weil Art. 137 des Not.Gef. den Ausſchluß der Deffentlichkeit 
für die Disciplinarfachen der Notare nicht überhaupt, ſondern 
ausdrücklich nur für das durch die vorhergehenden Artikel 131 bie 
136 geregelte Verfahren in erfter und zweiter Inſtanz vorfchreibt, 
während ver darauffolgende Art. 138 für die Verhandlung der 
Nichtigkeitsbeſchwerde ganz allgemein auf das Verfahren in Ver: 
gehensfachen verweift, ohne der Beitimmung des Art. 137 zu 
erwähnen, dad Verfahren in Vergehensfachen aber unbedingt 
die DOeffentlichleit bei der Verhanplung der Nichtigkeitsbeſchwer⸗ 
ben mit fich bringt, und weil diefer beſtimmten und fpeciell für 


e) Daß dieſe Annahme ganz unrichtig jei, wurbe Seite 23 bis 28 
Jahrgang 1866 dieſer Zeitfchrift dargelegt; fie ift es um fo mehr, als Art, 
153 nur von einer „Seihäftsorbnung” fpricht, während ber oberfte Gerichts: 
hof im gegebenen Falle etwas Wefentliheg (alſo nicht Geſchäſtsordnungs⸗ 
mäßige6) verletzt erflärte, 


820 Notizen. 


die Behandlung der Disciplinarfachen der Notare gegebenen 
Vorſchrift des Geſetzes gegenüber weber die Behandlung anderer 
Disciplinaritraffälle, noch Rückſichten auf den Gegenſtand ber 
Verhandlung maßgebend fein können. 


Das Finanz⸗M.⸗Bl. S. 274 enthält eine Entſchließung 
des Staatsminifterinms des Innern vom 15. September 1866, 
die es dem Gejeße vom 28. März 1852 über die SG A u. 117 
des Grunbdfteuergejeßes für entiprechend erklärt, daß die Bezirks: 
imter ſowohl in Folge einer durch Vermittlung der Behörven 
zu Stande gelommenen gütlichen Bereinigung, als im Falle 
verwaltungsrichterlicder Entſcheidung amtliche Erlaffe im Eins 
verftändnifje mit den Rentämtern ertheilen, in welchen den Bes 
theiligten das Ergebniß der Verhandlungen eröffnet wird, und 
welcher für beite Theile den urkundlichen Nachweis ber verein: 
barten oder feftgejtellten Steuerbeitragsfeiftungen bildet. Es fteht 
nichts entgegen, biefem nad den Beltimmungen des Geſetzes 
tar: und ftempelfvei auszufertigenden Erlaſſe eine Faflung zu 
geben, welche die einzeftten unftreitigen Realrechtsbezüge als bie 
feftftehenden Größen für die Berechnung der Geſammtſchuldigkeit 
der einzelnen Steuervergütungspflichten entnehmen läßt. 

Die directe Beurkundung eines vertragsmäßigen Anerkennt⸗ 
nifjes der Realrechte und ihres Umfanges Tiegt dagegen weder 
in der Zuftänbigfeit noch in den Befugniffen des Bezirksamts. 


Die unter den Schriftftellern beftrittene Frage um den 
Rechtsbeſtand der Klauſel, vermöge deren der Teftator im Zwei⸗ 
fel darüber, ob die von ihm gewollten Subftitutionen giftig 
And, erflärt, daß im Falle der Nichtigkeit alle diejenigen Vers 
fügungen vollzogen werben follen, welche nicht ungefeßlich feien, 
ift vom afjationshofe zu Paris mit Urtheil vom 5. December 
1865 (Zeitſchr. f. d. Notariat in Nheinpreußen 1866 ©. 177) 
zu Gunſten diefer Klaufel entſchieden worden. 


Drud und Verlag ber C. H. Bed'ſchen Buchhandlung in Nördlingen, 
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das Rotariat 


die freiwillige "Gerichtsbarkeit 
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Unter Mitwirlang der Notare Hofrath Sranz v. Seybeid im 
une Stiedrih Bela in Herxheim u. 4. 
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fbuard Graf, 
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Nentität der Perſon. 


Jedes gewillkührte Recht verlangt zu feiner Giltigkeit noth⸗ 
wendig die Berechtigung feiner Schöpfer zu deſſen Begründung; 
Geſetze verbinden, wenn und ſoweit die thatſächlich beſtehenden 
Gewalten, die ſie erließen, über ben gegebenen Rechtsinhalt 
verfügen konnten und wirklich verfügten und ganz in gleicher 
Weiſe haͤngt die Rechtswirkfamkeit der Erklärungen oder Hand⸗ 
lungen Einzelner von, ber theils thatſächlichen theils rechtlichen 
Herrſchaft über dem. Gegenſtand des Rechtsgeſchäftes — In 
jedem einzelnen Falle iſt daher zu prüfen: 

1) wer nach Maßgabe der einſchlägigen Ion oder 
Bertragse oder jonftigen Beſtimmungen Aberhaupt als berechtigt 
und handlungsfähig ericheint, 

2) ob die fich thatſächlich darſtellende Perſon und 3 
durch ihre Berechtigung Berufene ein und diefelbe tft. 

21 
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Die zweite Frage iſt rein thatfächftiger Natur und außer 
ihrer Verbindung mit ber — vollkommen belanglos, nicht 
aber umgekehrt; die erſte iſt „regelmäßig in Fefter und erweis⸗ 
barer Form gelöft, "während die zweite mittelſt gefonberten Ur: 
theils entjchteden werben muß. 


Lediglich um deßwillen bat die Amelie. in Leben eine dem 
Theoretifer unbegreifliche Bebentung erlangt und droht täglich 
noch bedeutſamer zu werden, nit. nur der nannigfachen, von 
den Betheiligten gejpielten Gefährden wegen, ſondern insbefon- 
dere auch ob der Auffaſſung der Gerichte, die beifpielsweife felbit 
den oberjten Gerichtshof dazu brachte, am 11. Auguft 1865 bie 
Richtigkeit eines ſolchen Urtheils ausdrücklich anzuerkennen und 
gleichwohl den Urheber dieſes Urtheils wegen vermutheten Mans 
geld .perjönlicher Ueberzeugung für ftraffällig zu erklären.“) 


- Die Bermuthung, Jedermann fei feiner ordentlichen Obrige 


keit befannt, bie namentlich auch in $ 103 des Hypothekengeſetzes 


vom 1. Juni 1822 Ausdrud gefunden, entbehrt nicht aller in⸗ 
neren . Begründung. So rechtfertigt  -Balza- (Handbuch bes 
Notariats Band I S. 255) mit der überwiegenden Mehrheit 
aller Schriftiteller über nichtftreitige Nechtspflege die Beſtimmun— 
gen über Soentitätsfeftftellung und deren Beurkundung in Art. 11 
des franzoͤſiſchen Notariatsgefehes vom 16, März 1803 aus 
dem Wahlrechte der Betheiligten, vermöge deſſen die Notare ihr 
Amt nit nur für diejenigen Perjonen ausüben, welche inner⸗ 
Yalb ihres Amtaſpreugels wohnen, fondern für Alle, welche fich 
innerhalb deſſelben freiwillig zu ihnen begeben, wo immer jie 
au ihren Wohnfig haben mögen; damit — erklärt: er — mit 
der Freiheit, feine Acten durd, fremde Notare errichten lafſen 
zu können, Fein Mißbrauch getriebe werden Tann, und Perſo⸗ 
nen, die dem Notar unbekannt find, fich. nicht für andere aus⸗ 
geben Eönnen, bat man die Formlichkeit der Identitätszeugen 


*) Das Erkenntniß it S. 257 Jahrg. 1865 biefer Zeifehrift mitges 
theilt. Bgl. dafelbſt 1864 ©. 312; 1865 S. 139, 159, 362; 1866 &. 207, 312. 
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eimgeführt; je oft teine folche Zeugen beigezogen wurden, muß 
angenommen werben, die Betheiligten jeten dein RNotar bekaunt. 

Art. 62 des bayertigen Not. Geſ. vom 10. November 41861 
ppricht nun allerdings Beine ſolche aber auch Teine andere Ver⸗ 
muthung aus; er verlangt in jedem Falle cine ausdrückliche 
Angabe, eb die in der Urkunde als redend oder handelnd aufge- 
führten Perfsnen dem Notare auch wirklich nach ihren mefent- 
lichften Unterfcheldungsmerkmalen bekannt ſind oder nicht, daher 
erlären zahlreiche Erkenntniſſe, insbejondere des oberſten Gerichts⸗ 
bofes vom 5. October 1865, 25. Mat, 11. Inni und 2. October 
1866 die Unterlaffang diefer Angabe deßhalb für ſtrafbar, weit 
für die angeführte Joentität zwar eine menfchliche aber keine 
Rechtsvermuthung befteht, aber ſowohl E. Roͤsl Eommentar 
©. 180, €. Bomhard Leitfaden S. 60 und E. v. Zink Erläu— 
terungen ©. 266, als oberſtrichterliche Erkenntniſſe vom 24. Mai, 
7. Juli und 2. October 1866 nehmen wenigitens an: 

1) perfönliche Bekanntſchaft bilde die Regel, - 

2) in diefem regelmäßigen Falle find die Quellen, ans 
welchen die Bekanntſchaft gejchöpft wurde, nicht anzugeben, «8 
genügt die Kundgabe, daß der Notar dte maßgebenden perfön- 
lichen Verhaͤltniſſe kenne und von beren Wahrheit überzengt fet, 
insbeſondere führt E. Rösl S. 182 5 86, E. Bomhard Keit- 
faden S. 60, im vollen Einklange mit ihnen der Herr General⸗ 
ſtaatsanwalt am oberſten Gerichtshofe in deſſen Sitzung von 
41. Auguft 1865 und ein Etkenntniß dieſes Gerichtshofes vom 
2. October 1866 aus, die Feftftellung der perfönlichen Verhäfts 
niffe der Betheiligten durch Austunftöperjonen fe nur ein 
Nothbehelf und gewähre Teine vollkommene Gewißheit, wie 
das Urtheil des Notars, ſondern nur Wahrſcheinlichkeit.“) 

Andrerſeits kann unläugbar die feſte Ueberzeugung des 
Notars gleichwohl auf morſchen Stützen ſtehen, denn wie jede 


*) Anderer, und wie ed ſcheint begründeterer Anficht iſt bezüglich der 
Beweiskraft E. v. Zink CErlduterungen S. 268 und Dr. 6. Brunner Hands 
buch des Notariats ©. 93. 


gie 
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anbere Beweisführung, fo iſt insbeſondere jene Aber das Weſen 
jebes Einzelnen lediglich aus einer Reihe von Vermuthamgen 
zwjammengejekt und man mag bias Gegebenjein ber Ucberzeugung 
von bejtimmten Rechtavorſchriften oder qusſchließlich von Denk 
geſetzen abhängen laffen, der Einzelne wird fich auch gegemüber- 
der gelungenften Beweisführung nicht, jedem Zweifel verſchließen 
können, während ber Andre auch bei minder zwingenbeu Ders 
muthungen Eid und Seele für feine gewonnene Ueberzeugung 
gibt; zur Erleichterung haben die Geſetze jelbft eine unabſehbare 
Reihe von Vermuthungen theils als berechtigt, theils geradezu 
als nothwendig erklärt, aber die Frage um das ‚Begebenfein 
ber die Vermuthung begründenden XThatjachen kann ihrerfeits 
wieber nur aus ber beffalls gepflogenen Beweiserhebung, bag 
heißt wieder nur aus mehr oder minder dringenden Vermuthun⸗ 
gen beantwortet werben.”) Am jchwicrigften ift bie Schöpfung 
einer jederzeit unfehlbaren Ueberzeugung über Soentisät einer 
Perſon ohne Zuhilfenahme jeder Nechtävermuthung, lediglich aus 
Dentgefegen, ‚weil fich jeder zur Beweisführung einigermaßen 
geeignet fcheinende Vorderſatz ſelbſt wieder ala beweisbedürftig 
erweiſt: auch werben aus allen Zeiten und allen Streifen er 
ſchreckliche und ergößliche Beijpiele von Verwechslungen berichtet, 
die fich größtentheild auch dann nicht wermeiden ließen, wenn 
auf die Spentitätsfeftitellung etwas mehr Sorgfalt verwendet 
worden märe, als bei den Erzvätern gelegentlich der Erbichleicherei 
Jakobs feinem baarigen Bruder Ejau gegenüber, Aber dieſe 
Schwierigkeit entbindet den Notar keineswegs von dev Plicht, 
jedesmal wahrbeitsgetreu anzugeben, ob er die Betheiligten ober 
welche derſelben nah ihren hervorragendſten Unterſcheidungs⸗ 
merkmalen kenne ober nicht; jeder Mittelweg, jedes Dahingeſtellt⸗ 
ſeinlaſſen, jede Vertagung des Urtheils iſt dem Geſetze fremd, 


*) Man vermuthet, daß die Zeugen bie Wahrheit ſagten, weil fie be⸗ 
eidigt wurden; vermuthet, daß fie beeidigt wurden, weil es im amtlichen 
Protokolle ſteht; vermuthet, daß es ein amtliches Protokoll fei, weil es fo 
ausſieht; vermuthet, daß ber unfeferliche Federzug bie Ramensunterfchrift 
bes Beamten fei u. |. w. 
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kenn wenn auch ver Ausbruck „nicht bekannt” fehlt, ſo iſt doch, 
wie ein oberftrichterliches Erkenntniß vom 11. Ami 1866 mit 
Recht annimmt, mit Aufführung ber Mittel ber Sentitätsfefl- 
fiellung hinreichend kundgegeben, daß der Notar den Erſchiene⸗ 
sen wicht gelaunt habe, weil die Beiziehung von Zeugen ober 
andern Austunftsbehelfen mit eigenem Wiſſen unvereinbar er⸗ 
fheint. Der Notar, welcher wifjentlih Jemand Belannten als 
ihm unbekannt ‚bezeichnet, fehlt jo fchwer gegen die Wahrheit, 
als der, welcher wiljentlich einen Unbekannten als befannt auf⸗ 
führt, ſittlich vielleicht noch fehwerer, auch wenn. man nicht aud⸗ 
Ichlieglich nach der Reur jenes Petrus mißt, der den Nazarener 
um Teinen Preis Tennen wollte. Davon verſchieden ift ſelbſt⸗ 
xedend der Fall, da wiſſentlich eine nicht blos unbekannte, fondern 
geradezu unterſchobene Perjönlichleit als die in ber Urkunde 
aufgeführte aus angeblic) eigenen Willen bezeichnet wird, wel⸗ 
chenfalls je nach den Amfänden cin Vergehen oder Verbrechen 
des Amtsmißbrauchs zur Urkundenfaͤlſchung vorliegt. Der bloßen 
Beichtfertigkeit des Notare bei auf „bekannt“ Tautenden Wahre 
fprüden wirb mit Entfehädigungsflagen der etwa Berlegten ge 
wüglich geftenert, wobei es immer noch gebilligt werden müßte, 
allenfalls noch Weifungen an ihn zu richten und bei deren 
Fruchtloſigkeit mit dem Erkenntniſſe des oberften Gerichtshofs 
vom 26. März 1866 Strafen zu verbängen: jo halt man. 26 
in allen Ländern bed Notariate und vergeblich forſcht man nad 
Strafen wegen bloßen, vielleicht nicht einmal Teichtfertigen Irr⸗ 
Thums, int Gegentheile wurde nad) dem Zeugniffe aller Autoren 
bei entſchuldigtem Irrthume vielfach ſelbſt bie Entfäbigunge- 
Hage verworfen. 

Nur die bayerifchen Gerichte verhängen auch bei bloßem 
Serthume vegelmäßig Strafen und beahnden ſelbſt den Notar, 
der wahrheitsgemäß feine Ueberzeugung ausſprach deßhalb, weil 
er bie als befannt bezeichnete Perfon fpäter nicht wiebererfannte, 
gleih ob aus dem Nichtwiedererfennen nothwendig auf ein 
Niegekannthaben gejchloffen werben. müßte. Die Strenge. biefer 
Auffaflung wird zu rechtfertigen verfucht durch die eimfeitige 
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Aufitelung, der Rechtabeſtand jeder Urkunde hänge vor Allem 
von der Identität ber in derſelben Genaunteu und der.wirl- 
lich Erſchieuenen ab und. das Anlegen der Notaviarsnrtunden 
berubs eben in vet Fpentitätsfeftitellung, mworunter re 
gelmäßig — wiewohl irrthümlich — auch deren Beurkun⸗ 
dung verfiansen wird; beide Sätze erweiſen ſich aber bei nähe 
ver Prüfung als unſtichhaltig. Die Urkunden aller offentlihen 
Debörden, welche doc, keine Silbe von Identitätsfeſtſtellnug be- 
wrkundet enthalten, erfreuen: fich befauntermaßen. feines ‚geringes 
ven Anfchens, ala die Rotariatsurfunden, und unter leßteren 
beanſpruchen bie MWechfelprotefte, in welchen doch auch ‚bezüglich 
der Identität nichts beurkuridet wird, gleichen öffentlichen Glau- 
v*en;*) auch die Bollzichbarfeitslaufel deutet nicht nothmenbig 
auf Spentitätsbeurfundung, bean das nunmehr freilich aufge 
hobene Geſetz über die ereeutoriichen Urkunden vom 1. Juli 1866 
Fchweigt hierüber, auch koͤnnen die Gerichte ihre Verhandlungen 
in Gemäßheit des Art. 80 Abf. 4 des Not. Geſ. vollziehbar aus⸗ 
fertigen, ohne dem Art. 62, der für fie gar nicht exiftirt, Rede 
nung zu tragen, und jetbft iu Anfehung der Notare muß eim 
Gewicht darauf gelegt werden, daß Art. 62 bes Rot.Geſ. in 
Art. 148 cbenda nicht erwähnt wird. Die ‚Angabe. ob bekannt 
zber ambekannt und Ichteren Falles die Aufzählung ber Beweis: 
ader BeicheinigungSmittel iſt jobin lediglich. Formlichkeit ver 
Beurkundung, bie ben Rechtsbeſtand des beurkundeten Geſchäftes 
nie —— — kann.“*) 

‚Die Identität ber in der Urkunde genannten Berfonen und 
der wirklich erfchienenen ift allerdings unter der Vorauseſetzung von 
Belang, daß die in der Urkunde genannten Perjonen zur Bere 


) Jenes — bürften die Nottariateurkunden allenfalle deßhalb 
veanſpruchen können, weil — wie ein oberſtrichterliches Erlenutuiß vom 
4. Juni 1864 erklärt — mehr Garantien gegeben find, daß die Urkunden 
wirklich nach der Abficht und dem Willen der Betheiligten abgefaßt werben. 
9) Appellationsgeriätliche Erkenntniffe vom 17. März 1865, Dr. J. 
Geßner ©. m — — ne Zeitſchrift; E. — Handbuq 
S. 87 Abſ. 4. 
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fügung angegebenen Inhalts berechtigt And; die Einbeit ber 
Perſon bifder nur elnon Theil der Legitimation im weiteren 
Sinne; bern die Mirkſamkeit einer beftimmten Erklärung hängt 
in allen allen nicht alır von Name, Stand und Wohnort des 
Erſchienenen und feiner Handlungsfählgkeit, ſondern zugleic, von 
einen: weiteren vechtlichen oder thatſächlichen Verhältniffe, naͤm⸗ 
lich von feinem Berhättniffe zu dem Gegenftande bes Rechts⸗ 
geſchaͤftes ab, beiſpieloweiſe von der Eigenfchaft als Grundbes 
fiter, Gläubiger eier beitimmten Fordernng u. dgl.; um biefer 
Beziehungen willen ift die Spentität wichtig und eine Identitäts⸗ 
feltftellung, oder negativ geſprochen, ein Verhindern der Unter: 
fchiebnng dei allen Behörden, Gerichten und Rotaren nothmenbig. 
Daß aber die Mittel?) und Wege diefer Feitftelung jchriftlich 
verzeichnet werben, iſt gezeigtermaßen lediglich Foͤrmlichkeit der 
Beurtundung Wenn indeß auch, wie nicht, Die Identitaͤt ber 
Berjon die einzige Borausſetzung der Giltigfeit wäre, jo witrbe 
ein Irrthum allein feineswegs eine Strafe verdienen, denn alle 
wohithätigen oder nachtheiligen Mechtsfolgen ſetzen das Gegeben⸗ 
ſein entſprechender Thatumftände voraus, in zahllofen Fällen 
Spricht der Richter des zweiten Mechtszuges bezüglich letzterer 
eine mejentlich andere Ucherzeugung aus, als ber Erftrichter,**) 
und biefer kann um beßwillen allein zweifello® nicht zur Bere 
antwortung gezogen werben, obwohl ſeinem Anofpruche bie 
Rechtsvermuihnng res judioata pro veritate accipitur nit zu 
Gute kömmt; gewiß ift fein Grund abzuſehen, warum ber Mar 
tar, welcher weder feine Zengen beeidigen noch überhaupt ein 
langathmiges Beweisverfahren einleiten konnte, und gleich. bein 
vorfichtigften nder minder vorfichtigen Richter von einem Uebel⸗ 
thäter der in Art. 180, 182, 314 u. ff. des Strafgefeßbuches 
bezeichneten Art ſelbſt betrogen wurde, neben der begreiflichen 


*) Diefe Mittel find: Weberzeugung bes Notare oder Benennung der 
Beweismittel. 
9%) Auch ber Wahrſpruch der Gefhwornen kann unter den im Axt. 212 
bes Strafproceßgejeges vom 10. Roveniber 1848 beflimmten Vorausſetzun⸗ 
gen außer Wirkjamkeit geſetzt, deren Meberzeugung aljo verworfen werben. 
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Folge nes fich Betrhgenlafien, nämlich bes Orhabeuseriaes,”) 
much unch Die unbegveifliche einer Strafe tragen falle, 

Eben jo wenig ſcheint fich bie Berhäugung ein Strafe 
bonn zu vechtfertigen, wenn in ber Urkanbe werer bas. Mittel 
der Spentitätäfeititellung noch bie Bemerkung enthalten, ift, bie 
Betheiligten feien dem Notar bekannt; es geichieht. bie erfah⸗ 
rungsgemäß nur bei ganz bejonbers gut bekannten Perionen, 
gleichwie es ja auch in der Umgangsſprache gegen den Mana 
gebt, diejenigen als befannt zu bezeichnen, die man vermüge 
ftändigen Beifammenlebens nothwendig fernen muB. Zwar bat 
man biegegen angeführt, Art. 62 des Not Geſ. ſtelle Teine ſolche 
Rechtövermuthung auf, es iſt indeß hiebei überjehen, einmal daß 
der ganze Artikel nur zum Schub der Notare beſtimmt iſt) 
und dann daß nixgendwo ‚irgend eine Rechtsfolge bezüglich des 
Beweiſes angedeutet ift, obwohl ofjenbar ein Unterichied gemacht 
werden muß, ob Jemand als befannt ober als unbefannt mit 
dem Beifügen bezeichnet wurbe, daß ſich weder Auskunftsperſo⸗ 
nen noch irgend andere Behelfe darftellten.***) Der Artikel 
ftellt jomit weder. fiir noch gegen die Identität irgend welche 
Bermuthung auf, aber es ift nicht blos eine menſchliche Ver: 
muthung, ‚jondern cin Gebot der Logik, die Beftätigung, Cajus 
fei erfchienen und. habe erklärt, ganz gleichbedeutend zu nehmen 
mit ber Beftätigung, der Erſchienene jei Cajus, denn wenn 
ab, fo it auch b=a,****) außerbem gäben nur Notariats⸗ 
wenden über die Spentität Aufſchluß. 

Wenn man biegegen auf den Wortlaut der Geſetzesſtelle 
Bezug nimmt, fo ift zu ermwibern, daß bie Sache höher ſteht, 
als das Wort, daß daher der oberfte Gerichtshof ohne jches 


*) An allen uns bekannten Fällen unterblieb der Rechtsſtreit, weil 
ber Notar bei Gewahrwerben feines Fehlers den Beſchädigten befriedigte. 
») F. Bolza Notariat Bd. 1 S. 257 No. 487 und die bort Angeführ: 
ten; E. Bomhard Reitfaden ©. 61 a. €. 
*) So fpriht das Geſetz; die Unmdglihfeit zu conflatiren — 
wie der oberfie Gerichthof verlangt — ift ber Notar außer Lage. 
M9 Gleicher Anfiht E. v. Zink Erläuterungen a. a, O. 
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Bebenken im Wege der Anslegung aͤnderte, indem er in beit 
Erlkenntnifſen vom 31. März 1864, 25. Mai und 2. October 
1866 vie Betätigung. der Unmöglichkeit, Austunftsperfonen bei: 
zubringen verlangte gegenüber den Gejegesworten: „Stellen fich 
feine folhen Austunftsperfonen dar,” in den bereits angezoges 
nen Erfenntniffe vom 11. Juni 1866 annahm, mit Aufführung 
der Mittel der Identikaͤtsfeſtftellung fet hinreichend kundgegeben, 
daß der Notar den Erſchienenen nicht fannte, und in den Er» 
Tenntniffen vom 24 Mai und 7. Juli 1866 erklärte, jede 
Kundgabe des Notard, daß er die entjcheivenden perjönlichen 
Verhältniffe ver Betheiligten jelbit Tenne, genüge der Vorſchrift 
bes Gefeges: „In der Notariatsnrkunde muß bemerkt werde, 
ob Namen, Stand und Wohnort der Betheiligten dem Rotar 
bekannt find.” Die umgekehrte Folgerung, die Betheiligten, bes 
züglich deren Ideutität Nichts erwähnt, aljo auch Nichts bezwei⸗ 
felt ift, feten dem Notar bekannt, ſcheiut um fo geredhtfertigter, 
als in Art. 39 des Gefehes bezüglich‘ eines andern Theiles ber 
Legitimation im weitern Sinne verfügt ift, wenn bie Dienſt⸗ 
leiftung des Notars von elner Perſon in Anfprud genommen 
wirb, über deren perfönliche Befähigung zur Vornahme von 
Nechtsgeichäften er Bedenken hegt, koͤnne er zwar die Dienſt⸗ 
feiftung nicht verweigern, fei aber verpflichtet, feine jenes Der 
denfen begründenden Wahrnehmungen im der über das Rechts⸗ 
geihäft aufzinehmenden Urkunde zu conftativen. Aus ähnlichen 
Grwägungen wurde in den Muſterurkunden bei E. Bomhard 
Leitfaden S. 102 bezüglich des Joſeph  Schwanbtner, dann 
©. 105, 110, 115, 117, 121, 124, 128 und 1 bezüglich 
alter ‚Betheiligten jede Beurkundung der Identitätsfeſtſtellung 
unterlaffen. Unter allen Umftänden dber wäre, wenn bie Ber 
ftätigung der perföntlichen Belanntjchaft unterblieb oder die Iden⸗ 
titätsfeftftelfung ordnungswidrig beurkundet wurde, nur auf 
Drdnungsftrafen zu erkennen, weil nur Förmlichkeiten ber 
Beurkundung verliebt und .gänzliche ober theilweiſe Nichtigkeiten 
des Notariatsuctes abs Folge diefer Geſetzesverletzung undenkbar 
find ; die bisherigen Ergebniſſe einer im Ganzen entgegengefehten 
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Rechtſprechung haben durch ihre, mangels nötbiger Untericheibung 
unklare Motivirung faft noch mehr zur Begründung der vor« 
ſtehenden Saͤtze beigetragen, als die Stimmen in der Preſſe. 

| Ä Ä G. 


Disciplinarfiraffälle, 
(Schluß.) 
ee, IV. 
uUnterſchrifi des Notars 

Eine Urkunde No. 840 des Geſchäftsregiſters vom 9. März 
4864 wirde noch hei der im Monat November 1865 vorges 
nonımenen auitlichen Bifitetion ohne Unterfchrift des Notare in 
der Urfundenfammlung worgefunden, gleichwohl war aber fchon 
am 9. März 1864 eine mit der in der Wrfchrift fehlenden Uns 
terfchrift vorfehene Ausfertigung diefer Urkunde ertheilt worden, 
Der Notar ftellte im Sinne der Ausführungen ©. 333 —362 
und 368 — 374 Jahrgang 1865 diefer Zeitihriit hie Behaup⸗ 
tung auf, das Not.Gel, ſchreibe nicht ver, daß der. Notar gleich: 
zeitig mit oder unmittelbar nad den Betheiligten zu unterſchrei⸗ 
ben babe, daß daher feine fofort nach Euttedung bes Mangels 
wachgeholte Unterfchrift noch als rechtzeitig erfolgt betrachtet 
werden müſſe, und damit auch Webereinftimmung mit der ers 
kheilten Ausfertigung hergeftellt fei. 

Der oberfte Gerichtshof erkannte dngegen in weſentlicher 
Schaͤrfung feines Erkenntniſſes vom 15. Dezember 1865 (Jahrg, 
1866 S. 106 diejer Zeitjchrift) unterm 2. October 1866; 

Nach Art. 67 Abi. 2 des Not.Geſ. find die von den No⸗ 
tareı aufgenommenen Urkunden am Schluſſe von den Betheilig⸗ 
ten und dem Notar zu unterjchreiben und nach Art. 148 des 
Geſetzes hängt von ber Unterjchrift des Notare die Geltung ber 
Urkunde als einer öffentlichen ab, 

Die Parteien, weiche ſich zum Zweck ber Errichtung einer 
Urkunde an den Notar wenden, find daher berechtigt zu erwar⸗ 
ken, daß derſelben ſofort nach ber Vollendung des Geichäfts jene 
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Etgenſchaft verliehen werde; fa find‘ gefährdet, wenn dieß wicht 
geichieht und der Notar, welcher dieſe Gefährdung durch Die un⸗ 
terlafſene Beifügung ſeiner Unterſchrift herbeiführt, — Ir 
fenbar pflichtwidrig. 


Der Art. 67 Abſ. 2 des Geſetzes kann daher keine andere 
Bedeutung haben, als daß der Notar feine Unterſchrift unmit- 
telbar nach der Unterzeichnung durch die Betheifigten und jeden: 
falls noch ‘vor der im Art. 77 angeordneten Eintragung der 
Urkunde in fein Geſchäftsregiſter beizuſetzen habe, da biefelbe 
hiedurch von ihm jelbit als eine fertige und abgejchloffene ans 
erfannt wird. | 

Auf die Nachholung der Unterichrift, noch bevor aus bem 
Mangel ein Nachtheil erwachjen, kann man. jih ſchon deshalb 
wicht berufen, weil dadurch zwar möglicher Weiſe die Ungiltigkeit 
der Urkunde als einer. öffentlichen noc gehoben, nicht aber die 
bisciplinäre Folge der begangenen Zuwiderhandlung abgewendet 
werben kann; denn es muß bier der von dem Bejchwerdeführer 
noch in feinen Gegenerinnerungen geltend gemachten Anficht 
entgegengetreten werben, als ob die Verhängung einer Disciplis 
varjtrafe wegen Zuwiderhandlungen gegen das Notariatsgeſetz, 
beren Außerachtlaſſung eine gänzliche oder theilweiſe Nichtigkeit 
des Notariatsaktes zur Folge bat, durch die auf Antrag der 
Betheiligten entweder. vom Strafrichter oder vom ivilgericht 
erfolgte Nichtigkeitserflärung bedingt fei. 

Es beruht dieſe Anficht auf einer gängzlichen Verkennung 
des Weſens der Dischplinargewalt, welche auf Grund des ftnats 
lichen ANuffichtsrechtes auf die Gefhäftsführung und das Vers 
halten der Notare ganz wnabhängig von. den Antränen ber 
Betheiligten durch die hiefür hejtimmten Gerichte geübt wirt, 
durch deren Einſchreitung ber Mechtsbeitand Ber aufgenommenen 
Urkunden und das Rechtsverhaͤltniß der dabei Betheiligten gänz- 
lich unberührt bleibt. 


Sollten aber biefelden durch die hievon zufällig erlangte 
Kenntnig zur Anfechtung von Notariatsurkunden veranlaßt wers 


me Dischplingeftraffäfte. 


ben, fo ift hieß eine Folge, whhe wenigiteus die ———— 
gewalt nicht zu verantworten hat. 

Daß durch die Ertheilung einer Ausfertigung ber Urkunde, 
welche die in der Urſchrift nicht enthaltene Unterſchrift des No⸗ 
tars trug, dem Art. 87 des Not. Geſ., welcher wortgetreue 
Wiedergabe des Inhalts der Urſchrift verlangt, entgegengehandelt 
und hiedurch cine Disciplinarſtrafe verwirkt wurde, bedarf kei⸗ 
ner weitern Ausführung, weil dieſer Ausfertigung dadurch eine 
Beweiskraft verliehen wurde, weiche ihr gejelich nicht zufam.*) 

V. 


Notar und Amtsverweſer. 

Auf Grund des Art. 39 des Not.Geſ. wurde eine Disci⸗ 
plittarftrafe verhängt, weil ein Notar während der Seit, für 
welche ihm Urlaub ertheilt und deshalb cin Amtsverweſer für 
ihn aufgetellt war, neben demfelben durch Aufnahme wmeh- 
verer Urkunden’ fein Amt ſelbſt ausübte; er war der Anficht, 
daß das Notariatsgefeg und insbejonbere ber Art. 39 deffelben 
eine Vorjchrift, welcher hiedurch zuwidergehandelt worden, nicht 
enthalte. 

Der oberſte Gerichtshof erkannte aber am 2. October 1866: 
Nach dem angeführten Artikel tft cin Notariatsgehilfe zur ſelbſt— 
ftändigen Aufnahme von Notariatöverhandlungen nur dann be- 
techtigt, wenn er von dem Notar bet deffen Krankheit 
oder Abwefenheit mit Genehmigung des Staatsminifters 
der Juſtiz als Amtsverwefer beftimmt wurde. 

Daß aber in diefem Falle der Notar jelbft von ber Aus- 
Übung feines Amtes ausgeſchloſſen tft, ergibt ſich ſchon aus dem 
Begriffe eines Amtsvermeiers, welcher ein wenigftens zeitweife 
triedigtes Amt voransfegt, wie denn auch die in dem Geſetze 
bezeichneten FANc von Krankheit oder Abweſenheit offenbar eine 
Derhindernng des Notars zur Vorausſetzung haben. 


*) Das beißt „eine Zeit lang nicht zulam“ ; bie bereits angezogenen 
Ausführungen dieſer Zeitfärift find damit ‚allerdings —— aber 
it Gründen beinedwege widerlegt. 


Dischplinarraffälle, sse 


Die angerufene Analogie ber Staatadiener ift ſchon des⸗ 
halb unpaſſend, weil für diefe im Falle einer. Krankheit oder 
eines Urlaubs ein Stellvertreter in der Regel nicht aufgeſtellt 
zu werben pflegt. 

Wenn dieß aber in befondern Fällen für eine beftimmte 
Zeit ausnahmsweiſe gefchteht, fo Tann es wohl Seinem Zweifel 
unterliegen, daß es aud den Staatsbiener nicht geftattet ift, 
vor Ablauf der beftimmten Zeit ohne Unzeige und Bewilligung 
ber vorgefegten Stelle jein Amt wieder zu übernehmen und ne⸗ 
ben feinem Stellvertreter in derfelben Eigenſchaftz. B. ale 
Amtevorſtand, welcher Eigenfehaft Bier die Stellung des Notars 
entſpricht, thätig zu fein. (vergleiche oben Ceite 31.) - 

Unter der Voransfegung einer folhen Anzeige ift aber 
auch dem nicht ſuspendirten, fondern nur beurlaubten Notar, 
ber frühere Wiebereintritt in fein Amt unverwehrt, womit jebody 
jelbftverftändlich die Amtsverweinnig ihr Ende erreichen muß. 

Da num die dem f. Notar hienach zur Laft fallenden Zus 
widerhandlungen gegen Art. 39 des Not.Gef. jedenfalls nicht 
blos die TFörmlichkeit der vorgenommenen Beurkundungen be: 
treffen, fo evjcheint die Verurtheilung deſſelben wegen Disciplis 
narübertretungen gerechtfertigt. 


VI. 
Disciplinargeldſtrafen kennen Feine oberſte Grenze. 

Ein bezirksgerichtliches Erleuntniß vom 20. März 1866 
ging von der Auficht aus, daß alle Zuwiderhandlungen gegen 
das Not.Gef., joweit fie in. einzelnen, Urkunden zu Tage getre⸗ 
ten find, felbftändige Disciplinarübertretungen bilden, welche mit 
geſonderten Strafen gu belegen find, wodurch fig im fraglichen 
Falle eine .Geimumtitraffunme. von 257 fi. exgab. 

Das k. Appell.Gericht hatte dagegen am 5. Juni 1868 
zwar bie Kumulirung Ser Strafen im Princhp anerkannt, glaubte 
jedoch auf Grund des Art. 113 des Not. Geſ. in Verbindung 
mit Urt. 84 des St. Geſ. annehmen zu müſſen, daß die Summe 
vor 100 fl. bei der Zuſammenrechnung mehrerer Disciplinars 
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gelnftrafen nicht überfchriften werben dürfe und hat baker, da 
jelbit bei Anwendung des geringften Strafmaßes von 5 fl. auf 
jede eingelne der von ihm angenommenen 44 llcbertretungsfälle 
die Summe von 100 fl. überftiegen würde, die Geſammtſtrafe 
auf diefen Betrag rebucirt. 

Die hiegegen gerichtete ſtaatsanwaltſchaftliche Beichwerbe 
erkannte der oberite Gerichtshof am 2, October 1866 aus fols 
genden Erwägungen für begründet: In der dermalen in Bayern 
beſtehenden Straigejebgebung vom Zahre 1861 ift bezüglich des 
Zuſammentreffens mehrerer Strafen in einer und berjelben Pers 
fon weder das Kumulirungs⸗ noch das Abforbirungspriucip 
rein durchgeführt. | 

Während der Art. 84 des St.G.B. im Allgemeinen das 
Teßtere aufftellt, it bei den mit den Disciplinarftrafen des No- 
tariatsgeſetzes die meiſte Achnlichkeit barbietenden geringeren 
Strafen und fo nameutlich bei Geldftrafen, um welche es fich. 
hier handelt, ſowohl in dem angeführten Art. 84 als im Art. 
24 des P.St.G.B. dein extern gehuldigt nur mit der Beſchrän— 
fung, daß ein gewifles Maß durch das Zufammenrechnen ber 
Strafen nicht überichritten werden darf. 

Die Zuläffigkeit der Kumulirung von Geloftrafen muß 
hienach im Allgemeinen als im Syflem begründet anerkannt werben. 

Die Beichränkung derſelben auf ein beſtimmtes höchſtes 
Maß fett aber nothwendig eine ansdrüdliche Beftlimnung des 
Gejeßes voraus, wie fie fih zwar in den angeführten Artikeln 
bes Strafgeſetzbuches und des Polizeiſttafgeſetzbuches, nirgends 
aber in dem Notariatsgejeße findet; denn wenn ber Art. 113 * 
deſſelben als Disciplinargeldſtrafe den Betrag von 5 fl. big 
100 fi. beſtimmt, fo if dich offenbar nur von ber Strafe einer 
einzelnen Zuwiderhandlung zu verftehen ‚und es kann hieraus 
auf ein. Marimum für ben Fall einge Zuſammenrechnung meh⸗ 
rerer Strafen eben fo wenig gejchloffen werden, ala dieß auf 
Srund bes Art. 26 des St.G. B. und des Art. 6 des P.St. G.B. 
bei dem Zufammentreffen mehrerer nach diefen Geſetzbuͤchern mit 
Geldſtrafen bedrohter Reate ohne die austrüglichen Beſtimmun⸗ 
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gen des Art. 8A des St. G.B. und Art. 24 Ziff. 4 bes P. St. G. B. 
ſiatthaft wäre, 

Es fehlt ſomit an jedem Auhaltspunkte daffr, daß in dem 
Notariatsgefehe für das Aufammenrechnen dev Dißciplinargelds 
ftrafen überhaupt ein unüberfchreitbares Maß feftgefeßt und daß 
daffelbe gerade auf das hoͤchſte Gtrafmaß einer einzelnen Zır- 
widerhandlung bdiefer Art mit 100 fl. "begrenzt werben wollte, 
Es muß vielmehr angenommen werben, daB der Geſetzgeber in 
Diseiplinarfachen der Notare weber in fubjectiver noch in ob⸗ 
jeetiver Beziehung einen Grund zu einer ſolchen Beſchraͤnkung 
gefunden hat. 

Es war beshalb daß Urtheil des k. Appell.eGerichtes vom 
5. Suni 5. J. wegen unrichtiger Anwendung des Art. 115 Bed 
Not. Geſ. und des Art: 84 des St. G. B. zu vernichten. 


Notizen. 

- Ein appellationsgerichtliches Erlenntnig vom 20. April 
1866 erblickte darin, daß ein Notar bezüglich der wegen Schrei= 
bensunfunde auf Seite Bethelligter bezogenen Zeugen nicht: cons 
jtatirte, daß fie beim Vorlefen der Urkunde anweſend waren ober 
daß auf ausprückliches Verlangen der Parteien die Vorlefung 
der Urkunde in Anweſenheit der Zeugen nicht wieberholt worden 
fei, feine Zumwiderhandfung geyen das Notariatsgefeg, weil in 
defien Art. 56 für den Fall, daß Zeugen zugezogen werden 
müffen, zwar beſtimmt it, daß die Betheiligten bei der Untere 
Schrift zu erklären haben, daß die Urkunde ihnen vorgelejen oder 
vor ihren gelefen worden jei und daß in der Urkunde zu bes 
merken jet, daß dieje Erklärung in Gegenwart der Zeugen 
abgegeben worden fei, aber keineswegs auch die Beurfundung 
des ausdrücklichen Verlangens der Parteien wegen Ausjchluffes 
der Zeugen geboten ift, und gerade daraus, daß das Gefeß in 
dem Art. 56 des Not. Geſ. beftimmt, mas beurfundet werben 
muß, folgt, daß weitere Beurfundungen im alle des Art. 56 
des. Not. Geſ. nicht nothwenbig find. j 
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In dem Seite 49: und folgende diefer Zeitſchrift witge- 
theilten Falle erflärte das Disciplinargericht erjter Juſtanz mit 
Erkenntniß vom 5. Mai 1866 auf Antrag des Staatsanwalts, 
die Strafe durch Hinweifung auf Art. 122 des Not.Gei. zu 
Ihärfen; die Unterſuchung hatte für den Notar eine bedeutende 
Summe von Widermwärtigleiten aller Art und matcrielle Schä⸗ 
digung im Gefolge une zuletzt iſt Ausſpruch dahin erfolgt, daß 
das demfelben zur Laft gelegte Vergeben nicht gegeben jei. Bes 
griffsmäßig ift es Aufgabe der Disgiplinarftrafen, zu bewirken, 
bag die mißachteten Beſtimmungen in Zukunft genan beachtet 
und eingehalten werden; dieſe Wirkung fcheint num durch die 
durchgeführte — — und was ſie im Gefolge hatte her⸗ 
vorgebracht zu fein und hielt man es unter biefem Geſichtspunkte 
nicht für angemeſſen, neben der erkannten Geldſtrafe auch noch 
auf die ftrengere Strafe der Hinweiſung auf Art. 122 des 
Not.Geſ. zu prüfen. 

Das Appellationsgericht trat aber am 3. Juli 1866 diefer 
Auſchauung deßhalb entgegen, weil für die ganz ſpecielle Straf: 
folge des Art. 122 ganz allein die Schwere bes Falles Maß zu 
geben babe und durch Sufpeufion oder ein anderes Uebel kei⸗ 
neswegs ausgeglichen oder erjeßt werden Tonne. 


Der oberjte Gerichtshof für Preußen hat, wie die Zeit: 
ſchrift für das Notariat in Nheinpreugen S. 200 mittheilt, 
am 13. Juni 4866 audgefprochen, die Stempelpflichtigfeit einer 
Urkunde werde felbft durch deren Vernichtung, auch weni die— 
jelbe innerhalb der gefelichen Stempelverwendungsfrift erfolgt, 
nicht befeitigt; ob auch lediglich in Gedanken beabfüchtigte Urkun— 
den uͤber Rechtsgeſchafte der Stempelpflicht unterliegen, iſt aus den 
Entſcheidungsgtlinden nicht recht erſichtlich. 
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rer, und Setheiligung des uolars. 
(Art. 10 und 47 des Not. Geſ.) 


Kun 23. September 1864 nahm ein Netar einen Vertrag 
über Umwandlung eines bisher in Natur geleifteten Austrages 
in. einen feiten Geldbetrag auf, wernad 3000 fl. haar. zur Um⸗ 
fegung in Pfandbriefe der bayerifchen Hppothelen: ‚und Wechſel⸗ 
bank erlegt wurden, welche ber Notar. zu verwahren, die Zinfen 
abzultefern and nach. Ableben des Bezugsberechtigten an ben 
KHinterleger zurückzugeben hatte. 

Hierin erblickte der Staatsanwalt, welcher urkunde und 

Pfandbriefe am 2. October 1805 ſah, und mit ihm das Ex 

kenntniß des Beziskögerichts vom 20, April 1866 Zuwiderhand⸗ 

lungen gegen das Notariatsgejeg, nämlid) gegen Art. 10 Ziff. 6, 

wonach dem Notar nicht geftattet iſt, ſich als Gewähssmann 
& 22 
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oder Bürge für Geſchäfte zu verpflichten, welche er beurkundet, 
und gegen Art. 47 Ziff. 1, welcher dem Notar verbietet, Ver⸗ 
bandlungen aufzunehmen, bei welchen er ſelbfi betheiligt ift.*) 

Auf deßhalb erhobene Berifuig erkannte das Appellations⸗ 
gericht am 3. Juli 1866 auf Freiſprechung, weil durch jenen 
Vertrag dem Notar nicht eine Berinögensbeniwältung ‚übertragen, 
vielmehr die fraglihen Wertbpapiere von ihn lediglich in amt⸗ 
licher Cigenſchaft als ein Depofitum in Empfang genommen 
wurden. 

Hiegegen meldete der Staatsanwalt am Appellationsge⸗— 
richte die Nichtigkeitsbeſchwerde an, der oberſte Gerichtshof ver⸗ 
warf jedoch dieſelbe im Einklauge mit den Ausführungen des 
Herrn Generalſtaatsanwalts durch Erkenntniß vom 3. Novem⸗ 
ber 1866 aus folgenden Gründen: 

Den heroorleuchtenden Grunbcharacter der beſchuldigten 
Notariätsurfunde - vom 23. September 1864 Gefchäftsregifter- 
nummer 1350 bildete die Aufnahme eines Bertrages zwijchen 
Vater und Sohn, woruach der dem erftern bisher geleiftete Na- 
turalaustrag :in den lebenslänglichen Zinſengenuß eines Kapi- 
Ic8 von 3000 fl. umgewandelt wurde; eine Nebenabrede bes 
Ihäftigte ſich nur mit der Art der Durchführung und Sicherung 
diefer Umwandlung, bie darin beftehen follte, daß das Frucht: 
tragende Kapital in erſt zu beichaffenden verzinslichen Credits 
‚ Papieren in ven Himbden bes inftrumentivenden Notare niedergelegt 
bleiben, von diefem die Zinfen in dem VBerhältniffe ihres Anfalles 
an den Austrägler binausgegeben, bie Wapiere ſelbſt aber nach 
dem Erlöschen des vorübergehenden Nießbrauchs an den Eigens 
thümer wieder zurüdgeftellt werden follten. - - - 

Durch die Aufnahme cines ſolchen Vertrags it der Art. 10 
Ziff. 6 des Not.Gef. nicht überfchritten, weil der Notar weder 
feine Berfon noch fein Vermögen in einen Haftungsverband für 
die Erfüllung des aufgenommenen Vertrages brachte, fondern 
buch die Uebernahme des dem Gläubiger als Unterpfand bes 
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ftimmten Werthsbeftandes nur eine Verpflichtung zu deffen ficherer 
. Aufbewahrung ‚uud verabredeten Verwendung einging, bie mit 
jedem Depoſitum verbunden iſt. 

Aber auch dem Verbote des Art. 47 Ziff. 1 deſſelben 
Geſetzes, keine Verhandlung aufzunehmen, wobei er ſelbſt bes 
theiligt iſt, handelte der Notar nicht zuwider, weil der ihm 
eriheilte Auftrag: nicht den Zweck und Hauptgegenſtand ber 
Urkunde jelbjt bildet, jondern blos einen Neben- und Folgepunft 
zum Zwede der Durhführung des beurkundeten Geſchäfts be- 
traf, den feine untergeorbnete Mitwirkung zu entziehen, derſelbe 
ſich fo wenig verpflichtet fühlen Konnte, als wenn es ſich darum 
gehandelt Hätte, ein ausbedungenes Pfaudrecht vormerken oder 
loͤſchen zu laſſen. 

Die Ernennung eines Notars zum Teſtamentsexecũtor, 
die nach Art. 29 Abſ. 2 des Not.Gef. unbedenklich anf den das 
Teftament anfnehmenden Notar felbjt fallen kann, ift im Grunde 
nur ein Auftrag zur Auseinanderſetzung ber Verlaſſenſchaft 
nad) Mafgabe des Teftaments, bie für den Notar ehr muß« 
Dringend jein kann;) im Geſetze ſelbſt fehlt es daher nicht an 
einem Beifpiele, welches unbedenklich findet, daß der Notar in 
einer von ihm jelbjt aufgenoumenen Urkunde Aufträge zum 
Vollzuge des beurkundeten Geſchäfts annehme. Depofiten dürfen 
die Notare nad) klarer Vorſchrift der Art. 36 und 37 des Ge- 
jeßes von den Parteien annehmen, die einfache Hinausgabe der 
anfüllig werdenden Zinſen oder Zinsabjchnitte, von der Natur eincs 
auf Inhaber lautenden Schuldbriefes untrennbar, an eine dazu be⸗ 
rufene Perſon bildet aber hier noch keinen Act der Vermoͤgens⸗ 
verwaltung zur Erleichterung des Eigenthümers bezüglid) der damit 
verbundenen Muͤhewaltung, ſondern blos eine Vorkehrung, um ven 
zum Bezuge Berechtigten in Anſehung des beurkundeten Anſpruchs 
ſicher zu fiellen, wozu ſich gar keine mehr geeignete Mittelsperſon 
darſtellte als der Notar, dem beide Parteien ihr Vertrauen zuwendeten. 


.*) Vergleiche die oben S. 172 mitgetheilten oberſtrichterlichen Er: 
kenntniſſe yom 24. Mai und 11. Juni 1866. 
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Ungeſetliche Wertragebefimmungen. 
(Art. 45 des Not. Geſ.) 

Ein Rotar wurde durch gleichförmige urtheile eines Be⸗ 
zirksgerichts vom 12. Juni und des übergeordneten Appellations⸗ 
gerichts vom 3. Auguſt 1866 wegen Zuwiderhandlung gegen 
das Not.Gef. nach deſſen Art. 115 in eine Disciplinargeldſtrafe 
verurtheilt, weil er gegen die Vorſchrift des bayerifchen Land— 
rechts Theil I Kap. 7 8 II No. 6, wornad die Hinterlaffen- 
ſchaft eines für tobt erklärten Abweſenden den rechtmäßigen 
Erben nur gegen genügfane Sicherheit für eine etwa nöthig 
werdende Zurücerftattung ausgefolgt werben darf, jowie einer 
Verfügung des Landgerichts feines Amtsfiges vom 30. Septem⸗ 
ber 1864 zuwider, wornad) das Vermögen des für tobt erflärs 
ten Wagners C. K. von D. deffen Relicten, einer Ehefrau und 
‚zwei Kindern nur gegen entjprechende Sicherheit ausgeantwortet 
war, zwifchen ven Lebteren unterın 21. November 1864 einen 
Vertrag aufnahın, wornad das Hauptgut des Berfchollenen dem 
Sohne deffelben zum unwiderruflichen Eigenthume ohne alfe 
Erwähnung einer Sicherheit um einen feiten Geldanſchlag über— 
geben und dem verfchollenen Vater für den Fall feiner Rückkehr 
nur die freie Abnährung ausbedungen wurbe. Hierin wurde 
ein Verſtoß gegen Art. 45 Abf. 1 des Not.Gef. wahrgenommen, 
welcher die Notare verpflichtet, Bebacht darauf zu nehmen, daß 
der Inhalt der von ihnen zu errichtenden Urkunden. weder init 
der Abficht der Betheiligten noch mit ben Geſetzen im Wiber- 
fpruch ſtehe. Daß der Notar nach der Anleitung dieſer Geſetzes⸗ 
ftelle den Betheiligten bei jener Gelegenheit feine Bedenken gegen 
die Geſetzlichkeit der von ihm abgefchloffenen Uebereinkunft, jo 
wie foldye Inutet, mitgetheift habe, war in der Urkunde nicht 
erwähnt und konnte aud) ſonſt von ihm nicht dargethan werden.“) 

Die gegen das Erkenntniß des Appellationsgerichts einges 


*, Da ber Notar nach Haren Worten ber bezüglichen Gefekesftelle 
nur bas Recht bat, feine Belehrung zu confatiren, keineswegs aber eine 


X x 


. Ungefehlige Vertragebeſtimmungen. u 
tegte Richtiglettöbefchwerbe des Notars wurde von dem Herrn 
Seneralftaatsanmwalt befämpft, der oderfie Gerichtshof vernichtete 
aber mit Erkenntniß vom 6: November 1866 das Wrtheil des 
Appellationsgerichts von 3. Auguft 1866 und ſprach den Notar 
“ans folgenden Gründen von Schuld und Strafe frei: 

Es kann nicht wohl einem erheblichen Zweifel unterliegen, 
daß die im Vergleiche won 21. November 2864 beurkundete 
Erbtheilung mit der klaren Vorſchrift des bayeriſchen Landrechts 
Theil I Kap. 7 F 39 No. 6 im einigem: Widerfpruch fteht; 
auch hätte der dabei inſtrumentirende Notar ſich um fo eher zur 
befondern Vorſicht veranlagt finden Fünnen, als in ben ihm mit« 
getheilten Verlaſſenſchaftsacten zwei zur Veröffentlichung beftimmte 
und auch gelommene Befchlüffe des F. Landgerichts vom 25. Jar 
nuar und. 30. September 1864 Lagen, wornach die Ausfolgung 
bes Rücklaſſes an die Erben des Verfchollenen ganz in Webers 
einjtimmung mit jener Stelle bes Landrechts nur gegen genugs 
ſame Sicherheit gejchehen Fonnte und follte. 

Allein auf der andern Seite muß dennoch zu Gunſten bes 
verurtheilten Notars wejentlich in Erwägung fommen, daß der 
Ab}. 1 in Art. 45 des Not.Gef. dem Notar nicht, wie im 
Abſ. 2 gefchah, verbietet, Verhandlungen aufzunehmen, die fih 
über die beftchenden Geſetze hinwegſetzen, fondern ihn nur vers 
flichtet,, ernftlichen Bedacht darauf zu nehmen, daß ein jolher 
Widerſpruch vermieden werde; geräth diefe Bedachtnahme bei bet 
ojt fehrwierigen Lage in verwidelten oder zweifelhaften Geſetzen in 
eine ſolche Bahn, fo kann ber-Notar, der fi in gutem Glauben 
befindet, auch für ein Fehlſchlagen feiner Umſicht nicht ſogleich 
verantwortlich gemacht, oder, wenn er es tft, für ein geringes 
Verſehen mit Disciplinarfirafen belegt werden. 

Am vorliegenten Falle konnte der Rotar nach ben vorbes 
merkten Umftänden und den ihm von den Betheiligten einhellig 


jolhe Pflicht, muß — wie von Appellationsgerichten ausbrüdlich anerkannt 
wurde — der mündlihen Betätigung des Notars voller Glaube gefchentt 
werben und es bebarf in biefer Beziehung durchaus keiner Beweisführung. 


j 


w | Ungefeglige Dertsagsöchimmungen;, 
norgetragenen Abſichten Teicht in Zweifel dariiber verfallen, ch 


die angeführte Vorſchrift des Landrechts, den Ruͤcklaß eines Ab⸗ 


wejenden jeinen Erben nur gegen genugſame Caution hinqus⸗ 
zugeben, ohne dabei einen Zeitpunkt beizufügen, wanı dieſe 
Caution als überffüjfig wieder hinwegfalle, denn auch ein ab« 
ſolutes Prohibitivgeſetz ſei und ob ſich jene Verpflichtung des 
Erben, welche die öffentliche Orduumg nirgends berührt, nicht 
durch die Zuftimmung des für den Abwoſenden aufgejtellten 
Eurators heben, erlaflen oder umwandeln. laſſe; derſelbe konnte 
vielmehr auf die Einwilligung diefes Curators, welcher von ber 
früber beantragten Sicherftellung bei der Berlautbarung des. 
Erbiheilungevergleiihes wieder Umgaug nahm, ein um jo 
größeres Gewicht legen, als nad den ‚Anmerkungen zur oben 
angeführten Stelle des Landrechts No. 6 Littera k die Art ber 
zu leiftenden Sicherheit in richterlichem Ermeſſen jtcht und wenn 
der Erbe, wie hier, guten Leumundes oder die Prajumption pre 
morte jehr ftark ijt, aud) wohl cautio juratoria zugelaſſen wer⸗ 
ben darf, mit welch formeller Zutat gewiß die Lage des zurück⸗ 
fehrenden Baters feiner Familie, gegenüber um nichts. bejler 
geworden wäre. Der Notar konnte ſich weiter ber ihm auch 
befingerzeigten Betrachtung überlaffen, daß bei dem ſchweren 


Schuldenſtande, wenngleich aus dem Inventar in Ziffern nicht 


bervortretend, und der Verpflichtung des Vaters, ſeine Kiuder 
guszuftatten, die dein Abweſenden ausbedungene freie Abnährung 
für ibn weit nützlicher jein werte, als der Rückgriff auf ein 
Beſitzthum, zu deſſen Bewirthichaftung derſelbe wohl kaum große 
Luft und die nöthige Befähigung mit zurüdbringen werde. Der 
befchuldigte Notar bat auch feinen Eifer, die Auscinanderjegung 
der Berlaflenfchaft im gejeßlichen Geleiſe zu erhalten, hinlängfich 
dadurch bewährt, daß er nicht nur nach Anleitung des $ 81 
der Inſtruction zum Not. Geſ. mit dem Beamten der Oberfuratel 
vor Abfafjung feiner Urkunde eine vorherige Rückſprache nahm, 
ſondern in der That auch für diefelbe die obervormundſchaftliche 
Betätigung nachfolgend erwirkte, obwohl der letztere Umſtand 





J 


c 


allein nicht ausreichen würde, ihn der Vertretung einer von ihm 
unabhängig aufgenommenen Verhandlung zu enfheben. , 


Ale Umftände bewähren alfo, daß ber. Notar den ihm 


obliegeuden Bedacht, den Exrbvergleich vom 21. November 1864 
mit den beftehenden Geſetzen in Einklang zu bringen, zwar ge⸗ 
uomuch, daß er. aber in feinen hierauf gerichteten Beſtrebungen 
nicht glücklicher war, als die Oberkuratelbehörde feloft, weßhalb 
das Appellationsgericht in feinem Erfenntniffe vom 3, Augnft 
1866 dem Art. 45 Abſ. 1 des Not,Sch. eine zu firenge An⸗ 
wendung gab, welde im Hinblide auf Art. 138 vefjelben Ge: 
ſetzes mit den nach Art. 138 Ziff. 3 und 139 des Einführungss 
gefeges ſich von ſelbſt daran — — zur — 
— RR *) | 
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Zu Art. 14 des Uot.Geſ. 


Die Zeitfchrift für Geſetzgebung und Nechtepflege Bd. XIII 
S. 33. Abteilung für Privatrecht berichtet in Auslegung des 
Art. 775 des Handelsgeſetzbuches und Art. 14 des en 
über. nachftehenden Rechtsfall: 

Handelsmann A. UA. hatte dem Bierbraner N. N. ver: 
ſprochen, ibm 45,000 fi. zu 5 pCt. gegen hypothekariſche Ver⸗ 
ficherung zehn Jahre lang: unaufkündbar zu leihen; hierüber 
jtellte er ihm einen Revers aus, zahlte 5000 fl. fogleidh und 
ficherte die veftigen 40,000 fl. auf kommendes Michaeli zu. 

:Der Bierbrauer N, N. kündigte bavanf bin verjchiebene 

Hypotheken zur Heimzahlung; allein nun erhob SHandelömann 


*) In vorfichender Sache Hatte die Natariatäfammer ein Gutachten 
abgegeben, das bie Freiſprechung mamentlid dechalb verlangte, meil Fein 
öffentliches Intereſſe in Frage, alſo nur Abſ. 4 des Geſetzes anwendbar fei, 
damit waren die Widerſprüche vermieden, die ſich im Erkenntniſſe des ober⸗ 
ſten Gerichtshofes finden und durch den eingeſchlagenen Mittelweg (objectiv 
firafbare, fubjectiv entfchuldigte Handlung) um fo weniger befeitigt erjcheis 
nen, als die gegebene Thätigleit der Obervormundſchaft an # für belang» 
los erflärt wurde. 
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B. U. weitere Zorderungen*), und als N. N. dieſe ablehnte, 
weigerte fih A. A. das Darlehen zu geben, md forderte auch 
die bereits gegebenen 5000 fl. zurück. N. R. erklärte fich hiezu 
bereit, nach vorheriger Vergütung des Schadens, welcher ihm 
durch die im Vertrauen auf das gegebene Verſprechen von ihm 
‚gefchehene Kündigung der Kapitalten erwachfen ſei; A. U. wollte 
hievon nicht3 wiffen und erhob Klage beim Handelsgerichte, ges 
gen, deſſen Zuftändigfeit der Beklagte einwandte, es handle ſich 
um Vollzug der Nichtvollzug eines Hypothelbacleheno 

Das kgl. Handelsgericht Augsburg nahm die handelsge⸗ 
richtliche Zuftändigfeit als gegeben an, und verurtheilte ben 
Beklagten fofort definitiv, weil dev erwähırte Hägerifche Revers 
wegen Mangels notarieller Zertigung im Hinblid anf Art. 14 
des Not.Gef. ungiltig fei, ſonach Beklagter ‘die 5000 fl. des 
Klägers ohne Rechtögrund in Händen habe. Hiegegen Appella- 
tion Seitens des Verurtheiften, anf welche das k. Handelsappel⸗ 
lationsgericht unter dem 16. März 1866 Folgendes erkannte: 

Beflagter iſt ein Bierbrauer, demnach eine Perſon, deren 
Gewerbe im Ankaufe von Gerfte und Hopfen, im erarbeiten 
diefer beweglichen Sachen zu Bier, und im Verſchleiße diejes 
Productes beſteht; er ift demnach als Kaufmann, has von ihm 
aufgenommene Darlehen als zum Betriche feines Handelsge⸗ 
werbes aufgenommen anzujchen, und die Verfolgung des An⸗ 
ſpruches anf — eines mM gegen ihn: bildet eine 
Handelsſache. 

Würde es ſich um Volizug des von dem Beklagten Als 
geblich gegebenen Verſprechens, Hypothek zu bejlellen, handeln, 
dann allerdings wäre die bandelsgerichtliche Zuftändigfeit nicht 
gegeben; allein die Hypothekbeſtellung ift zur Zeit nicht in Frage. 

Die Parteien ftimmen überein, daß zwiſchen ihnen eine 
Vereinbarung über Hingabe eines Darlehens von 45,000 fl. 
gejchloffen war, daß Beklagter bereits 5000 fl. erhalten hat, 


*) Z. B. MR, follte ihm einen Schmud ablaufen, ſich verpflichten, 


feinen Bebarf an Hopfen nur bei ihm zu kaufen u. |. w. 
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daß die Vereinbarung wieder aufgeloͤſt ſei, daß fonach Beklagter 
das Empfangene zurũckzugeben habe. 

Beſtritten iſt, wer die Vereinbarung gebrochen; ob Klä⸗ 
ger, indem er nachträglich Höhere Forderungen machte, als er 
befugt war (in welhem Falle er Schadenserſatz zu Teiften hat), 
oder ob Beklagter durch die Weigerung, das von feiner Seite ' 
Verſprochene volfftändig zu erfüllen, Schuld an dem Richtzu⸗ 
ſtandekommen des Darlehensgefdjäftes trug. 

Erſtrichter geht nım davon aus, daß das Berfprechen bes 
Klägers, zu Michaeli 1865 dem Beklagten 45,000 fl. zu Teihen, 
als rechtlich unverbindlich angefehen werben müffe, weil biebei 
hypothekarifche Verficherung des Darlehens Seitens des Belfags 
ten bedungen geweſen, dieſe beiven Verbindlichkeiten fich nicht 
trennen ließen, letztere aber in einer öffentlichen Urkunde nicht 
. verbrieft fei, und hiedurch der Art. 14 des Not.Geſ. verletzt ers 
ſcheine. Diefer Anficht ift nicht beizutreten. Es Tann unerörtert 
bleiben, ob eine Urkunde, in welcher der Beklagte ſich verbind: 
ich gemacht Hätte, für ein zw befommendes Darlchen Hypothek 
beftellen zu wollen, ohne notarielle Berbriefung giftig und rechts⸗ 
wirffam wäre; ob ein folder Vertrag unter Art. 14 des Not Ser. 
zu zählen fei, da berjelbe feinem Mortlaute nach alle Verträge 
im Arge bat, welche das dingliche Recht beftellen oder über- 
tragen”); denn um diefe Verpflichtung handelt es fich zur 
Zeit und im vorliegenden Prozeſſe nicht. Hier frägt es fich 
vielmehr nur um die Giltigfeit eines Darfehensverfprechens 
Seitens eines Gläubigers, und daß dieſes nicht unter bie Ver: 
träge über Immobilien gerechnet werden kann, ift Harz 
denn das Darlehen verändert feine Ratur ale einfaches perſön⸗ 
liches Schuldverhältnig dadurch nicht, daß der Schulpner zugleich 
eine bewegliche Sache als Pfand für daſſelbe gibt oder eine 
unbewegliche Sache dafür zur Hypothek unterftellt; dieſe beiden: 
Rechtsacte find Nebenverträge, welde den Haupivertrag in 
jeinem rechtlichen Charakter nicht zu einem anderen machen, als 


°) Zink, Commentar S. 96 Nr. 5. 
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er ohne biejelben fein würde. Sat ſich ein Gläubiger für bie 
Hingabe eines Darlehens die hypothekariſche Verficherung aus- 
bebungen, jo Fann er, falls der Schuldner dieſe Berjicherung 
(welche allerdings notariell gejchehen muß) nicht bewirkt, — 
and) feinerfeitö die. Erfüllung jeines Verſprechens ablehnen. 
Falls aber der Schuldner die hypothekariſche Berficherung zu 
leisten bereit ift, kanu der Gläubiger nicht eine Nichtigfeit des 
Vertrages vorhügen; denn dasjenige, was an bie notarielle 
Verbriefung geknüpft ift, ftellt fi nur als Act der Erfüllung 
der vom Schulöner übernommenen Verpflichtung: bar, 

Auf Seite des Släubigers ift das Verſprechen der Hin⸗ 
gabe des Hypothekdarlehens nur cin einfaches pactum de muluo- 
dando; der Gläubiger erfüllt ben Vertrag, ‚indem er das Dar 
leben gibt, der Schuldner hat die Verbindlichkeit cines jeden 
Darlehensnehmers, — die Pflicht, feinerzeit das empfangene Geld 
zurüdzugeben, und bie weitere accefjorifche Verbindlichkeit, bie. 
zus Sicherung des Gläubigers dienende Verpfäudung des be= 
treffenden Immobile zu betätigen. Daß zur Erfüllung diefer 
accefjoriihen Pflicht die Aufnahme eines Notariatsactes erjor- 
berlich ift, daß die Eingehung dieſer acceſſoriſchen Verbindlichkeit 
zu ihrer Rechtswirkſamkeit einer notariellen Verbriefung bedarf, 
bat auf die Giltigfeit und ben Rechtsbeſtand des Prinzipalver: 
trages keinen Einflaß; denn die Nichtigkeit der Hauptobligation 
° zicht zwar bie Nichtigkeit der Nebenverbindlichkeit nach ſich, nicht 
aber tritt der umgekehrte Fall ein. 

Wäre die Argumentation des erſtrichterlichen Erlenntuiſſes 
richtig, handelte es ſich um einen Immobiliarvertrag, ſo wäre 
das Handelsgericht auch zur Eutſcheidung der Frage, ob Beklag⸗ 
ter das Geld des Klägers ohne Rechtsgruud in Händen habe, 
nicht zuſtändig. Wird aber die Zuſtändigkeit des Handelsgerich⸗ 
tes, wie dich richtig geichehen tft, angenommen, jo ift damit 
ſchon zugegeben, daß es fih nur um bie Erfüllung des Ber 
ſprechens eines Handelsbarlehens fragt. Die Frage, ob Beklagter 
Schaden erlitten habe, iſt daher zu prüfen und danach zu erkennen. 
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Aoſtenvorſchuß an Motare. 
Bekanntlich wurden von verſchiedenen einzelnen Notaren 


und Natariatskammern jeit Jahren nur theilweije erfolgreiche 


Schritte zur Erſtrebung ven Koftenvorichüffen bei Verhandlun⸗ 
gen, welche den Notaren: von den Gerichten übertragen werben, 
insbeſondere bei Zvangsverfteigerungen unbeweglicher Sachen, 
gemacht; man Fonnte Teicht begreifen, daß den Notaren, abgefe- 
hen von ihren eigenen Gebühren, nicht unerhebliche, weil häufige, 
Auslagen erwachſen, die ihnen erſt ſehr geraume Zeit nachher 
wicber erjegt werben, und daß die Rechnungoſtellung noch ſchwie⸗ 
riger und jedenfalls. umſtändlicher wurbe, als es jchon die 
Zweitheilung der Staats- und Privatrechnung des Notars mit 
fich bringt, glaubte aber manchenorts, es entſpreche nicht den 
bei uns befiehenden Geſetzen, deßhalb die Betheiligten zur Er— 
lage von Koftenvorjchüffen auzuhalten. Es bedurfte Hier aller: 
dings ciner-cindringenderen Belehrung, als folder von Perfonen 
oder Sorporationen, denen keinerlei Aufſichtsrecht, ſondern ledig: 
lich die allgemein ‚gewährte Befngniß zuftcht, fich über Mißſtände 
zu beklagen und jie ift wirklich in der Entſchlietzung des Staats: 
miniſteriums der Auftiz vom 17. October 1866 No. 14950 uud 
äwar -in einer Weife erfolgt, die den vollen Dank aller Notare 
verdient, wenn man es auch mit. dem Vertreter der. Staatss 
regiernug bei den jängften Verhandlungen des Geſetzgebungsaus— 
ſchuſſes über die Beſchwerde zur Wahrung des Geſetzes im bür⸗ 
gerlichen Rechtstreite für mißlich halten muß, daß Gerichte von 
der hoͤchſten Auffichtsftelle audere, ald die Hausordnung betref- 
fende Weijungen erhalten. und in der That gewohnt find, une 
bedenklich nach ſolchen Weiſnugen Recht zu ſprechen oder zu 
verfahren. Nachdem dieß aber in allen den Notaren unginftigen 
Dingen willig gefchehen, mag: man es fi in günftigen um. fo 
leichter gefallen laſſen und das ‚erreichte Gute dem ſchwerlich 
erreichbaren Veſſern um jo mehr getroſt vorziehen, als die Ges 
ſetzmaͤßigkeit der hier fraglichen Weiſung jedenfalls nur. von ſehr 
wenigen auserwählten Zweiflern in Trage geitellt werden kann. 
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Daſſelbe lautet namlich nach dem Juſt.⸗ an :Bl. ©. 305 
wörtlich alſo:. 

Obwohl es keinem rechtlichen Bedenken ——7— daß der⸗ 
jenige von den ſtreitenden Theilen, welcher um Vornahme der 
Hilfsvollſtreckung anruft, verpflichtet ſei, die zur Gewährung des 
begehrten Einſchreitens nöthigen Mittel vorbehaltlich des Rück— 
griffes an den Gegentheil vorzuſchießen, und dieſes auch in mehr⸗ 
fachen Erkenntniſſen des — a ie anerkannt wors 
den iſt, 

vgl. Zeitſchr. f. Geſetzgeb. u. Rechtspfl. Bd. J. S. 571 No. IV. 

Dlätter f. Rechtsanw. Bo. XXII. ©. 283, 

jo mehren fi) doch in neuerer Zeit die Klagen darüber, daß 
die Einrücungsgebühren für Veröffentlichung ber befchloffenen 
Bwangsverfteigerungen in ben Kreisamts- und andern Blättern 
und bie Gebühren und Auslagen der Notare für den Vollzug 
‚jolher ihnen von den Gerichten anfgetragenen Geſchäfte im ber 
Regel nicht von den bie Verfteigerung veranlaffenden Gläubi- 
gern vorſchußweiſe erholt, ſondern erit dann abgeführt werden, 
wenn die Berfteigerung erfolgt, der Kaufſchilling erlegt und die 
Bertheilung der hieraus —J Maſſe an die Gläubiger zum 
Vollzuge bereift ift. Ä 

In Folge diefes Verfahrens find namentlih für Einrückun⸗ 
gen tu Kreißanıtsblätter bedeutende Gebührenrückſtände angemach- 
fen und wird den NRotaren fortwährend ein namhafter Theil 
ihres Dienfteinfommens nebft dem Erſatze für ihre Baarauslagen 
unverhältnißmäßig lange ohne rechtlichen Grund vorenthalten. 

Bon einer Mehrzahl ven Gerichten wurde den Erjuch- 
ſchreiben der betreffenden Kafjeverwaltung des Kreisamtsblattes 
und den Anträgen ber Notare wegen vorſchußweiſer Erlegung 
ihrer Gebühren und Auslagen durch den die Hilfsvollſtreckung 
betreibenven Kläger theils feine Folge gegeben, theils follte die 
Gewährung von dem in den Geſetzen nirgenbs geforderten Nach⸗ 
weife abhängig gemacht werben, daß diefe Beträge von dem im 
Tarregifter als zahfingspftichtig vorgelragenen Beklagten nicht 
eingebracht werben koͤnnten. 
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gur Abſtellung deßfallſiger gegruͤndeter alagen ſieht ſich 
das unterfertigte t. Staatsminiſterium darauf hinzuweiſen ver⸗ 
anlaßt, daß die Anordnung vorſchußweiſer Berichtigung fragli— 
cher Gebuͤhren und Auslagen durch den auf Zwangsverkauf an⸗ 
tragenden Theil unzweifelhaft den Gerichten zuſteht, daß hierau— 
durch die Beſtimmungen des Gerichtsverfaffungsgejeges. vom 
40. November 1861 und der allerhöchften Verordnung über die 
Behandlung des Zar: und Stempelwefens vom 28. Mai 1862 
nichts_geändert wurde, daß dieje Zuftändigfeit insbejondere auch 
in dem Falle unverkürzt beftcht, wenn etwa im Tarregifter bes 
reits der andere Theil als der Zahlungspflichtige vorgetragen 
ſein, würbe. 

Eine etwaige Bedachtuahme darauf, daß dem Gläubiger 
durd die Auflage von Koftenvorchüffen die Rechtshilfe erfchwert 
und dadurch der Credit im Allgemeinen benachtheiligt- werben 
fönnte, darf offenbar da nicht maßgebend fein, wo dieſe Bedacht: 
nahme mit dem unzweifelhaften Rechte Dritter anf fofortige _ 
Vergütung ihrer Leiftungen und Auslagen in Widerftreit ge⸗ 
zathen würde, 


Verſteigerungsbekanntmachungen. 


Die umftändliche Faſſung mancher Bekanntmachungen in 
öffentlichen Blättern hat das Staatsminiſterium ber Inſtiz ver- 
anlaßt, am 7. November 1866 No. 15574 (Juſt.⸗M. ⸗Bl. ©. 318) 
folgende Weifung zu veröffentlichen; 

Die von Notaven erlaffenen Belfanntmachungen in öffent: 
lichen Blättern über gerichtlich verfügte VBerfteigerungen von 
Liegenfchaften enthalten nicht jelten eine Aufzählung aller cin- 
zelnen zu einem Anweſen gehörigen Grundftücde mit Angabe 
der Plannummern, Flächenmaße, Benennungen und Benützungs⸗ 
art ‚jelbft in ſolchen Fällen, wo nicht die Einzelnverjteigerimg 
biefer Grundſtücke, fondern lediglich die Verfteigerung des Au⸗ 
weiens im Ganzen erfolgen fol und den Zwecke ber Belannt: 
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machung, ſowie der Vorſchrift des F 91-des Proceßgeſetzes vom 
17. November 1837 auch durch eine kürzer gefaßte Beſchreibung, 
3. B. Angabe der Geſammtzahl und des Geſammtflächenmaßes 
der Meder, der Wieſen, der Waldungen u. [> w. genügt werden 
koͤnnte. Da nun jede unnöthige Weirlänfigfeit der Veriteigerungse 
ausſchreibungen in öffentlichen Blättern eine ungereehtfertigte 
Vermehrung der den Betheiligten zur Laſt fallenden Einrüctungse 
‚gebühren zur Folge hat, fe werden die Notare veranlaßt, auf 


möglichft kurze Faſſung ſolcher Ausichreibungen, unbejchadet der 


geſetzlichen Erforverniffe Bedacht zu nehmen. 

Gleiche Rückſicht ift auch von den Gerichten in denjenigen 
Fällen zu beobachten, wo denjelben Anlaß gegeben ift, Aber die 
Art und Weiſe der Verfteigerungsbelanntmachung durch a 
Notar befondere Anordnungen zu treffen. *) | 


Hotizen. = 


Gegen die bisher gangbare Auſicht der Schriftſeller er⸗ 
kannte der Caſſationshof für Frankreich am 7. Februar 1865 
(wie die Zeitfchrift für das Notariat in Rheinpreußen und nach 
ihr das Notariatsblatt für das Großherzogthum Baden S. 179 
ausführlich mittheilen) daß ber mit Verwaltung bed Vermögens 
eines Minderjährigen betraute Vormund deſſen Liegenfchaften 
auch auf mehr als neun Jahre verpachten könne. Gemäß 
Art. 1718 des Livilgefegbuches find nämlich ‘die Beſtimmungen 
des Titeld vun dem Ehevertrage und den gegenfeitigen 
Nechten der Ehegatten, welde fih auf die Vermiethung 
ber Sachen verheiratheter Frauen beziehen, aud anf vie Ver⸗ 
miethung der Sachen ber Minderjährigen anwendbar; ber in 


*) Bicle Notare pflegen auch bei Hopothekbeſtellungen zwar alle 
Blannummern, jedoch ohne weitere. Bezeichnung oder Ausſcheidung dir Eine 
gelnmaße aufzuführen und das Gefammtmaß beizufügen, womit der Vor⸗ 
Ihrift in Art. 63 Abſ. 2 nicht minder als den Abfichten, beziehungeweile 
Intereſſen der Betheiligten — auch abgefehen von Art. 8 der Gebühren: 
ordnung vom 19. Januar 1862 — regelmäßig genügt wird. 
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diefem Titel vorkommende Art. 1429 beſtimmt, daß Mieth- und 
Pachtverträge, welche der Mann in Anfehung der Güter feiner 
Frau auf mehr als neun Jahre gejchlofien hat, in den Falle 
ver Aufloͤſung der Gütergemeinfchaft für die Frau und deren 
Erben nur auf bie Zeit verbindlich find, welche entweder von 
ker erften Beriode von neun Jahren, wenn ſich die. Contrahen- 
ten noch in derſelben befinben, ober von der zweiten oder fol 
genden noch übrig iſt; gerabe aus den Worten biefes Artikels 
geht hervor, daß der Mann, fo Tange die Gütergemeinſchaft be 
fteht, Mietbverträge abjchließen Tann, deren Dauer nenn Sahre 
überfteigt. Bei Anwendung dieſer Grundfäge auf den VBormund 
hat Xebterer das Mecht, die Güter feines Mündels bis zu deren 
Großjährigkeit auf belichige, ihm gut fcheinende Zeit zu vers 
pachten. Erft mit Erreichung der Grokjährigkeit erhält der 
Mündel die Befugniß, die alsdann Taufende Pachtzeit auf eine 
Periode von nenn Jahren vebuciren zu laſſen; fo lange aber 
die Minderjährigkiitt und folglidy die vormundfchaftliche Vermö- 
gensverwaltung dauert, iſt die Verpachtung giltig und rechts⸗ 
beftändig, Tanıı alfo weber von dem Pächter, noch von dem 
Minderjährigen, noch aud von dem Vormunde als nichtig ans 
gefochten werden. 


Ausweislich der Zeitichrift des Anwaltvereines für Bayern 
Band VI S. 270 erkannte der oberite Gerichtshof am 2. Juni 
1866 mittelſt Annahme ver Entſcheidungsésgründe eines Erkennt⸗ 
nifjes des Appellationsgerihts von Mittelfranken vom 24. No⸗ 
vember 1865 die Beſtimmungen des preußilchen Landrechts, 
wonach die Verjährung in Anfehung von Rechten auf unbewegs 
liche Sadıen, bie, im Hypothefenduche eingetragen find, ausge: 
ſchloſſen ift, als noch jest in Kraft beſtehend. Diefes Landrecht 
enthäft nämlich mehrfache Beftimmungen, welche Einſchreibun⸗ 
gen in das Hypothekenbuch von beftimmten Einwirkungen auf 
Privatrechtsverhältniſſe begleitet fein Taffen, welche an fich im 
Hypothekenbuche nicht vorgejehen find; ſolchen Beſtimmungen 
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muß auch noch gegenwärtig Geltung zugeſprochen werben, ſoweit 
fie nicht mit. Sabungen des bayerifchen Hypothekengeſetzes in 
Widerſpruch treten. Demgemäß befteht noch heute F 512 Tit. 9 
Th. I, daß feine Verjährung in Anfehung von echten auf uns 
bewegliche Sachen Pla greift, die im Hypothekenbuche einges 
tragen find. Daß hierunter nicht blos Rechte an Sachen, jondern 
auch das Eigenthumsrecht ſelbſt inbegriffen jein follte, läßt 
S 95 und 96 Tit. 21 Th. I defjelben Landrechts mit aller Zu- 
verläffigfeit entnehmen, indem kraft dieſer Geſetzesſtellen zum 
Bortheile des Nießbrauchers infolange Feine Verjährung gegen 
den Eigenthümer ihren Anfang nehmen Kann, als deſſen 
Recht ſich im Hypothekenbuche eingetragen findet. 


Dr. 3. Löw ſchließt einen eingehenden Aufſatz über die 
Stellung der Rotariatsgehilfen S. 190 ff. der „Zeitjehrift für 
das öſterreichiſche Notariat” mit folgender Betrachtung: 

Die Notariat -PBracticanten find wahrhaftig Zeit ihres 
Lebens zur Rolle der Spinne und Fliege verurtheilt, fie 
find jene leibhaftigen Trichinen, welde beſtimmt fcheinen, 
in den mehr oder minder trichinofen Notariatscanzleien bie 
Actenjchinken des öffentlichen Vertrauensamtes zu durchwuͤhlen 
und hieraus klingelnde Refultate hervorzuzaubern, um ihnen 
jchlieglich vielleicht unter Hohngelächter den bibliſchen Spruch 
in Erinnerung zu bringen: 

„So ihr Alles gethban, was ug obliegt, feid 
ihr vo nur unnübe Knechte.“ 





| Dienflesnadhricht. 
Am 12. November 1866 ftarb der F. Notar Mar von 
Walther in Gräfenberg. 


Drud und Verlag ber C. H. Bec'ſchen Buchhandlung in. Nördlingen, " 


+ 


. Zeihſchriſt 
das Rotariat 


die freiwillige Derichtobarheit 


Wanyern diesſeils und jenſeils des Rheins. 


Unter Mitwirkung der Notare Hofrath Franz v. Seybold in 
Münden, Friedrich Bolza in Herxheim u. A. 


herausgegeben von 


Idnard Graf, 


Notariatögehilfen in Münden, Herrenftraße Rro. 2/III. 
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Pfaͤlziſ che Uotariatspraris. 
J. 


Sn Nr. 19 ©. 289 dieſer Zeitſchrift gelangt der Verfaſ⸗ 
fer des Auffabes „Aus der Pfalz” bei Befprechung der Collektiv⸗ 
Schenkungen und des Ruͤckfallrechtes zu dem Refultate, ein neues 
Accrescenzrecht für diefe Art vom Schenkungen zu fchaffen. An⸗ 
fcheinend wurde derſelbe von der Ubficht geleitet, durch dieſes 
Auskunftsmittel die Inconvenienzen zu befeitigen, die mit folchen 
den Theilungen incorporirten Scheitfungen verbunden fein fön- 
nen. Sn ber That, das Vorkommen folder Inconvenienzen 
Laßt fich nicht in Abrede Stellen, allein ihretwegen ein künſtliches 
Anwachſungsrecht fchaffen u el dies Täßt ſich kaum recht⸗ 
fertigen. 

Der code civil kennt nur ein jus accrescendi bei Erb⸗ 
ſchaften (art. 786) und ein folches bei Legaten (art. 1044 ıc.). 

23 
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In der Materie der „Schenkungen? dagegen würde man ſich 
vergebens nach einem Anwachfungsrechte umjehen. Der Geſetz⸗ 
geber durfte auch bier Fein ſolches conſtituiren, ohne mit fich 
felber und der rechtlichen Natur der Schenkungen in Wiberfpruch 
zu geratben; benn wie ließe fih ein jus acorescendi verein- 
baren mit einer Schenkung, bie doch befanntlich ſofert das 
Eigenthum überträgt? Das jus accrescendi bei Erbſchaften und 
Legaten erhält ja gerade dadurch feine Erijtenz, daß das Eigen: 
thum der vererbten resp. legirten VBermögensobjefte auf ben, der 
berechtigt und berufen gewefen wäre, fie anzunehmen, nicht 
übergegangen ift (Verzicht und Labuzität). Diefer Contraft, 
welcher zwiſchen Schenkungen und Legaten beftebt, iſt alfo ber 
Grund, warım — die fonft erlaubte — analoge Anwenbung 
gefeglicher Beitimmungen auf ähnliche Fälle, in diefem Falle 
nieht fratthaft if. Dabei macht es Leinen Unterfchied, ob bie 
Schenkung collektiv oder individuell ausgeſchieden tft. Die 
Natur einer Schenkung bleibt immer biejelbe. Weberbies tft 
auch die Eriftenz der beregten Schenkungen qua Collektivfchen: 
tungen eine jehr kurze; denn — wie vorausgefeht — folgt auf 
die Schentung fofort die Loofebildung und Theilung in einem 
Akte. Diefe Loofebildung und Theilung involvirt aber bereits 
Schon eine Dispofition über die Schenkobjefte. Die im Augen- 
blide der Schenkung noch aliquoten Theile verwandeln fich jett 
in individuell abgegrenzte Theile. Geburt und Abſterben der 
Schenkuug als Collektivſchenkung coindiciven alſo gewiſſer⸗ 
maßen. 
Aus dem Geſagten reſultirt: 

1) daß das geſetzliche, ſowie das bedungene Rückfallsrecht auch 
bei Collektivſchenkungen unbedingt Platz greift und nicht 
durch ein künſtlich geſchaffenes jus eeeen illuſoriſch 
gemacht werden darf; 

D daß bei Collektivſchenkungen, die in Theilungen geſchehen, 
jedes einzelne Kind nur inſoweit als Schenknehmer zu 
betrachten iſt, als und inwieweit es von dem Schenk⸗ 
objekte lucrirt, ſollte auch ber Vortheil geringer ober höher 
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ſich ſtellen, als der quotative Theil des Kindes am Ge⸗ 
ſammtſchenkobjekte, indem derjenige, welcher mehr erhält, 

- fo cenfirt werden muß, als habe er auf feine Gefahr 
bin von feinen Mitbefchenkten das Plus acquirirt, wähs 
rend der Wenigernehmende fo angefehen werben muß, als 
habe er veräußert; 

3) daß bie Mitwirkung des Schenfgebers bei dem Schenfungs> 
und Theilungsakt als ftillichweigende Einwilligung in 
eine ſolche Veräußerung aufzufafien tft; 

4) daß c8 endlich Sache der Bethelligten tft, ſich durch ge: 
eignete Mittel, beifpielsmweife durch gleichmäßige Verthei⸗ 
theilung der verjchenkten Objekte in die einzelnen Xoofe 
ſicher zu ftellen. t. 


I. 

Die Zeitichrift für Gefebgebung und Rechtspflege, Abthei- 
Hung für Strafrecht Bo. XIII S. 399 enthält nachſtehende Be: 
tradhtung über eine Disciplinarentſcheidung des pfälziichen Ge⸗ 
richtshofes: 

Den Notaren iſt ein bevorzugter Antheil an der Wahrung 
des Nechtsfriedens, an ber Forderung ber oͤffentlichen Moral im 
Rechtsleben zugemiejen. 

Die Sicherheit der Verträge und des Eigenthumes, die 
Anfrehthaltuig des öffentlichen Vertrauens in die Moralität 
der freiwilligen Nechtspflege und des gefchriebenen Geſetzes ift 
vielfach durch die reblichite Gewiflenhaftigkeit in der Amtsfüh—⸗ 
rung der Notare bedingt. 

Selbftverftändfich ift demnad, die hohe Bedeutung jener 
ungefchriebenen Normen, nach weldyen, neben dem gejchriebenen 
Gefete, die mit Handhabung der Disciplin betrauten Organe 
einzelne die Standeschre und beſondere Stanbespflichten bes 
Rotariates betreffende Fragen zu benrtheilen pflegen. 

- Disciplinarerfenntniffe find in vielen Beziehungen. — 
Geſchworenenwahrſpruͤchen gleich, — der getrenefte Ausdruck bes 
Bewußtſeins derjenigen Gebote der Pflicht und ber Ehre, welche 
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für Beamte überhaupt und für Beamte gewiffer ——— 
insbeſondere als hergebracht gelten. 

Es mag daher gerechtfertigt fein, das Augenmerk auf eine 
fürzlich ergangene Disciplinarenticheibung des pfälzifchen 
Appellhofes zu Ienten, welche auch deshalb bemerkenswerth 
ift, weil die Anjchuldigungen gegen den beftraften Notar durd) 
contradictorifche Verhandlung der über verfchiedene Urkunden ent: 
ftandenen NRechtsftreitigleiten in äffentliher Sitzung ans Licht 
gezogen wurden und fo zur Kenntniß der in den  Sihungen 
anweſenden Staatsbehörbe gelangten. 

Thatfächlich wurde in dem Urtheile Ne Appell.⸗Gerichtes 
als erwieſen augenommen: 

1) daß der betr. Notar einen durch bezirksgerichtliches Urtheil 
als fraudulos vernichteten Schenkungsakt aufgenommen 
habe, obgleich er die unredliche Abſicht der Schenfgeberin, 
ihren Gläubigern den Zugriff auf ihr Vermögen zu ent: 
zieben, gefannt habe. (Diefe Annahme beruht anf einem 


Indicienbeweiſe.) 
2) Daß der Notar eine wiſſentlich unwahre Thatſache in 
einem Teſtamente — die ununterbrochene Anweſenheit 


eines der Teſtamentszeugen — conſtatirt habe, während 
fragliches Teſtament durch bezirksgerichtliches Urtheil wegen 
Nichtbeachtung geſetzlicher Vorſchriften — Art. 971, 972, 
1001 €. oiv. — babe vernichtet werben muſſen. 
3) Daß der Notar in einem durch Urtheil des Appellbofes 
ber Pfalz wegen Nichtbeachtung der Art. 472 u. 2045 
C. eiv. vernidhteten Akte 
a) fälſchlich conjtatirt habe, daß bie Tochter von dem Va⸗ 
ter den vormundſchaftlichen Receß ausgehändigt erhal⸗ 
ten habe; (Erſtere war überdies zur Streichung der 
Legalypothek veranlaßt worden;) — 

b) die gejeglichen Körmlichkeiten — a oil. — ie 
Acht gelaffen, und 

6) das Intereſſe der Tochter durch — — die Legal⸗ 
hypothek ſtxeichen zu laſſen, empfindlich gefährbet habe, 


‚Ber Eigenthumsvorbehali. 887 


der aber auf bed Notars Amtsftube über den nicht: 
bezahlten Reeeß unter Privatunterfchrift gerechtfertigte 
Gegenichein Leinen genügenden Erfag für den Verluſt 

der Legalhypothek gewähre. 
4 Daß der Notar in einem von ihm —— Teſta⸗ 
mente auf dem durch Radirung eines Querſtriches gewon⸗ 
nenen freien Raume nad Abſchluß des Aktes die Worte: 

„zum Voraus und außer Erbe” gefetzt habe. (Ueber den 

Ausgang der hiewegen eingeleiteten ftrafrechtlichen Berfol- 

gung vergl. das oberftrichterlihe Erkenntniß vom 16. Sa: 

nuar 1866 in diefer Zeitſchr. oben S. 57 Note). | 

In ven Erwägungsgründen ift die Betrachtung nieder 
gelegt, dag ver Rotar durch dieje Handlungen feine amtliche 
Stellung ſchwer eompromittirt, nicht nur das In— 
terefje Einzelner, fondern die Rehtsficherheit im 
Allgemeinen. gefährdet und das Bertranen bes 
Publikums auf die Integrität ber ——— Ur: 
kunden erjchüttert habe. | 

Als Strafe wurde ſechsmonatliche Dispenfion vom Amte 
und Verurtheilung in die Koften zuerkannt. 

Zur Strafaußmelfung fam in Berückſichtigung, daß der 
Disciplinarbeffagte auf Klage feiner Clienten und beziehungs« 
weise der Beſchädigten im Civilrechtswege zu jehr erheblichen 
FRRDUSANDIEHNINGEN er fl. im Sale 2) verurtheilt: wor⸗ 
den war. 

In erſter Inſtanz war auf einjährige Suspenfion vom 
Amte- erkannt. 


Der Eigenthumsvorbehalt. 


Nach frangäfifhem Rechte (Art. 714, 1583 C. 6.) geht 
das Eigenthum von Rechtömegen auf den Ermerber über, jobald 
er fich mit dem -Beräußerer Aber‘ Sache und Preis geeinigt hat, 
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auch wenn bie Sache noch nicht übergeben unb der Preis noch 
nicht entrichtet wurde, ein EISERIDUIEDOERehBNN iſt alſo rechtlich 
unmöglich *). 

Dagegen kann nach gemeinem Rechte durch Verträge als 
lein nie Eigenthum erworben werden, wenn dieß auch Zweck 
des Vertrages fein folte**), ſondern es bedarf hiezu überdieß 
ber Befigübertragung. Iudeß begründet felbft Vertrag und Be⸗ 
fighbertragung zufammen noch Fein Eigenthum 

4) wenn dieſes dem Veräußerer. nicht zuftcht; eine Ausnahme 
bildet der Verkauf des Pfandes, auch erlangt jeder redliche 

- Erwerber nah Art. 306 u. 307 des deutfchen Handels⸗ 
gejeßbuches an beweglichen Sachen, welche von einem 
Kaufmann in deffen Hanvelbetriebe veräußert und über: 
geben wurden, jelbft danı das Eigenthum, wenn ber Ver⸗ 

außerer nicht Eigenthümer war, dieſe Beitimmung bleibt 

. regelmäßig nur dann außer Anwendung, wenn bie Gegen« 
fände geftohlen oder verlgren waren, und, bei Papieren 
anf den Inhaber fällt jelbft diefe Einſchränkung weg, 

2) wenn fi der Veräußerer jein ihm wirklich zuftehendes 
Eigenthumsrecht aufjchiebend vorbehält, jedoch. nur dann 
und fülange der Erwerbspreis nicht vollitändig getilgt ift. 
Zwar fpriht das römische Recht nirgend$ non diejem 

Vorbehalte, denn L. 16 D (18. 6), L, 20 $ 2, L. 21 D (19. 
2), L. 20 D.(43. 26), L. 3 C (4. 54), welche häufig in die⸗ 
jem Sinne angeführt werden, beziehen fih auf andere Rechts— 
verhältniffe,. aber ein unbejtrittenes und namentlich auch von den 
nenern Gejehgebungen anerkanntes Gewohnheitsrecht hat ihn. jeit 


*) vgl. F. Bolza, Über die reſolutoriſche Klaufel, in ber Zeitfchrift 
für das Notariat 1864 ©. 17—26 u. 33—37. 

ee) Holzihuber, Theorie u. Caſuiſtik 8, II S. 659; Unterholzner, 
Lehre von den Schuldbverhältniffen 8. II S. 437; über die vielfach beſpro⸗ 
dene L 80 D (18. 1), wornach die Bedingung, es folle überhaupt Fein 
GEigenthum auf den Käufer übergeben, das Kaufsgefchäft vernichtet, vergl, 
Grath in. Weiske's Netslercon B. VI ©. 24, Heimbach ebeitda B. XI. 
6.555 und, ben baislof angezogemen Puchta, Pandecten 6, 148, 


— 
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Jahrhunderten für zuläffig erklärt, nur über deſſen Bebeutung 
beſtand vielfacher Streit. Unkeftritten tft inde vor Allem, daß 
berietbe ſowohl als eine das Rechtägefchäft und insbeſondere den 
Eigentbumsübergang aufſchiebende, als eine dieſen wieder 
anfbebende Bedingung gefaßt”) und letzteren Falles fofortiger 
Rückfall oder bloßer Rüderwerb ver Sache bedungen wer: 
ven Eönne, während erfteren Falles vor Eintritt ber Bedingung 
bas Eigenthum überhaupt nicht anf den nenen Erwerber über: 
geht. Als folche aufichiebende Bedingung mag man bie Vors 
jhrift m $ 41. J. 11 1, L. 33 D (18. 1) anjehen, wonach 
demjenigen, der eine Sache, ohne Stundung des Preifes zu be= 
willigen, verfaufte und übergab, das Eigenthum . jolange vor⸗ 
behalten bleibt, bis ihn der Käufer bezüglich bes Preifes befrie⸗ 
digte; aber c8 tft jedenfalls nicht fofort gerechtfertigt hieraus, 
fowie and. dem Worte Vorbehalt des Eigentums bis zur 
vollſtaͤndigen Sntrichtung des Preiſes immer auf eine aufſchie⸗ 
bende Bedingung zu fchließen, wenn nicht das Gegentheil zu 
erjehen „tft, wie dieß namentlich von Gensler im Ardive für 
cwiliſnſche Praxis Bd. 11 &. 29 geſchehen iſt. 

Die Aderwiegende Mehrheit der Schrifffteller, insbefondere 

Mäller-im Archiv f. c. P. B. X ©. 247, 

Hoffmann ebenta B. XVIII S. 254, 
Leonhardi, zur Lehre von den Rechtsverhäftniffe am 
Grundeigenthum S. 227, 

Glück Commentar B. XVI-G. 230, 

Heimbach in Weiske's Rechtslexicon B. XI ©. 354, 
nimmt vielmehr mit Recht an, im Zweifel jet der Eigenthums⸗ 
vorbehalt als vertragaufhebende Bedingung zu betrachten, eimer- 
feits weil bei jeder Bedingung die Bermuthung für dieſe 
Eigenſchaft ſpricht, andrerſeits, weil das Gewohnheitsrecht, das 
ja den Eigenthumsvorbehalt erſt geſchaffen, dem Erwerber En 





2) Die ältere Streitfrage, ob er als Reſolntivbebingung nur bie 
Wirkung der: Uebergabe, ober überhaupt das ganze Reqhtogeſchaft aufbebr, 
ift längft in lezterem Sinne entfchieben. f 
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vor Eintritt der Bedingung Rechte gewährt, die nur; dem Eigen⸗ 
thümer zuſtehen, weil Creditgeben und den Uebergang des Eigen⸗ 
thums hindern wollen, nicht recht vereinbar erſcheint, endlich 
weil insbeſondere auch der Nebenvertrag ver Rechtsverwirkung 
(lex commissosia), mit. welchem jener die meijte innere: Aehn⸗ 
lichkeit hat, mangeld ausdrücklicher Beitimmung unzweifelhaft 
als vertragsauflöfende Bedingung erfcheint. Diefe beiden Neben 
verträge Fommen nämlich darin überein, daß fie ben wicht zah⸗ 
lenden Erwerber feines Rechtes verluftig machen, unterſcheiden 
fi, aber darin, daß ſich der Vorbehalt der Rechtsverwirkung 
nah Ablauf einer beftimmten Zahlungszeit, der Eigen⸗ 
thumsvorbehalt dagegen mitder Jahlungsunfähigkeit des 
Schuldners Außert. 

Wenn nun aber. gleich der Eigenthumsvorbehalt regel- 
mäßig als Rejolutivbedingung betrachtet wird und wubeftritten 
erſt wit der Zahlungsunfähigkeit des Erwerbers in Wirkjamteit 
tritt, ſo fireitet doch nach der gemeinen Rechtsüßung und ber 
Lehre der Schriftfteller die Bermuthung für das Bindicgtions 
recht des Veräußerers, das an fich nur durch die ſuspenſive 
Bedingung — duch dic vefolutive dagegen erſt mit ber 
Vereinbarung des Nücfalts, nicht ſchon des Rüderwerbes 
des Eigenthums, gerechtfertigt erſcheint. Es beſteht alſo im 
Zweifel außer. der Vermuthung für, die Reſolutipeigenſchaft ber 
Bedingung der Zahlungsunfähigkeit noch die weitere für Be⸗ 
jtimmung des Eigenthumsrückfalles und nur fo gewährt ber 
Eigenthumsvorbehalt die beabjjchtigte Sieherheit*),. 

Immerhin ift der Grundſatz, der Menſch müfle vorſichti⸗ 
ger fein, als das Sefch, iR vorwürfiger Frage ‚von unverfeuns 
barer Wichtigkeit,. da wangele ausdrücklicher und Maier Ber: 


*) Die Euanenfineigenfcaft enthielte eine Art Vermuthung ungefägt 
des Eines, im Zweifel fi von Jedermann zu glauben, er werde zahlungs⸗ 
unfähig werden; "die Annahme bes bloßen Müderwerbes, alſo einer nur 
perfönligen Klage auf Erfüllung Seitens cines infolsenten,. alſo unfühigen 
Schuldueroe, widerfprädhe wenigſtens der jurikifchen Conſtruetion, wenn fie 
auch nicht fo entichieden unpractiſch wäre, als fie es nllerbings. if. 
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teagäbeftimmungen;, namentlich ſeit der Wirkſamkeit des bayeri⸗ 
ſchen Hypothelengeſetzes vom 1. Juni 1822 und in Bezug auf 
unbewegliche Sachen von der Rechtſprechung etwas ſchwankende 
nnd im: Ganzen dem Verkehre nicht beſonders günſtige Beant⸗ 
wortungen aufgenommen und bisher zwar mitgetheilt, aber nicht 
weiter beſprochen worden find. 

So erklärt ein Erkenntniß des oberſten Gerichtshofes vom 
15. Januar 1853 (Bl. f. RA Bd. XVIII ©. 153 vergl. and) 
2b. IV ©. 319 und Bd, XI ©. 222) den Eigenthumsvorbe⸗ 
halt als folchen, das heist nicht als bloße Dispofitions- 
befhränfung, neben dem Eintrage einer Hypothek für ven 
nämlichen Berechtigten wörtlich deßhalb für unmöglich, weil 
Niemand an eigener Sadye ein Pfanbreiht Gaben könne und 
das Beſtehen eines Pfandrechts für den Verkäufer vielmehr den 
Uebergang des Eigenthums anf ven Käufer beweist. 

Ingrofſirung eines Eigenthumsvorbehaltes neben Inta⸗ 
bulirung einer Hypothek und zwar beides zu Gunſten deſſelben 
Berechtigten, jei für die nämliche Forderung nach Goͤnner's 
Eoınmentar Bd. U S. 230*) nur in dem Sinne zuläfjig, daß 
ber Eigenthumsvorbehalt den Eigenthümer in. weiteren Ber 
pfänbungen ohne erholte Zuftimmung Deſſen, zu deifen Guns 
fen das: Eigenthum vorbehalten iſt, befehräntt, und nur dieſe 
Beſchraͤnkung geräth in feinen Widerſpruch mit der gleichzeitigen 
Eintragung einer Hypothek zu Gunften des nämlichen Berech⸗ 
tigten. -Der Eigenthumsvorbehalt im Sinne des bayerischen 
Hypothekengeſetzes weiche von der gemeinrechtlichen Auffaffung 
weſentlich ab, indem es mit ber Deffentlichkeit. des Hypotheken⸗ 
buches nicht harmoniren würde, dem Eigenthümer die Dispofis 
tion völlig zu hemmen, auch infomweit, als ‘ber Verfäufer hin⸗ 
fihtlich feines Kaufjchillings nicht gefährbet ift. Eben deßwegen 





*) Gönner war bei Ausarbeitung des Entwurfes zum Hyp.⸗Geſ. 


‚ vor der Anfiht ausgegangen, der Eigenthumsvorbehalt fei nunmehr ganz 


unnütz und blieb diefer Meinung; in dieſer Beziehung barf daher feinen 
Aus pruchen keineewegs has ihlun font gebührende Gewicht beigelegt werden. 
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koͤnne 88 auf bie gemeinrechtliche Streitfrage, ob der Eigen« 
thumsvorbehalt in feiner Weſenheit eine juspenfive oder rejolus 
tive Wirkung babe, hier gar nicht anlommen, wo nad) ben außs 
drücklichen Beitimmungen tes Hypothekengeſetzes ver Eigenthinnss 
vorbehalt als ſolcher mit dem Augenblicke ſeine rechtliche Bedeu⸗ 
tung verlor, als kraft des Geſetzes FF 5, 15, 187 der Berech⸗ 
tigte lediglich als Hypothekglaͤubiger gefichert zu werben verlangte, 
und nur als folder Sicherung zu verlangen befugt war. 

Eine ausdrückliche Beftimmung des Inhalts, oder auch nur 
des unbejtreitbaren Sinnes, daß der Eigenthumsvorbehalt ledig⸗ 
lich Hypothekenrechte mit ober ohne : gleichzeitige Dispofitions- 
beſchränkung gewähre, läßt fich indeß weder aus den angezoge: 
nen, noch aus irgend welchen andern Stellen des Hypotheken⸗ 
geſetzes finden. Der Entwurf dieſes Geſetzes enthielt allerdings 
nach den Worten in F 4, daß anf die Sache eines Dritten 
nur mit. deffen Bewilligung unb auf einer Sache, "worüber der 
Beſitzer zu verfügen nicht. befugt ift, nur mit Einwilligung ber 
Betheiligten eine Hypothek erlangt werben könne, den in.$ 5 
formulirten Vorſchlag, daß bei Eigenthumsvorbehalt des Vers 
fäufers zur Sicherung feines Kaufpreiſes bie Einwilligung des⸗ 
jelben: zur Hypothekbeftellung wicht: nöthig jet; allein dieſer Vor⸗ 
ihlag wurde gerade. aus dem Grunde abgelehnt und dem F 5 
bie enigegengejete Faffung gegeben, weil nad maßgebender 
Anfiht der Eigentbumsperbehalt mit jemen herkömmlichen 
Wirkungen auch unter- der Herrichaft des neuen Gefetzes unent⸗ 
behrlich ſchien; $ 15 gibt dem Berechtigten zwar die Befugniß, 
jih eine Hypothek eintragen zu laffen, befehräntt ihn aber nicht: 
auf diefe, und $ 137. findet ſich unter der Weberfchrift, was in 
zweiter Rubrik (Befittitel) einzutragen jei, ſpricht alfo gegen 
ben oberiten Gerichtährf. 

Der das ganze Hypothekengeſetz beherrfchenbe Grundſatz 
ber Offentlichkeit des Buches bedingte dabei natürlich die Be: 
ftimmung, daß jener Vorbehalt die ihm eigenthünlichen Wir- _ 
fungen nur dann äußert, wenn er im Buche eingetragen ift; 
als weitere Folge des beregten Grundſatzes jtellt ſich die For⸗ 
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derung in 6 45 unb 99 dar, bie Größe bes Anskandes am 
Preife, für welche. Eigenthbumsvorbehalt bejteht, unter den Hy⸗ 
pothelen vorzutragen, da das Buch außerdem ein referens sine 
rolato wäre, was ber Geſetzgeber zweifellos nicht beabfictigte, 
denn wenn bie Deffentlichleit des Hypothekenbuches bie ihm vom 
Geſetzgeber in Maren und unverfänglichen Worten ($ 25, 96) 
beigelegten Folgen . haben fol, jo muß.diefes auch Alles veut- 
lich und am? fich felbit erkennbar enthalten, was für bie Bes 
urtheilung der in Frage ſtehenden Verhältniſſe Maß gibt. 
Allein gerade bie Deffentlichleit des Buches ſoll nad, Ans 
nahme des angeführten Erkenntnifſes der völligen Beſchränkung 
bes Kigenthümers unvereinbar entgegenftehen, obwohl $ 4 ſelbft 
von Beſttzern fpricht, die zu Feiner Verfügung berechtigt find. 
Wenn, diefe Annahme richtig wäre, enthielte namentlich $ 73 
und 418 des Hypothekengeſetzes, welcher nad) Belanntmachung 
des gerichtlichen Belaſtungsverbotes in ber Sant nicht einmal 
Bormerbungen von Hypotheken gejtattet, mindeftens eine cbenfo 
große Verlegung befielben Grundſatzes. In ver That find aber 
beiderlei Beftimmungen vielmehr Ausfluß, als feindliche Gegen⸗ 
ſatze des mehrberegten Grundfaßes; ein ſolch unvereinbarer 
Gegenſatz beftände nur. banır, wenn eine dieſer Beſchränkungen 
in Anjehbung von unbewegliden und im Hypothekenbuche ein⸗ 
getragenen Saden für dinglich wirkſam erflärt würde, auch 
wenn fie ſelbſt nit im Hypothekenbuche eingetragen wäre. 
Daß indeß wirklich an eine im Gejeße felbit liegende 
Diskarmonie ernftlic geglaubt wird, erweist fich beifpielsweile 
daraus, daß der oherfte Gerichtähof mit Erkenntniß v. 1. Mai 
1866 (BU f. RA. Bo. XXXI S. 343, Zeitfgrift: des Anwalt: 
vereins Bd. VI.S. 252) ben vermeintlichen Widerſpruch zwi: 
ſchen $ 5 des Hypothekengeſetzes, wornach der Eigenthumsvor⸗ 
behalt feine volle Wirfung äußert, und SS 15, 99, 137, wor: 
nad er angeblich blos eine Hypothek begründet, durch bie 
Wahldefugniß des Berechtigten zu vermitteln juchte, weil man 
niet vermuthen bürfe, daß bei Unvereinbarkeit beider echte 
von dem Geſetzgeber eines gar nicht ober nur werkilmmert geges 


SO _ Der Eigenthermeoverbehalt. 

ben werben wollte. Verzichte der Verkaͤufer ausdrücklich auf 
Hypothek, jo gebe ihm der Vorbehalt bes Eigenthums alle Rechte, 
welche damit. nad) den Grundſätzen des allgemeinen Rechtes ver: 
bunden find; made er jebod feinen Hypothekenrechtstitel gel— 
tend, jo werde, da man eine Hypothel an eigener Sache nicht 
haben koͤnne, hierin ein Verzicht auf Geltendmachung des 
Eigenthums und. aljo auch bes damit in nothwendigem Zuſam⸗ 
menhalte ſtehenden Separationsrechtes zu erblicken fein. 

Rad) den Grundfätzen des ‚gemeinen Rechts. — . welches 
unbedingt anzınvenden fei, wenn überhaupt keine Hypothek ein- 
getragen ijt, weil das Hypothengeſetz nur Borforge trifft, joferne 
Hypotheken in Frage fommen — fünne es feinen Zweifel er: 
leiden, daß der Verkäufer, welcher fich das Eigenthum vorbehal⸗ 
ten, ein Vorrecht fiir den rückſtändigen KDaufpreis beanfpruchen 
darf; wenn berfelbe, ftatt die Zwangsverſteigerung  auzufechten, 
biefelbe genehmigt und jich damit begnügt, feine Rechte :anf ven 
Erlös zur Geltung zu bringen, fo habe jedenfalls der Gläubi⸗ 
ger, welcher die Verſteigerung veranlaßte, weder rechtliches 
no faktiſches Intereſſe, ſich zu beſchweren. Der Erlös ber 
Verſteigerung iſt als Eigenthum des Verkäufers zu betrach— 
ten, ſo weit er ihn zur Deckung des N in. Anſpruch 
nimmt. 

- .. Die im gegebenen Falle geſtellte — if in ber 
Hauptſache richtig entichieden, die Begründung des — ent⸗ 
hält jebod, verſchiedene Irrthümer, nämlich 

u nur wenn der Veräußerer auf Hypothek ‚verzichtet, ſtehe 
ihm. der Eigenthumsvorbehalt als folder zu Gebot. Mit 
biefem Satze feheint die Wahlbefugniß nur bei der Begräit- 
bung, nicht auch bei der Verfolgung des Rechtes an⸗ 
erkannt, wogegen bie ſinngemaͤße Anwendung ber Grund⸗ 

ſätze über Rechtsverwirkung ganz entſchieden ſtreitet, denn 

der eingetretene Fall ber Rechtoverwirkung laͤßt nad) be⸗ 
kannten Rechten dem Berechtigten immer noch die Wahl, 

ob er. als Glaͤubiger, oder als Eigentümer auftreten: will; 
der Gigenthumsvorbehalt gewährt in. Verbindung mit ber 
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Hypothek im einen, wie im andern Falle eine ding- 


liche Klage, letztere iſt indeß anch beim Vorbehalt der . 


Rechtsverwirkung nicht ſchon begriffemäßig, fondern nur 


thatfächlich in fehr vielen Fällen, da der Berechtigte nicht 


als Eigenthümer klagt, ausgeſchloſſen. 


2) Weunn der Eigenthumsvorbehalt beſtehe, laſte die Hypothel 


gegen $ 1 des Hyp.“Geſ. auf der eigenen Sache des Be⸗ 
rechtigten. Dieje Annahme wäre nur richtig, wenn der 
Borbehalt ausdrücklich |uspen fin gefabt wäre, denn bei 
der rejolutiven umd im Zweifel zu vermuthenden 
Eigenſchaft geht das Eigenthum — wenn auch unter 
Umſtänden widerruflich — auf ven Erwerber über; bei 
einem ausdrücklich Iusgenfiv gefakten Eigenthumsvorbehalte 


füge dagegen, ſelbſt wenn die Limfchreibung im Hypotheken⸗ 


buche beantragt und vom Deräußerer bemilligt würbe, 
feine den Uebergang des Eigentums nachweiſende, fohin 
auh nach F 140 des Hyp.⸗Geſ. Teine die Umſchreibung 
und den Eintrag einer Hypothek veranlafiende Urkunde vor. 
% U. Seuffert beuierkte bereits zu dem oberjtrichterlichen 


Erkenntniſſe vom 15. Januar 1853 in den DB. f. RA. Bo. 
XVIII ©, 154 Not. 2, wenn ber Eigenthumsporbehalt mit der 
Bedeutung verabredet wurbe, das Eigenthum jolle, falls die bes 
dungene Zahlungszeit nicht eingehalten wird, oder der Käufer 
vor vollſtändiger Zahlung in Eoncurs fällt, an den Verkäufer 
zurückfallen, jo fei eine Rejolutiobedingung vorhanden, welche in 
biefer Eigenjchaft in die zweite Rubrik einzutragen fei und zus 
folge dieſes Eintrages die ihrer Natur gemäße Wirkung habe. 
Man muß indeß nach all dem bereits Borgetvagenen entjchieben 
weiter gehen und gerade als Grundjäge aufftellen: 

1) der Eigenthumsporbehalt ijt im Zweifel überhaupt, ins» 


bejondere aber, wenn er in. Berbindung mit einer Hypo⸗ 
thek auftritt, al8 Reſolutivbedingung aufzufaffen ; 


2) wert derjelbe — wie auch das Geſetz vorichreist — in 


zweiter Rubrik des Hypothekenbuches eingetragen iſt, 
begründet er das dingliche Recht des Rückfalls bes 


’ 
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Eigenthums, nit blos das perfönlihe der Rüderwer: 
‚bung, fomit- auf das Separationsredit nah $ 2 der 

Prioritätsordnung vom 1. Juni 1822*); 

3) der Im Hypothekenbuche nicht eingetragene Vorbehalt gibt 
regelmäßig lediglich ein perfönliches Klagerecht, ausnahms⸗ 
weiſe aber cin dingliches, wenn die Sache ſelbſt im Hy: 
pothekenbuche nicht eingetragen ift oder (z. B. weil fie 
beweglich ift) gar nicht eingetragen werden kann. 

Diefen Säben folgt die Rechtsanwendung gezeigtermaßen 
nicht unbedingt und ebenfo wenig ber Entwurf eines bürger- 
lichen Gefeßbuches für Bayern; Ietterer erklärt zwar in Theil II 
Buch I Art. 370—373 den Kigenthumsvorbehalt — wie na⸗ 
mentlih in ven Motiven S. 144 hervorgehoben wird — „ber 
vorherrihenden Rechtsanfiht und dem practifchen Bedürfniſſe 
entjprehend, nicht als Suspenfion des Eigenthumsüberganges 
bis zur Erfüllung der Verpflichtungen des Käufers”, er wirkt 
aber hienach als Reſolutivbedingung nicht fo abfolut wie ber 
Borbehalt der Rechtsverwirkung, fondern der Zweck der Siche—⸗ 
rung des Guthabens des Verkäufers ſoll die Grenzlinie beftim- 
men, innerhalb weldjer das vorbchaftene Recht geltend ges 
macht werden Tann. Der Vorbehalt wirkt demnach zumörderft 
einem Pfandrechte gleich durch die Gewährung der Befugniß, 
die Verfteigerung der Sache inı Wege der Hulfsvollftredung zu vers 
langen. Der höhere oder mindere Erlös geht auf Rechnung 
bes Schuldners; wird aber weniger erlöst als die Forderung 
bes Verkäufers beträgt, jo kann diefer die Nüdibertragung ber 
Sache verlangen. Ein folcher Vorbehalt macht fih nah dem 
Entwurfe insbejondere im Santverfahren den Gläubigern gegen- 
über als Scyarationsrecht geltend; hierin weicht der Entwurf 
ab von der gejchilderten Auslegung des Hypothekengeſetzes 3, _ 
45, 137 (Anftruction vom 13. März 1823 924), welche jenem 


*) 62 enthält den allgemeinen Grundſatz und $ 3 nur exempli⸗ 
ficative Anwendung (BL. f. RU. Bd. IX ©. 75); das Fehlen in $ 3 be: 
weist alfo für fi allein weber für noch gegen. 











Ä Bogen.  . oe⸗ 
Vorbehalte nur die Wirkung eines Hypothektitels und ver Noth⸗ 
wenbigfeit ber Einwilligung des Verkäufers zur Veftellung nach⸗ 
folgender Hyyotheken augeftcht, was der Intention des Vorbe- 
halts nicht entfpricht. Dieſer hat vielmehr „feiner mejentlichen 
Wirkung nah die Eigenſchaft einer qualificitten Pfandbeitels 
fung. Da indeß aus Nücficht auf den in jeder Beziehung zu - 
erleichteruden Verkehr mit Mobilien die Beftellung einer Hypo: 
thek an ſolchen anegejchloffen ift, die Erſtreckung des erwähnten 
Borbehaltes auf Mobilien aber hinfichtlich der Folgen in der 
That eine folche Hypothek darſtellen würde, wurde fie in Art. 373 
ausbrüclich verworfen”. 


Notizen. 


Der notariell erklärte Verzicht eines Grundeigenthümers 
auf Nangeinraumung nad) $ 84 des Hypothekengeſetzes hatte 
nach der „Zeitfchrift des Anwaltvereines” Bd. VI S. 336 nach⸗ 
ftehende Tandgerichtliche Verfügung zur Folge: 

„In Sachen — — — wird nach Art. 15, 143 des Not.» 
Gef. der kgl. Here Notar A. in eine Ordnungsſtrafe von 5 fl. 
genommen, da derjelbe fortjährt, troß äfterer münblicher und 
Ihriftliher Aufforderung und Androhung und Beauftragung, 
ben $ 84 des Hypothekengeſetzes nicht zu beachten, biefem einen 
eigenen Gefchesparagraphen zu ubftituiren und ihn auf jede 
erbenkliche Weife durchzuführen, jo daß der $ 84 gejtrichen 
werben Tönnte, ferner dem Hypothekenbeamten ven Vollzug des 
Hypothelengefeges nur zu erschweren, ftatt zu erleichtern, ja 
jogar durch feine Manipulation einer Haftung auszuſetzen, ſelbſt 
wenn die Parteien folche kennen und beantragen follten. Bon 
Nechtswegen“. | | 


Der Landesausſchuß bes Herzogthums Salzburg hat mit 
Denkſchrift vom 13. November 1866, veranlaßt durch den von 


- 868 Dienſtes nachrichten. 


dem · Poſtmeiſter und Bürgermeiſter Anton Embacher in Taxen⸗ 
bach geſtellten Antrag auf Aufhebung des ohnehin kranken No⸗ 
tariats, welcher von Herrn Notar Dr. Franz Albinger in Zell 
am See mit Geſchick uud Fener befämpft wurde, die Aufhebung 
bes Notariats grundjäglich für winjchenswerth erklärt, fich je 
boch wegen der hiedurch eutftehenden unverkfennbaren Schwierig: 
feiten vorerft auf den Antrag bejchränft, der Lanbtag wolle 
‘einen Ausſchuß zur eingehenden Prüfung biejer Angelegenheit 
niederjeben und denſelben anweijen, feine bießfälligen Anträge 
dem Landtage zur Beſchlußfaſſung vorzulegen. 


' 





Zum Rechtsbeſtande eines Vertrages, in welchem Auftrag 
zum Ankaufe des unbeweglichen Gutes eines Dritten für den 
Auftraggeber ertheilt und angenommen wird, bedarf es nach 
einen obderftrichterlichen Erfenntuiffe vom 28. April 1866 (BI. 
f. RA. Bd. XXXI. ©. 384) feiner notariellen Beurkundung; 
dagegen unterliegen Verträge, durch welche das Eigenthun an 
Immobilien übertragen werden fol, auch dann ber Vorſchriſt 
des Not. Geſ. Art. 14, wenn ihnen der Name eines andern 
Vertrages gegeben iſt (Erkenntniß des oberften Gerichtshofes 
vom 4. Mai 1866 in DL f. RA. Bd. XXX ©. 381). 


Am 15. December 1866 wurde in Defterreich das Geſetz 
fanctionirt, welches mit 1. Januar 1867 die bisherigen — 


geſetze aufhebt. 


VDienſtesnachrichten. 
Am 15. November 1866 ſtarb der k. Notar Sofeph 
Schranf in Hengersberg. 
Am 20. desjelben Monats wurde der k. Notar Friedrich 
Bartels von Göllheim nah Homburg und der k. Notar Ludwig 
Saffert in Kaiferslautern nad) Lauterecken (beide auf Br 
verjeßt. | 


eilſchriſt 


"Air 


das Notariat 


und 


die freiwillige Berichtsbaiheit 
Banern diesfeits * jenſeils des Rheins. 


Unter Mitwirkung der Notare Hofratb Franz v. Seybols in 
Münden, Frichrich Bolza in Herxheim u. A. 
herausgegeben von 


Adnard Graf, 


Nosariatägepilfen in Münden, Herrenſtraße Rro. 2/ III. 
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Franzoſiſches notariat 


Am Anſchluſſe an die oberftrichterlichen‘ Erkenntniſſe vom 
24. Mai, 11. Juni und 3. November 1866 (oben S. 172 u. 
337), welche indeß nicht „wegen Verfehlüng eines Notars gegen 
Art. 10 Ziff. 6 m. Art. 47 Ziff. 1 des Notariatsgeſetzes“ — 
wie fich die Miniſterialentſchließung vom 11. Nov. 1866 (Juſt.⸗ 
M.Bl. S. 337) ausdruͤckt — ergingen, mag es geftattet ſein, 
ans ber franzöftichen Notariatszeitung Nr. 2068 vom 2. Junt 
41866 nach der Zeitfchrift für das Sfterreichifche Notariat S. 121 
einen Aufſatz ähnlichen Gedankenganges wiederzugeben. 

Es wird dort die Thatfache angeführt, daß nad ſtatiſti⸗ 
ſchen Auswelfen feit mehreren Jahren die Zahl der aufgenom⸗ 
menen Notariatsacte abnimmt, und zwar ausſchließlich nur in 
den Bezirken mit vein Ländficher Bevolkerung. Die Urfache bier 
24 


so VDeamfiſchei Wobei 


fer Erfeinung liege darin daß die Gapktalien, angezogen burd) 
die mit allen Mitteln der Deffentlichkeit geförderte Speculation, . 
fih von dem Heinen Grundeigenthum abwenden, und die Ans 
Sage in den großen fihanzielfen und induſtriellen Unternehmun: 
gen oder In auslänbifchen Staatganlehen fuchen, bie ihnen be= 
deutende Infereffen und Dividenden oder: einen. hohen- Lotterie- 
Gewinn In Ansficht Stellen. Bas Rotarlat der Landbezirke fei 
aber vorzüglich anf den Verkehr in dem Heinen Grundbefiße 
angewieſen; wird hierin weniger verfauft und gefauft, werben 
hierauf weniger Darlehen gegeben, fo verliert e8 an Gegenftän: 
ben feier. Thätigleit._ Einige Notare meinen, darin ein Gegen⸗ 
mittel zu finden, daß fie beantragen, dasg Anftitut durch Aus- 
behnung jeines Wirkungskreifes auf die Ideen und Bebürfniffe 
der Jetztzeit mit demſelben im Einklang zu fehen. Sie jagen, 
die Capitalien meiden die Hypothek, weil fie fich nicht auf zu 
fange Zeit binden wollen; allein fie würden fich auch eine kurze 
Berfallzeit bei dem Fleinen Grundbefiger und fefbft bei dem Pächter 
gefallen laſſen, welcher ihnen Binreichende Sicherhett feiner Zah: 
lungsfähigkeit gibt. Diein Städten mohnenden Sapitalijten und die 
Landbedaner toren fith aber gegenfetttg nicht und ſind daher außer 
Stande, ihre Wünfche und Bebürfniffe einander zur Kenntniß 
zu bringen. Um die Beziehungen zwischen ihnen zu vermitteln, 
it .eine Zwiſchenpexſon unerläßlich, die das alljeitige Vertrauen 
genießt. Diejelbe könnte von dieſer Vermittlung allein nicht 
feben, fie müßte noch einen anderen Beruf haben; es erſchiene 
der Notar als die geeignetjte Perfönlichkeit. Er lebt in ber. 
Mitte der Landleute, kennt fie, ihre Gewohnheiten und Bebürf- 

niſſe; — am beſten ben Grad ber DVertrauenswärdigfeit 
beurthei n, den jeder einzelne Darlehensſucher verdient. Er hat 
aber auch vielfache Beziehungen zu den Capitalsbeſitzern der 
naͤchſten Stadt, und könnte daher ohne große Koſten die Circu—⸗ 
lation des Geldes in feinem Bezirke zu ben moͤglichſt vortheil- 
hafteſten Bedingniſſen für die Geldbeduͤrftigen vermitteln. Man 
beklage ſich mit Recht über ben brüdenben Wucher, unter dem 
der — leidet; dieß Uebel wird ſchwinden, wenn ber 


deaneſiſcheo Rotatim. [mn 
Darleiher und ber Entlehner nur durch eine achtbare und vers 
trauenswürbige WMittelsperfon ihre Gefchäfte abſchließen. Man 
juht immer nach Mitteln zur Förderung des, länblichen Credits; 
man Tünne aber diefen Zweck nicht durch große. Befellfchaften 
erreichen, da biefe'niemals unter der ländlichen Bevolkerung 
ihren Sit auffchlagen innen; der Notar fei durch feine Stel⸗ 
lung, jeine yerjönlihen Bekanutſchaften, feine Thätigkeit — Die 
natürliche. Zwißchenperjon, durch die fich der Linbliche Perſonual⸗ 
crebit bilden und entwickeln Tann. 


Der bezogene Aufſatz ‚des franzöſiſchen Standesblattes 


äußert ſich über dieſe Vorſchläge folgendermaßen: 
Bir anerkennen, daß dieſe neue Richtung, in die man das 
Notariat führen möchte, bemfelben unzweifelhaft pecunläre Vor⸗ 


theile bringen und auch dem Bedüurfniſſe bes Berkehrs entſprechen 


würde; allein um dieſen Zweck zu erreichen, müßten die Beſtim⸗ 
mungen bed Art. 12 der Berordnung vom 4. Jaͤnner 1843 auf- 
gehoben werben, welche dem Notar verbieten, ih mit Boͤrſen⸗ 
\peenlationen, Handels⸗ Banks, Escomptes ober Wäflergefchäften 
abzugeben; ebenjo jene Normen, welche ihnen umterfagen, fich 
unter was immer für einem Titel als Burgen oder haftend für 
jene Gelpgeichäfte, die unter ihrer Intervention abgeichlofien 
werben, zu erklären; denn die obvorgeſchlagene Neuerung würde 
nothwendig die Folge haben, daß bie Capitaliſten bie Haftung 


der vermittelnden Rotare verlangen wüxben, bevor fie ihr Geld 


für einen ihnen unbelannten Entleimer zus Berfüigung Stellen, 


Eine folhe Abweichung von ven. Grundfähen des jetzigen Nota⸗ 


riats iſt aber auch wicht möglich, da fie gegen den Charakter 
des. Inſtitutes fireiten unb daher deſſen Weſenheit verlegen 


würbe.. In eier früheren: Zeit waren: freuvillige: und ſtreitige 
Gerichtsbarkeit ie denſelben Organen vereinigt; jetzt aber find; 
beibe Functionen getrennt, und ber Notar. ift der dffenfliche 


Beamte ver. Gericyiebarkeit außer Streitſachen. Der Motiven⸗ 
bericht zur Orbomnanz vom 4. Jänner 1843 ſpricht aus, daß 


fih das Notariat immer. eines großen Anſehens erfreute; daß 


Gehe vom Ventöfe des Jahrs XI anerbanute durch bie Werleis 
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N Frangbfkichen Notariat. 


hung des Titels: eine ‚öffentlichen Würbenträgers die Wichtig⸗ 


keit vieſes Amtes. Das Vertvanen, welches das Notariat ge: 


nießen muß, hat ihm die exhabene Stellung gegeben; dasſelbe 


if aber nicht am einzelne Amtshandlungen geknüpftz fin Wire 
kungekteis erſtneckt ich: anf . alle „michtigen. Ereignifle bes. Fa⸗ 
milienleben®, auf/ alfe Geihäfte und. freimilligen Vermögens: 
übertragungen; es full die wirhtigften MWillenserffärungen beur⸗ 
kunden, ‚biei..merthunditen Rechte. ſicherſtellen und vollziehbar 
machen; die Notare üben eine. Art. Magiftratur .aus,: welche bie 
Ruhe‘ De8.: Bon a N: die. Daabbabung ber öffentlichen 
Sicherheit kräftigſt ſtützt. 

Am ſich auf — ihm vom Gefege — 
Sellung zu behaupten; um die Pflichten des ihm uͤbertragenen 
Amtes würdig zu erfüllen, darf das Notariat nicht die Achtung 
und das Vertrauen der Bevoͤlkerung in Frage ſtellen Laffen. 
Es Hat. das ausſchließliche Vorrecht, mit voller Glaubwürdigkeit 
bie wichtigſten Thatſachen und Geſchäfte zu beurkunden, welche 


‚die danernde Grundlage, der ſocialen Intereſſen ſind. Ein Cir— 


cular des Großſiegelbewahrers vom :B; Februar 1640 ſprach es 
deutlich aus, daß dieß erhabene einſſußreiche Amt unvereinbar 
jet mit deu raſchen und. gefährlichen: Handelsgeſchäften. Jede 
Beſchäftigung, für fi :wırh. geſetzlich betrieben; verbient. hohe 
Achtung, abet die Vexeinigung felcher Befthäftigungen, die. nicht 
zuſammen paſſen, ſchädigt wie Würde und bringt beiben Nach⸗ 
theiL "Wenn. daher die Oedonnanz vom:A. Jänner 1843 noch 
nicht .Deftande, jo. müßte man fie veranlaſſen. In der Jetztzeit 


geht meht alsıin: fräherm Zeiten das Streben der Menſchen 


dehin, iſich ſchnell zu bereichern, eine anſtrengende Arbeit, Die 
us’ laugſam zu Erſparniſſen fuͤhrt, zu vermeiden, und ſich in 


gewagte Sperulationen zu ſtürzen, bie leider in der Mehrzahl 


der Falle zunbitteren.. Enttaͤufchungen führen, Bein fi das 
Notariat Tich, tm dieſen, für: daſsfelbe nicht paffenben Wirbel bes 


geſchaͤftlicher Lebens wirft; Iäuft ed Gefahr, jeine Stellung zu. 

verlieren; es mwärbe nicht: mehr formen. Uriprunge und feiner - 

bisherigen: Entwicklung treu blelben, es würbe den ibm gebihr- 
El. 
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zenben und ‚von Ihm biaher 'beieffenen Einfluß: auf die Bevöl⸗ 
terung aufgeben. Der Notar kann - fich ferne: Mentel nur er⸗ 
halten, wenn er den: Traditionen des Stanbasıtrew bleibt, aub 
‚mit der Weisheit eines. Mugen Familiewaters 1" en ver 
Grenzen jeines Berufes haͤlt. 

"Der franzöfifche Notar iſt nad) ‚ver! RE ſeſchafta⸗ 
führung häufig der Verwahrer“ brrrächtlicher; Summen. Die 
auf Hypotheken dargeliehenen Beträge: werden dem Entlehuer 
erſt nach Erfüllung gewiſſer Förmlichkeiten zugezählt, die eine 
längere oder kürzere Zeit in Anſpruch winmt; währensdieſer 
Zeit bleiben fie in der Geſchäftsſtube des Notars deponirt. 
Ehen dasjelbe gefchieht mit dem Kauffchilling einer unbeweg— 
lichen Sache, welcher dem Verkäufer. et nad) vollzogener büchers 
licher Entlaftung ber Realität zugezahit zu werden pflegt. Wenn 
ſich der Notar mit Geldoperationen beſchäftigt, die nicht zu ſei— 
nem Amte gehören; wenn er feineilintevichrift unter’ ſolche Ge⸗ 
ſchäfte jest, deren Tragweite und Haftuugsveranwortlichkeit ſich 
im Voraus nichtbeſtinimen läßt, jo wird das Publikum ihm 
wicht mehr das Bertrauen bei Webergabe von: Depsfiten entgegen⸗ 
bringen, weil ed wicht :mehr dir Gewißheit “hat, daß biefelben 
bei ihm gejichert feien,: und daß er; nicht etwa in Folge unvor- 
bergefehener Ereignifje, die bei Handelsgeſchaäften immer eintre: 
ten konnen, genöthigt jein werde, fträflicher Weiſe Hand an bie 
ihm anvertrauten Gelber..zu legen. Wenn ein Notar bei fol: 
dyen Geldgeichäften ach die größte und möglichjte Vorſicht an⸗ 
wendet, fo kann er niemals ficher jein, ob ex nicht in die Neth: 
wendigkeit gedrängt werben kann, hiebei fe’ beträchtliche‘ Verluſte 
zu erleiden, daß nicht bloß fein 'einenes Vernebgen, ſondern auch 
dag feiner Parteien gefährbet. werden kann; er könnte in eine 
verhaͤngnißvolle abſchüſſige Richtung gelangen, vie ihn weiter 
abwaͤrts führte, als er anfangs beabfichtigte,.und ihn in bie 
Unmöglichleit verſetzen konnte, ein: rebliher Mann zu bleiben. 
..Und ſelbſt inn dem Falle, werm er. nur glückliche Seichäfte 
maden koͤnnte, würben wir niemals ihm wathen; dieſen: Weg zu 
‚betreten, weil die Handelsgeſchaͤfte immer eine. ſolche Thaͤtig dert 


auꝝ. | eßammieform. 

verlangen, der cr ſerne bleiben Toll, da fie zu ſehr von jenem 
eigentlichen Amte verjdyieden. find. Zwiſchen ver ruhig überle- 
gembess Amtstbätigkeit bes. Notars. bei Aufnahme der Acte und 
zwiſchen der. oft. fieberhaft raſchen und aufregenden Beweglichkeit 
bes Handelsverkehrs beiteht eine Verſchiedenheit, bie beide un⸗ 
vereinbar erſcheinen laͤßt, denn der durch Gelpgefchäfte in Ans 
ſpruch genommene Notar vermag nicht mehr ſeinem Amte jene 
Ruhe und Sorgfalt zu widmen, die für daſſelbe unerläßlich iſt; 
er koͤnnte leicht wegen mangelnder Aufmerkſamkeit in — | 

— ——— MR 


Ceſtamentsform. 
(S. 297 dieſer Zeitſchrift.) 


4) Es iſt behauptet worden, daß, da das Teſtament des 
Blinden und des Analphabeten dieſen Perſonen vorgeleſen wer⸗ 
den müſſe, weil außerdem dem letzten Willen bie Sicherheit fehle, 
ohne welche kein Teſtament beitehen Tänne, deren Teftirfähigfeit 
in Frage komme, das Eivilrecht ſei durch das Ericheinen bes 
Notariatsgefeges nicht abgeänbert worben, der Blinde, wie ber 
Analphabet, Tonne daher nicht nach Art. 61 verjchlofien teftiren. 

Es ift zu beweifen, daß das Civilrecht hier gar nicht ein- 
ſchlägt, m. a. W., daß es ſich bier niemals um bie Fähigkeit 
zu teftiven, jondern vielmehr um die Faͤhigkeit der Wahl zu te 
fliven handelt im alten wie im neuen Recht, fobann daß im 
neuen Recht die Blinden, Tauben, Stummen, Taubſtummen, 
Analpbabeten. wahkfähig zu tejtiren geworben ſind. 

In dem obigen Sabe ftellen fih 3 Begriffe dar: 1. Bor: 
leſen, 2. Teſtament der Blinden: und Analphabeten, 3. Sicher: 
Beit.. Das Borlefen ift das Mittel, das Teftament der Gegen- 
- Stand, die Sicherheit der Zwei. Daß das Borlefen (1.) fein 
civilrechtlicher, ja nicht. einmal ein rein notarieller Begriff ift, 
iſt unfchwer darzuthun, einstweilen wird ‘hier behauptet, Vorleſen 
jet bein civilrechtliches Moment, was faft kaum wiberfprochen 











Leſtamenlsfoti. Fic 
werden dürfte. Das Teſtament bes Blinden unb Analphabeten 
(2) als Gegenſtand bes Vorleſens kommt hier juriſtiſch gar 
nicht einmal in Betracht, logiſch, chronologiſch iſt es das Sub— 
ſtrat, das dem Vorleſer der Form wegen geſchäftlich jetzt zu un⸗ 
terbreitende, der Zeit nach als Materie Kängft in ſich vollendete 
Objekt. Denn das Teftament als jus civile iſt ja ſchon fertig; 
wäre ber Blinde, der Anakphabet, vote Behauptet wird, nicht tes 
ftirfähig, ſo Tönnte er von vornherein nicht didponiren, daB fer- 
tige Teftament ift von dem Blinden und Analphabeten durch 
Hilfe eines unbekannten Dritten gefchrieben: und das Schrift- 
jtüc von dem Blinden und Analphabeten zu dem princeps ober 
feinem Stellvertreter (Obrigkeit) : hingetragen worben mit dem 
Anſuchen und zu dem Zwecke, es ihin nun vorzulefen, ber Iden⸗ 
tität des Gegenſtandes halber, weil ſie beide es nicht ſchreiben 
und leſen konnten. — Sicherheit, Rechtsſicherheit, der 3. Begriff, 
iſt die publioa Ades, das Synonim für Notariat (S. 208 die⸗ 
ſer Zeitſchrift). 4: 2. 3. nirgends tft ein Cwilrecht, 1. und 3. 
Notariatsrecht, 2. Civilrecht, aber in paſſiver Wirkung. 

Es bleibt nur noch die ———— des Begriffes Bor: 
leſen 1) übrig * 


*) Geſchichte. Das Vorleſen bildete ſchon zu Juſtinians Zeiten einen 
weſentlichen Theil des compfere und absolverp jeder Urkunde bes, 
tabellio, die Notariataurkunde wurde den Parteien vorgelefen und 
jalls fie den Inhalt genehmigten, von ihnen mit dem Notar unter: 
fchrieben, 

Oeſterley, deutjches Notariat Bd. I S. 34. 297. 

Die zu Juſtinians Zeiten bis ind 14. Jahrhundert übliche For⸗ 
mel post tradita complevi et absolvi wechſelte bei Gebrauch der Zeu⸗ 
gen (Teſtamente) ab mit post roborata, post roborationem testium , 
complevi et absolvi, | 

Defterleg I. c. ©. 306. 308. . 

Auch bei dem gerichtlichen Protecolle bildete das vorgängige Bor: 
leſen und die Genehmigung des Inhaltes ſammt Unterſchrift einen 
Theil der innern Form und ein weſentliches Erforderniß deſſen 
Glaubwürdigkeit, 


EB | | Tetamentelerm. 


Das Vorleſen iſt ein Alt, eine Leiſtung des Notars be 
hufs Erlangung det Antwort, der Genehmigung, ber ratihabitio 
ber roboratio des Tejtaments, der Complirung und Abjoloirung 
zum. Zwecke der Rechtsficherheit, publica ſides. 

Diefer Vorgang (prooessus) ijt eine Törmlichkeit, bie 
Erfüllung procefjualer ‚Vorfchriften,. eine active Verpflichtung 
derſelben für den Notar, eine paſſive für ven teftirfähigen Blin- 
den und Analphabeten (S. 299 Anm. 1 1 c), der Notar haf- 
. tet disciplinär dem Staate, cinilvechtlich dem Zeftator und jeinem 
Rechtsnachfolger für die Nichtigkeit der Beobachtung aller rn 
lichkeiten. “ 
Defterley, 1. ©. Bo. Il S. 285. 

Alle Förmlichfeiten, Eingang und Schluß aller Notariat: 
urkunden, gehören. dem jus publicum an, man kann auf bag 
Vorleſen 3. B. nicht verzichten, 1. 38. D. 2. 14 jus ‚publicum 
privatorum pactis mutari non potest, fie find Sache des Notars, 
wie das jus civile, die dispositis, die lex contractus Sache der 
Barteien. - 

Oeſterley, Bd. II ©: 77. 327. Ziff. 10. 

it hiemit bewiejen, daß die Form als Summe ber Firm: 

lichkeiten nicht in das Civilrecht einjchlagen Tann, jo folgt bier: 


‚aus, daß der Gefeßgeber bei Erlaſſung feines Notariatsgefeßes 


v. 10. Novbr. 1861 nicht gebunden war, weder an die alten 
Trotariatsbeftimmungen, deren Aufhebung Zweck des Not.Gef. 
war, noch viel weniger an das Eivilvecht, welches fie bis zu 


Puchta, Handbuch des gerichtlihen Verfahrens ꝛc. Bd. 15. 
342 — 348. 

Die Genehmigung ift hier nichts als bie Antwort auf die Frage, bie 

im Vorleſen liegt, das bayerifche Notariatsgefeß bat fie mıt echt 
als oberflächlich bei Seite gelaſſen, die barauf folgende Anterſchrift 
(Nrt. 67 Abf. 2) drüdt die Genehmigung des Vorgelefenen bildlich) 
wie rechtsthatfählih aus. Wer tefliren kann und der Blinde und 
der Analphabet haben in ihrem Auffat bereits teftirt, Tarın auch ges 
nehmigen, die Genehmigung liegt in der allgemeinen Rechtefähigkeit, 
welde fie genießen (S. 302 diefer Zeitichrift). 
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ven Tage aufgenommen hatte, weil ein eigenes Not. Geſ. noch 
nicht beſtand; derſelbe hat jetzt den Blinden und Analphabeben 
verſchloſſen, den Tauben, Stummen, Taubſtummen mündlich 
und umgewendet nach ihrer freien Wahl teſtiren laſſen, die in 
dem bisher gemeinſchaftlichen Civilrecht Seuffert'ſcher Definition 
enthaltenen, gegentheiligen Formen ſind — S. 297 
dieſer Zeitſchrift). 

Die Rechtsſicherheit erſcheint gewahrt durch den | in einan- 
der greifenden Apparat: der Foͤrmlichkeiten der Art. 57. 58. 59. 
69. 60. 61, durch die obrigfeitlihe Stellung bes Teftaments: 
verfahrens, welcher im Zweifel an ber Willensfveiheit jener Pers 
jonen (Betrug, Zwang, Furcht 2c.) die Wahl der Form von 
Amtswegen verbietet, endlich durch tie allgemein fortgefchrittene 
Bildung, welche fih auch ihrer bemächtigt hat. Gerade in bier 
jew Freiheit der Wahl liegt der Vorzug und ber Reiz des baye—⸗ 
riſchen Geſetzes vor den übrigen Notariatsgejepen. 

2) Es iſt ferner behauptet worden, daß das Notariatsgeſetz 
ũber das Civilrecht hinweggegangen fei, nur ſei wegen der Ge⸗ 
ſetzesworte „mündlich“ und „vorlefen“ des Art. 60 Ziff. 1 u. 
3 der Taube, Stumme, Taubftunme befchranft auf das vers 
ſchloſſene Teſtament des Art. 61. 

Das Wort mündlich ſcheint überflüflig, wenigftens blos 
farbloſe Schattirung zu fein, es iſt eher enuntiative, nicht ve 
jtriftive, fignificative zu leſen. Eventuell läßt es ſich auflöfen 
in den Begriff „mit dem Mund, duch den Mund“, gefehlich 
einerlet entweder des Beteiligten in eigener Perſon jelbit oder 
nah Vorſchrift der Art. 57. 58.59 durch bein Munb einer 
britten vertrauten Perſon und deren SZeichenfprache, immer aber 
iſt dad mündlich erklärte Tejtament des Art. 60 Gegenſatz des 
verichigfjenen (Art. 61), folglich jenes das unverſchloſſen er⸗ 
Härte, 

Hinſichtlich des Zeitworts „vorlefen”, jo tft im Allgemei- 
nen dem bayerischen Geſetze gleichgiltig, von welcher Berjon bie 
Handlung des Vorleſens vorgenommen wird, Art. 66, ja es iſt 
dem Geſetze gleichgiltig, . 06 nur Zeugen beim Vorleſen ober 


878 Zeftanentsform. 

Setbftlefen zugegen find, Art. 56 Abi. 2. Die erfte Ausnahme 
Nichtigkeit) ift in Art. 57—61 inel. gegeben, die Zeugen mül- 
jen bei der ganzen Verhandlung zugegen fein, aber vorlefen darf 
boch, wer will. Die zweite Ausnahme (Richtigdeit) wird bei 
bein Teſtamente Art. 60 Ziff. 3 gemacht, Hier Hinfihtlih ver 
Werjon’ des Vorleſers, der Notar hat die Urſchrift der Vers 
‚ handlung ſelbſt vorzulefen. Der Notar jelbft, Er und fein 
Anderer. Hierauf liegt der Nachdruck, nicht auf dem Worte 
„vorleſen“, obgleich auch diejes von Hoher Bedeutung. Der 
Grund ift ein geſchichtlicher, er Liegt im römischen Mechte ver⸗ 
dorgen, verläuft ſpurlos im gemeinen dentſchen ‚Notariatsrecht 
(Defterley, Bd. I ©. 544 Anm. Ziff. 21). und taucht nem 
wieder auf in ver Ziff. 3 des Art. 60, Das römifche echt 
in der Unterabtheilung bes Teſtaments bed Blinden. L 8 Cod. 
6. 22 beſagt, tabularius reoitabit testatori simw et testibus 
chartulam susceptam, der Notar ſelbſt hat das Teſtament vore 
zulefen, der Notar und fein Anderer bat auf biefolbe. Weiſe 
vielen Willen durch den Mund derſelben Perſon und durch ihre 
Zeichenſprache an den Stummen ac. zurückzuleſen, wie ver Wille 
des Stummen dur den Mund der PVertrauensperion heraus: 
gelefen worden ift, nämlich durch Erklärung, notarius reoitabit 
(oorlefen, erflären, recitiren, reoitando debattiven, nicht bios 
legere, praelegere, ablefen Art. 66), ut, ubi tenor corum, 
cunotis :iunotuerit, elogium suum ipse proßltealur agnoscere 
et ex animi sui, quae lecta sunt (legere als Bruchtheil bes 
reoitare) disposuisse sententia, eine ratio legis, weldhe mehr 
für den Nichthärenden, Nichtfprechenden einer Handlung geges 
ben zu fein feheint, als für den en oder Leſen Koͤn⸗ 
nenden. 

Dieſer ſprachliche Unterſchied iſt ein juriftiſcher geworden 
und dem Notariatsgefege befannt (v. Zink, Commentar zu Art. 
66 letter Sub), bag legere, praelegere, wie bereits angedeutet, 
im Allgemeinen ift eine Foͤrmlichkeit ohıe Michtigkeit, fein Feh⸗ 
Ien jedoch Straffolge für den Notar, bie folgende Unterjchrift 
erſetzt das Vorleſen, daher auch nur Orbnungsruf des Bezirks⸗ 


gerichtsdirectors oder Ordnungsſtrafe ber: Nuffichteftelle, ber 
Mangel des recitaro dagegen in Ziff. 3 Art. 60 ift mit Ride 
tigfeit bebroht, wie das legere der Art. 57. 58. 59. ohne Zeus 
gen. Hieraus folgt auch, daß ſowohl das recitare, ald das 
legere, dieſes am Schluffe ausdrücklich Urt. 66 Abſ. 4, conſta⸗ 
tiert werben muß. 

3. Es ift endlich angensinmen worden, Art. 978, 979 
des Cod. Nap. könne das bayeriiche Geſetz ergäugen. Das franz 
zöfifche Recht mit feinen Teitameutsformen kann dem. bayerijchen 
Geſetz niemals aushelfen, das franzsjifche. Hecht als Theil ber 
freiwilligen Gerichtsbarfeit hat den umgewendeten andern Gang 
als das bayerifche Recht gemacht, dort ift der Notar, der tabu- 
larius, der offene, geſchworne Schreiber geblieben, der Richter 
untergegangen; bier ift ver tabularius mit Ansnahme bes Wech⸗ 
fee Notars, für den das Notariatögefeb v. 10. Nov. 1861 nicht 
erütirt, untergegangen, ver Richter geblieben; die Formen des 
franzöfiichen Rechts beſtehen aus Zierlichleiten (Feierlichkeiten, 
Soiennitäten), dad bayerifche Teftament ift auch heute noch 
formlos yprivilegirt, das bayerifche Not. Geſ. kennt feine Feier: 
lichkeiten... Einige einzelne Törmlichkeiten det Art. 148 find 
gerichtliche Prozeßvorſchriften (pofitiv), Nichtigkeitsgründe (nes, 
gativ), ähnlich wie im Civil- oder Criminatprozeß; im Falle 
der Noth wären daher die alten Vorfchriften ber alten Formen 
der inländischen Rechte anzuwenden, wie vor dem 1. Juli 1862. 
Die Einführung des Notartats im dieſſeitigen Bayern ift nicht 
die Wiedergeburt des im J. 1807 (die kaiferl. Notarien und 
Palzgrafen Reg.⸗Bl. S. 570) und 1808 untergegangenen 
“ tabularius, vielmehr bedeutet es die Trennung der ftreitigen und 
der wicht ftreitigen Gerichtsbarkeit, welche vor und ſeit Einführung 
des röm. Rechtes (hier nad) dem Grundſatz omnes proconsulss 
habent. jurisdictionem esontentiusam et volentariam, 1. 0. D. 1. 
16.) in Eimer Hand war und vereinigt geblieben ti. Am 
1. Juli 1862 hat man bie Zuftänbigfeit des Landgerichts in 
4 Thelfe, die Verwaltung an das Bezirksamt, die firektige 
Gerichtsbarkeit. an ven Richter (Puchta L c..&. 9. 10), der 


Notar genannt wird, — der iſt: Frie⸗ 
densrichter, Obervormund, Hypothekenbewahrer, Polizeifnuctionaͤr. 
Die Perſon des Richters⸗Notars iſt dieſelbe geblieben, ſeine 
Thätigkeit iſt dieſelbe geblieben mit geringer Ausnahme der 
Geſchaͤfte; der Rotar bildet dermalen die ordentliche Obrigkeit 
für Handlungen der — ER nichts w ſich 
geändert. 

v. Ziuk, Comm. N 3 in d. Mitte. 
Art. 16. 67 des Gerichtsverfaffungs-Geſ. v. 0. No. 

1861. abgebr. I. 0. $ 2. | 
Diefer weientliche Unterſchied zwiſchen Ziertichkeiten und 
zwifchen formlojer Urkunde, zwijchen tabularias. und zwijchen 
notarius et judex gibt eine enge praktischer Rechtsſätze ab, 

3 2. bei dem Xeftamente des Stummen und Genoſſen, daß ber 
Richter vermöge der ihm innewohnenden, vom König belegirten 
Nichtergemalt nicht verpflichtet fein kann, zu bemerken, durch 
welche Berjuche über fremdartige Gegenitände‘.er fich überzengt 
babe, daß der, Stumme die Zeichenſprache ſeines Dolmetſchers 
veritanden habe; der Richter hat hier vielmehr einfach die Foͤrm⸗ 
lichkeiten de8 Abjates 4 des Art. 68, bezieh. 5 des Art. 59 zu 
conftatiren, nämlich ‚vie Thatſache, daß er ſich Neberzeugung 
verfchafft Habe; der Grad, der Umfang der Ueberzeugung liegt 
in der allgemeinen richterlichen Verpflichtung („gewiſſenhaft“ 
Art. 6), es ift Gewiſſensſache, über welche er im Falle eines Rechts⸗ 
ftreite® im Beweisſtadium Rechenfchaft abzulegen hat. Anderer 
gemeinrechtlicher franzöftjcher Meinung ift unfer Commentar 
1. c: zu Urt. 59. 

4. Das neue bayerifche notarielle Teſtament zeichnet ſich 
durch ſeine Einfachheit aus, der Eingang lautet bei beiden Te⸗ 
ſtamenten Art. 60. 61 gleichmäßig, ähnlich jeder andern Erklä⸗ 
rung, e8 ift gut, verba aegeipolentia zu vermeiden, obwohl: ber 
Gebrauch folcher ſogar bem tabularius geftattet war (Oeſterley, 
Bd. 1 S. 227. Nr. 1 Anm.), die bayerifche Praxis glaubte den 
notarius-judex unter dem tabularias behandeln zu follen, er 
thut daher beffer, bie Worte des Geſetzestextes, insbefonbere 
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Art. 57. 58. 59 überzutragen; im Zalle de Art: 60 folgt 
hierauf die dispositi, den Schluß bildet die wortwörtliche Ab⸗ 
Schrift. der vier Ziffern in erzäblender Form ( „erklärte, hat er- 
klärt“); im Falle des Art. :61 dient das Formular in: Bome, 
hard's Leitfaden ©. 113. 114 als Muſter, nur find ſechs Form⸗ 
wibrigfeitert zu berichtigen, im Protocolle nad Name, Stand 
und Wohnort bekannt, am Schluffe die Aufführung der ganzen 
Ziffer 5 (Nichtigkeit); in der Aufichriftsurfunde, Amtsſitz des 


Rotars, Ort und Walftatt (locus loci) der Verhandlung, Zeus: 


gen (und Betheiligte) nah Name, Stand und Wohnort befannt, 
Vorleſung der Auffchriftsurtunde, wogegen die Unterſchrift des 
Teftators nach dem Bejeeslaut: richtiger wegbleibt. 

So hat fih die Frage. über die Form des Teſtamentes 
als eine Frage nicht des Nechtes, fondern ber Logik gefaltet, 


das Teftament tft die Bedingung, bie Vorausſetzung, nicht das 


Weſen der Not. Urk. Weſentlich ift, daß der Blinde und An: 
alphabet ‚fähig ift, zu teftiren, bie ‚waren und find fie zu. allen 
Zeiten unbeſtritten, aber fie wanen für nicht fähig erklärt, verſchloſ⸗ 
fen zu teftiren, weil fie nicht ſchreiben und leſen können, hiemit 
war ibmen bie Form verhoten, fie blieben auf die andere. be- 
ſchraͤnkt, die Beſchraͤnkung ift aufgehoben, fie wählen, fie find 
fähig, nad ihrer reien Wahl richlofien oder unerſchloſſen zu 
teftiven — | 
| Ehrlicher, k. Notar. 
*) In einer ber künftigen Nummern birfer: Zeitfchrift erlauben wir. ung, 
unſern HaussSchematismus zu Art. 57. 58. 59. 60. 61 zur allge: 
meinen Prüfung. mitzutheilen. 


Wirkung der GBantfperre. 
. (Hopsthefengefeg: 68 73 u. 118.) 
Das k. Vezirksgericht Münden l. b. J am 6. Nod. 
1866 in pleno beſchtofſen::;:; 
"Rah 8 73 des Hypothekengeſetzes von 1. Juui 1822 
ſollen „mit dem Eintritte und der gehörigen Bekanntmachung 
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des gerichtlichen Verbotes an das Hnpothelenant weber Eintra⸗ 
gungen noch Vormerkungen in das Hypethelenbuch mehr’ ftatts 
haben.” Dieſe Ausdrucksweiſe bes Gefeges führte in einigen der 
zue Entfcheidung gelangten Fälle zur Annahme, daß nad) cröffs 
netem Concurſe und gerichtlichem Verbote jedwede Einjchreibung 
im Hypothekenbuche ausgefchloffen ſei und läßt ſich bei der all- 
gemeinen Faſſung der in Rede ftehenden Worte nicht verfennen, 
daß' die erwähnte Anſicht in ver grammatikalifehen Interpretation 
— als außjchließliches Hilfsmittel benügt — einen wefentlichen 
Stüßpunft findet. Allein, wenn es fih um Crmittlung des 
wahren Umfanges einer im Geſetze gebrauchten Ausdrucksweiſe 
handelt, darf fih ver Richter nicht auf die grammatikalifche 
Auslegung der betreffenden Stelle befchränfen, es muß vielmehr 
zugleich die Abfiht des Geſetzgebers und namentlich die Stels 
lung fragliher Norm im ganzen Syftem in Würbigung gezogen 
werden. 

. Legterer ($ 73) findet ſich nun in Abjchuitt VIII des 
Hypothekengeſetzee, welcher nach feiner Aufichrift vie Erloͤſchungs⸗ 
gründe der Hypotheken zum Gegenftande bat, in F 74 die 
ſieben gefetlichen Erläfchungsgründe aufführt, ſodann im. ben 
folgenden $$ die einzelnen Gruͤnde näher entwidelt und hiebei 
in 6 73 den zweiten derſelben beſpricht. In Berückſichtigung 
dieſes Umftandes find die Geſetzesworte „weder Eintragungen 
noch Vormerkungen“ offenbar einſchränkend dahin auszulegen, 
dag im Falle eröffneter Gant jede Eintragung und Vormerkung 
von Hypothekforderungen überhaupt Einfchreibungen in 
dritter Rubrik, welche das Hypothekenobject belaften, ausgeſchloſ⸗ 
jen bleiben. Dieſe Aufftellung findet ihre weitere Begründung 
einerjeitS dur den mit 6 73 in unmittelbarem Zuſammenhang 
ftehenden $ 74 des Hypothekengeſetzes, welcher geradezu den Aus: 
druck „Vormerkung der Hypothek” gebraucht, andrerfeits in dem 
Grunde fraglicher Vorſchrift; denn deren Zweck beruht darin, 
ber Möglichkeit der Entjtehung von Hypothekenſchulden und 
überhaupt neuen Belaftungen nach erfanntem Concurfe entgegen: 
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zutreten, während bie gegentheilige Anficht eine Dispofitions- 
beihränfung des Gläubigers ins Leben ruft. 

Mit diefen Eroͤrterungen befinden fich auch die Bearbeiter 
unſres Hppothelengejebes 

v. Gönner Comm. Bd. I ©, 557 und 559, 

Lehner, Lehrbuch SS. 38, AO u. 170, 

Sungermann ©, 115 sub. vo. Hyp.»Berbote: 
im volliten Einklange, welche an den angeführten Stellen $ 73 
des Hypothekengeſetzes dahin interpretiren, daß er ein befinitives 
Berbot jeder Eintragung oder Vormerkung einer Hypothel 
enthalte. 

Man hat ſich zwar zur Berkheidigung der gegentheiligen 
Anficht auf den aus der Oeffentlichkeit des Buches abgeleiteten 
526 Ziff. 4 des mehrgedachten Geſetzes berufen. Allein es 
laͤßt fich fein ſtichhaltiges Motiv dafür aufftellen, daß die Con⸗ 
eurseröffnung auf bie in $ 26 geregelte Frage einen Einfluß 
äußere. Es läßt fih nicht abſehen, weßhalb in biejer Trage 
die Släubigerfchaft und der Schuldner nach entitandenem Con- 
curſe eine günftigere Stellung einzunehmen berechtigt wäre, als 
Letsterer vor ober außer ber Sant, in welchem Falle er bei un 
terlaffener Widerfpruchspormerfung dem Teſſionar Feine Einreve 
über die Nichtigkeit der eingetragenen Forderung entgegenzufegen 
vermag. 

Ein fernerer Grund zur Abweiſung bes Bormerfunggein: 
trages während des Concurfes wurde außer ter conſtanten 
Praris, welche deßfalls heim Hypothekenamte des k. Stadtgerichts 
Münden I. d. J. in Uebung ift, in der Befürchtung erblickt, 
e8 möchten derartige Ceſſionen, namentlich im Liquidationsſtadium, 
Berwirrung und Schädigung Einzelner zur Folge haben; allein. 
burch fofortige Mitteilung einer Ceſſion Seitens, des Hypothe⸗ 
kenamts an das. jeweilige Gantgericht und Einzeichnung der bes 
treffenden Notiz im Hypothekenbuchsauszuge Durch letzteres kann 
die ansgefprochene Befürchtung unſchwer befeitigt werben. 

Nachdem, wie bereits ausgeführt, im Gefeße felbft die 
Entſcheidung der vorliegenden Rechtsfrage zu finden ift, Tann 
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die bisherige Gerichtspraxis als bloßes fubfintäres Hilfsmittel 
ber Rechtſprechung nicht weiter in Betracht kommen. 

Diefe Erwägungen führen zu dem Ergebniffe, daß ſich 
bad Verbot des $ 73 des Hypothefengefeßes nur auf ſolche 
Einträge und. Bormerkungen in dritter Rubrik bezicht, welche 
das Hypothekenobject belaften, und daß daher die Einfchrei- 
bung einer Gefjion im Hypothekenbuche nach ausgebrochener 
Sant durch gedachten $ 73 des Hypothekengeſetzes keineswegs 
verboten ift*). | 


. Kotizen. 


Ein bezirksgerichtliches Erlenntniß von 24. November 
1866 anerkennt, dag ein vom Notare beigezogener Ausrufer 
nicht als Betheiligter im Sinne des Art. 62 des Not.Gef. zu 
erachten, aljo die Beurkundung der Identitätsfeſtſtellung bezüg- 
lich diefer Hilfsperſon überflüflig fei. 


Der oberjte Gerichtshof hat inhaltlich. der BL f. RA. 

Bd. XXX ©. 397 am 23. April 1866 in Auslegung bes 

S 55 des Hppothelengefeges erfannt, wenn der Schuldner nur 

in die Vormerkung einer Hypothek gemilligt habe, koͤnne auf 

diieſe Vormerkung allein der Gläubiger die Hypothelenklage gegen 
den dritten Beſitzer des Hypothekenobjectes nicht gründen. 


Berichtigungen. 
S. 299 8. 22 lies: die Öffentliche, ſtatt der. 
„ 3902 „ 16 „ Keechts geſch äfte, ftatt ⸗⸗eſchichte. 
„» 303, 2. v5, fett Nr. 


*) Das Erkenninlß fheint nicht ganz präcis, foferne über Einträge In 
erfter Rubrik, wie neu beftellte Grundbienftbarkeiten, unb in zweiter 

ganz mweggegangen wird; überdieß ſollte ſich dieſe wichtige Frage einer 
allfeitigeren Begründung erfreut haben, nachdem Seitens ber Ver 
treter der vorſtehend mitgetheilten richtigen Anficht jo verſchiedenartige 
Gründe mehrfach geltend gemacht worden waren. 


Drud und Verlag ber €. H. Bed’ihen Buchhandlung in Nördlingen. 
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Aus der Pfalz. 
Meder Novation und Enregiſtrement. 


In einem Teſtamente verfügte ein kinderloſer Ehemann, 
der fih vor Einführung des Code Napoleon .unter der Herr⸗ 
ſchaft des Teiningifch-weiterburgiichen in a verheisathet 
hatte, unter Anderem Folgendes: 

„1) Nach meinem Ableben follen alle zu unſerer Güter 
gemeinschaft gehörigen Weine, —— ec. öffentlich verſteigert 
werden. 

2) Von dem Erlöfe, ſowie von den vorhandenen Aus⸗ 
ftänden, worüber Inventarium zu errichten iſt, ſoll meiner Frau 
die eine Hälfte, meinem Neffen N. N. aber die andere Hälfte 
gebühren, erfterer aber die Iebenslängliche in, an dieſer 
ganzen Mobiliarmafie zuftehen.“ 

1 


2 AUre der· Pfah. 


Der Neffe, noch im beſten Mannesalter, bewegt die Wittwe 
zu einem Vergleich, worin es heißt: 

„Die Wittwe verzichtet auf die ihr zuſtehende Nutz⸗ 
nießung in der Art, daß fie ſich verbindlich macht, dem Neffen 
ihres Mannes für den ihm zuftehenden Antheil an der inven- 
tirten als liquid anogeſchiedenen Mobiliarmaſſe ven Betrag von 


20,000 fl. in 4 gleichen Portionen ‘von 3 zu 3 Jahren, ohne 


Zinjen bis zu den betreffenden Berfalltagen, baar zu bezahlen, 
(und’ zwar mit der vorhandenen Baarfchaft und den zuerft ein= 
gehenden Ausftänden, fo daß aljo die Nutznießung successive 
nah: Maßgabe der Termine. und Zahlungen erlifcht).“ 

NB: Boranftehende-inclavirten Worte: ftanden im Vergleichs— 
projekt nicht, fondern witrden vom anıtirenden Notar nach reif= 
liher Erwägung der Einregiftrirungsfrage im Einverftändniffe 
mit ben Kontrahenten beigefügt. Dann beißt es weiter: 

„Damit aber diefer Vergleich auch Dritten gegenüber tu 
Kirkfamteit gefet werben Tann, bevollmächtigt ber Neffe die 
Wittwe zur Erhebung aller Ausftände x. 

Bei Einregiftrirung dieſes Altes bejtenerte das tgl. Rent: 
amt die „Abfindung“ mit der Baarfumme von 20,000 ft. als 
„Erbſchaftskauf“ und erhob denigemäß 4 pCt. mit 800 fi. 
Hiergegen eine Reclamation von Seite des Notars unter Beruf: 
ung auf feinen Baffus: „und zwar mitder vorhandenen 
Baarihaft und ben zuerft eingehenden Ausftänden”, 
aus bemen er ben Beweis zu führen verfuchte, daß der Neffe bes 
Erblaſſers aus der Maſſe beliefert werde, alfo kein Kauf vor⸗ 


liege. Die Ertheilung der Vollmacht fei nothwendig gemefen, 


um Dritten ‚gegenüber allein auftreten zu Torinen; denn die 
Nutznießung ertheile blos das Recht, die Sache eines Anderen 
zu genießen unter der Verbindlichkeit, die Subſtanz derſelben 
zu erhalten, umfaſſe aber keineswegs auch das unbedingte Recht 
Forderungen zu erheben, Loͤſchungen zu bewilligen und alle der 
erſteren anklebenden acceſſoriſchen Rechte z. B. Hypotheken⸗ oder 
Vorzugsrechte an Immobilien ohne Zuziehung des Eigenthümers 


geltend zu machen, Es könne alſo aus der Ertheilung der Roll⸗ 
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macht nicht bebucirt werben, daß fich der Neffe aller Eigenthums⸗ 
rechte an ber Maffe begeben habe, ſoudern es müffe vielmehr fo an« 
gejehen werben, als fei er noch Miteigenthümer an allen zur Maffe 
gehörigen Gegenftänden und als jei feine Vertretung vorkom⸗ 
menden Falles abjolut noͤthig. Hintergedanten, die der Notar 
bei Rebaction bes Altes gehegt habe, dürften aber nicht befteuert 
werben, das Rentamt müſſe ven Alt jo einregiftriren, wie er 
vorliege. 

Diefe Redamation hatte dann auch zur Folge, daß jtatt 
ber erhobenen Summe von 800 fl. nur 28 fr. für Vergleich 
und weitere 38 fr. für die Ertbeilung der Vollmacht zur Er⸗ 
hebung verblieben — ein frappantes Beiſpiel, welche Schwie⸗ 
rigkeiten oft das Regiſtrirungsgeſetz darbietet, wie chikanoͤs 
dieſes ſogenannte frimairegejeh ift und mie es zuweilen von 
einem Worte der redigirenden Perjon abhängt, ob ein Alt mit 
ber proportionellen Gebühr von mehreren taufenb Gulden ober 
mit der firen Gebühr von 28 Kreuzern beiteuert wird. 

Meber dieſe Klippe war man alfo glüdlich hinausgekom⸗ 
men und dem Fisend eine fette Beute entgangen. So vicl über 
die finanzielle Seite der Sache. Und nun zur Rechtefrage au 
fond bes Altes. 

Nah Ablauf des 2. Termins jtirbt die Wittwe und es 
verlangt nun ber Legatar reip. Inteſtaterbe den Reſt der Ver: 
gleihsjumme mit 10,000 fl. von den Erben der Wittwe fofort. 
Diele aben excipiren: gand non! Durch..den Vergleich, weicher 
re vera im Erbſchaftskauf war, iſt Novation eingetreten und 
wir haben alfo noch 6 Jahre Zeit. 

Dagegen wendete aber ber Neffe mit vollem Rechte ein; Durch 
ben Vergleich jollte mir in Rückſicht auf meine Arbeitsfräfte 
und meine precären DBermögensverhältnifie der Genuß meines 
Antheils früher zugewenbet werden als in ber Conſtitutiv⸗Ur⸗ 


kunde durch den Erblaffer beitimmt war; es ſollte durch das 


Uebereinkommen die Nutznießung der Zeittnuer nach nur bes 
ſchränkt werben. und, wie im Vergleich felbft ausgedrückt ift, 


nach Maßgabe ber Zahlungen und Termine erlöſchen, Teiness 
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wege aber. eine die Nubnießungsrechte unter Umftänten er⸗ 
weiternde Novation eintreten; denn biefe hätte, wie jeder Ver: 
zicht, ausdrücklich gefchehen müſſen und es Tann eine ſolche In⸗ 
tention von Seite der Wittiwe um fo ‚weniger vermuthet werben, 
als fie ja ven Vergleich nur aus Wohlwollen für mich einging 
und ich mich mit einer geringeren Summe begnügte als mein 
Antheil nach der Inventur betragen haben würde. Und fo ent 
fchied dann auch (zwar nicht das betreffende Bezirksgericht, aber) 
ein. auf Veranlaffung des Notare erwähltes Schiedsgericht. 

Man ertenne hieraus, wie oft der materielle Inhalt einer 
Urkunde wegen der Regiftrirung ganz entftellt, wie ſelbſt auf 
logiſche Nichtigkeit und Wahrheit verzichtet wirb und vom Notar 
in den Hintergrund geftellt werden muß, da man von feiner Ges 
ſchicklichkeit erwartet, daß er die Parteien auch. dem Fiscus gegen: 
über vertrete und dem Grundfaß ber Sparſamkeit huldige, denn 
der Geldbeutel ift befanntlich das ——— Glied am menſch⸗ 
lichen Koͤrper. 

Moöge daher dieſes teufliſche frimairegefeb, bei deſſen Hand⸗ 
habung in andern Fällen meiſtens nur der Fleiß und die Noth 
beſteuert wird, endlich über Bord geworfen und durch ein an⸗ 
beres Finanzgeſetz erjeßt worden, das dieſe indirelte Steuer nad 
anderen, gerechteren Grundſaͤtzen auferlegt. 

| Ä R L. K. 


en notarieller Beurkundung für Hwoiheh- 
ceſſionen. 
(Von Herrn Dr. E. Brunner in Ban.) 
Nach mehrfachen Zeugniſſen 

(vgl. dieſe Zeltſchrift Jahrg. 1866 Nr. 10 S. 160 u. Bl. 
f. R⸗A. v. J. 1866 S.113, 120, 193,195, 210, 232) 
ſcheint die Frage, ob und inwiefern für bie Ceſſion von Forderungen, 
mit welchen Hypothekrechte im Sinne des Hypothekengeſetzes vom 
2. Zunt 1822 51 verbunden find, und für die Eintragung ſolcher 
Gefjionen im Hypothekenbuche notarielle Beurkundung erforderlich 
fet, bisher noch. Heine allſeitig erichöpfende und: befriedigende 
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Antwort gefunden zu haben, und es bürfte deßhalb am Plage 
fein, bier nochmals näher darauf einzugeben. 


Die Hauptichwierigfeit für die Erledigung ber gedachten 
Trage liegt befanntlich in der hiebet fich ergebenden Rothwendig— 
Teit einer genauen Feftftellung des Verhältniffes von Art. 14 
des Not. Geſ. v. 10. Nov. 1861, 


„Über alle Verträge, welche bie Befigveränderung ober das Eigens 
„thum unbeweglicher Sahen oder biefen gleichgeachteter Nedhte, 
„Towie über alle Verträge, welche dingliche Rechte von unbeweg⸗ 
„lichen Sachen betreffen, find bei Strafe ber Nichtigkeit Nota⸗ 
‚riatsurkunden zu errichten,“ 
zu Verträgen über die Ceſſion von Forderungen, mit welchen 
Hypothekrechte beſagter Art zuſammenhängen. 

Hypothekrechte im Sinne von $ 1 des Hyp.Geſ. find 
wohl unbeftreitbar dingliche Rechte an Immobilien, wie fie 
Art. 14 des Not.Geſ. als Objekte, über die ohne notarielle 
Beurkundung durch Vertrag nicht giltig verfügt werden kann, 
benennt, und es wäre daher, inſofern es beider Feitftellung des 
Berhältniffes bee obigen Art. 14 des Not.Gef. zu Ceſſionen der 
. fraglichen Art bloß auf die Eigenfchaft der Hypothek als folcher 
anzufommen hätte, die Anwendbarkeit des Art. 14 des Not.⸗ 
Geſ. wohl unfehlbar gegeben, Für die Subfumtion der Hypothek⸗ 
ceffionen unter Art. 14 des Not.Gef. Ipricht ferner der Umftand, 
daß ſolche Cefjionen allerdings thatfächlich auch eine Verfügung 
über die Hypothekrechte, welche der Forderung in der Hauptjache 
anhaften, in fich fchließen. Denn gewiß dürfte auch ein Vertrag, 
welcher auf ein dingliches Necht an einem Immobile nur bepe 
halb einwirkt, weil ein folches Necht als ein Accefjorium oder 
- eine Pertinenz bes Vertragsgegenftandes in der Hauptjache ſich 
darſtellt, nichtsdeftoweniger als Quelle der Aenderungen, welche 
in Anfehung folcher Rechte bei Vertraͤgen der obigen Art vor 
fich geben, zu betrachten fein. 

Der Anwendung des Art. 14 des Not.Geſ. auf Hypothek⸗ 
ceffionen würbe hiebei ferner auch nicht die Rückſicht darauf 
hinderlich fein innen, daß durch ſolche Mechtögefchäfte Aber bie 
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der Forderung in der Hauptfache anhaftende Hypothek nicht um« 
mittelbar, fondern nur dur das Medium einer Verbindung 
ber Hypothek mit ber Forderung in der Hauptfache verfügt wird. 
Es wird gegenwärtig allenthalben, namentlih in Anmwenbung 
des Artikels 14 des Not.:Gef. auf pacta de contrahendo, welche 
Immobilien oder dingliche Nechte an Immobilien, gleichviel ob 
mit oder ohne Reugeldftipulation, betreffen, anerkannt, daß 
Art. 14 des Not. Geſ. eine jo unbedingt bindende Einihränfung 
ber privatrechtlichen Dispofitionsfreieit in Bezug auf Immo⸗ 
bilien und dingliche Rechte an Immobilien enthält, daß, info= 
ferne ein Vertrag überhaupt eine Verfügung uͤber Objekte ſolcher 
Art bezielt, derſelbe auch keineswegs etwa bloß deßhalb, weil 
die Verfügung nicht eine mittelbare, fondern nur eine mittel: 
bare ift, von der Subfumtion unter den erwähnten Artifel aus⸗ 
genommen werben koͤnnte. 

Terner wäre e8 ein Irrthum, etwa zu glauben, baß ein 
Hypothekrecht jchon wegen feiner Eigenfchaft als Nebenfache 
im juriftifchen Sinne unter allen Umftänden bei der Eeffion 
einer Forderung etwas Unwejentliches barjtelle, und dak hienach 
bei Ceſſionen, bei welchen eine Hypothek mit in Frage koͤmmt, 
ſchon wegen ber lediglich nebenfächlichen- Eigenfchaft der Hypothel 
einer Verbindung derſelben mit ber Forderung in der Haupt: 
fache für die Trage der Anwendbarkeit des Art. 14 des Not. 
Gef. Leine Bedeutung beizumefjen fei. 

So ziemlich überall bei der Ceſſion von Hypothekforde⸗ 
rungen ift ja der Beftand und bie Mitübertragung der Hypo⸗ 
thek als der vorzüglichiten Gewährſchaft für die Einbringbarkeit 
ber Forderung troß dev bloß accefforifchen Eigenjchaft der Hypothek 
entweder Laut ausdrücklicher Verabredung oder doch nach der 
aus den Umftänden zu entnehmenden Willensmeinung der Bes 
theiligten ein wejentliches Moment des Eefjtonsvertrages, fo daß 
bie Begriffe von Hanpt: und Nebenfache objektiv genommen und 
von wejentlichen und unweſentlichen Beitandtheilen eines Ver⸗ 
trage nah der Willensmeinung der Betheiligten betrachtet keines⸗ 
wegs fih deden. Allein die Gründe, welche nach dem Bis⸗ 
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herigen für die Zulaͤſſigkeit einer Anwendung des Art. 14 des 
Not. Gef. auf die Ceſſion von Hypothekforderungen im bezeich- 
neten Sinne ſprechen würden, bürften insgefammt zurückzutreten 
haben vor der Erwägung, daß bei der in Art, 14 des Not Geſ. 
enthaltenen grundfäßlichen Ausſcheidung zwiſchen berveglichen und 
‚unbeweglichen Sachen und bei der ausbrüdlichen Beſchraͤnkung 
der darin angeordneten notariellen Berbriefung auf Verträge 
Aber Immobilien oder über dingliche Rechte an Immobilien die 
Anmendung des erwähnten Artikels über die Fälle hinaus, in 
voelchen über Immobilien oder dingliche Rechte an Immobilien 
als ſelbſtſtändige Bertragsobjefte und daher insbefondere auch 
mit Beziehung auf die ihnen anhaftende Immobiliareigenſchaft 
verfügt wird, nicht wohl ausgedehnt werden kann, und daß bei 
ſolcher Auffafjung, zu welder mar, ohne irgend eines Zwanges 
in der Anwendung zu bebürfen, gelangt, Verträge über die 
Eefjion von Forderungen, mit welchen Immobiliarhypothekrechte 
in Zuſammenhang ftehen, zu ben Berträgen, für beren Gülig- 
keit nach Art. 14 notarielle Beurkundung erforderlich ift, ſchwer⸗ 
lich gerechnet werben können. 

Wenn namlich die Ceſſion einer Forderung, mit welcher 


- mmmobiliarhypothetrechtein Zuſammenhang ftehen, nicht bloß eine 


t 


Verfügung Aber die Hauptjache, ſondern zugleich eine ſolche über die ein 
Anhängjelder Hauptfache bildenden Hypothekrechte enthält, wie oben 
erwähnt wurbe, fo gejchieht in einer ſolchen Ceſſion doch jeden» 


falls über die Hypotheken nicht in der Eigenfchaft von jeldit- 


ftändigen Vertragsobjekten, fondern nur in der Eigenjchaft als 
Zubehör der Forderung in der Hauptſache Verfügung, und da 
Forderungen im Allgemeinen wohl unbeftreitbar nicht den Im⸗ 
mobilien im Sinne des Art. 14 des Not.Gef., jondern viele 
mehr im Gegeufate hiezu den Mobilien beizuzählen find, ſohin 
über bie Hypothekrechte bei einer Ceſſion der befprochenen Art 
nicht nad) dem Gefichtspuntte einer unbeweglichen, fondern nach 
bem einer beweglichen Sache verfügt wird, fo bürfte es bei 
Ceſſionen der fraglichen Art an der nad. Obigem für deren 
Subfumtion unter Art. 14 des Not.Gef. erforderlichen Beziehung 


or s - 
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der mit folchen Ceſſionen zu bewerkftelligenden rechtlichen Ver⸗ 
fügung zu den einjchlägigen Hypothefrechten in ihrer Immobiliar⸗ 
eigenfchaft gebrechen. Dieſe Auffaffung empfiehlt fich auch noch 
durch die Refultate, welche aus ber praftiichen Anwendung der 
babei aufgeftellten Grunbfäge auf andere arte als vie 
der Hypothekceſſionen fich ergeben. 
Wird daran feitgehalten, daß bei Verträgen, welche ein Im⸗ 
mobile oder ein dingliches Recht an einem Jmmobile nicht als folches 
und als jelbftändigesßertragsobjeft betreffen, ſondern in welchen über 
Objekte der fraglichen Art nur nad) dem Gefichtspunfte einer beweg⸗ 
lihen Sache verfügt wird, für Anwendung des Art. 14 des Not. Geſ. 
nicht Raum gegeben fei, fo bebürfen auch Erbverträge, durch 
welche zwar ein Anrecht auf Immobilien oder dingliche Mechte 
an Immobilien begründet, jedoch deſſen ungeachtet zunächft nur 
über Erbrechte als folche verfügt wird und verfügt werben will, 
ferner Berträge über den Ein= und Austritt bei Gefellichaften, 
wodurd zwar ein Anrecht auf Immobilien oder dingliche Nechte 
an Immobilien als zum Gefellfchaftsvermögen gehörig begründet 
oder aufgegeben wird, welche aber gleihwohl nur eine Verfügung 
über das Recht der Mitgliedſchaft als ſolches und nicht über 
das einfchlägige Smmobile oder dingliche Recht an einem Im⸗ 
mobile als felbjtändiges Vertragsobjekt enthalten oder bezielen, 
(ogl. a. d. 9.8.2. Art. 111 u. 114) 

zu ihrer Giltigfeit nicht der notariellen Beurfundung nad) 
Art. 14 des Not.Gel. 

Es bewähren fih ſodann bie im BL f. R.⸗A. Bd. 30 
S. 80 und 266 ff. erwähnten oberftrichterlichen Erfenntniffe, 
wonach zum Abfchluffe von Beerbungs- und Gefellfchaftsverträgen 
der obigen Art die notarielle Beurkundung nicht erforberlich 
fein fol, als vollfommen gerechtfertigt und mit der ratio legis über: 
einftimmend, während fieaugerbem und im Vergleiche zu den befannt 
gewordenen oberjtrichterlichen Erkeuntniſſen in fonftiger Beziehung, 

vgl. BL. FRAU. Bd. 28 S. 193, Br. 29 ©. 71, 
106, 120, 265, Bd. 30 ©. 169, 

als Inconſequenzen fich varftellen würden. 
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Einmal die Richtigkeit der Anficht angenommen, daß nach 
Art. 14 des Not. Geſ. die notartelle Beurfundung für die Giltige 
feit der beſprochenen Hypothekceſſionen nicht verlangt werden 
fünne, bürfte auch überhaupt ber Beweis eines Einfluffes der . 
notariellen Beurkundung auf die materielle Siltigkeit von Hypothek⸗ 
eeflionen und damit zugleich der eines Erfordernifjes der nota- 
riellen Beurkundung nicht mehr möglich fein. 

Die einzige Gefebesftelle, welche hierüber noch etwas zu 
enthalten fcheinen Tünnte, wäre vielleicht Art. 12 Abſ. 2 des 
Not. Geſ., wo unter Andern auch beftimmt wird, baß die Des 
urfundung von Verträgen, auf Grund deren die Aenderung 
eines Eintrages im Hypothekenbuche vorzunehmen ift, unter den 
nach Art. 14 Abſ. 2 Ziff. 1 des Not.Gef. dem ausschließlichen 
Wirkungsfreife der Notare zugewieſenen Gejchäften der Rechts: 
pflege begriffen fein ſoll. 

Allein da in diefer Beftimmung ausdrücklich auf Art. 11 
Abſ. 2 Ziff. 1 des Not.Gef. verwiefen wird, und nad) Art. 11 
Abi. 2 Ziff, 1 die Zuftändigfelt der Notare dadurch bedingt 
tft, daß über eine der dort bezeichneten Angelegenheiten entiveder 
nah dem Gefege oder nach dem Willen der Betheiligten eine 
öffentliche Urkunde errichtet werden müſſe, greift die gleiche Be⸗ 
bingung wohl auch Platz für Art. 12 Ab: 2 des Not.Gel., 
und es wird demnach in letzterer Beitimmung nicht die Notbs 
wenvigfeit der notartellen Beurkundung ‚für die darin bezeich- 
neten Angelegenheiten in felbftändiger Weife geordnet, ſondern 
vielmehr nur die Zuftändigfeit der Notare für dieſe Angelegen: 
heiten in dem Falle ansgefprochen, wenn einer ber in obiger . 
Alternative vorhergejehenen Gründe zur Beurkundung, nämlich 
Geſetz oder Wille der Betheiligten, gegeben erjcheint. 

Zur vollftändigen Erledigung des angeregten Themas dürfte , 
nunmehr nur noch erübrigen, zu conftatiren, ob und inwieferne 
‚ die notarielle Beurkundung bei den erwähnten Eejjionsgejchäften, 
nachdem dieſelbe, wie gezeigt, jebenfalls die Giltigkeit der Ceſſion 
im Ganzen nicht beeinfluffen dürfte, etwa doch in anberweitiger 
Beziehung noch bejondere Wirkungen zu Außern vermöge und 


N 
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deßhalb, wenn auch nicht für die Giltigkeit des Gefchäftes doch 
für die Erlangung ſonſtiger beſonderer Wirkungen are NE 
niß ſich darſtelle. 

Mit Rückſicht auf die öffentliche Eigenſchaft per Khätigfeit 
der Notare im Bereiche der nach Art. 11 ff. des Not. Geſ. dem 
Wirkungsfreife der Notare zugewieſenen Gefchäfte ber Rechts⸗ 
pflege würde den von Notaren innerhalb der Grenzen ihrer 
Zuftändigfeit.. aufgenommenen Urkunden wohl unzweifelhaft 
öffentliche Eigenfchaft beizumeſſen fein, auch wenn biefe äffents 
liche Eigenfchaft der Notariatsurkunden nicht, wie es 
ber Fall ift, vom Not.Gef. felbft in A 80 a poſitiv 
-anerfannt wäre. 

Unter allen Umftänden gewähren daher Notariatsurfunden 
über die beiprochenen Ceſſionsgeſchäfte die. Vortheile Hffentlicher 
Urkunden. 

Ferner koͤmmt ſolchen Notariatsurkunden in hypotheken⸗ 
rechtlicher Beziehung inſoferne beſondere Wirkſamkeit zu, als 
durch Art. 15 Abſ. 3 des Not. Geſ. fir die von Notaren aufs 
genommenen, das Hypothekenweſen berührenden Berträge und 
Erflärungen die nochmalige Einvernehmung der Betheiligten 
burcy das Hypothekenamt erlaffen wird, weldhe nach 66 16 
und 21 und $ 109 Abf. 1 und 2 des Hyp.Geſ. erforderlich 
wäre Immerhin dürfte demnach wenigſtens wegen der öffent: 
lihen Eigenjchaft der Notariatsurfunden und wegen der Wirks 
ſamkeit derſelben für das Hypothekenweſen bie notarielle Beurz 
fundung bei Hypothelceffionsgefchäften, auch wenn man fie 
nach dem Vorſtehenden nicht ale wefentlichen Faktor der Giltigkeit 
jolcher Geſchäfte anerkennen will, angeftrebt und für erforberlich 
erachtet werden koͤnnen. 

Wenn nun dem Willen der Betheiligten gemäß ein Ceſſions⸗ 
gefhäft ber fraglichen Art im Ganzen oder binfichtlid eines 
Theiles zu dem Zwecke beurfundet werben fol, damit bie Bes 
theiligten eine Urkunde mit öffentlicher Eigenfchaft hierüber er» 
langen, fo find bie Notare nach der bereits beſprochenen Des 
ſtimmung Art. 12 Abſ. 2 und nah Art. 17 des RNot.Geſ. 
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hiefür ausfchlieglich zuftändig,, und es vermag baran aud) der 
Umſtand, daß etwa dic Abficht des Betbeiligten auf Erlangung - 
einer Urkunde gerichtet ift, welche zugleich die Eigenjchaft hypo⸗ 
thefenrechtlicher Vollziehbarkeit an fich trug, nichts zu ändern, 
da die hypothekenrechtliche VBollziehbarkeit ohnehin auch den unter 
ber gedachten Vorausjegung von pen Rotaren aufzunehmenden 
Urkunden in gleicher Weife wie allen andern Notariatsurkunden 
anbaftet. 

Sol dagegen ein Cefjionsgefchäft oder ein Theil eines 
folchen nicht zu dem Zwecke beurkundet werden, damit überhaupt 
eine Urkunde mit vffentlicher Eigenjchaft biefür hingeſtellt werde, 
jonvdern wie es vorzüglich bei einfeitigen Erflärungen des Ee- 
denten nach F 107 des Hyp.Geſ. der Fall fein fann, lediglich 
zu bem Zwecke, damit eine hypothekenrechtliche Grundlage für 
die Umfchreibung einer Forderung im Hypothekenbuche auf einen 
andern Gläubiger gefchaffen werde, fo bürfte zwar eine foldhe 
Beurkundung an und für ſich dem Bereiche des Hypotheken⸗ 
wejens angehören, und demzufolge die Zuftändigfeit hiefür nach 
Art. 11 Abſ. 1 des Not.-Gef. und Art. 18 Abf. 1 Ziff. 1 bes 
Ger. Verf. Geſ. v. 10. Nov. 1861 primär den Hypothelenämtern 
gebühren, jeboch zugleich eine Concurrenz der Notare für die 
Aufnahme ſolcher Erklärungen wenigftend jubfiviär in der Art 
Plab greifen, daß die Notare auf ausbrüdliches Verlangen’ der 
Betheiligten gemäß Art. 11 Abi. 3 des Not.Geſ. die fraglichen 
Erflärungen an Stelle der Simpothefenämter felbit aufnehmen 
dürfen, um dieſelben ſodann in Urfchrift ben einfchlägigen Hypo: 
thefenämtern zur weiteren Behandlung zuzufchließen. 

Dem Gefagten gemäß dürfte alfo eine notarielle Mit: 
wirfung bei den mehrerwähnten Gefjionsgefchäften wenn auch 
nicht mit Nüdfiht auf den materiellen Nechtsbeftand ber frage 
lichen Gefchäfte, jo doch behnfs Erlangung gewifjer Wirkungen 
in fonftiger Beziehung einzutreten haben, und zwar insbeſondere, 

- a) wenn bie Betheiligten über das Geichäft im Ganzen - 
oder Über einen Theil deſſelben eine Urkunde von öffentlicher 
Eigenschaft mit allen Wirkungen einer ſolchen zu erlangen wünfchen, 
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b) wenn die Betheiligten zwar nur zum Zwecke ber Um⸗ 
»ſchreibung von Forderungen im Hypothekenbuche irgenb welche 
Srllärungen aufnehmen laſſen, jedoch nicht das Hypothekenamt 
felbft um die Vornahme der Beurkundung angehen wollen und 
deſſenungeachtet den Erklärungen folcher Art gleiche Wirkſamkeit 
zukommen fol, als ob fie vom einfchlägigen — ſelbſt 
aufgenommen wären, 


Motizen. 


Eine Negierungsentichliegung vom 23. Oktober 1866. 
Nummer erklärt, die Finanzminifterialentfchliegung vom 
13. Januar 1829, wornah bei Hypothekbeſtellungen auf 
Liegenſchaften in zwei verſchiedenen Gerichtöbezirten die Taxe 
boppelt zu erheben iſt — ſetze die Ausfertigung zweier Hypo⸗ 
thefenbriefe voraus, wenn baher in einen und bemjelben Briefe 
Hypothek auf Immobilien verſchiedener Gerichtsbezirke beftellt 
werde, komme die Tare nur einmal in Berechnung. 


—— — — — — 


Notar Conrad Sturm in München, deſſen unregelmaͤßige 
Amtsführung S. 294 und folgende dieſer Zeitſchrift rügend 
erwähnt wurde, iſt mit feinem Hypothekenbriefe Reg. Nr. 110 
vom 18. März 1862 wirklich in Disciplinarunterfuhung ges 
zogen und, obwohl die in Art. 142 des Notariatsgejches be= 
jtimmte zweijährige Verjährungsfriit längft abgelaufen ift, em 
pfindlih gejtraft worden. Die Zeitichrift des Anwaltvereins 
Band VL Seite 343 ff. bringt das Erfenntniß unter ber Ueber⸗ 
ſchrift „Geſchichten, wie man fie ſich diesfeits des Rheins erzählt,“ 
wozu die Redaction bemerkt, wenn fie auch nicht buchftäblich 
wahr jeien, Fönnten fie doch buchſtäblich wahr fein; dieſer ver: 
. fchleierte Zweifel an der Echtheit feheint infoferne nicht gerechts 
fertigt, als die Entſcheidungsgründe zum großen Theile wörtlich 
mit denen des ſchnell berühmt gewordenen Erlenntniffes vom 
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2. Oltober 1866 ũbereinftimmen; indeß wird glanbhaft verfichert, 


daß der Einſender ſelbſt Notar und deßhalb, namentlich aber 


wegen Nennung des Namens, auf Grund der Miniſterialent⸗ 
ſchließung vom 12. Februar 1866 in Verbindung mit Art. 116 
und 153 des Not.Geſ. ein Disciplinarerfahren eingeleitet 
werden werde. 


Ein in den DL f. R.:U. Band XXXI. ©. 415 mitges 
theiltes Erkenntniß des oberften Gerichtshofes vom 5. Mai 1866 
erflärt den Unterjchied zwifchen Scheinvertrag und betrüglicher 
Beräußerung in Folgendem: Ein Scheinvertrag oder fimulirter 
Bertrag kann in doppeltem Ginne gedacht werden, entweder fo, 
daß die Eontrahenten überhaupt nicht im Sinne hatten, einen 
Bertrag abzufchließen, oder fo, dag fie einen anderen Bertrag 
abzuſchließen beabfichtigten, als jener, der fid) aus ihrer Willens: 
erflärung ergibt. Die Simulation unterjcheidet fich wejentlich 
von der fraus, welche ein Requiſit der actio Panliana iſt. Bei 
erfterer verbleibt das Vermögen bes Sculbners unge: 
Thmälert und die Täufchung jo eben dazn dienen, es ihm 
dem Anbringen der Gläubiger gegenüber zu, erhalten; bei ber 
alienatio in fraudem coreditorum facta wird Dagegen voraus⸗ 
gejeßt, daß eine erntlich gemeinte Veräußerung gegeben, ber 
Z weck derſelben aber ein widerrechtlicher, auf Benachtbeiligung 
der Gläubiger gerichteter gewefen ſei. Hieraus ergibt ſich, daß 
der Beweis der frauduloſen Veräußerung mit jenem der bolojen 
Simulation nicht zufammenfalle (vergleiche S. 283 und 289 


Sahrgang 1865 diefer Zeitichrift). - - 


Das Handelsappellationsgericht zu Nürnberg bat, wie 

buch Suftigminifterialentfchlteßung vom 1. Januar 1867 (Juſt. 
MB. S. 37) bekaunt gegeben wird, unlängft in Auslegung 
des Art. 76 des Einführungsgeſetzes zum allgemeinen deutſchen 
Handelsgejeßbuche vom 10. November 1861 den Grunbjaß 
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ausgeſprochen, daß die Aufldſung des deutſchen Bundes an und 
. für fi noch feinen Anlaß gebe, bei dem Vollzuge des gedachten 
Artikels zmifchen bayerifhen Staatsangehörigen und Angehörigen 
ber ehemaligen beutjchen Bunbesftaaten, in welchen das allges 
meine deutſche Handelsgeſetzbuch gilt, einen Unterfchted zu machen. 


Ein oberitrichterliches Erfenntnig vom 29. Mai 1866 
(Ergäanzungsband zu den Bl. f. RAU. ©. 4) führt aus, daß 
bie in $ 15 des Grundlaftenablöfungsgejeßes vom 4. Juni 1848 
erwähnte nächte Befigveränderung nur dann die Fälligkeit des 
Handlohnäquivalentes begründet, wenn fie unter den Gefichts- 
punkt einer derjenigen Abfalldnormen ſich einreiht, welche bei 
ber Firirung des Handlohnes nad) Maßgabe ber Verordnung 
vom 19. Juni 1832 und ber hierauf bezüglichen Erläuterungse 
Refcripte als Grundlage der Berechnung gebient haben; obwohl 
daher der auf das Erbrecht ſich ftüßende Webergang eines An- 
wefens vom Vater auf deſſen Kinder nach allgemeinen Rechts⸗ 


grundſätzen als eine wirfliche Beſitzveränderung zu betrachten: 


iſt, fo ſteht doch, ſo lange die Kinder die Communhäuſung 
fortſetzen, unter der Herrſchaft des bayeriſchen Landrechts keine 
die Fälligkeit des Handlohnes bedingende Beſitzveräänderung in 
Trage, fondern bieje tritt erjt el, wenn eines von ben Kindern 
oder ein Dritter durch befonderen Titel dag Anweſen an fich 


gebracht bat, 


Die preußifche Abgeordnetenkaumer bat in einer ihrer 
jüngften Situngen einen Antrag auf Aenderungen bes Hypo⸗ 
thelengefees, welche die Aufhebung der Zinsbejchränfungen bes 
zielen und das Rangverhältniß der bedungenen, jowie ber Vers 
zugszinjen vegeln follen, angenommen; über den weitern Ver⸗ 
lauf der Sache wird in biefer Zeitfchrift mit Nutzanwendung 
auf die bayerifchen Verhältniffe Mittheilung erfolgen. 


= 
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In Oeſterreich iſt Nirzlich ein Geſetzentwurf Aber den 
Erwerb von Erbichaften veröffentlicht worden, ber eine gänz- 
liche Umgeftaltung des Berlafjenfchaftsweiens auf fehr frei 
finnigen Grundſätzen, wenn auch nicht ganz nach preußiſchem 
Borbilbe, Zur Folge haben wird und bereits in der Fachpreſſe 
im Ganzen günftig beurtheilt worden ift. Der Entwurf wird 
troß feines Umfanges in den nächſten Numern abgebrudt 
werden, weil die Sache äußerft wichtig erſcheint. 


Die vom Salzburger Landtage angeregte Frage wegen 
gänzlicher Aufhebung des Notariats befchäftigt begreiflich viele 
Geiſter, obwohl es kaum zweifelhaft fein kann, daß zu Gunften 
des Notariats entjchieben werden wird; denn wenn Rußland 
am 14. Oftober 1862 cin Geſetz verfündete, das auch rheinischen 
Notaren gefiel, wird auch Oefterreich die Notare nicht entbehren 
können. Weberdich ift die Sache in guten Händen, benn bie 
Salzburger Notariatstammer hat ein fo eingehendes Gutachten 
abgegeben, daß deſſen Nichtbeachtung unmöglich fcheint, uud 
Herr R. v. Kießling — früher Tangjähriger Nedacteur der 
Zeitichrift für das Notariat — bat eine ebenſo geiftreiche und 
tiefbegründete Brochüre hierüber veröffentlicht. 


Siterater. 


Das Vormundſchaftsweſen in Bayern rechts des Rheins. 

Ueber diefen Gegenftand hat Herr Oberjufligrath 3. S. U. Boſcher 
©. 321 ff. ber „Zeitfchrift für die freiwillige Gerichtsbarkeit und die Ges 
meindeverwaltung“ in Württemberg feinen Landsleuten eine klare und eins 
gehende Darfielung geliefert und dargethan, daß biefer Theil der Gele: 
> gebung mancher Aenderungen und Verbefferungen bedarf, - Der Herr Bers 
fafler nimmt an, daß biefe gewiß ſchon herbeigeführt worden wären, wenn 
richt bie Regierung in den lebten Jahren mit ber Neugrftaltung anderer 
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Theile der Rechtspflege beſchäftigt geweſen wäre. Sicher dürfe aber auch 
das Curatelweſen ciner zeitgemäßen Reſorm entgegenſehen, denn ein 
Staat, der in andern Zweigen der Rechtsverwaltung ſoviel geleiſtet und die 
darauf bezüglichen Inſtitutionen den heutigen Anſchauungen in fo ent: 
ſprechender Weiſe angepaßt hat, köune nicht in einen Felde zurückbleiben, 
auf welchem die zarteſten und wichtigften Intereſſen bes Familienlebens zur 
Geltung kommen. Ob bei der Reformirung des Vormundſchaftsweſens wieder 
das Princip der Staatsfürſorge und der Staatsaufſicht, welches einen um⸗ 
ſtaͤndlichen und koſtſpieligen Apparat erfordere, oder ob. das einfache und 
naturgemäße Inſtitut des Familienrathes zur Grundlage genommen, oder ob 
endlich) ein gemijchtes Syſtem eingeführt werde, liege noch im Schooße ber 
Zukunft verborgen. 


Steuerfatafter uiid Steuerbefinitivum in Bayern, für den Lanb- 
mann bargeftellt von Michael Zimmermann. Würz- 
burg, Drud und Verlag der Stahel’ichen Buch-⸗ und 
Kunfthandlung 1866. 

So anſpruchslos, wie die Auffchrift, iſt die Darſtellung der ganzen 
Brochure; wer ſich einigermaßen mit dem Gegenftande befaßte, wird aller: 
dings neue Auffchlüffe nicht finden, fi aber gleihwohl an ber Liebe 
erbauen, mit welcher der Gegenfland behandelt wird. Für bie große Menge 
enthält die Echrift ebenſo nene ala beherzigenswertpe Angaben und Aus: 
führungen, für die Maſſe ift fie beflimmt und der niedere Preis (18 Fr.) 
macht fie in ber That Jedermann zugänglich, z 


Dienſtesnachrichten. 

Am 18. Dezember 1366 wurde der k. Notar Theodor 
Derheimer von Rodenhaufen auf Anfuchen nah Kaifers- 
lautern verjeßt, die zu Hengeräberg erledigte Notarftelle dem 
k. Notar Wilhelm Schneidawind zu Weyhers verliehen 
und die geprüften Rechtscandidaten Zulius Vogl aus Zwei⸗ 
brücken und Eduard Karſch von Nocdenhaufen zu U Notaren, 
namlich Erfterer in Rockenhauſen, Lebterer in Hornbach ernannt. 
Am 30. Dezember 1866 ftarb der k. Notar Philipp Lorenz 
Walt von Hornbach. 


Drud und Verlag der C. H. Bel’jhen Buchhandlung in Nördlingen, 
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Inpalt: * da Pfalz - — Gntwurf euus Sefepes, ketreffend ven St 
werb einer Erbigaft. - — viteratur. — —VDienſtes nachrichten. 


Aus der Pfalz. 
Nadchſiehend cheilen wir. den Leſern biefer Zeitſchrift bies« 
und jewfeits. des Rheines einen Antereffunten Rechtsfall mit, der 
ums als stegier im Bezirt Frankenthal während des — 
1841 vorgekommen iſt 
Ein Coloniſt von der Inſel Domingo kaufte in —— 
Werichetenn ein. Hofgut, welches Eigenthum eines 23jaͤhrigen 
Grafen war, der in der oſterreichiſchen Armee als Sieutnant 
diente, zur’ Zeit des Verlaufs zu: Sab in Boͤhmen garniſonirte 
und unter Bormundfchaft feiner: Mutter fand, die ihren vecht⸗ 
lichen und faktifchen Wohnfig iu Peſth (alſo in Ungam) hatte; 
— für ben Preis von 28,000 fi. Die. Genehmigung zu dieſem 
Berlaufe war. durch bie betreffende Gefpannichaft,; ale der ober⸗ 
vormundichaftlichen Behösbe, en — und es ae 
in dieſem Stadium nur EB: 
2 
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4) Um die F a je Verküperuni, 

2) Um die Auszahlung bes Kaufpreifes. An wen und wo? 

3) Um die Abgabe id’ apk bie, Nadfteuer, welche für bie 
Erportation dieſes Vermögens vom vayertſchen· Aerar beanſprucht 
warde. 

‚Ad 4, wolte, behafwtet · werden die; esänkerängsgäfie mit⸗ 
- telft öffentlicher Verſteigerung geſchehen, weil der Eigenthümer 
nad oſterreichiſchen Geſetzzu noch minderjahrig ſei Hub il ber 
öte Prältiinarienartifel des Code Napoleon jage: ‚les immeubles, 
meme ceux possedes par des ötrangers, sont regis par la loi 
irangkise ;# und es jei überdies eine gerichtliche Ermaͤchtigung 
respective ein commissorium nöthig. 

Der um Confultation angegangene Anwalt erwieberte: nad) 
Art. 3 Cod. civ. ſei es Ausgejprochener Satz: que les lois oon- 
eornaui Yölst et la capacit& des-personnes, regissent les fran« 
als möine t&sidant en pays ötrangers und hieraus fei der Schif 
zu ziehen, bak auch umgekehrt „lois personelles“ des Auslandes den 
Fremden im Inlande beherrihen. Nun fet es aber aus dem 
Documente ver Geſpannſchaft, welches in ungariishet_uub_Iateis 
"nifcher € Sprache vorlag, erfichtlich, daß das Gut in Ungarn aus 
freier Hand und ohne weitere getichtliche Ermächtigung veräußert 
werhen. könne, mithin falle auch letztere und bie Werfteigerung weg. 

Der Kaufalt wurde alſo erwichtet und darin beftinmmt, ba 
ker Kqufpreis an bie Mutter⸗ SEN Jo en m 
werben ſolle. 

Ehe dies aber: geichah. und — — machte das 
—— Aexar QOppoſition gegen. die vollſtäudige Auszahlung 
des Kaufprelſes und beanſpruchte 10 %. Militärabfahrtageld, in» 
dem es ſich auf die Verorbrtung gm. 16. Juli 1816 (Auswan⸗ 
derungen betreffend) berief, worin es im $ 4 heißt: 

„Da die allerhöchſte kgl. Berordnung won 4. Juni 1804; 
die Vermögensexportatienen betreffend, "wonach von jeder Ver⸗ 
mögenderportation eine Abgabe. von 10 % entrichtet werben muß, 
eben ‚wohl auf jene. Erportation. ausgebehnt werben . foll, die 
mit der Auswanderung in Verbindung fheht, oder burch: dieſe 
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ſich ereignet, in foferne beſondere ſpeztelle Staatsverträge nicht 
vavon befreien 2C.: ©; ..., ſo hat ver Auswanderer feier: Bere 
mögensftand genau nachzuweiſen und 'mit Auszügen aus der 
Mutterrolle 'zur belegen, es bleibt ihm zwar unbenommen; bet 
Verkauf von Gütern u. |. iv. (hier: irrelevantJ). * 

Hierzegen Vorſtellung worin ‚gefagt:wirb: „Es ift vichtig, 
daß mit Oeſterreich ein derogirender Vertrag nicht abgeſchlofſen 
iſt und daß mithin von dem exportirten Vermögen, wenn es an 
einen Unterthanen in Ungarn ausgeliefert und in. dieſes Land 
importirt wird 40% Abzugsgeld zu entrichten wire. Aus ben 
Alten geht aber hervor, daß ber nıinberjährige Eigenthümer zu 
Sa in Böhmen ſtiationirt iſt. Da nun aber Böhmen: zum 
deutſchen Bunde gehört und ber Dffizier dort jein domicile 
necessaire hat, wo feine Saruifon ift, fo kann von Eutrichtung 
ber Abgabe: keine Rede fein, ta unter den deutſchen Bundes⸗ 
ftaaten nad). der. Bunbesatte (Art. 18) durch. ben Beſchluß vom 
23. Zunt 1817 eine allgemeine Nachſteuerfreiheit zwiſchen ben 
deutfhen ‚Staaten eingeführt werben ift und da. angenommen 
werben muß, daß die perzipirende Mutker nur: en des 
Vermoͤgens ihres Sohnes iſt.“ 

- Diefe Grimde wurden als: Nihgetlig angenommen. und 
ſomit waren beide Anſtände beſeitigt. 

Wir'knuͤpfen mm hieran die weitere — wie verhaͤll 
es. ſich, wenn jetzt, nach Aufloͤſrng des deutſchen Bundes, ein 
bayriſcher Unterthan in einen Staat des norddeutſchen Bundes 
ober In einen nicht zu dieſem Bunte gehörigen deutſchen Staat 
als Auswanderer Vermögen exportirt? Ohrne Zweifel iſt deuitt 
das Militaͤrabfahrtsgeld zu: entrichten; denn die Bedingungen 
unb — ee — ja⸗ nicht 
mehr. | 
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BO Cntwurf eines Gefeßen, betreffeud ben Erwerb einer Erbſchaft. 


5 — & atwurf. 
eines Sefehen, betzeffend ben Erwerb. einer: Brhfsaft 
Erſter Abſchnitt. 

——— durch ben Erwerb einer Erwerbſchaft ent 

ftehbenden Rechten und Berbindlihfeiten.. 

F 1. Der Erbe. tritt mit dem Zeitpunkte des Exrbanfalles in 
alle übertragbaren Rechte und Verbindlichkeiten des. Erblaſſers ein. 

Dem Erben Hit jedoch das Recht vorbehalten, fih der Erb⸗ 
ſchaft zu entichlagen, ober die Verbiublichleiten des Erblaflers - 
nur in einem auf ben Werth des Nachlaffes beſchränkten Um⸗ 
fange zu übernehmen. - Die Ausübung biefes Rechtes kann dem 
Erben burch feinerlei Berfügung des Erblaſſers entzogen werben. 

:& 2. . Der. Erbe ift. verpflichtet, ben feßten Willen bes Erb: 

lafters fomweit als. moͤglich zu. erfüllen; :insbefonbere hat er ben 
Vermachtnißnehmern von:den ihnen zugedachten Vermächtnifien, 
ſobald als er von dem Inhalte der legten Willenserklärung Kennt: 
niß erhält, Nuchricht.zu geben. Wenn ein Bermächtniß einem 
Pflegebefohlenen zugebadyt wurde, jo bat. der Si. die Pfleg⸗ 
ſchaftsbehoͤrde hievon zw. verflandigen. | 

6 3. Das Gericht hat nicht don Amtswegen dafür Sorge m 
tagen, daß der Erbe die ihm obliegenden Berbindlichfeiten erfülle. 

F 4 Der Exblaffer kann, mit Beobachtung ber. üben die 
Errichtung letter Willenserklärung beftehenden Borjchriften, einen 
Bollzieher jeines letzten Willens beitelen, ben Wirkungstrets 
defſelben beſtimmen und ihm anch die DBermaltung des Nachlajs 
ſes oder eines Theiles defjelben, foweit baducd bie Rechte der 
.. nicht befchräntt ‘werden, Abertragen. wa 

85... Wenn: ein Vollgieher des letzten Willens veſtellt 
— ſo Hat derſelbe, wenn er den Auftrag annimmt, die Er⸗ 
füllung des letzten Willens in derſelben Weiſe, wie der Erbe 
zu bewirken. ($ 2). Es ſtehen ihm die Rechte und Pflichten 
eines Bevollmächtigten zu, deſſen Auftrag durch ben Erben nicht 
widerrufen werden kann. 

Wurde dem Vollzieher bes lebten Willens eine Vermögens 
verwaltung übertragen, fo ift er verpflichtet, über biejelbe Rech⸗ 





Ertwurf eine® Gefched, detreffend ben Erwerb auer erögaft BE 
naing' zu legen, von welcher: Verbindlichkeit er us — Erb⸗ 


> Taffer nicht euthoben werden Tann. 


’ 
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5 6. Der dem Vollzieher bes letzten Willens ertheilte Auftrag 
erliſcht, wenn der letzte Wille des Erblaſſers durch ihn oder durch 
ben Erben vollzogen oder die Erfüllung desſelben ſicher geſteilt iſt! 

87. Der Erbe hat bei dem Erbſchaftsgerichte zu erklä— 


ren, ob er fich der Erbfchaft entjchlagen, oder ob er dieſelbe bis 


halten, nnd im fegteren Falle, ob er die ihm als Erben 0b» 
Legenden Verbindlichkeiten mit oder ohne Semeantung. auf ben 
Werth des NRachlaffes übernehmen wollte" " 

Wer bie rechtzeitige Abgabe dieſer Crffkriing verſannt 
($ 44), kann ſich der Erbſchaft nicht mehr entſchlagen; er dann 
and) bie Beſchraͤnkung feiner Haftung auf den nr bes Rad 
fafjes nicht mehr in Anfprüch nehmen. 


5 8 Die Erklärung des Erben, ſich der Erbſchaft zu 


entſchlagen, oder eine unbeſchraͤnkte Haftung zu übernehmen, Tann 
nicht widerrufen werden; es kann auch ber Erbe, welcher eine 
beihränfte Haftung übernehmen zu wolfen En ſich nicht 
mehr der Erbſchaft entſchlagen. 

Wer ſich einer ihm in Folge einer letzten Willeneerklaͤrung 
zugefallenen Erbſchaft entſchlägt, kann ſich in Anjehung derſel⸗ 
ben nicht anf die geſetzliche Erbfolge berufen; fein Recht auf 
ben Pflichttheil bleibt aber durch die Entſchlagung nnberührt. 

69 Wenn ein Erbe erflärt, dag er nur eine auf den 
Werth des Nachlaſſes beſchränkte Haftung Übernehmen wolle, 
wenn eine Fideicommiß- oder Lehennachfolge eintritt, oder, wenn 
ein Erbe oder ein Vermächtnißnehmer mit einer fiveicommiffart- 
ſchen Subſtitution belaftet ft, To hat das Erbichaftsgericht bie 
Aufnahme eines Vermögensverjeichniffes, fans dasſelbe nicht 
ſchon dem Gerichte vorliegt, zu bewirken. In ben letzkeren 
Faͤllen bat fi die Aufnahme bes Vermögensverzeichniffes nur 
auf das ber Fideitommiß oder Lehennachfolge ober der fibei⸗ 
commiſſariſchen Subftitntion unterliegende Vermoͤgen zu erftreden. 

MU der: Aufnahme des Vermögensverzeichnifies "tft ehe 
Schaͤtzung der beweglichen Nachlaßgegenftände, und die Ermiit⸗ 
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v tel und Belegen, beizcienb ben Erwerb einer Erbſchaft. 


Kung. der zur Wexthbeſtimmung der unbeweglichen Raqhlahgegen 

ne nöthigen Daten zu. verbinden. 

- 8:40, ‚Die Rechtsnachfolge durch Erbſchaft ober Vermaͤcht⸗ 

” wird von dem Erbſchaftsgerichte über Anſuchen bes Erben, 
bes Bermächtnißuchmers oder eiues Dritten, der ein zechtliches 

Inlereſſe daran haf) beurkundet, wenn biefelbe nacgewiejn und 

unbeſtritten erſcheint. 

Weunn bie Beurkundung der Rechtsnachfolge durch Ver⸗ 
machtniß begehrt wird, jo if die Annahme bes Bermächtniffes 
insbejonbere darzuthun; dieſe Aunahme wird jedoch vorausgeſetzt, 
wenn der Vermächtnißnehmer ſelbſt um die Ertheilung der Be⸗ 
urkundung einjchreitet. 

8.11. Derjenige,. über deſſen Rechtsnachfolge eine Beur⸗ 
fundung von dem Erbjchaftsgerichte ertheilt wurde, bat für Je⸗ 
dermann ale Exhe oder Berwächtnignehmer nah Inhalt derſel⸗ 
ben, fo lange zu gelten, als die Beurkundung nicht im orbent- 
lichen Rechtswege entkraͤftet wird. 

8 12. Wer ein Recht glaubt behaupten zu können, das 
einer vom Erbſchaftsgerichte ertheilten Beurkundung widerſtreitet, 
bat dasſelbe vor dem zuftändigen Gerichte im ordeutlichen Rechts⸗ 
wege geltenb zu machen. 

- Wenn in Folge deifen- die Beurkundung entkraͤftet wird, 
ſo ſind die Verhältniſſe unter den Streittheilen nach den Beſtim⸗ 
mungen des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches über den red⸗ 
lihen und unredlichen Beſitz zu beurtheilen, 5 

. Dritte Berionen, welche. im. Vertrauen auf bie vom Erb⸗ 
Shaftsgerichte ertbeifte Beurkundung redlich gehaubelt haben, 
können. jedoch nicht mehr in Anfpruch genommen werben. -. 

8 $ 13. Der Erbe oder der Vermächtnißnehmer, welcher die 
Wehertragung der Rechte des Erblaſſers in den öffentlichen Bü⸗ 
hern bewirken will, bat der Grundbuchsbehörbe die ihm von 
dem Erbichaftsgerichte ertheilte Benrkundung vorzulegen.  - - 

Wenun es ſich jedoch um pfaudrechtlich ſichergeſtellte Forde⸗ 
rungen handelt, welche in den Nachlaß eines. Erblaſſers gehören, 
har. Fein Angehöriger der Länder ift, in. denen biejes.Gejeh Wirk⸗ 
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acranth ein⸗k Geſehes Deischienb dan Erpeero eine Vbia⸗n. BE 


ſamkeit hat, ſo tanz bie Vebertragung dieſer Forderungen in den 
oöͤffentlichen Büchern auch auf Grund ſolcher Urkunden bewirkt 
werden, welche in dem Laude, dem der Erblaſſer angehört, zum 
vollen Beweiſe Des Rechtanachiylge hinreichen. 

$A&. Ber einen Auſpruch gegen einen Erben als folchen 


zu u Bellen dat, kann bis zur Abgabe der im $ 7 bezeichneten . 


Erllärung, oder wenm ‚feine Krärung :abgegeben, und auch die 
Beurtundung des Erbrechtes nicht erwirkt wurde, bis zum Aus: 
ſpruche des im $ 44 bezeichneten Beſchluſſes verlangen, daß für 
ben Erben ein Vertreter beftellt werde, damit er gegen biefen 

feinen Anſpruch geltend machen koͤunne. 
$ 18. Jeder Glaͤubiger des Erblaſſers, jeber Vermärhtnißs 
nehmer und Nacherbe, ſowie auch jeder Pflichttheilsberechtigte, 
wenn er nicht zugleich Miterbe iſt, kann, wenn zu beſorgen iſt, 
daß ſein Anſpruch nicht befriedigt werde, Sicherſtellung verlangen. 
8 16. Sp lange die Güter und Rechte des Erblaſſers, 


welche ben Gegenftand eines öffentlichen Buches bilden, nicht - 


auf den Namen des Erblaſſers eingetragen find, können bie 
im $ 15 bezeichneten Forberungsberechtigten, nidyt vor Anbrin- 
gung des Antrages anf Sicherftellung unmittelbar bei dev Grund: 
buchsbehörde einſchreiten, um ihren Anfpruch tn den öffentlichen 
Büchern zur Erwirkung ber Rangordnung für bie ihnen zu ers 
theilende Sicherſtellung anmerken zu laſſen. 


Die Anmerkung iſt zu bewilligen, wenn das Eintreten des 


Erbfalles dargethan iſt. 

‚Der Antrag auf Sicherſtellung iſt jedoch in dieſem Falle 
Binnen. 14 Tagen nach dem Tage der Verftändigung über bie 
bewilligte Unmerfung bei bem zuftänbigen Gerichte anzubringen. 
Die Erſireckung dieſer Friſt findet nach ben Deftimmungen über 
die Erſtreckung ber Frift zur einer PEN: 
lichen, Vormerkung ftatt, 


‚Die Anmerkung it über Anſuchen eines, Betheiligten = 
Köfchen, wenn ber Antrag auf Sicherftellung nicht vechtzeitig, 


angebracht, ober wenn derſelhe rechzakxaͤftig abgewieſen wich, 
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BR - mir Aires Geſetzes betreffend ben Erwerb einer Eibſchafi 


ſowie wenn die Sicherſtellung oder die Befrlebigung de8 — 
nen Anſpruches erfolgt: 

:6 47. Nach Ablauf eines Jahres nad bem Eintreten des 
Eröfalles Tann eine Sicherjtelung und Anmerkung auf- Grm 
der 65 15 und 16 dieſes Gefeges nicht mehr verlangt: merben. 

848. Der Erbe: hat die Sorgfalt eines Vermoͤgensver⸗ 
walters anzuwenden, um ven. Schulpenftand bes Erblaſſers zu 
ermitteln, insbejondere bat ein Erbe, der nur eine auf den Werth 
bes Nachlaffes beſchränkte Haftung übernehmen will, innerhalb 
ber ihm zur Abgabe der im F 7 bezeichneten ‚Erflärungen er: 
theilten Frift ($ 39), die.. Gläubiger des Erblaffers öffentlich 
auffordern zu laſſen, ihre Forderungen bei ihm binnen, einer 
minbefieng mit einem und längitens mit zwei. — zu be⸗ 
meſſenden Friſt anzumelden. 

Dieſe Aufforderung hat der Erbe in bie Amisblatter fr 
Landes, in welchem das Erbichaftsgericht — Sitz hat, drei⸗ 
mal einfehakten zu laſſen. —— 

Bis zum Ablaufe der in der Yufforderung ‚bezeichneten 
Friſt kann der Erbe mit der Befriedigung der Glaͤubiger, deren 
Anjpräche wicht auf dinglihen Rechten beruhen, innchalten, . 

$ 19. Wenn. ein beichräntt haftender Erbe.die Beſtimmun⸗ 
gen bes $ 18 über die. öffentliche Aufforberung der STäubiger 
bed Erblaſſers außer Acht laͤßt, oder wenn er einzelne Glaͤu— 
Biger befriedigt, obgleich es ihm bekannt iſt, daß der Betrag, 
bis zu welchem er haftet, zur Beftreitung aller gegen ihn. als 
Erben erhobenen Forderungen nicht ausreiht: jo bat er bie 
Gläubiger, toelche in Folge deffen ganz oder theifweife unbefrie: 
bigt bleiben, ohne Rũckſicht auf die ihm zuſtehende Beſchrankung 
der Haftung in ſo weit zu entſchädigen, als ſie bei einer ver— 
häftnigmäßigen Bezahlung befriedigt worden waren. 

520. Die Miterben find In Anfehung der ihnen zuftehen- 
ben Forderungen, ſowie der ihnen obliegenden Verbindlichkeiten 
bis zur Erbtheilung ———— ——— und emeinſwaft⸗ 
lich verpflichtt. 

Wenn die Erbtheilung binnen drei Monaten uach beitr Ein 





Entwurf etrie® Gefehet, detreffend den Erwerb einer Orbfdäft,. IE 


treffen bes Erbfalles ftatifand, fo haften bie Miterben bis zum 
Ablaufe diefes Zeitraumes. Einer Tür Ale und Alle für Einen; 
befcht aͤnkt haftende Erben konnen jedoch nicht Über. ven‘ Werth 
des Nachlaſſes in Anſpruch genommen werden. 

5-21. - Bon einem unbeſchraͤnkt haftenden Miterben kann 
WE Erfüllung der dem Erben als ſolchen obliegenden Verbind⸗ 
lichkeiten in deren vollem Umfange auch nach der Erbtheilung 
oder beziehungsweiſe nach Ablauf der im F 20 bezeichrieten Zeit⸗ 
raumes verlangt werden; ein beſchränkt haftender Miterbe iſt 
dagegen nur mehr nach ‚bem Verhaͤltuiſſe ſeines Erbtheiles in 
Anſpruch zu nehmen. 

F 22. Durch die Beſtimmung ber 66 20 und 21 wird 
"die Geltendmachung ber auf eittzelnen Degennäuaen, ber gt 
haftenden dinglichen Mechte nicht berührt. 

523. Die Miterben Haben unter einander zur Beſtreitung 
der ihnen als Erben obliegenden Verbindlichkeiten nach bem 
Verhaͤltniſſe ihrer Erbtheile beizutragen, und in dem Fulle, als 
einem ber Miterben die Befrietigung eines auf einem binge 
lichen Mechte beruhenden Anfpruches obliegt, in den’ gleichen 
Verhaͤliniſſe den durch die SAD LOBERRIS BEN. Eu ber, ur 
erben entftehenben Ausfall zu decken. 

"624. Zu ver dem Erben als folchen sölkegeiben Ber⸗ 
bindlichkeiten tft auch zu rechnen, die Beſtreitung der mit der 
Todesanzeige, Verſiegelnng des Nachlaſſes, Aufnahme des Nach⸗ 
laßverzeichniſſes, Schaͤtzung der beweglichen Nachlaßgegenſtände, 
Ermittlung der zur Werthbeſtimmung ber unbeweglichen Nach⸗ 
laßgegen ſtaͤnde nöthigen Daten, Aufforderung unbelannter Erben, 
Beftellung von Nachlaßcuratoren und Aufforderung der Släu- . 
biget des Erblaſſers verbundenen Anslagen. 

525. "Die Gläubiger eines Erben oder eines Vermaͤcht⸗ 
nißnehmers können die ihrem Schuldner durch Erbſchaft oder 
Vermachtuiß zugefallenen VBerniögensgegeniftände mit Beobachtung 
der Vorſchriften der ——— — oder mit Arreſt 
Dam faften. 

Dieſe Mänbiger Finnen auf an vr isvem. Sthuldnet 
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ME Uanvurf eines Geſebes, heiveffenb den Erwerb eine Erb hak 


zugefallenen Gütern und Rechten, welche den Gegenftand eines 
öffentlichen Buches bilden, ein, Pfandrecht erwerben, ‚noch ehe 
die grunpbücherkiche, Fintragung der Rechte ihres Schuldners 
ftattfand, wenn ße der Brumphuchsbehörbe die: Urkunden vor 
Wegen, auf Grund derer bie Vormerkung der Rechte ihres Schuld⸗ 
nexs erfolgen: Tönnte, und wenn fie zugleich ihre Verechtiguug 
zur Erlangung eines bedingten oder unbedingten Pfandrechtes 
nachweiſen. Das dadurch erworbene Recht wird aber erſt daun 
wirkſam, wenn die grundbücherliche Einverleibung der Rechte 
ihres Schuldners erfolgt, aber wenn ſie der Grundbuchshehörhe 
die vom Erbſchaftsgerichte ertheilte — — — 
vachfolge Ihres: Schuldners vorlegen. 

8.26. , Die Rechte, welche die Gläubiger: eines — oder 
eines Vermachtnißnehmers nach g 25 dieſes Geſetzes ‚por. em 
Ablauf von drei Monaten nach dem Eintreten des Erbanfalles 
erwerhen, haben jenen Anſprüchen gegenüber, welche gegen ben 
Erben als ſolchen erhoben werden, je zu gelten, ale wären fie 
erit. nach Ablauf diejes Zeitraumes exworben worden. J 

F 27. Derjenige, welchem ein Erbtheil oder ein Vermächt⸗ 
niß in Folge der Eutichlagung des Erben: oder des Vermächt⸗ 
nignehmers zufällt, Tann von den Gläubigern bes ſich Ent⸗ 
ſchlagenden für die zur ‚Zeit ber Futſchlaguug beſtandenen For⸗ 
derungen bis zum Betrage des reinen Werthes des Erbtheiles 
oder des -Vermächtniffes in: Anſpruch geuommen werden. 

Diefes Net kaun nur innerhalb — BR nad ber 
Entſchlagung ausgeübt werben. 


Zweiter Abſchnitt. 


Bon bem Verfahren zur Erlan gung. ber Beurkundung 
bes a eines Erben oder eines — 
nehmers. 
8 28, ger. —* iſt dem Cryſchaftegerichte anuseigen 
Wenn der Gebfall durch den Tod eintritt, ſo iſt bie:-Ge- 
meinde, in welcher ſich ber Todesfall ereignete, verpflichtet, dgfüx— 
Sorge zu tragen, baß;;die Anzeige hinnen drei Tagen ngch dem 
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Tede an had Erbſchaftsgericht, oder wenn es ‚zweifelhaft iſt, 
welches Gericht das Erbſchaftsgericht I an das Bezirkägericht 
des Ortes eingejenbei werbe. 

Die Gemeinde bezieht dafür die im Beromungenege zu 
beſtimmenden Gebähren. 

Tritt. der Erbfal ‚in. Folge einer Tobeserfläräng ein, io 
hat das Gericht, bei welchem über bie Todeserflärung in eriter 
Inſtanz verhandelt wurde, die Anzeige zu erſtatten. 

5.29. Die ber Gemeinde obliegende Anzeige bat durch 
Ausfüllung eines im Verordnungswege vorzuzeichnenden Formu⸗ 
lares zu geſchehen; und dieſelbe hat die Angabe jener Umſtäude 
zu enthalten, welche zur Feſtſtellung des Erbfalles, zur Ermitt⸗ 
lung. der Erben und zur Beſtimmung des Erbſchaftsgerichtes 
erforderlich find. 

$.30. Wenn der Exblafjer außerhalb ber. Länder, in denen 
dieſes Geſetz wirkſam ift, ftirbt, fo find die Erbberechtigten vers 
pflishtet, dem Erbichaftsgerichte Die Anzeige des Todes und die 
Angabe der. im $ 29 bezeichneten Umftände zu machen, weun 
der Erblafier ein. Angehöriger diefer Länder war, oder wenn 
er ‚in dieſen Ländern ein unbewegliches Vermögen binterlich. 

Die Verpflichtung zur Angabe der im 6 29. bezeichneten 
Umſtaͤnde trifft bie Erbberechtigten auch dany, wenn der Erbfall 
in Folge einer Todeserflärung eintritt, 

$ 31. Nah dem Geſehe iiber, bie Boryahm — 
Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarteit (5...) iſt es 
zu beurtheilen, in welchen Fällen eine Verfieglung, aus Anlap 
eines Erbfalles einzutreten habe. 

$ 32. Als Erbſchaftsgericht hat in ber Regel jenes Be: 
zirksgericht thätig zu fein, in deffen Sprengel der Iepie ordent⸗ 
liche Wohnſitz des Erblaſſers war. 

Befindet ſich der Wohnſitz außerhalb der Laͤnder, in denen 
dieſes Geſetz Wirkſamkeit hat, oder kann der Wohnſizz nicht er⸗ 
mittelt werden, fo iſt jenes Bezirksgericht das Erbichaftsgericht, 
in. deſſen — es — oder der grohere — 
desſelben liegt. | 


28 Entwurf kines Gefehes, betreffend Sen Erwerb einer Erbſchaft. 


Wenn die Zuftänbigfeif unter mehreren Bezirksgerichten 
zweifelhaft ift, fo hat jenes von ihnen als Erbſchaftsgericht 
thätig zu fein, | an welches bie Anzeige des Erbfalles Auaft 
gelangt. J 

$ 33. Das Gericht prüft die Anzeige‘ des Erbfalle, veran⸗ 
laßt nöthigenfalls die erforderlichen Ergänzungen, und feitet im 
Zweifel über die Richtigkeit der Angaben die zur — 
Bun Erhebungen ent. 

8 34. Wer eine legte Willenserklärung in Verwahrung 
hat, iſt verpflichtet, dieſelbe fogfeich, nachdem er von dem Erb⸗ 
falle Keuntniß erhielt, dem Erbſchaftegerichte oder dem Baar 
gelegenen. Bezirksgericht zu übergeben. 7 — 

Die ketzte Willenserflärung Tann auch dem Berneindeorgant, 
das mit der Erhebung der für die Todesanzeige nöthigen Daten 
beauftragt iſt, zur ——— an das ————— uͤber⸗ 
geben werben. - 

Das Gericht Hat, wenn es nach dem Eintreten eines‘ Erb: 
falles Kenntniß erhäft, daß Jemand eine letzte Willenserffärung 

des Erblaſſers in Verwahrung hat; denſelben zur Vorlegung anf⸗ 
zufordern, und ihn noͤthigenfalls hiezu vr Anwenbung don 
Srangemitteln anzuhalten. 

836. Die dem Gerlchte vorgelegte letzte Willenderlidtung 
iſt, wenn ſie verſchloſſen war, ohne Verzug mit Schonung der 
Siegel zu oͤffnen, und es ift über den Äußeren und inneren 
Zuſtand derfefden eine, genaue Befchreibung welche 'nantentlich 
alle wahrgenommenen Untegelmäßigteiten anzugeben bat, zu 
zes zu nehmen. 

- Der Anfnahme de Protofolles find zwei Zeugen zuzuziehen. 

Parteien, die ein rechtliches Intereſſe daran haben, können 
der Aufnahme des Protofolles beiwohnen, und die Beridjichtigung 
ihrer Bemerkungen verlangen; es fit ihnen auch über ihr Ans 
juchen bie ee LEN — ganzen —— nach 
vorzuleſen. 

g36. Auf dem Originale ver letzten! Sillenertlurung 
iſt der Tag der Protokollsaufnahme anzumerken; dasſelbe iſt fohin 
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falls die Protokollsaufnahme nicht bei dent Erbſchaftsgerichte 
ſtattfand, ſammt dem Protokolle an dieſes einzuſenden und dort 
in Verwahrung zu nehmen. 

Eine beglaubigte Abſchrift der lehten Willenertlaͤrung iſt 
den Erbſchaftsakten beizulegen. 

5 3. Was in den $$ 34,.35,.36 von einer letzten 
Willenserklärung geſagt wurde, gilt auch von Erbverträgen und 
von Aufzeichnungen über münbliche legte Willenserflärnngen. 

5 38. Die Zeugen einer mündlichen leßten Willenserklä- 
zung find ungefäumt von dem Erbjchaftsgerichte über den In⸗ 
halt und über bie Umftände, von denen bie Giftigkeit derſelben ab- 
hängt, zu vernehmen, oder es ift deren Vernehmung durch das 
Bezirksgericht ihres Aufenthaltsortes zu bewirken. 

Die Zeugen einer fchriftlichen letzten Willenserklärung ober 
eines Erbvertrages konnen vernommen werden, wern deren Ver⸗ 
nehmung zur Aufklärung entftandener Zmeifel zweckmäßig erfcheint, 

"6 39. Wenn es nicht offenkundig iſt, daß der Erblaffer 
gar kein oder nur ein ſehr geringfügiges Vermögen hinterließ, 
fo Hat das Erbichaftsgericdyt diefenigen, welche nad Anhalt ver 
Alten’ ale erbberechtigt erſcheinen, anfzufordern, bie im $ 7 
bezeichnete Erklaͤrung abzugeben ; es hat diefelben über ben In⸗ 
haft des $ 7 in einer den Berhäftniffen entſprechenden Weiſe 
zu belehren und ihnen zur Abgabe der Erklärung eine ben Um⸗ 
Händen. angemeffene Frift zu beitunmen. 

Wenn ein Pflegedefohlener abs erbberechtigt erkeist, fo 
it die Aufforderung an deſſen geſehblichen — — die 
Pflegſchaftobehoͤrde zu richten. 

Die Aufforderung iſt zurückzunehmen, wenn — Erbſchafte⸗ 
gericht zur Kennwiß neuer Umſtände gelangt, aus denen her⸗ 
vorgeht, daß die urſprüngliche Aufforderung auf einer irrigen 
Vorausſetzung beruhte. Die Zurücknahme iſt jedoch nur inſo⸗ 
lange zulaͤſſig, als nicht die abgeforderte Erklaͤrung abgegeben 
oder das Eintreten der mit dem Stillſchweigen verbundenen 
Rechtafolaen ($ 44) ausgeſprochen wurde. 

8 40. Wenn der Erblaſſer kein Angehöriger der Laͤnder 
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iſt, In denen dieſes Gefch Wirkſamkeit hat, fo iſt die Auffor: 
derung nad} $ 99 nur dann zu erlaffen, wen ber Erblaffer 
ein in dieſen Ländern gelegenes unbewegliches Vermögen hinter: 
Läßf; wenn ein Gericht diefer Länder nach ben Grundfähen der 
Gegenfeitigkeit, über deren Anwenbung im Zweifel der Juſtiz⸗ 
Minister entfcheidet, oder nach befonberen Beftimmungen und 
Verträgen zur Entſcheidung ftreitiger Erbrechte zuftändig er- 
Icheint, oder wenn ein Betheiligter darum anfucht. 

g 41. Die nah $ 39 erlaffene Aufforderung iſt durch 
die öffentlichen Blätter Fundzumachen, wenn es ungewiß ift, ob 
ein Erbberechtigter vorhanden fei, wenn die Perfon oder der Auf: 
enthaltsort eines Erbberechtigten unbekannt oder wenn anzu⸗ 
nehmen ift, daß dem Erbſchaftsgerichte nicht alle Erbberechtig⸗ 
ten ya wurden. | 

2. Wenn aus Anlaß eines Erbfalles ein Kurator zu 
— iſt, fo iſt hiebei nach dem Pflegſchaftsgeſetze (GF...) 
vorzugehen. 

F 43. Die Friſt, welche dem aufgeforderten Erbberechtig⸗ 
ten nach F 39 ertheilt wird, kaun über Anſuchen erſtreckt wer⸗ 
den, wenn es wahrſcheinlich gemacht wird, daß die ertheilte Friſt 
zur Erforſchung des Vermögensſtandes bes Erblaſſers oder ‚zur 
Srmittlung der Erbberechtigung nicht auszeihl. 

Bei Bemeſſung der erften Friſt und bei Benrtbeifung von 
Erſtreckungogefuchen ift auf die Vorſtellungen der Parteien, die 
die ein rechtliched Intereſſe daran Haben, Rüdficht zu. nehmen. - 
Es hängt vom richterlichen Ermeſſen ab, ob die Parteien vor 
Erledigung des Erſtreckungsgeſuches zu: vernehmen: feten, 

: Die urſprünglich bemefierte und wie erſtreckte Friſt bürfen 
zuſammen den Zeitranm von ſechs Monaten nicht überjchreiten, 

5 44. Die im 6 7 angedrohten Rechtsfolgen werben nur 
dann wirffam, wenn bas Eintreten derſelben durch cinen Bes 
ſchluß bes Erbichaftsgerichtes ausgeſprochen wird. 

Diefer Beſchluß wird nur über Anſuchen einer Partei, pie 
ein rechtliches Intereffe hat, und nur dann gefaßt, wenn der 
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Erdberechtigte ober: beffen geſetzlicher Vertreter von ber nach N 3 
ergangerten Aufforderung verftändigt worden if. 

„Die Partei, welche dieſes Anfuchen ſtellt, hat bie Belege, 
welche zum Nachweiſe der Rechtsnachfolge, des. Exbberechtigten 
nöthig ſind, vorzulegen, falls dieſelben nicht et: in den — 
ſchaftsakten vorhanden find. 


Die nad $ 7 abzugebende Erflärung gift als BE 


angebracht, wenn diefelbe, obgleich nach verftrichener Friſt, je⸗ 
doch vor dem Ausſpruche bes Beſchluſſes über den Eintritt der 
Rechtsfolgen einlangt. 

Bon dem Beſchluffe, durch welchen der Eintritt ber Rechts: 
folgen ausgefprochen wird, iſt der, Erbberechtigte, gegen den er 
gerichtet ift, zu verftändigen. 

5 45. Die Bermögensverzeichnifie, die Schähungen und 
die Erhebungen über die zur Werthbeftimmung unbeweglichen 
Säter nöthigen Daten, welche über Gegenftände eines Nach: 
Lafjes aufgenommen werben, find bei den Erbſchaftsakten zu 
bewahren. . 

(Sqluß folgt) 





u = Siteratu. 
A. — über Beſchlußfaſſung in Bepfammlyngen 
und Collegien. Leipzig bei A. Fritſch 1867. 


Die bekannte unſterbliche und immer neue Streitfrage, ob es beffer 
fei, Sefeße von einem Einzigen ober von Verſammlungen feſtſtellen zu laſſen, 
die Rechtiprehung je Einem Manne oder michreren zu übertragen, und fo 
weiter, bat die Weisheit auf der Gafſe tn dem Lündigen Erkenntniffe ent 
ſchieden: ‚Viele wiſſen Viel, Keiner Alles,“ 

Freilich das Wiſſen allein ohne den Willen und die. Mittel wäre im 
Ganzen unfruchtbar; aber aud in dieſen Stüden vertraut ‚die Menge lies 
ber der Menge; ob mit Recht ader Unrecht, das hängt weniger von der 
Zahl als von ber Eigenart ab, denn auch Verfammlungen haben mitunter 
fchlimme Launen, bemerft Macaulay. Neben ben richtigen Satz, baß bie 
Zreipeit in der Vollöyertretung wäh, Yamı ber ebenfo tichtige geſtellt wer⸗ 


En 


| Kiteratur. 


— 


den, daß fie in biefer gelegenllich am jämmerlichſten zertreten wird, Maffens 
verfammiungen follten überhaupt nur tbatfächliche Verhältniſſe klar legen. 
fie find jedoch nicht geeignet, bie höhere Einſicht ficher zum Ausdruck zn 
bringe. Unter allen Umftänden kann eine Verſammlung nidyt wieein eins 
jigen Menſch deuten; die Beſchlußfaſſuig nach Gründen ſcheint nur in fo 
ferne zuläffig, werun: bie Verneinung einer Theilfrage zugleich bie ber Haupt⸗ 
frage bedingt und ausichließlih zu biefem Zwecke abgefimmt wird. Da⸗ 
gegen wird überzeugenb ausgeführt, daß die Abſtimmung nad) Gründen in 
bejahendem Einne in fehr vielen Fällen ein der Hauptabflinimung geradezu 
entgegengefehtes Ergebniß liefert und —— die Selbſtändigkeit der Rich⸗ 
ter erheblich gefährdet. 
Sn wenigen Fragen wird ohne äußere Mittel vollſtändige Einflunntig- 
feit zu erreichen fein; wo fie mit ſolchen augeſtrebt wird, fpricht der Zwang, 
nicht das Recht; wo einfache Stimmenmehrheit entſcheidet, richtet ſtreng ges 
nommen nicht die Verfanımlung, fondern ber Einzelne, der zulept fpricht; 
Gleichſtimmigkeit endlich kann nur durch fünftfiche, wern auch vom Geſetze 
vorgefeherie Mittel gebeilt werben. Die ſchwierigſten Verhäliniſſe bilden fich 
inäbejendere aus der Mehrheit ber Theilfragen nut unter fich ungleich zu⸗ 
fommengejegten Stimmenmehrheiten und bas Vorbandenfein, einer Menge 
von Einzelnſchriften, deren A. Zade einhundertelf verzeichnet, weiſt am be⸗ 
beutſämſten auf ſolche Schwierigkeiten hin; die vorliegende iſt eitſchieden die 
mit ben größten Fleiße und mit lebendigem Geiſte gearbeitete, durchweg ans 
ziebend, an manchen Stellen aber ebenſo anzüglich gefchrieben, was bei einem 
Marne, der zweiunddreißig Jahre Tang in Eollegien gefeifen und von Bor: 
ftänden wie von Beifigern übers und ab-, Überhaupt geflimmt wurde, an 
fih für ganz natürlich gelten mußte, wenn ſich die auzüglichen Bemerkungen 
nicht auch auf Dinge erftredten, die mit dem Gegenfland der Darftellung 
Nichts zu ſchaffen Haben; fo kam man aber ben Tadel nicht unterbrüden, 
daß der Herr Verjaſſer bei verfchiebenen nicht ganz ungeſuchten Gelegenheiten 
ohne jeden fachlichen Anlaß‘ ganz wider das Volkerrecht geiſtlgen ee i 
über ui Glanben und latholiſche — ae 


I 
Bienfiesnachrichten. 


Auf Anſuchen wurde ber Fol. Notar $. Klee von Kufel nad Goll⸗ 
Keim und der kgl. Notar 3. Heck von Nyelnzabern nah Kuſel verſetzt; 
der Nechtscandidat K. Obee wurde zum Fol. Notar In Rheinzabern er: 
nannt und ber Tgl. Rotar E. Huberwald in Kandel ſtarb am 19. Januar 1867, 
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Aus der Pfalz. 


Am 13. Januar wurde der Entwurf eines Geſetzes zur 
Verbeſſerung der Einrichtungen des Notariats in der bayerifchen 
Pfalz, deffen erfter Abſchnitt bereits Seite 145 Jahrgang 1866 
dieſer Zeitfchrift mitgetheilt worben iſt, vollendet und fofort 
nad der Drudlegung der jet verfammelten Abgeordnetenkam⸗ 
mer unterbreitet. Die weiteren Abfchnitte dieſes Entwurfe® 
lauten: 


Beurkundung der Veräußerung unbeweglidher 
Sachen und der diefen gleihgeahteten Rechte, 
Art. 1. 

Un gegen Dritte wirffam zu fein, muß jedes Rechtsge⸗ 
Schäft unter Lebenden über das Eigenthum an unbeweglichen 
3 
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Sachen oder fonftige dingliche Nechte an denſelben durch No- 
tariatsurkunde verbrieft werben. 

Der Notar Hat die hierüber zu errichtende Urkunde in 
Urſchrift, Abjchrift, oder in einem den wefentlichen Inhalt ders 
ſelben enthaltenden Auszuge in einer Zrift von breißig Tagen 
von ihrer Megiftrirung an geredmet und foweit dieſelbe einer 
gerichtlichen Beftätigung bedarf, vom Tage der Regiftrirung 
des Beftätigungs » Urtheil® an gerechnet, tranfcribiven zu 
laſſen. 

Dieſe Tranfeription bringt die nach den beſtehenden Ge⸗ 
feben damit verbundenen Wirkungen hervor. Jedoch hört bie 
Berpflihtung des Hypothefenbewahrers nach Art. 2103 code 
civil, die Forderungen der. Berfäufer oder Darleiher von Amts⸗ 
wegen einzufchreiben, jowie die im alle einer Tranſcription zu 
Sunften von dritten Befitern zufolge Art. 2180 Rr. 4 code 
civil nach zehn Jahren eintretende Verjährung der Hypotheken 
und Privilegien, auf. : 

Art. 2. 

In den Fällen, wo die Ehefrauen ihre aus ber Legal- 
hypotheke entfpringenden Rechte ganz oder thetlmeife Abertragen 
oder auf biejelben verzichten, muß dieſe Uebertragung ober Ver: 
zichtleiftung bei Strafe der Nichtigkeit durch authentiſche Urkunde 
gefchehen und die Nechtsinhaber gelangen in Bezug auf britte 
Perfonen nur in den Befiß durch die zu ihren Gunften genom- 
mene Einfchreibung diefer Hypotheke oder durch bie Erwähnung 
der Uebertragungen und BVerzichtleiftungen am Rande der bereits 
bejtehenden Einfchreibung. 
= Das Datum der Einjchreibungen oder Erwähnungen be: 
ſtimmt die Reihenfolge, in welcher diejenigen, welche Uebertra⸗ 
gungen erhalten haben, die Hypothekarrechte der Ehefrau ausüben. 

Art. 3. 

Den Adminiſtrativbehörden fteht auf den Grund des Art. 
17 des Gejeges vom 17. November 1837, die Zwangsabtretung 
von Grundeigenthum für öffentliche Zwecke betreffend, feine Be: 
fugniß zu, Rechtsgefchäfte der obenerwähnten Art zu beurkunden. 
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SIANDERUNGEN des Geſetzes vom 25, Ventöse XI 
betreffend. 
Zu Art. 4 

1. Kein Notar darf fih, ausgenommen in Amtsgefchäften, 
länger als drei Tage von feinem Amtsfige entfernt, ohne bie: 
von der Fol. SIGRIEDEDBINE feines Amtsfiges die Anzeige zu 
machen. 

2. Soll die Abwefenheit über 5 Tage dauern, ſo hat der 
Notar zuvor um eine Urlaubsbewilligung einzukommen. 

3. Urlaub von ſechs bis zu dreißig Tagen ertheilt der 
kgl. Staatsprokurator des einſchlägigen Bezirksgerichtes im Ein- 
vernehmen mit dem Präſidenten dieſes Gerichte. Ein Urlaub 
über dreißig Tage fann nur von dem Staatsminifterium der 
Juſtiz ertheilt werben. 

4, Wird der Notar als Geſchworner oder als Mitglied 
irgend einer gefeßlich conftituirten- öffentlichen Körperjchaft ein— 
berufen, jo hat er ber Stantsbehörbe feines Amtsfites nur die 
Anzeige jeiner Entfernung zu machen. 

5. Ein Notar, welder fi über drei Tage von feinem 
Amtsfige entfernt, ohne dev Staatshehörde die Anzeige gemacht 
oder über fünf Zage, ohne vorher einen Urlaub erhalten zu 
haben, kann mit einer Geldjtrafe von drei bis zu zehn Gulden 
belegt werben. 

Zu Art. 5. 


ever nad) Veröffentlihung dieſes Gefees zu ernennende 
Rotar Tann feine Funktionen nur innerhalb des Sprengels des 
Bezirksamts feines Amtsſitzes ausüben. 

Zu Art. 8. 

Diejer Artikel 8 findet feine Anwendung auf öffentliche 
Berfteigerungen, bei welchen ein Verwandter ober Verfchwäger: 
ter des Notare fich als Steigerer betheiligt. 

Zu Art. 9. 

Art. 9 iſt aufgehoben. a deſſen Stelle treten fofgenbe 
Beitimmungen: 

3* 
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Die Urkunden follen von zwei Notaren aufgenommen wer 
den oder von einem Notar, afjijtirt von zwei Seugen, die Un= 
tertbanen des Königs, männlichen Gefchlechts, volljährig, des 
Unterzeichnens Tundig und im Umfreife des Bezirksgerichts, wo 
der Alt aufgenommen wird, wohnhaft find. 

Bei allen Urkunden, die der Notar in Folge eines gericht- 
lichen Commifforiums aufnimmt, fowie bei allen öffentlichen 
Berfteigerungen und Verpachtungen find weder Zeugen noch ein 
zweiter Notar beizuziehen. 

Auch kann von der Beiziehung eines zweiten Notars oder 
zweier Zeugen auf den in der Urkunde zu conftatirenden Wunfch 
der Partien Umgang genommen werden: bei. nventarien und 
außergerichtlichen Theilungen. 

Die Gegenwart bes zweiten Notar ober der zwei Zeugen 
ift nur in dem Augenblicke erforderlich, wo die Urkunde vor- 
gelejen und von den Betheiligten unterzeichnet wird. 

Die Beitimmungen des bürgerlichen Gefeßbuches über die 
Form der Teſtamente jollen biedurd, Leine Aenderung erleiden. 


Zu Art. 30. 

Im alle gemeinfchaftlicher Betheiligung einer Mehrzahl 
von Perjonen genügt deren Angabe unter einer jede Verwechs— 
lung ausfchließenden Collectivbezeichnung oder die Angabe ber 
Namen und des MWohnorts eines der Betheiligten nebft ver Ans 
zahl der Mitbetheiligten. 

Bei Verpachtungen ift die Angabe der Pächter und ein 
betaillirter Gutsvortrag nicht nothwendig. Es genügt vielmehr 
ein fummarifcher Vortrag ber Liegenjhaften und Angabe des 
jährlichen Geſammtpachtzinſes. 

Zu Art. 35—44 incl. 


Diefe Artifel find aufgehoben. Um zu ben Functionen 
eines Notars zugelaffen zu werben, muß man: 
4. die Prüfung für den Juſtizſtaatsdienſt mit Erfolg beftanden ; 
2. nach berjelben wenigſtens zwei Jahre bei einem Notar als 
eriter Gehilfe gearbeitet; 
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3. den Gejegen über die Militärconfcriptton Genüge geleiftet; 
und 
4. das 25, Lebensjahr erreicht haben. 
Zu Urt. 51. 

Die Klagen der Notare auf Erftattung ihrer Gebühren 
und Auslagen find vor die Lands oder Bezirkögerichte zu brin- 
gen und entjcheiden diefe in erfter oder leßter Inſtanz nach der 
bejtehenden allgemeinen Hegel über bie Competenz. Indeſſen 
bleibt e8 den Notaren überlaffen, fi für ihre Auslagen und 
Gebühren auf den Grund des Art. 40 ber kgl. Verordnung vom 
9. April 1822 (Tarregulativ für die Gebühren der Notare) 
auch eine erecutoriihe Orbonnanz des k. Bezirksgerichtspräfidens 
ten ertheilen zu laſſen. 

Zu Art. 53. 

Bei allen gerichtlichen Verhandlungen der im Art, 53 be⸗ 
zeichneten Art ift die Oeffentlichkeit ausgeſchloſſen, mit Aus⸗ 
nahme der Klagen auf Schadenerſatz. 


Geje vom 22. frimaire VII. 
Zu Art. 42. 

Die Notare find befugt, Urkunden, Vermeflungspläne, 
Zeichnungsftüde, Drudjachen und überhaupt Schriftjtüde jeder 
Art in Berwahr zu nehmen -oder in einer Urkunde, bie fie er: 
richten, fih darauf zu beziehen, ohne daß fie einregiftrirt oder 
für Stempel vifirt find, unter der Bebingung, daß biefelben 
dem darüber zu errichtenden Hinterlegungsakte oder dem Alte, 
morin man fi) auf fie bezieht, beigeheftet werben. 

Die Notare haben in biefem Falle die Einregijtrirungs: 
und Stempelgebühren, wie auch die Gelbftrafen, zu welchen jene 
Urkunden, Aktenſtücke und dgl. Anlaß geben, zu erlegen. 

Geſetz vom 22. pluviöse VII (Möbelverjteigerungen 
betreffend). 
Zu Art. 1. 

Die Notare find allein berechtigt, Mobilienverftcigerungen 

anf Zahlungstermin und Verfteigerungen von Frücdten auf bem 
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Halme und von Gebäuden auf den Abriß, welche auf freiwil- 
liges Anftehen ftattfinden, vorzunehmen. 


Zu At. 6. 
Abſatz 1 des Art. 6 ift aufgehoben und ift bezüglich ber 
Regiftrirung der Mobilicnverfteigerungen künftighin gleichfalls 
der Art. 26 des Geſetzes vom 22. frimaire VII maßgebend. 


Das Defret vom 10. brumaire XIV, 


die Mobilienverfteigerungen und Inventarien betreffend, ift aufs 
gehoben, infoweit e8 die Verpflichtung des Notars zur Angabe 
der Stunde des Anfangs und des Endes jeder Sitzung und zur 
Conftatirung der Unterbredjungen und Yortjeßungen, die an 
demfelben Tage ftattfinden, betrifft. 


Beglaubigung von Unterfchriften. 

Den Notaren ift es geftattet, Unterfchriften auf Privatur- 
funden, die weder eine Mo- oder Immobiliarmutation, noch die 
Uebertragung eines bdinglichen Nechtes oder des Genuffes an 
unbeweglichen oder beweglichen Gegenftänden begründen, noch 
ein Schuldbekenntniß enthalten, follten fie ſelbſt auf ungejtem: 
peltes Papier gefchrieben fein, zu beglaubigen, ohne darüber 
eine fürmliche Urkunde zu errichten und ohne die Beglaubigung 
jelbft vepertorifiren und der NRegiftrirung unterbreiten zu 
müſſen. 


Soll von dergleichen beglaubigten Urkunden indeß vor einem 
inländiſchen Gerichte Gebrauch gemacht werden, ſo müſſen ſie 
vorher der Regiſtrirung und eintretenden Falles auch Stempel: 
vifirung unterbreitet werden. 

Ucherall mo befondere Geſetze dergleichen Beglanbigungen 
in Privatfachen, die mit der öffentlichen Verwaltung in feinem 
Zufammenhange ftehen, verlangen, können fie nur von Notare 
ertbeilt werben. 

Den Bürgermeiftern ſteht eine Leyalifationsbefugnig nur 
bezüglich der Unterfchriften auf jolchen Privatakten zu, welche 
Gegenftände ber öffentlichen Verwaltung betreffen oder von Per- 
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ſonen herrühren, welche adminiſtrative Functionen ausüben oder 
doch Functionen, die als ſolche betrachtet werden, z. B. Polizei⸗ 
commiſſären, Aerzten, Vorſtänden von Inſtituten ꝛc. 


Die amtliche Schriftſprache. 


Das Staatsminiſterium hat am 23. Januar 1867 (Juſt. 
Min.BL ©. 44) folgende wichtige und leider nur zu nothwens 
dige Entſchließung erlafjen, deren Befolgung von ganzem Her⸗ 
zen zu wünſchen iſt: 

Zu den Anforderungen, welche in Bezug auf die Förmlich- 
feiten bei amtlichen Schriftftüdden der Juſtizbehoͤrden geftellt 
werden müfjen, gehört auch der Gebrauch einer richtigen, vei- 
nen und gemeinverjtändlichen Ausdrucksweiſe. 

Die nothwendige Rückſichtnahme auf eine ſolche Schrift: 
ſprache verbietet insbeſondere den Gebrauch veralteter Ausdrücke 
und die Anwendung von Fremdwörtern, welche in der deutſchen 
Umgangs» oder Geſchäfts-Sprache nicht vollſtändig eingebürgert 
find. Die deutfche Mutterfprache bietet für leßtere faft immer 
ganz entiprechente Ansprüde dar, weshalb ber Gebrauch folcher 
Tremdwörter, welche die allgemeine Verftänblichkeit ausſchlie— 
Ben oder erfchweren, in der Regel eben fo überflüſſig, als uns 
geeignet erfcheint. Namentlich enthält die deutſche Sprache eine 
reiche Fülle von Worten und Redewendungen, welche fi für 
die Rechtsſprache vollftändig eignen und für die Sache und bie 
Begriffe ebenso bezeichnend find, als die in der Gerichtsiprache 
ſonſt üblich gewefenen fremdländifchen, vielfach nur dem Rechts: 
fundigen verftändlichen Ausdrücke, deren möglichſte Bejeitigung 
dringend angezeigt ift und anch in ben Gefebgebungsiwerfen der 

Reuzeit angejtrebt wird. 
Am ferner in amtlichen Schriftftücden neben der Reinheit 


er Balz ers 
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zugleich die erforderliche Richtigkeit der Art des Ausdrucks 
herzustellen, hat fich Iebtere für bie Benennung beftimmter Be⸗ 
griffe, Nechtsverhältniffe, gefelicher Einrichtungen u. dgl. mög- 
lichft der in den neueren Geſetzen gewählten Spradyweije anzus 
Ichliegen und Bezeichnungen zu vermeiden, welche entweder in 
ber Geſetzesſprache aufgegeben find, oder nicht einmal dem Sinne 
nach vollitändig zutreffen und erichöpfen. 

Das ?. Staatsminiftertum der Juſtiz ift bisher fchon bes 
müht geweſen, auf eine Verbefferung der amtlichen Schriftſprache 
hinzuwirken und nimmt biemit noch bejonders DVeranlafjung, 
jämmtliche ihm untergebene Stellen und Behörden anzuweiſen, in 
allen amtlichen Schriftftüden und vorzüglid in Erkenntniffen 
und Berfügungen an Barteien, auf den Gebraudh einer rich: 
tigen, von Fremdwörtern und veralteten Ausdrücken gereinigten 
gemeinverftändlichen Sprachweiſe moͤglichſt Bebacht zu nehmen. 


Entwurf 


eines Geſetzes, betreffend den Erwerb einer Erbichaft. 
(Schluß.) 

F 46. Wer bei dem Erbſchaftsgerichte um die Ertheilung 
einer Beurfundung anſucht, bat die zur Beurtheilung der bes 
haupteten Mechtsnachfolge durch Erbſchaft oder Vermächtniß 
nöthigen Nachweife, falls dieſelben nicht fchon bei dem Gerichte 
vorhanden find, vorzulegen. 

Wird diefes Ansuchen von dein Erben oder von dem Ver⸗ 
mächtnißnehmer ſelbſt geftellt, jo hängt e8 von dem richterlichen 
Ermeſſen ab, ob demſelben fofort zu entfprechen, oder ob der 
Ablauf aller, den bekannten und unbelannten Erbberechtigten 
ertbeilten, Erklärungsfriſten abzuwarten jei. 

Der Ablauf diefer Friſten iſt jedenfalls abzuwarten, wenn 
das Anjuhen um Beurkundung nicht von dem Erben oder von 
dem DBermächtnignehmer, jondern von einem Dritten, der ein 
vechtliches Intereſſe daran hat, gejtellt wird. 
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F 47. In der dem Erben ober dem Vermächtnignehmer 
zu ertheilenden Beurkundung ift die Grundlage anzugeben, auf 
welcher fie berifht. 

Die Beurkundung des Erbrechtes hat auch den Umfang 
desſelben zu bejtätigen. 

5 48. Wenn der Erblaffer fein Angehöriger der Länder 
ift, in denen diejes Geſetz Wirkjamfeit hat, jo iſt eine Beur: 
fundung der Rechtsnachfolge durch Erbſchaft oder Vermächtniß 
nur in den im $ 39 bezeichneten Fällen zuläffig. 

Stüßt fid) die vom Erbfchaftsgerichte ausgegangene Aufs 
forderung nur auf das Vorhandenfein eines in dieſen Ländern 
gelegenen unbeweglihen Vermögens, jo kann fih die Wirkſam⸗ 
feit der Beurkundung nur auf dieſes Vermögen erftreden. 

Wurde die Aufforderung durch das Anjuchen eines. Bethei- 
ligten veranlaßt, jo Tann eine Beurkundung nur dann ertbeilt 
werden, wenn von Niemanden, der ein rechtliches Intereſſe 
daran hat, eine Einfprache gegen die Zuſtändigkeit bes Erb- 
Ichaftsgerichtes erhoben wird. 

5 49. Wenn die Rechtsnachfolge eines Erben oder eines 
Bermächtnißgnehmers nach den gemäß $ 7 abgegebenen Erflärun- 
gen oder nach den vorliegenden Beurfundigungsgejuchen beitrit- 
ten ericheint, jo bat das Erbfchaftsgericht, wenn der Widerſpruch 
nach Vernehmung der Parteien nicht behoben wird, eine Frift 
zu beitimmen, innerhalb deren dic Rechtsnachfolge besjenigen, 
deſſen Anspruch das Erbichnftsgericht für beſſer begründet an 
fieht, vor dem zuftändigen Gerichte im ordentlichen Rechtswege 
anzufechten ift, widrigens die Beurkundung feiner Rechtsnach⸗ 
folge ertheilt würbe. 

Die bewilligte Frift kann unter Anwendung der Beltim- 
mung des F 43 erſtreckt werben. 

F 50. Wenn der Ausweis über die Einleitung des Rechtes 
ftreites bei dem Erbichaftsgerichte nicht innerhalb der dafür be- 
willigten Frijt einlangt, jo kann um die durch die Verweiſung 
auf den Rechtsweg aufgehaltene Beurkundung der NRechtsnach- 
folge eingejchriten werben, und dieſe ift zu ertbeilen, falls ber 


- 
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Nachweis über die Einleitung des Rechtsſtreites nicht noch vor 
Ausfertigung der Beurkundung einlangt. 

S 51. Auf das Gefud um Ertheilung einer Urkunde iſt, 
wenn dieſelbe mit einer vom Erbſchaftsgerichte bereits ertheilten 
Beurkundung im Widerſpruche ſtehen würde, nicht eher einzu— 
gehen, als bis dieſer Widerſpruch durch das Uebereinkommen 
der Parteien oder durch den Ausgang eines Rechtsſtreites be⸗ 
hoben erſcheint. 


Dritter Abſchnitt. 
Von der Erbtheilung. 


F 52. Das Erbſchaftsgericht hat, wenn auch nur Einer 
unter mehreren Miterben darum anſucht, die Vornahme der 
Erbtheilung einzuleiten und zu dieſem Zwecke alle Miterben 
unter der Androhung vorzuladen, daß für die Ausbleibenden 
Bertreter auf deren Koften beſtellt werben. 

Wenn einer der Miterben die Zuziehung anderer Perfonen 
verlangt, welche an der Erbtheilung ein vechtliches Jutereſſe 
haben, fo find dieſelben gleichfalls vorzulaben. 

S 53. Das Erbichaftsgericht leitet die Verhandlungen über 
die Feſtſtellung des zu theilenden Vermögens, über die Werthe 
beftimmung der einzelnen Nachlaßgegenftände und darüber, ob 
ein Nachlaßgegenitand getheilt, von einem Miterben übernom— 
men, oder an einen Dritten veräupert werben ſoll. 

S 54. Nachdem die im $ 53 bezeichneten Berhandlungen 
zu Ende geführt find, ift die Theilung vorzunchmen. Wenn 
ih die Erben, über die Perſon desjenigen, welcher die Art ver 
Theilung vorzufchlagen hat, — nicht einigen, jo hat ber bie 
Verhandlung Teitende Nichter den Entwurf der Theilung zu 
machen, falls verfelbe wegen der Verwiclung dev Berhältnifie 
es nicht für angemefjen findet, hiezu einen Sachverjtändigen zu 
bejtellen. 

Die Erbtheile find, wenn nicht eine andere Vereinbarung 
darüber erzielt wird, jo zu bejtimmen, daß das 2098 über Die 
Annahme derſelben entjcjeiben kann. 
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F 55. Die Theilung ift, joweit die Miterben unter einan- 
ber einig fing, durchzuführen. — Ergeben fich Streitigkeiten, 
welche im orbentlichen Rechtswege entjchieben werben müſſen, 
jo find die Streitpunfte in's Klare zu ſetzen. 

Werden die Streitigkeiten durch gerichtliche Entſcheidung 
oder in anderer Weife behoben, jo ijt die Erbtheilung über Anz: 
juchen eines der Miterben fortzujegen. 

F 56. Wenn ein Erbtheilungsvertrag unter alljeitiger 
Zuftimmung der daran Betheiligten zu Stande fommt, fo hat 
das Erbichaftsgericht vollftändige oder auszugsweile Ausfertigun: 
gen besjelben, über Anfuchen eines Seven, der ein rechtliches 
Intereſſe daran hat, zu ertheilen. 


Vierter Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


5 57. Bei dem Erbſchaftsgerichte Fönnen alle Geſuche und- 
Erklärungen mündlich ober fchriftlich angebracht werben. 

Es hängt vom richterlichen Ermeſſen ad, ob ein mündliches 
Anbringen zu Protokoll zu nehmen oder bloß in dem, über jede 
Erbichaftsangelegenheit zu führenden, Tagebuche anzumerfen jei. 

Ale Begehren, welche eine Partei in einer Erbichaftsange- 
legenheit zu ftellen bat, fönnen, foweit es die Lage der Sache 
zuläßt, in einem und demfelben Gejuche geftellt werben. 
858 Niemand ift in der Regel verbunden, fich vor dem 
Erbichaftsgerichte vertreten zu laſſen; das Gericht kann jedoch 
Parteien, welche unfähig find, fich verftändlih auszubrüden, 
auftragen, fich eines zum Erſcheinen wor Gericht berechtigten 
Bevollmächtigten zu bedienen. 

5 59. Die Berfügungen des Erbjchaftsgerichtes werden 
den PBarteien, wenn dieſelben anweſend find, mündlich eröffnet, 
und e8 bedarf im diejem Falle Feiner Behändigung derſelben. 
Sene gerichtlichen Verfügungen, welche durch das Nechtsmittel 
ber Beſchwerde anfechtbar find, wmüffen ihrem vollen Inhalte 
nach zu den Akten gebracht werden; in anderen Fällen genügt 
die Anmerfung des Inhalts der Verfügung in dem Tagebuche. 
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F 60. -Die Behändigung der Erlaffe des Erbichaftsgerich- 
. tes erfolgt in der durch die Civilprozeß-Ordnung für das Ver: 
fahren vor Einzelgerichten worgefchriebenen Weife. 

Das Erbiehaftsgericht kann anoronen, daß eine außerhalb 
des Sprengels desjelben wohnende Partei einen Behändigungs: 
bevollinächtigten am Gerichtsorte beftelle. 

S 61. Die Verfügungen des Exbſchaftsgerichtes, wodurch 
das Anſuchen um den Ausſpruch des Eintretens der im $ 7 
angedrohten Rechtsfolgen entſchieden, — eine Partei nach $ 49 
auf den Rechtsweg verwiefen, oder die Ertheilung einer Beur⸗ 
fundung verweigert wird, können mitteljt einer, binnen vierzehn 
Tagen bei dem Erbfchaftsgerichte anzubringenden, Beſchwerde 
angefochten werben. 

Die Beichwerbefrift Läuft, wenn die Verfügung der Partei 
mündlich eröffnet wurde, vom Tage der Kundmachung, außerdem 
vom Tage der Behändigung. 

Alle anderen Verfügungen des Erbfchaftsgerichtes find durch 
ein Rechtsmittel nicht anfechtbar. 

Es bleibt jedoch Jedermann, der fich durch eine Verfügung 
des Erbfchaftsgerichtes beeinträchtigt erachtet, unbenommen, biers 
über eine befondere Anzeige an das dem Erbichaftsgerichte un- 
mittelbar vworgefegte Gericht zu erjtatten und Abhilfe zu verlan- 
gen, falls er nicht zugleich das Rechtsmittel der Bejchwerbe er⸗ 
greift, in welchem alle bie Anzeige mit der Beſchwerde zu ver: 
binden ift. 

F. 62. Die Disciplinarmaßregeln, welche dem Gerichte 
nach den Vorſchriften ber Civilprozeß-Ordnung gegen Parteien 
und Vertreter zuftehen, koͤnnen auch von Erbichaftsgerichten an 
gewendet werden. 

S 63. Es iſt Jedermann geftattet, von den Erbichaftsaften 
Einfiht zu nehmen, Abjchriften zu erheben, und die Ertheilung 
von Beitätigungen über den Inhalt der Alten zu verlangen. 
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Hotizen. 


Das Staatsnıinifterium ber Zuftiz hat am 9. Februar 1867 (Aufl. M. 
BI. ©. 52) bezũglich der Fahrnißverſteigerungen Weifungen erlaffen, welde 
einestheils den Notaren bie Löſung ihrer Aufgabe möglichft erleichtern, ans 
derntheild aud dem gerichtlichen Geſchäftsgange zu Gute fommen und ges 
eignet find, Verzögerungen ferne zu halten. Zweckmäßig erfcheinen in ein 
für allemal beftimnten Zwifchenräumen wiederkehrende allgemeine Verſtei⸗ 
gerungstagsfabrten, welde die Regel bilden und in perfönlihem Zuſammen⸗ 
tritte der Gerichtevorftände und Notare feftgeftellt werden follen. 

Dei den bepfallfigen Verabredungen find namentlich zu berüdfichtigen: 

1. Die Gewinnung einer fländigen geeigneten Räumlichkeit zur Auf: 
bewahrung und Verfteigerung der Gegenflände und wenn folhe*nidt ſchon 
gegeben ift, die Erwägung, ob nicht Miethe und Bertheilung der Miethloften 
auf die einzelnen Maſſen nach einem billigen Maßftabe zu ermöglichen wäre. 

2. Feſtſetzung der allgemeinen Berfteigerungstagsfahrten, wo möglich 
immer für ein ganzes Gefchäftsjahr, und der Reihenfolge, in welcher fie von 
ben einzelnen Notaren abzuhalten find. 

3. Die Art und Weiſe der Veröffentlichnng diefer allgemeinen Ber: 
fleigerungstagsfahrten. 

4. Die rechtzeitige geordnete Ucberweifung der einzelnen Maflen und 
Aushändigung der Verzeichniffe an den betreffenden Notar. 

5. Der Geſchaͤftsgang bei Ablieferung. der Steigerungserlöfe an bie 
Gerichte. 

Auch nad Einführung allgemeiner PVerfteigerungstagsfahrten ift für 
jede der betreffenden Berfleigerungsmafjen vom Notare eine eigene Verfteis 
gerungsurfunde zu errichten und mit beigefügter Abrechnung über Ben Erlös 
aus biejer Maſſe, über die bierans beflrittenen Notariatsgebühren, ben 
treffenden Antheil an ben gemeinfamen Verſteigerungskoſten und bie 
allenfalls für die Maffe beftrittenen befonderen Auslagen mit ben Belegen 
über dieſe Ieteren zu den einfchlägigen Acten zu übermitteln. 

Ueber die gemeinfamen Berfteigerungsfoflen aber und deren Aus: 
ſchlag auf jämmtliche einfchlägige Maſſen ift dem Gerichte zugleich eine übers 
ſichtliche Berechnung mit den Belegen über beren Berichtigung vorzulegen. 

Sind mehrere Gerichte bei den allgemeinen Berfteigerungen betheiligt, 
fo wird es auch einer Verabredung darüber bedürfen, wie es mit der Prüs 
fung biefer Berehnung und deren Aufbewahrung gehalten werben fol, 
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In dem Entwurfe eines Geſetzes über die öffentliche Armenpflege ge⸗ 
ſchieht auch der Notare inſofern Erwähnung, als Art. 7 vorſchlägt, die No= 
tare Fünnen gegenüber den Armenpflegen für die Beurkundung vor Alimen: 
tationsverträgen, dann von Vollmachten und andern einfeitigen Erklärungen, 
fowie für die Ausjtelung von Zeugniffen und die Bornahme von Beglaubis 
gungen einen Anfprud auf Gebühren nicht erheben, 


Die Zeitjchrift des Anwaltvereins in Breußen, welche wegen Berurtbeis 
Yung ihrer beiden Herausgeber mangel8 Cantionsftelung nunmehr in ver: 
änderter Geſtalt erjcheint, beflagt ſich — nad) den von ihr dargelegten That⸗ 
ſachen mit vollem Nechte — über die Theilnahmslofigfeit ber Standesge: 
noſſen; die öfterreichifche Zeitfchrift des Arwaltvereind bat aus gleichem 
Grunde feit Neujahr zu erfcheinen ganz aufgehört und bieß mit dem jeden 
fall8 bündigen, wenn auch vielleicht nicht buchſtäblich richtigen Sage begrün— 
bet, daß es in Defterreich zwar fehr viele Anwälte gebe, aber feinen An— 
waltftand. 


In gleihem Sinne, wie der Plenarbefhluß des kgl. Bezirksgerichts 
Münden 1.d.%. vom 6. November 1866 (Seite 381 Jahrgang 1866 diefer 
Zeitfhrift) jebody mit forgfältigerer Begründung bat der oberſte Gerichts: 
hof in einem bisher ungebrudten Erfenntniffe vom 12. Sebruar 1856, ab⸗ 
weihend von den Anfhauungen bes k. Appellationggerichts von Schwaben 
und Neuburg, entfhieben, daß Geffionen, Hypothekverpfändungen ꝛc. aud) 
nach Eintrag der Gantfperre im Hypothekenbuche einzifchreiben feien, 


* 


Nach einer Minifterial-Entjchließung vom 5. Sunt 1863 und bezirks⸗ 
gerichtlichen Erkenntniſſe vom 4. Auguft 1863 Tiegt es außerhalb der Zu⸗ 


fändigkeit der Notare, Zeugniffe über den Inhalt des Hypothekenbuches ans: 
zuftellen. 


D 


Siteratur. 


Archiv für das VBerfiherungswefen, herausgegeben von 
Dr. A. F. Elsner. Berlin. Verlag von Theobald 
Grieben. 


Bei der grenzenlofen Unficherbeit aller Berbäftniffe, wie fie eben nicht 
erſt feit geftern empfunden wird, gewährt fhon bie Weberfchrift eines Buches 
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über Verficherungsweſen eine gewiffe Beruhigung, wenn aud auf manche 
Berfiherungen nur wenig Gewicht gelegt zu werben pflegt. Das allenthalben 
gleihmäßige Gefühl der inficherbeit bat in Deutfchland, ganz nach gewohne 
ter deutſcher Weife, höchſt mannigfaltige Verſuche wach gerufen, Surrogate 
für ſchwer zu mifjende und leicht zu verlierende Gitter oder doch Linderung 
für jolche Verlufte zu fchaffen; die verſchiedenſten Entwürfe befireben ſich, 
vorfichtiger zu fein, als es die Vorfehung fcheint und man macht fih, um 
mit einem berühmten fpanifchen Parlamentsbefchluffe zu reden, allen Ernſtes 
daran, bie überirbifche Borberbeftinmung zu corrigiren ober doch ihre 
Werke joviel als möglich einzuebnen. Allein, wie bei jedem babyloniſchen 
Thurmbaue, macht fih aud auf dieſem Gebiete eine Eprachverwirrung un: 
verfennbar geltend, foferne fich die entgegengejeßteiten Anfichten mit gleicher 
Außerer Berechtigung — weil in basfelbe hochzeitlihe Gewand der Geſetzes⸗ 
form gefleidet — je als die alleinfeligmachende ausgeben, und es bebarf 
jorgfältig gearbeiteter Hilfsmittel, fi im affen Fällen zurecht zu finden. 
Als ein vortreffliches derartiges Verficherungsmittel gegen Verirrungen 
kann das fo eben in zweiter Auflage erfchienene Archiv für das Verſiche⸗ 
rungswefen, von dem gemwandten und erfahrenen Redacteur der beutjchen 
VBerfiherungszeitung Herrn Dr. A. F. Elsner in zwanglofen Heften heraus: 
gegeben. allen bei dem Verſicherungsweſen Betheiligten, namentlich dem 
Handelsftande und den Suriften mit beften Gewiffen empfohlen werben, wenn 
es nach den Merken bes Herrn Herausgebers (z.B. Verfiherungszeitung, Brand: 
urfachen in Fabriken, Schätzung der Lebenskraft) überhaupt noch einer Empieh: 
lung als einer Art Verficherung des Schrififteller-Leumunds bedürfen follte, Aus 
umfangreichen Gefeßesfammlungen, Verordnungsblättern und fonftigen Veröfs 
fentlichungen hat das Archiv ein vollftändiges und klares Bild des Gegenftant: 
des, je nach feiner örtlichen Auffaſſung geliefert, was um jo fchwieriger er: 
ſcheint, al8 auch innerhalb ein und deffelben Rahmen ber Gefeßgebung zeit: 
lich verfchiedene Beftimmungen bald ſich gegenfeitig ergänzen, bald fich ges 
genfeitig aufheben und bald fich nır befämpfen; man muß mit dem Herrn 
Herausgeber fagen, e8 ſei faum möglich, daß jeder Einzelne von ben Vielen, 
benen die Kenntniß der beutfchen Verfiherungsgefeßgebung nothwendig ober 
wünſchenswerth if, biefe Aufgabe für fich Idſe, und deßhalb das Bebürfutg 
einer ben Anforderungen "ber Praris entſprechenden, Vollſtändigkeit mit 
Neberfichtlichfeit verbindenden Darftelung — wie fie gegebenen Falles wirf: 
lich vorliegt — als ein ungmeifelhaftes anerkennen. Augenſcheinlich hat ber 
Herr Herausgeber Feine Mühe und Feine Opfer geicheut, das Werk zu einem 
ganz verläffigen Führer zu machen. Die Gonceffionsfrage ift in jedem ein— 
zelnen Staate nach ihren verfchiedenen Beziehungen behanbelt, ebenfo die 
Beftimmungen, nad welchen ſich ber Gejchäftsbetrieb ber Verficherungs- 
- Anftalten zu bewenen bat, die Schranken, bie ihm faft überall gezogen find, 
bie etwa gelibte ſtaatliche Beauffihtigung und ber Einfluß, welden öffents 
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lihe ESocietäten auf den PrivatsVerfiherungsbetrieb ausüben und bie auf 
dem Betriebe laſtenden Auflagen. Freilich wird — um mit bem Herru 
. Herauegeber zu reden — das Studium ber Darftellung überall nur bie 
Ueberzeugung bejeftigen können, daß bie Geſetzgebung mit dem bedeutenden 
Auffhwunge des Berfiherungsweiend, mit dem fortwährend wachjenden 
Berfiherungsdebürfniffe Teineswegs gleihen Schritt gehalten babe, uud 
daß eine turdgreifende Meorganifation immer dringender herbeizuwünſchen 
it; die neueflen Geſetzgebungswerke ſehen noch nicht nach ber Morgenrötbe 
des neuen Tages aus, doch muß ber Tag fommen, wo man dem Verſiche⸗ 
rungswefen die überflüffigen Felleln abnimmt und Deutichland erlaubt, auf 
dem Gebiete derfelben einig zu fein. ©. 


Bienftesnacdridt. 
Am 11. Februar 1867 ftarb der Fol. Notar Mar Zofepp Grubau in 
Freifing. | 


Im Derlage der C. H. Beck'ſchen Buchhandlung in Nörb- 
lingen find erjchienen: 
Brater, Earl, Bemerkungen fiber den Entwurf einer neuen Ge: 
meindeordnung für das Königreich Bayern. 1850. gr. 8. 
40 ©. Preis 24 ir. 


Mais, Dr. k. Bez.⸗A.⸗Aſſeſſor, Entwurf einer nenen Gemeinde 
orduung in Bayern. 1864. 7% Bog. gr. 8°. broſch. 

Preis 48 Er. 

Diefe beiden Arbeiten dürften in dem Augenblide ber Veröffentlichung 
der fog. neuen Socialgefeßgebung vielfaches Intereſſe barbieten. 

v. Völderndorff, Dr. k. Handelsappellationsgerichtsrath, die Form 
der Rechtsgeſchäfte nad) allgemeintn Grundfägen und den 
pofitiven Rechten. 8. 7 Bog. br. 54 fr. 

„Diefes Buch dürfte insbefondere für die angehenden Notare von Wich⸗ 
tigkeit fein, da e6 den In halt des Art, 14 des Notarlatsgefeßed in feinem 
Zufammenbange mit dem Rechtsſyſteme und den PBartifularrechten des Ko⸗ 
nigreihs Bayern barftellt,* 


Drud und Verlag der ©. H. Beck'ſchen Buchhandlung in Nördlingen. 
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Aus der Pfalz. 


Ein acquiescement. Verſchiedene Notizen und 
Wünſche. 

Eben erſt in den Beſitz der Nummer 23 vom vorigen 
Jahrgang gelangt, finden wir eine Widerlegung des von uns 
in Nr. 19 deſſelben Jahrgangs aufgeſtellten Satzes: „daß bei 
einer Kollektivſchenkung im Falle des kinderloſen Ablebens eines 
der deſchenkten Descendenten, das Rückfallsrecht nicht geltend 
gemacht werben könne 20.” Diefe Widerlegung ift mit fo viel 
civiliſtiſchem judicium geſchrieben, daß wir große Luft Hätten, 
gerabezu ven Sab gelten zu laffen: „qui tacet consentire vide- 
tur“; denn wir haben gleich bei Ergreifung der Feder im Sep: 
tember v. J. recht mohl gefühlt, daß es eine ſchwierige Aufgabe 
jet, ven fo apodiktiſch aufgeftellten Satz in feiner Nacktheit mit: 
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Conſequenz durchzuführen, haben aber das Wageſtück dennoch 
unternommen, um eine weitere Beſprechung der Frage zu pro—⸗ 
vociren, ſelbſt auf die Gefahr hin, daß wir unterliegen ſollten 
und daß man uns, wie geſchehen, den Vorwurf machen ſollte, 
wir ſtempelten perſoͤnliche (zum Bedürfniß gewordene) Wünſche 
zu faktiſchen Wahrheiten, blos um eine Jueonbenienz“ in ber 
Praris zu befeitigen. Um die Meifterichaft in der Replik von 
vornherein anzuerkennen und unjere Niederlage in thesi zu do: 
cumentiven, haben wir gegenwärtige Erwiderung „acquiescement“ 
betitelt und wenn wir im Widerfpruch mit diefer Benennung 
noch eltmat at fond auf die Sache zurückkommen, ſo geſchieht 
dies bloß deßhalb, um einestheils die Schlußſätze unferes Geg- 
ners in ihren Conſequenzen weiter auszuführen und um andern- 
theils uns zu rechtfertigen. 

® Die. Idee, welche uns bei der Ausarbeitung vorſchwehte, 
aber nicht weiter ausgeführt worden iſt, gründete ih eigentlich 
darauf: daß bei Legaten der Artikel 1044 nach der franzöfiichen 
Praxigs dann wicht zur Anwendung kommt, wenn die Anwei⸗ 
fung bes Theile an die gemeinfchaftlic) eingefegten Legatarien 
nurtie-Bottziehbung betrifft und ht die Erbernfetzug 
ſelbſt und wollten nun dieſen So in Verbindung mit den Be- 
ftimmungen über elterliche Theilungen (Artikel 1075 et seq.) 
analog anf Colleftivfchenfungen ber bezeichnete Art anwen— 
den, müfjen nun aber eingeftehen, daß dies wegen ber redht- 
lichen Natur ber Schenkungen bei Condenatariis nicht ftatthaft 
ift, denn: Jitera soripla manet. Wir ſagten deßhalb auch gleich 
im Eingang, daß das Rückfallsrecht principiell eintrete 
Mir leiten nun unter Emenbirung umferer eriten Auseinanber- 
und unter Woption der Schlußſätze bes geehrten Herrn Ber: 
faſſers in Nr. 23 nachſtehende Folgerungen ab: 
1) Ein jas acorescendi findet. nicht flatt, das. Ruͤckfalls⸗ 
recht wird aber dadurch illuſoriſch und paralyſirt, daß die Mit⸗ 
wirkung des Schenkgebers hei dem. Schenfungss und. Theilungs⸗ 
aft eine. Sinwilligung ‚zur Veräußerung, involpirt und daß ;bieje 


durch die. ungleiche Verteilung. der Schentobfekte, wenigſtens 


m 
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theilweiſe, gleich realifirt wird, daß dadurch das Rückfallsrecht 
nicht indicirt und folglich auch bei ber weitern Veräußerung 
des Schenfgeber8 nicht noͤthig iſt, was aber gerade den Gipfels 
punkt unferes Elaborates bildet. 

2) Obwohl das gejeßliche Rückfallsrecht, wie ſolches ber 
Art. 747 conftituirt, ein wahres Erbrecht (un droit Saccessif) 
ift, jo wird im fupponirten Falle dennoch ein Berzicht von 
Geite des erbberedhtigten Ascendenten im Widerſpruch mit den 
Artikeln 791 und 1130 zu präfumiren und zufäßig fein — 
eine Anomalie, die im Art. 918 ein Analogon findet. 

8) Wenn die ungleiche Bertheilung der Schenfobfefte, un. 
beſchadet der juriftifchen Fietion des Art. 883, als eine Ver⸗ 
Außerung reſp. Aeguifition des plus angejehen werden Tann, 


jo muß auch die gefeßliche Theilungsgewährfchaft Plaß greifen 


and ein Brivileginm für den Ausfall eriftiren, welches auch 


nach Ablauf der jechSmonatlichen Frift immer noch injertbirt 
und geltend gemacht werden kann, webei dann aber natürlich 
der Grundſatz der Priorität entſcheidet (Art. 2113). - ) 

Um für: biefen Gegenftand nicht mehr Raum in An—⸗ 
ſpruch zu nehmen, wollen mir die ſich von ſelbſt darbietende 
Trage, ob die Transſcription ber Schenkung erforderlich und 
ob fie collective aber nad) Maßgabe der Theilung zu bewerk⸗ 
ſtelligen fei, für heute nicht erörtern; fohlten wir aber in Obi⸗ 
gem Fehlſchlüſſe gemacht haben, jo Sitten wir um Raum zur 
Belehrung durch den Correſpondenten, da diefer bei ſeiner 
bündigen Schreibweiſe gewiß nicht zu viel in Anſpruch nimmt. 


Durch eines der ‚Hefte dieſer Zeitſchrift (1860 S. 349) 
wurden wir. auch mit' der Weiſung des Juſtizminiſteriums vom 
7. Novbr. 1866 bekaunt, wornach Verſteigerungsanzeigen 
(natürlich nur in geſetzlich gebotenen Fällen) zur Erſparung 
son Koſten in fummariſcher Weiſe geſchehen ſollen. Dies⸗ 
ſeits iſt dies gejeglich vorgeſchrieben und wo Notarien in. 


‚einzelnen Fällen ihren Einruckungen eine Detailbeſchreibung der 
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Verſteigerungsobjecte einverleiben, jo gejchteht dies wohl nur. 
dann, wern das gejegliche Verfündungsblatt zugleich die Stelle 
eines Lofalblattes vertreten fol, d. h. wenn im Ort der Ver⸗ 
fteigerung kein Anzeigeblatt erfcheint. 

Anders verhält es ſich aber mit den den kgl. Anwälten 


obliegenden Verkuͤndigungen von Zwangsverfteigerungen. Diefe 


enthalten, den gejeßlichen Beſtimmungen entgegen, fehr häufig 
nicht bloß eine fehr umftändliche Befchreibung ſämmtlicher Bar: 
zellen, fondern auch eine mehrere Spalten durchlaufende genea- 
logiſche Nomenclatur ganzer Yamilien, während die Angabe des 
Schuldtiters, auf Grund deffen entgütert wird, nie Pla 
findet, was, wenn auch nicht geboten, doc, ſehr zwedmäßig 
wäre und in der Natur der Sache läge; benn der Intereſſent, 
namentlich der nicht inferibirte Gläubiger, möchte doch vor allen 
Dingen willen, ob auf den Grund einer Generale ober einer 
Specialhypothefe, ob aljo alle Immobilien des Gemeinſchuld— 
ners verjieigert werden ober nur ein Theil derſelben. Eine jehr 
große Inconvenienz und eine contradictio in adjecto ift es 
auch, daß die erfte Kinrüdung nah Vorſchrift des Art. 17 
Ziff. 5 des Erpropriationsgefeßes immer fchon die Bemerkung 
enthält, daß die nähere Befchreibung der Immobilien fowie bie 
Verfteigerungsbedingungen bei dem Verfteigerungscommiffär eins- 
gejehen werden können, während fie diefem exit 30 Tage vor 
ber BVerjteigerung mit den Prozeduraften und dem Hypotheken⸗ 
Status einzuſchicken find, was zur Folge bat, daß fich Intereſ⸗ 
fenten vergeblich bei dem Notar einfinden, wo dann ihren Ans 
forderungen in einem frühern Stadium nicht entfprochen wer: 
den Tann. 

Möchte dieſer Mipftand in maßgebenden Kreijen befannt 
und auf legislativem Wege befeitigt werben.. Den Beweis bier- 
über haben wir biefesmal zum guten Glück ſchwarz auf weiß, 
während es uns bei unferer frühern Behauptung, „daß das 
Ergebniß der Vermeſſung getheilter. Parzellen in ben Cataſter⸗ 
anszügen faft durchweg fehle”, infofern ſchwer gefallen ift, ven 
Mangel bes Schwarz auf Weiß in der. angegebenen Ausbehnung. . 
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d. h. auf 6 Jahre zurück, nachzuweiſen, als dies auf die neueſte 
Zeit in terminis nicht paßte, was uns auch die Nothwendigkeit 
anferlegt hat, die Behauptung, infomeit fie den dermaligen 
Amtsvorſtand zu 'compromittiren gecignet war, in biefer Zeil⸗ 
ſchrift zu widerrufen, während ſich aber bie behaupteten Amiſ—⸗ 
ſionen bezüglich der frühern Zeit auf eine Reihe von mehr als 
10 Jahren zurücd vollfommen beftätigten und täglich immer 
mehr deftätigen, jo daß das betreffende Controlamt mit nach⸗ 
träglichen Ausfüllungen ftark in Anspruch genommen ift. _ 

Die Beiprehung der Einrückungen veranlagt uns ſchließ⸗ 
lich noch etwas zu rveproduciren, was wir in Nr. 10 des Jahr: 
.gangs 1865 fo zu fagen breit gefchlagen haben; nämlich über 
die Defignation der Verfündigungsblätter durch die k. Bezirks: 
gerichte. Wir fagten dort, um es kurz zu wiederholen, daß fich 
Meinere Lokaldlätter hiezu nicht eigneten, fondern nur folche 
bie wenigſtens in ben meisten Orten bes-ganzen Gerichts: 
bezirks verbreitet jeien und daß man aljo im Intereſſe der Ver: 
fteigerer und Steigliebhaber fo viel wie möglich concentriren 
folle. Kurz daranf machten es ſich einige Mitglieder des pfäls 
ziſchen Landrathes zur Aufgabe, unter die Bitten und Beſchwer⸗ 
den auch die Abjichaffung des Monopols der „Pfälzer Zeitung” 
einzureichen mit dem Vorſchlage, ein eigenes Anzeigeblatt 
für die ganze Pfalz zu gründen, d. h. alſo auf den Stand ber 
frühern Gefeßgebung zurückzukehren, wornach alle offiziellen Ans 
zeigen in bie Beilage zum Amtsblatt aufzunchmen waren — 
ein Blatt, welches außer den Beamten, bie es gralis erhielten, 
gar Niemand gelefen hat, welcher Umftand auch den Gefeggeber 
vom Sabre 1846 bewogen hat, diefe Beitimmung abzufchaffen 
und es den k. Bezirkögerichten zu überlaffen, eines der Blätter 
zu beftimmen, die im Gerichtsbezirk die meifte Verbreitung 
haben. Und fo war ed vernünftig und praftiih. Warum nun 
gerade in diefem Punkt fo vetrograd und ſonſt boch jo Forts 
chrittlich Tann nur der begreifen, der da meiß, daß bie Invec—⸗ 
tive aus perföänlichem Haß gegen (nicht die Tendenz, jondern) 
den Redacteur der Pfälzer - Zeitung entfprungen Ht und daß es 
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bem intelleteuelfen Urheber nur darum zu thun war, drejfem 
Rebacteur einen ‚materiellen Schaden zuzufügen, unbefümmert 
barum, 06 dem Publikum bamit genüdt werde ober nicht. Diefe 
Reproduction Halten wir jet gerade deßhalb ‚für geeignet, weil 
bie Leibenfchaftlichfeit, mit der die Sache im Landrath aufge 
griffen wurde, fich vielleicht durch Mittelsperfonen, die bie 
Pfälzer Zeitung aus andern Gründen nicht mögen, in Lanb- 
tage Luft Schaffen möchte, da es ihr nicht gelungen ift, fi 
jelbjt einen Sig in biefem hohen Haufe zu verfchaffen. 

Pluralität der Verfündigungsblätter ift und bleibt ein 
foftjpieliger Mißſtand und da die Pfälzer Zeitung nun einmal 
zuerjt da mar, jo wollen wir als Freunde des Friedens und 
als Auriften den Beſitzſtand ſchützen. 

Ehen fommt uns auch der Gejegesentwurf ‚bezüglich -ber 
wünfchensmwerthen Reformen im pfälzifchen Notariate in Händen. 
Wir vermiffen darin die Abänderung der Eoftfpieligen Zorm bei 


— der Notifikation von Interdietionen an die Notarien. Warum 


immer noch expreffe Boten ftatt einfacher Veröffentlichung in 
dem durch das Bezirksgericht beftimmten Blatte? Weber diefen 
zu .vielem Dank verpflichtenden Gejegentwurf, namentlich aber 
über. die Legalilation von Unterfchriften auf Brivatvollmachten 
buch Bürgermeifterämter ein andermal mehr; denn peri- 
culum in mora fcheint noch nicht vorhanden zu fein, und dann 
auch Etwas über die gänzliche Abichaffung der Wuchergeſetze, 
durch welche die moralische Verantwortlichteit der Notarien 
aufs. Höchite gefteigert wird. 


m — — — 


Ueber die Einrede des nicht bezahlten Geldes. 

Auf den am 15. Dftober 1855 geftellten Antrag des Ab⸗ 
georbneten Dr. J. BEI auf Abkürzung der gemeinrecht— 
lichen Frijten für die Einrede des nicht bezahlten Geldes in 
ihren verfchiedenen Arten erfolgte am 5. April 1856 Gefammt- 
beſchluß, es ſei den Mipftänden, welche aus der in den wmeiften 
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Gebietstheilen des Koͤnigreichs beftehenven Gejeßgeßung über die 
Einmwenbuug bes nicht empfangenen Geldes in ihreu verſchieden⸗ 
artigen Anwendungen entipringen, vermittelſt einer durchgreifen: 
den Reviſion der. auf biefes Rechtsmittel nnd len Wirkungen 
Bezug habenden Borfchriften abzuhelfen. 

Noch ehe jedoch ein dießbezüglicher Geſetz⸗ Entwurf vorge: 
legt wurde, ergab fi) eine ungefuchte Gelegenheit, über diejen 
Gegenſtand wenigfiens theihweife zu verfügen, nämlich bei Be: 
rathung des Gejegentwurfes über die execntorifchen. Urkunden: 
bier ſchlug der Geſetzgebungsausſchuß ver Abgeordnetenkammer 
am 3. Mai 1856 als Art. 10 Ziff. 5 des nachmaligen Ges 
feßes vom 1. Zuli 1856 die Befttinmung vor, in dem Verfahren 
über ereentorische Urkunden finde die Einrede bes. nicht empfange- 
nen Geldes überhaupt nicht ftatt und könne auch außerhalb des- 
jefben gegen erecutorifche Urkunden nicht mit der Wirkung gel: 
tend gemacht werben, daß fie den Beweis der Aufzahlung des 
Geldes auf ven Gläubiger wälzt. Diejen Vorfchlag begründete 
ber wmuftergiltige Ausjchußbericht des Abg. Dr. Me Barth vom 
12. Mai 1856 $. 30 (Verb, der Kammer der Abg. 1856 Beil, 
B. WW ©. 173) mit den befondern Schwierigfeiten, welche für 
bie Rechtſprechung entftänden, wenn das Geſetz hierüber Feine 
Beſtimmung enthielte; im Vollſtreckungsverfahren ſei die Einrede 
gänzlich auszuſchließen, weil ſie auf das directe Gegentheil deſſen, 
was durch die Urkunde conſtatirt wird, gerichtet iſt, aber auch 
außerhalb dieſes Verfahrens und daher namentlich bei der adtio 
cassatoria und dem Nachproceffe müffe ihr die Wirkung benont- 
men werden, daß fie den Beweis auf ben Berechtigten wälze, 
benn es wäre dog) ein rechtes Schattenfpiel, wenn der, zu deſſen 
Gunften auf der einen Seite Trequirt wird, auf ber andern 
gleichzeitig oder nachträglich erjt beweifen müßte,. daß er ein 
Recht überhaupt erworben habe. Dabei komme zu erwägen, baß, 
wenn auch ber Darleihensuchmer zuweilen fich veranlagt fehen 
mag, den. Empfang ber noch nicht aufgezählten. Summe in ber 
Erwartung nachgängiger Aufzählung zur Vermeidung vor In⸗ 
convenienzen einftweilen zu befennen, ein nur einigermaßen 


“. 


56 Weber bie Einrede bes micht begaßlien Gelbe.— 


8 


vorſichtiger Mann dies doch niemals ſoweit treiben werde, daß 
er ſich wegen Heimzahfung eines Darleihens, das er noch gar 
nicht in Händen bat, fogar im Voraus ber Erecution unter⸗ 
werfe; thuc er e8 dennoch, jo möge ex auch die Folgen tragen. 

Der Vorſchlag wurde — wie angebeutet — von allen 
Factoren ber Gejeßgebung angenommen nnd als Geſetz verfünbet. 
Nachmals ſchlug der Gejchentwurf über die Einrede des nicht 
bezahlten Geldes als Art. 1 den allgemeinen Grundſatz vor, daß 
Schuldfcheine, Quittungen und andere ein Empfangsbefenntniß 
enthaltende Urkunden durch die ihnen entgegengeftellte Behaup⸗ 
tung, der Ausfteller habe das als empfangen Beicheinigte nicht 
erhalten, an ihrer Bemweisfraft Nichts verlieren follten, beftimmte 
aber im Art, 4*) jetzt 2 des nachmaligen Geſetzes vom 26. 


März 1859: 

„Iſt für ein Darlehen Hypothek errichtet und wird die Zahlung der 
Darlehensſumme an den Schuldner in Abrede geſtellt, jo kann ber Rad: 
weis diefer Zahlung, wenn vom Tage ber Eintragung ber Hypothek an 
gerechnet dreißig Tage noch nicht verftrihen find, oder ber Schuldner inner: 
bald biefer dreißig Tage eine Proteftation wegen Nichtempfanges ober nicht 
vollſtändigen Empfanges der Darlehensfumme im Hypothekenbuche bat vors 
merfen lafjen, weber durch das Hupothenprotofoll, noch durch den Hypotheken⸗ 
brief, no durdy den Eintrag im Hypothekenbuch geliefert werben, vielmehr 
bat in foldem Falle der Forderungsberechtigte, er mag der urſprüngliche 
Gläubiger oder ein dritter Inhaber ber Forderung fein, jenen Nachweis 
durch andere Beweismittel berzuftellen.* 

„Iſt die in Abſatz 1 erwähnte Frift ohne Vormerfung einer Prote⸗ 
ſtation verftrichen, fo ift auch bezüglich der in Abfag 1 erwähnten Urkunden 
Vebiglih die Beftimmung des Artifel 1 maßgebend, * 

„Die VBorfhriften des gegenwärtigen Artilels Tommen 
nicht zur Anwendung, wenn das Hypothekenprotokoll ober - 
der Hypothelenbrief die Eigenfhaft einer erecutorifhen 
Urkunde nah Maßgabe des hierüber beſtehenden Geſetzes 
vom 1. Juli 1856 an ſich trägt.” 


*) Die Artikel 2 und 3 des Entwurfes, welche den Gegenbeweis wider 
Urkunden der in Artikel 4 bezeichneten Art regelten, wurden erft bei 
der Verhandlung in der Kammer auf Antrag der Abg. Dr. 2. Weis 
und X. Wiedenhofer gegen ben Vorſchlag beider Geſetzgebungsaus⸗ 
ſchüffe geſtrichen (Sten. Ber. ©. 336; Beil, 8b. II. S. 268, 269). 
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Die Motive (Verh. der RR. Kammer 1856 Beil.Bb. I 
©. 78) erflärten diefe Ausnahme für unumgänglich nothwen⸗ 
dig, weil der Schuldner das Darlehen regelmäßig erit nach Auss 
fertigung des Hypothenbriefes erhalte und insbeſondere bei An⸗ 
nahme des augebeuteten Brundfakes bes Schußes bedürfte; ben 
wenn er auch allenfalls bewirkte, daß die Aushänbigung des 
Hypothekenbriefes an den Gläubiger erft nach erfolgter Erlage 
des Darlehensbetrages oder gleichzeitig mit derſelben gejchieht, fo 
helfe ihm das nichts, da der Eintrag im Hypothekenbuche für 
fih allein ſchon cin ansreichendes Beweismittel bildete. Die 
Referenten beider Gefetgebungsausichüffe Dr. H. v. Bayer (Verb. 
ver R.R. 8. 1859 Beil. Bd. L ©. 139) und ©. Miller (Verb. 
ber Abg. K. 1859 Beil.Bd. IL S. 269; Stenogr. Ber. ©. 
342) traten biefen Ausführungen vollftändig bei und fie er: 
deinen auch In der That als vollberechtigt. Ganz ans gleichen 
Erwägungen mußte, nachdem in $ 25 des Hypothekengeſetzes 
vom 2. Suni 1822 ſchwer wiegende Folgen aus ber Oeffentlich⸗ 
feit des Hypothekenbuches gezogen waren, in beifen_$. 47 für 
Geldanlehen die fragliche Einrede mit verhältmigmäßig Turzer 
(dreißigtägiger) Wirkſamkeit zugelaffen werben, wie bieß auch 
das preußifche Landrecht bei Hypothekdarlehen, außerdem aber 
nicht, beſtimmt (L. R. Th, 1. Tit. 11 $. 738, 739, Tit. 16, 
6. 106, 107 und Th. IL. $. 260; es entjpricht nämlich nicht 
bloß dem Brauche und der Klugheit, Hypothekdarlehen vegelmä- 
Big exit bei Aushändigung bes Hypotbefenbriefes auszuzahlen, . 
jondern e8 tft dies verfchiedenen Gläubigern geradezu geboten. 
So verlangt beifpielsweile das Geſetz über die Erebitvereine ber 
bayeriſchen Gutsbefiger vom 11. Sept. 1825 $ 3, der Credit⸗ 
verein folle erjt auf Grund der von feinen Schulönern erhalte 
nen Hypothefenbriefe und für den nicht zu überjteigenden Bes 
trag derſelben die Pfanddriefe anfertigen, welche doch erſt bie 
Darlehensvaluta ſchaffen, ebenfo weist die Verordnung vom 31. 
Oktober 1837*) Gemeinden und Stiftungen an, das Geld nicht 


*) Rro. XXXVI. Littera .gg bei DEU. Bo. XI ©. 143. 
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früher auszuzahlen, und die bayeriſche Hypotheken⸗ und Wechſel⸗ 
bank brkennt ſich ſeit dem 1. — 1864 zu dem gleichen 
Grundſatze. 

Für bie Beftimmmg in. Abſatz 8. ‚wurde weder in ben 
Motiven (Berh. der RR. K. 1859 Bell. Bd. I. S. 78) noch 
in. den Gejeßgebungsausihüffen (ebenda &. 4142 und Verh. 
der. Abg. K. 1859 BeilBb. II. ©. 270) ein andrer Grund 
als die bereits angeführte pofitive Beſtimmung bes Gejehes 
vom 1, Juli 1856 geltend gemacht, es muß deßhalb für bie 
innere Begründung auf $. 30 des Ausichußberichtes. vorm 12. 
Mai 1856 (oben ©. 55) zurädgegriffen werben. 

Die Beſtimmungen des Geſetzes über executoriſche Urs 
funden gingen indeß zum größten Theile wörtfid) in das No- 
tariatsgefeg vom 10. Rov. 1861 über; nur im zwei, aber: fehr 
wejentlichen Punkten beftebt, ein Unterjchied: Art 10 Ziff. 5 
bes erjteren Geſetzes, wonach die Einrede des nicht empfange⸗ 
nen Geldes bei derlei Urkunden überhaupt nie Platz greift, 
wurde in Art. 81 des Notariatsgejeges mit der nad Art. 2 
bes. Geſetzes vom 26. März 1859 angezeigten Beſchränkung auf 
Hypothekdarlehen nicht aufgenommen, und nach letzterem &es 
jege Art. SO ift nunmehr jeve Notariat3- Urkunde vollziehbar, - 
durch welche cine Verbindlichkeit feitgejtellt ift und aus welchen 
die Perſon des Berechtigten und Verpflichteien, der Schuldgrund 
der Gegenftand und die Zeit der Leiftung erhellt, wenn die Voll⸗ 
ztchbarkeitsclaufel auf der Ansfertigung beigefügt ift, mährend 
nach Art. 1 des Geſetzes vom’ 1. Sult 1856 außerdem noch bie 
Erklaͤrung bes Schuldners vorltegen mußte, baß er fich für den 
Fall der Nichteinhaltung feiner in der betreffenden Urkunde feft⸗ 
geſtellten Verbindlichkeit fofortiger Einleitung des gerichtlichen 
Hilfvollſtreckungsverfahrens ohne vorgängige Klage, Verhandlung 
und Aburtheilung anterwerfe. Die Beſtimmung in Art 150 
Abi. 2 des Notariatsgefeges, dab nunmehr „namentlid das 
Geſetz vom 1. Juli 1856 die ereeutsrifchen betreffend“ aufge 
hoben fei, wird um jo gewiffer auf diejenigen Theile dieſes Ge— 
fees zu beziehen fein, welche mit dem Notariatsgeſetzo nicht Aber> 
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einſtimmen, als fraglicher Artikel natürlich, aber auch ausdrück⸗ 
lich nur „alle entgegenftebenden Geſetze und Verordunngen“ 
außer Kraft teten will. Es ift alfo wie bereit E. v. Zink, 
Eommentar S. 338 .ausführte — auch der dritte Abſ— in Art. 
2 des Geſetzes vom 26. März 1859 die Einrebe des nicht De- 
zahlten Geldes betreffend, als bloße Schlußfolgerung aus mehr: 
beregtem früheren Gejeße gefallen, während deſſen übrige Sätze 
fortbeftehen; denn wenn auch jeßt noch executoriſche Urkunden 
genau nad Anleitung des Gejeges von 1. Juli 1856 aufge: 
nommen und ausgefertigt würden, fo Eönnte gleichwohl bie früher 
auf bie Einhaltung diefer Formen gejegte Rechtsfolge nicht ein 
treten, weil das Gefeß als ſolches nicht mehr beftcht, wie viel 
davon auch in das nunmehr —— IN aufgenom⸗ 
men wurde.*) 

Daraus folgt, dag der mit Abfaffung ber Hypothekenbriefe 
Aber Darlehen betraute Beamte das Schulobefenntniß des Dar- 
lebensnehmers beurkunden muß, obwohl er weiß und obwohl 
e8 das Geſetz vermuthet — auch wenn es der Beante wicht 
wüßte — daß das. Schuldverhältnig erſt gejihaffen werden fol. 
Wenn aud für eine erſt Fünftige Schuld giltig Hypothek beſtellt 
werden kann, jo wird doch der Schuldner das Geld regelmäpig 
und insbejondere nach Annahme des bezogenen Geſetzes nur 
gegen Beftätigung des wirklichen Empfanges erhalten, was, wenn 
die Urkunde vollzichbar fein fol, nothwendig in einer öffentlichen 
Urkunde gejchehen muß und wegen $ 2 des Hypothekengeſetzes 
vom 4. Juni 1822, verbunden mit F 9 des Hypothekentaxregu⸗ 








*) Denn Dr. ©, &. Rösl Kommentar ©. 118 ohne jede Motivirung 
annimmt, bie except. non num. pec. greife auch bei Hypothekdar⸗ 
leben nicht mehr Platz, daher fei es in allen Fällen rathſam, daß 

.. ber, Darlchensnehmer nunmehr die Hypothek nicht eher einfchreiben 
läßt, als bis er das Darlehen in Händen bat — fo ift dieß ein 
Irrthum, welcher durch die innere Gleichheit vollziehbarer Ausfer- 
tigungen im jegigen, und executorifcher Urkunden im veralteten Sinne 
veranlagt und inzwiſchen ohne Zweifel vom Berfaffer bemerkt wurbe; 
ber beigefügte Rath if häufig unmöglih zu befolgen; 
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lativs vom 26. April 1824 und Art. 25 des Targejebes vom 
28. Mai 1852. am zwedmäßgiten im Hypotbefenbriefe felbft 
geſchieht. Enthält'der Hypothekenbrief in Anfehung eines Dar- 
lehens feine Beftätigung des Empfangs, ſo bedarf der Darlehens- 
jucher gar feines Schutzes, weil der Geber nicht eher bemweifen 
Tann, als bis er cine Quittung über den Empfang erhält, auf 
dieſe Quittung iſt indeß nur Art. 1 des Geſetzes über die Ein- 
vede des nicht bezahlten Geldes anwendbar und fie kann meber 
burch Ablauf der in Art. 2 beſtimmten nody durch Ablauf irgend 
einer längeren Friſt allem erjegt werben,*) denn dag Geſetz 
trifft In Artikel 2 ausdrücklich nur. für den Fall Vorforge, daß 
die Zahlung des Darlchens bereits bei Beftellung der Hypothek 
beftätigt wurde, aber es ftellt Feine Bermutdung dafür auf, daß 
irgend Jemand ein zugefichertes Darlehen, noch dazu binnen 
engbegrenzter Frift auszahlen werde, wenn in deſſen Erwartung 
ausdrücklich für eine Fünftige Schuld Hypolthek bejtellt wurde. 
In den von Art. 2 des bezeichneten Geſetzes betroffenen Fällen 
kann jedoch unter den dort bezeichneten Vorausſetzungen der Be: 
weis der Zahlung nie aus: dem Hypotbelenbriefe, over dem 
Hypothekenprotofoll oder den Hypothekenbuche geführt werden, 
alfo insbelondere auch dann nicht; wenn in einer diefer Ur: 
kunden der durch Beil. M. zur Inſtruction vom 1. Suli 1862 
porgefchlagene Verzicht auf bie Einrede des nicht bezahlten Gel⸗ 
bes enthalten wäre.**) 


*) In einem notarielen Tanfchnertrage war unter Anderm für ein: von 
dem einen Theile A bem andern B innerhalb zweier Monate erft zu 
gebendes, in acht Monaten wieder rüdzahlbares Darlehen Hypothek 
beftellt und dieß hypothekenamtlich vollzogen worden; A zablte brei 
Monate hiernach die Hälfte aus, ohne fi eine Quittung geben zu 
laſſen, B cebiste feine Forderung anf die reflige Hälfte fieben Monate 
nach dem Tauſche notariell an C nud quittirte gleichzeitig über die 
bereits empfangene Hälfte. Nach Verfall wurbe bas Verfahren nad 
Artikel 81 des Not. Geſ. wider B ganz richtig nicht eher zugelafien, 
als bis A eine notarielle Quittung des C, welcher die Eeffion mit 
Theilguittung bes B beigeheftet wurde, beibradhte. 

») Der Verzicht iſt alſo Üderflüffig, die Zeit zu deſſen Nieverfchrift kann 
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Höchft merkwürdiger Weile hat man einzelnen Notaren 
Urkunden beanftandet, welche ein Bekenntniß des Darlehens: 
. empfanges enthielten, obwohl ver Gläubiger offenfundig nur gegen 
Aushändiguug des Hopothefenbriefes auszahlte, und man wollte 
hierin jogar einen Mißbrauch bes Amts zur Fäljchung von Ur: 
Funden erbliden; wenn nämlich ein Beamter Urkunden, deren 
Aufnahme oder Abfafjung ihm vermöge feines Dienjtes obliegt, 
wifjentlic) unrihtig aufnimmt oder abfaßt, fo jol ihn nach Art. 
371 des Strafgefeßbuches vom 10, November 1861 regelmäßig 
eine Bergebensitrafe, und falls die Handlung in der Abficht 
‚einem Andern Schaden zuzufügen ober ſich oder einem Dritten 
einen rechtswidrigen Vortheil zu verjchaffen, in Bezug auf Ur: 
Funden verübt wurde, welche für den Beweis von Rechten oder 
Nechtöverhältniffen erheblich find, eine Verbrechensftrafe treffen; 
injoweit wäre nad) $ 25 der Unweljung für die Staatsanwälte 
vom 20. Februar 1863 deren Anzeige geboten. Begreiflich bes 
urkundei aber derjenige nicht unrichtig, der hiebei genau nach 
ben Geſetzen verführt und das Geſetz gejtattet und befiehlt eben, 
daß bei hypothekariſch zu verfichernden Darlehen, aber nur bei 
diefen, das Empfangsbekenntniß des Darlehensfuchers ſchon zu 
einer Zeit zu beurfunden, wo es vegelmäßig noch ungewiß tft, 
wann ımd jogar ob die Zahlung erfolgen werde;*) in ben Vers 
handlungen über Art. 45 bes Not Geſ. wurde überdieß (Kam. 
Verh. 1861 Beil.Bd. VI S. 172) Har und beſtimmt ausge: 
Iprochen, der Notar dürfe nicht beurkfunden, wenn das Geſchäft 
verboten oder ımerlaubt ift, müſſe bieß aber, wenn das Ge: 
Ichäft nicht verboten oder an ſich unerlaubt, gleichwohl aber 
civilrechtlich ungiltig ift. 

Zudem muß nothwendig zwifchen dem Zeugnifje des Nos 


zur Ausftelung einer gaefonderten Privatquittung verwendet werden 
und mit diefer ifi dem Gläubiger nah Artikel 1 des Geſetzes und 
Motive biezu geholfen, während ihn jener Verzicht täuſchen Tann. 
Ein erheblich weiter gehendes app. ger. Erkenntnitz vom 6. März 
1863 if ©, 123 Jahrg. 1864 dieſer Zeitſchrift mitgetheilt worden, 
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tars und der Erklärung der Betheiligten unterſchieden werben; 
ber Notar bejtätigt bezüglich Ießterer regelmäßig nur, daß fie 
in dieſex Weife ver ihm abgegeben wurben, wicht aber, auch dag 
fie wahr find,*) was im. ehr vielen. Fällen z. B. bet manchen 
Vaterſchaftsbekentniſſen geradezu unmöglich wäre. Der Haupt- 
ſchriftſteller Dr. F. Oeiterley, das deutſche Notariat B. I: ©, 
686, dem fih auch E. v. Zink Erläuterungen S. 76 anfıhliegt, 
betont dieß in den Worten: „der notarielle Theil ber Urkunde 
ift Dasjenige, was an berjelben Deffentliches ift und wodurch 
fie eine öffentliche Urkunde wird; rüdfichtkich feiner gilt bie 
Regel, daB die Urkunde für und geger Jedermann beweist. 

In diefem Sinne fagt auch H. v. Bayer von öffentlichen 
Urkunden, fie machen vollftändigen Beweis in Anfehung ber- 
jenigen Thatjachen, welche von dem Ausfteller in Folge eigener 
Wahrnehmung barin bejtätigt werden und zwar für und 
gegen Jedermann.“ 

Der Notar wäre der Falſchung nur dann ſchuldig, wenn 
er ſelbſt die Aufzählung des Geldes beſtätigte, obwohl ſie nicht 
vor ſeinen Augen erfolgte; aber ſelbſt in dieſem Falle müßte 
unter den Einſchränkungen bes Art. 2 bes Geſetzes vom 26. 
März 1859 die Einrede des nicht bezahlten Geldes zugelafien 
werden,“) nur ijt jet bie breifigtägige Zriüt nicht mehr vom 
Tage des Eintrages in das Hypothefenbuch,. jonbern von dem 
Tage der Hypothekbeſtellung in der Notariatsurkunde zu berech⸗ 
nen, weil nach Art. 15 Abſ. 3 des Not.Gef. eine wiederholte 
Vernehmung ber Betheiligten vor dem Hypothefenamte nicht mehr 


*) Erkenntniß bes franzöfiihen Caffationshofes vom 5. Februar 4828 ; 

8% Bolza Geſetzgebung Über das Motariat BE 1.&, 350, Nr. 79. 

**) Der franzöfifche Caffationshof Tieß am 10. Juni 1816 einfachen Ge: 
genbeweis zu, baß ein Kauf nur eine verfappte Schenkung enthalten 
habe, obſchon in der Rotariatsurkunde die Aufzählung des Geldes 
als in Gegenwart bes Notars erfolgt bezeichnet war, weil es ja vor 
ber Thüre wieber zurüdgegeben worben fein konnte; Daloz jur. gen. 
X. ©. 755 F. Bolza Geſetzgebung über das Notariat Bd. I. S. 350 
Nr. 792, ©. v. Zink Erläuterungen ©. 77. 
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erforderlich, alfo mit Unterzeichnung ber Notariatsurkunde von 
Seite des Schuldners Alles gejchehen iſt, was er mn thun 
kann. G. 


Fiteratur. 


Das Notariat als nothwendige Rechtsauſtalt. Denkſchrift des 
Vereines der Notare für Oeſterreich ob und unter der Enns, 


dann Salzburg. Wien 1867. Verlag von Ferd. Meyer. 

Wis es Wahrheiten gibt, die ohne jede Beweisführung Sedermann 
als ſolche gelten, beſtehen unbeſtreitbar wieder andere, deren Nichtigkeit troß 
ber gelungenften Beweisführung immer beftritten und folgerichtig aud) immer 
wieder neu bewiefen wird, zum Beifpiel bie Nothwendigkeit des Rotariats. 
Der Beweis wird regelmäßig ibenliftiich, der Gegenbeweis realifiifch geführt, 
unbefangene Dritte belächeln beide Parteien und befehrt oder auch nur bes 
lehrt wird höchſtens der Wankelmüthige. Die ritige Denfregel, man folle 
fi) der Worte wie ber Münzen nad) ihrer gemeinen Gangbarfeit bebienen, 
erweist ſich in dergleichen Streitigkeiten als ganz unbehelflich, denn das 
Verſtändniß geht nur felten über die Schlagbäume hinaus und gleichnamige 
Einrichtungen verſchiedener Länder ähneln fi mitunter wie die paradiefiſchen 
Gebrüder Kain und Abel, Dieß zeigt ſich nirgends klarer, ale bei Betrach⸗ 
tung beiten, mas man an unterſchiedlichtn Orten Rotartat oder fogar „das 
Rotariat“ nannte und nennt, was man Wit diefer Bezeichnung einführte 
und abfehaffte, erfirebte und verbammte. 

Die Denkſchrift des Vereines der Notare für Oeſterreich ob und unter 
ber Enns vom 26. Januar 1887 begcht den gerligten Fehler nicht, erffärt 
vielmehr Seite 23 vollfommen richtig, wenn man für das Notartat als 
nothivendige Rechtsanſtalt das Wort führe, fo folge daraus noch nicht, daB 
man das gegenwärtig in Deflerreich beſtehende vertheidigen und aufrelht 
erhalten wolle; vielmehr müuſſe offen anerfanıt und ausgefprochen werben, 
daß beffen jehige Geftaltung den hohen Beruf, den ihm die Theorie vor⸗ 
ſchreibt und den bie Geſetzgebung beabfichtigte, nit erfüllt. Aber diefe 
Mißſtände Haben offenbar mit dem Princip ber Rothwendigkeit bes Notar’ 
riats Nichts zu thun, und wenn diefes richtiy fei, fo forbere das allgemeine 
Interefle deſſen Durhführung; es würde dann Aufgabe ber Geſetzgebung 
und der Staatsverwaltung, fowie der Selbftthätigfeit derjenigen Notare fein, 
die es aufrichtig mit dem Beftchen eines wahren, ber Idee möglichſt ent- 
ſprechenden Notariats meinen, fräftig und entfihieden vorzugehen, um bie 
Mängel zu heben und die Grundſätze der Geſetzgebung, geläutert nach reinen 
Vorbildern, zur Geltung zu bringen. 
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Die frühere Gefehgebung ſah den größten Theil ber Anitéthätigkeit, 
welche in dem Begriffe Notariat liegt, als einen Theil der Gerichtsbarkeit 
überhaupt an und gab ihr daher ben Namen adeliges Nichteramt; allein 
Gerichtsbarkeit ift zunächſt nur die dem ſtaatlich beftellten Richter ertheilte 
Befugniß, die Nechtsverhältniffe fireitender Theile nah dem Gefege zu bes 
flimmen; das Notariat bezielt die Sicherheit ber Rechtſprechung, aber es 
fpricht nicht felbft, fein Schwerpunkt Tiegt in dem öffentlichen Stauden. Das 
ift der Srund, warum in Oeſterreich kein Notariat, aber Winfelichreiberei 
gebieh, weil der Bffentlihe Glaube ohne Werke und tobt war, und nirgends 
fann ein Notariat gedeihen, wo es ſchließlich gleich tft, wer die Urkunde 
abfaßte. und vicdeicht fogar, ob cine abgefaßt wurbe ober nicht. Man fühlte 
bas Mißliebige der Winkelfchreider:Schaaren und erlich zahlreiche, natürlich 
fruchtloſe Etrafbeflimmungen wider deren Treiben, namentli bie Verord⸗ 
nung vom 4. März 1725, 26. April 1729, 23. Oktober 1756, 3. April 
1788, man erklärte in der Zul. Min.Entichl. vom 7. Kebruar 1844 das 
Notariat „als einen angemefjenen Hebel zur Hebung der Juſtizpflege“, gleich⸗ 
wohl ſchuf und pflegte man Fein Notariat, wenn aud ber Bortrag bes Ju⸗ 
flizminifteriung vom 27. Aug. 1850 bieß gethan zu haben glaubte; denn 
das Norariat befiebt nicht in mehr oder minder ängſtlichen Vorfchriften Aber 
Beſchaffenheit der Schrift, fondern in der Bedeutung feiner Erzeugnifie für 
Rechtsbegründung, Rechtsiprehung und Vollzug. Der Notariatözwang, ber 
die Siltigfeit gewiller Gefchäfte von dem Gegebenfein einer Notariatsurfunde 
abhängig macht, der öffentliche, fofort volle Gemwißhelt gebende Glaube, ber 
von ſelbſt die regelmäßig erſt durch den Eid gewiſſenhafter ober gewifien- 
loſer Streittheile zu ergänzenden Beweisführungen ausſchließt, und raſche 
Volftredung der Rotariatsurfunben beleben erft die Einrichtung; wie bes 
ſtimmt indeß auch das Gefch al Dieß ausfpredhen mag, fo genügt ber Aus⸗ 
fpruch allein noch Feineswegs, fondern er erbleicht und flirbt in ben Händen - 
ber Rechtſprechung, wenn nicht auch biefe der gleiche Geift durchweht. Bes 
richterſtatter geficht freudig zu, daß ihm erfi nad der Umfchau außer ben 
blauweißen Pfühlen vollftändig Far wurbe, wie viel Dank Bayerns Notare 
ber Rechtſprechung liberhaupt und bem oberfien Gerichtöhofe insbejondere 
— wie wenig auch die Mehrheit ber Disciplinarerfenntniffe befriedigt — 
dafür ſchulden, daß in ber beregten dreifachen Beziehung immer mit gleicher 
Entjgiebenheit für das Notariat gefprochen und gehandelt wurde. 
G. 


B · 
Drud und Verlag ber C. H. Beck'ſchen Buchhandlung in Nördlingen. 
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Beruf und Stellung des Motars. 


Brote 
gegen. einen Artikel in ber Zeitſchrift des Anmaltis Vereins 
für Bayern*) 
von Ser Sofrath F. v. Senbolb in Münden. 

Da th ſchon zu einer Zeit, wo ich noch dem Advokaten⸗ 
ftande angehörte und wenig Ausficht vorhanten mar bie Vor⸗ 
urtbeile gegen die Einführung des Notariates zu überwinden, 
bie principielle Bedeutſamkeit der Advokatur und des Rotariates 
als der beiden Grundpfeiler einer gründlichen. Neform unferer 
Rechtspfiege**) auf allen Wegen, namentlich in der Preſſe zu 
verfechten beftrebt gewejen bin, jo ift es fchom von vorneherein 


*) Jahrgang 1866 B. VI Nr. 6 ©. 81. 

+) Die Rückwirkung ber bevorſtehenden Reformen ber Rechtepflege auf 
bie Mitglieder bes Advokaten⸗Standes v. Seybold, Münden 1857, Handbuch 
bee Notare in Preußen, von Euler in Düſſeldorf 1858 ©. 78. 
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für denjenigen, weldjer das Bedürfniß fühlt, das nationale 
Rechtsleben von einem höheren allgemeinen Standpunkte aus 
in's Auge zu faſſen, nahe geräct, die Lebensthätigkeit jämmt- 
licher Organe der Nechtspflege in ihren Innern caufalen Zus 
jammenhange und in ihrer ſich kundgebenden Wechjehvirfung 
zu verfolgen amd FAME johin auch in, meiner nunmehrigen 
Stellung als Notar namentlich aud) die Beitfegrift des Anwalts: 
Vereins in.den Kreis meiner Meditationen. 

Bei der maßvollen gebiegenen Haltung, welche dieſe Zeit: 
ſchrift charakterifirt, muß es nun aber denn doch befremden, in 
dem Artikel über die Aovofatengebührenorbnung vom Jahre 1852 
(zu Abſch. I und IV © 81 — B. VI Nr. 6 —) einer Ans 
ſchauungsweiſe über den Beruf und die Stellung des Notars 
als Organ der nichtftreitigen Nechtspflege zu begegnen, welche 
ven Standpunkt, auf weldem -fic gegenwärtig die Jurisprudenz 
met ihren Reformbeftrebungen befindet, gänzlich ignorirt, und 
an bie legislativen Mißſtaͤnde anzuknuͤpfen ſcheint, welche das 
Grundübel des gemeinen Prozeſſes, nämlich bie. Schriftlichkeit 
des Verfahrens, im Gefolge hat; denn in Ländern, wo das 
ffentttche münbtiche Verfahren Fuß gefaßt bat, und das Princip 
der Gewaltertfeifung zur Geltung gekommen Ift, fällt e8 feinem 
Anwalte bei, dem Notare eine Stellung anzuweiſen, wie fie und 
in jenem Artikel zugebacht ift. 

Sei e8 nun ber enge einfeifige Geſichtskreis, — ſich 
in der Anſchauungsweiſe des Verfaſſers ausſpricht, oder Mangel 
des Verſtänduiſſes der Grunbprincipien. ber bereits eingeleiteten 
oder bevorſtehenden Reformen unſerer Rechtspflege — jedenfalls 
kann man nicht umhin der Verunglimpfung eines Inſtitutes 
entgegenzutreten, von deſſen Beſtand die Wiederbelebung eines 
volksthümlichen Rechtslebens nicht minder dependirt, als die 
Erſtehung einer Advokatur, welche der Feſfeln des ſchriftlichen 
Verfahrens entledigt in öffentlicher mündlicher Rede einem volks⸗ 
thümlichen Rechtsleben wieder die Thore oͤffnet, ſo ſehr ſich auch 
der Eigennutz ſträuben mag unter dem Prätexte deutſcher Gründ⸗ 
lichkeit, da man denn doch auch zugleich als liberal gelten will, 
dieſe heilſamen Reformen ad oalendas grascas hinauszufchleppen. 
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Denn im bejagten Artikel gegen die Beftimmung der 
Aovofatengebührenorbuung vom Sahre 1852, wornach die Ab: 
faflung von Privatverträgen einer firirten Tare unterliegen, 
Zabel erhoben wird, jo theilen wir vollkommen diefe Anficht, 
wenn aber hieraus zugleich Veranlaſſung genommen wird, 
die Aufgabe des Notariatsinftituts zu verbächtigen, und zwiſchen 
Advofaten und Notaven eine die Ichteren verunglimpfende 
Parallele zur ziehen, jo läßt ſich dieſe Angriffsweife um fo 
weniger begreifen, al8 e8 unferes Wilfens nad, keinem Notare 
in den Sinn gelommen tft, die Abfaffung von Privatverträgen 
als einen Gegenftand der ausjchließlichen Competenz der No: 
tave zu betrachten, oder die Anwälte an ver bieranf gerichteten 
Thätigfeit hindern zu wollen. 

Es ift eine offenbare Begriffsverwirrung, einerfeits 
den ganz richtigen Sab aufzuftellen, daß bie-Anfertigung 
von Privaturkunden Jedem freiftehen müfje, der fi 
hiezu berufen fühle, anderfeits es jedoch dem Notariats- 
Gefetze zum Vorwurfe zu machen, daß e3 die Entwerfung folcher 
Privaturkunden nicht der ausschließlichen Znftändigfeit der No: 
tare zugewiejen habe. 

Noch ſeltſamer geftaltet fich aber die Motivirung biefes 
Wideripruches, wenn man verlangt: 

1) Daß das Notariat nicht als ein öffentliches Amt, 
ſondern als die Ausübung eines vwoifjenjchaftlichen mit der Be: 
urkundungsbefugniß ausgeſtatteten Privatberufs Hätte eingeführt 
werben jollen, und 

2) daß es das Notariat als äffentfiches Amt mit fich 
bringe, die Abfaffung von Privatverträgen unter feiner Würbe 
zu halten. 

Es wird dem Herrn Verfaffer diefes Artikels mohl kaum 
gelingen, aus der Geſchichte und Literatur des Not.-Inſtitutes 
die von ihm formulirte Begriffsbeſtimmung eines Notars nad): 
zuweifen, und ebenjowenig wird es ich vom woifjenjchaftlichen 
Standpunkte aus und nah den Geſetzen ber Logik rechtfertigen 
laffen, ein Organ der Rechtspflege, das von ber Staatägewalt 
mit der Befugniß ausgeftattet wird, Urkunden zu errichten, 

5» 
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welche fidem publicam befißen und die dieſer Eigenjchaft ent- 
ſprechende Beweiskraft involviren, in die Kategorie einer Pris 
vatperfon zu ſtellen und feiner Gejchäftsthätigkeit den Charakter 
eines öffentlichen Amtes zu entziehen. 

Nicht minder neu ift aber auch die Entdeckung, welche 
ber Here Verfaſſer gemacht hat, daß es der Notar unter feiner 
Würde hält, Privatverträge zu verfaffen und ind Leben einzu— 
führen. | 
Sollte denn wirklich im ganzen biesjeitigen Bayern noch 
ein Anwalt eriftiren, welcher nicht wüßte, daß von den Notaren 
Privatverträge täglich nach Dutzenden verfaßt werben, oder joll hier 
biefe notorifche Thatjache abfichtlidy nur zu dem Zwecke ignorirt 
werden, um zu der intereffanten Bemerkung zu gelangen, baß 
ih das Publitum behufs dev Abfaffung von Privatverträgen, 
falls feine ‚Anwälte beftänden, an Schneider und Schmiede 
menden müſſe, weil nur die Anwälte vechtsfundig find. 

Die Eigenfhaft der Notare als Rechtskundige vermag 
zwar unjer Herr Gegner nicht zu beſtreiten, um fich jedoch 
beren Concurrenz bei der Abfaljung von Privatverträgen zu 
entledigen, gipfelt jein Naijonnement in der Behauptung: 

„Der Notar, handelt in der Stellung, die ihm die Regierung 
gegeben hat, als Urkundsperfon, und nur als folche.“ 

Während unfer Herr Gegner im Eingange feines Artikels 
den Grundſatz aufgeftellt hat, daß die Abfafjung von Privat: 
urkunden Jebermann frei ftehe, fol nun auf einmal bezüglich 
der Notare eine Ausnahme ftatuirt werden, und Demjenigen, 
welcher die ausjchließliche Competenz befißt, öffentliche Urkunden 
zu errichten, oder PBrivaturfunden zur Wirkſamkeit öffentlicher - 
Urkunden zu erheben, die Befugniß abgefprochen werden, Privat: 
urkunden zu verfaflen. 

Wie wir bereits oben erwähnt haben, üben jämmtliche 
Notare feit der Einführung dieſes Inftituts täglich dieſe ihre. 
nun auf einmal vom Heren Gegner beftrittene Befugniß aus; 
auch von Seite der Behörden, Gerichte und Staatsanwälte hat 
bie Ausübung diefer Befugniß zu keiner Zeit eine Beanftandung 
erlitten, und ebenjowenig Tann aus ben Beitimmungen unjeres 
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Notartategefeges ein derartiges Verbot abgeleitet werden; benn 
abgefehen davon, daß durch poſitive Gefeßesvorschriften die 
Thätigkeit der Notare in dieſer Richtung auf feine Weife be- 
ſchränkt ift, fat es doch ohnehin ſchon für denjenigen, welcher 
mit der Entftehung und gefdichtlichen Entwicklung, mit der 
Natnr und dem Weſen diejed Inſtituts nur einigermaßen ver= 
traut ift, in die Begriffe, daß die Beichäftigung mit den Vor: 
bereitungen und Verabredungen, mit der Berathung und Con: 
fultatton über einen abzujchließenden und beabfichtigten Ver— 
trag, fowie der Entwurf und die Abfaffung der hiemit in Ver: 
bindung ftchenden Urkunde, von Haus aus und ganz vorzugs- 
weile dem Gebiete des Notar-Juftitutes angehört, da die Organe 
deshalb Tpeciell eigens biejen Zwecke gewidmet find und ihre 
juriftifche Thätigkeit ausschließlich auf diefe Sparte ver Nechts- 
pflege beſchraͤnkt ift. 

Bon höheren und allgemeinen Stanbpunfte dieſes Inſti⸗ 
tutes aus betrachtet iſt es dann gänzlich irrelevant, ob die Ent— 
wicklung dieſer dem Laien zugewendeten juriſtiſchen Hitfeleiftung und 
confnltativen Thätigfeit dieſes Organes der Rechtspflege zu einen 
wirklichen Geſchäftsabſchluß führt oder nicht, ob fie die Adfaffung 
eines fchriftlichen Vertrages, die Errichtung einer bloßen Privat: 
urkunde, oder einer öffentliche Urkunde zur Folge hat oder nicht. 

Inſoferne die Geſetzgebung zwei Arten von Urkunden, 
nämlich Privat: und Sffentliche Urkunden ftatuirt und nur der 
Grad und die Mobalität ihrer Wirkfamfeit verſchieden tft, würde 
fie in einen logischen Widerfpruch verfallen, wenn fie dem Organe, 
welchen fie die ausjchlichliche Competenz zur Errichtung öffent: 
licher Urkunden eingeräumt bat, die Anfertigung von Privat: 
urfunden, von Urkunden, deren Abfaffung dem Belieben eines 
Jeden freigegeben ift, verbieten würde, denn eben weil fie hierin 
mit Recht dein Grundfage der freieften Bewegung huldigt, kann 
fie die Notare ebenfowenig von der Theilnahme an diefer Thätig- 
keit ausfchliegen, als ihnen die Berfaffung diefer Privaturkunden 
ausschließlich zuweifen — das eine wie das andere würde ale 
ein Mißgriff der Legislative zu betrachten fein. 

Während jeboch bezüglich der Abfaffung von Privatur- 
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kunden das facultative Prinzip unbefchränft in Anwendung zu 
fommen bat, bringt e8 gerade der Charakter einer öffentlichen 
Urkunde mit fi, daß die Errichtung derjelben die Thätigkeit 
eines Organes involvire, welches als Träger eines öffentlichen 
Amtes von der Staatsgewalt mit gewiſſen Attributen ausgeftattet 
ift, und es kann dann dem facultativen Prinzipe nur injomeit 
noch Raum gegeben werden, al8 den Parteien unter den von 
ber öffentlichen Autorität aufgeitellten Organen cin unbedingtes 
freies Wahlrecht eingeräumt wird, Daß der Notar beziiglich 
derjenigen Sefchäftsthätigkeit, in welcher von demjelben bie Er- 
rihtung öffentlicher Urkunden vollzogen, wird, gemifjen vorge- 
ſchriebenen Förmlichkeiten des Verfahrens unterworfen ift, Tiegt 
von ſelbſt in dem Begriffe einer öffentlichen Urkunde ſchon, allein 
hieraus folgert nod) Feineswegs, weder daß von demſelben eine 
Privaturkunde nicht verfaßt werden könne oder dürfe, noch daß 
hiebei die bezüglichen, den öffentlichen Urkunden worgefchriebenen 
Foͤrmlichkeiten beobachtet werden müſſen. 

Unfer Herr Gegner erklärt, er gebe jehr gerne zu, daß 
bie Junction des Notars und die des Anwalts eine gründlich 
verjchiedene jei, allein eine VBergleichung beider Functionen werbe 
ergeben, wem die jchwierigere, bebeutjamere und folgenreichere 
zufalle. Wir antworten hierauf: 
| 1) Sufoferne. unfer Herr Gegner nad) feiner Definition 
den Notar als bloße Urkundsperjon, wie er ſich auszudrüden 
beliebt, als eine Mafchine, und nur als folche betrachtet wiſſen 
wil, hört alle Polemik auf, und es hieße Eulen nah Athen 
tragen, wenn man ſich mit einem folchen Raijonnement zu ver⸗ 
ſtändigen ſuchen würde. 

2) Inſoferne der Anwalt Parteien gegenüberfteht, mit 
welchen er bisher in Teinerlei Verbindung geftanden hat, johin 
auch mit Feiner berjelben aus einem frühern prozeßualijchen 
Glientel-Berhältniffe verfnüpft gewejen ift — jo wird fich der 
Anwalt wohl in ganz gleicher Lage mit dem Notare befinden, 
deſſen Conſultation und Mitwirkung in Anſpruch genommen 
wird. Sollte dieſes jedoch nicht der Fall fein, und prozeßualiſche 
Reminifcenzen bezüglich ber einen oder andern Partei in Mitte 
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tegen, jo bürfte bie parteilufe Stellung eines Notare der zwei- 
deutigen Stellung des Anwaltes gegenüber wohl vorzuziehen 
fein. In einem ſolchen Kalle wird die Function bes Auwaltes 
allerdings fchwieriger, bebeutfamer und folgenreicher fein, allein 
nicht zur Berubigung besjenigen Contrabenten, welcher : bisher 
dem functionirenden Anwalte ferne geitanden ift. 

Eben aus den Grunde, weil fih der Anwalt in ‘Folge 
biefer Zwitterftellung in einer fchwierigeren, bebentjameren and 
folgenreicheren: Stellung bei diefen Arten ſowohl bezüglich ber 
Vergangenheit als ber Zufumft verjcht jieht, weil feine Geſchäfts⸗ 
thätigleit ald Anwalt zunächſt auf die Polemik gerichtet ift, 
dürfte es ihm nicht einmal erwünscht fein, die Berfaffung von 
Privatverträgen in fein Bereich zu ziehen. Seine Aufgabe 
wird vielmehr eine entgegengefette fein, und dieſelbe ftatt 
mit dem Berufe des Notare in Concurrenz zu treten vielmehr 
darin beitehen, in der Amtsſtube des Notars als Beiftänder, 
Confulent und Vertreter feiner Elientel_bei dev Abfafjung folcher 
Verträge mitzuwirken, und kann es dem Notar nur hoͤchſt erwünscht 
fein, wenn die Parteien mit ihren Anwälten ſich bei ihnen ein- 
finden und; unter ihrer Beihilfe eine ſichere Vertragsbaſis ge- 
ſchaffen wird. Allein zu einem folchen harıngnijchen Zuſammen⸗ 
wirken zwiſchen Anwälten und Notaren, wir es in der Pfalz 
und überhaupt in den Ländern bes öffentlichen mündlichen Ver⸗ 
fahrens der Fall ift, jcheint bei uns wenigſtens zur Zeit. noch 
feine Ausſicht vorzuliegen, da fih unfer Herr Gegner nicht 
entblödet, den Notaren nieht nur die Befugniß, fonderu auch 
die Befähigung abzufprechen, brauchbare Urkunden zu fertigen. 

Unſer Here. Gegner charakterifirt die Momente, welche bei 
dem Entwurf und ter Errichtung einer Urkunde in die Wag⸗ 
ſchale fallen, ganz treffend, indem er zu bevenfen gibt, daß ber 
Concipient gleichſam für die Parteien denken und in bie Zu: 
kunft fehen müfle, daß er nicht nur die Tragweite. jeber beab- 
Fhtigten Vertragsbeſtimmung, fondern auch Die gewählte Faſſung 
und jeden gebrauchten Ausdruck zu bemahrheiten und mit mög. 
lichſter Sorgfalt darauf hinzuarbeiten hat, dag bie Abſicht "der 
Contrahenten und der Zwecek ber Rechtsgeſchaͤfte erreicht, Streitig⸗ 
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keiten abgeſchnitten und für alle denkbaren Fälle ein Anhaltspundt 
zur Anwendung bes Vertragsinftrumented gewonnen werde. Nach 
ber Anſchauungsweiſe des Herrn Gegners befimbet fih nun aber 
einzig und allein nur der Kreis der Unwälte im Vollbeſitze 
ver Kräfte und Fähigkeiten zur Ausübung biefer Functionen, 
und die Notare, obgleich ihre ausschliegliche Berufsanfgabe doch 
ſchon von vorne herein auf den Entwurf und die Errichtung 
von Urkunden gerichtet ift, haben fich nach dem Ausfpruche 
des Heren Gegners diejer Tunctionen, zu welchen fie weder be- 
rufen, noch qualificirt feien, gänzlich zu enthalten und lediglich 
auf die bloße Formation des Beurkfundungsaftes zu beſchränken. 


(Schluß folgt.) | . 
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Veber Dotation — Nutznießung — Pad. 

Da in der Pfalz mit Uchergabe (denation) von Liegen⸗ 
ſchaften in directer Linie eine Einregiftriringsgebühr von 2% pCt. 
des fich nach dem jährlichen Erfrage bildenden Kapitalwerthes 
verbunten ift, jo kommt fehr häufig der Fall vor, daß Eltern 
bei vorgrüdtem ‚Alter ihre Güter, der Anzahl ihrer Kinder ent- 
Iprechend, in Loofe bringen, das Eigenthum aber durch einen 
At unter Lebenden noc nicht übertragen, ſondern vie verbei- 
ratheten oder fonft fchon etablirten Kinder die ‚Güter mit allen 
Befugniffen und Pflihten eines Nutznießers genießen laffen 
und — wenn fie ſorgſam find — allenfall8 eine der Koofee 
bildung entfprechende Verfügung auf den Todesfall treffen. 

Nun begibt es ſich ſehr häufig, daß die betreffenden Eltern 
nad dem Ableben eines verheiratheten Kindes, trog dein Vor⸗ 
handenſein von Nachkommen, den Genuß fofort nad) dem Tote 
und vor der Ernte dem überlebenden Ehegatten wieder ent- 
ziehen und fich im beften Falle zur Vergütung der Bau⸗ und 
Saatkoften in die aufgeldste Gütergemeinſchaft verftehen, ſelbſt 
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dann, wenn fie von dem verftorbenen Rinde eine jährläcge Gegen: 
leiftung in Naturalien oder Geld erhielten und fich die Steuern 
fo wie die mit dem Genuß verbundenen Rocalauflagen zurüde 
vergüten ließen. 


Diefe unbillige Verfahrungsmeife wurde bisher von vielen 
Landrichtern — al3 berathender Perſon — als dem Gejege con⸗ 
form gebilligt und von den meisten Gerichtsanmwälten vorfont= 
menden Falles jo unbedingt gutgeheigen, daß diefelbe zur con⸗ 
ftanten Praxis geworden ift. Eine gerichtliche Entſcheidung 
wurde indefjen — wenigftens in terminis — bei ben bieffei- 
tigen Gerichten in nenefter Zeit noch nicht provocirt, weil eben 
die Betroffenen die großen Koften und ben ungemiffen Ausgang 
immer gejcheut haben. Wir aber behaupten, daß der Überlebende 
Ehegatte, namentlid wenn minderjährige Kinder aus der Che 
vorhanden find, berechtigt tft, die Ernte von allen zur Zeit ber 
Cheauflöjung bejäämten Güter vollftändig zu beziehen und daß 
er fih keinen Falls mit der bloßen Sergutung für Bau und 
Saat begnügen muß. 


Unfere Gründe find folgende. 


Der überlajjene Genug gründet ſich eutineber anf eine Do⸗ 
tation oder anf eineantieipirte elterlihe Theilung ober 
endlich aber auf ein Pachtverhältniß. Baſirt 'er fih auf 
eine Dotation, di h. ſollte er Tebiglih als ein Beitrag zu den 
ehelichen Vaften dienen, fo war zwar Feine gefeßliche Verpflich- 
tung dazu vorhanden; allein, wenn: fie einmal gewährt war, ſo 
nimmt fie den Charakter einer obligatio naturalis an, kann. alfo - 
nad rt. 1235 des cod. eiv. in fo weit fie fehon effektuirt ift, 
nicht wieder zurädigeforbert, ‘in specie alſo der für das Laufende 
Jahr gewährte Genuß nicht in jedem Montente zurückgezogen 
werben; denn die Weberlaffung des Genuſſes bat doc wohl feinen 
andern Sint, als den, daß das Kind das, was es gejäet hat, 
auch ernten ſoll, das bloße factum der Bebanung ohne Wider: 
ſpruch des Eigenthümers ift’alfe als cin ſtillſchweigender Con: 
jene von Seite des letztern zum Bezug der Ernte anzufehen nnd 
dadurch ver. animus donandi in unzweifelhafter Weiſe conftativt, 
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Diefer animus und Confens tritt aber noch mehr zu Tage, wenn 
fih die Eltern Präftationen und Vergütung ber Steuern :c. 
ausbedungen haben. Es find alfo Hierbei die gewöhnlichen Re⸗ 
geln der Nutznießung und insbefondere bes Artikels 585, 
wornad natürliche und Induftrielle Früchte, die im Augenblick, 
in welchen fich die Nutznießung endigt, am Baum ober Etod 
hängen, dem Eigenthümer gehören, ohne daß biefer die Beſtel⸗ 
lunge: und Saatkoften zu vergüten hat — nicht anwendbar, 
obwohl auch bei Annahme eines Nießbrauchsverhältniſſes im 
Falle einer Gegenleiftung in Geld oder Naturalien dem Nieß⸗ 
braucher ein Theil des Genuſſes verbleiben müßte, weil die. Ci⸗ 
vilfrüchte als jour par jour erworben anzufehen find, wie denn 
auch dem. Theilpächter (colon partiaire) fein Antheil er ben 
Früchten verbleiben muß. Angenommen aber, es jeten auch bei 
Suppoſition einer Dotation, die im Zweifel immer vermuthet 
werden, muß, dennoch) die Regeln einer Nugniepung plabgreifenk, 
jo Tann. dem erpulfirten Ehegatten mit der blofen Vergütung 
von Ban und Saat (durd) die Schwiegereltern in die Güterge- 
meinſchaft) ſchon aus dem Grunde nicht gedient ſein, weil er 
im Hinblick auf den Fortgenuß die betreffenden Güter nicht iſo⸗ 
lirt d h. an und für ſich, ſondern nach ven Regeln ver Land⸗ 
wirthſchaft in Verbindung mit den übrigen Gütern. nach einem 
gewiſſen turnus bebaut und einpflanzt, in der Art z. B., daß 
er nad) Verhältniß feines Viehſtandes und ſeines Düngenbir 
daxfes einen Theil der Güter mit Futtergewächſen, einen andern 
mit. Halmfrlichten, wieder .einen andern Theil mit Knollen⸗ ober 
ſonſtigen Hadfrüchten beſtellt und mithin dur) das Entziehen 
eines Theils aus der Geſammtheit einen beträchtlichen. Nach: 
theil erleiden muß oder kann, indem es ihm daun an der einen 
oder andern Gattung von Erzengniffen mangelt: Wollte man 
ihm aljo eine bloße Bergütung ‚geitatten, fo. müßte dieſe allen 
und jeden Nachtheil umfaflen, der ihm durch das Entziehen ber 
Ernte erwächst und dies iſt in verftärkten Maaße der Tall, 
wenn ihm der Genuß der Güter, im. correlater Weiſe mit Ber: 
fügungen auf ven Todesfall, überlaſſen war, da das betreffende 
Kind hierdurch veranlaßt wurde, ich als eventuellen Eigenthümer 
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anzufehen; es alſo in gutem Glauben befaß, der Befiter im 
gutem Glauben aber zur Reftitution von Früchten nicht ange- 
halten werden Tann, nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen auch 
Jeder den Schaden erjegen muß, den er veranlaßt hat. 

Wil man aber bei Unterſtellung einer Gegenleiftung ein 
Pachtverhältniß annehmen, ſo gebührt ihm um fo mehr bie 
Ernte des betreffenden Sterbejahres, denn nach Art. 1774 wird 
bei einem wicht fchriftlich abgefchloffenen Pachtvertrag angenom⸗ 
men, daß erauf fo lange gejchloffen ſei, als erforberfich ift, da= 
mit der Pächter alle Früchte des gepachteten Gutes beziehen kann, 
alſo bei einer Wiefe, einem Acer, defien Früchte in Jahresfriit 
gewonnen werben, auf ein Jahr und — wenn der Bächter eines 
Landgutes am Ende ber fchriftlich übereingekommenen Pachtzeit 
im Befig bleibt, fo entjteht hierdurch ein neuer Pacht, defien 
Wirkungen fich nach Art. 1774 veguliven. — Da bei dem ſup⸗ 
ponirten Verhältuiß ein Pachtzins nicht ftiputirt ift, jo müßte 
biefer natürlich in Ermanglung einer gütlichen Webereinkunft 
durch Expertiſe feitgeftellt werben, 

Complicirter wird die Sache dann, wenn bie Eltern nicht 
mehr beide am Leben find und das Kind Güter aus der uns 
getheilten elterlichen Maſſe im Genuß hatte; denn dann genoß 
dasjelbe in doppelter Eigenſchaft: als Miteigenthiimer und als 
botirter rejp. als Pächter und es wirft fich dann bie weitere 
Trage auf, wer bie Vergütung für Bau und Saat und bie auf- 
gelöste Gütergemeinjchaft zu Leisten habe. Dieſe Frage wollen 
wir aber für jet .nidyt weiter erörtern, denn fie ift nur aceiden- 
tiell und liegt außer dem Bereiche unferer Gardinalfrage: ob 
der Überlebende Ehegatte qua Nubnieher des Vermögens jeiner 
Kinder und als Theilhaber an der aufgelösten Gütergemeinfchaft 
zum Bezug der Ernte des GSterbejahres befugt ſei, oder ob fie 
ber Donator id est Eigenthümer in jedem Momente nnd felbft 
bann, wenn er .bei ber Inventur zugegen war und bei Erwähn- 
ung bes Genußverhältuifjes ſchwieg, auf den Grund einer bloßen 
Zuſtellung (mittelft Gerichtsbotenaft) perzipiren kann. Und 
bieje Trage werben wir, entgegen der beftehenben Praxis, ſtets 
perneinen, wobei wir uns indeffen gerne eines Beſſern belehren 
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laſſen, in feinem Falle aber zugeben koͤnnen, daß das be 
treffende Kind Nußnießer im Sinne des Geſetzes war. 
Praxis est multiplex. 
U R. 


Wenfionsverein der Notare. 


Die Augsburger Abendzeitung bringt uns die Nachricht, 
dag am 24. Februar 1867 die Beratdung von Delegirten aus 
änmtlichen Notariatsfammern dieſſeits des Rheins fiber bie 
Statuten eines Benfionsvereines für die Nellcten der Notare 
in Nürnberg ftattgefunden babe, und nunmehr die Beschlüffe 
dem ?. Staatsminifterium der Juſtiz zur Genehmigung ne 
legt werben ſollen. 

Sp erfreulich es auch für uns Standesmitglieder fein * 
dieſen ſo wichtigen Gegenſtand wieder in Anregung gebracht zu 
ſehen, ſo vermöchten wir doch nicht unſere Mißbilligung zu unter: 
drücken, wenn es ſich beſtätigen ſollte, daß man in alter ächt 
bũreaukratiſcher Weiſe zur Vorlage eines ſolchen Entwurfes au 
die allerhöchſte Stelle ſchreitet, ehe man denſelben der Publici⸗— 
tät übergeben, und den Betheiligten Gelegenheit eröffnet hat, 
fihb auf tem Wege ber Preſſe über denfelben auszufprecen, 
und feine Grundlagen der sffentlichen. Kritit und Diskuffien 
unterzubreiten. Sa wir müſſen die Betretung dieſes Weges, 
namentlich in juriſtiſchen Journalen, welche der Rechtspflege in 
Bayern z. B. in der Zeitſchrift des Anwaltsvereines, dann der 
für das Notariat, gewidmet find, um fo mehr beanſpruchen, als 
bie Projecte des bejagten Penfionsvereines bisher nur im Kreiſe 
der Notariatöfammern in die Hand genommen wurben, biefe 
Frage in öffentlichen Verfammlungen, wozu jedes Stanbesinite 
glied eingeladen ift, nicht debattirt, und die Theilnahme der Not.- 
Gehilfen ſchon von vornherein andgefchloffen wurde.“) 





*) Dies ift allerdings geſchehen; indeß bürfte fich die Zwedmäßigkeit 
des Beitrittd auch ber Gehilfen und ber Beſprechung des ganzen Entwurfcs 
ber Satzungen vielleicht ſchon bei der Oberauffichtshebörde, jedenfalls aber 
in nicht zw langer Zeit: beutlich herausſtellen. Anm, d. Red. 
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So wenig genügend auch die Stellung der Advokatur in 
Defterreich ift, und fo verfünmert auch dad Notariatsinftitit 
eriftirt, fo haben fich dort doch feit längerer Zeit jchon Vereine 
gebildet, welche fich zugleich zu einer Penfionsanftalt conftituirten, 
fowohl die Eoneipilten der Anwälte, als auch die Notariatäges 
hilfen als Mitglieder umfaffen, und bereits in einer Weije ges 
diehen find, daß ihr Fortbeitand als gefichert betrachtet werben kann. 

Wir wollen hier noch Feineswegs in einer Erdrterung ber 
anderweitigen Momente eingehen, wodurch von vorneherein der 
Grundſatz indieirt iſt, die. Notariatsgehilfen in den Kreis der 
Mithetheiligung des Vereines zu ziehen, allein man Tann jeden 
falls nicht umhin, den Art. 144 des Not.“Geſ. ins Gedächtniß 
zu rufen, wenn von der Bildung eines Penfionsvereins fuͤr die 
Notare die Rede fein fol. 


Diefer Artikel enthält ausdrücklich für die Staatsregierung 
die Ermächtigung für den Fall als ein Penfionsverein gebildet 
werden jollte, den Antritt des Amtes ber nen anzuftellenden 
Notare von dem Nachweije des Beitrittes zu dieſem Vereine 
abhängig zu machen. | | 

Hiedurch iſt demnach zwiſchen den bereits ernannten No: 
taren umd denen, welche zur Anftelung kommen, nacdem ein 
jolcher Benfionsverein fich gebildet hat, in einer Weife zu unters 
Tcheiden, daß für letztere und der Eriftenz eines folchen Vereines 
das Präjudiz des gezwungenen Beitrittes hiezu ermwächst, 
während für die gegenwärtig bereits ernannten Notare bie freie 
Wahl beſteht, ob fie demfelben beitreten wollen oder nicht. 

Hierin Liegt, dächten wir denn doch, eine dringende Auf— 
forderung zu dem Entwurfe der Statuten eines folchen Ber: 
eines auf zum wenigften Delegirte aus dem Bereiche der No» 
tartatögehilfen als den vorausfichtlichen Bewerbern für Notariatss 
Stellen beizuziehen. 

Eine folche, jedes einfeitige Intereſſe ausfchließende Bes 
rathung wird aber zugleich dann aud die Frage an die Hand 
geben, ob und in welcher Weife die Notariats-Gehilfen felbft 
als ſolche ſchon als Meitbetheiligte unter die Mitglieder des 


2 
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Bereines aufzunehmen und in ben gemeinfchaftlichen Berband 
mit 'einzufchließen find. 

Es ift endlich Zeit, daß die bisherige Anſchauungsweiſe 
über: Beruf und Stellung der Hilfsarbeiter mit allen Remi— 
nifcenzen ans dem wmittelalterlichen Zunftwejen aufgegeben und 
im Geifte des Fortjchrittes eine zeitgemäße urganijche Ver— 
bindung der Arbeitsfräfte angeftrebt werde. 

In dem unſerem Notariate-Gefeße eingefügten Auftitute 
ber Amtsverwefer erkennen wir auf unſerem Standpunkte ber 
Anſchauungsweiſe der Bedürfniſſe der Rechtspflege fowie üAber- 
haupt des Syſtemes der Aemter einen erfreulichen Fortſchritt, 
und können nur wünſchen, daß auch den Conſequenzen dieſes 
Prinzipes allfeitig Rechnung getragen werbe. 

v. Seybold. 


Motizen. 


Der Eafjationshof für die bayer. Pfalz hat in zwei Erkenut⸗ 
niffen vom 26. Februar 1867, die hier mitgetheilt werben, fo: 
bald es der Raum geftattet, den Gerichtsboten das Recht zuge- 
ſprochen, Früchte auf dem Halme und Gebäude zum Abbruch 
zu verſteigern, dieſelben jedoch nicht für befugt erffärt, auf 
Termin zu verfteigern. 


Der Herr Staatsminifter der Juſtiz hat in der Sigung 
der Abgeordnetenkammer vom 27. Februar 1867 erklärt, ein 
Gefegentwurf über die Stellvertretung der Notare der Pfalz in 
Verhinberungsfüllen ſei ſoweit vorbereitet, daß er in Turzer 
Frift zur Vorlage bereift werden koͤnne. Die Einleitung dieſer 
Borlage warb durch die Betrachtung verzögert, daß bei den nicht 
unwejentlichen Meinungsverjchiebenheiten, wie fie bei ben erbol: 
ten Gutachten über biefen Gegenftand zu Tage getreten find, 
die Vorlage an die Kammern nur rathſam fchien, wenn bie 
Annahme der Borlage mit Wahrfcheinlichkeit zn hoffen wäre. 
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Der. oberfte Gerichtapof bat nach der Zeitſchrift für Ge⸗ 
feßgebung und Rechtspflege, - Abtheilung für Strafvecht Bd. XIN 
©. 531 am 24. Auguft 1866 erkannt, das in der Wohnung 
eines Notars von einer wegen eines Notariatsgefchäftes dorthin 
fommenden ‘Partei, wenn auch vor Betretung ber eigentlichen 
Geſchäftslokalität auf dem Vorplatze an den Tag gelegte unan⸗ 
ſtändige und geringfchäßende Verhalten ſei als unanſtändiges 
Benehmen vor einer öffenthichen Behörde nach Art. 
128 des Strafgeſetzbuches zu beahnden. 


Die Notariatsgehilfen Muͤnchens mit Ausnahme der ge— 
prüften Rechtöpraktifanten haben am 8. März 1867 die Gründ» 
ung eined auf Gegenfeitigkeit gebauten Unterjtügungsvereineg 
bejchleffen und zur Entwerfung des Gefellichaftsvertrages einen 
Ansſchuß gewählt, der aus den Herren P. Dörfler, O. Graf, F. ©. 
Ehrensberger, F. H.Riebl, 3.6. Sturm und J. C. Kaufmann be- 
fteht umd ſeinerſeits die Standesgenoſſen zu moͤglichſt zahlreichen 
Beitritte einladet. Daß die Leiftungsfähigkeit won ber Theil- 
nahme der Notariategehiffen jelbit abhängt, folgt aus dem Be: 
griffe; aber auch die Herren Notare Fünnen zur Gründung und 
Defeftigung dieſes gedeihlichen Vereines weſentlich beitragen, 
indem fie ine Eehilfen auf Sie Wichtigkeit der Sache aufmerk⸗ 
fam maden; bei der bis jett beobachteten großen Ständigfeit 
der Notariatsgehilfen und dem nothwendig engern Berbande 
zwifchen Borftänden und Gebilfen muß der Verein mittelbar 
auch den Herren Notaren nützlich und ihm deßhalb allfeitiges 
glückliches Gedeihen gewünjcht werben. 


In dem Rechenfchaftöbcrichte der bayerischen Hypotheken— 
und Wechſelbank nom 11. März: 1867 werden. ald Hauptgründe 
der mißlichen Geldverhältniffe angegeben: die außerordentliche 
Menge fogenannter Speculations:Slapitalien, die fchon im Augene 
blicke der Hingabe von Seite des Darleihers nicht anders vers 
meint find, ale mit Ach und Krach fo bald als möglich wieder. 
zurückgezogen zu werben, das Fortbeſtehen ber Zinsbeichränt: 
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ungen und bie Verborbenheit der Schulpner, gegen melde die 
Gelege keinen vechten Schub gewähren. 


Eine Entſchließung des Staatsminifteriums der Finanzen 
vom 6. März 1867 (F. M.Bl. ©. 45 Ziff. 9) erflärt: Die 
iogenannten Xegjcheine bei Aufnahme oder Hinterlegung einer 
legtwilligen Verfügung find als bie biefer Verhandlung ent« 
Iprechenden Ausfertigungen zu betrachten und unterliegen daher 
nah F 7 Klafje IL der allerh. Verordnung vom 18. Dezember 
4812 über das Stempelwefen dem Klaffenjtempel zu 15 tr. 

wogegen für den Anſatz einer zur Taxe von 36 fr. für diejes 
Notariatsgejchäft ——— weitern Urkundentaxe von 18 fr. 
en Anlaß nen 


Bienflesnachrichten. 
Rechtscandidat Johann Baptift Keller aus Zweibrũcken 
wurde z. k. Notar in Kandel, Notariatsgehilfe Ludwig Haufer 


zum 8, Notare in Dorfen ernannt und der k. Notar Friedrich 
Donle in Dorfen auf Anſuchen nad) Freiſing verſetzt. 


Druckfehler. 


Seite 7 Zeile 15 von oben, ftatt Anwendung fies Auslegung. 
„7.20 u.» ÄÜtnah bem Wortenämlich einzufcalten auch. 
„ 8 „ 409 von unten, flatt im lies in. 

„1 „4 von oben, ftatt trug lies trägt. 

„il „ 31 fatt hingeſtellt lies hergeſtellt. 


Drud und Berlag ber C. H. Beiden Buchhandlung in Nördlingen 








Beitfchrift 


für 


dns Notariat 
die freiwillige "Gerichtsbarkeit 


in 


Bayern diesfeits und jenfeits des Rheins. 


Unter Mitwirkung ber Notare Hofrat) Sranz v. Seybold in 
München, Friedrich Bolza in Herxheim u. U. 
herausgegeben von 


Iduard Graf, 


Notariatsgehilfen in Münden, Herrenftrage Rro. 2/ III. 














Diefe Aetfärift erfbeint jüprig 29 1 Bogen Aarl, 
Ars. 6. zum "Fre son o 3 fl. 36 : [4 2 ——— 1867. 


—Aã — a Befrlum 
Inhalt: Beruf und Stellung bes Notars, (Schluß) — Erkenntniß bes 
Cafjationsgofes für die Pfalz. — Zumendungen an ben zweiten 
Ehegatten. — Notizen, 





Seruf und Stellung des Motare. 
Proteſt 
gegen einen Artikel in der Zeitſchrift des Anwalts⸗Vereins 
für Bayern?) 
von Herrn Hofrath F. v. Seybold in Münden. 
ESchluß.) 

Dieſe Argumentationsweiſe würbe folgerichtig dahin fuͤh⸗ 
ren, daß zur Aufnahme jeder Urkunde von den Parteien An⸗ 
wälte beigezogen werden müßten, ſohin in dieſer Richtung bie 
Einführung des Anwaltszwanges zu provociren wäre. Eine 
blos facultative Befugniß der Parteien, Anwälte beizuziehen, 


“) Jahrgang 1866 B. VI Nr. 6 ©. 81. 
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welche ohnehin bereits befteht und von uns oben als zweck— 
mäßig anerkannt wurde, könnte nad) den vom Herrn Gegner 
aufgeftellten Grundſätzen keineswegs genügen, und würbe es ohne 
Aufrechthaltung des abjoluten Anwaltszwanges rein unmöglich 
fein, die Errichtung einer Urkunde zu Stande zu bringen, denn 
die von unferm Herrn Gegner fo treffend bezeichneten, von uns 
oben angeführten Momente find fo wefentlih und maßgebeud, 
daß die Errichtung einer ihrem Begriffe entfprechenden Urkunde 
überhaupt nicht denkbar ift, ohne daß die durch diefe Momente 
bezeichneten Functionen in volle Wirkſamkeit treten. Dieſe 
Functionen bezeichnet aber unjer Herr Gegner als eine dem au: 
waltichaftlichen Stande ausfchlieglich vorbehaltene Domäne; allein 
von dieſer befcheidenen Prätenfion vorläufig abgefehen, fteht jeden: 
falls der Grundfaß feit, daß diefe Momente für jeden Conci⸗ 
pienten einer Urkunde Tunctionen involviren, welche eine fo 
-abjolut allgemeine Geltung beſitzen, daß. fie bei jeber Art von 
Urkunden als sine qua non in Anwendung fommen müſſen, 
und iſt es biebei völlig irrelevant, ob es fih um die Errichtung 
einer Privat: oder öffentlichen Urkunde banbelt, ob fie durch 
die Vermittlung eines eben, oder bei einem Anwalte oder von 
einem Notar vorgenommen wird, ob die fchriftliche Abfaſſung 
facultativ oder unter dem Präjupize der Nichtigkeit des Nechts- 
gejchäftes als öffentliche Urkunde von einem Notare zu gejchehen hat. 

Mag der Eoncipient einer Urkunde wer immer fein, und 
bie Qualität der Urkunde welches Gepräge und welche pro> 
zeffualifche Wirkſamkeit immer befiten — ohne die vom Herrn 
Gegner bezeichneten Momente im Auge zu haben und in An- 
wendung zu bringen, kann überhaupt feine ihrem Begriffe und 
Zwede entjprechende Urkunde zu Stande fommen, und man tft 
berechtigt, an den Herren Gegner die Frage zu ftellen, wie es 
ber Notar anzuftellen habe, eine dem Willen der Disponenten 
gemäße Urkunde zu fertigen, die Gffentialien eines Nechtsge- 
ſchäftes zu conftatiren, und nichts Gefeßwidriges in die Urkunde 
aufzunehmen, wenn es nicht, wie unfer Herr Gegner behauptet, 
in feiner Berufsaufgabe Liegt, die von ihm als Domäne bes 


Beruf und Stellung bes Notars. 83 


Anwaltes bezeichneten Momente ebenfalls in den Kreis feiner 
Gefchäftsthätigkeit zu ziehen uud nah Maßgabe berjelben den 
Beurfundungsact vorzunchnen. 

Was jedoch die gittige gegnerifche Bemerkung betrifft, daß 
jene Berträge, welche bei Vermeidung der Nichtigkeit von No: 
taren errichtet werden müſſen, jo fimpler Natur feien, daß fie 
feine befondere juriſtiſche Befähigung auf Seite des Notars er- 
heilchen, fo wäre e8 in der That ein Lurus, auf eine folche 
Reclame zu Gunften der anwaltichaftlichen Birtuofität des Herrn 
Gegners nur Ein Wort zur Vertheidigung dev Berufsthätigfeit 
der Notare vergeuden zu wollen. 

Nach den Grundjägen des Herrn Gegners bebürfen die 
von ihm auf die niedrigſte Stufe der Rechtsbildung geftellten 
Notare nicht einmal mehr eines Gängelbandes und Leitfaden 
ihrer Gefchäftsthätigkeit, da c8 nur der beizuzichende Anwalt 
ijt, welcher fir fie denkt, in die Zukunft fieht und die Tragweite 
ber VBertragsbeftimmungen zu bemefjen im Stande tft, dev Notar 
aber nur das Neit zu bereiten hat, in welches ber Anwalt feine 
MWeisheitseier niederlegt und ausbrütet. 

Wir Haben von jeher bie Beſtimmung der Aovofatenges 
bührenordnung, wornach auch die Anfertigung von privativen 
Anfjägen einer Taxe unterliegt, mißbilfigt, hätten jedoch nicht 
erwartet, daß diefer Mißſtand zugleich auch von Seite eines 
Anmaltes als Brüde benüst würde, un das Notariats-Inſtitut 
zu verbächtigen. 

Wir haben bisher mit unferm Proteſte gegen ſolche An⸗ 
griffe und VBerunglimpfungen unſeres Anftitutes zugewartet, 
weil wir uns ber Hoffnung bingaben, dag fih in dem uns 
hochwerthen Kreife der Anmälte, welchen wir früher felbft an- 
gehörten, mißfällige Stimmen gegen einen folden unwürdigen 
Angriff erheben würden. Da wir uns aber in unferer Ers 
wartung getäuscht ſehen, jo find wir in bie Retpsentbigteit ver⸗ 
ſetzt dieſen Proteſt ſelbſt niederzulegen. 

Dieſem Proteſte, deſſen ſind wir ficher, werden jedenfalls 
diejenigen Anwälte beiſtimmen, welche feine geheimen Anhänger 

6* 


84 Erkenntniß bes Gaffationshofes für bie Pfalz. 


der Reaction find, fondern offen und entfchieden bie Reform un⸗ 
jerer Rechtspflege, Deffentlichfeit und Mündlichkeit bes Ver⸗ 
fahrens auf ihre Fahne gejchrieben haben. 

Diefe unfere Freunde willen aber aud, daß das Nota⸗ 
riats-Inftitut mit zu den unerläßlichen Vorbedingungen der 
Reformen gehört, welcher unſer, bis auf den tiefften Grund 
hinein fiechendes, corumpirtes Nechtsleben dringend bedarf, wenn 
nicht das ganze Staatsgebäude in Verfall gerathen fol. 

v. Seybold. 


Erkenntniß des Caſſationshofes für die Pfalz. 

(Die Gerihtsftandsfühigfeit ber Notariatsfammern fowie die ausſchließliche 
Zuftindigfeit ber Notare zu Verfteigerungen auf Termin wird anerfannt.) 

Ein S. 177 und 193 ff. Jahrgang 1866 dieſer Zeit- 
ſchrift mitgetheiltes Erfenntniß des k. Appellationsgerichts der 
Pfalz vom 7. Februar 1866 führt aus, daß Gerichtäboren ges 
jeglich nicht befugt find, Menbelverftcigerungen auf Zahlungs: 
termine vorzunehmen. 

Gegen dicjes Erkenntniß ergriff der betroffene f. Gerichts⸗ 
bote A. Gleizes in einer anı 28. Juli 1866 auf der Kanzlei 
bes k. Caffationshofes hinterlegten Denkſchrift das Nechtsmittel 
der Caſſation und fuchte darzuthun, daß durch das appellationss 
gerichtliche Erkenntniß die Gefeße in mehrfacher Hinficht ver: 
legt feien, und zwar: 

I. Durch die Verwerfung der Incidentberufung 

a) das arrötö vom 2 Nivose XII in Art. 2 Niro. 7 und 
Artikel 5; 

b) der Art. 5 des Civilgeſetzbuches; 

6) der Grundſatz: ohne Intereſſe feine Klage. 

N. Durch die Entfcheidung zum Grunde ber Sache 

a) das Decret vom 14. Juni 1813 $ II Art. 37 und 
bie in bemfelben berührten lois et reglements namentlich bas 
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Decret vom 21./26. Juli 1790, Artitel 6, das Decret vom 17. 
September 1793, Artitel 1, das arrete vom 12. Fructidor IV, 
das arreie vom 27 Nivose V und die einjchlägigen vorrevolu⸗ 
tionären Decrete und leltres patentes; 

b) das Gefeß vom 22. Pluviose VII Artikel 1 u. 5; 

0) ber Artikel 1 des Notariatsgefeßes vom 25. Ventose X1; 

d) die Verordnungen der Lanbesadminiftration vom 21. 
Februar 1815 und 22. April 1815. 

Demgemäß wurde um Vernichtung des angefochtenen Urs 
theil8 gebeten, wogegen die Notariatsfanner des Bezirks Landau 
in einer am 23. Januar 1867 hinterlegten Denkichrift die Abs 
weifung des Recurſes beantragte. 

Dem in ber Öffentlichen Situng vom 25. Februar 1867 
geftellten Antrage des Herrn Generaljtaatsprocurators entjprechend 
verwarf der oberfte Gerichtshof am 26. Februar 1367 die Nich- 
tigfeitsbejchwerde aus folgenden Gründen: 


Zum erjten Eafjationsmittel, 


Nach dem arreis vom 2. Nivose XII. Art. 2 Nro. 7 find 
die Notariatsfammern berufen, die jänmtlichen Notare des Bes 
zivtes in ihren gemeinfamen Rechten und Angelegenheiten zu 
vertreten. Gemäß Art. 5 daſelbſt hat der Syndic die gefaßten 
Kanmerbefchlüfje in Vollzug zu jegen und in allen Fällen für 
die Kammern, nad Maßgabe ihrer Beichlüffe, handelnd aufzus 
treten. 

Aus der allgemeinen Faſſung des Art.2 Nr. 7 geht ber: 
vor, daß der Geſetzgeber die Notariatsfammern nicht blos auf bie 
Berwaltung im Innern beichränten, fondern auch mit Vertretung 
nah Außen befaffen wollte. Es Tann deßhalb den Nos 
tariatsfammern nicht verfagt werden, zur Wahr: 
ung der Rechte des Notariats auch Tlagend vor den 
Gerichten aufzutreten, wie denn biejes Recht in Frank: 
reich bisher nie in Zweifel gezogen worden ift.”) 

8) Art 146 des Not. Geſ. vom 10. November 1861 weist dagegen 
ben Kammern die Vertretung bes Standes ausbrüdlih „in Bezug auf feine 


86 Erkenntniß bes Caſſationshofes für bie Pfalz. 


Diefer Auffaffung fteht der Art. 50 des Geſetzes vom 25. 
Ventose XI nicht entgegen, indem fich aus ihm nur die Folger⸗ 
ung ziehen ließe, daß die Aufrechthaltung der Disciplin vor- 
zugsweife Aufgabe der Notarienkammern fein jollte, womit aber 
nicht ausgefchloffen war, daß ihr auch noch andere Befugniffe 
hätten übertragen werden können ober wollen. 

In dem vorliegenden Tale ift num der Syndic der No— 
tarienfammer des Bezirks Landau, in Folge Beſchluſſes derſelben 
vom 21. Februar 1864 mit einer Klage gegen den Gerichts: 
boten A. Gleizes aufgetreten, welche daranf geſtützt wird, baß 
biefer zu wiederholternmalen Menbelverfteigerungen auf Zahlungs: 
termine abgehalten habe, daß ihm hiezu aber die Befugniß ab: 
gehe, da die Bornahme von Menbelverjteigerungen auf Zahlunge: 
termine ausjchließlich zur Amts-Zuſtaändigkeit der Notare gehöre. 

Diefe Klage berührt die Nechte ſämmtlicher Notare des 
Bezirkes. Sie beruht auf dem Intereſſe, welches die Kammer 
daran hat, daß die den Notaren geſetzlich verlichenen Befugniffe 
aufrecht erhalten und gegen unberechtigte Eingriffe geſchützt 
werden. Es ſteht ſohin die Qualität der Klägerin außer Frage. 

Mag diefe Klage ihrer Faffung nach zu weit gebend fein, 
jo erſcheint fie ihrem Weſen nach doch nur als eine gegen ben 
Serichtsboten U. Gleizes gerichtete Entſchädigungs-Klage. 

Die Löfung der Frage aber, ob der Beklagte feine Amts: 
befugniffe üderjchritten habe und in jene ver Notare eingegriffen, 
machte es nothwendig, day ber erfennende Richter die über die 
Zuftändigkeit der Notare und Geridytsboten beftehenden geſetz— 
lihen Beftimmungen einer Würdigung unterzog, den Sinn und 
bie Tragweite der angerufenen Gejeße im Allgemeinen prüfte. 

Gleichwohl beſchränkte derfelbe feinen Anfpruch auf den ihm 
untergebreiteten einzelnen Fall und auf die in dem Nechtöftreite be— 
findlichen Parteien. Er hat deßhalb auch durch die Abweiſung der 
Sneidentberufung des Beklagten weber den Artifeln 2 u. 5 bes 


inneren Angelegenheiten" und bie „Vermittlung bdienftlicher a 
zwifhen ben Notaren” zu. 
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arretö vom 2. Nivose XII, noch dem Art. 5 des Civilgefeh- 
Buches, noch dem Grundfage, Feine Klage ohne Sutereffe, ents 
gegengebandelt, und es flellt ſich demnach das erfte Kaffationss 
mittel als ungegrünbet bar, 


Zum zweiten Kaffationsmittel. 


In Frankreich ftand das Necht zur Abhaltung von Meubel- 
verfteigerungen in früheren Zeiten einer beftimmten Beantentlaffe, 
ben huisiers-priseurs, ausschließlich zu. Nach dem Zeugniffe 
ter gewichtigſten franzöfiihen Autoritäten konnten aber biefe 
huisiers-priseurs den beſtehenden Gefegen und Vorſchriften zu 
Folge, nur gegen baare Zahlung und nicht auf Termin ver: 
ſteigern. 

Es findet ſich dies in aller Schärfe ausgeſprochen in dem 
Vortrage, welchen Generalſtaatsprocurator Mourre zu dem Ur: 
theile des Pariſer Caſſationshofes vom 1. Juni 1822 gehalten 
hat, und worin er unter Bezugnahme auf die ältern Geſetze 
jagt, es fei dies ein Sag, welcher in Frankreich zu allen Zeiten 
Geltung gehabt habe, und welcher nicht den leifeften Zweifel 
zulaſſe. 

Hiemit ſtimmt das von Mourre angeführte arröt bes 
Chatelet vom 25. Mai 1703, worin e8 beißt: 
aux huissiers-priseurs appartient le droit de crier les meubles 
et de les adjuger au plus offrant et dernier encheripeur dont 
ils doivent se faire payer le prix comptant sur-le-champs. 

Ferner fteht damit in Einklang das von Merlin (Rep. v. 
huiss.-priseur) erwähnte arröt des Barifer Parlaments vom 25. 
Novenber 1763. 

Ebenſo gab der franzdjifche Juftizminifter im Jahre 1833, 
als den Kammern ein Gefegentwurf über die Regelung ber Zus 
ftändigfeit der minifteriellen Beamten: zur Vornahme ber Vers 
fteigerungen von Früchten auf dem Halme in Vorlage gebracht 
war und ein Nebner den Zuſatz beantragte, e8 möchten bei 
Stipulirung von Zahlungsterminen die Notare ausſchließlich 
für befugt erachtet werben, die Erklärung ab, daß er hiegegen 
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nichts zu erinnern finde, ba es ohnedieß anerkannter Grundſatz 
jet, daß bie commissaires-priseurs nur gegen baare Zahlung 
zu verfteigern berechtigt wären, worauf dann gerade das firenge 
Sefthalten der Pairsfammer an biefem Grundfate das Zu⸗ 
ſtandekommen des Geſetzes verhinderte. 

Hienach kann nur angenommen werden, daß bie ehema⸗ 
ligen huissiers-priseurs nicht berechtigt waren, Meubelverſtei⸗ 
gerungen auf Zahlungstermine vorzunehmen. 

Nachdem die Stellen ber huissiers-priseurs aufgehoben 
waren, wurde die Befugniß zur Abhaltung von Meubelverſtei⸗ 
gerungen durch die Decrete vom 21./26. Juli 1790 und vom 
17. September 1793 auf die Notare, Gerichtsichreiber und Ge⸗ 
richtsboten übertragen. Für die letztern wurde biefe Befugniß 
durch Art. 37 des Decrets vom 14. Juni 1813 mit dem Bei⸗ 
ſatze betätigt, daß fie fich hiebei nach ben einſchlägigen Geſetzen 
und Vorfchriften zu richten hätten. 

Da nun die Gejege von 1790 und 1793, indem fie bie 
huissiers-priseurs bejeitigten und dic Notare, Gerichtsfchreiber 
und Gerichtsboten an deren Stelle fetten — nicht auch zugleid) 
bie auf die Meubelverfteigerungen bezüglichen ältern Borjchriften 
aufhoben oder durch andere erſetzten, jo Tiegt die Annahme nahe, 
e8 habe der Gefeßgeber jene älteren Beſtimmungen fortbeftehen 
laffen und es feien unter den Vorjchriften, auf welchen das 
Decret vom 14. Juni 1813 in Art. 37 Bezug nimmt, insbes 
jondere aud) das Verbot, Menbelverſteigerungen auf Zahlungs: 
termine vorzunehmen, mit inbegriffen.*) 

Diefe Annahme findet wefentlihe Unterftüginng in bem 
Geſetze vom 22. Pluviose VII. 

Dieſes Geſetz ſchreibt die Förmlichkeiten vor, welche bei 
Abhaltung der Meubelverfteigerungen zu beobachten find. Aus 
ven Verfügungen in Artikel 5 ergibt fich unzweideutig, daß das 
Geſetz nur BVerfteigerungen gegen baare Zahlung im Auge ger 


*) In biefer auf Vermuthung fußenden Begründung liegt genügenbder 
Unlaß zu dem Geſetzesvorſchlage oben Seite 37 am Ende. 
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habt haben konnte. Das zu errichtende Protokoll bat nur bie 
Angabe der veräußerten Gegenſtände und die bes erzielten Er- 
Löfes zu enthalten; e8 ift bloß von dem bie Berfteigerung ab- 
baltenden Beamten, und zweien Zeugen zu unterzeichnen. Die 
Unterfchriften des Verfteigerers und der Anfteigerer werben nicht 
verlangt, ja nicht einmal die Nennung der Namen diejer Pers 
fonen ift erforderlich. Nach der Abficht und dem Willen des 
Sejeßgebers follte offenbar das ganze Kaufgeichäft fofort be- 
reinigt werden, Abſchluß und Vollzug gleichſam in einer Hand: 
Inng zufammenfallen und die hierüber aufzunehmende Urkunde 
nichts als ein einfaches Eonftatirungsprototol bilden. Alle 
Verträge zwilchen ven Parteien, wie Bürgschaft, Termingeftattung 
u. dergl. bleiben bienach ſelbſtverſtändlich ausgejchloffen, da deren 
Beurkundung ſich ohne die Unterfchrift der Vertrag ſchließenden 
Parteien nicht denken läßt. 

Der Einwand, daß das Geſetz Tediglih im fiskaliſchen 
Intereſſe erlaffen und nicht beſtimmt fei, die Gompetenz der Be— 
amten zu reguliren, iſt unerheblich; bemn wenn das Gejeß auch 
fisfalifche Intereſſen verfolgt, jo janktionirt e8 anderſeits einen 
Grundſatz des älteren Nechtes, es ſetzt voraus, daß der Steig- 
preis fofort Baar erlegt werde, und daß das BVerfteigerungspros 
tokoll feinen Vertrag beurkunde, daß e8 den Parteien nicht zur 
Verfolgung ihrer Rechte zu dienen habe. 

Gleich unerheblich ift ber weitere Einwand, es ſeien bie 
Notare bezüglich der Meubelverfteigerungen auf gleiche Linie mit 
den Gerichtöboten geftellt, aljo müfje bag Verbot, Verjteigerungen 
anf Zahlungstermine abzuhalten, auch für fie in demjelben Maße 
Geltung haben, wie für die Gerichtshoten, indem dagegen in 
Betracht kommt, dag wenn das Gefeh die Beamtenklaffen neben⸗ 
einander zur Abhaltung der Menbelverfteigerungen berief, an⸗ 
genommen werben muß, es habe eine jede diejer Klaffen inner: 
halb der Grenzen ihres Geſchäftskreiſes hiezu berufen. 

Nah dem Notariatsgefehe vom 25. Ventose XI, gleichwie 
nad dem frühern Gefebe vom 6. Oktober 1791, find aber bie 
Notare bie dffentlichen Beamten, welche die Verträge aller Art 
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zu verbriefen haben, denen bie Parteien das Gepräge der Authen⸗ 
tieität verleihen wollen oder müfjen. Es ftüßt fich demnach bie 
Befugnig der Notare zur Vornahme von Meubelverjteigerungen 
zugleich auch auf die Geſetze über das Notariat. Sie find in 
der Lage Meubelverfteigerungen aller Art, fowohl gegen Baats 
zablung als bei Termingeftattung und weiteren Stipulationen 
aufzunehmen. 

Halt ein Notar eine Meubelverjteigerung gegen baaren Ers 
lag des Steigpreifes ad, jo genügt er dem Gejebe, wenn bie 
hierüber von ihm errichtende Urkunde den Förmlichkeiten ent- 
Ipricht, wie fie duch das Gefeß vom 22. Pluviose VII vorge- 
zeichnet find. Werden hiebei aber Uebereinkommen abgejchloffen, 
welche die Nerbriefung tm Intereſſe des Berfteigerers und der 
Anfteigerer erheifchen, dann Fünnen jene einfachen nur für pie 
Conftatirung einer Thatjache berechneten Förmlichkeiten nicht 
mehr ausreichen, vielmehr haben alsdann bie für die Beur—⸗ 
fundung von Verträgen geltenden Vorfchriften, die des Nota: 
riatsgejeßes, Platz zu greifen. 

Anders verhält es fich mit den Gerichtäboten. 

Nach den Gefeten Aber ihre Einführung liegt ihnen bie 
Beforgung gerichtlicher Zuftellungen, daun die Hilfsvollftreddung 
und der Gerichtspienft ob. Ihre Aufgabe befteht aljo wejentlich 
in der Aufzeichnung von Thatjachen und der von den !Barteien 
abgegebenen Erklärungen. Die Beurkundung von Verträgen 
liegt ihrem Gefchäftsfreije fern. 

Wenn das Gejek ihnen noch die Abhaltung von freiwil- 
ligen Meubelverjteigerungen zuwies, jo geſchah es nur infofern, 
als es fich bei folhen Verfteigerungen nicht ſowohl um die Bes 
urfundung des durch die gelegten Meiftgebote zwifchen dem Ber: 
fteigerer und dem Anfteigerer entjtandenen Vertragsverhältuifjes, 
als vielmehr um die thatfächliche Conftatirung bes erzielten Er⸗ 
löſes hanbelt. 

Es wurden deßhalb die Gerichtsboten durch das Decret 
von 1813 fpeciel auf die früheren für Meubelverfteigerungen 
geltenden Vorſchriften hingewieſen. Ste find bezüglich der Form 
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ihrer Protofolle an die Verfügungen bes Gejeßes vom 22. Plu- 
viose VII gebunden, welche ohne Zweifel nur für Verfteigerungen, 
welche gegen Baarzahlung erfolgen, berechnet find. 

Hiemit ftehen auch weiter bie arrötes von 412. Fructidor 
IV noch 27 Nivosse V, noc die Verorbnungen ber Landesad⸗ 
miniftration vom 21. Februar 1815 und 22. April 1815 in 
Widerſpruch. Die beiden arr&tes bezeichnen die zur Abhaltung 
von Menbelverfteigerungen berechtigten Beamtenklaffen gleichfalls 
nur im Allgemeinen und haben vorzugsmeile ben Zweck, bie 
Befugnifje jener Beamten gegen Eingriffe Unberechtigter ficher 
zu ftelen. Die Verordnung vom 22. April 1815, welche nur 
eine Erläuterung der Verordnung vom 21. Februar befjelten 
Jahres ift, erflärt ausdrücklich, daß in Rückſicht dev Meubelver: 
fteigerungen die bisher beftandene Ordnung beibehalten werben 
jolle. 

Die Vorſchrift des Artikels 624 des Civilgeſetzes erſcheint 
deßhalb auch nicht als cine Ausnahme von der Regel, fondern 
enthält nur die Beftätigung eines allgemeinen Rechtsgrundſatzes 
und deffen Anwendung auf Zwangsverfauf von Mobilien. 

Als ganz unbehelflich ftellt fich endlich die Berufung auf 
den Art. 625 des Civilprogeßgejegbuches bar, wenn ans bems 
jelben abgeleitet werden will, e8 habe das Geſetz dem Gerichts: 
boten, eben weil e8 ihn für den Eingang des Erlöfes haftbar 
erklärte, geftatten wollen, audy auf Zahlungstermine zu verfteigern. 
Gemäß Art. 624 joll der Gerichtsbote nur gegen baare Zahlung 
veräußern. Er fol die zugefchlagenen Gegenftände nicht cher 
ausantworten, als bis der Steigpreis erlegt ift und ift erınädhs 
tigt, bei NMichtzahlung zur fofortigen Wieberverfteigerung zu 
ſchreiten. Kommt er dieſer Verbindlichkeit nicht nach, jo hat er 
für die Folgen einzuſtehen. 

Ein Recht zur Termingeftattung läßt fi aber aus ben 
auf die Pflichtverfäumnig geſetzten nachtheiligen Folgen nicht 
ableiten. 

Waͤre der Gerichtsbote berechtigt auf Termine zu verftei- 
gern, jo koͤnnte er für den Eingang bes Erlöfes nicht verant- 
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wortlich gemacht werben. Seine Haftbarkeit gründet fich gerade 
auf die Nichtbeachtung des Geſetzes. 

Demgemäß ftellt fich auch das zweite Eaffationsmittel als 
nicht begründet dar, weßhalb der erhobene Recurs verworfen 
werben muß, 


Buwendungen an den Zweiten Ehegatten. 


(Wirkungen ber Beichränfungen des parens binubus binfihtlih ber Zu⸗ 
wentungen an ben zweiten Cheyatten bei Ehe⸗- und Erbverträgen nad ges 
meinem Rechte.) 

Kaifer Leo hat beſtimmt, daß die zur 2. Ehe fchreitende 
parens dem zweiten Ehegatten nicht mehr zuwenden bürje, als 
das Kind erſter Ehe erhält, welches am wenigften empfängt. 

Einige Rechtslehrer — wie z. B. Seuffert — verftehen 
dieſes Verbot als nur auf Zuwendungen anwendbar, welde 
titulo Iucrativo gejchehen. Hienach wäre die Anwendbarkeit ber 
fraglichen Gejegesbejtimmung auf Zuwendungen ausgejchloffen, 
welche durch einen Ehevertrag, gerichtet auf Gütergemeinjchaft, 
gefchehen, da folche Verträge in der Regel oneroje find. 

Diefe Anficht fügt fih auf Nov. 22 Cap. 27 wo es 
heißt: Optime vero nobis Leo divae memoriae videtur cogitasse 
de oblationibus, quas in secunda faciunt matrimonia, qui ea 
contrahunt dieit enim, quia, si ex priori matrimonio filios habeant 
parentes, drinde ad secundum — — veniant mairimonium, Non 
possunt — — quamlihet facıre largitatem — — nisilan- 
tum ete. Der Ausdruck „largitas“ ſcheint num die erwähnte 
Anficht veranlagt zu haben, da largitas „Freigebigkeit“ „Freiwillige 
Bereicherung de8 Anderen” bedeutet, alſo ſich zunächſt auf fus 
frative Gejchäfte bezieht. Es ift jedoch zu bedenken, daß eine 
„Treigebige Zuwendung” nicht blos in einer Schenkung, fondern 
auch darin beftehen kann, daß Jemand einem Dritten Etwas 
billig überläßt, — daß er bei Abſchluß eines oneroſen Ver⸗ 
trages mit felben die Gegenleiftung auf ein minimum bejchränft, 
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daß er überhaupt in der Abficht, ihn zu bereichern, ihm einen 
Vortheil zumenbet. 

Es darf deßhalb largitas nicht für identifch mit „Yuwend: 
ung” titalo Iucrativo erflärt werten. 

Es wurde aber überhaupt durch die allegirte Gefeßesftelle 
an ben von Kaifer Leo erlaſſenen Strafbeftimmungen 
Nichts geändert, und es hat die Erwähnung diefes Gefehes in 
- ber fritiihen Stelle nur die Bedeutung einer oberflächlichen Ci: 
tation, wodurch die fraglichen Beitimmungen nur im Allges 
meinen in Erinnerung gebracht, keineswegs aber in ihrem 
vollen Umfange befprochen werden follten. Wenn alfo ſelbſt largitas 
an kritiſcher Stelle die Bedeutung „Iufrative Zuwendung“ hätte, 
fo wären hiedurch die Beitimmungen bes von Kaifer Leo ers 
laffenen Geſetzes, foweit fte fih anf andere Zuwendungen be= 
ziehen, noch nicht alterirt. Es it vielmehr anzunehmen, daß 
diefelben ihren vollen Umfange nad) aufrecht erhalten werben 
jollten, denn Juſtinian fagt ja felbft: Optime vero nobis Leo 
— — videlur cogitasse de oblationibus, quas in secunda fa- 
ciunt matrimonia et. — — 

Es frägt fi aljo weiters, ob bie in Frage ſtehenden 
Strafbeſtimmungen — C. 6 de seo. nupt. 5, 9 — die Eins 
gangs bemerkte Anficht rechtfertigen ? 

In diefer Stelle ſpricht Kaifer Leo allerdings nur von 
Zuwendungen durch Teftamente, Copdizille, Legate, Fideicommiſſe, 
Schenfungen unter Lebenden und auf Todesfall, Beitellung einer 
dos und ciner donatio propter nuptias. Allein die Aufzählung 
diefer Nechtsgefchäfte ift offenbar nur eine beiſpielsweiſe. — 
Daß der Wille des Kaifers Leo darauf gerichtet war, bie Kinder 
1. Ehe gegen jede benachtheiligende Mebrzuwendung von Seite 
des parens binubus an ven 2. Ehegatten zu jchügen, folgt aus 
dem weitern ZTerte ber fraglichen Gejetesftelle die alfo Tautet: 
Siu vero plus, quam statutum est, aliquid novercae vel vitrico 
relictum vel danatum aut datum fuerit, ad personas deferri 
liberorum et inter eos dividi jubemus. — Dare bebeutet hier 
einen Gegenjat zu donare (wie das alternative „aut“ anbeutet), 
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alfo eine Eigenthumsübertragung auf Grund eines anderen Ges 
ichäftes, als einer Schentung. Es ift hieraus erſichtlich, daß 
Kaijer Leo audy jede andere Zuwendung an den 2. Ehegatten 
und nicht bloß Schenkungen und letztwillige Verfügungen, fo: 
ferne fie da8 von ihm beftimmte Maaß überfchreiten, für ans 
fechtbar erklärt hat. — Dieß ergibt fi) insbeſondere noch aus 
C. 9 eod. tit. 5, 9, wo es heißt: Quoniam — — vir aulem 
secundo uxori dolis vel ante nuptias donalionis nomine vel 
alio quocunque modo dederit vel relinquerit, his am- 
pliora — — revocala ete. — — und aus C.10. 1. c., welche 
Stelle folgenden Pafjus enthält: tantum praestare per quam- 
cunque causam secundo marilo vel novercae, quantum 
flio — — —. 

Das Berbot, daß der parens binubus dem 2. Ehegatten 
‚nicht mehr zuwenden dürfe, als dasjenige Kind erſter Ehe er: 
halt, welches am Wenigften empfängt, bezieht ſich alfoauf jede 
Zumendung, mithin auch anf jene, welche unter dem Titel eines 
Ehe⸗ und Erbvertrages gefchehen. 

Bei folhen Verträgen muß aber immer bie Gegenleiftung 
des 2. Ehegatten bevüdfichtigt werden, und es kann daher von 
einer Benachtheiligung ber Kinder erfter Ehe nur dann die Rede 
fein, wenn die Xeiftung des parens binubus im VBerhäftniß der 
Gegenleiftung des zweiten Ehegatten eine zu große ift. 

Eine Anßerachtlaffung dieſer Geſetzesbeſtimmung bei Ab: 
ſchluß eines Ehe: und Erbvertrages hat die Wirkung, daß bie 
Kinder 1. Ehe Herausgabe des zugewendeten plus fordern koͤnnen, 
jedoch wäre eine folche Klage erjt nad den Tode des parens 
binubus nata, weil ſich erft hier ergeben kann, ob eine Verlegung 
der Rechte der erfichelihen Kinder vorliegt und weil die Kinder 
bet Lebzeiten des parens defjen Bermögen nicht beanfpruchen 
fönnen. 

Um aber jolche Klagen zu vermeiden, wird es Aufgabe 
ber Notare fein, bei Verlautbarung von Verträgen, welche der 
parens binubus mit dem zweiten Ehegatten abſchließt, und wo— 
durch dieſelben Gütergemeinſchaft und gegenjeitige Erbeinfegung 
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in der gewohnten Weife bedingen wollen, erforderlichen Falles 
auf die fraglichen Gefegesbeftimmungen anfmerkjam zu machen 
und dahin zu wirken, daß — falls auf Eingehung allgemeiner 
Gütergemeinſchaft Seitens der Parteien beftauden werben wollte, 
doch wenigitens für den Fall der Auflöfung der Ehe durch den 
Tod oder ber fonftigen Trennung der Gütergemeinfchaft ſolche 
Beftimmungen getroffen werden, welche Teinen Grund zur Ans 
fechtbarfeit des Vertrages bieten. ALS enipfehlenswerth erjcheint 
bejonders die Abfafjung des Vertrages in der Weile, daß Bei 
Trennung der Ehe die Gütergemeinfchaft aufgelöft und der 2. 
Ehegatte außer feinem eingebrachten Gute und dem ftatutens 
mäßigen Antheil an der Errungenfchaft noch einen Kinbestheil 
aus den Vermögen der Verſtorbenen erhalten folle. 

Die vorgetragenen Grundſätze finden ihre Beltätigung 
durch die in Seuff. Archiv Bd. VIE Nr. 61 und Nr. 304 vers 
öffentlichten Erkenntniſſe und in von Holzſchuher's Caſuiſtik 
Bd. 1 ©, 657 Ziff. 11. 
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Längft ehe die Minifterialentfchliegung vom 23. Januar 
1867 über die amtliche Schriftiprache erfchien, war Band I ©. 
175 diefer Zeitſchrift auf die Beitimmung in Art 73 des Not.= 
Gef. vom 10. November 1861 hingewiefen worden, wonach bie 
Notariatsurkunden im deutſcher Sprache abgefaßt werben müfjen. 
Steichwohl begegnet man täglich Urkunden, von denen im Ernite 
Niemand zu behaupten vermöchte, dag fie inbeutjcher Sprache 
abgefaßt find, und man feheint jeher unangenehmer Erfahrungen 
zu bedürfen, um diefe üble Gewohnheit abzulegen; vorderhand 
mag es indeR genügen, aus einem ben DL. f. R.A. B. XXX 
S. 37 entnommenen Falle die Möglichkeit ſolch unangenchmer 
Erfahrungen varzuthun: 

Laut Notariatsurkunde cedirte E. K. eine nicht unbedeu⸗ 
tende Hypothek „unter Haftung für Ertftenz, Liquidi— 
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tätund Bonität der Forderung,“ erklärte aber, nachdem 
ſich diefelbe als uneindringlich erwielen hatte und er auf Schad⸗ 
loshaltung belangt worden war, er habe Feine Haftung für die 
Güte der Forderung übernommen, die fraglihen Ausbrücde nicht 
verftanden und die Urkunde erit dann unterjchrieben, als ihn 
der Notar verfichert hatte, dieſe Worte jollten nur bedeuten, daß 
die Hypothek richtig fei. Zwar wurde diefe Einwendung all 
feitig und insbefondere durch oberftrichterliches Erkenntniß vom 
13. November 1866 deßhalb verworfen, weil der behauptete 
Irrthum nicht duch Arglift oder Echulb bes Bertragsgegen: 
theileö, jondern durch einen Dritten veranlagt wurbe, aber bamit 
ift das Schickſal des nicht blos denkbaren, ſondern geradezu ſehr 
wahrfcheinlichen Entihädigungss Verfahrens gegen den Notar 
noch keineswegs entſchieden. Man wird annehmen dürfen, daß 
fich die beregte Einwendung in ber Hauptfache als erdichtet ers 
weist, immerhin bleibt es bebauerlich, daß eine offentar nicht 
mehr beutjche, aljo dein Gejee nicht entiprechende Ausdrucksweiſe 
wenigftens fcheinbar zu der Annahme berechtigte, die Aufrichtigs 
feit jei ein Opfer ber Amtsfprache geworben. 


Zufolge der Entſchließung von 10. Juni 1860 die Steuer: 
umfchreibung bei Fideicommiſſen betreffend, dürfen Liegenfchaften 
in den Stenerfataftern nicht unter der allgemeinen Bezeichnung 
ber Stanbess oder Gutöherrichaft, fondern nur auf Namen des 
derzeitigen Befigers vorgetragen werben. Dich wird durch ueuer⸗ 
lihe Entichliekung vom 12. Februar 1867 (Juſt. M.Bl. ©. 
70) mit dem Anhange wicberholt, daß bei den Vortrag des 
jeweiligen Befiters auch die Eigenfchaft feines Beſitzes 
auf geeignete Anregung — insbefondere wenn in den notariellen 
Monatsverzeichniffen über Befibveränderungen durch Handlung 
unter Lebenden ausgewiejen iſt, dag Realitäten als Fideicomiß⸗ 
gut erworben wurden — erwähnt werben fol. 


Drud und Berlag der C. H. Beck'ſchen Buchhandlung in Nördlingen, 
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Erkenntniß des Caflationshofes für die Pfalz. 
(Die Rotarlatsfammern find gerichtsflandsfähig ; zum Abbruch beflinmte Ges 
bäude und hängende, aber einzuheimſende Früchte gelten für fahrente Habe.) 
In Sachen der Notariatsfammer des Bezirks Landau als 
Eafjationsflägerin gegen ein Urtheil des kgl. Appellationsge- 
richtes der Pfalz vom 7. Februar 1866, gegen die Wittwe und 
Erben des am 27. Mai 1866 3. J. K. verftorbenen gewejenen 
fönigl. Gerichteboten, trug Kaffationgklägerin in ihrer Denkſchrift 
dahin an: e8 wolle dem Safjationshofe gefallen, das angefochtene 
Urtheil des Appellationsgerichts der Pfalz zu Zweibrüden vom 
7. Februar 1866 wegen Verletzung der angegebenen Geſetze zu 
eajfiren, die Caſſationsbeklagten in bie Koften der Caſſations⸗ 
inftanz zu werurtheilen und, die Rückgabe ber für biefe Inſtanz 
hinterlegten Geloftrafe Ju verordnen; zugleich, als Reviſionsge⸗ 
richt über die Berufung gegen das Urtheil bes kgl. Bezirksge⸗ 
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richtes in Landau vom 18. Januar 1865, mittelft Reformation 
biefes Urtheiles zu Necht zu erkennen, daß der Autor der Caſſa— 
tionsbeflagten, in jeiner Eigenfchaft als Gerichtsbote, geſetzlich 
nicht befugt war, die in Frage ſtehenden freiwilligen Verftei- 
gerungen von Gebäuden auf den Abriß und von Früchten auf 
dem Halme vorzunehmen, jondern hiezu nur einem k. Notare die 
Befugniß zuftund; endlich die Caſſations- und Revifionsbeflagten 
in eine angemeſſene Entjhädigung ſowie in bie Kojten beider 
Anftanzen und der Reviſionsinſtanz zu verurtbeilen und bie 
Rückgabe der für die Appellinftanz Hinterlegten Gelbftrafe zu 
verordnen. 

Die Caſſationsbeklagten trugen in ihrer Denkſchrift darauf 
an: es gefalle dem hohen k. Caſſationsgerichtshofe unter Beur- 
kundung des Revidentcaſſationsrekurſes und hierüber erkennend 
und unter Verwerfung des Caſſationsrekurſes der Notariats⸗ 
kammer, das angefochtene Urtheil des kgl. Appellationsgerichtes 
in Zweibrücken vom 7. Februar 1866 zu caffiren, ſofort, nö- 
thigenfalls als Nevifionshof unter Annahme des von Erben 5. 
J. K. gegen das Urtheil des Töniglichen Bezirksgerichts Landau 
vom 18. Jannar 1865 ergriffenen Sneidentappells, mittelft Re— 
formation diejes Urtheils unter Verwerfung der biegegen von 
der Notariatskammer erhobenen Klage eingelegten Berufung bie 
von biefer Kammer erhobene Klage, als unzuläffig abzuweifen, 
die Notariatsfanımer in die in in appellatorio zu hinterlcgende 
Geldſtrafe, zu fämmtlichen vor dem f. Bezirkögerichte Landau und 
dem k. Appellationggerichte in Zweibrüden, jowie zu allen in ber 
Caſſations⸗ und Revifionsinitanz erwachjenen Koften zu verur- 
theifen, endlich anch die Notariatsfammer in bie in ber Caſſa⸗ 
tionsinftanz zu binterlegende Geldſtrafe zu verfällen. 

Subfidarifch und falls der Incidentcaſſationsrekurs als 
unzuläfiig oder grundlos befeitigt werben follte, den von ber 
Notarienlammer ergriffenen Eaffationsrefurs in allen feinen 
Theilen zu verwerfen, und bie Notariatsfammer in fämmtliche 
Koſten der Eafjationsinftanz, fowie in die geſetzliche Geldſtrafe 
zu verurtheilen. | 
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Sad und Prozeßgeſchichte. 

Dur Ladung bes Gerichtshoten vom 26. September 1864 
bat die Notariatsfanmer des Bezirkes Landau, vertreten durch 
ihren damaligen Synbit, den k. Notar J. Yung in Kandl, gegen 
J. J. K., k. Gerichtsboten in Kandl, Klage erhoben, weil derſelbe 
unbefugter Weiſe am 24. März 1862 auf Anſtehen der k. Zollad⸗ 
winiftration in Neuburg a/R. eine freiwillige Verfteigerungvon Ge⸗ 
bäuden auf Abbruc und ebenfo ſchon mehrere freiwillige Verfteiger- 
ungen von Früchten aufdem Halme abgehalten habe. Klägerin ver- 
langte, daß erkannt mwerbe, daß den Notaren ausschließlich die 
Befugniß zur Vornahme ſolcher Verſteigerungen zuftehe, und 
daß den kgl. Gerichtsboten eine ſolche Befugniß nicht zukomme, 
daß demgemäß dem Beklagten verboten werde, in Zukunft ſolche 
Verſteigerungen abzuhalten und daß derſelbe zugleich in eine an⸗ 
gemeffene Entjchädigung, deren Beſtimmung dem Gerichte über: 
laſſen werde, fowie in vie Prozeßkoſten verurtheilt werde. 

Bon Seite des Bellagten wurde zugegeben, daß er bie 
von der Klägerin behaupteten VBerjteigerungen vorgenommen 
habe. Derjelbe beftritt vor Allem die Klage als unzuläflig, 
weil der Klägerin die Aftivqualität hiezu abgehe, fobann auf 
Grund des Art. 5 des Civilgejeßbuches, weil eine generelle, regle⸗ 
mentäre Verfügung begehrt werde und endlich wegen Mangels 
eines jeden Snterefjes, indem der Klägerin Fein Schaden zuge: 
fügt worden ſei. Subfidiarifch wurde die Klage als unbegründet 
beftritten, weil die Gerichtsboten ebenfo, wie die Notare zur 
Verſteigerung von Mobilien befugt feien, und weil Gebäude, 
welche zum Abbruch und Früchte auf dem Halme, welche zum 
Einärnten verjteigert werden, fowohl nad) dem älteren echte, 
als nach dem Eivilgefeßbuche und dem deutſchen Handelsgeſetz⸗ 
buche unter den Begriff ver Mobilien fielen und ber Art. 520 
l. c. bier in feiner Weife maßgebend jei.*) 

*) Ganz das Gleiche wurde S. 213 Jahrgang 1864 birfer Zeitfehrift, 
und in ben Erkenntniſſen des k. Handelsappellationsgerichts vom 14. April 
1864 (ebenda S. 315) und des oberften Gerichtshofes vom 18. Mai 1864 


(ebenda 1865 ©. 124) ausgeführt; der neuefte Entwurf (ebenda 1867 ©. 
37 am Enbe) jchlägt das Gegentheil vor. ge 
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Durch Urtheil des kgl. Bezirfsgerichts Landau vom 18. 
Januar 1865 (abgebrudt Jahrg. 1865 S. 294 biefer Zeits 
ſchrift) wurde die der Klage entgegengefeßte Einrede der Unzu—⸗ 
läffigfeit als ungegründet verworfen, zugleich aber auch die Klage 
ſelbſt als nicht begründet abgewieſen. 

Hiegegen ergriff die Notariatsfammer am 11. Mai 1865 
bie Berufung, wogegen der Beklagte wegen Abweiſung der Uns 
zuläffigteitseinrede Incidentberufung einlegte. 

Durch Erkenntniß des k. Appellationsgerichtes der Pfalz 
vom 7. Februar 1866 wurde jedoch ſowohl die Incidentberufung, 
wie die Hauptberufung als unbegründet verworfen. 

Diefes Urtheil wurde dem Anwalte der Notariatstfammer 
am 3. April 1866 und der Kammer jelbjt am 13. April 1866 
zugeftellt. 

Am 6. Juli 1866 wurde von der Notariatsfammer cine 
Safjationsfchrift hinterlegt, worin deren Anwalt darzuthun jucht, 
daß das Fol, Appellationsgericht in feinem Erfenntniffe die Ge- 
ſetze verlegt babe, namentlid) 

a). Art. 1 des Decrets vom 17. September 1793, 

b) Art. 27 des Decrets vom 14. Juni 1813, 

c) Art. 518, 520 und 521 des Kivilgejegbuches, ſowie 
die Art. 626 und 634 bes Civilprozeßgeſetzbuches unrichtig an- 
gewendet habe. 

Durch Bräfidialordonnanz vom 7. Juli 1866 wurde die 
Mittheilung der affationsfchrift au die Wittwe und Erben des 
inzwifchen verftorbenen Gerichtsboten angeoronet und nachdem 
fie denſelben am 7., 20. und 25. Eeptember darauf infinuirt 
worden war, hinterlegten auch fie, am 10. Dezember 1866, eine 
Denkſchrift, in weldyer fie dag appellationsgerichtliche Erkennt⸗ 
niß zugleich mittelljt Incidentcaſſationsrekurſes anfochten, wegen 
Verlegung, beziehungsweiſe unrichtiger Auslegung, 

a) des arr&te vom 2. Nivose XII, Art 2 Neo. 7 u. Art. 5, 

b) des Art. 5 des Civilgeſetzbuches, 

6) des Grundſatzes: Feine Klage ohne Intereſſe. 

Nach Aufruf der Sache in öffentlicher Sikung vom 25. 
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Februar 1867 erftattete der zum Meferenten ernannte Ober: 
appellationsgerichterath Bericht über diefelbe, und der kgl. Ges 
neralftaatsprofurator jtellte nach Beleuchtung der Sache den 
Antrag: 

Der Safjationshof der Pfalz wolle den von der Notaris 
atsfanımer des Bezirks Landau gegen das Urtheil des k. Appels 
lationsgerichtes der Pfalz vom 7. Februar 1866 cingemendeten 
Rekurs als unbegründet verworfen und die Caſſationsklaͤgerin 
in die dadurch veranlapten Koften, ſowie in bie gejebliche Gelb» 
jtrafe von ſiebzig Gulden verurtbeilen. 

Diejem Antrage trat der oberfte Gerichtshof am 26. Fer 
bruar 1867 aus folgenden Gründen bei: 

Nah den Beitimmungen der Art. 518, 520 und 521 bes 
Civilgeſetzbuches gehören die Gebäude, dann die am Boden hafs 
tenden Früchte und die Holzichläge zu den unbeweglichen Sachen. 

Allein, wenn das Geſetz an biefen Stellen Pflanzen unb 
Gebäude den Immobilien beizählt, jo gejchicht dieß nur info= 
ferne, als dieſe Gegenftände zugleich mit dem Grund und Boden 
an dem fie haften, als Beftandtheile und Zubehörungen desſelben 
in Betracht zu kommen haben, wie beim Wechſel des Eigen: 
thums oder der Nutnießung an den Grundjtüden ſelbſt. Kom⸗ 
men aber jene Gegenftände nicht in Beziehung zur Hauptfache, 
jondern als felbftftändige Gegenftände des Rechtserwerbs oder 
der Rechtsverfolgung in Frage, jo Können fie nur als bewegliche 
Sachen betrachtet werden. 

Dieß ift inshefondere dann der Fall, wenn Pflanzen und 
Gebäude mit der Auflage der Trennung von dem Boden ver 
Außert werben. 

Hier ift der Wille und die Abficht der Parteien von Ans 
fang an auf die Aufhebung des Zufammenhangs jener Gegens 
ftände mit vem Grund und Boden gerichtet, von letzterem wird 
hiebei völlig abgejehen, das Kaufgefchäft fegt die Trennung 
voraus, es kann ohne diefelbe nicht zum Vollzuge gelangen und 
laͤßt fich folglich nur als ein über bewegliche Sachen abgeſchloſ⸗ 
jenes auffaflen. 
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Im Einklange hiemit werden bem auch durch bie Gefebe 
vom 22. Pluviose VII Art, 1 und 22. Frimaire VII Art. 69 
SV Nr 1 die Berfäufe von Erndten und Holz auf gleiche 
Linie geftellt mit allen übrigen Mobilienverkäufen. 

Ebenso verfügt das Civilprozeßgeſetzbuch in den Artikeln 
626 ff., daß die noch am Boden hängenden Früchte und Erndten 
als bewegliche Sachen gepfändet und veräußert werden, jowie 
die daraus erzielten Erlöje durch Eontribution zur Vertheilung 
gelangen Fönuen. 

Nachdem nun die Gerichtsboten durch die Deerete vom 
47. September 1793 und 14. Juni 1813 in Gemeinjchaft mit 
den Notaren und Gerichtsichreibern zur Abhaltung der Meubel⸗ 
verjteigerungen berufen find, jo kann denfelben die Befugniß zur 
Bornahme der auf Trennung geftellten Berfteigerungen von Früch⸗ 
ten und Gebäuden nicht abgejprochen werden und es hat das k. Ap⸗ 
pellationsgericht durch feine in diefem Sinne erlaffene Entjcheidung 
weder die in der Denkichrift angeführten, noch fonftige Geſetze 
verletzt oder irrig ausgelegt, weßhalb der erhobene Rekurs als 
unbegrünbet zu verwerfen ift. 

Bei diefer Sachlage kann von einem Eingehen auf bie 
Trage der AZuläffigkeit und Begründung bes von dem Gafja- 
tionsbeflagten eingelegten Sneidentcaffationsrefurjes Umgang ge 
nommen merben, ba derjelbe nur zur Bertheidigung gegen ben 
Hauptrefurs und zur Bewirtung von beffen Abweifung erhoben 
wurde, 


Seurkundung der Hypothekceſſion. 


In wejentlicher Webereinftimmung mit M. Stengleins 
Zeitjchrift für Gerichtspraxis und Rechtswiſſenſchaft B. II ©. 
33 und den BI. f. RA. B. XXXI ©. 133 ift von Herm Dr. 
Brunner ©. 4 diefer Zeitfchrift ausgeführt worden, zur Gil: 
tigkeit ber Hypothekceſſion fei Teineswegs notarielle Beurkundung 
erforderlich, während die gegentheilige Anficht im F 120 Ab. 1 
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Litt. o der Inflruction vom 1. Juni 1862, €. v. Zint Erläu- 
terungen ©. 97 und von der bisherigen Rechtſprechung nament: 
lich in den oberftrichterlichen Erfenntniffen vom 24. April und 
10. September 1864, 27, Januar 1865 und 9. April 1866 
vertreten wurde. 

Herr Dr. E. Brunner begrüntet feine Entſcheidung mit ber 
Erwägung, bei ber Ceſſion einer Forderung mit Hypothefrechten 
werde über letztere nur in der Eigenſchaft als Zubehör ber 
Forderung in der Hanptjache verfügt; da Forderungen im All⸗ 
gemeinen umbejtreitbar den Mobilien beizuzählen feien, ſohin 
über die Hypothefrechte bei einer folchen Geffion nicht nach dem 
Geſichtspunkte einer unbeweglichen, fondern nach dem einer bes 
weglichen Sad;e verfügt werde, jo fehle c8 an einer rechtlichen 
Berfügung über die einjchlägigen Hypothefrechte in ihrer Im⸗ 
mobiliareigenjchaft. Aus dem gleichen Grunde bedürfen auch 
Erbverträge, durdy welche zwar ein Anrecht auf unbewegliche 
Sachen oder dingliche Rechte an folchen begründet, jedoch deſſen 
ungeachtet zunächſt nur über Erbrechte als folche verfügt wird 
und werben will, ferner Verträge über den Ein⸗ und Austritt 
bei Geſellſchaften, durch welche Anrechte vorbezeichneter Art bes 
gründet oder aufgehoben werden, ohne eine Verfügung über die 
einjchlägige unbewegliche Sache ober das dingliche Recht an einer 
ſolchen zu enthalten oder zu bezielen, nach den oberjtrichterlichen 
Erfenutniffen vom 10. Dezember 1864, 6. Juni 1865 und 28, 
April 1866 der notariellen Beurkundung zu ihrer Giltigkeit 
nicht. 

Sn diefer Begründung liegt zum Theile fchon bie Wider⸗ 
fegung; denn fogar abgefehen von ber rein thatſächlichen 
Absicht der Betheiligten auf Erlangen der Hypothek, welcher 
der Herr Verfaſſer nach deſſen eben vorgetragenen Worten ſo⸗ 
viel Gewicht beilegt, als das oberftrichterliche Erkenntniß vom 
4. Mai 1866 (wonach nicht der Name des Vertrages, ſondern 
deſſen beabfichtigte Wirk ung entfcheidet), muß in red t- 
Licher Bezichung wegen $ 11 Abf. 2 des Hypothekengeſetzes 
vom 1. Juni 1822 vor Allem hervorgehoben werben, daß es 
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fich bei Hypothefceffionen nicht um Anrechte auf Hypotheken im 
Allgemeinen, fondern um beftimmte einzelne Hypotheken, — 


wenn auch nicht um dieſe allein, wie beim Rangtaufhe — han⸗ 
belt, und nad) den angezogenen oberftrichterlichen Erfenntniffen 
bedarf auch der Erbvertrag der notariellen Beurkundung, wenn 
in demfelben über beſtimmte einzelne unbewegliche Sachen ver⸗ 
fügt wird. Dabei ift e8 (DAGE. vom 24. April 1864) Teis 
neswegs nothwendig, daß das dingliche Recht unmittelbar 
durch den Bertrag entſtehe, denn dann bebürften auch die Hy⸗ 
pothefenbriefe keiner notariellen Beurkundung, weil das fragliche 
Recht erjt durch den Eintrag im Hypothekenbuche entftcht (66 1 
und 9 Ziff. II des Hypothekengeſetzes,“) ebenfowenig Kauf⸗ oder 
andere dergleichen Verträge iiber unbemwegliche Sachen, weil Ber: 
träge allein nie Eigenthbum übertragen Fönnen**) und es würde 
fih dann nur fragen, welche Nechtsgefchäfte Art. 14 des Not. 
Gef. überhaupt noch beberrfche. 

Forderungen in Allgemeinen find allerdings fahrende Habe, 
daß aber Hypothekforderungen nothwendig bie entgegengejehte 
bingliche Natur haben, ift gerade von dem eifrigften Vertreter 
der an die Spike geftellten Anficht bei einer andern Gelegen: 
heit anfchaulich dargelegt worden; berjelbe erflärte nämlich in 
den Bl. f. R.A. B. XXXII ©. 3, 4, die Verpfändung einer 
Hypothek habe die Eigenfchaft eines wirklichen Pfandrechts (was 
jonft nicht eintritt), weil die verpfändete Forderung vermöge der 
ihr zur Seite ftehenden Hypothek fiir fich ſelbſt eine dingliche 


*) Daß Hypothefenbriefe zu ihrer Giltigkeit notarieller Beurkundung 
nicht bedürfen, ift mit vielem Scharffinne ausgeführt in M. Stengleins Zeit 
fchrift für Gerichtspraris B. I S. 17; das richtige Gegentheil ift mit der 
größten Beſtimmtheit in ber Minifterialentfchliegung vom 7. Dezember 1864 
ausgeſprochen. 

**) Aus dieſen Gründen wurden die vielen oberſtrichterlichen Erkenut⸗ 
niſſe z. B. vom 21. November 1862, 24. Januar, 19. Dat, 4. November 
1863, 7. u. 30. März, 4, Juni, 16. Zuli 1864 20. nothwendig. Zur näheren 
Begründung fei bier auf die geifte und lichtvolle Darftellung v. Völdern: 
borfjs „die Form ber Mechtsgefchäfte" namentlih S. 35, 70, 77 unb 80 
verwiefen. 
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Natur bat, und, da fich die Verpfändung bes perjönlichen Ans 
ſpruchs von der der Hypothek nicht trennen läßt, auch die Haupt: 
ficherheit des zweiten Gläubigers gerade in ber mit der Forder⸗ 
ung verbundenen Hypothek befteht, fo muß eine folche Verpfaͤnd⸗ 
ung ganz die Ratur einer After-Hypothet haben. 

Berpfändung und Ceſſion regelt das Hypothekengeſetz 6. 53 
an einer und derſelben Stelle; jene begründet ein Pfandrecht, 
bieje das Eigenthum an ciner Hupothefforderung, aber beibe 
werden erft mit dem Eintrage im Hypothekenbuche wirkſam; 
demnach Täßt fich, wenn über eine folche Forderung mittelft 
Ceſſion verfügt wird, ſchwerlich zugeben, daß gleichwohl nad) 
dem Gefichtspunfte einer beweglichen Sache, nicht aber bezüglich 
der Smmobiliareigenfchaft der KHypothefrechte verfügt werden 
wolle. Davon könnte nur die Nebe fein, wenn entweder folche 
Rechte bios im Allgemeinen als Möglichkeiten, oder als Zube: 
börden einer unbeweglichen Sache mit möglichem jelbitjtändigen 
Tortbeitande nach der Treunung*) Vertragsgegenftand wären. 

Beides trifft bei den hier fraglichen Nechtsgejchäften nicht 
zu: denn die Hypothek erjcheint bicbei nicht als Möglichkeit, 
fondern als beitimmte einzelne Wirklichkeit, fie iſt auch nicht 
Zubehör einer unbeweglichen Sache, ſondern ber beweglichen 
Forderung, aber fie fteht mit einer beftimmten unbeweglichen 
Sache in einer folchen rechtlichen Verbindung, daß fie nach ber 
Trennnng von diejer in ihrer dinglichen Eigenjchaft undenkbar 
fortbeftehen Tanıı.**) 


e) 3. B. ſtehendes Holz, Baumaterialien in einem zum Abbruch be- 
flimmten Haufe; vergleiche oben Seite 101. 


*) Der Entwurf eines bürgerlichen Gejeßbuches Th. III Art. 400 macht 
bie hypothekenrechtliche Wirkung ber Abtretung vom Eintrag im Grundbuche 
abhängig; bezüglich der Forberung ſelbſt beſtimmt derfelbe in Theil II Buch I 
Hauptfl. III Art. 150, zur Uebertragung jeber Forderung fei eine befons 
bere Yorm nur infoweit erforderlich, als eine folhe für ba8 der Leber- 
tragung zu Grunde liegende Rechtsgeſchäft vorgefchrieben ifl. 
Auf bie naheliegende Analogie bes Wechfelgiro’8 hat von Völderndorff a. a. 
D. ©. 35 hingewieſen. 
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Wenn biemit die Herrichaft des Art. 14 des Not.Geſ. 
bergeftellt wird, kann gleihwohl nicht zugegeben werben, baß 
deſſen Art. 12 Ab. 2 in vorwürfiger Trage belanglos fei; 
biefe Geſetzesſtelle ordnet nach mehrberegter Darftellung die Noth⸗ 
wendigfeit notarieller Beurkundung nur in dem Falle, wenn 
entweder das Geſetz oder der Betheiligte eine öffentliche Urkunde 
verlangt, Spricht fich aber darüber nicht aus, wann dies zutreffe. 
| Bei diefer Auslegung iſt die bezogene Gejegesftelle ganz 
überflüffig, weil fie Nichts fagt, was nicht fchon im Art. 11 
Ziff. 1 und Art. 16 enthalten ift; indeß der zweite Titel des 
NKotariatsgefees, von Art. 11 angefangen, regelt den Wirkungs: 
freis der Notare und ftellt vollkommen denkrichtig vorerjt den 
allgemeinen Grundſatz auf, bevor er auf die bejonderen Fälle 
übergeht; als ſolche einzelne Fälle erjcheinen die Beſtimmungen 
in Art. 12 Abi. 2, 14, 16, 18, 19, 25, 26, 29, 35, 43, 44, 
51 und 52. : Wenn nun erjteren Drted die Beurkundung von 
Berträgen und Schuldbelenntniffen, auf deren Grund ein Ein- 
trag oder eine Vormerkung im Hypotbefenbuche ftattzufinden hat, 
oder eine Aenderung eines Kintrages vorzunehmen iſt, ober 
durch welche die gänzliche oder theilweije Loſchung eines Eins 
trages bedungen wird, dem ausschließlichen Wirfungskreije der 
Notare zugewiejen wird, jo fcheint allerdings eine ſolche geſetz⸗ 
liche Vorſchrift bezüglich der Zuftändigkeit zu beftehen, welche 
bie außerdem gegebenen Befugniſſe der Betheiligten, ſich einer öffent- 
lichen oder einer Privaturkunde zu bedienen, nicht anerfennt. Dieje 
Annahme fcheint um fo’ gerechtfertigter als der Gefeßgeber an- 
gefichts beregter Gefegesjtelle und amı Lage der Verkündung bes 
Notariatsgejeges, im Landtagsabſchiede vom 10. November 1861 
5 23 Nr. 3 verfündete, daß die jtatutarrcchtlichen Vorſchriften 
über beſtimmte Formen ber gewöhnlichen Darlehensverträge und 
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Ans der Pfalz. 

Die S. 33 ff. 1867 mitgetheilten Geſetzvorſchlaͤge wurden 
von ben Antragftellern begründet, wie folgt: 

Wie in vielen Ländern Europa’s, fo hat fich auch in der 
Pfalz ſchon vor drei Dezennien, hauptſächlich in Folge der Jahre 
1820—1830 wegen allzugroßer Wohlfeilheit der Landesfrüchte 
und Produkte eingetretenen Verminderung des allgemeinen Wohl⸗ 
ftandes und Entwerthung des Grundbefites, das Bedürfniß fühl: 
bar gemacht, die Gejebgebung über den Wechfel des Grundei—⸗ 
genthums, welcher in der Pfalz durch mündliche Verträge, durch 
Verträge unter Privatunterichrift und vor Notar gejchehen kann, 
zu verbefjern und eine folidere Bafis für den Verkehr mit Im⸗ 
mobilien und für den öffentlichen Credit herzuftellen. 

Eine im allerhöchiten Auftrage tın Jahre 1834 zu Zwei⸗ 
brüden zufammengetretene Commiſſion, in der die bebeutenditen 
Suriften unferes Landes, Hilgard, Korbach, Spach, Cullmann 
faßen, hat einen Gefegentwurf „vie Berbefferung des Hypotheken⸗ 
wejens und die Eicherftellung des Immobiliareigenthums be: 
treffend” ausgearbeitet, und im erſten Artikel dieſes Entwurfes 
als wefentliche und unbedingt nothwendige Verbefferung die 
obligatorifhe und autbentifche VBerbriefung aller Rechtsge— 
ſchäfte unter Lebenden, weldye das Eigenthum oder die Nutznießung 
eines unbeweglichen Gutes betreffen, vorgefchlagen, jomit ein 
Verlaſſen des in unferm ivilrechte in diefer Beziehung gels 
tenden römischen Rechtsiyftems und eine Rückkehr des alten ger- 
manifchen Rechtes i. e. der gerichtlichen Verbriefung aller 
Verträge fiber Immobilien, welches Syftem vor der franzöfifchen 
Deceupation ber Pfalz in den meiften Landes: und Statutar: 
rechten derjelben, namentlich in Kurpfalz, galt, begutachtet. 

Die k. Regierung der Pfalz ift in ihrem Gutachten über 
den vorerwähnten Gefeßentwurf dem Prinzip der obligatoriſch⸗au⸗ 
thentifchen Verbriefung der Verträge über Immobilien entfchieben 
beigetreten. 

Der Landrath der Pfalz bat als gejetliches Organ der 
öffentlichen Meinung bes Kreifes wiederholt in den 1830er und 


108 Aus ber Pfalz. 


1840er Jahren eine Verbeſſernng der pfälzifchen Hypotheken⸗ 
geſetzgebung reclamirt. 

Bezüglich des Prinzips der obligatorijchzauthentifchen Vers 
briefung der Verträge über Immobilien fand der allegirte Ge⸗ 
feßentwurf eine allgemeine  Uebereinitimnung der Anfichten, fo= 
wohl bei den höchſten Kreisftellen der Pfalz, vieler Beamten der 
Pfalz, wie auch ſämmtlicher Schriftſteller Deutjchlands und Frank⸗ 
veih8, welche in ihren Schriften und Werfen fich über biefe 
Trage geäußert haben. 

Im Jahre 1844 hat eine kgl. Juftizminifterial-Commiffion 
unter Benügung des obbezeichneten Geſetz-Entwurfs, der Gut- 
achten und ſchriftſtelleriſchen Aeußerungen bierüber einen neuen 
ausgedehnteren Entwurf eines Geſetzes, „die Siherung der Eigen 
thumsrechte an unbeweglichen Gütern und die Verbefferung des 
Hypothekenweſens in der Pfalz betreffend,” gefertigt. Im Jahre 
1845 wurde dieſer neue Geſetzentwurf durch eine neue Juſtiz⸗ 
miniſterial⸗Commiſſion, beitchend aus elf Perſonen, worunter 
fieben mit der pfälzifchen Geſetzgebung und ben pfälzifchen Zus 
ftanden vertraute pfälziiche Beamte fich befanden, wicberholt bes 
rathen und bei diefer neuen Beratbung, wie im urfprünglichen 
Entwurf, wiederum einſtimmig al8 wefentlidhe und unumes 
gängliche Verbeſſerung das Prinzip der obligatorisch-authen: 
tiichen Verbriefung aller die Immobiliarrechte betreffenden Ver: 
träge bezeichnet und feftgejtellt. 

In den Verhandlungen über das jenjeitige Notariatsgefek 
1851 und 1861 wurde der basfelbe Prinzip aufjtellende Artikel 
14 von der Kammer der Neichsräthe jebesmal einftimmig 
und von der Kammer der Abgeorbneten 1851 gegen eine Min- 
derheit von vier Stimmen und 1861 einftimmig dem Bor: 
Ichlag der Fol. Staatsregierung entjprechend angenommen. 

Für die Annahme diefes entjcheidenden Prinzips, welches 
bie erfte Grundlage einer die Sicherheit des Verkehrs mit Im⸗ 
mobilten und des allgemeinen Nealcrebits verbürgenden Geſetz⸗ 
gebung bilbet, wurden zu den obigen Gefegentwürfen in den 
Verhandlungen der Ausichüffe beider Kammern und in ben 
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Kammern jelbft über Art. 14 des jenfeitigen Notariatsgejekes 
in voller Mebereinftimmung folgende Nachtheile des römischen 
ober deutjchen gemeinen Rechtsſyſtems und untenbezeichnete Bor: 
tbeile des altgermanifchen Rechtsſyſtems oder der obligatoriich- 
authentischen Verbriefung geltend gemacht. 

I. Gründe gegen die Zulaſſung der die Immobiliar⸗ 
rechte verbriefenden Alten unter Privatunterfchrift: 

a. Solche Akten, weil häufig das Wert ganz unkundiger ober 
auch Halb gebilveter Leite, ermangeln oft der gehörigen 
Deutlichkeit und Genauigkeit; 

b. fie enthalten häufig Fehler in formeller wie in materieller 
Beziehung, welche der Rechtögiltigkeit des Gefchäftes fchaden ; 

c. fie geben, was das wefentliche ift, feine Garantie ihrer 
Uechtheit, weil es von jedem Contrahenten abhängt, durch 
bloſe Ableugnung feiner Unterfchrift, das Daſein des ganzen 
Nechtsgefchäfts in Zweifel zu ftellen, und dasſelbe von dem 
mißlichen Beweiſe der Aechtheit der Unterfchrift, welcher 
ftet3 dem andern Theil obliegt, abhängig zu machen. Die 
Unficherheit wird um fo größer, je älter bie Privaturkunde 
ift, denn ber Beweis der Aechtheit wird immer fchwieriger, 
ja kann nach Ablauf einer längern Zeit leicht unmöglich 
werden. Iſt der Unterzeichner todt, jo darf der Erbe nur 
erflären, daß er die Unterfchrift nicht fennt und dem an⸗ 
bern Theil entgeht dann fogar das ohnehin jehr unzuläug- 
liche Beweismittel der Eidesbelation. 

Sind die Kontrahenten unter einander veriwandt, was 
3: B. bei Erbtbeilungen meift der Tal zu fein pflegt, jo 
können fie, wenn bad dem einen zugetheilte Grundſtück 
jpäter von einem Hupothelargläubiger desſelben angegriffen 
wird, fich leicht miteinander verftändigen und die Unter: 
Ichriften ableugnen, um zu Gunften des Verwandten ben 
Stäubiger zuräcdzufchlagen. Ohne Authenticität be Er⸗ 
werbstitels bejteht alfo Kein feites Eigenthum und folglich 
auch Feine genügende Sicherheit für den Hypothelgläubiger, 
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Käufer oder jeden andern, welcher mit dem Inhaber des 
Grundftüces contrahirt; 

d. beftchen die Erwerbstitel in blofen Privatakten und 
find dieſelben nicht bei einem öffentlichen Notar in Ber: 
wahr geblichen, jo find fie jehr oft und befonders, wenn 
bie Grundſtücke in den legten breißig Jahren durch mehrere 
Hände gegangen find, ſehr jchwer herbeizufchaffen und 
hieran jcheitern nicht jelten die wichtigjten Nechtsgejchäfte. 

(Fortfegung folgt.) 


Aotizen. 


Eine Finauzminifteriafentfchließnng vom 25. März 1867 
(FMBl. S. 54) gibt die alten Entfrhließungen über Fortführ: 
ung der Kataſter, insbefondere über Befibveränderungen in Folge 
von Erbichaften und VBermächtniffen vom 6. und 12. September 
1856 einfach durch Abdrud mit dem Bemerken befanıt, „daß 
fich die in Folge Art. 150 des Notariatsgejeges vom 10. No- 
vember 1861 durch Wegfall der Umfchreibcertificate in einzelnen 
Punkten veranlapten Modificationen von jelbjt ergeben.” Auf 
engerem Raume hätte die fragliche Erinnerung auch dann ge= 
geben werden fönnen, wenn diefe Modificationen und allenfalls 
noch ber Einfluß der Zufagen bes Landtagsabſchiedes vom 10. 
Juli 1865 Abſchnitt II Littera BG 39 näher angebeutet wors 
ben wären. 


Die Frage, ob fih das Verbot in Art. 9 des Not.Gef. 
bezüglich notarieller Amtshandlungen außerhalb des Bezirksge⸗ 
richtsſprengels auch auf die Thätigkeit des zu einer Urkunde 
beigezogenen zweiten Notares beziehe, ijt in $ 24 der Hanno 
veraniichen Notariatsorbnung vom 18. September 1853 ver- 
neinend entſchieden; auch dieſes Geſetz erflärt Notariatshand: 
lungen, welche ein Notar außerhalb des ihm angewieſenen Be⸗ 
zirks vornimmt, für nichtig, doch kann die Function eines zu 
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einem Acte zugezogenen zweiten Notars auch außerhalb feines 
Bezirkes von ihn verfehen werben. 


Das Handelsappellationsgericht erfannte am 24. Auguft 
41866 (Zeitfchrift für Geſetzgebung und Rechtspflege Abth. f. 
P. R. Bd. XII S. 188) die Ausftelung des Wechjels „nicht 
an Ordre“ bindere dag Incaſſo⸗Indoſſament nicht, weil dieſes 
feinen Wechjelvertrag begründet, ſondern nur den Auftrag nadh- 
weist, daß Jemand das Recht aus dem Wechſel für den nach 
dem Inhalte desjelben Berechtigten geltend machen folle, 


Siteratur. 


Die Landesverordnungen und die Vorſchriften zum Polizeiftraf- 
geſetzbuche für Oberbayern und die Haupt: und Reliden;- 
fadt München. München. Chriſtian Kaiſer 1867. 


Ein altes angelfähfifches Sprichwort (deutfche Rechtsſprichwörter von 
E. Straf und M. Dietherr S. 291 Nr. 43) drüdt die furchtbare Wahrbeit, 
bag Rechtsunwiſſenheit vor Strafen keineswegs fehüßt, in ben fchlagenden 
Worten aus: „wer unwiſſend verbricht, zahlt wiflentlich.” Gleichwohl gibt 
es kaum auch nur Einen Rechtsgelehrten, dem alle Borfchriften und Ver⸗ 
bote ausnahmslos befannt ober gar geläufig wären, das Leben überholt bie 
Wiffenfchaft und der berühmte Mömer, der bereitd vor bem großen Geſetzes⸗ 
fammler Kaifer Juſtinian offenmüthigft eingefland, nur Gott, aber kein eins 
zelner Menſch könne alles im Kopfe behalten, würde angefichts ber heutigen 
Rechisgeftaltung vollends verzweifeln müſſen. Namentlih bie Bolizeiftrafs 
gefeßgebung hat fi) jo außerordentlich fruchtbar erwiefen, daß eine eins 
gehende uud’ wohlgeorbnete fachliche Darftellung außer der Gefahr unvermeibs 
licher Lücken noch bie weitere auf fich nehmen müßte, während des Drudces 
zu veralten ; damit ift von felbft auf die Zweckmäßigkeit ber im neuerer Zeit 
immer häufiger auftretenden Sammelwerfe bingewiefen. Ein trefflihes Bud 
biefer Gattung iſt das in der Weberfchrift bezeichnete fowohl nad ber Ans 
lage als nach der ganzen Ausführung. 

Für den unmittelbaren Gebrauch ift Feine Ordnung bes Stoffes 
beffer, als bie im einſchlägigen Geſetze felbft beobachtete, wenn auch vielleicht die 
ſtrenge Wiſſenſchaft früher ober fpäter entdedt, daß bie Gebanfenfolge une 
vollkommen fe, weil das Geſetz unter allen Umfländen ber Ausgangspunkt 


118 Literatur. 


aller Erwägungen und zumeiſt bekannt fein muß. Die ergänzenden Ber: 
ordnungen und oberpolizeilihen Vorſchriften erflären ſich regelmäßig auch 
äußerlich ausbrüdtich als Einſchaltungen zu einzelnen beflimmien Geſetzes⸗ 
ftellen unb es entfpricht nur ber Natur der Sache, biefe Einfhaltungen auch 
wirklich nach der Meihenfolge ber Beſtimmungen des Gefees zu orbnen, obs 
wohl es natürlihd in Eacden ber Denfgefege weber oberpolizeilihe Vor⸗ 
fchriften noch Tandesberrliche oder fonflige Verordnungen mit verbindender 
Kraft geben kann. Damit will Berichterftatter zunähft nur — unbefchabet 
der Gegenbeweisführung durch anders Dentende — feine Zuftimmung zu ber 
Anlage ber Landesverordnungen und Vorfchriften zum Bolizeiftrafgefegbuche 
begründen, denn biefe find einmal im angegebenen Einne geordnet und zu 
Nutz und Frommen aller im Gefege nicht Einheimifchen mit einem ausführ: 
lichen Suhaltsverzeichniffe verfehen. Schon durch die Wortfaſſung der Weber: 
fchrift ift ferner angedeutet, daß wiſſenſchaftliche Erörterungen nit in das 
Bereih der Darftellung gezogen werden wollten, obwohl ihnen ber Herr 
Herausgeber um fo gewifler Werth beilegt, als ſich feine eigenen Arbeiten 
auf diefem Gebiete ftetS gleich wohlverdienter Beachtung erfreuen, aber gleich⸗ 
wohl wird mehr geboten, als verſprochen, was befanntlich bei ber Mehr⸗ 
heit aller Bücher mindeftens nicht zu vermuihen iſt. Außer den Verord⸗ 
sungen und fonftigen Borfchriften find nämlich in dem verbältnigmäßig 
engen Raume von 588 Drudjeiten die Ergebniffe der Rechtſprechung bes 
oberften Gerichtshofe® mit forgfältiger Genauigkeit angezeigt und der Äußere 
Unterſchied befteht nur darin, daß die Verordnungen regelmäßig vollſtändig, 
die Erkenntniſſe des oberften Gerichtshofes bagegen ausnahmslos in mög: 
licht gebrängten, nur die Rechtsfrage berührenden Auszügen wicder gegeben 
werben, und wenn ja, (wie zu Art. 145 ©. 273) auf eine Entſchließung 
blos verwiefen wird, fo findet fie fich anderorts bereits (die bier angezogene 
Seite 15) eingereiht. Warum bei den angezogenen oberfirichterlihen Erz 
kenntniſſen ausjchließlih nur auf M. Stenglein's Zeitfchrift für Gerichts- 
praris nicht aber auf die amtlich herausgegebene Zeitfehrift für Geſetzgebung 
und Rechtspflege verwiefen wurde, ift weder ausdrudlih angegeben, nod 
fonft zu erfchen, gegebenen Falles aber belanglos, weil bie mitgetheilten 
Auszüge allen angeftellten Proben zufolge um Nichts genauer fein könnten, 
wenn fie auch aus einer andern Duelle gefchöpft worden wären, und dem 
ferneren Gebrauche wird die Bezugnahme auf bie vorliegende Sammlung 
genügenbes Gewicht geben. 


Drud und Verlag der C. H. Bed'ſchen Buchhandlung in Rörblingen, 
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Yerwahrung der Arſchriften. 
Des heiligen römischen Reichs Notariatsordnung vom 
8. Oftober 1512 erklärt von vorneherein, zu Friedens⸗ und 
Rechtens⸗Handhabung das Notariat für nütlich und nothwendig, 
um Handlung und Willen der Menſchen durch Mittel der Schrift 
in ewigem Gebächtuiß zu behalten, vor Vergefjenheit zu hüten 
und dur glaubwürbige offene Urkunde zu befeftigen, und bes 
fiehlt demgemaß, 
„daß ein jeder Notarius in alle Weg gefliffen fein joll, zu 
haben, und mit höchitem lei zu verwahren auch nach ihm 
zu verlaffen ein Protokoll, darinnen alle und jebe Handlung, 
vor ihm ergangen, dazu er gebeten wird, durch ihn jelbft 
und nicht durch jemand Anders, nach ihrer Orbnung bes 
Ichrieben und der offenen Inſtrumenten, fo fie daraus geben 
würden, von Wort zu Wort gleich lautende Copey vegiftrirt 
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zu behalten und zu verwahren. Damit ob die nftrumente, 
jo zuvor aus folchen Protofoll ausgegangen wären, verlegt, 
ober verloren, gbet wann und jo oft vor oder nad) eines 
Notarien Tod . andere Inſtrumente von Neuem auszugeben 
noth find, oder der ausgegangenen Inſtrumente halber Arg⸗ 
wohn, Verdacht, Zwietracht oder Zweifel entftehen würden, 
daß man alsdann Zuflucht zu ſolchem Protofol und Negifter 
haben möge,* | 
Der Grundfaß findet fi aller Orten wieder, wie vers 
f&hiedenartig auch die Ausführungen und wie mannigfach die 
Ausnahmen fein mögen, namentlich aber hat ihn das bayertiche 
Notariatsgefek vom 10. November 1861 nicht blos ausgeſprochen 
und begrenzt, fondern auch eingehend entwidelt.*) Es Tann 
auch für ein georbnetes Rechtsleben nicht genügen, blos bezüg: 
lih der Gewißheit der Willensbeftimmungen ober redhtser: 
heblicher Handlungen Vorschriften zu geben, e8 muß in gewiflen 
Fallen auch die zu dem gegebenen Zwecke entjprechenbe Def: 
fentlichfeit geboten und geregelt werden; beide Erforderniſſe 
find wejentlich, aber wie fih in Bezug auf bie Gewißheit 
hoͤchft manntgfache Grenzbejtimmungen finden, ba verjchiedene 
Geſetze ein und dasſelbe Nechtsgefchäft erſt dann als gegeben er: 
achten, wenn es in biejer oder jener beftimmten Form zur Er- 
ſcheinung gefommen iſt, jo koͤnnten höchft verfchiedenartige Rechts⸗ 
anftalten den Srundfaß ver Oeffentlichkeit beeinfluflen. 
Immer aber. wird man mit N. Th. Gönner (Commentar zum 
Hypothekengeſetze 3. 1 S. 271) innerhalb des gegebenen Be⸗ 
griffes dem Zwecke nach doppelt unterjcheiden müſſen: zuvörberft 
ift öffentliches und privates Interefje zu trennen, und für jenes 
regelmäßig unbeichränfte Deffentlichleit zu verlangen; unter 
Privaten dagegen ift das unberufene Einbringen eines Fremden 
ein offenbarer Eingriff in Recht und Freiheit des Einzelnen, 
bas Geſetz muß aljo Vorjehung treffen, daß die Sicherung bes 


*) Metive zum Entwurfe, Berhanblungen ber Kammer ber Abgeord⸗ 
weten 1851 Beil. Od. I S. 37. 
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Verkehrs nicht gleichzeitig zu unbefugten, neugierigen ober vers 
berblichen Unterfuchungen oder Kundmachungen mißbraucht werde ; 
in biejer Beziehung find demnach alle Anforderungen der Def: 
fentlichkeit erfüllt, werın das Geſetz Jedem, dem an dem Inhalte 
eines beitimmten Nechtsgefchäftes rechtlich gelegen ift, die Mög⸗ 
lichkeit gewährt, die nöthigen Aufichlüffe in gefelicher Form 
zu erhalten. In diefer Entwicklung des Grunbfaßes der Defs 
fentlichkeit ijt der Umgelebrte der Heimlichkeit gegenüber Unbe⸗ 
rufenen foweit erläutert, als dies für den Gegenſtand vorwür⸗ 
figer Unterfuhung von Belang erjceint. 

Das Notariatsgeſetz Art. 11 Ziff. 2 und 82 verpflichtet bie 
Notare, von allen Verhandlungen, die fie aufnehmen, die Urs 
Schriften aufzubewahren, ermächtigt fie aber ausnahmsweiſe, den 
Befiß der Urfchrift aufzugeben, und zwar bürfen 

1) PBerhandlungen, welche Beſtandtheile gerichtlicher 
Acten zu bilden haben, alſo insbejondere bei Rechtsgejchäften, 
welche zwar den Gerichten vorbehalten find, jedoch auf Erfuchen 
der Betheiligten durch den Notar beurkunbet wurben (Art. 11 
letzter Abf. Art. 82 Abſ. 3) — an das zuftändige Geridht; 

2) Wechfelproteite, Lebensattefte, Bollmachten und Urkun⸗ 
den über Zurücknahme von folchen, Quittungen, Beglaubigungen 
von Abfchriften oder Unterjchriften und fonftige berartige Be⸗ 
ſcheinignngen — an die Betheiligten ausgehändigt werden. 

In beiden Fällen ift der Notar blos berechtigt, nicht verpflich- 
tet, den Beſitz der Urfchrift aufzugeben und er darf dies nicht 
einmal, wenn die Betheiligten bei folchen Urkunden entweder 
Schon bei der Aufnahıne die Aufbewahrung verlangen oder bie 
urfprünglich hinausgegebenen Urkunden fpäter zum Zwecke der 
Ertheilung von Ausfertigungen hinterlegen. Auf diejen Ume 
ftand muß enticheivendes Gewicht gelegt werben, weil das Ges 
fe nicht alle Urkunden aufzählt, welche in Urjchrift ausgehäns 
digt werben dürfen, und gleichwohl den Notar nicht ermächtigt, 
aud) andre, etwa auf Antrag der Beteiligten binauszugeben, und 
weil e3 aus dem bereits angebeuteten Grunde ber Deffentlichkeit 
ber Notariatsurkunden diefe Ermächtigung nit ertheilen Tonnte, 
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ohne ein Öffentliches Intereſſe zu verlegen.*) “Der Notar, welcher 
eine zur Hinausgabe an die Betheiligten nicht geeignete Urkunde 
in Urſchrift abgäbe, Hätte nicht nur für den biedurch etwa ent: 
ftehenden Schaden Erſatz zu leiften, fonbern es träfe ihn aud 
vegelmäßig eine Orbnungs- und wenn dies in rechtswidriger 
Adficht geihähe, um bie Urkunde zu unterdrücken, nach Art. 371 
des Strafgejeßbuches ſogar eine Verbrechensftrafe, cine Disci- 
plinarjtrafe im Sinne des Notariatsgefeßes könnte dagegen in 
feinem Falle verhängt werben, weil die fraglichen Borjchriften 
nur Förmlichkeiten der Gejchäftsführung betreffen, und deren 
Außerachtlaſſung weder cine gänzliche noch theilweife Nichtigkeit 
des Notariatsactes zur Folge hat; wenigitens iſt Art. 82 in 
Art. 148 nicht angezogen und ebenjowenig wäre einzuſehen, daß 
eine Urkunde aufhören follte, Notariatsurfunde zu fein, wenn 
fie nicht mehr im Verwahre des Notars wäre, während bie an⸗ 
dere rechtskräftig fortbeftände, obwohl nicht geleugnet werben 
will, daß ein Appellationsgericht gerade aus biefem Grunde 
allerdings eine Disciplinarftrafe verhängte.**) 

Umgekehrt kann der Notar wie angebeutet nie zur Ber: 
antiwortlichkeit gezogen werden, wenn er von Urkunden, die in 
Urſchrift ausgehändigt werden dürfen, Ausfertigungen ertheilt 
und bie Ürjchriften felbft verwahrt. Art. 11 jagt zwar in feinem 
leßten Abfate, der Notar habe ſolche Erklärungen, welde auf 
Antrag der Betheiligten vor ihm beurkundet wurben, obwohl 
das Nechtsgefchäft nach Art. 18 des Gerichtsverfaffungsgefeges 
den Gerichten vorbehalten war, dem Gericht zu überjenden, wenn 
fie Beſtandtheile gerichtlicher Acten zu bilden haben, und zwar 
in Urfchrift, wenn die Notariatsurkunde fonft nichts enthäft, 
anderenfalls in beglaubigtem Auszuge, daraus läßt fich jedoch 
nicht ſchließen, daß bie Beteiligten nicht wirkſam verlangen 
koͤnnten, die Urfchrift folle bei dem Notare verwahrt und an 


©) Bergl. auch F. Bolza B. IS. 371 Neo. 854, v. Zink S. 344 
Art. 92 des Not.Geſ. 

**) Bergl. die vorzüglihe Darftellung bei G. €. Rdel Eommentar 
©. 215 E. v. Zink ©. 346. 


Verwahrung von Arſchriften. 117 


das Gericht eine Hauptausfertigung abgegeben werben, einmal 
weil das Geſetz in Art. 82 Abſ. 4 den Betheiligten folche Ber 
fugniß ausdrücklich einräumt und dann weil nach Art. 87 Abi. 2 
Hauptausfertigungen gleiche Beweiskraft, wie Urfchriften haben, 
während Abjchriften oder beglaubigte Auszüge, mit welchen fic 
Art. 11 Leicht begnügt, nach der Natur der Sache und dem 
Wortlaute in Art 87 Abf. 3 eine geringere Bedeutung anzu⸗ 
jprechen haben.“) Bisher hat fich deßfalls in der Nechtsfprechung 
faum ein Anſtand gegeben, vielmehr wird beifpielsweife der 
Widerruf einer Vollmacht vom Notare regelmäßig in Urſchrift 
verwahrt, und dem bisher Bevollmächtigten nach Art. 23 nur 
eine Ausfertigung zugeftellt, auf Loͤſchung geklagte Hypothek⸗ 
gläubiger beantragen häufig die Ertheilung einer auch den Voll: 
zug der Löſchung nachweiſenden Ausfertigung ihrer Erflärung, 
von Hypothefverbandsentlaffungen und Pertinenzerflärungen ver- 
langen insbejondere diejenigen Hypothelglänbiger Ausfertigungen, 
welche Dritten über ihre Verwaltung NRechenfchaft geben müſſen 2c. 

Der Notar muß den Beſitz einer Urfchrift aufgeben 

1) bei Verträgen und Schulpbefenntniffen, welche Aenders 
ungen in den Vorträgen des Hypothekenbuches, gleichviel im 
welcher Rubrik, bezielen (Art. 12 Abſ. 3, Art. 15 Abf. 2 und 4); 

2) in den Fällen, da eine Notariatsurfunde dem Gerichte 
zur Prüfung und Schlußfaffung vorzulegen ift (Art. 13) in 
beiden Faͤllen aber lediglich 68 zur Rückkunft von dem betref⸗ 
fenden Gerichte; bis dahin bedarf er auch der Urſchrift nicht, 
weil er nach ausdrücklichen Worten der bezogenen Geſetzesſtelle, 
der Mintfterialentichließung vom 26. Juli 1864 Abjchnitt II 
Littera A Ziffer 6 und eines oberjtrichterlichen Erkenntniſſes 
vom 11. Juni 1866 (S. 174 3. III dieſer Zeitfchrift) wor der 
gerichtlichen Erledigung doch Seinem der Betheiligten eine Aus: 
fertigung geben darf, was bie eigentliche und regelmäßige Kund⸗ 
machung des Nechtsgefchäftes bildet; 


*) Eine andere Anfiht it von fehr werther und unterrichteter Seite 
B. 1 ©. 69 Note biefer Zeitfchrift vertreten; vergl. auch Bb. II ©. 36. 
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3) ohne Unterſchied des beurkundeten Geſchaͤftes Traft 
eines richterlichen Beſchluſſes, gleichviel welcher Art und wo der 
Richter innerhalb Bayerns iſt (Art. 92), nicht aber auf Ans 
Finnen ber Finanzbehörben, welche fich nach Minifterialentfchließung 
vom 21. Zanuar 1866 (S. 44 diefer Zeitfchrift) unter allen 
Umftänden mit Abjchriften begnügen müſſen; in diefem Falle 
faun aber ber Notar, foferne im Webrigen die VBoransjegungen 
zur Ertheilung von Ausfertigungen gegeben ſind, an deren Er⸗ 
theilung nicht behindert werben und ift deßhalb im Geſetze be: 
ftimmt, daß bier vorher eine vollftändige Abfchrift angefertigt 
und unterfchrieben werben jolle, welche nach ihrer Beglaubigung 
durch den Director des Bezirksgerichts, welchem der Wohnfit 
des Notars angehört, die Stelle der Urjchrift bis zu deren Nüd: 
kunft vertritt. | 

MWiewohl nun diefe Ausnahmsbeitimmungen in Sinn und 
Geift des Geſetzes fowohl, als in dem beſchränkten Grundſatze 
der Deffentlichkeit, wie diefer eingangs näher feftgeftellt wurde, 
vollkommen gerechtfertigt erjcheinen, ermeifen fie fich thatjächlich 
oft ala fehr jchmwere, und manchmal als geradezu unüberfteig- 
liche Hinderniffe für den Notar, feiner Pflicht zur Verwahrung 
der Vorjchriften nachzukommen. Nicht felten werben Urfchriften, 
welche vor ihrer Abgabe an das entſprechende Gericht nach Art. 
97 des Not. Geſ. beglaubigt werden müffen, bei Gericht Einem 
ber in derjelben genannten Betheiligten hinausgegeben, noch öfter 
werben beijpielsweife Hupotheceffionen, Verpfändungen .unb ähn⸗ 
liche Urkunden von dem nah Art 12 Abf. 3 und 15 Abf. 2 
und 4 anzugehenden Gerichte binausgegeben und dem Notare 
ftatt feiner Urſchrift lediglich Nachweife über die erfolgte Zu⸗ 
ſtellung mit entiprechender Feierlichkeit zurückgeichicht, und daß 
ih namentlich Vaterjchaftsbelenntnifje haufig als Beſtandtheile 
gerichtlicher Acten behandeln laſſen müſſen ift aus einem Band 
I ©. 69 diejer Zeitjchrift mitgetheilten oberitrichterlihen Ers 
kenntniſſe vom 21. Dezember 1863 auch amtlich befannt ges 
worden. Nicht minder bekannt ift aber auch, daß jebesmal ber 
Notar unter Strafandrohung angehalten wird, bie Urfchriften 
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betzufchaffen, und daß er hiebei nicht geringe natürliche und 
fünftlihe Schwierigfeiten zu überwinden hat; doch Tann bier 
anders als im Wege der Belehrung kaum geholfen werben, denn 
einer gejelichen Aenderung ließe fih nur in Anfehung der be 
reits mehrfach beanftandeten, jedenfalls ſehr überflüffigen Bes 
glaubigung nad Art. 97 das Wort reden, da ber Name bes 
Notars im Siegel enthalten ift,*) eher dürfte es entiprechen, 
cine ſolche Beglaubigung den zahlreichen Beamten aufzubringen, 
welche fich ftatt der Unterjchrift eines ganz räthjelhaften Hands 
zeichen® bedienen. 

Die Frage, in welcher Weile der Notar die Urichriften 
zu verwahren habe, ift in der Inſtruktion vom 1. Juni 1862, 
SS. 48, 49, 50, 52 und der Entſchließung vom 5. Dezember 
1865 (8. II ©. 21 diejer Zeitjchrift) der Hauptjache nach wie 
folgt verbeichieben : 

1. Wechjelprotefte find nah Art. 79 in ein befonderes 
Berzeichniß einzutragen, ericheinen aljo weder im Gefchäftsregifter 
noch in der allgemeinen Urkundenjammlung. 

2. Letztwillige Verfügungen bat der Notar während ber 
Lebenszeit des Disponenten nicht in der allgemeinen Urkunden 
fammlung, fondern gejondert und unter perjönlichem Verſchluſſe 
zu verwahren (Art. 82 Abi. 5) ebenjo die über deren Mebergabe, 
Zurücgabe oder Widerruf aufgenommenen Urkunden, und zwar 
dieſe unter der Rummer der lehtwilligen Verfügung, wie weit 
fie auch zeitlich auseinander Tiegen (65 82, 83 der Injtruftion.) 

3. Berdandlungen, welche der Notar in Auseinanber: 
fegung einer ihm übertragenen Verlaſſenſchaft beurkundet, find 
gemäß Entichließung vom 8. Februar 1865 während ber Dauer 
diefer Auseinanderjegung in bejonberen Umfjchlägen zu vers 
wahren, nach Erledigung der Verlaſſenſchaft aber ber allgemeinen 
Urkundenfammlung einzuverleiben und in den beſonderen Um: 


") Diefe Beglaubigung fällt jelbftredend dann hinweg, wenn bie Urs 
Funde von irgend einem Gerichte bes betreffenden Appellationsgerichtöfprengele 
mit einem Befchlufie verfehen und nunmehr außerhalb biefes Sprengels 
wieder vorzulegen iſt. 


m Verwahrung ber Urfchriften. 


ſchlägen durch die bis bahin in ber allgemeinen Sammlung 
eingelegten Fehlblätter zu vertreten. 

4, Alle übrigen Urkunden mit Ausnahme ber in Urjchrift 
hinausgegebenen find nad der Nunmernfolge des Geſchaͤftsre⸗ 
gifters in beliebigen Abtheilungen zu ſammeln und auf dem 
Umſchlage die Zahl der in demjelben enthaltenen Urſchriften 
nach den fortlaufenden Nummern fowie der Zeitraum anzugeben, 
welchen diefe Urfihriften umfaſſen.“) In Urfchrift binausgegebene 
ober nach gejetlicher Vorfchrift gejondert verwahrte Urkunden 
werden in der Sammlung durdy Fehlblätter, zeitweilig an ein 
Gericht abgegebene aber nur dann, wenn fie mit befonderem 
Schreiben überfendet wurden, und zwar durch den Aufjaß 
biefes Schreibens jammt Nummer des Gejchäftsregifters vers 
treten.**) Für die Fehlblätter ift nur eine Form verlangt, aus 
welcher die Gejchäftsunmmer, die Art des Gejchäftes und ber 
Name des Betheiligten hervorgeht ($ 50 der Inſtruktion), die 
Oberanfjichtöbchörden begnügen fich jeboch mit diejer Form nicht, 
jondern verlangen — ohne biefür einen gefeßlichen oder jonjt 
einleuchtenden Grund angeben zu können, immer auch die An— 
gabe des vom Notare bezogenen Honorar des verwendeten 
Stempels der Staatstare und der Taxregiſternummer. 

Hat eine Urkunde auf eine andere von dem nämlichen 
Notare aufgenommenen Bezug, wie die Abänderung oder Auf- 
hebung eines frühern Vertrages, fo iſt auf der Urjchrift der in 
Bezug genommenen Urkunde auf das Datum und die Regiſter⸗ 
nummer ber jpätern hinzuweijen, leßtere aber unter ihrer Num⸗ 
mer zu verwahren. Gegen die ımbebingte Durchführung biefer 
Anordnung haben fich verjchiedene Stimmen erhoben (3. B. B. 
mM S. 17 diefer Zeitfchrift), fie wird vielfach außer Acht ges 
lafjen, läßt ſich — wenigftens ganz unbedingt — nicht durch⸗ 
führen und fteht mit dem, was bezüglich des Widerrufs ober 


*) Vorſchläge fiehe bei E. v. Bomhard Keitfaden ©. 14. 
©) der Gegenſatz Liegt in den „einfachen Noten“ mittelft beren nach $ 62 
und Entfhliefung v. 26. Zuli 1864 IT A I,2(8. I 254 biefer Zeitfchrift) 
regelmäßig bie Urſchriften zum gerichtlichen Vollzuge vorgelegt werden. 
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der Zurücknahme lebtwilliger Verfügungen beftimmt ift, in of 
fenem Widerfprude. Diefe legtwilligen Verfügungen und was 
an ihnen hängt, werben je nach Ableben ber betreffenden Perjon 
fpäteftens nach Erledigung ihrer Berlaffenfchaft gleichfalls ver 
allgemeinen Urkundenjamnlung einverleibt und ſtellen jo erſt 
ben Widerſpruch nicht minder Mar, als $ 3 Abſ. 2 der Belannt- 
machung über das Umſchreibweſen vom 15. Juni 1862, wor: 
nad, wenn die Tataftermäßige Bezeichnung des Vertragsgegen- 
ftandes von ben Betheiligten erſt jpäter beigebracht wird, bie 
hierüber aufzunehmende Urkunde als Nachtrag zu ber 
Aber das Mechtsgeichäft aufgenommenen Urkunde dieſer nad 
Art. 71 Abi. 3 beizufügen, oder nach Art. 68 beizubeften ift. 

Diefe Anordnungen und die Beitimmung in Art. 90 über 
Wiederherſtellung einer zu Verluſt gegangenen Urjchrift ſetzen 
den Notar in den Stand, jedem Berechtigten nad) Art. 85, 88, 
89, 93, 94 und 95 über den Anhalt der Nechtägeichäfte Auf: 
Schluß zu geben, was durch Ertheilung von Haupt: oder Nebens 
ausfertigungen (Abfchriften), Auszügen oder Zeugniffen ober 
durch Vorzeigen der Urjchrift ſelbſt geſchieht; nur wer berechtigt 
ift, eine Ausfertigung zu verlangen, darf die Urſchrift einfehen 
und umgefehrt; der Grundſatz der Oeffentlichfeit ift durch bie 
Beſtimmungen über das Amtsgeheimniß (Art. 46, 93, 117 Ziff. 
3 dann $ 52 der Inftrnftion vom 1. Juni 1862) richtig geftellt. 

Aber das Geſetz verfügt nicht nur über die Aufbewahrung 
oder Hinausgabe der einzelnen Urfchriften, fondern zugleich über 
die ganzen Sammlungen; wird ein Notar verfebt und der Nach⸗ 
folger findet fich noch vor feinem Abgange ein, fo find ihm alle 
Urſchriften und Gefchäftsbücher zu übergeben ($28 der Inſtruk—⸗ 
tion, Entſchließung vom 1. Auguft 18668. III S. 255 diefer 
Zeitſchrift); tft dies unmöglich, oder tritt der Notar auf irgend 
eine andere Weife außer Amtsthätigkeit, fo übernimmt fie vor: 
erft das einfchlägige Stadt: oder Landgericht, Dis von Oberauf: 
fihtswegen nach Art. 100 vorforglih ein anderer Notar mit 
beren Webernahme betraut wird. Die Sammlungen des außer 
Amtswirffamkeit getretenen Notars bleiben immer am Sitze 
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bes Notarints; wenn daher biejer von ber Staatsregierung” ver: 
legt wird, gehen auch die Sammlungen an den nenen Sit über.*) 
Der Grundſatz der Deffentlichkeit im eingangs dargeftellten 
Sinne beherrſcht jomit das ganze Geſetz; zu feiner Durchs 
bildung und Begrenzung zählen die Beitimmungen über Auss 
fertigungen nicht minder, als jene über Verwahrung und Mit: 
theilung oder Einfiht der Urſchriften. Allein während das 
Berhältnig der Ausfertigungen zur Urjchrift in F. v. Seybolds 
„Beurkundungs-Inſtitut,“ die Voraueſetzungen der rechtlichen 
Gewißheit aber in DO. Frhr. v. Völdernborffs „Form der 
Rechtsgeichäfte” allfeitig und eingehend beleuchtet wurden, tft 
bisher bezüglich der Oeffentlichkeit der Notariatsurfunden 
regelmäßig nur infoweit die Rede geweſen, als es fih um bie 
Beichaffenheit und Wirkung eines je im gegebenen alle vor⸗ 
liegenden Beweismitteld handelte. Vielleicht dienen vorſtehende 
Andeutungen dazu, aud in biejer Beziehung eine alljeitigere 
mehr in das Weſen fich vertiefende Forſchung anzuregen. ©. 


Aus der Pfalz. 
(Fortfegung ) 

Boranftehenden Gründen gegen die Verbriefung ber 
Berträge über Immobiliarrechte durch Akten unter Privat: 
unterjchrift hat man noch folgende anzureihen: 

ec. Nach vielfältigen Erfahrungen werden durch Alten unter 
Privatunterfchrift häufig VBeräußerungen von Immobilien 
effectuirt, welche geheim bleiben, nicht öffentlich bekanut 
werden jollen, weil fie theils aus Noth, theild in Folge 
verichwenderifchen Lebens oder aus irgend einem andern 
das Tageslicht fcheuenden Grunde erfolgen, wodurch der 
Immobiliar- und Hypothekareredit gefährdet und herabge— 
drüct wird und die höchſte Unficherheit in den Verkehr 
mit Immobilien gebracht wird; 


*) vergl. Dr. E. Brunner Handbuch ©. 26. 
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f. durch Alten unter Brivatinterjchrift werben in der Regel alle 
Ammobiliarveräußerungen beurfundet, welche in wucherifcher 
Abficht, fei es Seitens der Verkäufer, fei es Seitens der 
Käufer, ftattfinden, wie dies bie im lebten Dezennium vor 
den Strafgerichten ber Pfalz verhandelten Wucherprozeſſe 
vielfältig nachgewiejen haben, durch welche wucherifchen 
Berläufe und Käufe die Noth der in Vermögens-Verfall 
befindlichen Bürger auf die unbarmberzigfte Weife ausge: 
beutet wird. Zu dieſen wucheriſchen Veräußerungen ges 
hören insbejondere bie vom Käufer meiftens in betrügeris 
ſcher Abficht abgefchloffenen Reuekäufe; 

g. mittelft Alten unter Privatunterſchrift wird in der Pfalz 
beionders im Gerichtsbezirfe von Landau, von nicht weni- 
gen reichen Geldmännern ber für den MWohlftand ganzer 
Gemeinden bereit3 ſchon verberblic) gewordene Güterhandel 
getrieben, wodurch aller Verkehr mit Immobilien in bie 
Hände der Speculanten gefommen ift und wodurch nur 
zum Vortheil der Letzteren ber Werth der Immobilien 
maßlos ſei e8 herabgedrückt, jei es hinaufgetrieben wird; 

h. in Berfaufsaften unter Privatunterjchrift wird in der 
Regel ein Theil des Veräußerungspreiſes, in den Güter: 
theilungen unter Privatunterjchrift oft die ganze Heraus: 
gabe des einen Theild an den andern, bei Taujchverträgen 
die Herausgabe verjchwiegen und der Verfäufer für ben 
verjchwiegenen Kaufpreis und der Abtheilende und Ver⸗ 
taufcher für bie ihm gebührende Herausgabe entweber durch 
baare Zahlung oder durch Ausftelung von Neverjen be: 
friedigt. Aus diefer Manipnlation ergeben ſich aber fol- 
gende oft fehr jchwere Benachtheiligungen:: 

a. Für das Aerar die Defrandation ver ihm gebührenben 
Einregijtrirungsgebühren. 

b. Für den Käufer, gegenüber dem gewiſſenloſen Verkäufer 
welcher die an ihn gejchehene Zahlung des verjchwiegenen 
Kaufpreistheiles Teugnet, die Gefahr einer Klage wegen 
Verlegung über %,. 
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o. Für den Verkäufer von ihm perfönlich angehörigen 
Immobilien der Verluſt des Erjabanfpruches für den 
verheimlichten Theil des Kaufpreifes an feine eheliche 
Gütergemeinfchaft, für den Abtheilenden, welchem bie 
Herausgabe gefchuldet wird und für den Ehegatten bes 
die Herausgabe jchuldenden Abtyeilenden derſelbe Ver: 
luft des Erjages aus ber ehelichen Gütergemeinfchaft 
und beziehungsmeije in diefelbe. 

d. Im alle der Reverfirung der verjchwiegenen Kaufpreis: 
teile und Herausgabe für die Reverfirten der mögliche 
Verluſt der verfchwiegenen Kaufpreistheile und Heraus: 
gaben, weil Art. 40 Abi. 1 des Geſetzes vom 22. fri- 
mairo VII ſolche Reverje für nichtig und wirkungslos 
erklärt, welcher gefetlichen Beitimmungen als einer lex 
specialis durd, die den Reverſen Giltigfeit vwerleihende 
lex generalis Art. 1321 code civil nicht derogirt wird. 


. Die Privataltenfabrifation bedroht in der Pfalz die Eri- 


ſten des Notariates, da dasjelbe in jeinem Einkommen 
hauptſächlich auf die proportionellen Gebühren, weldye die 
Immobiliarmudationen abmwerfen, bafirt ift, bedroht jomit, 
da das Notariat als ein zur Begründung und Erhaltung 
der Rechtsjicherheit der Bürger in ihrem Beſitze und Eis 
genthum beitehendes Inſtitut betrachtet werden muß, auch 
in diejer Beziehung ein öffentliches nterefie. 
Folgende Stelle pag. 13. in der in Jahre 1861 im 
Drud erfchienenen, von einem ſachkundigen Manne gefchries 
benen Schrift: „Die Notariatstaren diesſeits und jenjeits 
des Rheins” beweist dies ſattſam: „Auf einem pfälzifchen 
Nentamte wurden vom 41. November 1860 bis zum 1. 
Mai 1861 — 843 Privataften einregiftrirt. Davon find 
580 Kauf-VBerträge über Immobilien, 23 Immobiliar: 
abtheilungen zc.; während verjelben Zeit wurden von ben 
brei im Rentamtsbezirke befindlichen Notaren 700 Alten 
gefertigt und einregiftrirt. Davon fallen auf die Im⸗ 
mobiliarverfäufe 45, fage 45 Alten. Da die Pfalz 
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24 Rentämter bat und nicht alle Privatalten jogleich ein- 
regiftrirt werden, jo Tann man annehmen, daß jährlich 
etwa 15,000 bis 20,000 Privatverfäufe über Im⸗ 
mobilien abgeſchloſſen werben.” 

k. Die PBrivatalten werben in der Pfalz hauptſächlich von 
Perfonen gefertigt, welche als Makler der einen Partei 
den Abſchluß vermittelt haben, die dabei in einfeitigem 
Intereſſe Handeln und denen alſo die erforderliche Uneigen: 
nüßigleit und Unparteilichfeit abgeben. 

Aus allen diefen Gründen ergibt fih Mar, daß bie 
Privataftenfabrilation die Wohlthaten eines feften Rechtszu⸗ 
ftandes vernichtet, die Sicherheit des Grundeigenthums 
erjchüttert, den Hypothefarcredit untergräbt, bie Rechtsbe⸗ 
ftändigkeit der Verträge der Bürger bedroht und letztere 
ihren natürlichen Nathgebern und aufrichtigen Vermittiern, 
den Notaren, entzieht. 

Il. Gründe für die obligatorifchzauthentifche Verbriefung 
aller Immobiliarrechte betreffenden Verträge. 

a. Eine feite Bafis des Eigenthums ift die erſte Bedingung 
des Credits, fowie eines fichern Verkehrs mit Immobilien 
überhaupt. Ohne Authenticität der Ermwerbstitel aber fehlt 
dieſe Bafis. 

b. Die Eriftenz der autbentijhen Erwerbstitel von Immo⸗ 
bilien ift dadurch gefichert, daß das Original derjelben im 
Archiv des Notars hinterlegt bleibt. Hiedurch wird denn 
aud) die Prüfung der Erwerbstitel eines Individiums 
weit zuverläffiger und deren Herbeifchaffung weit leichter. 

c. Die Notariatsakten haben volle Beweistraft, welde nur 
durd, ein inscoription en faux angegriffen werben kann. 
Sie geben eine Garantie dafür, daß ihnen die volle Ges 
wißheit des Willens der Betheiligten conftatirt ift und in 
formeller und materieller Beziehung bie NRechtsficherheit 
der Barteien gewahrt und die Identität der Vertragsob⸗ 
jefte durch eine genaue forgfältige Bezeichnung derſelben 


feftgeftellt wird. 
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d. Nur autbentifhe Urkunden fichern ber etwaigen Trans⸗ 
jcription der Erwerbetitel von Smmobilien in das Hypo⸗ 
thefenbuch ihren Werth und die rechtlichen Wirkungen der- 
felden nach pfälziſchem Civilrecht. (Art. 2180 und 2181 
oode civil. 834 code de procedure.) Denn die Beröf- 
fentlihung der Urkunden durch Transſcription kann nur 
wenig Zuverficht einflößen, jo Tange ihnen aus Mangel 
an Authenticität bie wolle Beweiskraft fehlt. 

e. Die jo nothwendige und nützliche Evidenthaltung unjeres 
Katafters erfordert ebenfalls authentiſche Urkunden; bie in 
ben Privatakten gewöhnlich unviehtigen mangelhaften Be— 
ſchreibungen der Liegenfchaften, die oft unzulängliche Be— 
zeichnung der Parteien nad Bors und Zuuamen, Zuſätzen 
zu den Zunamen und Gewerbe, erjchweren bieje Eyibent- 
haltung, ja machen fie faft unmöglich. 

(Fortſetzung folgt.) 


Haftung des Motars für Schadenserfaß. 

In den DI. f. RA. B. XXXIIS. 33 ff. wird ein oberft: 
richterliches Erfenntnig vom 17. November 1866 mitgetbeilt, 
das einen Notar zu voller Schabloshaltung der Gläubiger ver- 
urtheilte, welche in Folge unrichtiger Rechtsanfchannng des Ro: 
tars oder mangelhafter Beurkundung benachtheiligt worden zu fein 
behaupteten; dieſer hatte nämlich, mit ber Zwangsverjteigerung 
eines Ländlichen Anweſens betraut, den Anwejenden bekannt ge: 
geben, der Käufer babe unabhängig vom Meiftgebote einen auf 
dem Anweſen verjicherten Austrag als Reallaſt fortzuentrichten, 
nahm dieſe Beftimmung jedoch nicht in die Urkunde auf, fon: 
bern ſchlug das Anmefen um das Meiftgebot ausdrücklich ſchuld⸗ 
und bypothenfrei zu, weßhalb aud der Käufer diefe Verbind- 
lichkeit nicht anerkannte oder erfüllte. Für den Austragsberech- 
tigten wurde der eingetragene Geldanſchlag erlegt und die nad) 
folgenden Gläubiger, welche befriedigt worden wären, wenn ber 
Austrag wirklich nicht in den Preis einzurechnen geweien ober ohne 
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Solche Einrechnung ausdrücklich übernommen worden wäre, erhielten 
Nichts. Auf letzteren Umſtand legt das Erkenntniß das Hauptge⸗ 
wicht; ob der Notar jene Bedingung aus eigenem Antriebe oder 
aus Veranlaſſung ber Betheiligten feßte, fei gleichgiltig, jedenfalls 
babe er dadurch die Meinung hervorgerufen, daß der ganze 
Kaufpreis für die eingetragenen Gläubiger verwendet, die Aus- 
tragsrechte aber auf dem Gute forthaften würden. In diejer 
Meinung hatten die Gläubiger feine Veranlaffung, durch Mit: 
jteigern einen höhern Kaufpreis zu erzielen oder das Einlöſungs⸗ 
recht auszuüben, foferne das erzielte Meiftgebot ohne Rückſicht 
auf den Austrag zur Dedung ihrer Forderungen ausgereicht 
hätte, Die Feſtſtellung diejev Bedingung war ſomit von hoher 
Wichtigkeit für die Gläubiger; indem nun der Notar die Auf- 
nahme dieſer jo wichtigen Bedingung in die Verfteigerungsur: 
kunde uuterließ und dadurch veranlapte, daß der Käufer die nur 
mündlich geſetzte Bedingung nicht erfüllte, die Fortentrichtung 
des Austrages verweigerte, hat er fich ein Verſehen zu Schulden 
kommen lafjen, welches feine Haftungsverbindlichfeit nach Not.- 
Gef. Art. 46 zur Folge hat (vergl. ©D. Kap. XVI$ 3 und 
Anmerkungen, dann Seufferts Commentar hiezu.) 

Daß jene Bedingung, jollte fie für bie Steigerer eine 
rechtsverbindliche Wirkung haben, in die Urkunde aufgenommen 
werben mußte, kann nad) Art. 14 des Not.Gef. Feinem Zweifel 
unterliegen; denn die Verfteigerung, welche der Notar in Kraft 
des richterlichen Auftrages ald Zwangsveräußerung vornimmt, 
hat die Natur eines Kaufvertrages, welcher vom Gerichte mit 
bein das Meiftgebot Tegenden Steigerer über das Eigenthum 
ber zu veräußernden unbeweglichen Sache durch Vermittlung 
des Notars abgejchloffen wird. Solche Verträge find aber, wie 
alfe darauf bezüglichen, das dingliche Recht an ber unbeweg⸗ 
lichen Sache betreffenden Vereinbarungen nichtig, wenn fie nicht 
durch die Notariatsurkunde feſtgeſtellt find.*) 


*) Indem vorerfi der Thatbeſtand und die richterliche Entfcheidung mit 
getheilt wirb, will auf ein näheres Eingehen in bie wichtige Frage um fo 


128 Notizen. 


Notizen. 


Ein appellationsgerichtliches Erkenntniß vom 12. Februar 
1864 ſpricht den Notar von jeder Verantwortung frei, wenn 
nach den beſtehenden Einrichtungen darauf gebaut werden dürfte, 
der Poſtenlauf und die Beſtellung des der Poſt auvertrauten 
Geſchäftsregiſters werde normal und ordnungsmäßig ſtattfinden, 
wenn alfo nur in Folge unvorherſehbarer Störungen die Friſt 
zur Abgabe des Regiſters verjaunt wurde. Aber wenn auch 
den Notar außerdem in irgend welcher Bezichung in Anfchung 
bes Gejchäftsregifters ein Verjchulden zur Laft fällt, kann nach 
einem andern appellationsgerichtlichen Erkenntniffe vom 14. es 
bruar 1865 nur auf Ordnungsſtrafen erkannt werden, weil 
derlei Webertretungen nur Förmlichkeiten der Geſchäftsführung 
betreffen und nie die Nichtigkeit einer Notariatsurkunde zur 
Tolge haben koͤnnen. 


Ein appellationsgerichtliches Erkenntniß vom 19. Juli 
1865 führt aus, daß die Beſtimmungen in Art. 69 des Not.Gef. 
bezüglich der Verhandlungen mit Schreibensunfundigen auf un: 
leferliche Unterfihriften Feine Anwendung finden. In ähnlichen 
Sinne erkannte das Handelsappellationsgericht in Nürnberg am 
8. Juni 1866 (Zeitſchrift des Anwaltvereins B. VII S. 80) 
die Anwendung des Art, 94 der allgemeinen veutjchen Wechſel⸗ 
ordnung auf unlejerliche Unterjchriften deßhalb nicht für ans 
wendbar, weil über den Grund ber Deutlichkeit feine Vorjchriften 
beftehen, weil die Undeutlichkeit die Unterfchrift noch Feinesiwegs 
zu einem bloßen Handzeichen herabdrückt und weil erfahrungs- 
gemäß felbjt im kaufmänniſchen Wechſelverkehr zahllofe Wechjel 
mit fehr unlejerlichen Unterjchriften ohne allen Anſtand circuliren. 


weniger verzichtet werben, als bie BI. f. N.A. fehr erbeblihen und begrüns 
beten Bebenken gegen bie Nichtigkeit ber Entſcheidung Nusbrud geben. 
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Bas disziplinäre Strafamt und das Eumulationsprinzip 
bei Geldfirafen. 


Unfere Notariatsdisziplin bat unverkennbar einen allzu 
eriminellen Anftrich gewonnen. Hieran iſt jchon die Form bes 
Verfahrens und vornehmlich der Umstand Schuld, daß dieſelben 
Staatsanwälte, welche die peinliche Klage erheben, zugleich mit 
Stellung ber visziplinären betraut wurden. Allein auch felbft 
bie Gerichte find Teineswegs frei von dem Vorwurfe, daß fie 
allzuſehr Hinneigen, die Anfchauungen bes allgemeinen Straf; 
gejeßes auf ein völlig frembes Gebiet übertragen zu wollen. 

In der Theorie freilich gilt es als unbeitritten, daß zwi⸗ 
ſchen Disziplin und Strafrecht ein wefentlicher und burchgrei= 
fender Unterfchieb befteht, felbft wenn das Geſetz bezüglich der 
Notariatspisziplin in Art. 113 nicht noch ausbrüdlich darauf 
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hingewiefen hätte. Jedermann weiß, daß das Strafrecht Sühne 
der verleßten öffentlichen Rechtsordnung bezwedt, daß dagegen 
bei der Disziplin esfich lediglich um Geltendmachung einer 
erziehenden Thätigkeit und um Aufrechthaltung ber Ordnung 
innerhalb eines beſtimmten Kreiſes, ſo zu ſagen um eine rein 
haͤusliche Angelegenheit handelt. 

Aus dieſem Unterſchiede ergeben ſich aber ad nothwen- 
bige Kolgerungen für die nerjchiedenartige Anwendung der Dis⸗ 
ziplinar- und Strafgefege und dies ift der Punkt, ver leider 
nicht immer gehörig im Auge behaten wird. 

Gewiß wat e8 ein Schuß gegen Willkür, daß die Ausübung 
der Notarlatedisziplin In die Hände ber Gerichte gelegt wurde. 
Hiedurch ift aber an ihrem eigentlichen Wefen nicht das Geringfte 
geändert worden. Gleichwohl kann man fich nad) den gemachten 
Erfahrungen bes Cindrucks nicht erwehren, als ob das Diezi⸗ 
plingugejeg wie ein befonderer Theil der allgemeinen Strafgeſetze 
angejeben und behandelt würde. Allein criminaliftifche Schärfe 
ift bier fiher ganz am unrechten Plabe. Der Gedanke eimer 
Sühne der Gerechtigfeit bleibt der Disziplin fo fehr fremd, daß 
fogar die disziplinäre Verfolgung neben ber ftrafrechtlichen fort- 
veſtehen kann. Zudem bedarf es zur Erfullung der Anforde: 
rungen, welche die allgemeinen Strafgejege ftellen, keineswegs 
einer befonderen Vollkommenheit; fie beichränfen ſich auf das 
Geringſte, was die Allgemeinheit von dem Einzelnen verlangen 
fann, und darum wirb mit Recht eine Verlegung biejer gewöhn⸗ 
lichſten Pflichten unnachfichtlih geahndet. - 

Ganz anders bei der Disziplin. Rur für einen beftimmten 
Kreis berechnet, damit diefer jeine Aufgabe erfülle, wird fie fcharf 
and eingehend die Pflichten feiner Mitglieder feſtſtellen müſſen 
und hiebei geht fie mehr oder minder von einem Ideale aus, 
das ſich jedenfalls nicht durchaus in allen allen ſondern meift 
nur annähernd erreichen lafien wird. 

Schon diefe Erwägung jollte dazu führen, nur das Er: 
reichbare im Auge zu behalten und zu bedenken, daß abfolute 
Bolllommenbeit weder burch hohe Gebühren erfauft noch durch 


Das biszipfindre Strafamt x. 181 


übermäßige Strafen erzwungen werben kann. Hiemit bleibt es 
wohl vereinbar, daß im Allgemeinen die Disziplin mit einer 
gewiffen Strenge gehandhabt werde. Im Notariatsmefen bes 
fonders ift gewiß ftramme Zucht vollkommen am Plate; ohne 
folche würde bie ſüddeutſche Gemüthlichkeit ſich vielleicht allzu 
gemüthlich die Geſetze zu Rechte legen. Man kann biefes Alles 
recht wohl zugeben und auch einräumen, daß bie bisherige Dis- 
zipfin manches Gute bewirkt hat. 

Allein man braucht auch durchaus nicht Anhänger der 
Kunſt zu fein, den Pelz zu wachen ohne ihn naß zu machen, 
um nicht gerechte Klage darüber führen zu müſſen, daß des 
Guten zu viel gefchehen und die Sache in eben demſelben Grabe 
übertrieben wurde, als im der ſchrecklichen, der ſtaatsanwaltloſen 
Zeit vor dem 1. Juli 1862 zu wenig gefchehen ift. Vom Geifte 
der Mäßigung und Verföhnung war bisher blutwenig zu ver- 
fpüren. Auf dem eingefchlagenen Wege flarrer criminaliſtiſcher 
Eonfequenzmacherei ift man jeldft vor dem Ungeheuerlichen nicht 
zurüdgefchredit und die einzige Hoffnung der hiedurch in ihrer 
Berufsfreudigleit bedeutend berabgeftimmten Notare befteht da⸗ 
rin, daß bie allzuſcharfe ag durch eben ne Le 
brechen wird. 

Späte es denn in be That jo ganz -und gar unmöglich 

fein, Strenge mit weifer Mäßigung zu verbinpen ? 
| An der Berechtigung freilich, wegen einer jeden und auch 
der geringiten Zuwiderhandlung Strafe zu verhängen, kann nicht 
gezweifelt werden. Gehorjam gegen die Dienſtesvorſchriften gilt 
als erſte Pflicht; jede Verfehlung gegen bielelben exfcheint ſtraf⸗ 
bar, ohne daß es auf einen Antrag der Parteien oder die Ges 
fahrdang irgendwelcher Intereſſen anzukommen hätte. Aber :eben- 
defwegen, weil bie Orbnungswibrigleiten der Notare. feine ſolche 
Vebertretungen find, daß fic das Mächeramt der Gerechtigkeit 
herausfordern, und ſie das Hffentliche- Intereſſe meift nur un⸗ 
mittelbar berühren, beiteht auch Keine zwingende Nothwendigleit, 
an allen Eden und Enden bie geringften Verſtoͤße aufzufpüren 
und zu verfolgen. Die. Disgiplinarbehörven. erjheinen. darıım 
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auch zu einer elaftischeren Handhabung des Gejekes ermächtigt, 
Das richterliche Ermeſſen muß hier freieren Spielraum bean- 
ſpruchen, um Billigfeitsgründen gehörig Rechnung zu tragen. 
Handelt es fih doch nur um eine häusliche Zucht und um eine 
erziehende Xhätigkeit, die, wenn mit Strenge doch auch mit 
Humanität ausgeübt werben muß, wenn anders ihr Zwed nicht 
verfehlt werden foll. 

Ein rückſichtsloſer Gebrauch der bisziplinären Zuchtruthe 
muß nothwendig zu einer gewifjen Einfeitigfeit und darum zu 
Ungerechtigfeiten führen. 

Denn: in der Notariatzbisziplin allein liegt noch lange 
nicht das Heil, wenn nicht neben ihr weit ftärlere Motive wie 
die civilvechtliche Verantwortlichkeit, das eigene Intereſſe des 
Notar und vor allem fein Ehrgefühl zu einer gewifjenhaften 
Amtsführung drängen würden. Auch vermag fie gar nicht die 
gelammte Amtsthätigleit eines Notare zu umfaflen; fie wird 
fi meist nur auf das beishränten, was auf dem Bapiere fteht, 
und kann ſich darum auch leicht in Heinlichen Dingen verlieren. 
Sp viel ift gewiß: je tüchtiger und gewiſſenhafter die Amts⸗ 
führung eines Notars im Allgemeinen und je geringfügiger der 
aufgegriffene Verſtoß, um jo härter und ungerechter erjcheint die 
Strafe. Sodann darf füglich nicht überſehen werben, baß bie 
meiften Notariatsurfunden lange vor der Amtsvifitation ben 
Berichten zur Beichlußfaffung vorgelegt worden. Man follte 
nun denn doch meinen, daß wenn dieſe Behörben, welche ex 
professo die Rechtswirkſamkeit und Formgerechtheit ber Urkunden 
zu prüfen haben, Teine Anftände erheben und ſich nicht veran⸗ 
laßt jehen, bisziplinäre Einjchreitung herbeizuführen, hiebei bie 
Sache füglich beruht fein koͤnnte oder doch nur in ganz bes 
ſonderen Fällen eine Ausnahme zu machen wäre. 

Billiger Weife wird auch zu berücfichtigen fein, ob bie 
Buwiderhandlungen in Mangel au gutem Willen oder Irrthum 
ihren Grund haben, ob fie mit Vorſatz begangen wurden ober 
aus einem entſchuldbaren Weberfehen. 

. Bei einer ganzen Meihe von Zuwiberbandlungen gegen 
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die ziemlich häckelichen Beurtundungsförmlichleiten befteht bie 
ganze Schuld des Notare darin, daß er nicht mit Einem Zuge 
alle gefeglichen Anforderungen erfüllt hat. Für derartige Fälle 
fieße ſich durch Aufnahme einer nachträglichen Berichtigungsurs 
funde, die mit der Haupturfunde Ein Ganzes zu bilden hätte, 
der Formfehler und damit audy der Grund zur Beitrafung bes 
feitigen, fofern nur vor disziplinärer Einfchreitung die Berich⸗ 
tigung erfolgte. Denn dem Geſetze ift ja, wenn auch nicht in 
Einem Zuge, fo doch nachträglich genügt worben; e8 wäre ba: 
her gar nicht abzufehen, worin man bei derartigen geringfügigen 
Ueberſehen nach ihrer Berichtigung noch eine jtrafbare Schuld 
des Notars erbliden könnte. Darum wäre es, nebenbei bes 
merkt, auch angezeigt, auf diefem Wege vielfachen Aergerlichkeiten 
anszuweichen. Wenigſtens befteht Teine Gefahr der Collifion 
mit Art. 43 des Not.Gef., da ſchon im erjten Auftrag der Bar: 
teien ſtillſchweigend der weitere enthalten ift, die Urkunde auch 
formgerecht herzuftellen und zu wollenden. 

Wie dem aber and, jet, immer wird die Disziplinar⸗ 
behoͤrde in billige Erwägung zu ziehen haben, wie ſehr es 
bei den Notaren des Anſpannens aller Kräfte bedarf, um alle 
Klippen zu vermeiden, wie Zeit und Umftände nicht immer ein 
Arbeiten in behaglicher Muße geftatten, wie Gejeb und Vers 
ordnung nicht durchaus Kar und zweifellos find, wie ihre Auss 
fegung heute verbietet, was geftern erlaubt war, wie bie jedens 
falls veiflich durchdachte Inſtruktion und ber Mufterhypothefbrief 
feineswegs von der allen menjchlihen Machmwerten anklebenden 
Mangelhaftigkeit eine Ausnahme machen und ſogar an recht 
unverantwortlichen Fehlern laboriren! — 

Die bisherige Ausführung follte andenten, in welch’ an⸗ 
berem Sinne ein Disziplinargefeß angewendet werden Tann und 
ſoll als ein Strafgefet. In Einem Punkte treffen aber beide 
zujammen, daß nämlich die gejeglichen Strafgrenzen bei feinem 
von ihnen überjchritten werben dürfen. 

Das äußerſte Disziplinarftrafmittel if die Entfernung 
bes incorreften Mitgliedes ans dem biöherigen Kreife. Außer⸗ 
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dem kennt das Notariatsgeſetz insbeſondere noch Suſpenſion nicht 
unter einem Monat und nicht über ein Jahr und Geldſtrafen 
bis zu 100 fl, Innerhalb diefes Spielraums find alle Strafen 
auszumeſſen und auch für den Zal Zufammentreffens mehrerer 
Zuwiderhandlungen wird ebenjowenig eine Geldſirafe von mehr 
als 100 fl. erfannt werben dürfen, als es anginge, Sujpenfion 
anf die Dauer von mehr als einem Jahr auszufprechen. Denn 
das Geſetz hat die Weberfchreitung feiner Strafgrenzen jtill- 
ſchweigend verfagt, nur mit feiner ausdrüdlichen Ermächtigung 
wäre aber ein Richter befugt, darüber hinauszugehen. 

In der Praris hat fich gerade die entgegengejehte Anficht 
geltend gemacht, vorerjt bezüglich der Disgiplinargeloftrafen. Bet 
ihnen gibt es Teine oberfte Grenze! jo lautet der aufgeftellte 
Lehrſatz. Bereits jehen wir auch, daß von ihm fleißig Ans 
wendung gemacht wird und Erfenntniffe ergehen, die mit wahr⸗ 
Baft erjchredfender mathematischer Sicherheit vierzig«e und mehr⸗ 
fahe Zuwiderhandlungen abthun, als ob es fi nur um ein 
Rechenexempel handle. Jene Urtheile mögen nun allerdings als 
Rechenexempel richtig fein, allein auch bloß als folche. Juriſtiſch 
betzachtet find fie, wenn bie volle Wahrheit gejagt werden jol, 
eine Ungeheuerlichkeit. 

Aeußerſt charakterifttich für den eingenommenen Stands 
punkt iſt es fchon,. daß man zur Rechtfertigung des aufgeltellten 
Sabes nad, den Strafgejeben binüberfchielte und. fich berechtigt 
glaubte, das Disziplinargefeß mit biefen Aber Einen Leiften 
ſchlagen zu können. Es bedarf wohl nur eines Hinweijes auf 
bie berührte verfchiedenartige Natur des Disziplinar: und Straf: 
gefeges, um nicht den Verfuh, daß eritere in das Syſtem des 
leßteren .einguzmängen, als Verſtoß gegen die erjten Regeln ber 
Geſetzesauslegung erjcheinen zu laffen. Ob im Strafgefeb das 
Abforbirungss oder Cumulationsprinzip rein durchgeführt ift, 
bfeibt hierher ganz gleichgiltig.. Man kaͤme am Ende durch 
lauter Analogieen dazu, das ganze Geſetz umzuftülpen und etwa 
gar noch fremde Strafarten einzufchmuggeln, wie bereit Zint 
Seite 438 feines, Sommentars gethan Bat, iudem er die durch 
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Art. 98 u. 99 Not.Geſ. von felbft widerlegte Anſicht aufitellte, 
es koͤnnten bie gegen Notare verhängten Geldftrafen im Falle 
ber Uneinbringlichleit ia — Arreſtſtrafen verwandelt werben !!. 

Hätte der Geſetzgeber wirklich beabfichtigt, die Zuwiber- 
bandlungen der Notare mit gemeinen Webertretungen auf Eine 
Linie zu Stellen, er bätte ihnen wahrſcheinlich denſelben Platz 
angewiejen wie den Lebertretungen ber Xrödler, Krämer, Lohn⸗ 
tutjcher u. ſ. w. Er bat dies aber nicht gethan und bamit, 
daß er bier den Weg des Disziplinarverfahrens einjchlug und 
eigene Gerichte zur Aburtheilung berief, deutlich genug zu ver- 
jtehen gegeben, daß es ſich auch um etwas Anderes, um eine 
rein häusliche Angelegenheit hanble. 

Wollte man aber auch das Syitem des Strafgefehes hier: 
ber als präjudiziell erachten, jo müßte die Schlußfolgerung jeden- 
falls in ganz anderer Weise gezogen werden, als es gefchehen ift. 

E3 wurde die Zuläffigfeit der Cumulirung von Geld» 
frafen im Allgemeinen als im Syſtem begründet erachtet und 
daraus gefolgert, daß die Beichränfung derſelben auf ein be: 
ftimmtes höchites Maß ausdrücklich im Geſetze beſtimmt fein 
müſſe, da font ſich nicht willlürlich ein Maximum annehmen 
laſſe. Nun finde fich zwar bei den mit den Disziplinarftrafen 
des Notariatsgeſetzes die meiſte Achnlichkeit bietenden Gelvftrafen 
in Art. 26 StGB. und Art. 6 PStGB. ein höchites Map; 
im Notariatsgejeß fehle ein folches; die im Art. 113 daſelbſt 
aufgeftellte Stala ſei aber offenbar nur von der Strafe einer 
einzelnen Zuwiberbandlung zu verftehen. 

Man hat alfo ohne weiteres das Cumulationsprinzip ber 
. Strafgejeße auf das Notariatsgefeß übertragen, aber ohne ben 
nothwendigen Schuß gegen Willkür und fo ergab ſich 
der merfwürdige Schluß:  .. 

daß in Disziplinarfachen der Notare der Geſetzgeber weder 
in jubjektiver noch in objektiver Beziehung einen Grund zu 
einer Beſchränkung der Geldftrafen gefunden habe; d. h. zu 
beutich, daß die Notare fich in dem glückfeligen — der 
Vogelfreiheit befinden. 
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Hiemit tft aber die Sache gerade auf den Kopf geftellt. 
Nicht daranf kommt es an, wie das Strafgefeh anzumenden 
wäre, wenn die und bie Beitimmung nicht darin ſtünde, fon- 
dern wie das Geſetz wirklich erlafien wurde. Nachdem nun aber 
felhft da, wo nad den Strafgefeßen das Cumulationsprinzip 
gilt, weislich eine oberfte Grenze gezogen ift, nachdem ferner 
fich auch vernünftiger Weile nicht annehmen läßt, daß der Ge- 
feßgeber Orbnungswibrigfeiten der Notare ftrenger als gemeine 
Uebertretungen babe ahnden wollen, ift e8 viel natürlicher ge- 
rade umgefehrt als „im Syſtem“ begründet anzunehmen, daß 
Alles feine oberften Grenzen habe, im Guten wie im Schlinmen, 
die Gebührenorbnung und bie Strafe. 

Darüber, welches dieſes Maximum der Disziplinargeld- 
fteafen fei, Tann wohl fein Zweifel beitehen. Das Notariats- 
gefeß Tennt nur Eines und, wenn auch innerhalb ber gezogenen 
Schranke das Eumulationsprinzip Anwendung finden mag, ihre 
Meberjchreitung bleibt fchlechterdings unthunlich. Wenn auch die 
im Art, 113 anfgeftellte Skala zunächjt für bie Strafe einer 
einzelnen Zuwiberhanblung verjtanden werden muß, jo hat der 
Geſetzgeber doc) nicht vorgefchrieben, daß bei Jufammentreffen 
mehrerer Zuwiderhandlungen für jede einzelne eine bejondere 
Strafe ansgezirfelt werde. Er bat vielmehr darauf gerechnet, 
daß die Gerichte e8 verftehen würden, innerhalb des weit genug 
gefteckten Spielraums die Strafen nad Billigfeit abzumägen. 
Sonft würde er jedenfalls über die pathologische Behandlung 
folcher Auswüchſe, wie fie zu Tage gefördert wurden, ein be= 
fonderes Rezept verfchrieben haben, 

Die disziplinäre Ueberwachung ift überdies ihrem urfprüngs 
lichen Gedanken nach eine dauernde; wenn fie auch thatfächlich 
nur periodifh zur Ausübung kommt, Tann fie doch in jedem 
Augenblide geltend gemacht werben. Ebendarum hat man es 
in der Hand, nad) Bebürfniß häufigere disziplinäre Einfchrei- 
tungen zu veranlaffen und ebendarum war e8 auch ein wahres 
Uebermaß von Härte, ſelbſt in denjenigen Fällen das Cumu⸗ 
lationsprinzip anzuwenden, wo bie Zuwiberhanblungen in einer 
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und derſelben irrigen Mechtsanficht des Notars ihren Grund 
hatten; als ob berfelbe auch dann fortgefündigt haben würde, 
wenn er glei nach der erſten Zuwiderhandlung zurechtgewiejen 
worben wäre. So lange nicht Hoffnung vorhanden ift, daß bei 
Handhabung der Notariatsbisziplin ber Geift der Mäßigung und 
Berföhnung vorwalte, fo lange man im Kleinen Großes ver: 
richten will und der Wahn vorherrfcht, auch bier gälte es ein 
„flat justitia pereat mundus !‘‘ bleibt nur Ein Schußmittel übrig, 
das aber ficher von durchſchlagender Wirkung fein möchte. Die 
meiften Orbnungswibrigfeiten, wie fie vorgeloinmen find und 
auch in Zukunft ſelbſt von den tüchtigften Notaren nicht abfolut 
vermieden werben koͤnnen, find nämlich nicht folcher Natur, daß 
zu ihrer Auffindung bejonderer Aufwand von Scharffinn nöthig 
wäre. Sie werben fi jo ziemlich alle lange vor der Amts: 
vilitation entdecken Taffen. Warum follen nun aber die Notare 
zuwarten, bis e8 nach Jahr und Tag der Staatsbehörbe beliebt, 
die Sache aufzugreifen und alle Inftanzen hindurch Lärm zu 
Schlagen? Dieje Lorbeeren können fie felber pflüden; feien fie bas 
ber in jeder Beziehung ihre eigenen Staatsanwälte. Sie Baben 
dann wenigftens das Bewußtjein, als Männer zu handeln, und 
den Vortheil, Teine wiberfinnig hohen nen zahlen 
zu müffen! 


Sorm der Gefellfchaftsverträge, welde den Erwerb oder 
die Weräußerung von Siegenfchaften betreffen. 

Daß Gejellfchaftsverträge, welche den Erwerb ober die 
Veräußerung von Liegenfchaften oder dinglichen Rechten an fols 
hen betreffen, zu ihrer Siltigkeit notarieller Beurkundung nicht 
bedürfen ift von dem oberſten Gerichtshofe bereits in einem 
Erfenntniffe vom 10. December 1864 (Band I ©. 123 dieſer 
Zeitſchrift) und Band IV ©. 4, 102 diefer Zeitfchrift neuerlich 
angeregt worden. Das Rechtsverhältniß, in welches bie Gefell- 
Ihafter durch den Vertrag unter fih treten, iſt ein befonderes 
und felbflänbiges, das nach einem oberitrichterkichen Erkenntniſſe 
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vom 9. Juni 1866 (BL. |. R.A. B. XXXII Erganz.B. S. 42) 
fireng zu ſcheiden if von den Rechtsverhältniſſen, in welche 
diefe Geſellſchaft behufs dev Durchführung ihres Gefchäfts mit 
Dritten getreten ift. Der Geſellſchaftsvertrag Hat feiner Natur 
nad) regelmäßig mehr nicht zum Gegenftande, als unter den 
Mitgliedern der Gefelljchaft feitzuftellen, welche Leiftungen jedes 
Mitglied zur Erreihung des Geſellſchaftszweckes zu machen und. 
welchen Antheil basfelbe nach beendigtem Gejchäfte an Gewinn 
oder Berluft Haben ſoll. Dieß ift ein rein obligatorifches Ver— 
yaltnik, Wenn dann die Gejelichaft als folche von Dritten. 
Eigenthum an Liegenfchaften erwirbt, daſſelbe wieder veräußert, 
oder wenn abgejchlofjene Verkäufe aus irgend welchem Grunde 
wieber rücgängig gemacht werben und das Eigenthum der Ge: 
jellichaft verbleibt oder wieder zufällt, jo berühren dieſe Nechte- 
verhältnifje mit Dritten bie einzelnen Geſellſchaftsmitglieder nur 
infoferne, als die Abwiclung des Gejchäftes dadurch gefördert 
oder gehemmt wird und fich hieraus Gewinn oder Verluſt er: 
gibt; allein die rechtliche Natur der Beziehungen, in welchen 
die einzelnen Gejellichaftsmitgliever unter fich ſtehen, werben 
hiedurch in keiner Weife beeinflußt; dieje find und bleiben darum 
immer veine Obligationen. Wenn nun dieſes obligatoriſche Ver: 
hältnig wieder gelöst werden fol, indem ein Mitglied aus der 
Geſellſchaft austreten will, jo hat diefes lediglich mit der Gefell- 
Ihaft, oder bei gänzlicher Auflöfung der Geſellſchaft mit Dems 
jenigen, welcher nur als Einzelner in die Rechte und Verbind⸗ 
lichkeiten ber Geſellſchaft eintreten will, mit dieſem über feine 
Rechte und Verbindlichkeiten gegenüber der Gejellishaft zu ver: 
Händigen. 

Ein folcher Vertrag über Auflöſung einer Geſellſchaft bes 
zieht fi, wie der über Errichtung derjelben ausjchließend auf 
die obligatorischen Verhaͤltniſſe der Geſellſchaftsmitglieder unter 
ich, unbefchadet der Rechte Dritter. Es kann darum von gar 
feinem Einfluße auf die Form und Giltigfeit des Vertrages jein, 
ob die Gefellichaft als folche oder der Einzelne, welcher nur an 
beren Stelle tritt, Dritten gegenüber Eigentum an Liegens 
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ſchaften angufprechen oder anzuertennen babe, Dieſe Rechts⸗ 
yerbältniffe beruhen auf beſondern anderweitigen Verträgen mit 
Dritten, welche für fich jelbjtändig beftehen und für fih an bie 
Tormen gebunden find, welche vom Geſetze hiefür vorgefchrieben 
werden. Darum bedarf der Bertrag über Eingehung oder Auflö⸗ 
jung einer Gefellichaft zu feiner Nechtsgiltigkeit keiner notariellen 
Errihtung, wenn auch biekei aufgeführt wird, daß das Eigen 
thum an Liegenfchaften, welches die Gefellichaft als folche Dritten 
gegenüber erworben hatte, nunmehr auf den etwa einzig Webers 
bleibenden übergehe, weil dieß nur eine ſelbſtverſtändliche Folge 
des Austritts ift. 

Auch die Actiengefellichaft als ſolche kann nach Art. 213 
bes Handelsgejeßbuches, Art. 41 des Einführungsgefepes Eigens 
thum und andere dingliche Rechte an Grundſtücken erwerben. 
Der Austritt aus der Geſellſchaft durch Weggabe der Actie ift 
aber an Feine beitimmte Zorn gebunden, Der Grund, warım 
jeder Actien-&efelfchaftsvertrag — auch wenn die Erwerbung 
von Liegenjchaften und dinglichen Rechten an folchen nicht be- 
abfichtigt wird — notariell beurkundet fein muß (rt. 208 
Abi. 2. des H.GB. verglichen mit Art. 16 des Not.Gef.) ift 
allerdings ebenſo im öffentlichem Intereſſe zu fuchen, wie bie 
Beitimmung in Art. 14 des Not.Gef., gleichwohl befteben beide 
um ſo unabhängiger von einander, ald der ausfchließende Zweck 
einer Actiengefellichaft, als Hanvelsgejellfchaft, nicht im Erwerbe 
und der Veräußerung unbemeglicher Sachen beftehen Tann, weil 
ſolche Geſchaͤfte nach Maren Worten in Art. 275 des H.G.B. 
feine Handelsgejchäfte find. 


Aus der Pfalz. 
(Fortfegung.) 
Diefen Gründen find noch beizufügen : 
f. Mit der Einführung des Prinzips der Authenticität fallen 
alle aus ver Privataltenfabrikation vefultirende obenbezeich- 
nete Nachtheile weg, und 
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8. es werben bamit in der Pfalz die jet Jahren laut ges 


worbenen und immer wicberfehrenden gegründeten 
Klagen der Notare gegen bie mit ber Fertigung von Pri⸗ 
vatakten fich bejchäftigenden Schullebrer, Gemeindeſchreiber, 
Gemeindediener, Gehilfen verfchiedener öffentlicher Büreanr 
und Gefchäftsleute und die in jüngfter Zeit felbft von 
der Tal. Regierung der Pfalz nicht felten den kgl. Bezirks⸗ 
ämtern angemntheten Berbriefungen von für den Staat 
abgejchloffenen Smmobiliarerwerbsaften wegfallen. 

Alle bisherigen Einwendungen gegen Einführung bes 
Prinzips der Authenticität laffen fi auf drei Punkte zu: 
rücführen: 

1. Glaubt man, daß dieſes Syſtem ber natürlichen Freis 
heit zu nahe trete; 
2. hebt man bie größere Koftipieligfeit der authentiſchen 

Urkunden hervor. 

Gegen den erſten Einwand jagt man mit Recht: 
das Geſetz beſchraäͤnkt die Freiheit nicht, wenn es bie 
Wirkſamkeit gewiffer Rechtsgefchäfte an Bedingungen 
nüpft, die im Intereſſe der allgemeinen Wohlfahrt als 
weſentlich erkannt werden, wenn es Hinbernifje wege 
räumt, welche bisher den Credit lähmten, und den Bers 
ehr unficher machten. Die Staatsbürger gegen Bes 

nachtheiligungen durch fchüßende Formen ficher zu ftellen, 
dem allgemeinen Erebit eine breitere und feitere Bahn 
zu eröffnen, dem Eigentbume und dem Verkehre mit 

Immobilien eine feitere Baſis zu geben, dies ift nicht 

Beeinträchtigung ber Freiheit, ſondern in politijcher wie 

ftaatswirthichaftlicher. Beziehung eine wejentliche Auf⸗ 

gabe und heilige Pflicht des Gejeßgebers. 

Was der zweite Einwand betrifft, jo lehrt die Er⸗ 
fahrung in ver Pfalz, daß die meilten Privatakten von 
fogenannten Geichäftsagenten gefertigt werben, und daß 
biefe ſich dafür oft mehr bezahlen laſſen, als die tarifs 
mäßige Gebühr des Notars beträgt. Uebrigens müſſen 
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zur Bewirkung und Erhaltung der gejellichaftlichen Ord⸗ 
nung immer von Einzelnen Opfer gebracht werden, und 
ber Grundſatz „salus publica suprema lex esto“ finbet 
auch ‚hier feine Anwendung. — Endlich 
. erhoben in der Pfalz jedvoh nur wenige Stimmen 
noch den Einwand gegen das Prinzip der Authenticität, 
daß dasfelbe zu jehr im unfere ganze Civilgeſetzgebung 
eingreife und deren Grundlage verleße. Diefer Tebte 
Einwand dürfte am wenigjten eine Berüuckſichtigung 
verdienen, denn nach unferm Civilrechte gibt es jebt 
ſchon verſchiedene Nechtsgefchäfte, deren Giltigkeit der 
Gejebgeber aus Gründen der salus publica von authen⸗ 
tiicher Verbriefung abhängig macht, 3.8. Schenkungen, 
Eheverträge, Öffentliche Teftamente, Ehe:-Einwilligungen, 
Radiationen, und insbefondere Conventional⸗Hypotheken. 
(Art. 2127 .code civil.) Wenn die Urkunde, wodurch 
ein Hypothefarrecht bewilligt wird, nothwenbig eine aus 
thentiſche fein muß, warum ſollte nicht auch die mit 
dem Hypothekenweſen in jo enger Verbindung ſtehende 
Mutation des Grundeigenthums berjelben Bedingung 
unterworfen werben können, ohne daB die Grundlagen 
unferer &ivilgefeßgebung dadurch alterirt werden? 
Nah Art. 14 des jenfeitigen Notariatsgejeges find über 
alle Verträge, welche das Eigenthum an unbeweglichen Sachen 
ober dingliche Rechte an denſelben betreffen, bei Strafe der Nich⸗ 
tigkeit Notariatsurfunden zu errichten. Nach den in den Vers 
handlungen über dieſen Artikel von bedeutenden Rechtsgelehrten 
entwidelten unbeftreitbaren Nechtsgründen Tann jeder Theil bei 
einem folchen Bertrage vor der authentiſchen Verbriefung fich 
von demſelben in jedem Augenblide Iosjagen, ohne einem Ent- 
Thädigungsanfpruche von Seiten des andern Theils ausgeſetzt 
zu fein, wäre ſelbſt auf den Fall bes Vertragsbruches eine 
Entſchaͤdigung ober eine Sonventionalitrafe in einem pactum ad- 
jectum ftipulirt worden. Bei den Berhandlungen in den Aus⸗ 
ſchüſſen beiver Kammern und in der Kammer ſelbſt haben fich 
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gegen bie Tragweite diefer Sanktion bes Artikels bei „Strafe 
ber Nichtigkeit” gewichtige Stimmen erhoben, welche darin eine 
Treue und Glaube und das ädyt ſittliche deutfhe Sprichs 
wort „ein Mann ein Wort“ ſchwer verlegende Beftimmung 
und eine Gefahr für die im Verkehrsleben fo nothwendige Le- 
benäfuft, die öffentlihe Moral erblickten. 

Bet der Berathung des im Eingang oben erwähnten neuen 
Geſetzentwurfs der Juſtiz⸗Miniſterialcommiſſion im Jahre 1845 
wurden dieſe Bedenken cbenfalls erhoben und von allen Mit: 
gliedern der Commiſſion dieſe totale Nechtsunfähigkeit von der 
Verabredung des Vertrages an Bis zu deſſen authenfifcher Ver⸗ 
briefung, diefer völlige Anterdiktionszuftand als unnvereinbar 
‚mit der gefellfchaftlihen Ordnung und als unverträglich mit 
ter fittlihen Würde und Freiheit des Bürgers erachtet. 

Diefer Anficht ſchließen fih auch die Notare ver Pfalz 
an. Zur Befeitigung diefer Nachtheile haben fie daher in bem 
vorliegenden Entwurfe dem Artifel 1 ven Beiſatz zugefügt: „um 
gegen Dritte wirkſam zu fein.” So wird denn aufder einen 
Seite-die Wohlthat ver authentifchen Verbriefung gefichert und 
auf der andern Seite die Bertragstrene gertügend geſchützt und 
die .obenerwähnte, die öffentliche Sittlichkeit gefährdende allge: 
meine Interdiktion von dem pfälzifchen Volke fern gehalten; 
zugleich auch der Einklang mit unferm Civilrecht erhalten. Die 
Authenticität bringt bezüglich bes Datums die nämliche Wirkung 
hervor, wie jett die Einregijtrirung bei Privatakten. Es ift 
nur im wefjentlichen ein Zuſatz zu Art. 1328 code civil in 
Bezug auf Immobiliarkäufe beantragt. 

Eine weitere Garantie für die Sicherheit des Eigenibums 
an Immobilien und des darauf beruhenden Mealcredits ift nach 
unſerer Gejeßgebung die Förmlichkeit der Transfceription. 

Nach der loi vom 11. brumaire VII ging das Eigenthum 
an Liegenjchaften erſt mit der Transfcription auf ven Erwerber 
über. Es ging daher der fpätere Käufer einer Liegenſchaft dem 
früheren vor, wenn ev eher als dieſer, feinen Erwerbungstitel 
batte transſeribiren laſſen. So lange ferner der Erwerber einer 
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Liegenschaft feinen Titel nicht hatte eintragen laſſen, Tonnte 
noch Immer von den privilegirten und hypothekariſchen Glaͤu⸗ 
bigern des bisherigen Eigenthümers Anfertption auf das ver: 
Aufßerte Grunpftücd genommen werben, ja es Tonnte ſelbſt bis 
zur Transſeription der biöherige Eigenthümer noch immer die 
Liegenſchaft mit Unterpfändern belaſten. 

(Schluß folgt.) 


Rotizen, 


Eine Entichliegung vom 10, April 1867 (Juſt. M. Bl. 
©. 99) beauftragt Gerichte und Notare, den Auffchriften ihrer 
Schreiben auch den Kreis beizufügen, in weldiem das bezügliche 
Gericht feinen Sit hat, da beifpieldweife die Landgerichte Rothen- 
burg in Mittelfranken, Rottenburg in Niederbayern und Rothen⸗ 
buch in Unterfranken wegen ungenauer Bezeichnung häufig ver: 
wechjelt werben. 


Nah einem oberftrichterlichen Erfenntniffe vom 1. Sunt 
1866 (DB. FRAU B. XXXII ©. 22 Erganz.B.) kann ein 
Dritter bei Undeutlichkeit des Hypothelenbuchseintrags und bes 
gangener Fahrläffigfeit die gejeßlichen Folgen der Deffentlichkeit 
des Hypothekenbuches rechtlich nicht für fi in Anſpruch nehmen, 
weil ed ihm als böfer Glaube aufzurechnen ift, daß er fich über 
den wahren Verhalt nicht aufflärte. Da nach der Entſchließung 
vom 26. Zuli 1864 in das Hnpothefenprotofoll nur aufgenommen 
wird, wie die Einträge im Buche Tauten follen, fo kann bei 
Undeutlichkeit der Einträge nur in den Notariatsurfunden mit 
Erfolg Aufklärung gefucht werben, diefe find daher in einem ges 
wiſſen Sinne Beftandtheile des Hupothefenbuches, auf welche der 
Grundſatz der Oeffentlichfeit gleihmäßige Anwendung findet, und 
bienach bewähren fi die Ausführungen Band II S. 277 und 
Band IV ©. 114 diefer Zeitichrift. 
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Ein bezivtsgerichtliches Erkenntniß vom 20. September 
1865 in M. Stenglein’s Zeitichrift für Gerichtspraris Bd. VI 
S. 30 kann in dem Belenniniffe, einem Dritten ein zu ver« 
zinfendes und innerhalb einer bejtimmten Zeit zurüdzubezahlenbes 
„Kapital? fchuldig geworden zu fein, mit Necht Feine ent- 
Iprechende Bezeichnung des Schuldgrundes nach Art 80 Abi. 2 
bes Not.Gef. erbliden. Bekanntlich hat N. Th. v. Gönner in 
feinen Erläuterungen des Hypothekengeſetzes Band II S. 252 
für alle Einträge im Hypothefenbuche den Ausdruck „Kapital” 
(creditum) begutachtet, obwohl $ 145 Ziff. 2 und 6173 Ziff. & 
des Hyp. Geſ. den Eintrag bes „Nechtstitels” verlangt; ber frühere 
Entwurf des Geſetzes verlangte feine Angabe des Schuldgrundes, 
man hielt ihn aber, wie aus E. v. Zinks Erläuterungen S. 323 
hervorgeht, jchließlich deshalb für unerläßlih, weil der Richter 
außerdem Feinerlei Anhalispunfte für die Beurtheilung hätte, ob 
das Schuldbekenntniß ſich nicht auf ein verbotenes Gefchäft bes 
ziehe und weil dem Perpflichteten die Vertheidigung und bie 
Zurüdforberung des ohne Rechtsgrund bezahlten jehr erjchwert 
oder ganz unmöglich wäre. 


| Ein oberftrichterliches Erkenntniß vom 25. April 1867 
erklärt es für ganz unbehefflih, wenn der Notar — bei Zu: 
ftellung des Erkenntniſſes Tchriftlich darüber belchrt, daß ihm 
die Anmeldung der Nichtigfeitsbeichwerde vierzehn Tage lang freie 
ſtehe — bei einer verjpäteten Anmeldung auf foldhe Belehrung 
Bezug nimmt, weil die Nothfrift ihren Lauf unabhängig von 
jeder Mahnung nimmt und der Notar als Nechtöverftändiger, 
zumal in einem Punkte, worüber fich ber oberſte Gerichtshof 
bereit3 in einem Erfenntniffe vom 4. Novemker 1864 aus: 
gefprochen hatte, ſelbſt eine vollftändige Kenntnig von den ihm 
zu Gebote ftehenden Rechtsmitteln haben mußte. 
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Aus der Pfalz. 
(Schluß.) 

Nach unferer heutigen Gejeßgebung hat die Trangfeription, 
abgejehen von Schenkungen, Feine jolcdhe Bedeutung mehr. Im⸗ 
merhin aber ift fie noch ein wichtiges Mittel zur Förderung der 
Sicherheit des Eigenthums. — Das Eigenthum an einer Liegen- 
Schaft wird nach dem code civil Schon uud allein durch den Vers 
trag db. h. solo consensu der Parteien und nicht erſt durch die 
Beurkundung des Vertrags oder beifen Transjeription erworben, 
jo daß nach der Veräußerung die Liegenjchaft von dem bishe⸗ 
rigen Eigenthümer nicht weiter mit Hypotheken belajtet werben 
kann. Nur bezüglich der Brivilegien und Hypotheken, welche 
bereit8 vor der Veräußerung bejtehen, geitattet dev Code de 
procedure civile Art. 834, daß wegen derſelben auch noch nad 
der Veräußerung ber Liegenjchaft und bis zur Trausjcviption 
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des Ermwerbungstitels, ja noch in det nächſten 14 Tagen nad 
der Transjcription, auf die Liegenſchaft Inſcription genommen 
werden Tann. Par Sue 

Es Steht jeht in der Willkür des Erwerbers einer Liegen: 
Schaft, ob und wann er jeinen Titel transfcribiren laffen will, 
Dieß ſoll nan für die Zukunft eine Abänderung erleiden und 
die Transfcription bei allen Mutationen Blag greifen. Damit 
ſoll aber nidpt zu dem Syften der loi vom 11. brumaire VII 
zurücgefehrt werden, vielmehr der Grundſatz des Code civil, daß 
das Eigenthum an Liegenschaften mit bem Vertrag auf den Er- 
werber übergeht und die Wirkungen, welche die beftehenden Ge: 
jeße mit der Zransjeription verknüpfen, vollftändig aufrecht er— 
halten bleiben., 

Obige Gejeßesvorjchläge bezweden überhaupt nur ſolche 
Mopififationen des geltenden Civilvcchts, welche fih ohne Ver: 
rücknng feiner Grundlagen in das Syſtem desjelben cinfligen 
laffen und mehr als Ergänzungen, denn als Abänderungen des⸗ 
jelben zu betrachten find. Die Transfcription bringt die Hy: 
pothefen und Privilegien, mit benen das Grundeigenthun bes 
laſtet ijt, gleichjam ans Tageslicht und ſchützt den Erwerber 
gegen Anfprücde, von deren Eriftenz er fich ſonſt feine Keuntniß 
verichaffen koͤnnte. Eine ſolche Einrichtung kann der Sicherheit 
des Eigenthums und dem Realerebit nur von Nuten jein und 
tft die Beobachtung dieſer Förmlichkeit bei allen Mutationen als 
eine Verbeſſerung des Gejehes zu betrachten. 

Bisher wurbe die Transfcription wegen ber damit und 
neben der vierprozentigen Mutationsgebühr verbundenen Koften 
(ungefähre 1% Prozent) in ber Regel unterlaffen unb erſt ſeit⸗ 
dem das Geſetz vom 10. Juli 1865 die für bie Transfcriptionen 


an die Staatskaſſa zu entrichtenbe Gebühr aufgehoben hat, ger 


wöhnt jih das Publikum allmälig daran, bei Erwerbungen von 
Grundeigenthum auch bieje Sicherheitsmaßregel in Anwendung 
zu bringen. 

Die wohlthätigen Wirkungen derſelben für das Verkehrs⸗ 
leben werden fich aber in ihrem: vollen Umfange erft dann gels 
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tend machen, wenn biejelbe bei allen Mutationen ohne Aus: 
nahme einzutreten bat. Denn obwohl die mit ber Transſcrip⸗ 
ton verbundenen Koften gegenwärtig kaum nennenswerth find, 
fträuben ſich doch noch hie und da bie Leute, diejelben auszu⸗ 
geben, weil fie ſich durch die hohen Negiftrirgebühren ſchon ges 
nug belaftet glauben. 

Die Einführung der Transfcription bei allen Mutationen 
ift auch noch in einer andern Hinficht von der größten Bebeut- 
ung für die Sicherheit des Grumdeigenthbums. Bis jet war 
es nicht möglich, fich Hinreihende Gewißheit darüber zu ver: 
ſchaffen, ob Jemand, der eine Liegenfchaft zum Verkauf anbietet, 
auch wirklich noch Eigenthümer derſelben ift, ober diefelbe bes 
reits an cine andere Perfon verkauft hat. Diefer Mißſtand 
würde auch bei der Verbriefung aller Mutationen durd) Notare 
ohne gleichzeitige Vornahme der Transfeription derjelben, fort: 
beftehen, da die Parteien zur Beurkundung ihrer Verträge über 
bas Eigenthum an Liegentchaften nicht an die Notare ihres 
Wohnorts oder der Lage der Liegenjchaften gebunden find. Auch 
die von Amtswegen gejcheheude Umschreibung der Liegenjchaften 
in den Kataſterbüchern vermag die Gefahr nicht völlig zu be- 
feitigen, da das Rentamt, welches den Kaufvertrag vegiftrirt, 
nicht fofort dem Rentamt, in beffen Bezirk die veräußerten Güter 
gelegen find, von der gefchehenen Befikveränderung Kenntniß 
gibt, vielmehr die MNentämter nur von Zeit zu Zeit einander 
ſolche Mitteilungen zu machen angewiefen find. Diejer Zu⸗ 
ftand, welcher insbeſondere nach dem heutigen Stande der Ge- 
ſetzgebung, wegen der Statthaftigkeit der Beurkundung ber Mus 
tationen durch Privatakten, welche mit Leichtigkeit zur Regiſtrir⸗ 
ung an ein entferntes Rentamt gefendet werben können und 
häufig auch gefendet werden, eine große Gefahr für die Sicher: 
heit des Eigenthums an Grund und Boten barbietet, verlangt 
dringende Abhuͤlfe. Zu wundern ift nur, daß diefe Lüde in 
ber Gefeßgebung von Betrügern bis jet nicht in großem Map» 
ftabe ansgebeutet wurde. Abhülfe gewährt aber die Transfcrip- 
tion aller Mutationsakten, da ein Käufer, der fich gegen Be⸗ 

10* 
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trug fihern will, blos die Worficht zu beobachten braucht, 
feinen Kaufpreis erjt nach Ablauf von 30 Tagen und nachdem 
er duch Nachſehen auf dem SHppothelenamt, in deſſen Bezirk 
das betreffende Grundftüd Liegt, ſich Gewißhett verſchafft bat, 
daß noch Feine Transjcription erfolgte, auszuzahlen. 

Art, 1 legt die Beforgung ber Transfcriptionen dem Notar 
auf und zwar in einer binreichenden Zrift von 30 Tagen vom 
Tage der Regijtrirung und bei der gerichtlichen Beftätigung Des 
bürfenden Alten von Tage der Regiftrirung des beftätigenven 
Urtheiles an gerechnet. Dabei läht er dem Notar die Wahl, 
Urkunde in Urſchrift, Abjchrift, oder in einen. deu wejentlichen 
inhalt derjelben enthaltenden Auszuge zur Xransjcription vors 
zulegen. Dieſe Beftinnmung hat einen Theils den Zweck, bie 
Verſendung der Urfchriften jo viel wie möglich zu verhüten und 
andern Theils Koften zu erjparen, fowie die Mühe. des Hhypos 
thefenbewahrers auf ein Minimum zu vebueiren, dadurch day 
nur derjenige Theil einer größeren Urkunde zur Xransicription 
gebracht wird, der fich auch wirklich für diefelbe eignet. 

Wie oben bereits bemerkt wurde, fol durch die Einführ: 
ung der Transjcription für alle Mutationsaften an den beftehen- 
ben gejeßlichen Bejtimmungen bezüglich der Wirkungen der Trans⸗ 
feription im Allgemeinen nichts geändert werden. Nur in zwei 
Beziehungen erjcheint eine ſolche Aenderung nöthig: 

1. Der Artikel 2108 code civil beftimmt, daß wenn ein 
Kaufakt zur Transfcription vorgelegt wird, aus welchem herbors 
geht, daß der Kaufpreis noch ganz oder theilweile auöfteht, ver 
Hypothefenbewahrer bei Strafe des Schadenerſatzes verpflichtet 
ift, von Amtswegen zu Gunften bes Verkäufers (oder des in 
feine Rechte eingefeßten Darleihers des bezahlten Geldes) deſſen 
Forderung einzufchreiben. Dies jol in Zukunft wegfallen, ba 
in Folge der Transfeription ſämmtlicher Mutationsaften alle 
Erwerber von LXiegenfchaften, die nicht fofort ihren Erwerbs: 
preis bezahlen, mit Einjchreibungen belaftet würden, welche im 
ber Regel noch aufftehen werben, wenn der Erwerbspreis ſchon 
laͤngſt getilgt ift, indem Streichungen wegen ber damit verbun- 
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denen Koften jekten vorgenommen werben. Würbe daher biefe 
Einichreibung von Amtswegen nicht aufgehoben werben und 
kuͤme ein Mann, der viele Liegenfchaften erwirbt, in Die Lage, 
durch eine Befcheinigung des Hypothekenamts nachweifen zu 
müffen, daß ſein Grundbeſitz frei ift, fo erhielte er einen Hypo⸗ 
thekenauszug gegen fich, in welchem alle dieſe Einfchreibungen 
infoferne fie jünger al8 zehn Jahre find, erjcheinen und der 
dadurch häufig zum einem förmfichen Buche anſchwellen wird. 
Die. Koften der Auszüge find aber höchſt bedeutend, da im All- 
gemeinen, abgefeben vom Stempel, jede Einfchreibung, die in 
den Auszug kommt, 28 Kreuzer Foftet. Diefe Koften find um 
jo empfindlicher, al8 die Iuferiptionen von Amtsmwegen gar 
nicht nöthig find, um die Privilegien, welche auf dem Grund 
eigenthum haften, zur Publicität zu bringen. Denn die Hypo⸗ 
thefenbücher find fo angelegt, dag in den Nepertorien auf ber 
rechten Seite alle Anjcriptionen ſtehen, welche gegen jemand 
eriftiren und anf der correfponbirenden linken Seite alle Trans⸗ 
fcriptionen, bie gegen oder für ihn genommen werben, ba leßtere 
nicht blos auf den Namen der DBeräußerer, fondern auch aufi 
denjenigen der Erwerber eingetragen werden. Schlägt man 
daber im Hypothekenbuche die Einfchreibungen nad), die gegen 
jemand beftehen, jo braucht man nur auf die daneben befinds 
liche Seite zu fehen, mofelbft man alle durch ihn gemachten Er- 
werbungen, alfo auch die daraus gegen ihn refultirenden Pris 
vilegien findet. Diefe Transferiptionen kommen aber nicht im die 
Hypothekenauszuge. Zu wunſchen wäre nur, daß ber Hypothe⸗ 
kenbewahrer für das Nachſchlagen der Transfcriptionen und 
Anfcriptionen nur eine fire Gebühr von 28 Kreuzer zu beziehen 
hätte, während berfelbe gegenwärtig fiir die Injeiptionen 28 
Kreuzes und für die Transferiptionen ebenfoniel zu erheben hat, 
obgleich derſelbe für das Nachichlagen Teine doppelte Zeit vers 
wenden muß, ba beide auf zwei heben einander befindlichen 
Seiten ſteher. — Natürlich bleibt es auch in Zukunft ben 
Glaͤubigern unbenommen, in den Fällen, wo fie es nöthig hals 
ten, ihre Forderungen zur Wahrung ihrer Privilegien ein 
Schreiben zu lafſen. 
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2. Wenn Liegenichaften, die mit Privilegten ober mit Hypo⸗ 
pothefen befaftet find, vom Schuldner verängert werden und ber 
Erwerber feinen Zitel transfcribiven läßt, jo verjähren nach Art. 
2180 No. A diefe Hypotheken und Privilegien nah Ablauf 
von 40 Sahren vom Tag der Transfcription und dieſe Vers 
jährung wird ſelbſt durch die-vom Gläubiger genommenen In⸗ 
fcriptionen nicht unterbrochen. Diefe Wirkung der Xransfcrip- 
tion ift eine ber mefentlichjten Urſachen ter Zerrüttung des 
Realcredits. Man denke jich einen Schuldner, ber feinen Gläu⸗ 
biger um feine Forderung bringen will und fi zur Erreichung 
dieſes Zweckes mit einem Dritten verftändigt, welchem er bie 
verpfändeten Liegenschaften verkauft. Es wird transferibirt und 
um bei dem Gläubiger feinen Verdacht einer gefchehenen Ber- 
außerung aufkommen zu laſſen, zahlt der urſprüngliche Schuldner 
die Zinſen an den Gläubiger fort, welche er ſich jedoch vom 
Erwerber zurückerſtatten läßt. Nach 10 Jahren iſt die beſte 
Obligation erloſchen, und: das Gut frei in den Händen des Er: 
werbers, Welche. Gefahren für, die Gläubiger würden erit ents 
ftehen, wenu die Zransjeription bei allen Mutationsakten eins 
tritt] Zwar koͤnnen fi die Gläubiger vor Schaden bewahren, 
wenn fie vor Ablauf von 10 Jahren im Hypothekenamt nach⸗ 
leben und, wenn cine Mutation mit Lransjeription vorgeloms- 
men, die geeigneten Maßregeln ergreifen. Die Erfahrung lehrt 
jebodh, daß die Leute, welche Geld auf Hypotheken darleihen, 
nqmentlich wenn fie feine Kapitaliften find, jondern Heine Leute, 
welche ihre mũhſam gemachten Eriparniffe anlegen mollen, häufig 
vergeflen, nach Ablauf von 10. Jahren die Erneuerung ihrer 
Snferiptionen vorzugcehmen. Umſomehr wird dies bei dem Rach⸗ 
ſehen wegen der Transjcriptionen eintreten. Wie viel Berlufte 
werben aber guß der Verabſäumung dieſer Vorſichtsmaßregel 
entftehen, vie nicht wieder gut zu machen find, währenb bei dem 
Berfallen der njeriptionen ber Schaden, wenn feine andere 
Einſchreibungen bazwijchen, kamen, bursh eine neue Einjchreib- 
fih häufig ganz oder theilweife vepariren läßt. Die Aufhebung 
ber zehnjährigen Verjährung der Hypotheken und Privilegien 
buch die Transfcription dürfte daher gerechtfertigt fein. 
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Rah dem code oivil (Art. 2121: und 2135) Steht ber 
Ehefrau eine Legalhypothek auf bie Güter des Chemanns: zum 
Schutze ihres Sondervermögen zu, welche nicht blos das zur 
Zeit des Eheabſchluſſes vorhandene oder ihr im Laufe ber Ehe 
anerfallende Aftivvermögen direkt, ſondern auch indirekt in fo 
fern ſchützt, als für den Betrag einer jeden mit dem Ehemanne 
im Laufe der Ehe dur bie Ehefrau cingegangenen Verpflicht- 
ung jedesmal eine. neue Legalhypothek zu Gunſten der Lebteren 
erwächst. 

Dieſe Legalhypothek der Ehefran beſteht unabhängig von 
jeder Inſeription und hat ver Gläubiger in der Regel nur 
die ungulänglichften Anhaltspunkte, die Größe und bie data 
ber betreffenden Anfprüche zu erfahren. Der Credit leidet aber 
durch dieſes Verhältniß für ſich allein nicht, weil der jorg: 
fältige Gläubiger ſich dadurch gegen alle Anjprüche, welche dic 
Ehefrau ſelber ihm gegemüber geltend machen könnte, ſchützt, datz 
er fi die Mitverpflichtung derſelheu verſchafft. 

Nun nimmt aber die Jurigprudenz in logiſcher und con 
fequenter Anwendung ber in dieſer Materie durch das Gejek 
nirgends bejchränkten allgemeinen Rechtsgrundſätze an; 

1. daß eine Ehefrau ihre Legalhypothekaranſprüche an 
Dritte auch während beftehender Ehe übertragen kann 
und cine ſolche Mebertragung in Bezug auf weiteres VBerfügungss 
recht der Ehefrau, fowohl ihr felber als ihren Gläubigern 
gegenüber alle. Wirkungen einer förmlichen Beräußer- 
ung (Ceſſion) hervorbringt; 

2. daß die Vebertragung am feine bejondere Form gefntupft 
ift, fondern zur. vollen Wirkſamkeit derſelben Dritten gegente 
über nur ein 'date certaine nöthig ift; 

3. daß die Ehefrau nicht blos ihre ie 
fondern aud ihre zutünftigen Anfprüche im Voraus über: 
tragen Tann; 

4. daß durch die Webertragung der Legalhypothekaranſprüche 
bie Natur und die Exiſtenzbedingungen derſelben nicht geändert 
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werben, alfo auch ber Ceſſionaͤr eine Einſchreibung zu’ nehmen 
md fein Recht zu offenbaren, nicht verpflichtet ift; 

5. daß eine bloße ſolidariſche Mitverpflichtung der Ehefrau 
ohne begleitende Hypothefenbeftellung einer Ceſſion ber Legalhy⸗ 
pothele nicht gleichiteht. 

Durch die Anwendung biefer Säbe, welche das wachſame 
Sintereffe der Gläubiger nach und nad der Jurisprudenz abge- 
rungen hat, fo wiberftrebend diefe auch im Intereſſe des Cre⸗ 
dits ihre Anerkennung zu geben zögerte, iſt es bahin gekommen, 
daß in Bezug auf die Güter des Ehemannes cine jebe bupothes 
Tarifche Sicherheit und eine jede Berechnung auch bes jorgfäl- 
tigften Gläubigers zu einer Illuſion gemacht werben Tann. 


Aphorismen über das Motarint und die Reformen des 
DONEE GER Motarintsgefebes und des Civilrechts (bayer. 
Sandredte.) 

Bon Herrn Dr. F. Bauriedl, k. Notar in Nabburg. 

Seit dem vier- und einhalbjährigen Beſtehen des No: 
tariatsinftitutes in Bayern biefeits des Mheines hat der aufs 
merfjame Beobachter Gelegenheit gehabt, über den Einfluß des: 
jelben auf das Rechtsleben und die Verkehrsverhältniſſe, ſowie 
auch über die Mängel und Lücken des Notariatsgeſetzes Er⸗ 
fahrungen zu ſammeln; es wird ihm auch hiebei nicht entgangen 
ſein, daß manche Beſtimmungen des Civilrechtes (bayer. LR.), 
von der neuen Legislatur überholt und überhaupt ben jetzigen 
Zeitverhältniffen nicht mehr anpaffend, als veraftet . fofort zu 
bejeitigen fein dürften. Während das Notarlat in Bayern: jett 
in feinem Beſtande gefichert erſcheint, foll, wie bieje Zeitfehrift 
in ihrer erften Nummer des heurigen Jahrs ©. 15 enthält, 
vom Salzburger Landtage die Frage wegen gänzlicher Aufheb⸗ 
ung des Notariats angeregt worden fein. Es ift dieſes in ber 
That eine auffallende Erſcheinung! I 
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Auch in Bayern Hat das Notariat, melches nach langen 
Geburtswehen erit das Tageslicht erblickte, nor und nach feinen 
Inslebentreten Belänpfer in faft allen Volksfchichten gefunden, 
ihre Zahl hat beinahe die jener übertroffen, welche für dasſelbe 
eintraten. Die Tagesprefle hat zur Agitation gegen dag No⸗ 
tariat nicht wenig beigetragen; einige Zeit hindurd hat es faft 
Artikel geregnet, welche das Notariat als unbaltbar darzuitellen 
fuchten, und hiebei vorzugsweife die Gebührenorbnung, als in 
ihren Anſätzen zu hoch gegriffen erklärend, dazu benübten, das 
ganze Inſtitut zu verbächtigen. Diejem vermeintlichen allges 
meinen Verlangen wurde auch Rechnung getragen, und nad 
einem nicht einmal einjährigen Beſtande der Gebührenorbnung 
trat nicht nur eine Ermäßigung der Gebühren, fondern and 
eine Vermehrung der Notariatsfibe ein. 

Nicht Teugnen läßt e8 ſich zwar, daß, wenn in den poli⸗ 
tifchen Verhältnifien feine Stürme eintreten, wovon man jedoch 
bei den dermaligen Conjunkturen feinen Augenblid ſicher ift, 
— wenn johin das Gejchäftsleben in feinem regelmäßigen Ver: 
laufe Feine Störung erleibet, immer noch einer großen Anzahl 
von Notaren ein Einkommen geboten ift, welches zur Subfiftenz 
für fie und ihre Familie, ſowie auch zur Erſparniß eines Ka⸗ 
pitals für ihr ſpätes Alter als ein ſehr erkleckliches angenom⸗ 
men werben kann; allein einerjeits ift aber nicht zu verlennen, 
daß nicht ein jeder diefer mit einer ſolchen Notariatsftelle Be- 
glüdte auf ein hohes Alter und eine langjährige Amtsdauer 
rechnen kann, und anderfeits gibt e8 aber auch Notariatsitellen, 
welche bei den bermaligen fozialen Berhältniffen und bei ben 
hoben reifen aller Subfijtenzmittel kaum die ſ. g Manns: 
nahrung abwerfen. Mag auch deren Zahl nicht fonderlich groß 
jein, genug, baß es deren gibt, und es läßt fi nach der bie- 
berigen Erfahrung die Prognofe ftellen, daß Notare auf folchen 
Stellen lange auszubarren haben. Bedenkt man noch, daß das 
Eintommen des Rotars vielen Wecjelfällen unterworfen: ift, 
baß es bei einer andauernden Erkrankung oder gänzlichenBerufss 
unfähigteit des Notar auf Null herabfinten kann, und im Falle Ab⸗ 
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lebens desſelben feine Meltkten bei dem, menlgftens zur Zeit 
beftehenden, nicht genug zu beffagenden Mangel eines Penſions⸗ 
vereins*) der nöthigen Unterſtützung entbehren, fo ift die Lage 
manchen Notare gerabe Feine befonders glänzende, Dazu treten 
aber noch andere, ans dem Berufsgefchäfte entſtammende Um⸗ 
jtände Hinzu, welche das Bild noch weniger erfreulich geftalten. 

Der Wirkungskreis des Notars iſt nad) dem Notariatsge⸗ 
fee an eine Menge von Formalismen gebunden, weldye im 
Tale einer Außerachtlaſſung nicht bios Pönaleinschreitungen, 
jondern auch noch Regreßanfprüche zur Folge Haben, und leider wird 
in dev Berichtspraris das Pönalgebiet nicht beſchränkt, ſondern, 
wie die tägliche Erfahrung Ichrt, fehr erweitert, fo daß das 
Amt eines Notars ein mitunter gefahre "und dornenvolles ift, 
abgejehen von der Anftrengung, welcher der Notar ſich bei einer 
auch nur einigermaßen befangvollen Praxis nnterziehen muß, 
ba er bei Tag wie bei Nacht ſtets bereit zu fein und die Ab⸗ 
berufung zu einer Partei an deren Krankenbett zu gewärtigen hat. 


Das Notariat ift daher nichts weniger als ein Nuhepoften, 
und mit kurzen beredten Worten hat bereits einer unſerer in: 
telligenteften Praktiker in der Zeitfchrift für den Anwaltsverein 
Bd. V S. 198 einen Warnungsruf an alle jene ergehen faffen, 
welche in dem Notariate lediglich eine Berforgungsanftalt ohne 
eine befondere Müpemaltung erblicen ! 

Das bayerifche Notariat diesfeits des Rheins hat indefjen, 
ſoviel darf man als Refultat der bisherigen Erfahrungen ans 
nehmen, der fchwierigen Verhältniffe ungeachtet bereits die Yeuer- 
probe beftanden; e8 hat die ihn geftellte Aufgabe bisher gelöft, 
und wird folche auch Fünftighin Löfen, — vorausgefett, daß ihm 


2) Der Venfionsverein fommt munmehr zu Stande, und wird wahrs 
feinfih bis zum 3. Juli 68..$18. ins Dafein treten. Wie bei allen Dingen 
ber Anfang Mein if, fo iſt es auch bei bieſem Vereine der Fall; die Penſi⸗ 
onen geRalten fich geringe, fie werben ſich aber mit der Zeit, weun ber Fond 
ſich mehrt, auch vergrößern, was freilich die gegenwärtige Generation faum 
erleben wird. Biel gewonnen ift aber son un bie Gründung bes Ber: 
einsjelöf! 
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tüchtige Arbeitöfräfte — theoretiſch wie praktiſch juridiſch ges 
bilbete und ehrenhafte Männer — auch für die Zukunft ale 
ten werben ! 

Hoͤchſten Orts find die Leiftungen des Notariats auch be: 
reits anerkannt worden; denn wie das k. Staatsminifterium ber 
Juſtiz in einer Entfchfiegung vom 23. Oftober 1865 ausge- 
jprochen Hat, haben die pro 1865 gepflogenen Bifitationen in 
den Landestheilen diefjeits des Rheins bei einer nicht geringen 
Zahl der Notare eine ganz entiprechende, zum Theil ausgezeich- 
nete Gejchäftsführung erfennen lafjen, — ein Ausſpruch, wel: 
her ficherlich Hoch anzufchlagen ift, wenn man die Rigorofität 
berückſichtigt, mit welcher bei ſolchen Bifitationen zu Werke ges 
gangen wird! 

In Folge diefer Bifitationen iſt namentlich and) der von 
befien Befämpfern gemachte Vorwurf, die Grundſteuerkataſter 
und Hypothefenbücher würden fernerhin nicht mehr im geord⸗ 
neten Stande erhalten werben fünnen, als völlig grunblos wis 
berdegt, vielmehr ift gerade ver Beweis für das Gegentheil ges 
liefert worden. In der That kann au, wen die Rent» und 
Hypothekenämter den ernjtlichen Willen: haben, ihre Schuldigfeit 
zu thun, und den Rotaren ihr Amt nicht zu erſchweren fnchen, 
jomdern bei vorkommenden Anftänden zu deren Beſeitigung bie 
Hand bieten, die Erledigung der Gefchäfte in der Negel prompt 
erfolgen, wie dieſes jetzt auch im Allgemeinen wirklich ber 
delt iſt. 

(Fortfegung folgt.) 


Belehrung über Bechtewohlthaten. 
(Art. 20 des Not.Gef.) | 
In einem unter der Herrſchaft des preußiſchen vandrech 
beurkundeten Pachtvertrage vom 12. April 1866, der kanm 
ernſt gemeint: war und fünf Tage ſpäter am 17. April 1666 
bereitö wieber aufgelöst wurde, war uͤber bem Drängen ber erſt 
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gegen Abend nah Schluß der Gefchäftszeit erfchienenen Bethei⸗ 
ligten vergeflen worden, eine Bürgjchaft Leiftende Frau zu be⸗ 
lehren, und deßhalb durch bezirfsgerichtliches Erkenutniß vom 
3. Dezember 1866 nud appellationsgerichtliches vom 22. Febr. 
1867 eine Disciplinarftrafe wegen Verlegung des Art. 20 des 
Not.Gef. gegen den Notar verhängt worden. 

Su den Gründen wurde bemerkt, daß das Drängen ber 
Beteiligten fein Anlaß fein dürfe, mit ber Beobachtung gefeß- 
licher Vorſchriften es nicht jo genan zu nehmen, daß man viels 
mehr, wenn man fich in der Aufnahme einer dem Geſetze voll⸗ 
fommen entiprechenden Bertragsurfunde durch die Zeit oder das 
Anbringen der Betheiligten beengt erachte, die Verhandlung wo 
möglich auf einen andern Tag verlegen müffe. Daß in ter Un⸗ 
terlafjung der Belehrung nicht blos ein Berftoß gegen Beſtimm⸗ 
ungen bes Landrechts, ſondern auch insbeſondere eine Zuwider⸗ 
handlung gegen Art. 20 des Not Geſ. Tiege, fünne um fo mins 
ber. bezweifell werben, als. in dieſer Gejebesitelle die Nothwen⸗ 
bigfeit einer folchen Belehrung keineswegs erlafjen, jondern aus⸗ 
brüglid deren Vornahme in Fällen, wo fie das Civilrecht nor: 
ſchreibt, nur mit der Modificatien aufrecht erhalten fei, daß 
biefe Kertioration ‚nicht blos von der Obrigleit oder andern ges 
ſetzlich dazu ermächtigten Perfonen, fonbern and von dem No⸗ 
tar ertbeilt werden kann. Sonach ſei Mar, daß dieſe Belehr- 
ung in irgend einer Weile ertheilt werben müſſe, beun es. 
handle fid) um eine nicht zu beftreitende Nothwendigkeit der An: 
wendung einer deutlich erflärten..Borjchrift des Eivilrcchts, und 
ba die Unterlafjung Nichtigkeit des Rechtsgeſchäftes bewirkte, 
wobei e8 ohne Belang cericheine, ob diefe Nichtigkeit von längerer 
ober wegen der bald wieder erfolgten Vertragsauflöfung von 
kürzerer Dauer war, sechtfertige jich bie Berhängumg einer Dis: 
ciplinaritrafe, 

Die gegen dieſes Erfeuntniß —— Nichtigkeitsbeſchwerde 
wurde zwar am 25. April 1867 aus dem rein äußerlichen 
Grunde verſpäteter Anmeldung verworfen, es iſt jedoch von 
ſelbſt klar, daß nicht Art. 20 des Not. Geſ. der ja nur beſtimmt, 
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was der Notar koͤnne, nicht was er Tolle, fondern nur Art. 
45 Abf. 1 verletzt erfcheint; in biefem Kalle wäre aber nach 
den richtigen und Karen Ausführungen bes oberftrichterlichen 
Selenntniffes vom 26. März 1366 (B. II ©. 123 dieſer Zeit: 
ſchrift) zwar Beranlaflung zu entjprechenven Weilungen nach 
Art. 126 des Rot.Geſ., nicht zu fofortiger Strafeinjchreitung 
gegeben gewelen, wenn eben die B. IV ©, 129 bis 137 dieſer 
Zeitjchrift befprochenen notariatsfrenndlichen Gefinnungen mes 
niger verbreitet wären, als fie cd in Wirklichkeit find, 


Gegenwart der Beugen. 
(Art. 69 bes Not. Geſ.) 


In ber durch ein appellationsyerichtkiches Erfenninig vom 
20. April 1866 (B. II S. 385 dieſer Zeitfchrift) gebilligten 
Anficht, wornach die wegen Schreibensuntunde oder Behinderung 
der Unterfchrift eines Betheiligten nach Art. 69 des Not.Geſ. 
beizugiehenden Zeugen nur dem Acte ber Unterfreugung und 
Betätigung der Schreibensunfunde oder Behinderung, nicht bei 
dem Borlejen der ganzen Urkunde, gegenwärtig fein müfjen, er: 
blickte ein andres appellationsgerichtliches Erleuntnig vom 22. 
Februar 1867 ein mit Disciplinarfirafe zu beahndendes Ver⸗ 
jchulden des Notars und begründete Schuld und Strafausſpruch 
in folgender Weije: 

Mit dem Art. 53 des Notarintsgejeßes beginnen vorzugs⸗ 
weije die die Geichäftsführung der Notare betreffenden Vor⸗ 
ſchriften; es wird Hier von der Form der Notariatsurkunden 
und den ihnen zufommenden Wirkungen gehandelt. Die an 
die Spitze dieſes Gejeßesabjchnittes geſtellten Art. 53 bis 57 
enthalten Beitimmungen allgemeiner: Natur, fie ftellen bie 
Grundfäge anf, die bei der Zuziehung von Zeugen zur Aufs 
nahme von Notariatsurkunden die zu beobachtende Regel bilden, 
und iſt dieſe Regel ſtets einzuhalten, wenn nicht bei einzelnen 
Geſetzesartikeln befondere Mobificationen abweichend und aus: 
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drücklich vorgeſchrieben ſind. Dieß iſt aber bei Art. 69 dieſes 
Geſetzes nicht der Fall, woraus folgt, daß auch hier bie allge 
meine Norm einzuhalten jei, da ja das Vorleſen der Urkunden 
einen nicht unwejentlichen Beſtandtheil des in Gegenwart von 
Zeugen aufzunehmenben Nechtegejchäftes bildet, und nicht abzus 
jehen wäre, warum die Anwejenheit der Zeugen bei dieſem 
wejentlicheren Theile der Beurfuubung nicht notwendig fein und 
hier die Betätigung des Notars allein geuügen folle, während 
anbrerfeitö diefe Zeugengegenwart bei dem Alte der Unterfreuzs 
ung und der Beitätigung ber Schreibensunfunde unerlägliches 
Erforderniß wäre. in folches Verſtändniß fteht mit den Grund- 
principien, wie fie in ben vworausgehenden Geſetzesartikeln nie 
dergelegt find, in Widerſpruch, ift Daher vechtlich nicht haltbar 
und die bezügliche Unterlaffung nad) Art. 148 und 115 bdiszi- 
plinär jtrafbar, dba ihretwegen die betreffenden Urkunden nicht 
als öffentlich zu gelten vermögen. 

Die gegen dieſes Erkenntniß ergriffene Nichtigkeitsbeſchwerde 
wurde vom oberſten Gerichtshofe am 25. April 1867 wegen vers 
jpäteter Anmeldung auf dem Grunde der Sache gar nidt ge 
prüft, jondern einfach als unzuläſſig abgewiefen. 


Motizen. 

Der Geſetzgebungsausſchuß der Kammer der Abgeorbneten 
hat am 26. April 1867 die Einweiſung des Gläubigers in 
Nubung und Bewirthichaftung von Liegenjchaften, welche nad) 
dem geltenden Rechte 

4. in körperlichem Befige in eigener Verwaltung, 

2. in bloßer Einweilung in bie Früchte, 

3. in gerichtlicher Verwaltung 
befichen Tonnte, nach Anleitung der Art. 875 bis 888 des 
Entwurfes und Motive S. 648 in letzterem Sinne geregelt 
und dabei vorgeſchlagen, daß die Verwaltung und Rechnung 
auch Notaren übertragen werden koͤnne. 
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Nah einem appellationsgerichtlichen Erlenntniffe vom 9, 
Februar 1867 iſt nunmehr nah Art. 3 des Geſetzes vom 26. 
März 1859 zum urkundlichen Beweije der wirflichen Einbring⸗ 
ung des Heiratgutes im Gebiete des bayeriſchen Landrechts 
mehr nicht erforderlich, als day das Heiratsgut in dem nunmehr nos 
tariell zu beusfunbenden Ehevertrage verjprochen und der Empfang. 
von dem Manne in bejonderer Quittung bejcheinigt worden ei. 


Siteratur. 


Dr. DO. Schr. v. VBölderndorff, Entwurf eines Geſetzes über 
das eheliche Güterrecht auf Grund der bayerifchen Statutar- 
rechte. Erlangen 1867. 


Bei Berathung des allgemieinen deutfchen Handelsgefegbuches wurde 
mehrfach die Regelung der chelihen Güterverhältniſſe wenigſtens bezüglich 
bes Kaufmannsitandes, in Angriff genommen, es gelang indeß nur, die Art. 
119 und 120 zu Stande zu bringen; anch die Arbeiten zu Entwürfen eines 
bayeriſchen bürgerlichen Gefegbuches Tonnten bie jeßt die ungewöhnlichen 
Schwierigkeiten, welche fid aus der mannigfahen Geſtaltung des Familien⸗ 
und chelihen Güterrechts ergeben, wicht überwinden; felbft die Wiſſenſchaft 
ſteht vor einer anſehnlichen Reihe von Streitfragen rathlos. 

Der Herr Berfafler eines Geſetzen wurfes über das eheliche Güter⸗ 
recht kennt und ſchätzt diefe Schwicrigfeiten jehr wohl, ader cr fürdtet fie 
nicht; er geht von bem richtigen, auch. in feinen mnftergiltigen Erläuter⸗ 
ungen bes Geſetzes vom 5. Dftober 1863 näher entwidelten Gründſatze 
ans, daß der Öffentliche Gredit und Verkehr unabweisbar geftrade Hilie- 
volftredung fordert und eifert mit vollem Rechte Über die Ränke und Um⸗ 
uiebe, welche dem Gläubiger zum Hohe der Rechtspflege jedes Befriedig⸗ 
ungsmittel zu entziehen ſuchen und bie Gerichte mit unzähligen Nechts⸗ 
ftreitigkeiten über Gigentbumsfragen belaften, obwohl über bie Cutſcheidung 
fein Zweifel beftehen ann, lediglich um Zeit zu gewinnen oder einen Gläu⸗ 
biger vor Berfolgung feiner Rechte adzujchreden. Aber es frägt fi), ob 
ber Entwurf in feinem Eifer, ſolch jchreicnde Mißſtände ein für allenıal abs 
zuftellen, nicht zu weit gegangen ifl; zwar wird die Wahl zwiſchen gejons 
bertem Güterkande und Gütergemeinichaft ale Regel anerlanıt, mır bie 
Beſtimmung ausgeſchloſſen, daß fih der Güterftand nad Necdhtsvorfchriiten 
richte, welche vormals in den verjchiedenen Theilen bes Königreiches galten, 
und wenn von biejer Wahl fein Gebrauch gemacht wurde, ber Gülerſtand 
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bes gefondberten Vermögens vermutbet; auch fcheint bie Ausnahme unbes 
denklich, daß bie Frau für alle Geſchäftsſchulden mit ihrem Cingebrachten 
und Eondergute ſammwerbindlich bafte, wenn Mann und Frau ein Öffents 
liches Gewerbe treiben, gleichviel, ob fie Mittgeilhaberin oder blos Gehilfin 
ift, oder wenn auch der Mann allein ein Kaufmanns oder Banfgefchäft be: 
treibt, weil bie Mittheilnahme außerordentlich ſchwer nachzuweiſen und ber 
mögliche Nachtheil für die Ssrauen der Kauflente burch die gewifle Aunehm⸗ 
lichkeit eines vergleichsweiſe beffern Nahrungskandes aufgewogen wird; allein 
der Vorſchlag, daß auch bei getrennten Gütern bie Hausfahrniß für alle 
während der Ehe, gleihviel von welchem Erbtheile eingegangenen Verbind⸗ 
lichkeiten haften, die Gütertrennung alfo nur bei gleichzeitiger Gemeinſchaft 
der Hausfahrniß zuläffig fein folle, nöthigt der großen Mehrzahl allgemeine 
Gütergemeinſchaft auf, weil die zahlreichſten Familien außer biefer Fahrniß 
Teinerlei Habe befigen, verflößt alſo gegen ben ſelbſt verfündeten Grundſatz 
ber Wahl Allerdings mag es nothwendig fein, folch firenge Beflimmungen 
aufzunehnten, um dem lief gefunfenen Vertrauen aufzubelfen, und ber ſprich⸗ 
wörtlih gewordenen Unmafie ber Berfchreibungen von Einrichtungsgegen: 
Ränden Tann jegt in der That nur durch den Schuldtburm Zaum gelegt 
werben, aber dann kann denkrichtig nicht mehr von freier Wahl bes Güters 
flandes gefprocdhen werben, ſondern nur von möglichen Einfchränkungen ber 
Sütergemeinfchaft in einzelnen Fällen und bezüglich gewifler Vermögensbe⸗ 
ſtandtheile; in der Feſtſtellung dieſer Ausnahmen liegen aber bie Schwierigs 
feiten ber künftigen Gefeßgebung, weil Jedermann einen andern Maßflab, 
andere Anfichten unb andere Gewohnheiten mitbringt. 

Geſchehen muß indeß Etrdas, denn bie dermalige Lage erweist fi 
fih mit jedem Tage unerträgliher; der vorgefchlagene Entwurf fcheint, was 
man auch baran im Einzelnen auszufegen haben may, fon wegen feiner 
Kürze und Klarheit, noch mehr aber wegen feines richtigen Ausgangspunk⸗ 
tes in ungewöhnlichem Grabe geeignet, ein gutes Geſetz Über den beregten 
Gegenſtand anzubahnen, ober im ſchlimmſten Falle zur Klärung ber Ans 
fihten bei den an Stelle bes verlebten Hofraihs Dr. 8. F. Dollmann tres 
tendben Bearbeitern ber Entwürfe bes bürgerlichen Geſetzbuches für Bayern 
beizutragen ; ganz nutzlos für die NRechtsgeftaltung laun das Werk trog bes 
geringen Umfanges bei feinem inneren Wertbe unmöglich fein. 


Dienſtesnachricht. 
Geſtorben iſt der k. Notar Rudolph Popp in Kelheim. 


Druck und Berlag der 6. H. Bed’ihen Buchhandlung in Rörblingen, 


Zeilſchrift J 


Für. 


bas Notariat 
die freimillige "Gerichtsbarkeit 


Bayern diesfeits und jenſeits des Aheius 


Unter Mihwirkang ber Rotare Hofrat Sranz v. Beybold in 
. = UROUNE BEE > DENRERIE WIN A 
I. ., herausgegeben bon  . 

Ednard Graf, — 


Rotariategehilien in Münden, Herrenfteaße Rxo. III. E j j 
a ——— 
Uro. 11.» ‚um ne — Eee ——— 1867. 

Eile 222 un m 0 


Inhalt: Apberismen über has Motarint und bie Nefordven ‘bes, hayer.. No⸗ 


tariotegejeßes, des Civilrechts (bayer. Landrechta.) Fortſetzun 
— — N ren. — —— * 
obeſchluffe tm den Auofertigungen. 


ll _ 2. n_ 
Aphorismen über das Motariat und die Heformen des 
— * Notariatsgeſetzes und des Cipilrechts (bayer. 
— We LFandrechts.) 
Vou Her. Dr. d- Bauriedl, k. Rotir in Nolbutg· 
(Fortſebung.). 

"Namentlich if auch dein, dent Rotariate zu Gruube ge 
— RPoſtulate, den In. die Furhwillige Gerichtsharkntit. einſchla⸗ 
genden Roechtsgeſchäften rad. eint vprüziſe, dem Givilgeſpize ond⸗ 
ſprechende Reduction eine feſte, der’; Anfechtung widerſtrebende 
Baſis zu verſchaffen, von den Notaren, ſo weit wenigſtens bie dies⸗ 
feitigen Wahrnehmungen veichen, möglichft zu genügen Sich genftlich, 
beitsebt worden, zuud die Wirkungen hievon merden fich allmäah- 

lich Demerkbar machen in: des Minderung ber Prozeſſe aus ben 

Bertragsgefähäften, deren Beurkundung durch die Rotare des 

thätigt wird, forte auch im ber Abkürzung bes progefjualen Ver⸗ 

fahreng, wenn es zu einer gerichtlichen Klage auf Verfolgung 
41 
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eines aus einem derlei Vertragsgeichäfte abgeleiteten Anfpruches 
fommt. Das Notariat übt daher auf das Nechtsleben unver: 
kennbar einen gänftigen Eiafluß aus. Bereits find auch die 
bald nach der Einführung des Notariats laut gewordenen Kla⸗ 
gen über das fogenannte Terminiren verftummt, und wie jebt 
allenthalden anerfannt wir, werden bie Notariatsderhandlungen 
Schnell und prompt beforgf, und hierdurch den Rarteien, welchen 
überdieß eine folide Behandlung zu Theil wird,') im Berhält- 
niffe zu dem früheren Stande der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
viele Ghnge, Zeit und Auslagen erfpart. Insbeſondere :auch 
bei Darlehensgejchäften mit Smpothefbeftellungen tritt für vie 
Parteien die vortheilhafte Seite des Notariats auf eine fehr in 
die Augen fpringende Weife hervor. : Wie häufig gefchieht, wen⸗ 
bet fi, um fiber die Hypotheken- und fonftigen Berhältniffe 
bes Darlehensſuchers ſchnellen Aufſchluß zu erhalten, oben allen» 
falfige ber Darlehensaufnahme entgegenftehenve Anftände zu be- 
feitigen, der Darlehensgeber entweder aus eigenem Antriebe ober 
auf Veranlaſſung des Darlehensfuchers an den Notar, welcher 
auch fofort mündlich oder im Eorreipondenzwege die Auffchlüffe 
ertheilt, die allenfalls der Hypothekbeſtellung entgegenftehenden Hin- 
derniffe befannt gibt, und die Mittel und Wege zur Vefeitigung 
berfelben bezeichnet. Er ift in dieſen Gefchäften der Vertrauens: 
mann des Darlehen?gebers wie des Darlebensfuchers und der 
Gläubiger des Letztern; er wirb zum Depofitar?) beftimmt, bei 
ihm wird in Folge deſſen das Darlehen bis zum Zeitpunfte, 


- 3) Die Artigkeit Hat Übrigens feine Grenzen. Der Rotar, welcher in 
feiner Urkunde eiuen gewöhnlichen Bauern ‚ober gar einen Bauernburſchen 
das Präbilat „Herr“ beilegt, wie es ſchon vorgefommen ift, eigt zu einem 
Gewerbömanne herab, welcher fi) Kunden zu erwerben ſucht! 

N) Der Art, 36 des Not.Geſ. darf hiebei nicht außer Acht gelafien 
werben, wenn der Notar für feinen guten Willen und feinen Eifer, welchen 
er im Inteteſſe der Barteien bethätigt, als Ertrahonorar nicht einer Dis⸗ 
eiplinaranterfuchung ſich ausfegen will. In den Motiven eines im Juſtiz⸗ 
minifterialblatte Bd. IV (Jahrgang 1866) S. 138—144 mitgeteilten o berſt⸗ 
richterlichen Erkenntniſſes vom 24. Mai 1866 wird bemerkt, daß die nach 
Art. 36 bes Not. Geſ. erforderliche Specialvollmacht in einzeln en ſp ar⸗ 
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wg. bie Hinderniſſe zur Auszahlung deafelben gehoben ſind, hin⸗ 
terlegt, und oft wird in einigen Tagen ein derartiges Darlehense 
gefchäft vealifirt, welches in früheren Zeiten, wo: die . Gerichte 
die freiwillige Gerichtsbarkeit übten, mit einem großen Zeit⸗ 
verluft, welcher die Darlehensaufnehmer oft wieder um die Vor⸗ 
theile des Darlehens brachte, um beswillen verbunden war, weil 
die Gerichte in berlei Angelegenheiten ein Depofitum anzıt= 
nehmen wicht gehalten waren und ihrer Verfafjung nach auch 
feine folche, die. Sache fördernde Dienfte leiſten konnten, wie 
diejes hei, ven Notaren ber Fall ift. 

Solche jhnelle amd prompte Geſchaͤftsoperationen haben 
nicht nur das Zutrauen zum Notariate, ſondern haben ſichtlich 


ſam und mit Vorſicht zuzulaſſenden Fäden auch, durch die Natur 
des übertragenen Geſchäftes ſelbſt, welches ſich ohne Einnahme und Aus⸗ 
gabe gar nicht förderlich durchführen läßt, felivertretend erfegt werden kaun. 
Die im dieſer Entfeheidung enthaltene Snterpretation des Art. 36, deſſen 
Faſſung Überhaupt nicht ganz treffend if, erſcheint ſehr beſchränkend. Häufig 
hängt die Depofition Tebiglich von dem Zutrauen des Deponenten zu dem 
Notare ab. Man nehme deu Fall an: der Schuldner depenirt bei dem 
Notar eine Summe Geldes, kamit bdiefer folhe an einen Notar des. Wohns 
fißes des Gläubigers behufs ber Auszahlung an Lebteren überſende. Ober 
der Käufer eines Anweſens, welches er als Meljtbietender bei einer im 
im Zwangswege erfolgten Verſteigerung erworben hat, erlegt nach‘ erfolgter 
Adjudikation das Meiftgebot ganz ober theilweife bei einem Notar mit dem 
Anfuchen, bie deßſallfige Summe an das Prozeßgericht zu Überfenden, damit 
in Folge der in ſolcher Weiſe geſchehenden Zahlung des Meiſtgebotes der 
Geſitztitel im Hypothekenbuche möglichſt bald berichtigt werde, weil ber 
Känfer, welcher zur theiliveifen Zahlung des Kaufſchillings ein‘ Darlehen nes 
gozirt / hat, für dieſes amf dem Anweſen Hypothek beitellen will. — Brauchi 
der Notar bei dieſen Geſchäften von Jemanden anderen als nur von den 
Deponenten ein Mandat? — Oder iſt bei dem Notare Überhaupt eine der: 
artige Depofition wicht zuläjfig? —. Die die erſte Frage zu verneinen, fa 
iſt die zweite zu bejahen; im biefem Falle kann natürlich ber Notar von 
einem Dritten feine Vollmacht haben, und es kann folglich auch von einer 
beßfallfigen, in Ab). 2 des Art. 36 erwähnten Bekanntgabe feine Rede 
fein, weil diefer Amftand ohnehin dem Deponenten dekannt if, und bie Des 
pofition und Berfendung nur auf feine Wag und Gefahr erfolgt. 
11* 
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auch auf den mat und a ide sen gunſtigſten 
Ka ara 

Ein ‚Sehr. güuſtiges. Ziugniß Hefe Sat die: Wskiniftration 
Bei bayeriſchen Hypotheken⸗ und Wechfelbank, welcher man ges 
wiß ein fehr competentes Urthell zutrauen darß, Im ihrem 30. 
Rechenſchaftsberichte vum 28. Februar 1866 abgelegt, woſelbſt 
©. 13 wörtlich zu leſen tft: 

„Zum Schluffe dürfen wir nicht unerwähnt laſſen bie ere 
ſprießlichen Dienfte, welche bei Durchführung unferes nun abe 
geichlofjenen Pfandbriefs-Gefhäftes von Sekte des in Bayern 
neu eingeführten Notariatsinititutes geleiſtet worden find, und 
ehne deren Beihilfe es ficherlich nicht möglich geweſen wäre, 
in verhältnigmäßig fo kurzer Zeit eine jo große Anzahl von 
Darlehensverträgen mit den daran hängenden Nebenhandblungen 
ohne irgend’ eine erhebliche Störung zum Abſchluß zu Bringen. 

Jeder Darlehensvertrag bringt in ber Regel 5—6 Neben: 
Handlungen mit ſich, beftehend in Vefigjtanpbereinigungen, Bes 
ßtitelberichtigungen, Erholung. von Löichungsbewilligungen oder 
Ruͤcktritts⸗Erllaͤrungen bisheriger Gläubiger und dergl. 

Ein großer Theil der hiebei unterlaufenden Rechtsakte 
ift ſo beſchaffen, daß die einen Interefienten Vertrauen in "Ans 
fprud) nehmen, die andern Vertrauen gewähren müſſen; mir 
erinnern bier nur an bie am meiſten vorfommenbe Trage, ob 
der. neue Darleiher feine Darlehensfumme ſchon vorgängig ben 
hypothelariſchen Eintrag bei dee Bertragsbeurfundung vor dem 
Notariate ausbezahlen, oder ver bisherige Gläubiger anticipando 
die Löfchung feiner Forderung bewilligen und die Zahlung ber» 
jelben nach erfolgtem Eintrag des neuen Gläubigers abwarten 
ſolle. 
In vielen Fällen diefer Art find die Geſchäfte ſchlechter⸗ 
dings nicht zu dereinigen, wenn nicht der kgl. Notar als beider⸗ 
feitige Vertrauensmann thätig ift und den Mittelpunft der gan⸗ 
zen Geſchäftsabwicklung bildet; feine Dienfte ala Depalitar von 
Urkunden oder Werthſchaften find hiebei unentbehrlich. Ä 

(Bortfegung folgt.) 
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Vorſchuß der Notarintsgebühren. Ä 
(5. 347 bes Jahrg. 1866.) mn 
In Beranlaffung einer durch die fehr thätige Kammer 
ber Notare des Kreifes Nieberbayern angeordneten Verſammlung 
hat fich eine Befprechung über obigen Gegenftand in folgender 
Eorrejpondenz, durch deren gefammte Mittheilung in unferer 
Zeitjchrift ein Bild der formellen. und materiellen Gejhäftshe- 
handlung ähnlicher Fälle gewonnen werden wolle, ergeben. 
IPaſſau, den 21. — 1867. 


Ze. ‚Dies. . i 
Noturiotatummer Don Riebersghern, 
an ke 2 J 
dent: Notar. Herrn. —— TEN 
Die ie Rrösvenfanimtiig ber Rtare ed 
im. Niederbayern am 3. Zebrkar © - u u 


jr . 1867 berrr. — ee 

‚ Sie, empfangen tm Anfchluffe ‚eine Ndbſchrift des Meototeile über bie 
im Wetreffe ausgefegte Kreisverfammlung zur Wiſſenſchaft und mit dem 
Anſinnen, der unterfertigten Kammer Ihr Votum über die unter "Pr, II diefes 
Protototle angeregte Frage binnen A Wochen kund zu geben. — Wir ers 
fnıben uns hier ausdrücklich belzufügen, daß ber unter Nr. UdesPtots⸗ 
FoNg vom 3. Februaret. Is. aufgeführte Beichkuß mit: einer, Majoritäf ‚von 
16 gegen 2 Stimmen. gefaßt wurde und daß auch biefe zwei Stimmen er⸗ 
Härten, ſich in ihrem Berfahren, dem Beſchluſſe der Mehrpeit ——— 
zu tyollen, 
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Es wird beſchloſſen, bie Vornahme Air Weſeigeru iden von der Ei⸗ 
lage eines Vorſchuſfſes abhängig zu machen, dieſta Beſihlutz durch die No— 
tarintefammer ‚non Gerichten bes. Kyeiſes mitzutheflen · und den abepeſtnaden 
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Notaren mit bem Afinnen bekannt zu en ihre Auſchauung hierüber 
ber Notariatsfammer Tunb zu geben. 
x 
Borgelefen unb unterfchrieben. 
(golgen bie Unterfihriften.) 


An die Kammer det f. Notare von 
Niederbayern in a 
5 

Die an alle bei. her in Landshut 
am 3. Febr. Jl. J. nicht erſchienenen Notare mit hochverehrlicher 
Zuſchrift vom 22. Febr./8. März. „38. gerichtete, dem Sitzungs⸗ 
protofoll vom 3. Febr. 1. J. Ziff. I entnommene Frage über 
den Koſtenvorſchuß der Gebühren und Auslagen bei Zwangs— 
verfteigerungen erlaubt fich ber gehorjamft umterferfigte Notar 
entſchieden zu verneinen und verſucht ſein Botum zu begründen, 
wie folgt: 

"4. Jene Frage, ob die Vornahme von Verfteigerungen 
von Erlage eines Vorſchuſſes abhängig zu machen ſei? — 
ſcheint in der in Nro. II genannten Protokolls gewordenen 
Auffaſſung nicht richtig geſtellt zu ſein, denn alle Notariatsge⸗ 
buͤhren muͤſſen geſetzlich vorgefchoffen werden (pretium antequam 
dare), bie Notariatsgebühren bei gerichtlichen Verſteigerungen 
bleiben Notariatsgebühren, es jind keine Stantstaren. Staats: 
taren und Rotariatögebühren find grundverſchieden. Offenbar 
bat bie Frage ihren Anftoß erhalten zunächft durch die hohe 
Minifterial-Entfegliegund vom 77: Oktober 1866, Zuft.Min.: 
Bl. ©. 305. Die Vorausſetzungen und Folgerungen derſelben 
dürften, aber. mit. dem. Notariaisrechte, wonad) doch allein bie 
Trage über „die Behandlung der Einrüfungsgebühren, dann der 
Gebühren und Auslagen der Notare bei gerichtlich werfügten 
Zwangsverfteigerungen,” wie der Sachbetreff lautet, zu ent- 
ſcheiden iſt, nicht, übereinſtimmen. 

Nachdem ver I. Titel des bayeriſchen Notariatsgeſetzes 
vom 10. November 1861 ‚won dem Wirkungskreis dev Notare“ 
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oder deren Competenz handelte, deſſen Art. 18 die Berfteiger- 
ungen von Immobilien rechtsgiltig nur von Notaren vornehmen 
läßt, diefem Art. 18 die beiden anderen, daß Verjteigerungen, 
welche bisher den Gerichten oblagen, den Notaren zu übertragen 
find, Art. 52, und daß die Notare ihre Dienfte, wenn fie von 
einem Betheiligten erjucht- oder ‚vom Gerichte dazu beauftragt 
werben, ohne genügenden Ablehnungsgrund nicht verweigern 
dürfen, Art. 43, correfpondiven, fo entjcheidet der III. Titel 
„von der Belohnung der Notare. und von ben Notariats⸗Taxen“ 
in Art. 104 den Koftens und Finanzpunkt bes bayerifchen No⸗ 
tariatsweſens dahin, daß die Notare feine Befoldung aus der 
Staatätafja, fondern lediglich, Notariatsgebühren von jenen; Par⸗ 
‚teten, welche ihre Amtsthätigkfeit in Anſpruch nehmen, beziehen. 

Hiebei Tommt zu bemerken. Bei ber Berathung ber No⸗ 
tariategebühren ift das bayerifche Gefe bei der Regel bes ge 
meinen deutschen Notariatsrechtes ftehen geblieben, bei dem Ho: 
norarz der Requirent ift verbunden, den Notar zw. howoriren, 
weil er denfelben zur Thätigkeit veranlaßt, v. Zink Commens 
tar. 2. Art. 104 Anm. A und 1 fammt Text. Das Honmar iſt 
Selbſtzweck, nicht, wie Eingangs ber erwähnten Minifterial- 
Entſchließung bebuzirt, ein zur Gewährung des begehrten Ein. 
ſchreitens nöthiges Mittel, Leine Gerichtögebühr ‚ober hienach 
‚analog. zu beurtheilen, das Honorar iſt keine Staatätage, kein 
öffentliches. Gefälle, kein Reichniß des, Mequirenten an die 
Staatskaſſa oder an den durch die Stantsfafja beſoldeten Staats⸗ 
diener, 893 Honorar bat ‚gar nichts gemein mit ber publi- 
ziftiichen, politischen, offiziellen Seite derlei Geldverpflichtungen, 
bier ift vielnehr bie Anwendung ber Beitimmungen über Man- 
datalontrakte am richtigſten, Oeſterley deutſches Not. Mb, II 
©, 228 Anm. 10, BORD: — Se über —— Pro⸗ 
3 S. 124. 

Von — — bi Gerichte, von, — ing 
nerfhußweifer Berichtigung: der Gebühren, zu welchem Schlufje 
‚bie, Minift,Entfchliegung gelangt, bürfte, nachdem ein’ Tlares 
‚pzipatrechtkishes Vertragsverhaͤltniß in Mitte liegt, keine Rebe 
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ſeln, wenn man nicht einen: Eingriff inn Privattechte marken 
will. Die Notare -allein und ausſchließlich ſind berechtigt, wie 
verpflichtet, alle Einrückungsgebühren, die Gebühren und bie 
mbeigen Auslagen bei-gerichtlich verfügten Smangeverfleigerungen 
von den Parteien zu- erheben. - 2 

Ober' ſollte vielleicht durch den /Hingzatritt bes gerichtlichen 
Auftrages die Natur und das Weſen dev Notariatsgebühren und 
bes Pelvatrechtsnerhältiitifeg gelitten und ſich verändert haben? 
Sollen die. urſprünglichen Metariatsgebübren des Art. 104 durch 
Zuthatder Art. 18, 52, 43 Stadtstaxen ober khnliches ge⸗ 
worden ſein? Gewiß wicht. Denn der gerichtliche Auftrag iſt 
die requlsino; bie — einer Partei durch — Hand: bes 
Brogehrichters, Deſterley, Bo. 1 &:230 Nro. 5. Bei allen 
Geſchaften,“ welche nach Art. HR: des Not Geſ. a 
durch die- Gerichte zu ubertragen ind, Haben diefe "bezüglich. bet 
Wahl des Notars die Anträte zu berückſichtigen; wird yon den 
Betheifigten ein desfallſiger Antrag nicht geſtellt :ober können 
ſich dieſelben über den Notdr nicht einigen, ſo kann das Ge— 
richt den Notar wählen (8. 101 det Inſtruktion zum Not. Geſ. 
vom 1. Juni 1862) Tas Recht der freien! Wahl ber Partei 
einerſeits, Art. 44, die Pflicht des Notars, den Dienft nicht zu 
verweigern - anderfeits, Art. 43, ſowie die priwatrechtliche Ver: 
windlichkeit, die Notariatsgebühren zu: bezähfen, dritter Seite, 
Art. 104, bleibt / durch "Sie ‚gerichtliche Nequiſition nur eine an⸗ 
dere geſchäſtsmaßige Art der-Rogation, des Auſuichens, vollſtändig 
aufrecht erhallen, vie Competenz und: ‚Einstifejung ber u 
‚Baber ausgeſchlofſen. a 0 u. 
2Daßalle Rotariabsgebuhren vorzujchießen finds ergibt 
fi) aus dem Begriff „Honorar⸗ und kann mit / dem Civilrechte 
bewieſen Werben.’ Die Bergeltintg ber operab des Notar von 
Seite der Partei beiteht in baarem Geld; beim baaren Gel 
fi ze ünterfegeiven, erftend "die Gebũhr far die perſonlichen 
"Leifinngen des Notars feläft und dieſe Urt der Gebũhr iſt nuch 
der Natur der Saäche vorher zu relchen zweitenis die Vergütung 
ver Auslagen fuͤr oporibus Dritter, v. 1 Schreib⸗ Schaätz⸗, Aud⸗ 
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vafegebühr, Yahrlehn, Borto, Zeitungsinjertionen.u. |. w., opera 
welche von den einzelnen Berfonen nicht geleiftet werben, wenn 
Fe nit im Vorhinein bezahlt worden find, daher die Parteien 
ihren Vertrauensmanı, den Motar, vorher in ben’ Stand .zu 
ſetzen und ihm Geld’ zu geben haben, damit er ihren Antrhg, 
die Abſicht der Betheiligten, den Geſchäftszweck erreiche. ° Hierans 
folgt, daß die Gegenleiftung des: Mandanten, die Bezahlung in 
baarem“ Gelde, dad Honorar, dem Zeitpunkt nach vorher, im 
Boraus einzutreten hat, früher und vorher als die Leiſtung bes 
Mandatars eintritt, der Mandant hat bereit? Gelb vorher — 
vorzuſchteßen, Vorſchuß zu leiſten. Gejchäftlich, dienſtlich ver- 
kehrt ſich ſomit das Rechtsverhältniß, zuerſt erſcheint die Gegen- 
leiſtung bes Mandanten, ſodann folgt. die Leiftung des Mau— 
datars. Dieſer uns dem Civilvecht abgeleitete Grundſatz iſt no⸗ 
tarieller Finanzrechtäsgrundſatz geworden, mit welchen ber. Art. 
4104, vie Notare Beziehen Gebühren von den: Parteien, welche 
ihre Amtsthätigfeit in Anſpruch nehmen, aber feine Stantsbe 
foldung, nach Inhalt, nad) Stellung ber beiden Säte, nach dem 
Wortlaut Abereinftinmt, wie er dem franzöfifchen und beutfchen 
gemeinen Not.Rechte befannt ift; der framzöfifche Notar. darf 
die Ausübung feines Amtes verfagen, wenn fih die Parteien 
wetgern, ihm’ feine Gebühren umb bie von ihm abzuführenden 
Staatsthren, hier Auslagen, vorzufchleßen, v. Zink, d. e, zu Art. 
43 Anm. 12, zu vergleithen mit Roſsl, Notariat,S. 146: wie 
Viel. Tongebard Lotharii v. % 843 @ap.:12. vorſchreibt, ut 
:vandellarli cHaflas sonscribant.:' Tt-ntinisi modis hoc’: facere 
:präesummat de pocunik vel subätentia, antequam togitimm pre- 
‘ram deiur, Ofterley, ® 1 S. 238 Nr. 18, 2b. 1 S; 2 
Rt.:2—8. Diefes prefium anteguam dars des longobardifchen 
Nest nichts anderes als das Honbrar,: die Gebühr: des 
Art. 104, der Koſtenvorſchuß der mehrerwaͤhnten Miniſt. Ent⸗ 
ſchlietzuiig. Koſtenvorſchuß, Honotar, Notarliatsgebühren, pretium 
en dare ed‘ ſohin anne, Begeifie- = 
I Bar Ä 
Wie verhält ſich ver: Notar: zu ver: Ari —* beB Mat; 
ef bei gerichtlichen Verfleigerungen ? 
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Die Confequenz des Mandates zwingt der bayeriſchen 
Notar, alle baaren Auslagen zu beftreiten. Will er feiner 
Mandantihaft. nicht creditiren, jo ift es gejeblich geftattet, von 
berfelben die baaven Auslagen wie ſeine Gebühren ſich vorher 
geben zu laffen. So oft der Notar eine Handlung für bie 
Betheiligten vornimmt, je oft kann ‚er ſich vorber die hiedurch 
erwachfenden Gebühren. in ver Regel von dem Rechtsanwalte 
ber Detheiligten, der, wie ber. Notar der Zettungsrebaction fo dem 
Notare für deſſen Auslagen ans dem Geſichtspunkte des Mans 
dates: zu haften bat, erholen. -Der Notar fchreibt von kurzer 
Hand an das Gericht um die Adreffe bes Anmaltes und fügt 
folche zur Kenntniß der Redaction feinem ‚amtlichen Ausichreiben 
unten bei; 3. B. zahlungspflichtig ift ver kgl. Advokat N in N, 
von bem die mjertionsgebühren erholt werben wollen, tas In⸗ 
ferat ‚gelangt an deu Notar zu den Gerichtsakten. infacher, 
raſcher, ficherer kann den Redactionen kaum geholfen werben, 
Bi Rebaftionen haben Teine —— a 

— III. | 
- Wie würde ih der. Notar zu dem Koſtenvorſchuß bei 
Verſteigernngen im Sinne der sg in 
gu verhalten haben? 

Zuerſt wird er. das. Prozeßgericht um den Koftenvorſchuß 
requiriren, dieſe Requiſition iſt taxabel, das Gericht exläßt eine 
Aufforderung an den Anwalt, dieſer Erlaß iſt zu taxiren, der 
Anwalt ſchreibt an die Partei, deſſen Brief iſt zu honoriren. 
Hierauf erfolgt die Gelderlage der Partei bei dem Anwalt 
was mit. einem Gang ober Ports verbunden iſt. Sydann wie⸗ 
ber 3° tarable Briefereien zurück Endlich bat der Notar den 
Vorſchuß glücklich erlangt. Was fängt ex mit ſolchem an? Er- 
fahrungsgemäß werben unter 10 Berfteigerungen 5 davon Durch 
Rachficht der: Kläger, durch ploͤtztiche Ganterklärung, durch In⸗ 
terventionen, durch Appellationen u. ſ. w. ſiſtirt, die Execution 
iſt Monate, Jahre lang hingehalten. Der Vorſchuß,“ beziehungs⸗ 
weiſe deſſen Reſt, liegt daher zwecklos in der Kaſſe des Notars. 
Führt der Notar — Separawerbnchung, ſo bedarf er bei 
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5 fiftirten und 10-20 laufenden Erecutiondbepofiten einer 
abgetheilten Kaſſa⸗ und Buchführung, bei größeren Notariaten 
eines beiondern Rechmingsgehülfen. Vermengt er biefe Koſteu⸗ 
vorſchüſſe mit feinem eigenen Gelde, etwa gegen die ſtillſchwei⸗ 
gende Annahme der fjeinerzeitigen Erſetzung oder Verrechnung, 
jo fest fi$ der Notar vielleicht der Anklage auf Amtsuntreue 
and. Wie Täftig find. die Nachforderungen im Bebürfnipfall, 
wie Tätig bie Rückſendungen, wie gefährlich die Haftung für 
Bericht und Notar. Schon die Erlage eines Baufchalfoftenvor- 
ſchuſſes bleibt. ein kühner Griff in die. Kaffe des Anwaltes, man 
nehme nur 50 fl. Vorſchuß und 10-20 Pepeautionen als Bei⸗ 
Apiel an, 

Der — unterzeichnete hält. — an der — 
lichen Verrechnung der Gebühren und Auslagen bei gerichtlichen 
‚Verfleigerungen nad) Art: 104: des Not. Geſ. v. 10. Novbr. 
41861 feſt und glaubt fi der Hoffnung: hingeben zu dürfen, 
Eine hohe Notariatsfammer werde in Gemäßheit des $ 19 der 
önigl. Verorbiiung vom 2. Septbr. 1862, die Rot. Kammer betr., 
ben dem Geſetze angemeſſenen Antrag hinſichtlich der Einführung 
der Koſtenvorſchüſſe geeigneten — a — das 
eich wahren. Ä 
. —n 9. April 1867. 

m > En £ — 
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— Bon Herrn Hofrath F. v. Sezbold in Münden: 
Der Sprachreinigungseifer In Deutſchland, mie er fe im 
fiebenzehnten Jahrhundert Bahn gebrochen: Hat, geht mit der ge- 
ſchichtlichen Eiitwicungs:Phaje wer Heutjchen Siteratur Hand in 
Hand und nachdem dieſelbe im großen Volketverkehre eine jelbft- 
ftändige und eberibärttge Geltung errungen hatte, mußten auch 
die ſpießbürgerlichen Beſtrebungen eines engherzigen, einſeltigen 
Purismus 'als lächerliche Uebertreibungen verſchwinden. Nur 
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von Zelt zu Zeit unternimmt dieſe Liebhaberei einen neuen An⸗ 
griff, wie dieſes ja Überhaupt auch auf ben andern Gebleten 
bes menfchlichen Treibens zu gefchehen pflegt, allein die vor⸗ 
hertſchende kosmopolitiſche Richtung unferer Reit verträgt ſolche 
Idiofynkrafie nicht mehr "und fühlt inſtinktmäßig, daß ber 
Vorzug des ſprachlichen Typus unſeres deuiſchen Vatetlandes 
gerade in ber Empfängttäfeit. und a ‚fir aus⸗ 
Unbijge Idionie beſieht. en. 

Wenn ſich nun aber im Gegenſatze au üßrigen Autags⸗ 
Toben, namentlich anf dem gewerblichen: und induſtriellen Ge- 
biete, worin bie Anwendung fremdlaͤndiſcher Unsbrüde und Be⸗ 
zeichnungen täglich weiter bis in die unterften Volbsklaſſen 
herab um fich greift, gerade im unſerer juriftiihen Welt ber 
Mahnruf erhebt In’ unjerer Geſchaͤftsſprache nur deutſche Aus⸗ 
dräde zu gebrauchen, ſo moͤgen ſich Die vorſchnellen Bebenner 
dieſes juriſtiſchen Sptachreinigungs-Etfers ſchon von vorneherein 
darauf gefaßt wachen, daß tan Ihnen mit. einem Pepiigen: 
non 'possumusi. entgegentriit. - 

Wohl drängt ſich bei nieien Mafmufe- — ———— 
Wehlam aus jeder deutſchen Bruſt, allein ‘er gilt nicht dem 
kleinlichen Burtfifatioiseifer' frembländiſcher⸗ Worte, jondern ;er 
ruft in uns ein weit höheres Gefühl, nämlich bie Erinnerung 
in uns mad, daß e8 dem deuficheht Volbe wicht. gegönnt: worden 
iſt, 009° ſich ſelbſt, And feinem innerften Sein und Wejen ein 
deutſches Rechtsleben zu entwickeln und auszubilden. In Folge 
biejes Mangels hat feit ber Neception des römiſchen Rechtes 
unfer gehemmtes ſoziales -unv Inlitiſtches "eben ein tiefes Siech⸗ 
thum ergriffen, und gerade vom Standpunkte dieſer Anſchau⸗ 
ungsweiſe Ans füͤhlt man jo rfcht eigentlich, weiche Weisheit 
in dem Axiome Liegt: ustilizg fundamentumzegnarum.“ ., « 
::-. Wenn:mamw aber:non uns verlangen, folkte, wor Allem 
nech umſtäudlich nachzumelfen, wie ſehr ſich unfer gelammtes 
Rechtsleben unter dem Null⸗ unn-Gefrierpundte bes Gradınefler® 
juriſtiſcher Befähigung und Verſtandegreife befindet, jo dürfen 
wir nur die Frage ſiellen, wie es moͤglich iſt, ja an das fabel⸗ 
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hafte grenzt, daß fich; ein, Volk Jahrhunderte lang mit einer 
Rechtapflege hegnägt, in. welcher man ſchon von vorneherein 
ſowohl ‚auf, Seiten der Richter als auch auf Seite ber. Advo⸗ 
katen von dem Grundſatze ausgehet, daß den Parteien in Folge 
ihrer Rechtsignoranz Feine Befähigung inne wohnt und folglich 
auch. keine Beurtheilung darüber zufömmt, ob die Vertheibigungs- 
handlungen ihrer Vertreter und Urtheilsiprüche ihrer Richter 
ben Bebürfniffen und Anforderungen des Lebens. entiprechend.jind. 

Ein Volt, welches ſolche Zuftände feiner Rechtspflege. er 
trägt und eine ſolche Leibeigenjshaft und Submilfion. unter ber 
Juriſtenzunft duldet, fühlt. aber. dann auch freilich nicht. den 
Hohn und die Erniedrigung, welhe in dem Vorſchlage Liegt, 
aus ber juriftifchen Geſchäͤftsſprache die lateiniſchen Ausdrücke 
auszumerzen, und ſich überreden zu Laffen,. daß e8 burd bie 
Umwandlungin deutſche Wortezugleih auch inden 
Beſitz und das Verſtändniß eines deutſchen en 
Lebens gelangt jei. 

Wir ſind weit eutfernt, e8 w mißbilligen, wenn der Ger 
brauch einer richtigen, reinen, „gerueinverflänblishen. Geſchaͤfts⸗ 
ſprache empfohlen. wird, allein wir müßten e8 tief. hellanen, 
wenn biefe maßvolle Empfehlung in überſprudeln⸗ 
dem Eifer aufeine Weife mißverftanden und. über- 
trieben würde, daß man fish wieber in. die Zeit des einft 
Epoche machenden Sprach Purismus verſetzt fehen mühte . Daß 
aber eine ſolche Gefahr nicht ;gar ſo jehu. entfernt ‚Liegt, mag 
man daraus erſehen, daB fogar ver Art, 73 bes Not. Geſ. mit 
den Haaren herbeigezogen worben [2 um biefen BUNTEN 
eier zu Ber oMmJaen. *) | 


5 Die Haare, mit denen Art. 73 des Not. Geſ. 3. IS. 175 und —*p 
IV S. 95 dieſer Zeitſchrift herbeigezogen wurden, find jedenfalls gezählt; 
ſie ſind das „Sen. Con. Vellejanum mit der auth. si ‚qua mulier‘‘ und 
„Haftung für Exiſtenz, Liquidität und Bonität,“ von, welchen erſterer Aus⸗ 
brud gar nicht und letzterer erſt von dem Tage an verſtändlich if, an 
welchem ſich die Wiflenfhaft Über den Begriff ber „Siguibität® verftändigt 
haben wirb, während beide zufammen eine leider nicht ungewöhnliche Sorgs 
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Durch die Beſtimmung, daß die Urkunden in deutſcher 
Sprache abgefaßt werden müſſen, iſt doch wahrlich nicht ausge⸗ 
ſprochen, daß die in deutſcher Sprache vorgetragene Urkunde 
kein fremdlaͤndiſches Wort, keinen ame einer andern Sprache 
enthalten duͤrfe. 

Die babylonifche Sieden auf dem juriftifchen 
Gebiete hat ohnehin bereit ſchon durch die Vermifchung ber 
beterogenften Elemente und Principien, durch eine confufe Un- 
Ihauungs- und Behandlungsweife des formellen und materiellen 
Rechtsſtoffes das deutſche Nechtsleben in jeinem tiefften Funda⸗ 
mente untergraben, und e8 braucht nur mehr der Sprachreinig⸗ 
ungseifer die Hand an das Werk zu legen, um aud noch bie 
festen feiten Beftandtheile des Nechtsbegriffes und das Räder⸗ 
wert des theoretiichen Betriebes aus den Fugen vollends zu 
reißen, um ber Verſchwommenheit Thür und Chor zu öffnen. 
Lüge es nur im Bereiche der Möglichkeit uns ein deutſches 
Recht wieder zu geben, — der deutjche Ausdruck biefür wird 
fih Schon von felbjt Bahn brechen, allein nicht die Geſetzgeber 
find es dann und: ein gedrucktes Buch, fondern das deutſche 
Volk ſelbſt iſt es und das deutſche NRechtsleben, welches bie 
deutſche Rechtsſprache aus feinem innerjten Lebenskerne heraus er⸗ 
zeugt und fchafft und zwar ohne Anjtoß zu nehmen, fremd: 
ländiſchen Worten und Ausbrüden, wie.e3 das internattonafe 
Berkehrsleben mit fich bringt, das. Indigenat zu ertheifen. 

Wohl Hat dann auch hiebei der Zurift und die Wiffen- 
ſchaft eine hohe Miſſion, allein nur dann, wenn der buchmüthige 


lofigfeit der Wort: und Sapbildung. befunden. Nicht gegen dem Gebrauch 
jedes Fremdwortes — auch wenn ed ben Begriff Fürzer und beflimmter 
ausbrüdt, als ein deutſches — wollte gefämpft werden, aber wenn der „Rus 
brifat” auswandert und der „Defunct” endgiltig für todt erklärt wird, 
fließen gewiß wenig dentfche Thränen. Wil man bie gerügten Wendungen 
wirflih noch für deutfch halten, banı muß umgekehrt aud der Vers 
Taubmanns Vadite endlich domum schlaxit jam zwoelfius Uhra troß 
Bröders Bedenken für Iateinifch gelten; if dagegen jene Sprade nicht 
beutfch, fo paßt allerdings Art. 73 des Not.Sef. 
“ Anm, des Herausgebers. 
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Gedanke zum Falle kommt, daß ber. Stand der Juriften. für 
fi) allein Schon ohne der ebenbürtigen Theilnahme des. Volkes 
an feiner BA bieje Aufgabe. zu löſen vermögen.“) 

v. Seybold. 


Serichtebefaläffe in den —— 
| (Art. 13 des Not.Geſ.) 

Ein appellationsgerichtliches Erfenntnig vom 22. Febr. 
41867 berichtet, der Verkauf einer Wieſe jei von dem zuftändi: 
gen Pflegichaftsgerichte am 1. Novbr. 1865 wit dem Beifügen 
obervormundjchaftlih genehmigt worden, daß berjelbe durch 
Öffentliche notarielle Verfteigerung zu befchäftigen fei. Die frag> 
liche Wiefe mar jedoch ſchon am 31. Oktober 1865 verkauft 
und die Urkunde nachmals mit Nachtrag vom 8. November. 
1865 nad) Art. 13 des Not.Gef. vemfelben Gerichte zur 
weitern Verfüguitg vorgelegt, von diefem die Abſchreibung des 
Grundſtücks im Hypothekenbuche beftätigt und ſodann vom No⸗ 
tare die beantragte Ausfertigung ertheilt‘ worden. Der Notar 
wurde wegen diefer Thatfachen in eine Disciplinarjtrafe verurs 
teilt, weil die Ausfertigung ertheilt wurde, ehe bie obervors 
mundfchaftliche Genehmigung auf der Urkunde beftätigt war. 

„Bei der eine obervormundfrhaftliche Ratification nicht enthaltene 
den hupothefenamtlichen Note hätte fich ber Notar zweifelsohne 
nicht beruhigen, fondern die Sache durch Einfichtnahme der 
Pflegſchaftsakten recherchiren ſollen, und zwar um fo mehr, als 
in dem hypothekenamtlichen Protokolle vom 5. Dezember 1865 
bes Berfaufg ber Kehrwieſe als ‚mit ‚Turatelamtlicher Genehmig⸗ 
ung am 1. November 1865 bewerkſtelligt, Erwähnung geſchieht, 
bie Gontrahenten fich bezüglich der erfolgten obervormundſchaft⸗ 
Tihen Genehmigung auf bie betreffenden Akten beriefen und ber 
Notar einfehen müßte, daß die hypothekenamtliche Bemerkung, 
wie fie der Vertragsurfunde beigefügt wurbe, den in Art. 13 

*) Bon ber römifhen Jurisprudenz fagt Ihering (Th. 2 Abth. 2 ©. 


435), fie babe mehr das Leben, ale das Leben fie beſucht. Bei 
Deutſchen iſt es leider gerabe umgekehrt. 
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des Not; Geſ. geforderten und anf die fraglichen Urkunden zw 
ſetzenden Euratelbeichluß nicht zu ergangen. vermägen; “ 
Da ohne dieſe curatelamtlihe Genehmigung und.: deren 
Vormerk die fraglichen Vertragsurkunden eines wefentlichen Be- 
ftandtheiles zu ihrer Beweisfräftigfeit entbehrten, und die erſt 
jpäter erfolgte vorjchriftsmäßige Curatelgenehmigung bier nicht 
in Betracht kommen kann, fo fällt die Zuwiderhandlung bes 
Notars unter Art.. 13 und 115 des Not.Gef.” 
Allerdings fol der Notar nad Art. 13 Abf. 2 und 15 
Abſ. 4 des Not. Geſ., Entichliegungen vom 26. Juli 1864 und 
27. September 1865 und oberſtrichterlichem Erkenntniſſe vom 
11. Juli 1866 von Urkunden ver dort bezeichneten Art nicht 
eher Ausfertigungen ertheilen, als der Gerichtsbeſchluß auf die 
Urſchrift geſetzt iſt und nur mil vollſtaͤndiger Wiedergabe dieſer 
Beſchlüſſe. Aber wenn dieſer Beſchluß den in der Urkunde 
geſtellten Anträgen nicht oder nicht vollftändig enlſpricht, hat 
ihn, der Notar gemäß $72 ver Inſtruktion vom 1. Juni 1862 
durch Aufnahme in’ die Ausfertigung ‚zur Kenntniß der Be— 
theiligten zu bringen, und es. ift regelmäßig biefen über: 
laſſen, die noch nöthigen Schritte zu thun, "den Notare "steht 
nach der Entjchliegung vom 10. März 1865 (Bd. 3 ©. 106 
biefer Zeitjehrift) nur ausnahmswelfe ein von ber Rechiſprechung 
noch mehr eingeſchränktes Beſchwerderecht zu. Da die ganze 
Urſchrift dem Gerichte zur Beſchlußfaſſung vorgelegt wurde und 
dieſem ſowohl die obervormundſchaftliche als bie hypothekenamb⸗ 
liche Erledigung oblag, Hatte es — wie ſchon N. Th v. Gin: 
ner Goinmentar zum Hypothekengeſetze Band II S. 32 ausführt 
— in ber Bekauntgabe der Minderjährigkeit und. fich ſelbſt die 
Beranlaffüng, in ſeiner Eigenſchaft als’ Sypothefenamt nad) 
85 96 und 100 des’ Hupothefengefehes auch als Bormundsanf 
zu handeln. und wenn es dies gleichwohl nicht that, kann ‚hier 
für doch nicht ohne weiteres jemand Miberer — auch wenn 
dieſer Notar wäre — haftbar gemacht werden. 


Pe ————————— ——— ————— — — — —— — OS —— — ——— 
Drud und Verlag ber C. H. Bed'ſchen Buchhandlung jn Nordlingen. 
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Aphorismen über das Motarint und die Reformen des 
bayerifchen Hotarintsgefehes und des Civilrechts (bayer. 
Sandredts.) 

Bon Herrn Dr. F. Bauriedl, k. Notar in Nabburg. 
(Zortfegung.) 

Wir Finnen die Zahl der Notariatsverhandlungen, welche 
mit dem Abſchluß von 5500 Pfanbbrief3-Darlehenss Verträgen 
binnen Jahresfriſt verfnüpft waren, ficherlih auf mehr als 
30,000 anſchlagen, welche Verhandlungen alle mit nur ganz 
geringen, kaum nennenswerthen Ausnahmen mit großer Prä- 
cifton und Zuverläffigfeit abgewickelt wurden. 

Wenn daher auch das Hypothekenweſen zweifelsohne durch 
“ Einführung des Notariates daburch verloren hat, daß bie Thäs 
tigkeit zwifchen Notar und Hypothekenamt getheilt wurde, fo 
laͤßt fich nichts deſtoweniger behaupten, daß derjelben durch bie 
neue Einrichtung infoferne ein großer Vorſchub geleistet wurde, 
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als die praktischen, mit bem Hypothekenweſen zufammenbängenden 
Detailverhandlungen, mit benen fi der Michter vermöge der 
Natur feines Amtes wenig befafien Tann, durch die k. Notare 
ausgezeichnet beforgt werben, und e8 dürfte fich biefer Vor⸗ 
zug immer mehr bemerkbar machen, je mehr ſich das Verkehrs⸗ 
leben fteigert, und das Hypothekenweſen dadurch complizirter ſich 
geftaltet.?) 

Die folchergeftalt allenthalben erzielten Erfolge des Nota⸗ 
riatsinftitutes hängen begreiflich mit ber Subjeftivität ver Trä⸗ 
ger defjelben zufammen, und e8 wird ſtets die Aufgabe ven 
Staatsregierung fein müffen, auf einen tüchtigen Nachwuchs ber 
Notare bedacht zu fein. Die für die Notoriatsabfpiranten be- 
ftehenden Vorſchriften find aber nicht fonderlich vortheilhaft, und 
das Notariatsgeſetz ſelbſt bietet auch nicht die Mittel, um eine 
Attraktionskraft für das Notariat auszuüben, vielmehr entwickelt 
es in feinen drakoniſchen Beitimmungen über die Disciplin 
eine förmliche Abjchredungstheorie Wenn man allenfalls in 
ber Gebührenorbnung allein einen Anziehungspuntt finden zu 
Tonnen glaubt, fo wird man fich wohl täufchen, ba der tüchtige 
und ehrenhafte Mann eine andere Stellung, wenn fie auch mit 


3) Die Abminifration ber bayer. Hypotheken⸗ und Wechſelbank Yäßt 
bie Darlehensverträge und fonftigen einfchlägigen Hypothefenverhandlungen 
grundfäglich nur durch bie am Sitze ber treffenden Hypothekenämter 
wohnenden Notare beſchäftigen, fie fommt faft mit allen Notaren biefjeits 
bes Rheins in Geſchäftsverkehr, und ift in Folge befien auch ganz in ber 
Lage, ben notariellen Geſchäftsgang in feiner Geſammtheit zu würdigen. 
Durch bie Mebertragung ber Geſchäfte an einen am Sitze bes Hypotheken⸗ 
amtes wohnenden Notar werben jelbfiverftändblich biefelben auch möglihft 
gründlich und ſchnell beforgt, weil diefer durch bie fofortige Einfihinahme 
bes Hypothekenbuches 2c. und burch mündliche Rückſprache mit ben in feinem 
Amtsbezirke wohnenden Parteien fchnell von dem Stande der Sache Kennt⸗ 
niß erlangen Tann, während ein auswärts wohnender Notar häufig nur im 
Eorrefpondenzwege bie nöthigen Materialien ſich verfchaffen muß, woburd 
viele Zeit verloren gebt, unb überdies oft Nachholungen nicht ausgefchloffen 
find, welche, wenn fie durch allenfalls eintretende Zwifchenfälle nicht bes 
feitigt werben können, möglicher Weife das ganze Rechtsgeſchäft in Frage 
ſtellen. 
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weniger pefunären Vortheilen verbunden ift, einem Amte vor: 
ziehen wirb, mit welchem, außer manchen fchon oben angedeu⸗ 
teten Ungemach, bei einem geringen Verſehen die Gefährbung 
der Ehrenhaftigfeit verbunden if, Wir kommen bier nämlich 
auf eine empfindliche Schattenjeite des Notariats zu fprechen. 
Es iſt diefe zunächit der Beurkundungsformalismus, der in uns 
ſerem Notariatsgejege ftedt. 

Diejer Formalismus wird häufig in der Praxis — vom 
ftaatsanmaltichaftlichen wie vom richterlihen Standpunkte aus 
— in rigorofer Weife gehandhabt, und wie Manche, welche aus 
veipeftabeln Stellungen heraus: und zum Notariate übergetres 
ten find, diefen Schritt jet, nah gemachten Erfahrungen, un- 
gejchehen machen würden, wenn es ihnen möglich wäre, jo ſteht 
zu bejorgen, daß tüchtige Juriſten, — wenn nicht ein Wenbes 
punkt eintritt — künftighin dem Notariate den Rüden Tehren 
und fih von einem Amte abwenden werben, welches feinen Träger 
troß aller Redlichleit und allen Eifer jeden Augenblick bei 
einem geringen Berjehen einer Unterſuchung ausjegen Tann, in 
welcher alle möglichen unehrenvollen Rubriken bes Strafgejeb- 
buches zum Vorjchein kommen, und wobei das jonft allenthalben 
in Geltung ſtehende Ariom: Quilibet praesumitur bonus doneo 
etc. außer Cours gejebt wird.) 

Ueber biefen unndtbigen Formalismus find ſchon allents 


* Wie die bisher vorgelommenen Fälle darthun, Tann der Notar 
aus blofem Verſehen, fogar bei einem unrichtigen Federzuge feines Schreis 
bers oder in Folge feiner unrichtigen Auffafiung und Anwendung einer Vor⸗ 
ſchrift des Notariatsgeſetzes und ber Inſtruktion ober einer Juſtizminiſterial⸗ 
entſchließung (Juſtizminiſterialentſchliezungen wird gleiche Kraft wie ber In⸗ 
ſtruktion vom 1. Juni 1862 eingeräumt. Vergl. Erkenntniß bes oberſten 
Gerichtshofes vom 26. März 1866 in dieſer Zeitſchrift Bod. MI S. 127) 
mit einem Male einige Disciplinarfirafen fich zuziehen. Alsdann fchwebt 
ſchon das Damoflesjchwert des Art. 117 Abſ. 1 über feinem Haupte; er kann 
fih bei der Dehnbarkeit dieſes Art, bei jeden nächften Verſtoße, welder als 
eine Verfehlung gegen das Notariatsgeſetz aufgefaßt wird, und bisciplinäre 
Einſchreitung zur Folge hat, auf Suspenfion ꝛc. gefaßt machen! 
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halben in ber Preſſe Stimmen laut geworben, welchen Rechnung 
zu tragen, nunmehr an ber Zeit fein bürfte. 

Die Solennitäten der Rechtögefchäfte find häufig auch nur 
Meberbleibjel von veralteten, laͤngſt verſchwundenen Einrichtungen, 
beruhen nicht jelten auf unftichhaltigen Motiven’), und inſo⸗ 
ferne fie die Nechtsficherheit in den Rechtsgeſchäften fördern 
follen, jchlagen fie nicht felten in das Gegentheil um; denn es 
tft ein Erfahrungsgrundfaß, daß, je mehr man die Giltigfeit 
ber Rechtsgejchäfte an Äußere Formen bindet, deſto mehr bie 
Gefährdung der Nechtsgefchäfte hervortrete. Es wird hier nur 
an die Im bayerischen Landrechte Th. III Cap. 3 $ 4 vorge- 
chriebenen äußerlichen Solennitäten eines außergerichtlichen Tefta- 
mentes, zu deſſen Errichtung fieben Zeugen zuzuziehen find, 
welche auch noch ihre Petichaften beizubrüden Haben, — ers 
innert. Zwar wird won biefem modus testamenti factionis ſel⸗ 
ten Gebrauch gemacht, allein wenn er je zur Anwenbung fommt, 
verunglüdt er in ber Regel, da in der einen ober andern Art 
Formfehler vorfallen.®) 

Ein Gebot der Nothwendigkeit ift es, unnütze Formen 
gänzlich zu beſeitigen. Ein berartiger Formalismus tritt ung 
in unfjerem Notariatsgefeße vorzugsweiſe in folgenden Fällen 
entgegen, und zwar 

1) zuvörberft in den Beitimmungen über die Abhibirung 
von Zeugen zu gewifien Notariatsakten. 

Schon vieljeitig, jowohl von Einzelnen, wie von Notarene 
verfammlungen ift die Befeitigung der desfallſigen Beftimmungen 
im Notariatsgejeße, weil barin nur einem nutzloſen und überbies 
jogar der Nechtsficherheit ſchäͤdlichen Formalismus gehulbigt wird, 
als ein berechtigtes Postulat hervorgehoben worden, — und nicht 
mit Unrecht. 

Wir verfennen nicht, daß fich jchon die älteren Notariatse 
9) Weiste Rechtslexikon Bd. IV ©. 766. 

9 So oft mir während meiner früheren vieljährigen anwaltſchaftlichen 
Praris ein ſolches außergerichtliches Teftament vorgelommen iſt, war es fo 
befeft, daß es nicht aufrecht erhalten werben Fonnte, 
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orbnungen mit der Adhibirung von Zeugen zu ben Notariats- 
akten befafjen, und daß ſich die Meinung geltend zu machen 
juchte, als Fönne eine Notariatsurfunde auf rechtlichen Beftand 
gar feinen Anfprud machen, wenn nicht bei ‚deren ———— 
durch den Notar Zeugen beigezogen worden ſind. 

Nach dem in der Rheinpfalz geltenden franzoͤſiſchen Rechte 
find regelmaͤßig, nur wenige Fälle ausgenommen, zu den No⸗ 
tariatsakten zwei Zeugen oder ein zweiter Notar und bei Teita- 
menten zwei Notare und zwei Zeugen oder anftatt bes zweiten 
Notar vier Zeugen beizuziehen.’) 

Auch die Hfterreichiiche Notariatsorbnung vom 21. Mat 
1855, mit welcher unjer Notariatsgefeh in vielen Beftimmungen 
zufammentrifit, verorbnet in $ 44 die Zuziehung zweier Zeugen 
oder eines zweiten Notar zur Aufnahme eines jeden Notariats- 
altes. Das bayerifche Notariatsgefeh, als das jüngere, iſt aller⸗ 
dings. einigermaßen liberaler, e8 tft einen Schritt vorwärts ges 
gangen, und hat dieſen Zormalismus merklich befchränkt; denn 
es hat die Adhibirung von Zeugen zu den Notariatsakten nicht 
als Regel,“) fondern lediglich als Ausnahme in gewiljen Fällen 
angeordnet. Gleichwohl ift aber auch dieſes noch beftehende 
Ueberbleibſel eines Längst veralteten Formalismus über Bord 
zu werfen. 

Wenn wir ung um die Gründe umſehen, aus welchen 
diefer Formalismus gejchaffen worden, jo müfjen wir bis auf 
das R. R. zurücdgeben, aus welchem biejelben herüberragen. 
Nach der Novelle 73 (Quomodo instrumentis, quae judicibus in- 
sinuantur, dem facere opporteat) Cap. 1 bi8 4 wirb einer Urs 
funde im Kalle ihrer Diffelfion fein Glauben beigemeffen, ſon⸗ 
bern e8 muß beren Aechtheit durch Zeugen und nöthigenfalls 


) Bolza Gefeßgebung über das Notariat ber bayer. Pfalz; 8b. J S. 
234 und 235. 

2) In dem Notarintsgefeßentwurfe vom Jahre 1851 ift die Zuziehung 
zweier Zeugen zu jebem Notariatsalte als Negel aufgeftellt, im Notariatss 
gefege v. 3. 1861 aber abgeworfen worben. 
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durch den Eid bewieſen werben. Namentlich wird in Cap, 1 
beftimmt, daß Zeugniffe von der Art zugelafien werben, wenn 
bie zugegen gewejenen Zeugen jagen, daß ber Ausfteller ver 
Nrkunde fie in ihrer Gegenwart unterjchrieben habe, und daß 
fie diefelbe Tennen. In Cap. 5 wird vorgejchrieben, daß auch 
auf die öffentlichen Urkunden, auch wenn fie von ben Notaren 
vollendet find,) vor ihrer Ausfertigung die Gegenwart der Zeu⸗ 
gen, wie angegeben, jchriftlich bemerkt werden fol. Dabei 
fonnte fogar noch (Cap. 7 $ 1) der Notar zu einem eiblichen 
Zeugniffe über die Aechtheit ver Urkunde veranlaßt werben. 

Urkunden und Zeugen ftanden daher im innigen Zu: 
fammenhange, und infoferne hat auch das R. R. unter instru- 
mentum im weiteren Sinne fomwohl friftlihe Urkunden als 
Zeugen, als die beiden Hauptbeweismittel verſtanden.“) 

Die Borfchriften des R. R. find zwar nicht bie einzige 
und ergiebigfte Duelle für das Notariat, vielmehr hat basfelbe 
fh nach befonderen Normen feit dem 11. Jahrhundert in 
Stalten ausgebildet, und dieſe Normen haben auf die Ent- 
wicklung bes Notariats in Deutfchland nach der Neception bes 
römifchen und kanoniſchen Rechts einen beveutenden Einfluß 
geäußert.) 

Die im R. R. enthaltene VBorfchrift über die Zuziehung 
von Zeugen zur Urkundenerrichtung Hat fich indeſſen forterhal- 
ten, fie bat wie in Italien, fo auch in Deutjchland Eingang 
gefunden") und um fo weniger ift die Neception biefes Forma— 


*) Licet tabellionum habeant supplementum. Aus ben ZTabellionen 
find bie Notare hervorgegangen; in der Sintenis'ſchen Weberjeßung bes 
Corp. jur. wird tabellio als Notar bezeichnet. 

ꝛe) Glück Panbeften-Commentar Bd. XXI ©. 3 ($ 1157.) Instru- 
mentorum nomine ea omnia accipienda sunt, quibus causa instrui potest, 
et ideo tam testimonia, quam personae instrumentorum loco habentur. 

1) Bayer Vorträge fiber den gemeinen deutſchen Prozeß, Aufl. ©. 
368 und 369. 

1) Savigny Geſchichte bes römifhen Rechts Bd. U Cap. IX bis XIV, 
wofelbft die allmählige Neception bes R. R. in Stalien unb Deutſchland 
bargelegt wird. Daſelbſt (S. 182 bis 186, 195 und 219 bis 225) werben 
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liamus im Notariate bei deffen Einführung in Deutjchland 
einer Beanftandung unterlegen, als der bamalige Eulturzuftand 
überhaupt und die Bildungsftufe, auf welcher bie Notare großen 
Theils ftanden, eine Entäußerung dieſes Yormalismus weber 
Anfangs noch in der Folge begünitigt haben. Sind doch bie 
Notare noch im 16. Jahrhundert, wie diefes namentlich in ber 
bayerischen Landesordnung v. 1553 Buch 2 Tit. 8 der Fall 
ift, mit den Stuhl- und anderen gemeinen Schreibern in gleiche 
Categorie geftellt worden, und diejer Umstand läßt mit Sichers 
heit auf das Maß ihrer Intelligenz und auf bie Stellung, welche 
fie in dem Staatsorganismus einnahmen, ſchließen.“) 

Das Mißtrauen, welches hieraus gegen bie NRechtsficher- 
heit der Notariatsafte fich geltend machen mochte, bat eine 
Emaneipation von biefem Formalismus nicht auffommen Laffen, 
e8 hat vielmehr die Beigabe von Zeugen zu den Notariatss 
handlungen für ein Mittel zum Rechtsſchutze gehalten, und 
dieſes Mebium ift mit dem Notariate gleichfam verwachlen, und 
hat fi mit diefem fortgeerbt. Bei dem jebigen Standpunkte, 
auf welchem die bayerifchen Notare ftehen, tft aber dieſes Zeus 
geninftitut völlig überflüjfig; denn die Notare haben eine theo⸗ 
retiſch und praktifch juridifche Bildung wie die Richter, fie haben 
wie dieje alle Vorbedingungen zu jeder Anftellung im Juſtiz⸗ 
dienste erfüllt, fie find von der höchſten Staatsgewalt angeftellt, 
und find als öffentliche Beamte deklarirt. Alle ihre Amts⸗ 
handlungen müfjen confequenter Weife ohne Zugabe irgend 
eines anderen Mediums — Zeugen — als öffentliche, legale 
Acte erachtet werben, 


auch Urkunden, namentlih Teſtamente nambaft gemacht, welche genau nach 
ben Vorſchriften des R.R. vor Notar und Zeugen errichtet worden find. 
Das bayerifhe Rechtsbuch (Leges Bajuvariorum), beffen Abfafjung in das 
7. Jahrhundert und zwar in bie Regierung bes fränfifchen Königs Dagos 
bert I (+ 638) fällt, faßt, wie Savigny 1. c. S. 80 bis 90 gleichfalls 
nachweiſt, in mehreren Rechtsmaterien Beflimmungen des R. R. in fi. 
) Meiste Nechtsleriton Bd. VII S. 365 bis 369 und Trützſchler Anz 
weifung zur Abfaſſung rechtlicher Aufſätze ac. Aufl, V TH. I S. 39-47. 
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Wird die Giltigkeit einer Amtshandlung des Notare von 
ber Beiziehung von Zeugen abhängig gemacht, fo Liegt ber 
Schwerpunft, die Autorität der Urkunde nicht mehr in ber 
durch den Notar vepräfentirten Legalität, jonbern der Notar 
und die Zeugen bilden zufammen die Factoren ber Legalität, 
und biefes ift eine Anomalie, welche den Attributen des Notars, 
als öffentlichen Beamten wiberjtreitet. 

Diefe Anomalie tritt um fo auffallender auf , als bie 
Zeugen als ſ. g. Urkundensperſonen gar nicht einmal zu dem 
konkreten Akte in Pflicht genommen, ſondern erfahrungsgemäß 
gerade da aufgelefen werben, wo und wie die Gelegenheit hiezu 
fih barbietet, und ohne daß fogar in manchen Fällen eine 
Auswahl getroffen werden kann. Diefe Zeugen bei ben 
Notariatsakten koͤnnen auch in jene Klaſſe von Zeugen, Sach—⸗ 
verftändigen, nicht gereiht werben, welche der Richter in 
judicando beizuziehen hat, wenn er auf ein Gebiet anges 
langt tft, wo feine Jurisprudenz nicht mehr ausreicht, ſon⸗ 
bern technifche Kenntniffe erfordert werden; dieſe Perſonen, 
welche für den Fonfreten Akt beeibigt werben, haben die Eigen- 
ſchaft als Gehilfen in Auffindbung des Nechtes. Nicht aber ift 
dieſes ber Fall bei den Notarintgzeugen, |. g. Urkundens⸗ 
perjonen; diefe jollen eine Controlle ausüben in Sachen, deren 
fie regelmäßig nicht kundig find, diefe Zeugen, welche, wie ins⸗ 
befondere auf dem platten Rande, oft aller Bildung baar und 
ledig, ſelbſt nur nothoürftig ihren Namen zu fchreiben im 
Stande find, koͤnnen in Folge ber mangelhaften Auffafjung 
ihrer Stellung und in Folge eines Mißverſtehens der das Tons 
trete Nechtsgefchäft bedingenden Umftänte fogar zu Eonflikten 
führen, und zur Zerftörung anftatt zur Aufhilfe des Notariats- 
aftes beitragen.‘*) 


) Abgeſehen von ben hier angebeuteten Geſichtspunkten denke man nur 
an bie Einreben, welche aus der Qualität der Zeugen gegen die Rechtsgiltigs 
Teit des Altes möglicher Weife abgeleitet werben Fönnen! — Trotz aller Um: 
ſicht kann desfalls irgend ein Verfioß vorfallen, — Nur eines vorgelommenen 
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Unfer Notariatsgefeb bat, wie fchon oben erwähnt, prin- 
zipiell das Zeugeninftitut abgemorfen, und hat e8 blos aus» 
nahmsweife in gewifjen Fällen zugelafien. Dieſe Tälle find 


Falles fei hier gedacht. Bel Errichtung eines Teflamentes hatte ber Notar 
ſowohl die Zeugen als ben Teftator auf das Erforberniß der Erceptionsfreis 
beit derſelben aufmerffam gemacht, und fie hierüber aud) belehrt. Diefelben 
haben in allen Richtungen ihre Unbefangenheit behauptet, nichtsdeftoweniger 
bat fi) aber nachhin ergeben, ba ber eine Zeuge ber Vormund über das minbers 
jährige einzige Kind der eingeſetzten Univerfalerbin fei. An biefe Thatfache 
hat weder ber Zeuge noch ber Teftator gebacht, und ber Notar konnte fie nicht 
wiffen. Daraufhin ift auch wirklich die Giltigkeit des Teſtamentes mit bem 
Einwanbe der Erceptionsmäßigkeit bes einen Zeugen angefochten, und biefe 
bamit motivirt worden, baß zwiſchen bem Zeugen und feinen Pupillen ges 
wiffermaßen eine unitas personarum beftehe, und bier eine Vermögens» 
mehrung ber Mutter bes Pupillen, woran biefer wegen feines bereinfligen 
Inteſtaterbrechtes intereffirt erfcheine, vorliege. — Diefer Anfehtungsgrund 
bürfte zwar als ein durchgreifender nicht zu erachten fein, es ift auch bie 
besfallfige Streitfrage wegen erfolgter gütlicher Ausgleichung zur richterlichen 
Entſcheidung nicht gefommen, — aber immerhin liefert biefer Fall einen 
Beleg für die aus dem Zeugeninflitute möglicher Weife entflehenden Nach: 
theile. — Nah Art. 53 des Not.Gef. müſſen bie zugezogenen Zeugen bes 
Lejens und Schreibens kundig fein. Viele Perfonen, welche als Zeugen bei⸗ 
gezogen werden, können mit harter Mühe ihren Namen fchreiben; die an 
fie geftellte Frage, 06 fie auch bes Lefens kundig feien, bejahen fie ohne 
Anſtand; wenn aber biefes wirflich nicht der Fall if, welche Folgen ents 
fiehen baraus? — Der Art. 148 bes Not.Gef. gibt die Antwort. Wie 
wenig man oft ben Parteien und Zeugen in biefer Beziehung Glauben 
ſchenken darf, beweifet auch ein fpezieller Kal. Eine Partei, welche bes 
Schreibens unkundig war, wählte fih aus ben auf der Amtskanzlei bes 
Notars gerade anweſend gewefenen Perjonen zwei Zeugen aus, welche ganz 
erceptionsfrei zu fein behaupteten, und die Partei jelbft bat dieſes auch be⸗ 
ftätigt. Sleihwohl Hat fich, wie ſich nachhin ergeben bat, unter dieſen 
Zeugen ein naher Verwandter der Partei befunden, welcher jedoch, und 
zwar blos zufälliger Weife, weil er inzwifchen von einem Dritten ab» 
berufen wurde, als Zeuge nicht benütt worden iſt. Für bie Verſchweigung 
dieſes Verwanbtichaftsverhältnifies laſſen fi nur zwei Gründe benfen, ent: 
weder bat bie Partei die Gebühr, welche fie einem andern zu entrichten ge= 
habt hätte, zu befeitigen gefucht, oder fie bat die Mühe gefcheut, fih um 
eine Perſon umzuſehen und ſolche zur Stelle zu bringen. 
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aber nicht fo qualifizirt, daß fie eine Abweichung von dem ein- 
mal angenommenen PBrinzipe rechtfertigen könnten. Der Art. 
69 und nad) ihm die Art. 60 und 61 find diejenigen, welche 
am gangbariten find. Zumal auf dem platten Lande trifft man 
unter der älteren Generation noch Viele, welche des Leſens und 
Schreibens unkundig find; ihr Handzeichen, welches fie gewöhn⸗ 
lih in Form von brei Kreuzen ben Urkunden beifügen, halten 
fie jo ehrenwerth und jo verbindlich, als ihre Unterfchrift bie= 
jenigen, welche des Sthreibens kundig find, von benen aber 
auch Viele, und zwar darunter nicht felten Gebildete ihre Na⸗ 
men ganz unlesbar fchreiden! — Sp wenig von ben Erfteren 
die Urkunde gelefen werben Tann, fo wenig bedarf es einer 
Durchlefung Seitens der Lebteren; es ift ihnen biefelbe zwar ges 
ftattet, aber nicht geboten, und mancher, ber feinen Namen nur 
nothhürftig fchreiben fann, wäre auch gar nicht in der Tage 
bie Urkunde felbft zu lefen. 

Die Urkunde ift den Parteien lediglich vorzuleſen (Art. 
69 im Zufammenhalte mit Art. 56 und 66), und find diefelben 
mit bem Inhalte einverjtanden, und genehmigen fie ihn, fo ift 
e8 Sicherlich ausreichend, wenn bie des Schreibens unkundige 
Partei ein Handzeichen beifügt, ober wenn, falls fie aus irgend 
einer Urſache hieran gehindert ift, dieſes am Schluffe der Ur⸗ 
kunde Eonftatirt wirb. 

Die Legalität der gerichtlichen Berhandlungen hat man 
längst nicht mehr an die Zuziehung von Zeugen gebunden,'°) 
und wenn ber Sab, daß die Notare in ber freiwilligen Gerichts⸗ 
richtsbarkeit an bie Stelle der Gerichte getreten feien, zur vollen 


) Zur Giltigfeit einer gerichtlichen Verhandlung war von jeher 
außer dem Richter Tediglih ein Aktuar (Gerichtsfchreiber) nothwenbig, und 
in biefer Bedeutung hatten, wie Glück in feinem Banbelten-Commentar 3b. 
VI S. 451 bemerkt, au bie römiſchen Magiftratsperfonen und Richter ihre 
Actuarios, die in dem Secretario db. i. wo ber Magiftrat mit feinen Beifigern 
Gericht hielt, das Protokoll führten und die Gerichtsakten aufbewwahrten, welche 
auch Scribae Exceptores, Hypomnematographi (von vrourmuaee, acta) 
Commentarienses (von ben commentarlis ober Protofollen) und von ben 
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Wahrheit werben fol, fo gewähre man ihnen auch bie einfache 
gerichtliche Verhanblungs: und beziehungsweile Beurkundungs⸗ 
form; man fchenfe ihnen das Zutrauen wie den Gerichten, und 
es wird das Notariatsinftitut in feinen Grundfeſten ficherlich 
nicht untergraben, fondern nur gehoben, die Alte des Notar 
werben im Bubliftum weit mehr Anjehen genießen, als wenn 
der Notar in ben ftatuirten Ausnabmsfällen für fich nichts ift, 
ſondern nur mit und durch Zeugen eine Urkunde errichten, und 
biefer durch die Zeugenabhibirung erſt der Stempel ber Lega- 
lität verlieben werden kann.“) 


Notis ober Abkürzungen, beren fie fih zum Geſchwindſchreiben bebienten, 
Notarii genannt wurden. Nur ausnahmsweiſe, wenn nämlich der Gerichts⸗ 
fchreiber verhindert war, wurden an beffen Stelle zwei Beiſitzer abbibirt, 
bamit man, wie Kreittmayer in den Anmerkungen zur bayeriſchen G.O. Cap. 
I $ 3 lit. b (Cconf. Eap. I $ 17 Hit. b.) unter Berufung auf Leyſer moti: 
virend beifügt, in des Richters Perfon und Verrichtung befto weniger Dips 
tranen zu feßen Urfache babe. Diefe Beifiter find aber längſt außer Gel: 
tung gefommen, und nit einmal ein ehemaliger, gewiegter Patrimonial- 
richter hat mach einem folchen Ausfunftsmittel mehr gegriffen. Dagegen bat 
aber au, wie Giüd 1. c. S. 449 lehrt, ein Gerichtsbrauch beflanden, nad 
welchem in einem folchen Falle, da ber Richter zugleich ausbrüdlich und na⸗ 
mentlih als Aktuar mit verpflichtet ifl, bag Gericht mit einer einzigen 
Perfon für binlänglich befett, und basjenige, was von einer foldhen, bas 
ganze Gericht repräfentirenden Perfon geſchehen ift, für eine giltige Gerichts: 
handlung gehalten wird, e8 fei von Handlungen ber ftreitigen oder willfürs 
lihen Gerichtsbarkeit die Rede. 

7) Richt felten ftoßt man auf ein hartnädiges Widerftreben ber Par: 
teien gegen die Zuziehung ber Zeugen zu ben Notariatsaften. Eine ſchon 
bejahrte Bauersehefrau hatte einige Male bei Beurkundung von Vertrages 
geichäften erklärt, fie Tönne ihren Namen nicht gehörig fchreiben, und ber 
Notar bat beshalb zur Vorforge Urfundensperfonen beigezogen, Als biefe 
Frau zum dritten Male bei einem Gefchäfte betheiligt war, und ber Notar 
fie zur Herbeibringung von Zeugen veranlaflen wollte, erffärte fie mit Ent: 
ſchiedenheit, daß fle inzwifchen ihren Namen zu fchreiben gelernt habe, um 
ber Täfligen Zeugenbeiziehung überhoben zu werben. 

Ein großer Uebelſtand beſteht auch darin, dag eine Verfchwiegenheit 
ſeitens ber Zeugen Häufig nicht zu erwarten if.” Bei einem Teftamentsafte 
hatte der Notar den Zeugen VBerfchwiegenheit über ben Inhalt der Ver⸗ 
handlung dringend empfohlen. Wie er jedoch in ber Zolge in Erfahrung 
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Daß die Zuziehung der Zeugen zu ben Notariatsatten 
eine leere Formalität fet, hat auch in Frankreich eine thatfäch« 
lihe Anerkennung dadurch gefunden, daß fih ein Herkommen 
bildete, nach welchem ber zweite Notar bei ber Verhandlung 
. als präfent aufgeführt wurde, jeboch gar nicht zugegen war, 
und erſt [päterhin feine Unterfchrift beifeßte. Diefes Herfommen 
ift jpäterhin durch ein Gefe vom 24. Juni 1843 ausdrücklich 
janktionirt worden, indem biejes verorbnete, bie feit dem Ven⸗ 
tojegefege aufgenommenen Notariatsaften dürften nicht mehr aus 
dem Grunde für nichtig erflärt werben, daß der zweite Notar 
ober zwei Zeugen bei deren Aufnahme nicht wirklich zugegen 
feien. Auch in einem Geſetze vom 26. Juni 1839 für den 
Kanton Zürich iſt die Beiziehung von Zeugen für ein Effen- 
tial nicht erklärt worben.') 

2) Unnöthige und moleftirende Formalitäten enthalten auch 

a) der Art. 53 Abſ. 2 des Not.Gef., infoferne darin be⸗ 
ftimmt ift, daß die Zeugen im Umkreiſe bes Bezirfsgerichts, wo 
bie Verhandlung vorgenommen wird, ihren Wohnſitz haben 
müfjen; 

b) der Art. 60 Ziff. 3, wornach der Notar die Urfchrift 
. der Verhandlung felbit vorzuleſen hat; 

c) der Art. 59 Abſ. 2, worin vorgeichrieben ift, daß der 
des Leſens und Schreibens Tundige Stumme oder Taubſtumme 


gebracht, Hat einer biefer Zeugen unb zwar ber Schullehrer bed Ortes, 
welcher gerade wegen bed zu ihm gehegten Vertrauens mit beigezogen 
worden, ſogleich nach dem Abjchluffe des Aftes im Wirthshauſe, wohin er 
fi ‚begeben bat, den ganzen Suhalt des Teflamentes einem Dritten im 
Vertrauen mitgetheilt, durch welchen bie weitere Verbreitung erfolgte, jo daß 
am nämlichen Tage noch beinahe ale Ortsbewohner mit ben fraglichen teſta⸗ 
mentarifchen Beftimmungen befannt worden find. Durch eine ſolche Indis⸗ 
eretion ber Zeugen kann ber Teftator gegenüber feiner Umgebung in eine 
peinliche Lage verfeßt werben! 

7) von Zint Commentar zum Notariatögefeße in der Geſetzgebung 
bes Königreichs Bayern Th. I. Staates und Verwaltungsrecht Bd. UI 
S. 551. Rösl Notariat S. 53 und 545 conf, auch Zeitichrift für das 
Notariat Bd. II S. 214—220; von Zink J. c. ©. 552. 
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auf die Urkunde eigenhändig zu jchreiben habe, daß er joldhe 
gelefen- und feinen Willen entfprechend befunden habe; 

d) der Art 97, welcher die gerichtliche Beglaubigung der 
Unterfchrift des Notars bezüglich der außer dem Appellations⸗ 
gerichtsfprengel zu benüßenden Urkunden anorbnet. 

Zur Rechtfertigung der aufgeftellten Behauptung wird 
hier folgendes in Kürze bemerkt: 

ad a. Die hier in Trage begriffene Geſetzesbeſtimmung ift 
dem franzöfiichen Nechte, nach welchem die Zeugen in dem Ge⸗ 
meinbebezirte d. i. in dem Amtsiprengel des Gerichtes erſter 
Suftanz, wo der Akt aufgenommen wird, wohnhaft fein müſſen,“) 
nachgebildet worden, 

Die öfterreichifche Not. Orb. nom 21. Mat 1855 $ 44 
laͤßt als Zeugen folche Perjonen zu, welche in dem öſterreichi⸗ 
ſchen Staate zur Zeit der Aufnahme des Altes wohnhaft find, 
und dieſe Vorfchrift verdient offenbar den Vorzug vor der be: 
regten Beitimmung des bayerifchen und franzöfiichen Geſetzes. 
Durch das bayeriſche Not.Gef. iſt ohnehin das Prinzip ber 
Realjurispiktion alterirt worden, ber Wirkungstreis bes Notars 
ift nicht auf den Bezirksgerichtsſprengel, in welchem er wohnt, 
beſchraͤnkt, und beziehungsweife die Parteien find mit ber Bes 
urkundung ihrer Rechtsgefchäfte nicht an einen Notar ihres Bes 
zirtögerichtsfprengel® gebunden, fie koͤnnen vielmehr dieſelbe 
burcch jeden anderen Notar beichäftigen laſſen. Schon in Folge 
dieſer gefetlichen Vorfchrift jollte man annehmen dürfen, müffe 
e8 auch der Partei geftattet fein, Zeugen aus einem anberen, 
als gerade in dem Gerichtsfprengel, wo ber Notar wohnt, ges 
fegenen Orte beizuziehen. Der Notar kann in bie Lage kom⸗ 
men, in einem an ber Ääußerften Grenze bed Bezirksgerichts⸗ 
iprengels gelegenen Orte einen Akt, wozu Zeugen nothwenbig 
find, vorzunehmen. Gerade in biefem Orte und befjen Umge⸗ 
bung innen dem Notar taugliche Perjonen nicht befannt fein, 


u) Bolza J. c. Bo.I S. 240. 
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während in einem in geringer Entfernung außer dem Bezirks⸗ 
gerichtsfprengel befindlichen Orte Zeugen in ausreichender An: 
zahl zu Gebote ftehen können. Durch die fragliche befchränfende 
Geſetzesvorſchrift kann bei jo bewanbten Verhältniffen nicht 
nur eine Äußerft zeitraubende Verzögerung eintreten, ſondern es 
kann fogar, wie namentlich in dem Zalle, wenn eine Tranfe 
Perſon einen Vertrag abzufchliegen oder ein Teftament zu er: 
richten Willens ift, die Aufnahme des Aktes überhaupt unmoͤg⸗ 
lich gemacht werben; denn bis bie jchwerfälligen Vorbereitungen 
getroffen fein werden, kann der Kranke feinem irdischen Dafein 
entrüct werben! — 

Will das Zeugeninftitut, welches, wie oben erörtert, über: 
haupt unpafjend ift, gleichwohl nicht gänzlich befeitigt, fonbern 
immer noch in einzelnen Fällen aufrecht erhalten werben, fo 
bürfte doch wenigſtens die hier beiprochene Geſetzesvorſchrift in 
ber Art modifizirt werben, daß die Wahl der Zeugen nicht auf 
ben Bezirfögerichtsiprengel zu befchränfen, fondern nur davon 
abhängig zu machen fei, daß die Zeugen zur Zeit ver Aufnahme 
bes Altes im bayeriſchen Staate wohnhaft feien. 

(Fortfegung folgt.) 


Verträge mit Minderjährigen. 
(Art. 45, 49 des Not.Gef.) 

Am 24, November 1864 wurde ein Kaufvertrag zwifchen 
einem Minderjährigen, der zu biefer Zeit das früher von feinem 
Bater geführte Hanbelsgefchäft übernommen und felbftändig 
betrieben hatte,) und einem Großjährigen ohne Beiziehung 
eines Vormundes, jedoch mit Angabe des Alters, dem ausdrück⸗ 
lichen Beiſatze „vertreten und verbeiftandet durch den Privatier 
N, N.“ und der Beitätigung, daß bie Betheiligten auf der Ver⸗ 
tragsanfnahme beftanden und ber Vertrag auf deren Verlangen, 


®) Vergleihe 8. II ©. 117 biefer Zeitſchrift. 


Pauliana actio, m 


wie gefchehen, beurkundet wurde — notariell verlautbaret, Der 
minderjährige Käufer wurde in den auf Grund biefer Ur- 
funde erhobenen Interventionsprozeſſen durch Erfenntniß des 
Handelsappellationsgerichts vom 20. Juli 1866 und eines Be⸗ 
zirksgerichts vom 10. Auguft 1866 abgewiefen, weil nach ben 
gegebenen Falles maßgebenden Beftimmungen des bayerifchen Land⸗ 
rechtes die von Minderjährigen ohne Mitwirkung ber Bormünder 
abgejchloffenen Verträge für jene ungiltig find. 

Der beurfundende Notar wurde mit bezirksgerichtlichem 
Erkenntniſſe vom 3. Dezember 1866 und appellationsgerichtlichem 
vom 22. Februar 1867 wegen Verletzung ber Art. 45 und 49 
bes Not.Gef. in Disciplinarftrafe genommen, weil er „bet ber 
Bornahme des fraglichen Nechtsgefchäftes der yperjönlichen Un⸗ 
fähigfeit des Käufers ſich bewußt fein mußte und fein deßfall⸗ 
figes rechtliches Bedenken Hätte conftatiren*) und „je 
benfalls den andern Kontrahenten auf die Gefahr des Ab⸗ 
Schluffes eines von ihm rechtlich nicht verfolgbaren Gejchäftes 
aufmerkfam machen und dies conftatiren ſollen.“ Gebreche es 
dem Vertrage an der Rechtswirkſamkeit, jo jet deſſen notarielle 


Aufnahme ftrafbar.**) 


Pauliana actio. 
In oberitrichterlichen Erfenntniffen vom 15. Dezember 


1845, 24. Zuli 1854, 15. Dezember 1862 und 20, November 
1866 (Bl. f. R.A. B. XV S. 25, B. XX ©. 296, B. XXVIII 


*) Der Notar hat nur die Thatſachen anzugeben, welche feine Be⸗ 
benfen erregten, nicht aber feine Bedenken zu begründen. Art. 49 bes 
Not.Geſ. 

“) Es bedarf kaum einer Ausführung, daß der Notar nicht den Groß: 
jährigen („andern Gontrahenten"), dem Fein Echaben zugehen Tonnte, 
belehren mußte, fondern den Minderjährigen; baß jeber rechtsunwirk⸗ 
fame Vertrag ſtrafbar ſei, wird ohnedies durch ben hiefür angerufenen Art, 
45 des Not. Sei, widerlegt. 
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©. 73 und Bd. XXXII ©. 78) iſt ausgeſprochen, daß um dem 
paulianiſchen Rechtsmittel gegen die Beſtellung einer Hy— 
pothek für eine ſchon beſtandene Forderung ſtatt⸗ 
geben zu können, zwar immer bie betrügliche Abſicht des Ge⸗ 
meinfhuldners vorhanden fein müfle, daß aber neben ber 
Adficht des Gemeinſchuldners auf Seite Desjenigen, für welchen 
die angefochtene Hypothek beftellt wurde, nur entweder ein 
6108 unentgeltlicher Erwerb, oder feine Theilnahme an ber Ge⸗ 
fährbe des Gemeinſchuldners, nicht die beiden letzteren Voraus⸗ 
feßungen zuſammen, vorliegen müflen, und daß bie Erwerbung 
ber Hypothek dann als eine unentgeltliche anzujehen fe, wenn 
fie vom Schuldner für eine ſchon früher ohne Hypothekentitel 
beftandene Forderung freiwillig beitellt wurde, bas heißt 
ohne vorausgegangene Kündung oder Einklagung der Schuld, 
ohne daß der Gläubiger für die Hypothefbeitellung eine Ges 
genleiftung durch Zahlungsnachficht für die fällige Schuld oder 
Gewährung friftenweifer Abtragung machte, 


Notiz. 

In dem kürzlich verſchickten hundertſten Hefte des F. A. 
Brockhaus'ſchen Converſationslexicons B. X ©. 902 wird das 
Notariat ausſchließlich deßhalb empfohlen, weil es die Gejchäfts- 
überhäufung bei den Gerichten vermindert und die Pflicht zur 
Entihäbigung wegen wahrheitswibriger Beurkundung, rückſicht⸗ 
lich welcher zulett der Staat für feine Beamten einzutreten 
hat, auf eine Körperfhaft von angejehenen und reichbotirten 
Vertrauensperſonen verlegt. 


Dienſtesnachricht. 
Der k. Notar Jakob Stapler in Neunburg vor dem 
Walde wurbe auf Anfuchen nach Kelheim verſetzt. 


Drud und Verlag ber C. H. Bed'ſchen Buchhandlung in Nördlingen. 
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Aphorismen über das Motarint und Die Reformen des 
bayerifchen Hotarintsgefeges und des Civilrechts (bayer. 
Sandredits.) | 
Bon Herrn De. F. Bauriebl, k. Notar in Nabburg. 
(Fortfebung.) 
ad b. Die Borlefung des Teftaments dur den Notar 
fol ben Zweck haben, daß derſelbe, zumal wenn er die Ver: 
handlung nicht ſelbſt gejchrieben Habe, eine jelbftige Controlle 
darüber übe, daß Alles richtig niebergejchrichen fei. Diefe Con⸗ 
trolle Tann und wird aber ber Notar nicht nur während ber 
Aufnahme des Teftaments, fondern auch während ber Vorlefung 
deſſelben durch ven hiebei verwendten Sfribenten gebührend be- 
thätigen, und biefür dürften wie beim Richter in Anfehung 
ferner Amtshandlungen, fo auch beim Notar deſſen Gewiſſenhaf⸗ 
tigfeit und Pflichtgefühl — welch’ beides man bei dieſem wie 
bei jenem präfumiren barf — ausreichende Buͤrgſchaft geben. 
13 
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Die Folgen der conereten Vorfchrift koͤnnen auch eine große 
Tragweite annehmen. Der Notar kann momentan, wie allen- 
falls durch eine ihn plößlich befallende Heiferfeit, durch ein 
Bruftleiden, oder mie ſonſt verhindert werben, ein oft fehr um: 
fangreiches Teſtament vollftändig abzulefen, — der ganze, oft 
mit großer Mühe und Anftrengumg gefertigte Libell wäre gleich 
Null, und die Wiederholung des Altes zu einer anderen Zeit 
Fönnte Durch das verhängnißvolle „Zuſpät“ vereitelt werben! — 

ad c. Die hier angeregte Gefetesbeftimmung zeugt eben auch) 
nur wieber von dem im Notariatsgejebe allentbalben zu Tage 
tretenden Mißtrauen gegen die Notare. Wirb in ber Urkunde 
vom Notar beitätigt, daB der Stumme oder Kaubftumme die 
Urkunde gelefen, genehmigt und zur Beltätigung deſſen unter: 
jchrieben Habe, fo wird dieſes zweifellos vollfommen genügen; 
denn wenn der Stumme 2c. die Urfunbe gelefen bat, und bie= 
jelde, worin er natürlich auch die Bemerkung gefunden bat, daß 
er deren Inhalt genehmigt und zur Beftätigung unterjchrieben 
habe, — fofort unterjchreibt, jo erjcheint doch offenbar eine 
weitere eigenhändig gejchriebene Konftativung des Stummen x. 
hierüber überflüffig. 

ad d. Weber die Unzweckmäßigkeit dieſes Art, herrſcht 
nur eine Stimme. Wenn derſelbe nicht dazu gejchaffen fein 
fol, um den Notaren wieder einmal ihr Abhängigfeitsverhält- 
niß von den Gerichten vor Augen zu führen, jo weiß man 
nicht, welchen Zweck fonft er erfüllen fol. Zwar fagt man, 
durch die Beftätigung ber Unterfchrift des Notars abfeiten des 
Gerichts werde einer Faͤlſchung vorgebeugi; allein wer die Unter⸗ 
Schrift und das Siegel des Notars nahbilden kann, dem fehlt 
auch die Faͤhigkeit nicht, bezüglich des Gerichtsfiegeld und der 
Unterfchrift des Gerichtsvorftandes daſſelbe zu thun; er wird, 
wenn er das Eine ausführt, auch vor dem Anderen nicht zurüd- 
Ihreden. Gerichte fertigen die belangvolliten Zeugniffe und 
Verhandlungen aus; cd ift noch nirgends die Nothwendigfeit 
angeregt worden, bie Acchtheit der desfallligen Fertigung won 
einem Obergerichte Tegalifiren zu Taffen, wenn bie Urkunde über 
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bie Grenzen bes Appellationsgerichtiprengeld hinaus wirkſam 
fein ſoll; nur bei dem Gebrauche der Urkunden in auswärtigen 
Staaten tft, in manchen derjelben, die Beglanbigung der Yertis 
gung durch das Obergericht und die Minifterien der Juſtiz 
und bes k. Haufes und bes Aeußern oder durch eine vom k. 
Hofe beglaubigte Gefanbtichaft einer auswärtigen Regierung 
erforderlih, — und dieſes Verfahren mag auch bei Motariatss 
urkunden eintretenden Falls zur Anmendung kommen, in jedem 
anderen Falle iſt die Unterjchrifts-Legalifation eine unnöthige 
und beläftigende Formalität, welche uͤberdieß auch Bas amtliche 
Anjchen der Notare abſchwächt. Nicht minder dürften einer 
Reform zu unterftellen fein: | 

a) der Art. 9 Ziff. 3 im Zufammenhalte mit Abſ. 4 
bezüglich der Beurfundung von Rechtögefchäften außerhalb dem 
Bezirksgerichtsiprengel, 

b) der Art, 37 im Znfammenhalte mit Art. 36 bezüglid) 
ber Depofition von Geldern und geldeswerthen Papieren, 

6) der Art. 110 im Zufammenhalte mit Art. 109 wegen 
Gebührenerzefies, 

d) der Art. 117 im Betreffe der Suspenfion und Die 
wilfion der Notare, 

0) der Art. 127, nach welchem jede mit ben Notar in 
Berührung kommende Behörde zur Denunciation einer Dienft- 
widrigkeit des Notar aufgerufen wird. 


(Fortſetzung folgt.) 


Yerhältnig zwifchen Ordnungs⸗ und Bisciplinarftrafen. 
(Förmlichkelten der Beurkundung der Gefchäftsführung; Sdentifizirung ber 
bei Beurkundungen mitwirkenden Perfonen.) 

Bon Herrn Dr. €. Brunner, k. Advokat in Nürnberg. 


Zwei Gefichtspuntte find e8 gemäß Art. 114 u. 115 des 
Not.Geſ. v. 10. Nov. 1861, nach welchen bei Beftrafung von 
Notaren wegen Zuwiderhandlungen gegen Vorſchriften des Not: 
Gef. unterjchieden und verfahren werben ſoll. 
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Es ſoll nämlich geprüft werben: 

a) ob die verlegte Vorschrift lediglich die Formlichkeiten 
ber Beurkundung und ber Geichäftsführung betreffe, ober über 
diefen Bereich hinausgreife; 

b) ob bie Außerachtlaffung der Vorſchrift eine Nichtigkeit 
bes Notariatsaftes im Ganzen oder theilweije zur Folge habe 
ober nicht. 

Wenn fih fodann zeigt, daß bie verlegte Vorjchrift zu 
denjenigen zählt, welche lediglich die Förmlichkeiten der Beurkun- 
dung und ber Gejchäftsführung betreffen, unb anderſeits bie 
Zuwiderhandlung eine Nichtigkeit des Notariatsactes nicht zur 
Folge bat, d. h. wenn das Ergebniß der Prüfung nach dem 
erſten Gefihtspunfte ein bejahendes unb nach den zweiten ein 
verneinendes ift, barf nach Art. 114 dee Not.Gef. eine einfache 
DOrdnungswidrigfeit angenonımen und deshalb mit der Der: 
hängung einer Ordnungsſtrafe ſich begnügt werden, in allen 
andern Fällen, ſohin wenn nach dem erſten Geſichtspunkte ein 
verneinendes und nach dem zweiten ein bejabendes Reſultat oder 
auch wenn nad) beiden Geſichtspunkten zugleich entweder ein 
verneinendes oder ein bejahendes Nefultat zu Tage tritt, ſoll 
nad Art. 115 des Not.Geſ. ein eigentliches Dienftes-Bergehen 
angenommen und die Zumiderhandlung mit Disciplinarjtrafen 
im engern Sinne beahndet werben. 

Unter den Begriff von Förmlichkeiten der Beurkundung 
und ber Gefchäftsführung, deren Beziehung zum Inhalte ber 
verlegten Beitimmung bei einer Zuwiderhandlung im einzelnen 
Falle nach Art. 114 u. 115 des Not.Gef. für die Qualificirung 
der Zuwiderhandlung und für die Art der Strafe entſcheidend 
fein fol, dürfte ber ziemlich Karen Bebeutung der Worte ges 
mäß derjenige Theil der notariellen Thätigkeit zu fubjumiren 
fein, welcher das Förmliche, das auf die Form der Beurkundung 
und Geihäftsführung fich beziehende, zum Gegenſtande hat. 

Nah Seuffert's Lehrbuch des Pandektenrechtes $ 75 ©. 100 
macht die befondere Art und Weife, wie ber innere Alt ber 
Willenshanblung äußerlich Hervortritt, und, damit er wirkfam 
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ſei, hervortreten ſoll, die Form eines Rechtsgeſchäftes aus. 
Analog duͤrften die lediglich die Foͤrmlichkeiten der Beurkundung 
und ber Geſchäftsführung betreffenden Vorſchriften, von welchen 
bier die Rebe ift, als diejenigen zu bezeichnen fein, welche vie 
nähere Art und Weile regeln, in ber die notarielle Thätigkeit 
ber Beurfundung und der Gejchäftsführung ſich zu vollziehen hat. 

Hienach werben als Vorfchriften, welche lediglich die Foͤrm⸗ 
lichkeiten der Beurfundung und der Geſchäftsführung betreffen, 
diejenigen, weldye im Art. 43, 45, 47 -51 des Not. Geſ. ent: 
halten find, benannt werben Tönen. 

Bergl. Brunner’s Handbuch des Notariates $ 24—37. 

Beifpiele für Beitimmungen, welche nicht zu der Kategorie 
ber. lediglich die Förmlichfeiten ber Beurkundung und der Ges 
ſchäftsführung betreffenden, gehören, bürften die Art, 142, 
44, 46, 52, 80, 81, 96—103 des Not. Geſ. bieten, welche mit 
der Begründung der fubjeftiven Befähigung der Notare für 
Ausübung ihres Amtes und mit den Bebingungen der Forts 
daner biejer Befähigung, ferner mit den Gegenftänden des nota⸗ 
riellen Wirkungstreifes und den barausfolgenden Gränzen der 
notariellen Zuftändigteit fid, befaſſen. 

Berge. Brunuer’s Handbuh F 2—22. 

Andelangend das Merkmal der Nichtigkeit, bei deſſen &es 
gebenjein bie Zuwiderhandlung eines Notar zu ber böhern 
Stufe eines eigentlichen Disciplinarvergehens nad Art. 114 
und 115 des Not.Gef. ſich aufichwingt, jo macht es für bie 
Dnalification ber Zuwiderhandlung als Disciplinarvergehen 
keinen Unterſchied, ob die Nichtigkeit vom Geſetze ausdruͤcklich 
als Nechtsfolge der Zuwiderhandlung angedroht oder nur aus 
der Natur der Sache zu deduciren ft, denn auch dem Geſetz ift in 
ben erwähnten Strafartifeln eine ſolche Unterſcheidung nicht bekannt. 

Berjuchen wir nun bie praftiiche Anwendung ber aufges 
ftellten Grundſätze, ſo wird fih damit eine Ansfcheibung ber 
leichteren und fchwereren bienftlichen Zuwiderhandlungen nach 
dem vom Geſetze bezeichneten ie wie folgt, gewin- 
nen laffen. 
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Ars einfache Ordnungawidrigkeit und barım als ein 
lediglich mit einer Orbnungsftrafe zu beahndendes Delikt 
dürfte es, abgejehen, von den befonberen Beſtimmungen über die 
Einwirfung des Rüͤckfalles nach Art, 117 des Not.Gef. zu be 
tracpten fein, wenn ein Notar, entgegen der Beſtimmung im 
Art. 483 des Not.Gef. ohne ausdrückliches Erfuchen der Bethei- 
ligien ober ausdrücklichen Auftrag eines Gerichtes fein Amt in 
Ausübung bringt, oder wenn er, entgegen der Beſtimmung im 
Art. 45, Abſ. 1, des Not.Geſ. nicht darauf Bedacht nimmt, 
daß der Inhalt einer von ihm aufzunehmenden Urkunde mit 
ber. Abficht der Beibeikigten und. ven Civilgeſetzen übereinftinmt, 
ferner, wenn er bie in Art. 48 bes Not.Geſ. angeordnete 
Führung und Evidenthaltung von Berzeichniffen über die wegen 
Verſchwendung, Geiftes- oder Körperſchwäche unter Euratel ges 
fteßten Berionen unterläßt, ober wenn er, entgegen der Vor⸗ 
Schrift im Art. 49 des Not. Geſ. feine BVedenken über bie Dis⸗ 
prAitionsfähigleit eines bei einen Mechtsgefchäfte Betheiligten 
wicht, in der Rotariatsurfnude: wiederlcgt,. ober, wenn er ben 
Barihriften in Art. 62, 63 nnd 42 des Not.Gef. über die 
Angabe von Namen, Stand uud Wohnort der bei Beurkans 
dungen mitwirfenden PBerfonen und von Zeit, Ort und Gegen: 
jtand. der Beurkundung, ſowie über die Feſtſtellung der Iden⸗ 
tät der Betheiligten nicht nachkommt, ohne daß jedoch dieſe 
Unterlaffung auf die Wirkſamkeit der Urkunde einem nachthei- 
ligen Einfluß bat, ober wenn er tn Bezug auf Materialien, 
Schrift, Naumeintheilimg, Bezifferung der Seiten und Bei- 
fügung feines Namenszuges auf den einzelnen Blättern, Sprache, 
formelle Anordwing des Inhaltes, Deutlichkeit, Angaben von 
Zeitbeftimmungen und Zahlen, Bor: und Durchleſung ber Ur: 
kunde den Vorjchriften des Notariatsgeſetzes Art. 64, 65, 66, 
67 Abſ. 1 und der Inſtruktion hiezu $ 43, 44, 45, 46 nicht 
nachlommt, oder wenn er den DVorfchriften in Art. 77 des 
Not.Gef. über die Führung des Gefchäftsvegifters ober. in Art. 
88 Abſ. 2, Urt, 93, Art. 94 des Rot Geſ. über die Exrtheilung 
von Ausfertigungen und Geftattung der Einfichtnahme vom 
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Notariatsurtumben entgegenhandelt, ober endlich, wenn er den 
Borjchriften in Art. 13 und 15 des Not. Geſ. über Mittheilung 
der Urſchriften von Urkunden oder veren Inhaltes an die Ge⸗ 
richte, oder den auf Ennmd des Art. 150 Abi. 2 bes Not.Geſ. 
erlaffenen Anoromungen über das zum Zwecke der Evidenthal⸗ 
tung ber Srunbftenertatafter. zu beobachtende Verfahren nicht 
Genäge leiftet. 

Alle Zuwiderhandlungen dev jo eben bezeichneten Art 
fallen unter biejenigen, welche lediglich die Förmlichkeiten ber 
Beurkundung und der Gefchäftsführung betreffen und welche 
deshalb und da fie anderjeits nicht zu denjenigen gehören, 
welche cine Nichtigkeit des Notariatsaftes zur Folge haben, 
ımter die geringeren Berfehlungen der Notare nach F 114 des 
Not.Geſ. zu zählen fein dürften. | 

Menn dagegen ein Notae im einer Urkunde Ueberſchrei⸗ 
bungen oder Einfchaltungen vornimmt und bamit das Verbot 
in Art. 70 des Not.Gef. verletzt oder wenn er Zufähe ober 
Aenderungen ohne die im Art. 71 und 72 Abſ. 2 des Not.- 
Ser. vorgefchriebene Form macht, ober wenn er, entgegen dem 
Berkute in Art. 72 Abi. 1 und 4 an einer befchriebenen ober 
zu beſchreibenden Stelle der Urkunde eine Radirung ausführt, 
ober wenn er, entgegen ber Borichrift in Art. 9 Ziffer 3 des 
Not. Geſ. eine Urkunde außerhalb feines Amtsſprengels aufs 
nimmt, ober wenn er, troß bes Mangel bev Unparteilichkeit 
nach, Art. 47 des Rot. Geſ. eine Urkunde errichtet, oder wenn 
er cine Urkunde am Schluſſe nicht nach Art. 67 Abi. 3 des 
Rot.Geſ. von ben Betheiligten unterjchreiben läßt oder nicht 
ſelbſt unterſchreibt, oder nicht mit dem Amtsfiegel verficht, oder 
wenn cr bei Mängeln hinfichtlich der Unterjchrift und bes 
Wahrnehmungs-⸗ und Erflärimgevernidgens ber Betheiligten, 
ferner bei der Auf- oder. Uebernahme Tegtwilliger Verfügungen 
nicht die befonderen in Art. 55—61, 69, 74 —- 76 des Not: 
Gel. vorgejchriebenen Foͤrmlichkeiten beobachtet, jo bat immer 
eine: Disciplinarftrafe. einzutveten, weil das Netarlatsgefeh im 
Art. :188: des Not. Geſ. ausdrucklich an. ſolche Zuwiberhande 
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nungen die Nechtsfolge der Ungiltigkeit der Notariatsurkunde 
gefnüpft hat und fomit- bei ber Beſtrafung nur für Art. 115 
des Not. Geſ. Raum gegeben if. Eine Disciplinarftrafe wird 
ferner zu verhängen fein, wenn ein Notar, während fein Amt 
durch einen Stellvertreter nach Art. 39 des Not Geſ. ausgeübt 
wird, auch ſelbſt amtirt, ober wenn er Verhandlungen auf- 
nimmt, bei welchen es ihm an der Zuſtändigkeit nach Art. 11 ff. 
des Not.Gef. gebricht, da in erjterem Fall in jubjeftiver Be⸗ 
zichung, im leßteren Falle in objektiver Beziehung Mangel der 
Berechtigung feine Amtshandlungen nicht zur Giltigkeit gelangen 
läßt, und die fomit aus der Natur der Sache folgende Nichtig- 
feit des Notariatsattes bei ſolchen Zuwiberhandlungen die Au—⸗ 
nahme eines Dienftesrentes der ſchwereren Gattung nad) Art. 
115 des Not.Gef. rechtfertigt. | 

Als ein bisciplinär zu beahndendes Dienftesbelift dürfte 
e8 ferner zu erachten fein, wenn ein Notar mit Verlegung ver 
ihm durch Art. 43 Abſ. 4 des Not.Gef. auferlegten Pflicht bei 
Erſuchen der Betheiligten oder Auftrag eines Gerichts die 
feiftung feiner Dienfte ohne genügenden Ablehnungsgrund ver- 
weigert, da bie gänzliche Verhinderung bes Zuſtandekommens 
eines Altes von Seite des Notar an Schwere ber Verſchuldung 
und an Strafbarfeit der Errichtung eines Notariatsaktes mit 
einem Gebrechen hinfichtlich feines rechtlichen Beſtandes offen- 
bar gleichgejtellt werden muß. 

Ebenſo und aus gleichem Grunde wird eine Dischplmarftrafe 
Plat zu greifen haben, wenn ein Notar eine der im Art. 62, 
63 und 42 des Not.Gef. vorgejchriebenen ausprüdlichen An⸗ 
gaben über Namen, Stand und Wohnort der bei Beurkundun⸗ 
gen mitwirkenden Berfonen und über Zeit, Ort und Gegenſtand 
der Beurkundung, fowie über fein Willen von der Identität 
ber Betheiligten zu machen unterläßt und durch eine ſolche 
Unterlaffung der rechtliche Beſtand ober die Wirkjamkeit ber 
anfzunehmenden Urkunde Schaden leidet, 

Endlich wäre e8 als ein mit einer Disciplinarftrafe zie 
beahndendes Dienſtesdelikt auch noch anfzufaflen, wenn ein 
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Notar den gefehlichen Beſchräͤnkungen Aber Vornahme von ges 
wiſſen Privatgefchäften nach Art. 10 und 36 des Not.Gef. zus 
widerhandelt, weil in ſolchem Falle zwar nicht von Nichtigkeit 
eines Notariatsaktes gefprochen werden Tann, jedoch andererſeits 
auch nicht Vorſchriften, welche lediglich die Förmlichkeiten ber 
Beurkundung und der Gefchäftsführung, ſondern folche, welche 
bie allgemeinen, bürgerlichen Berhältnifie des Notars betreffen, 
in Frage ftehen und fohin wieder nicht Art. 114 jondern Art. 
115 des Not. Geſ. zur Anwendung fi eignet. Aus den bis: 
berigen Betrachtungen dürfte von ſelbſt auch erhellen, daß es 
nicht angeht, wie in dem Auflage ©. 265 ff. Jahrgang 1866 
gegenwärtiger Zeitjchrift verfucht wird, bie bei den vom Not. 
Gef. im Art. 114 aufgeftellten Merkmale der mit einfachen 
Ordnungsſtrafen zu beahndenden Zumiderhandlungen, nämlich, 
daß eine Icbiglich bie Förmlichkeiten der Beurkundung und ber 
Sefchäftsführung betreffende VBorichrift Gegenftand ber Verlegung 
fei, und daß die Verlegung eine Nichtigfeit des Notariatsaftes 
nicht zur Folge habe, miteinander zu ibentificiren, und den In⸗ 
halt der Art. 114 und 115 des Not.Gef. fo aufzufaffen, als ob 
hienach ausſchließlich diejenigen Zuwiderhanblungen, welche eine 
Nichtigkeit des Notariatsaftes nach fich ziehen, mit Disciplinars 
ftrafen belegt werden wollten und Borfchriften, deren Verlegung 
oder Außerachtlaſſung Leine Nichtigkeit des Notariatsattes zur 
Folge hat, fchon deshalb nur zu denjenigen, welche lediglich bie 
Förmlichkeiten der Beurkundung und ver Gefchäftsführung bes 
treffen, zu zählen feien, und nicht mit Disciplinarftrafen, fondern 
nur mit einfachen Orbnungsftrafen beahndet werben konnten. 
Die beiden in Art. 114 des Not. Geſ. für einfache Ordnungs⸗ 
wibrigfeiten aufgeftellten Merkmale, daß bie verletzte Vorſchrift 
lediglich die Förmlichkeiten der Beurkundung und ber Geſchaͤfts⸗ 
führung betreffe, und daß die Zuwiderhandlung auf den Nedhts- 
beftand des Notariatsattes Feinen Einfluß habe, find von einander 
unabhängig, und es koͤmen, wie das Vorausgeſchickte zeigt, 
ebenjowohl Zumiderhandlungen gegen Vorschriften, weldhe zwar 
Iebiglich die Foͤrmlichkeiten ver Beurkundung und der Geſchaͤfts⸗ 
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führung betreffen, deren Außerachtlafſung aber Nichtsdeſtoweniger 
auch. auf den Rechtsbeſtand bes Rotariatdactes von weſentlichſtem 
Einfluß tft, wie auberjeits Zuwiderhandlungen gegen Vorſchrif⸗ 
ten, deren Außerachtlaffung feine Nichtigkeit des Rotariatsaetes 
zur Folge hat, und die beiten ungeachtet nicht lediglich bie 
Förmlichleiten der Beurkambnug und ber Gehhäftsführung be 
treffen, gebacht werben. 

An ven erwähnten Aufſatze S. 265 ff. Jahrgang 1866 
biefer Seitfchrift wird Speziell noch ber Dißciplinirung ber 
Notare wegen Zuwiderhandlungen gegen Borfchriften Über bie 
Perſonenidentificirung gedacht, und es ſcheinen dabei hauptſäch⸗ 
lich Bedenken gegen die vom oberſten Gerichtshofe nach einem 
Erkemmiſſe vom 5. Oktober 1865 (AMD. v. J. 1865 
St. 21S. 161 ff.) fih augeeignete Auffafiung ber einſchlagen⸗ 
den Fragen eingewirkt zu haben. 

Tür ſolche Bedenken dürfte allerdinge theilweiſe Aulaß 
beſtehen, wenn auch, wie gezeigt, die im erwähnten Aufſatze 
vertretenen Art, der Auslegung vom Art. 114 und 115 bes 
Not. Geſ. nicht als haltbar Fich erweiſen dürfte und es wird 
daher am Plate fein, bie Ergebniffe der obigen Grindſäaͤtze in 
Anwendung anf Zuwiderhandbungen des Notar gegen Bor: 
ſchriften Aber die Perfonenidentifictrimg‘ hier noch näher zu 
beiprechen. 

Menu ein Notar, wie es in ben fechs Fällen, die dem 
obigen Erkenntniſſe vom 5. Oftober 1865 zw. Grunde Tiegen, 
geſchehen zu fein ſcheint, beftinmtie nad) Namen, Stand und 
Wohnort oder fonftigen zuverläſſigen Anhallspunkten bezeichnete 
Perfonen Bei Aufnahme einer Urkunde als gegenwärtig handelnd 
vorträgt, jo beftätigt er damit zugleich auch die Identität der 
Perfonen ſelbſt nach den angegebenen Anhaltspuüften. 

Wollte er nicht zugleich die Identität folcher Perſonen 
beftätigen, fo dürfte er wicht fagen, daß bie im ber Urfunbe be- 
zeichneten Perfoneu vor ihm: gegenwärtig geweſen ſeien ober ges 
handelt Hätten, fonder er nrüßte jagen, daß Perſonen, welche 
Ach als bie in der Unkfinbe bezeichneten ausgegeben haben, ober 
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ihm als folche vorgeftellt wurden, vor ihm aufgetreten ſeien 
oder gehandelt haben, ober er müßte in fonftiger Weiſe zum 
Ausprude dringen, daß nicht die Identität fraglicher Perſonen 
ſelbſt, ſondern nur die für deren Richtigkeit beigebrachten Aus 
haltspunkte Gegenftand der Beftätigung feien, da außerdem 
offenbar bie Beftätigung der Identität als ſolcher als in der 
Urkunde enthalten angejehen werben müßte. 

Logiſch gedacht, dürfte ein für allemal keine andere Auf: 
faſſung als dieſe ftatthaft erjcheinen. 

Auch ſchon in gegenwärtiger Zeitſchrift Jahrgang 1866 
S. 328 wurde, nach Vorſtehendem gewiß mit Recht, die Unab⸗ 
weisbarkeit dieſer Auffaſſung hervorgehoben. 

Das Nodtariatsgeſetz beſtimmt nun aber im Art. 62, daß 
der Notar in allen Fällen ausdrückliche Angaben über feine 
Kenntniffe von der Spentität der Betheiligten nad) Namen, 
Stand und Wohnort In die Urkunde einrüde, und daß er, 
werm er nicht ſelbſt die Betheiligten kennt, bie Berhamblung 
mit der Yörmlichkeit der Zeugenzuziehung vornehme, fowie als 
Suftrumentszeugen folche Berjonen wähle, weichen die Betbeilig- 
ten befannt find, oder daß er, ftatt dDurdy zwei Zeugen, durch 
zwei Ausfunftöperfonen Namen, Stand und Wohnort ber Be⸗ 
theiligten. zu dem Notariatsatte befcheinigen laſſe, endlich, daß 
er, wenn ihm weder Zengen, noch, Ausfwiftsperfonen, welche 
die Betheiligten kennen, zu Gebote ſtehen, dieß wieder ausdrück⸗ 
lich in der Urkunde bemerke und anführe, ob und welche andere 
Behelfe über die Perſon der Betheiligten ihm vorgelegen ſeien. 
Angeſichts dieſer poſitiven Beſtimmungen darf der Notar, welcher 
die Betheiligten Bent, obwohl materiell ſchon bie thatſächliche 
Beitätigung der Identität durch Aufführung berjelben in ber 
Urkunde ohne bejondern Beiſatz als gegenwärtig und handelnd 
genägen würde, doch auch von ber formellen Beitätigung, daß 
die fraglichen, als gegenwärtig und handelnd aufgeführten Per- 
jonen ihm nach Namen, Stand und Wohnort bekanut 
wicht. Umgmıg nehmen. 

In denjenigen zweben: won ben: Foͤllen dei obigen Go 
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kenntniſſes, in welchen es ſich um die Identität der Betheiligten 
d. i. der bei Rechtsgeſchäften und deren Beurkundung in eigenem 
Intereſſe mitwirkenden Perſonen handelt, hätte demnach der 
Notar ausdrücklich in der Urkunde zu beſtätigen gehabt, daß 
ihm die Betheiligten nach Namen, Stand und Wohnort bekaunt 
ſeien, was nach den im erwähnten Erkenntniſſe enthaltenen 
Feſtſtellungen nicht gejchehen iſt und es liegt infoferne in dem 
vom Notar in den gedachten Fallen eingehaltenen Verfahren un- 
zweifelhaft eine Zuwiderhandlung gegen Art. 62 des Not.Gef. 

Zuwiderhandlungen folcher Art dürften jedoch nur mit 
Drdnungsftrafen, nicht wie im obenangeführten Erfenntniffe 
vom 5. Dftober 1865, ferner im einem oberftrichterlihen Er- 
fenntniffe vom 2, DOftober 1866 (J. M.Bl. v. J. 1866 St. 
29 ©. 286 ff.) angenommen wurde, mit Disciplinarftrafen zu 
beahnden fein. 

Denn die Vorfchriften, gegen welche der Notar verftiek, 
betreffen lediglich die Förmlichkeiten der Beurkunbimg und Ge⸗ 
häftsführung, und die Zumiberhandlung hatte nad) dem alt= 
gegebenen Sachverhalte feine Nichtigkeit des Notariatsaktes 
zur Folge. 

Die Beltätigung ber Identität der Betheiligten in ber 
Art, daß die Betheilisten als gegenwärtig und handelnb in ber 
Urkunde aufgeführt wurden, genügt, um den Beweis der Iden⸗ 
tität jolcher Perſonen zu fichern, und der Notariatsakt wurde 
in feiner Beziehung dadurch beweisuntüchtig oder fonft rechts⸗ 
unwirkſam, daß die Spentitätsbeftätigung nicht gerade in ber 
durch Art. 62 des Not Gef. angeordneten bejondern Form erfolgte. 

Nur wenn der Notar aud) eine thatfächliche Beſtätigung 
der Foentität der Betheiligten völlig umgangen und von ber 
durch das Geſetz zur Aushilfe in ber Soentitätsconftatirung 
gewährten Förmlichkett der Zuziehung von Zeugen oder Aus⸗ 
tunftsperfonen den für Gewinnung einer rechtswirkfamen Iden⸗ 
titätsconftattrung, vergl. Brunner’s Handbuch $28 ©. 93 und 
gegenwärtige Zeitihrift Jahrgang 1866. S. 323 Anmerkung, 
erforberfichen Gebrauch zu machen unterlafien hätte, obwohl ihm 
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in feinem Wiffen oder in Zeugen: oder Auskunftsperfonen mit 
ben entſprechenden Eigenichaften die geeigneten Behelfe für bie 
eigene Beftätigung ober Doch für eine ber eigenen Betätigung 
gleichzuachtende Spentificirung nach Art. 62 des Not.Geſ. zu 
Gebote geftanden wären, Fännte in Anbetracht bes Einflufjes 
einer jolchen Verſäumniß auf bie Vollftändigfeit und Beweis⸗ 
fraft der Urkunde von Nichtbeitand und Nichtigkeit des eins 
Ichlägigen Theiles der Urkunde und von einer deshalb zu ver- 
hängenden Disciplinarftrafe gefprochen werden. 

Allein fo gravirende Pflichtwidrigfeiten des Notars waren 
in den durch die obigen Erfenntniffe der näheren Prüfung 
unterzogenen Fallen nicht gegeben. 

Sollte wegen mangelhafter Perfoneniventifictrung gegen 
einen Notar mit Disciplinaritrafen vorgegangen werben, jo 
dürfte nach dem Geſagten beſonders auch der Nachweis erforder- 
lic) fein, daß dem Notare die nöthigen Behelfe für eine rechts: 
wirffame, ausreichende „sdentitätsconftatirung zu Gebote geſtan⸗ 
den wären, wenn er von ſolchen hätte Gebrauch machen wollen, 

Denn ohne ein näheres Eingehen auf die Behelfe, welche 
dem Notar zu Gebote ftanden, würde ja auch ein Urtheil darüber, 
ob der Nichtbeftand oder die Unwirkfamkeit der Urkunde im 
Punkte der PBerfonenidentität als Folge einer Zuwiderhandlung 
des Notard gegen bie Borfchriften in Art. 62 des Not. Geſ. oder 
als Folge außer dem Machtbereiche und der Verantwortlichkeit 
des Notard Tiegender Verhältniffe zu betrachten jet, kaum ges 
fallt werden Tönnen. 

Inſoferne dürften auch die noberjtrichterlichen Erkenntniſſe 
vom 25. Mat und 11. Juni 1866 (J.M. Bl. v. J. 1866 
St. 15 ©. 146 ff. und 154 ff. und St. 19 ©. 181 ff.) wonach 
in allen Fällen der bloße Mangel vollgültiger Identificirung ber 
Betheiligten in Verbindung mit Unterlaſſung genauerer An- 
gabe darüber, daß ausreichende. Behelfe nicht zu Gebote geſtan⸗ 
ven jeien, genügen fol, um die Verhäugung einer Disciplinars 
ſtrafe gegen den Notar zu rechtfertigen, einer zu ftrengen Aufs 
faffung fich hingegeben haben. 
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Lediglich in Anſehung der Betheiligten, nicht auch in 
Anſehung der Zeugen und Austunfts- ſowie fonftiger nicht 
unter die Kategorie ber Betheiligten fallenden Perſonen dürfte 
übrigens für ben Notar eine Obliegenheit zu ausdrücklichen 
Angaben im Punkte der Identität beſtehen. 

Art. 62 des Notariatsgeſetzes ſpricht in der hieher bezüg- 
lichen Vorſchrift ausfchlichlich von den Betheiligten, und nach 
Art. 53 Ziffer 2 des Not.Gef, müfjen zwar die Zeugen dein 
Notare perfönlich bekannt fein, aber es tft dort nicht vorge: 
jährieben, daß hievon in ber Urkunde ausdrücklich Meldung 
geſchehe. 

Wohl wird in F 40 Abſ. 2 der Inſtruktion vom 1. Juni 
1862 zum Vollzuge des Not. Geſ. gejagt, es ſolle in ber Urs 
funde angeführt werben, daß die beigezogenen Zeugen dem 
Notare bekannt find. 

Ta aber die gedachte Bollzugsinftruktion in ihrem $ 30 
mehr einen Rath und eine Belehrung zu ertheilen, als cine 
zwingende Borjchrift aufzuftellen jcheint, und nicht abzuſehen 
ift, warum gerade in Unjehung der Zeugen eine folche Vor: 
jchrift, welche aud) gar nicht einmal auf eine Webereinftinnmung 
in der Form ber Ipentitätdconftatirung mit Art. 62 des Not.= 
Geſ. Beracht nehmen würde, hätte erlaffen werden wollen, 
während in Anfehung von Auskunfts⸗ und fonftigen Perjonen, 
für welche die gleiche ratio legis anfchlagen müßte, von einer 
derartigen Anordnung Nichts werlautet, fo möchte fich wohl die 
Annahıne als die richtigfte empfehlen, daß dem Ab. 2 des S 40 
der erwähnten Vollyugsinftruftion vom Haufe aus die Eigen- 
fchaft einer bindenden Vorfchrift nicht zukomme. 

Eine beim Mangel einer poſitiven Borfchrift aus ber 
mehr ſelbſt fich rechtfertigenden Nothwendigkeit, daß über bie 
Sspentität von Perſonen, welche nicht zu den Vetheiligten ges 
hören, von dem Rotare ausprücliche Angaben gemacht werben, 
wird gleichfalls nicht zu erweiſen fein, wenn, wie gezeigt, ſchon 
die unmittelbare Aufführung von näher bezeichneten Perjonen 
in einer Urkunde als gegenwärtig und handelnd thatfächlich die 
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volle Beitätigung . ver Identität der fraglichen Perſonen in ſich 
ſchließt. 

Die theilweiſe bereits oben beſprochenen Erkenntniſſe vom 
5. Oktober 1865 und 2. Oktober 1866 dürften demnach auch 
noch inſoferne Entſcheidungen enthalten, welche nicht ganz ohne 
Bedenken fein dürften, als darin die Zuläſfigkeit von Strafein⸗ 
chreitungen gegen Notare ohne Weiteres aus dem Grunde für 
gegeben erachtet wird, weil vom Notar formelle Angaben darüber, 
dat ihm Namen, Stand und Wohnort von Zeugen und fonjtigen 
nit zu ben Betheiligten gehörigen Perjonen bekannt jeien, 
unterlaffen worden feien, unb als die biebei angenommenen 
Berfehlungen darin auch insgefammt für ſolche der höhern, bie 
Beahndung mit eigentlichen Disciplinarftrafen bedingenben Gattung 
erHlärt werben. 

Dürfte, wie erwähnt, dem Notare eine Pflicht zu formellen 
Angaben Behufs Betätigung der Spentität nicht in Anſehung 
aller Perſonen obliegen, jo dürften derartige Angaben ander 
jeits ihm doch wieder auch nicht verwehrt fein, infoferne er 
joldye aus freiem Antriebe und trog des Mangels einer pofitis 
ven Obliegenheit in der Urkunde nieberlegen will, und es bürfte 
Ipeziell auch nicht zu beanftanden fein, wenn er dieß gerabe in 
der durch Art. 62 Abf. 1 des Not.Geſ. zunächſt für die Iden⸗ 
tifieirung der Betheiligten worgefchriebenen Form thun will, da 
legtere Form, nachdem fie einmal für gewiffe Fälle vom Geſetze 
ausbrücdlich gebilligt ift, überhaupt als dem Geifte des Geſetzes 
am meilten entiprechend anzufehen jein dürfte und Benennung, 
Stand und Wohnort, auf deren Beitätigung die im Art. 62 
Abſ. 1 des Not. Geſ. angeorbnete Form der Identitätsconſtati⸗ 
rung abzielt, jchon feit Langem im Notariate als die hervor: 
ragendſten unb daher regelmäßig auch genügenden Anhaltspunfte 
für die Identität von Perſonen anerkannt find. (Bol. Oeſterley 
Deutſches Notariat Bd. II. FF 54 ©. 440-442 Note 44—50.) 

Der Notar mag endlich Perſonen, vor was immer für 
einer Kategorie in einer Urkunde unmittelbar und ohne bejon= 
dern Beiſatz als gegenwärtig oder handelnd aufführen ober nad) 
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Anleitung von Art. 62 Abſ. 1 des Not.Geſ. ausdrücklich als 
von Benennung, Stand und Wohnort ihm befannt bezeichnen, 
jo wird dazu gefordert, daß er von ber Richtigkeit der in ſolcher 
Weile zu beftätigenden Identität der fraglichen Perfonen nach 
Mafgabe der in die Urkunde aufzunehmenden Bezeichnung biejer 
Perfonen zuverläffiges auf Xhätigkeit der eigenen Sinne ges 
gründetes Wifjen habe. 

Denn die Gejchäfte der Rechtspflege, zu deren Beforgung 
nach Art. 11 ff. des Not. Geſ. der Notar berufen ift, geftatten 
ihrem Weſen nach eine Beurkundung nur in Uebereinftinmung 
mit der objektiven Wahrheit und auf erfahrungsgemäß voll- 
kommen ficheres Wiſſen hin, als welches nur das aus eigener Sinnes- 
wahrnehmung Gejchöpfte erachtet werben fan. Eine Beurkun- 
dung der Identität von Perſonen durch den Notar ohne zu: 
reichendes eigenes Willen würbe, wie aus bem eben Geſagten 
hervorgeht, Borjchriften miderftreiten, welche nicht bloß Foͤrm⸗ 
lichkeiten der Beurkundung und der Gefchäftsführung, nicht bloß 
die nähere Art und Weife, in ber die Thätigfeit ver Beurkun—⸗ 
dung und ber Gejhäftsführung des Notars ſich zu vollziehen 
bat, fondern die Zuläffigfeit jolcher Thätigfeit und bie Bes 
fähigung und Zuſtändigkeit des Notars hiefür überhaupt be 
treffen und deren Außerachtlaffung die Nichtigkeit bes Notariats- 
aktes zur Folge hätte, und müßte fo jedenfalls auch nicht mit 
einer einfachen Orbnungs- ſondern mit einer Disciplinaritrafe 
beahndet werden, womit ein oberjtrichterliches Erfenntnig vom 
411. Auguft 1865 (J.M.Bl. v. J. 1865 St. 16 ©. 121 fi.) 
ũbereinſtimmt. 

Sollte erwieſen werben Können, daß der Notar wiſſentlich 
eine Unwahrbeit beurkundet habe, und von rechtswibrigem Bor: 
abe hiebei geleitet werde, jo hätte er überbieß auch noch ftraf: 
rechtliche Einfchreitung wegen Mißbrauchs des Amts zur Faͤlſchung 
von Urkunden nad Art, 371 ff. des St.G.B. zu gewärtigen. 
(Vgl. gegenwärtige Zeitichrift Jahrgang 1866 St. 15 ©. 225 ff. 
und 234 ff.) 

Drud und Verlag der C. H. Bed'ſchen Buchhandlung in Nördlingen. 
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Die Aufttapserklärung. 


_ (Döclaralion ou ölection de command. ou mi) 
L 


- Der Yufjak ‚Verkauf — Liegenſchaft an ei 
nen erh zu. benennenden Käufer“ m Nr. 12 ©. 179 
diefer Zeitfehrift von 1865 hat meine Aufmerkſamkeit von neuem 
auf die In Frankreich and and) bei uns in der Pfalz übliche, 
fogerrammte Command- ober: Uuftragserflärung (dövlaration do 
command) gelenkt und mich weranlaßt, in dem Folgenden nach 
ben beften franzöfiichen Schriftflellern und den Inſtruktionen 
der franzöflichen Megte einen kurzen Abriß zu geben über Na⸗ 
fur, Urſprung und Wirkung biefes eigenthümlichen Vertrages, 
oder befjer gejagt, diejer eigenthümlichen Vertragsftipulation. 
Was verfteht man unter Auftragserflärung? 
Unter Auftragserklaͤrung verfteht man die Erffärung, welche ein 
14 
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Erwerber in Folge eines befonderen; deßhalb im Erwerbstitel 
gemachten Vorbehaltes, nach Abichluß der Erwerbsurfunde, in 
einer gewiflen Fri und im einent bejmibere Alte dahin ab⸗ 
gibt, daß er die Sache Ah Fir ſich, fondern für eine dem Ver⸗ 
Täufer zur Zeit des Verkaufts unbelannte, damals vielleicht 
noch ganz und gar ungewiſſe Perſon, welche bie gemachte Ers 
werbung auf Ti) nimmt, erworben Babe. 

Su Folge dieſer Erklärung, welche ſich mit dem Verkaufs⸗ 

akte derart "identifizivt, daß "beide nur uls ein einziger Alt be⸗ 
tradgtet werben, tritt der Declarant ganz aus dem Rechteper⸗ 
hältnifje Heraus und der erlinte Auftraggeber in. ber Art an 
des Declaranten Stelle,’ daß er jo angejehen wird, als habe er 
die Sache direkt von deu Berfäufer: erworben. 
Die Command-Erfärung ift daher nicht mit bem_Gegen- 
jheine . (contre-lettre) zu verwechjeln. VLetzterer zerſtört ben 
früheren At, fagt, daß er nicht ernftlich gemeint fei, erſtere 
dagegen läßt ben früheren Aft beitehen und weit den daraus 
entipringenben Gewinn, aber. auch bie daraus entipringenden 
Verbindlichkelten nur einer andern Perfon au, welche ben Ver⸗ 
trag auf fih nimmt und fid) zur Erfüllung deſſen Bedingun⸗ 
gen verpflichtet. Auch "macht die Command-Exffärung Beweis 
gegen alle Perſonen, ſelbſt gegen dritte, während ver Gegenſchein 
nur unter den Parteien Wirkung hat. 

Mit den: Gruupſfaͤtzen des romiſchen Rechtes, ſagt Trop⸗ 
Img (Vvento Nr. 64), wo men nur fuͤr ji und niemals. für 
einen, andern kaufen konnte, aa ſei denn in Folge eines Man⸗ 
dates, und wo derjenige, ber fir einen andern kaufte, weder für 
fich ſelbſt noch für ben anbern, füg weichen ex laufte, cine Klage 
erhielt, weil man, nicht für andere ſtipuliren konnte“), ſchaint 
die Auftragserffärung nicht übereinzuftimmen, wie man benn 
au in bem römischen Rechte feine. Spur davon finde. Dis 
gegen war die Befugniß, eine Auftragserflärung abzugeben, nach 


) L. 6 C. si quis alteri vel sibi ımb Favre und Perezius Über biefen 
Titel; L. 38 $ alteri D. de verb. oblig. L. 11 D. de gblig. et act. 
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ben Gewohndeitsrechten von Amiens, Sambrat, Lille 2c. zuge⸗ 
laſſen. Dieſelben ſtellten indeß als Grundſatz auf, daß die 
Command»Erklärung geſchehen mäüfje, bevor der Erwerber irgend 
eine Eigenthums⸗, Befitz- oder Genußhaudlung vorgenommen 
Habe umb unter venfelben Bebingungen und Vafien, wie fie ber 
Kauf oder Steigaft enthalten. Dir ‘da Not. V° Deeclaration 
de Command $ i Nr. 2) 

Die Auftragserflärung des franzoͤſiſchen Rechtes iſt ſomit 
ein Ergebniß der modernen Jurisprudenz und verdankt ihren 
Urſprung nach dem Zeugniſſe Älterer Schriftſteller, insbejonbere 
des PBröfiventen Favre (c. Troplong 1. 0,): 

...41) dem Widerwillen, welchen bie. Mehrzahl ver Pexſonen 
von Diftinetion hatte bei gerichtlichen. Verfteigerungen zu .er- 
Keinen und zu fteigern, und Furcht, man wäöchte fie her Hab: 
jucht oder ber Böswilligfeit gegen bie expropriirte Partei zeihen. 
Diefe Perfonen Liegen ſich daher durch irgend einen Betrauensr 
mann vertreten, welcher erklärte, für fih oder für jeinen Auf: 
traggeber (Command) zu erwerben und hatten dasjelbe Recht, 
als wenn jie bei dem Verkaufe perjönlich erjchienen wären, 
Bon den öffentlichen Verkäufen ging dieſer Gebrauch dann auch 
auf bie gewöhnlichen Verkäufe über. 

2) Dem Haffe der Rechtsgelehrten gegen die verjchiedenen 
Abgaben, denen der Eigenthumswechfel unterworfen war, ins⸗ 
beſondere gegen die gutsherrlichen Abgaben z. B. Laudemien. 

8) Dem Beftteben nad Erleichterung und Frelheit im 
Handel mit Liegenſchaften. | 

Der Code civil ernährt dieſe Verlraeſtipulatibn nicht aus⸗ 
drücklich. Doch finden ſich darin Verfügungen, welche ſich wohl 
darauf anwenden kaffen. So kann man nach Art. 1120 ſelbſt 
ohne Mandat Namens einer dritten Perſon erwerben, indem 
man für ihre Genehmigung gutſpricht“) und der Art, 1122 
fiedt ven Fall vor, dag in dem Bertrage ausgedrückt werben 


2) Verweigert dieſe dritie Perſon die Genehmigung, ſo iſt der, — 
für fie gutgeſprochen Bat, zur Schadloehaltung verbunden. 
14® 
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Tann, daß man nicht für ſich ftipulirt. habe. Es geht 
hieraus wohl zur Genuͤge hervor, daß die Befugniß, eine: Auf: 
teagserflärung abzugeben, . an und für ſich dem gemeinen Rechte 
nicht wideripricht, und daß fie, in einem Vertrage einmal bes 
dungen, eine Hinlängliche umb geſetzliche Bafis hat, zumal ber 
Art. 1584 1. c. bei dem LKaufvertrage jedmögliche Mobalität 
geftattet, die mit den allgemeinen Nechtsgrundfägen nicht im 
Widerſpruche ſteht. 

Spricht nun auch der Code civil von dieſer Bertragsftic 
pulation nicht ausprüdlich, jo thuen doch ber Code de procedure 
civile und bauptfächlich‘ fißcale Geſetze ihrer -deito mehr Erwähn⸗ 
ung, ein binlänglicher Beweis dafür, daß der Haß der Rechts⸗ 
gelehrten genen die verichiedenen ‚Abgaben beim Wechſel des 
Eigentdums an ihrer Eriftenz den geringften Antheif nicht bat. 

Die gejeifichen Beſtimmungen, welche ber Auftragser⸗ 
klaͤrung Erwähnung thun, find folgende: 

I. Art. 709 C. de pr. civ. fagt: „Der Anwalt, welcher 
der letztbietende geblieben ift, Hat innerhalb 3 Tagen nach ge 
ſchehenem Zufchlage den eigentlichen Steigerer anzugeben, unb 
entweber deſſen Annahme beizubringen oder feine Vollmacht 
vorzulegen, welche der Urſchrift feiner Erklärung angeheftet 
bleibt; thut er diefes nicht, jo wird er als Steigerer für eigene 
Ren angefchen. . 

I Das Geſeß vom 519, Dißr, 1790 über die Einpegiftrirs 
ung ber Aften unterwarf die Command-Erflärungen. einer Ges 
bühr von 20 Sons (1. Franken), wenn fie: 

4) innerhalb der nächiten 6, auf die betreffenden Ver⸗ 
kaͤufe oder Verſteigerungen folgenden Monate; 

2) in Folge eines ausdrücklichen Vorbehaltes in den 
Verträgen und Zuſchlagsurtheilen; und 

3) unter denfelben Bedingungen, wie die Erwerbung ſelbſt, 
geſchahen. 
| III. Sejeß v. 22, Frimaire VII über die Regiftrirung der 
Alten, 
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Dieſes Gefeb hat die frühere Friſt von 6 Monaten auf 
bie jehr kurze Zeit von 24 Stunden rebnzirt. 

1) Artitel 68 $ 1 Nr. 24 ſagt: „Einer firen — 
von einem Bean find unterworfen: E 

Re. 24. 
bie, Grflrungen des Erwerbers für einen Dritten erwor⸗ 
ben zu haben (les declarations ou élections de command ou 
d’ami), wenn das Recht eine ſolche Erklärung abzugeben in dem 
Steigafte oder Kaufeontrafte vorbehalten wurde, und bie Ers 
Märung durch einen: öffentlichen Alt gejchehen ımb in 24 Stuns 
beit vom ber, Verſieigerung oder — See an, ——— 
worden if” · 

2) At 695655 fagt: „Mit— 2% werden befteuert: 

Nr. 4. 

Die Erklärungen des Erwerbers bei Berfteigerungen ober 
Derfäufen bemeglicher Güter, für einen Dritten erworben 
za haben, wenn die. Erklärung erſt nach den 24 "Stunden er: 
folgt, over ohne daß das Recht eine folche Erflärung abzugeben 
im Steige oder Kaufakte vorbehalten werden würde.“ 

3) Art. 69 $ 7 Re. 3 fagt: „Mit 4X werben beiteuerf: 

Nr. 3. 

Die. Erklärungen des Erwerbers bei — oder 
Berfäufen unbewegliher Güter (mit Ausnahme der Ra— 
tionaldomãnen), für einen Dritten erworben zu ‚haben, wenn bie 
Erklärung erſt nah 24 Stunden von ber Berjteigerung oder 
dem Kanfvertrage ‘an erfolgt, 'ober wenn ‚das Recht, eine ſolche 
Erklärung abzugeben, nicht vorbehalten war. 

IV. Geſetzliche Beſtimmungen bezüglich der Auftragser⸗ 
klärungen beim Verkauf von Nationaldomänen (Staatsgütern). 

1) Ein Geſetz vom 13. Septbr.— 16. Oktbr. 1791 bes 
willigte zur Abgabe von Auftragserflärungen bezüglich der Zu⸗ 
ſchlaͤge bei National-Domänen eine Frift von 6 Monaten und 
fügte noch bei, daß jede Perſon, zu deren Gunſten eine Erwerb⸗ 
ung dieſer Art gemacht worden, ſei und welche fie in diefer 
Frift angenommen habe, von Rechtswegen an die Stelle des 
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Erwerbers geſetzt fein ‚Tolle und daß fie, wenn fie ben Preis 
der Güter bezahlt habe, werer hypothekariſch, noch anders, 
von wen es auch immer fei, mit Verbindlichkeiten bes Erwers 
bers belangt ober verfolgt: werben koͤnne (st ne penrra, en pa⸗ 
yant le prix des biens, &tre ‚rechetchede ni poursuivie soit hy- 
potb6cairement, sait m par * que 08 son du chef 
du dit soguörew.)-. | 

2) Das Seit vom 26. Vendemiaire ViE Art. 11 hat 
dann bie Friſt für bie durch ven Erwerber:einer National⸗Do⸗ 
mäne abzugebeube Auftragserflärung auf 3: Tage rebuzirt. 
: 8) Eine koͤnigl. bayer. Inſtruktion v. 24. Februar 1818 
(Amtsbl. 1818 Nr. 8 Beilage) bat enblich bezüglich ver Aufr 
tragserftärung bei Deröuperungen von Staats-Realitäten*) %ol- 
gendes verfügt: 

„Art. 6. Jeder Steigerer ann entweber in ee 
Namen, oder für einen Committenten acquiriren. 

Im lebten Falle muß der Committent ſogleich nach dem 
Zufchlage namhaft gemacht und zu Protofoll erklärt werben.**) 
Kann der Käufer ſich diesfalls nicht fogleich burd eine Spe⸗ 
zial-Vollmacht, mit‘ geböriger Legalifation der Unterſchrift ver: 
jehen, Tegitimiren, jo hat er binnen acht Tagen die Accepta= 
tion feines Committeriten beizubringen, welches entweber durch 
eine jchriftliche Urkunde des Lebteren, gleichfalls mit: beigefügter 
Legaliſation feiner Unterſchrift, oder durch feine perſoͤnliche Er⸗ 
ſcheinung und Unterfchreibung des Protofolles geicheben Tann. 
Bis dahin bleibt ber ee Steigerer IE je ae 
haftend. 


*) Was bie Auftragserflärungen bei Gemeindbegüterverfleigerungen bes 
trifft, fo find fie den gewöhnlichen allgemeinen Regeln unterworfen. 

») Diefe Art Auftragserflärung iſt nicht ganz rein, weil der Commi⸗ 
tent fogleih bein Zufchlage namhaft gemacht werden muß, währmb nad 
ben gewöhnlichen Regeln Über die Aufiragserklärung der Gommittent zu 
biefer Zeit jelbft bem Steigerer noch unbekannt fein kaun. Sie beruht nach 
ber ganzen Faſſung mehr auf dem Manbatsverhältniffe, während biefes doch 
— — Command⸗Erklaͤrung, wie wir unten ſehen An, gänzlich 

d 
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Dir wat diefe Weiſe vollzogene Einſetzung bes Commits 
tenten In bie Rechte und Verbindlichkeiten des erſten Steigerers 
iſt nur der fixen Einregiſtrirungegebühr won 38 kr. unterworfen.“ 

V. Endlich thut das Geſetz v. 23. Mat 1846, ns Epes 
tationsverfahren in der Pfalz betzeffend, Art. 23 und. überein» 
ffimmend mit ihm ber Entwurf einer Procekorbnung Art, 942 
ber Auftragserflärung noch Erwähnung. 

Art. 23 jagt: „Jeder Kaufsliebhaber Tann ſelbſt oder durch 
Andere bieten. Diejenigen, welche durch Dritte bieten, find 
gehatten, fogleich nach dem Zufchlage und vor der Unterfchrift 
zu erflären, für 'wen fie geftetgert haben.*) Diele in das Ver: 
fteigerungsprotofoll aufzunehmende Erklärung tft feiner befons 
deven Regiftrirung ober Regiftrirgebühr unterworfen. Derjenige, 
welcher für einen. Dritten ven Zufchlag erhalten Hat, muß auf 
Berlangen fogleich Bürgjchaft ftellen und in den barauf folgens 
ven 8 Tagen von Seiten deſſen, für welchen er gehandelt hat, 
die Annahme beibringen, und zwar entweder baburch, daß ber 
Dritte ſelbſt vor dem Verfteigerungscommiflär feine Annahme 
zum Verfteigerungsprotofolle erklärt oder mittelft einer authen- 
sifchen Vollmacht oder Genehmigungsurkunde, welde dem Ber: 
ſteigerungsprotokolle beizufügen ift, ohne daß «8 «eines Hinter⸗ 
legungsprotofolles bedarf. 

‚Der Berfteigerungseommiffär hat den Empfang auf dem 
Berjteigerungsprototolle vorzumerken und Befchelnigung darüber 
auszustellen. Die Vormerkung und Befcheinigung nm ber Res 
giftrirumg nicht unterworfen. 

Erfolgt diefe Annahme nicht in der feftgefehten Brit, fo 
wirb derjenige, welcher die Gebote gemacht hat, perjönlih als 
Anfteigerer angejehen und behandelt.” — 

Diejes find die Geſetzesſtellen, welche der Command«Er: 
klũrung Erwähnung thun. 

Aus den oben angeführten Geſetzesftellen insbeſondere 


9) Diefe Auftragserflärung iſt daher gleichfalls nicht ganz rein und 
jo ziemlich der erwähnten Infruftion von 1818 entlehnt. 
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IH Nr. 2) geht hervor, daß die Command-Erflärung nicht blos 
bei dem Verkaufe unbeweglider, ſondern auch bei dem 
Verlaufe beweglicher Sachen, mögen biefe Törperliche oder 
unförperliche (res. oorporales oder res incorporales) jein, zu- 
laͤſſig ift, immer vorausgejeßt, daß die Abgabe derſelben in dem 
Hauptvertrage vorbehalten if. Diefelbe iſt daher auch bei Webers 
trägen von Forderungen. und Conſtitnirungen von Renten zus 
Läffig, denn alle diefe Verträge involviren einen Kanfcontraft.*) 
Dies wurde in Franfreih auch durd eine. Eistfcheibung 
der Minifter der Suftiz umd der Finanzen.vom 31. Dezember 
1808 und 10. Januar 1809 (publicirt durch Inſtrukt. der 
Regie vom 5. Zuni 1809 Nr. 482 Nr. 2) ausbrüdlidh auer⸗ 
kannt, wılt der Motivirung, daß eine jede von dem Geſetze nicht 
verbotene Klaufel fähig ift, unter die Klanfeln eines Vertrages 
aufgenommen zu werden. Aus demfelben Prinzipe folgert aber 
auch die Zuläfiigkeit der Command:Erflärung bei Berpachtungen, 
Berfleigerungen von Früchten auf dem Halme, Holzfchlägen zc., 
immer vorandgejeßt, daß die Befugniß dazu in diefen Alten vor- 
behalten worben. ift. 

Obwohl die Auftragserklärung,. wie Soeben gezeigt, auch 
bei Verträgen über bewegliche. Sachen vorfommen kaun, fo ift 
ihr Vorkommen in dieſer Richtung, wenigftens in der Pfalz, 
boch eine Seltenheit. Dagegen kommt fie beim Verlaufe, und 
zwar. namentlich öffentlichen Verkaufe won Liegenfchaften in eins 
zelnen Gegenden der Pfalz jogar häufig vor. Wir. werben ba 
her in dem Folgenden nur von der Auftragserflärung beim Ver⸗ 
kaufe von Liegenfchaften jprechen, bemerken aber, daß Alles, 


*) Daß bie Command:Erflärung aud bier praftifche Bedeutung hat, 
fpringt in die Augen, 3. B. ein Wafler läßt ſich bei einer Verſteigerung 
von Liegenfchaften den Erlds cediren, unter bem Vorbehalte, binnen 24 
Stunden zu erklären, für wen er bie Geffion übernommen babe. Jetzt erſt 
ſucht er einen Eeffionar, der bas Geld ſchießt. Die Erflärung wird in ber 
gefeglihen Frift abgegeben und notifizirt und der zweite Webertrag eröffnet 
nur bie fire Gebühr von 28 Tr. und dies felbft dann, wenn in ber Com- 
mand:Erflärung zugleih Quittung über den Geffionspreis ertheilt wird. 
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was in dieſer Beziehung gejagt werben wirb, mutatis mutandis 
auch auf bie le bezůglich ge — 
anwendbar ift. 

Was bie Wirkungen ber Anftrogsestlärung anbelangt, fo 
And dieſe in eivilrechtlicher und fiscaler Beziehung näher zu bee 
trachten. Betrachtet man die Auftragserflärung in eivilrecht⸗ 
licher Beziehung, jo tritt ber vftenfible Erwerber dadurch ganz 
aus dem Rechtsverhältnifie herans und den von ihn erflärte 
imd feine Erklärung annehmende Auftraggeber tritt ganz an 
feine Stelle und. wird jo angelehen, als habe et direkt von dem 
Verfäufer erworben. Das SHeraustreten des oftenjiblen Erwer: 
ber3 aus bem Rechtsyerhältniffe iſt aber ſo vollſtaͤndig, daß ber: 
felbe unter feinem Bormanbe mehr aus dem Bertrage belangt 
werben kann.“) Er ift vielmehr jo anzufehen, als babe er mit 
dem Verkaͤufer niemals contrahirt, folglich niemals von dem⸗ 
felben erworben und niemals eine Verbindlichkeit gegen denſel⸗ 
ben eingegangen. Die betreffende Liegenfchaft geht daher auch 
frei von allen Hypothefen, die den Auftragserflärer (Declarans 
ten) belaften -Können, auf den erflärten Auftraggeber über, 
Aus allem diefem ift man verjucht, dein Auftragserklärer bie 
Nolle eines Bevollmächtigten zu vindiziren. Allein bei genaues 
rer Prüfung wird man leicht den Unterfchied entdecken, der 
zwifchen ihm und einem Bevollmächtigten beſteht. Der Bevoll- 
mechtigte erſcheint · mie dm; eigenem. Namen, ſtipulirt jmmex : für 
ejnen anderem, muß immer jeine Weltmacht , vorzeigen, und haf⸗ 
tet nur inſoweit perſönlich, als ‚er dieſe überfchreitet. Der Auf- 
tragserflärer dagegen hat nie eine Vollmacht nothiwendig, ftipu- 
lirt direft und in eigenem Namen mit dem Verkäufer, weiß 
oft noch gar nicht, ob er einen ami (Auftraggeber) finden 
wird, der die Erwerbung auf fih nimmt und bleibt ſelbſt de⸗ 
finitiver Erwerber, wenn er feine Erfikrung abgibt ober feine 


*) Iſt der erflärte Auftraggeber unzahlfählg, fo fann ber Detlarant 
nicht einmal mehr für bie — belangt werden. Dec. min. fin. 
42. Thermidor X Inſtr. 290 Nr. 17. Ä 
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abgegebene Erklärung von dem erklärten Auftraggeber micht 
angenommen wird. Der rechtliche Charakter bes Auftragsers 
Märers hängt daher ganz und gar von der abzugebenden Er⸗ 
Härung und beren. Annahme feitens des erflärten Auftraggebers 
ab. So fange er. die Erkluͤrung nicht abgegeben hat, tft ex 
wirklicher Eriverber und ruht das Eigenthum auf feinem Haupte. 
Sobald er dieſe Erklärung aber nbgegeben und der erffärte 
Auftraggeber fie angenommen hat, verfchwinbet er aus dem 
Rechtsverhältniſſe und tritt Ießterer an feine Stelle. Alle jeine 
Rechte find durch die abgegebene unb angenommene Erklärung 
zerſtört. Es realiſirt fich eine rejolutorifche Bedingung, welche 
feine Dazwiſchenkuuft gang und gar verwifcht. und den erflärten 
Anftraggeber an feine Stelle jet. (Sp Troptong, Vente Nr. 65.) 

Sm .fiecaler Beziehung betradhtet, bringt die Auftragser⸗ 
klärung, in Beebachtung ber darüber beſtehenden gejeglichen Bes 
flinnungen abgegebeu, angenommen und notifizirt, 
bie Wirkung hervor, daß die Uebertragung bes Eigenthums 
anf den erklärten Auftraggeber Feine weitere proportionelle Mu⸗ 
tationsgebühr, fondern nur bie .fire Gebühr von 28 Er. eröffnet. 


Apherisiten über das Hoterint und bie Kefsrnen Bes 
bayerifchen Motatiategefehes - und - des di rn 
Sandredits.) 

Bon Herrn Dr. F. Bauriedl, k. Notar in Nabburg. 
Cdoriſeßung.) 

Wir betreten hier das Gebiet der Disciplinirung der 
Notare, und da begegnen wir den ſchon oben angedeuteten dra⸗ 
koniſchen Beſtimmungen. Der Geſetzgebungsausſchuß hat ſich 
nicht verhehlen koͤnnen, daß der Entwurf des Notariatsgeſetzes 
in feinen bisciplinären Vorſchriften durch Strenge und eine 
übergroße Weberwachung ber Notare und ihrer Amtsführung 
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alle einfchlägigen Dischplinarbeftlimmungen in ben Notariats⸗ 
geſetzen der übrigen Staaten übertreffe.y) 

Diefe Strenge bed Entmurfes tft aber durch die vom 
ertften Ausfchuffe der Kammer der Abgeorbneten vorgeſchlagenen 
und zum’ Gefege erhobenen Abänderungen in ber Wefenkeit 
wenig alterirt worden, und ber Geift einer größeren Milde und 
vertrauensvollen Schonung des Standes ber Notare, welcher 
aus dieſen Abanderungen entſteigen ſollte,“) — hat fi bisher 
noch nicht in ſeiner Glorie gezeigt, er hat die Notare nach den 
bisherigen praktiſchen Erfahrungen noch nicht unter ſeine Fittige 
genommen, und dieſes wird, wie die bisherige Judikatur prog⸗ 
noſticiren Täßt, auch für die Zukunft kaum geſchehen; wenigſtens 
zeigt ſich kein Symptom, welches eine Aenderung in Ausſicht 
ftellt, — wenn nicht das Geſetz ſelbſt eine Reform erleidet. 

Man hat die in dem älteren Geſetzentwurfe enthaltene 
Beſtimmung über die Verſetzbarkeit der Notare aus adminiſtra⸗ 
tiven Rüuͤckſichten für bedenklich gefunden und zwar mit Recht; 
wir haben aber in dem jegigen Notariatögefege nicht nur dieſe 
Verſetzbarkeit erhalten, jondern es find nebſtdem auch noch Ber 
ftimmungen Aber Suöpenfion und Entlaffung der Notare vom 
Amte zur Eriftenz gelangt, gegen —— die Verſetbarkeit in 
den Hintergrund zu treten hat. 

Die Verſetzung eines Notare Kat für denſelben allerdings 
ſchwere nadhtheilige Folgen, allein ob fie nicht einer Suspenfion 
vorzuziehen fei, dürfte immerhin fraglich fein; denn die Sus⸗ 
penſton vom Amte erſchüttert das Zutrauen zum Notar in 
deſſen Amtsbezirke ficherlich aufs tieffte, es iſt dieſelbe eine in 
der Beamtenwelt jedenfalls ſehr ſeltene, ja faſt unerhoͤrte Er⸗ 
ſcheinung, welche iur in Folge ſchwerer Vergehungen eintritt, 
und jeder Beamte, nicht minder alſo auch der Notar wird durch 
einen folchen Akt mit einer levis notae maoula behaftet; gerade 
aber ber Notar, weil er unter allen Beamten das Zutrauen 


a) von Bint l. c. ©. 744. 
) von Zink l. c.& 746. 
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bes Puhlikums am meiſten bebarf, wird durch eine e Maß⸗ 
regel am ſchwerſten betroffen. 

VDie Schwere dieſer Maßregel — ee das ſo reicht mögs 
liche Eintreten derſelben — ſteht aber mit ben Berfehlungen, 
auf welche biefe Pön geſetzt iſt, offenbar in keinem Verhältnifke, 

Hievon überzeugen wir uns ſofort, weun wir bie bes 
fallfigen Beſtimmungen des Notariatsgejehes näher betrachten, 
Zafien wir die oben ad a — d inol. hervorgehobenen Art. 9 
Ziff. 3 Abſ. 4, Urt. 37 mit 36 und Art. 108—111, dann 
417 näher ing Auge. I 

Der Art. 9 feßt auf die daſelbſt aufgeführten drei Zu⸗ 
widerhandlungen die Strafe ber Suspenſion mit: einer Zeit⸗ 
dauer von einem bisſechs Monate und beim dritten Falle erfolgt 
bie Amtsentjegung. Unter diejen drei Verfehlungen gegen bie 
Beitimmungen des Urt. 9 des Not.Geſ. ift sub Ziff. 3 die in- 
begriffen, wenn dev Notar außerhalb des Bezirksgerichtsfprengels, 
dem fein Wohnort angehört, Antshandlungen vornimmt. 

Wir find weit entfernt, das Verfahren eines Notars, welcher, 
gegen diejen Art. verftoßend, in eigennüßiger Abficht auf einem ſol⸗ 
chen verbotenen Terrain Amtshandlungen bejchäftigt, zu vertheibi- 
gen, allein ein derartiges wiſſentliches Zuwiderhandeln wird 
eine äußerſt ſeltene Thatſache ſein und bleiben. Dagegen koͤnnen 
wir aber aus Erfahrung uns dahin ausſprechen, daß weit eher 
qus einem Irrthume eine ſolche Zuwiderhandlung ftattfinden Tann, 

Die ‚Grenzen unſerer Gerichte find bekanntlich nicht jo 
angenfällig,. daß man fie fofort unterſcheiden und fagen kann, 
hier ſchließt die Jurisdiktion diefes und. dort beginnt bie Juris⸗ 
biftion jenes, Gerichtes. Namentlich durch die Eiſenbahnen find 
Statigusgehäude und Wächterhäuschen entftanden, fie. führen 
gewöhnlich ven Namen eines. in einiger Entfernung entlegenen 
Ortes. Man glaubt nun, jene Gebäude gehören zu dem, Ge: 
richtsfprengel des Ortes ,. yon welchen fie den Namen entlehnt 
haben; allein oft ift diejes nicht der Fall, und der Notar, 
welcher zur Vornahme einer Amtshandlung in ein ſolches Ge⸗ 
bäude, deſſen Bewohner ſelbſt oft wegen eincs vielleicht erft 
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einige Tage andanernden Aufenthaltes es nicht beſtimmt wiſſen, 
in welchen Gerichtsſprengel ihre Wohnſtätte gehöre, glaubt gat 
nicht anders, als daß dieſe Wohnflätte in dem Gerichtsbezirte 
des Ortes gleichen Namens gelegen fei. 
Ein derartiger möglicher Irrthum findet aber in Art. 9 
bes Not. Geſ. keine Entjchuldigung; das nackte Faktum ohne alle 
Rückſicht auf die gegebenen Amftände -entfcheldet, und begrün⸗ 
bet. bie gewiß horrible Strafe der Suspension. Aber nicht diefe 
Styafe allein trifft den Notar, auch die Regreßklage wegen 
Nichtigfeit des Aktes blüht ihm noch. Kine: bloße Gelbftrafe, 
welche allenfalls das doppelte oder breifache der Notariats⸗Ge⸗ 
bühren beträgt, wäre wegen einer Competenzverfehlung genug, 
und namentlich bei ſolchen Handlungen, wie bei Teſtamenten, 
Bei deren Errichtung oft Gefahr: auf Berzug haftet, könnte man 
ſelbſt die Giltigkeit unbeanſtandet Laffen, wie denn auch! ſowohl 
nach gemeinem Rechte als nach unſerem bayeriſchen U. Th.IIl. 
cap. IV. $.2: ein Teſtamem auch von einem ineompetenten 
Richten, and. wie letzteres Belek: auch ſagt, auch außer von 
Gerichtsſprengel giltig aufgenommen werden kann. 
der it; 38, deſſen Faſſung, wie oben angedentet, eine 
andere werben Härste, ſtatnirt im Zuſammenhälte mit Att.87 
ebenfalls Auferit Strenge und:unverhältnigmäßige Strafen. - Nach 
dem in ber obigen Note 2 angezogenen oberſtrichterlichen Eve 
kenntniſſe vom 24. Mai v. 38. Tann die zum: Gelbempfange 
erforberlihe Speziatvollmacht durch bie Natur bes ühertragenen 
Gefchaftes erjegt werden. Die besfallfigen Falle find ſparſam 
jmd weit Vorſicht zuzulaſſen, fügen die Motive jener: Eniſchei⸗ 
bung. Seht nun der Notar in der Auffafiung bes ihm über: 
tingenen Gefchäftes fehl, ober verabjäumt er ans einem Ver⸗ 
ſehen die im Art. 37 beftimmte Frift zur Geldablieferung an 
bie zur Aufbewahrung gerichtlicher Depoflten befiimmte Behörde, 
fo iſt er einer ergiebigen Gelpftrafe verfallen und der Nüdfall 
mit Suspenfion und Entlafjung bedroht. Bei einer ſolchen 
jhweren Strafe des Räckfalles darf es der fon einmal bes 
firafte Notar nicht mehr wagen, ſich auf eine Inkerpretation 
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bes Gefehes über die Zuläſſigkeit der Depefitien in einem Ion: 
Freten alle einzulaffen, weil eine abermalige irrige Nuffaflung 
ibm die Suspenfion. anglepen und tan um Gr und. Smoke 
bringen Tann. 
Dadurch aber, daß — Notar, ſolchergeſialt —— 
die Depoſition zurückweiſet, Tönnen die Parteien Weiterungen 
oder ſogar Benachtbeiligungen ausgeſetzt werben, — dag Hat 
natürlich nicht der Notar, das Hat das Gefe zu Yerantworten, 
und eben deshalb Tann dieje. enorme Strenge anfiati zum Nutzen, 
vielmehr oft zum Nachtheile. des Publikums, welches man vor 
Beſchädigungen mittels Unterfchlagungen 2c, an der Rotare 
Shügen wollte, — ausfchlagen, 

Die Art, 109 und 110 in ihver Verbindung, mit Art. 
4108 und 414 find, wie In non Ziufs. Sommentar I. o. ©.. 739 
bemerkt wird, dazu beſtimmt, das unerlaubte Sportulisen ber 
Notare zu verhäten, und Erpreflungen, welche bei Gelegenheit 
ner Ausübung ihres Dienftes unter dem Schutze des ihnen. zur 
gehackten Vertrauens mit — koͤnnten, io veel wäglin 
zu erichweren, . 
Man, wird, wem von — ——— Erpreſſ⸗ 
ungen geſprochen wird, unwillkührlich an bie ehemaligen Qber⸗ 
ſchreiber, weichen Uebervortheilungen der Parteien zum Vorwurft 
gemacht wurden, erinnert, und man wird hiebei auf die Vermuthung 
geführt, daß man den Netaren gleiche Exceſſe zugetraut und fie 
hurch harte. Strafen davor babe :abichresteu. wollen. . Zu: der 
Ehrenhaftigfeit der Notare, welche bach, wohl einen. ändern 
Standpunkt als jene: verfchelfenen Perfonen einnehmen, barf 
man. ſich jeboch verſehen, daß fie ſich derartige gefliſſentliche 
Ausſchreifungen nicht zu Schulden kommen laſſen und es iſt 
auch bisher kein Fall in die Oeffentlichkeit gelangt, in welchem 
irgend ein Notar einen Gebühren⸗Exceß überhaupt und insbes 
ſondere einen gefiffentlichen begangen hätte. Unabſichtliche 
Verfloͤße find bei den Notaren indeſſen jo wenig als bei anderen 
Arıntern, welche mit dem Tax⸗ und Geldperceptionoweſen zu 
tun haben, ausgeichlafien, und wenn auch nach Art. 109 ein 
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bloßer Jrrthum oder eine unrihtige Auffaffung der Gebühren- 
ordnung als Entſchuldiguugsgrund zu gelten bat, fo iſt doch 
oft es dem Notar waumbglich, für die Beantwortung der Frage, 
ob ein Irrthum und beziehungsmweife eine. unrichtige Auffaffung 
gegeben fei, außer feiner eignen Auſchauuug, welche er ber 
Bebührenbewerthung zu Grunde gelegt hat, noch äußere Merk 
male als Nechtfertigungsgrund darzuthun. Das Mißtrauen, 
welches fich jo gerne in derartigen Angelegenheiten Bahn bricht, 
und bie Unbefaugenbeit beeinträchtigt, kann die Entſchuldigung 
bes Notar für verwerflich erachten, die Folge davon iſt die Ver⸗ 
hängung einer Gelbftvafe und im Wieverhofungsfalle, in welchem 
dem Notar abermals nichts weiter als ſeint eigene Auſchauung 
zur Seite fteht, bie aber um fo weniger refpeftirt wird, weil 
ſchon durch eine vorausgegangene Verurtheilung gleichſam Fein 
Leumund getrübt erſcheint, — iſt cine erhoͤhte Geldſtrafe ober 
gar. Sußpenfion oder Entlaſſung in Ausficht genommen. 
(Fortſetzung folgt.) 


| | noitzen. 

Ein notarieller Kaufvertrag, welchem zum Zwecke der Be— 
ſchreibung des verkauften Anweſens — ein. Kataſterauszug 
beigefügt war, enthieft die Beftimmung: „Käufer tritt mit. dem 
heutigen Tage in den Beſitz und Genuß des Kaufobjektes.“ 

Hierin erkannte ein oberſtrichterliches Erkenntniß vom 31. 
Dezember 1866 (Bl. f. NA. B. XXXII ©. 140) feinen ur: 
kundlichen Nachweis der wirklich gejchehenen Tradition, weil 
bamit nur bie Berechtigung des Käufers, von fraglichen Tage 
an die. Webergabe des Amwejens zu verlangen, ausgebrüct fei 
und weil bie. offenbar nur zur Erjparung einer Aufzählung 
ber einzelnen Beſtandtheile des Auweſens gejchehene Beifügung 
des Katafterauszuges die reelle Tradition nicht erjegen koͤnne. 


Die Folgen der Simulation hat ein oberftrichterfiches Er- 
Tenninig vom 24. Dezember 1866 (BI. f. RA. 8, XXXU 
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©. 139) mewerbings in einem ber Gattung nach ziemlich häu⸗ 
figen alle klar geftellt: Ein Anweſen war um 5400 fi. 
verkauft, vom Käufer aber — noch ehe ſich bie Bertragstheile 
zum Notare begaben — der Betrag. von. 900 fi. bezahlt 
worden, damit ber Verkäufer gegen deu Inhalt ber Notariats- 
urkunde gefichert fei, indem in derſelben nur ein Kaufpreis von 
4500 fl. verlautbart werben follte und wurde. Von biejen 
4500 fl. zahlte der Käufer ſpäter 1500 fl., worauf der Bere 
fäufer über Abzug von 2000 fl., welche auf deu verfaufien Ans 
weſen hypothekariſch Kirgen bleiben follten, 1000 fl. einflagte. 
ALS Beklagter erwiberte, er babe im Ganzen bereits 2400 fi. 
bazabit, jei ale nur mit 200 fl. im Rückſtande, dntgegnete ber 
Kläger, die Mehrzahlung von 900 fi. fei ſchon vor der Ver⸗ 
lautbarung und gerade ‚zu dem Zwecke geſchehen, um ibm gegen: 
über bem zu gering angegebenen Kaufſchilling zu fichern, weß⸗ 
halb er auf Grund be3.,verlautbarten Kaufvertrages, bei wel: 
hem er beharre, immer, noch 1000 fl. fordern koͤnne. 

Der Kläger erhielt aber nur 100 fl. zugeiprochen, weil 
er den wegen Simulation nichtigen Vertrag Teineswegs anfocht, 
vielmehr feine Klage geradezu anf die Notariatsurfunde ſtützte 
und deßhalb dieje Urkunde nad“ ihrem ganzen Inhalte und 
aM ihren Beitimmungen, namentlich auch bezüglich des darin 
aufgeführten Kaufſchillings gegen ſich gelten laſſen müßte. Auf 
bie angegebene Summe waren alle Beträge zu verrechnen, welche 
ver Känfer an den Verkäufer‘ entrichtete, gleichviel, ob deren 
Zahlung vor ober nach ber Derttagsverbriefung geleiftet wurde. 


Bienfesnahrit, 

Die k. Notare 8, Ströhlein in Warzburg und L. 
Merklein in Nürnberg haben ihr Amt niedergelegt; auf An⸗ 
ſuchen wurde der k. Notar J. E. Schneider von Monheim 
nad Neunburg vor dem Walde und der k. Notar A. End reß 
von Bifchofsheim nach Würzburg verjegt, endlid) der Notariats- 
gehilfe 3. Wörlein zum k. Notar in Bijchofsheim ernannt. 


- Drud und Berlag der C. H. Beck'ſchen Buchhandlung im Nördlingen, | 
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Die Auftragserklärung. 


I. 

Soll eine gewöhnliche Auftragserklärung (ich ſehe hier 
ab von den Auftragserklaͤrungen bei Veräußerungen von Staats: 
- vealitäten und bei Zwangsveräußerungen) in civilrechtlicher und 
beziehungsmeife in fiscaler Beziehung, alle die Wirkungen her: 
vorbringen, wovon wir Seite 217 foeben geiprochen haben, fo 
ift nach den oben angeführten Gejetesftelen Folgendes noth- 
wendig: 

41) Die Befugniß eine Auftragserfärung ab- 
zugeben, muß indem Steigafte oder Kaufcontrafte 
vorbehalten fein. 

War bie Befugniß nicht vorbehalten, fo liegt in der abgegebe« 
nen and angenommenen Erflärung ein neuer Verlauf. Der Fiskus iſt 

15 
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alsdann zur Erhebung einer weitern Mutationsgebühr berechtigt 
und die Liegenschaft geht mit allen etwaigen Hypotheken feitens 
des Deelaranten auf den erklärten Auftraggeber iiber. 

Sit der Vorbehalt für die Abgabe einer Auftragserflärung 
in einem Bebingnißhefte enthalten, fo iſt e8 nicht nothwenbig, 
denſelben beim Zufchlage jelbft zu wiederholen. Das Bering- 
nißheft iſt ein weſentlicher und integrivender Beſtandtheil der 
Kicitation. Ebenſo genügt bei einer nichtgerichtlichen Verfteiger= 
ung die Aufnahme des Vorbehaltes unter die Bedingungen. 

In welchen Ausbrüden der Vorbehalt gemacht wird, ift 
gleichgültig. Der Erwerber Tann erklären, für einen oder 
mehrere Theilhaber, ober für fich oder feine Freunde 
und Theilhaber, over für fih und feine Freunde 
und Auftraggeber erworben zu haben. Weſentlich ift nur 
der Vorbehalt felbft, der ausgedrückte Wille des Erwerbers, für 
einen andern zu erierben. 

Caſſ. 27. San. 1808. 

Sit der Vorbehalt gemacht, jo kaun bie Erklärung auch 
zu Sunften mehrerer abgegeben und ber Preis und der Ge⸗ 
genjtand ungleich unter ihnen vertheilt werden. 

Caſſ. 13. April 1815. (Dall. V® Enregist t. 13. p. 291.) 

Ebenſo kann der Erwerber erflären, die Nubtnieß ung 
für fich oder einen andern und bas nadte Eigenthum wieder 
für einen andern gefteigert zu haben. 

Delib. 6. Febr. 1827. 
Caſſ. 18. Febr. 1839. Sirey-Vill. 39. 1. 190. 

Auch tft zwifchen dem Erwerber und dem erklärten Auf- 
traggeber eine Theilung des Grundſtückes erlaubt, welche deſſen 
Natur verändert, dem einen ben nadten Boden zutheilt und dem 
andern die Gebäude, unter der Bedingung te nieberzureiken, 
und die Bäume, unter der Bedingung fie zu fällen. 

Caſſ. 26. Novbr. 1834. 

Nur die direkten Erwerber find indeß befugt, eine Auf: 
tragserflärung abzugeben. Derjenige, zu deſſen Gunften eine 
Auftragserflärung abgegeben wurde, kann nicht feinerfeits abers 
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mals eine Auftragserflärung abgeben. Das Geſetz geftattet 
feine zwei fucceffive Auftragserlärungen, follte auch in ber erften 
Erklärung der Vorbehalt für die zweite gemacht und follten auch 
beide Erklärungen innerhalb 24 Stunden aufgenommen und 
notifizirt worden fein. 

Caſſ. 22. Aug. 1809. 

2) Die Erklärung feldft muß in einem öffent- 
tihen (authentiihen) Alte abgegeben werden. 

Wird die Erflärung in einem Alte unter Privatunter- 
ſchrift abgegeben, fo ift fie in der Art nichtig, daß fie gegen 
die prozentable Mutationsgebühr nicht fchfigt, vielmehr als eine 
neue Mutation zu befteuern ift. 

De6cis. Min. fin. 15. März 1808. 

Da aber die fpeziellen Beftimmungen bes Geſetzes v. 22, 
Frimaire VII dem gemeinen Nechte fremd find, jo kann die Er- 
Härung mit voller civilvechtlicher Gültigkeit in der durch ven 
Vertrag beſtimmten Frift auch durch Alt unter Privatunter: 
Schrift gefchehen ; und weder der Verkäufer noch dritte Perſonen 
önnten da raus eine Einreve herleiten, daß bie Erflärung der 
Regie nicht notifizivt worben wäre. 

Championnidre et Rigaud t. 3. Nr. 1977 und 1979. 

Die Erklaͤrung Tann aber in authentifcher Form gefchehen, 

zufolge einer Vollmacht unter Privatunterichrift; 

Döcis. Reg. 20. April 1821. 
und eine durch ben Erwerber in autbentifher Form auss 
geftellte Vollmacht, zu Gunften einer barin bezeichneten Perſon 
eine Auftragserflärung abzugeben, ſteht der Erklärung jelbft 
gleich, d. 5. kann fie erfeßen. Freilich muß fie dann in ber 
Frift von 24 Stunden der Regie notifizirt werben. 
Delib. Reg. 21. Rov. 1814. 

8) Die Erflärung muß in einer beftimmten 
Trift abgegeben werden. 

Zwiſchen den Parteien kann dieſe Friſt variiren, fie kann 
1 Tag, 1 Monat, 2 Monate, 6 Monate, 1 Jahr, 2 Jahre 
und noch mehr fein. 

45° 
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Wird In ber Ywifchenzeit ein Termin fällig, jo muß ihn 
der oftenfibfe Erwerber bezahlen, jowie berjelbe während dieſer 
Zeit auh alle Eigenthums⸗ und Genußhandlungen vornehmen 
kann, ohne dadurch wirklicher Erwerber zu werden, Xroplong 
1. cit. Nr. 74. Merlin Röp. V° Vente $ 3 Rr. 4 1.36. p.71. 
Dalloz, Ve Enregist. t. 13. p. 188 Wr. 12. 

Gegenüber dem Fiskus aber ift dieſe Friſt eine fehr be- 
ſchränkte und durch ben oben cit. Art, 68 $ 1 NE. 24 aufbie 
furze Dauer von 24 Stunden, von bem Tage des Kaufe oder 
Steigaftes an, feſtgeſetzt, alfo nicht von dem Tage der Regiftrir- 
ung bes einen oder andern biejer Alten an. 

Ich wieberhole: Zwilchen dem Erwerber und dem Ber- 
Faufer, fowie den Gläubigern bes eriteren, ift die bedungene 
Friſt das vertragsmäßige Geſetz, woruach ihre rejpectiven Rechte 
zu beurtheilen: find. Dem Fiskus gegeuüber und bamit ein, 
der Mutationsgebühr nicht unterworfener Webergang dev Sadye 
auf ben erklärten Auftraggeber ftattfindet, ift aber immer bie 
Friſt von 24 Stunden einzuhalten. 

Wäre der Vorbehalt, eine Auftragserklärung abzugeben, 
ohne Feſtſetzung irgend einer Frift gemacht, jo müßte die Ers 
Härung ex Arg. Art. 1156 und 1460C. civ. innerhalb ber durch 
das Frimairegeſetz verlangten Zrift von 24 Stunden abgegeben 
werben. 

4) Die Erflärung muß von dbem erflärten Auf: 
traggeber in der bebungenen Frift und wenn fie 
ber progentablen Regiftrirgebühbr nicht unterwors 
fen jein joll, jedenfalls innerhalb 24 Stunden 
angenommen werden, 

Erklärung und Annahme der Erklärung müffen in civil⸗ 
rechtlicher Beziehung in der ftipulirten Friſt und in fisfa« 
ler Beziehung in der feftftehenden Frift von 24 Stunden zu: 
jammenfallen. Unter einer gültigen Auftragserflärung fann das 
Geſetz nur eine von dem erklärten Auftraggeber in der be- 
treffenden Frift auch angenommene Erklärung verftehen. Kein 
Zweifel, daß die Auftragserflärung und deren Acceptation in 
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2 getrennten Alten gejchehen koͤnnen, mit civilrechtlicher Gültige 
feit nur innerhalb der ftipulirten und mit fisfaler Gültigs 
keit nur innerhalb der ftets firen Frift von 24 Stunden. 

- Würde die Annahme ſpäter erfolgen, jo Täge: 

a) wenn fie nach Ablauf von 24 Stunden erfolgte, bezüg- 
lich des Fiskus immer ein neuer Verkauf vor; 

b) wenn fie vor Ablauf der im Vertrage feſtgeſetzten Frift, 
aber nad) Ablauf von 24 Stunden erfolgte, in civilrechtlicher 
Beziehung eine volllommen gültige nnd wirffame Command: 
Erflärung, in fisfaler Beziehung aber ein neuer Verlauf vor; 

c) wenn jie nach Ablauf der im Vertrage feftgefeßten Friſt 
und zugleich nach Ablauf von 24 Stunden erfolgte, in beider 
Beziehung ein neuer Verlauf vor. Diefer Meinung ift auch 
Troplong 1. cit. Nr. 70. 

5) Die Erklärung felbit muß der Regte inner: 
halb 24 Stunden von dem Steig: oder Kanfalte an 
notifizirt werden (wenn fie der prozentablen Regiftrivgebühr 
nicht unterworfen fein joll); 

Nur die Erflärung muß in den 24 Stunden abgegeben 
und notifizirt werden. Die Annahme der Erklärung durch ben 
erklärten Auftraggeber, wenn fie nicht in demſelben Akte ftatt- 
findet, braucht der Regie nicht notifizirt zn werden und kann 
Ipäter, d. h. nach ber Erklärung, aber mit Anſpruch auf fis⸗ 
tale Gültigkeit immer nur in den 24 Stunden gefchehen. 

Geſchieht die Notification erft nach Ablauf von 24 Stun 
den, fo ift die Auftragserflärung als nener Verkauf zu betrach⸗ 
ten und zu befteuern. 

Da diefe Formalität indeß nur im Sntereffe der Regie 
verlangt tft, fo könnte ber Verkäufer, wenn die Auftragserllär- 
ung in gehöriger Friſt abgegeben und angenommen worben 
wäre, aus bem Mangel der Notification in gehoriger Frift 
feinen Grund für die Nichtigkeit der Auftragserflärung berleis 
ten. Diefe hätte vielmehr volle civilvechtliche Gültigfeit und nur 
ber Fiskus könnte die Unterlaffung der Notification in gehört: 
ger Friſt, bei Vorlage der Erflärung zur Regiftrirung mit dem 
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Anſatze der prozentablen Regiftrirgebühr firafen. Dies wäre 
aber auch der einzige Nachtheil von der Sache. 

Das Gele hat keine befondere Art und Weile für die 
Notification vorgefchrieben, es verlangt nur, daß die Regie in- 
nerhalb der 24 Stunden ſichere Kenntniß erlange, baß bie 
Erklärung abgegeben ei. 

Die Rotification durch den Gerichtsboten kann daher durch 
andere ihr gleichlommende Handlungen erjegt werden. 

Die gemöhnlichite Art der Notification befteht in der Bor: 
lage des Erwerbstiteld und der Declaration ſelbſt zur Regi⸗ 
jtrirung. 

Es gilt ferner als hinreichende Notification, wenn ber 
Notar dem Rentbeamten innerhalb der 24 Stunden fein Re: 
pertorium, worin bie Auftragserflärung eingetragen ift, zum 
Visa präfentirt. 

Decis. Min. fin. 17. Februar 1807. 
Caſſ. 31. Mai 1825. (Sirey 1825. 1, 409.) 

Nach der neueren franzdfiichen Praris kann das Visa des 
Repertoriung die Notification nicht erjegen. Die Erllärung 
muß vielmehr, entweder dem Rentbeanten durch Alt des Ges 
richtsboten in den 24 Stunden fignifizirt (Inſtrukt. 9. Mai 1834 
41631) oder in derfelben Zeit wirklich einregiftrivt werben. 
Delib. vom 29, Jan. 1836. Ja, e8 ift den Rentbeamten jogar 
förmlich unterfagt, Nepertorien zu dem angegebenen Zwecke zu 
viſiren. (Delib. v. 17. Nov. 1837.) 

Warum die franzöfische Regie in diefer Beziehung ihre 
frühere Anficht geradezu in die gegentbeilige Anficht verkehrt 
bat, ift nicht abzujehen. Das Visa des Mepertoriums muß 
allerdings die Notification erjegen koͤnnen. Diefer Anſicht ift 
auch Troplong 1. cit. und die franzoͤſiſchen Gerichte huldigen 
ihr gleichfalls. Lebteres fcheint auch der Grund des Visa-Ver- 
botes an die Rentmeifter zu fein. Dadurch iſt freilich ver Streit 
erledigt, denn wenn ber Rentmeiſter das Visa nicht ertheilt, 
dann muß man zu dem Minifterium bes Gerichtsboten feine 
Zuflucht nehmen. 
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Rah der allerhächften Verordnung v. 30. Oktbr. 1817, 
Amtsbl. ©. 513 fjollen die Rentämter des Morgens von 8—12 
und bes Nachmittags von 2—6 Uhr geöffnet fein. Die Noti- 
fication ober Präfentation durch den Gerichtöboten kann aber 
auch noch nach dem Bureaufchluffe gejchehen. Die Verordnung 
über die Bureauftunden ift rein veglementärer Natur und Tann 
ben Steuerbaren nicht entgegengefeßt werden. Die Einregiftrir- 
ung einer Auftragserflärung unter Brivatunterjchrift innerhalb 
24 Stunden, die dann bei einem Notar als Urjchrift deponirt 
wird, gilt der Regie gegenüber als Notification innerhalb ver 
24 Stunden. 

Caſſ. 7. Nov. 1843. 

Die Frift von 24 Stunden iſt von nützlichen Stunden 
zu verfiehen, jo daß, wenn der Verkauf oder die Berjteigerung 
am Borabende eined Sonn= oder gejetlichen Feiertages ftatt- 
fand, die Erflärung giltigerweife auch noch an dem auf den 
Sonn: oder Feiertag folgenden Tag abbegeben und notifizirt 
werben Tann. 

Decis. Reg. 2. Aug. 1833. Sirey-Vill. 34. 2, 33. 

Iſt der Kanf- oder Steigalt von „Vormittags“ da— 
tirt, ſo kann die Auftragserflärung nur am folgenden Tage des 
Bormittags abgegeben und notifizirt werben. Sit eine 
Stunde angegeben, fo kann jie nur bis zu dieſer Stunde bes 
folgenden Tages abgegeben und notifizirt werden. Enthält ba= 
gegen der Kauf- ober Steigaft feine derartige Zeitbejtimmung, 
jo kann die Erflärung während des ganzen folgenden Tages 
abgegeben und notifizirt werben. 

6) Die Erklärung muß unentgeltlich und ohne 
Henderung in den Bedingungen, Laften und dem 
Breife geſchehen. 

Jede Aenderung in dieſer Beziehung drückt der Erklärung 
den Charakter eines Wiederverkaufes auf. Die Erklärung darf 
daher nichts anderes enthalten, ale eine Subrogation des erklär- 
ten Auftraggebers in die Rechte des Declaranten; doc, läßt fie 
jede Stipulation, Novation oder Modification zu, welche mit 
ber Eriftenz der Subrogation nicht unverträglich it. 
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Championniere et Rigaud t. 3. Rr. 1953 und folg. und 
1966 und folg. 

Wird der Steigpreis beim Zufchlage mit einer gleichen 
Summe compenfirt, die der Berfteigerer dem Steigerer fchuldet 
und gibt diefer dann eine Anftragserflärung zu Gunften eines 
Dritten ab, der den Preis an ihn in Termiuen bezahlt, fo 
kann daraus Fein Wiederverfauf gefolgert werben. Es liegt 
bier Glos ein Darlehen vor, das der Auftragserflärer feinem 
erflärten Auftraggeber gemacht hat, und dieſes eröffnet blos die 
Gebühr zu 1%. 

Delib. 15. Dezbr. 1828, 

Dasfelbe gilt von dem Falle, wenn der Declarant bei 
Abgabe der Erflärung den Preis an den Verkäufer bezahlt und 
der erflärte Auftraggeber fich verpflichtet, denjelben in Terminen 
an dem Auftragserflärer zurückzubezahlen. In beiden Fällen 
liegt auch nur ein reines Darlehen vor. Die Folge davon ift, 
daß ber Declarant, ver das Geld vorgejchoffen hat, nie kraft 
Geſetzes (Art. 1251 Nr. 3) in die Nechte des Verkäufers oder 
Verſteigerers ſubrogirt ift. 

Tritt aber ein Schuldner feinem Gläubiger eine Liegen— 
haft an Zahlungsftatt ab und nennt dann der Gläubiger zu⸗ 
folge eines Vorbehaltes im Abtretungsakfte einen Auftraggeber. 
welcher ihm den Betrag feiner Forderung bezahlt, fo Liegt ein 
neuer Verkauf vor. 

Delib. 26. Mär; 1819. 

Die in eine Auftragserflärung aufgenommene Dnittung 
über den Kaufpreis eröffnet nie eine befondere Gebühr. Ges 
nügt die Auftragserflärung den fisfalen Erforvernifien, fo iden⸗ 
tifizirt fie fich derart mit dem Kaufvertrage, daß beide gleichlam 
nur einen Akt bilden und die Zahlung des Preifes jomit als 
in dem Saufvertrage feldft geſchehen zu betrachten ift. Deecis. 
min. fin. 15. März 1808. Instr. 386 Nr. 15. 

Genügt die Nuftragserflärung den fisfalen Exforderniffen 
nicht, dann Tiegt ein neuer Kauf vor, und die Quittung {ft 
dann ‚gleichfalls als in dem neuen Kanfe ertheilt zu betrachten. 
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Zum Schluffe noch ein Wort über die Notiflcation ber 
Annahme der Auftragserflärung feitens des erklärten Auftrag: 
gebers von dem Berfäufer und die praktiſche araltung ber die 
Anftragsertlärung enthaltenden Klanſel. 

Kein Zweifel, daß der Auftragserklaͤrer, wenn er ſich von 
jeder aus dem Kaufvertrage entipringenden Verbindlichkeit bes 
freien will, dem Verkäufer die Annahme feiner abgegebenen Er: 
Märung durch den erklärten Auftraggeber notifiziren laſſen muß. 
Dieje Notification an ben Verkäufer wird aber nur dann ab 
ſolut nothwendig, wenn der Vertrag eine längere Zrift bewilligt, 
ale die won dem fiskalen Geſetze vorgejchriebene Frift von 24 
Stunden. Iſt diefes aber nicht der Fall, dann wird fie deß⸗ 
wegen überflüffig, weil die Erflärung dem Hauptvertrage als 
Fortfegung angereiht wird und der Notar ſodann dem Verküufer 
eine Grosse ausliefert, die zu gleicher Zeit den Kauf: und die 
Anftragserflärung enthält. Durch die Annahme der Grosse 
nimmt der Verkäufer dann faktiſch Kenntniß von der Eriftenz 
der abgegebenen Auftragserflärung. 

Bei Abfaffung der Klaufel über die Command-Erklärung 
muß man darauf bedacht fein, beizujegen, daß die Auftragser: 
HMärung nur zu Gunſten anerfannt zahlfähiger Perſonen abges 
geben werden Tann, weil der Declarant durd) die Erfärung ganz 
aus dem Nechtsverhältnig ausjcheidet und ohne dieje Beſchränk—⸗ 
ung in der Wahl eines Auftraggebers, eine notoriſch unzahl⸗ 
fühige Perjon an feine Stelle fegen könnte. Auch ift es Ting, 
in die Bedingung aufzunehmen, daß der Declarant mit dem 
erflärten Auftraggeber folidarifch für die Erfüllung der Ver⸗ 
fteigerungsbedingungen haftbar bleibt. Dieſe Stipulation eröff- 
net feine Bürgfchaftsgebühr. 

Décis. min. fin. 11. Septbr. 1818. Delib. 13. Mai 1820. 
3. Juli 1827. 9. Febr. 1830. 7. Suni 1835. Solut. 18 Dezbr. 
1837. Ferner ift es rathjam und im Intereſſe der Sicherheit 
des Eigenthums, die Friſt zur Abgabe einer Anftraggerflärung 
nicht über die fisfale Frift von 24 Stunden auszubehnen. Die 
Klanfel ließe fich daher für Verfteigerungen alfo faflen : 
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„Auftragserklärungen zu Gunften zahlfähi- 
ger Perjonen bleiben für die Dauer von 24 Stun 
ben vorbehalten Die Nnftragserllärer haften 
aber immer mit den erklärten Auftraggebern ſo— 
lidariſch für die Erfüllung der Berfteigerungsbe: 
bingungen. F. B. 


Aphorismen über das Motariat und die Reformen des 
bayerifchen Motarintsgefeßes und des Civilrechts (bayer. 
Sandredts.) 

Bon Herren Dr. F. Bauriedl, k. Rotar in Rabburg. 
(Fortfegung.) 

Der Art. 110, durch welchen, wie in von Zink's Commen- 
tar 1. c. ©. 740 gejagt wird, ein argliftiger Kunftgriff des 
Notars beſtraft werben ſoll, betrifft einen Exzeß, deſſen fich 
wohl kein Notar, der von feinen Amtspflichten durchdrungen 
ift und Ehre und Achtung beanfprucht, — und beffen darf man 
wohl bei jedem Notar verfichert fein — abſichtlich ſchuldig 
machen wird, und infoferne könnte man ſich bei der in biefem 
Art. angedrohten äußerſt firengen Strafe berubigen; allein es 
können aber — mag ber Notar felbjt das Taxweſen bejorgen 
oder es durch einen Gehilfen beforgen laſſen — aus purem 
Berjehen gegen diejen Art. verjtoßende Fälle vorkommen, und 
ba nach dem Wortlaute und der Faſſung dieſes Art., gleichwie 
bei dem obenerwähnten Art. 9 Ziff. 3 Abſ. 4, jchon die bloße 
Thatjache, ohne Nücficht auf die Abficht, ftrafbar zu fein ſcheint, 
fo ift ſelbſt der redlichſte Maun der Gefahr einer Disciplinirung 
ausgeſetzt. 

ad d. Die Verhängung zweier Disciplinarſtrafen macht 
den Notar zufolge des Art. 117 Ziff. 1 zum Candidaten für 
bie Suspenflon und Entlaffung. 

Wie die bisherigen Erfahrungen fattfam beweifen, Tann 
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ein Notar troßdem, daß er allenthalben cin tüchtiger Geſchäfts⸗ 
mann ift und fein Amt beftens verwaltet, binnen Kurzem in 
mehrere Disciplinarftrafen verfallen. Der in unferm Not.Gel, 
enthaltene, an die Blüthe der Zopfzeit erinnernde Formalismus, 
befien Gebiet in der Praris in allen Richtungen noch erweitert 
wird, liefert Material genug zu bisciplinären Einfchreitungen. 
Heute entgeht dem Notar in Folge bes Geſchäftsdranges bei 
einer Beurkundung die Conftatirung, daß ihm bie Identitäts⸗ 
zeugen oder Urfundensperfonen, mit welchen er jchon feit Jahren 
verfehrt und deren Geneologie er zu liefern im Stande wäre, 
nah Namen, Stand und Wohnort bekannt feien; ein anderes 
Mal begegnet ihm die Calamität, daß er in einer Urkunde bie 
Plannummer eines Grundftüces oder die Hausnummer anzus 
führen vergißt (Art. 63), oder daß er Baarzahlung und Com⸗ 
penfation auf gleiche Stufe ftellt, und in feiner Nechtsanfchanung 
den Gläubiger durch Zahlung als befriedigt erflären läßt, 
während derſelbe nicht durch baares Geld, jondern im Wege der 
Eompenfation feine Befricdigung erlangt hat, — wodurch ſich 
der Notar einer, wenigftens in der Praris angenommenen un- 
richtigen Beurkundung ſchuldig macht?'); wieder einmal wirb er 
"darauf betreten, daß die Urkunde nicht fogleich gefiegelt, oder 
nicht fogleich mit feiner Unterfchrift verfehen worden, oder daß 
cr fich zur Annahme einer Baarichaft (Depofition) ermächtigt hält, 
während bie Gerichte das Gegentheil annehmen u. ſ. w. 

Sit nun der Notar wegen ſolchen formalen Außeracht: 
lafjungen jchon zwei Male mit Disciplinarftrafen belegt worden, 
jo ift er beim neuerlichen Eintreten eines derartigen Verſehens, 
oder wenn er gar noch einen Verſtoß gegen den Inhalt des 
Hypothetenbuches begehen follte,2) — reif, im Sinne des Art. 117 
Ziff. 1 für einen folhen Mann erachtet zu werten, welcher in 
fabrläffiger oder Teichtfinniger Verlegung oder Vernachläffigung 


=) Zeitfchrift für das Notariat ꝛc. Bd. IS. 11. 
=) Suftizminifteriafblatt Jahrgang IV. (1866) ©. 83 u. 84. 
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ferner Amtspflichten verbarrt, und ſich hiedurch des Zutrauens 
in feine Dienftleiftungen unwürdig gemacht bat. Diefer Art. 
417 enthält nach von Zink's Commentar I. oc. ©. 755 eine 
Clausula generalis d. h. eine Univerfalmebizin, melche bei der 
Truchtlofigfeit der voransgegangenen Eurmittel noch zur Ans 
wendung gebracht wird, aber folche draftiiche Wirkung äußert, 
daß der Patient zu Grunde geht! — 

ad e. Eine in der That merkwürdige Vorfchrift enthält 
der Art, 127. Die Notare werden dadurch unter aller Welt 
Aufficht geftellt! — Diefelben ftehen ohnehin unter der Auf: 
fiht der Staatsanwaltichaft, ihre Amtshandlungen werden be— 
kanntlich fortwährenden Bifitationen unterjtellt, nud hiedurch 
dürfte weitans genügende Eontrolle über die Notare geübt werben, 
fo daß der Art. 127 als völlig überflüffig erjcheint, und um fo 
mehr ceffiren dürfte, als eine derartige Vorſchrift auch bei anderen 
Beamtenfategorien gar nicht vorfommt. 

Eine ſolche exceptionelle Bevormundung der Notare kann 
unmoglich zur Hebung der Stanbeswürbe derſelben beitragen! — 

Gleich dem eben beiprochenen Art. 127 dürfte auch ber 
Art. 143, nad welchem die Gerichte (Stadt: und Landgerichte) 
Aufträge an die Notare erlaffen nnd bezüglich deren Vollzuges 
Strafen androhen und verhängen können, — zu befeitigen fein, 
wenn das Notariat bie ihm im Staatsorganismus angemwiefene 
Stellung würdevoll vertreten, und deſſen Träger nicht zu bloßen 
Dienern der Gerichte degrabirt werben follen. 

Ueber diefen Art. 143 iſt bereits in biefer Zeitſchrift 
Bd. I. ©. 367 ſich verbreitet worben, worauf bier lediglich 
Bezug genommen wird. 

(Fortfebung folgt.) 


Wenfionsverein der Botare. 
(Bon Herrn Hofrath Franz v. Scybold in Münden.) 
Bezüglich der Aufnahıne der Notariatögehilfen in den be 
fagten Verein tft von Seite der Not. Kammer von Oberbayern 











Penfionsverein ber Notare. 31 


unterm 1. Juli I. 38. an ſämmtliche Notare eine Aufforderung 
ergangen, welche wir ihres merkwürdigen Inhaltes wegen nach« 
ftehend vollſtändig mitzutheilen nicht unterlaffen können, ba die= 
jelbe zwar jchwerlich durch unfern Artikel in Nro 5 ©. 76 
diefer Zeitjchrift veranlagt worden ift, jedoch als eine eben 
nicht jehr erfreuliche Antwort hierauf dienen Tann. 

Der Inhalt diejfer Aufforderung an die Not.-Gehilfen be= 
darf Teines Commentars, berjelbe wird jedoch jebenfall® bie 
Folge haben, daß man geneigt wird, das Regiment ber Bureau- 
raten mit Milde und Nachficht zu beurtheilen, wenn man 
jelbft im Kreije derjenigen, welche in der fortichreitenden Eut⸗ 
widlung des jocialen Lebens zur Mitwirkung berufen find, nody 
jo jehr die Bebürfniffe und Anforderungen unſerer Zeit igno= 
rirt, daß man Fein Bedenken trägt, im Geifte der Anfchauungen 
des Mittelalters über Junungen und Zünfte Anftitutionen der. 
Gegenwart zu behandeln, ja jogar das Bevormundungsſyſtem 
über die Not.Gehilfen in einer Weife auszudehnen, daß letztere 
der Vermittlung ihrer Prinzipale bebürfen, um ihre Wünfche 
und Anträge an bie Not.Kammer zu bringen. 

Die Aufforderung der Not. Kammer lautet wie folgt: 

In der Anlage theilen wir Abjchrift eines von unferem 
Referenten am 15. vor. Mis. geftellten Antrages, welchen wir 
heute zum Befchluffe erhoben haben, zur gefälligen Kenntniß— 
nahme mit dem Erſuchen mit, im Falle, wenn Sie rechtskun⸗ 
dige Notariatsgehifen befchäftigen, unter Mittheilung bes 
Inhaltes dieſes Schreibens und ber Ihnen bereitö zus 
gejendeten Statuten zu erheben, ob Wünfche derſelben bes 
jtehen, bei dem Vereine verfichert zu werben, und bejahenben 
Vals ums deren Namen, Concursjahr und Alter berfelben, 
ſowie ihrer Frauen mitzutheilen. 

trag: 
Nahdem nunmehr ber Penfionsvereln genehmigt iſt, wird derfelbe 
vom 1. Juli d8. Is. an in Wirkfamfeit treten, wenn bis zu dem von ber 
Notariatsfammer von Oberbayern ftatutengemäß zur Anmeldung zum Bei⸗ 


tritte mit dem 31. Zuli fefgefegten Termine bie Hälfte ber Notare in 
den Landestheilm diefſeits des Rheins den Beitritt erflärt Haben wird, 
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Bar es auch zur Zeit, ohne das Wefen und bie rechnerifche Grundlage 
zu veräubern und bas Zuſtandekommen bes Vereines zu erjchweren, nicht 
möglich, biebei auf die redtsfundigen Notariatsgebilfen Rüdficht zu nehmen, 
jo bürfte c8 boch jeßt, nachdem ber Verein zu Stande zu kommen 
im Begriffe fteht, an ber Zeit fein, ein Augenmerf auf die Notariats- 
gebilfen zu werfen. . 

Für jene Notariatsgebilfen, welche verebelicht find, ober fich verebelichen 
werben und nicht etwa anderweitig durch Berfiherungen oder Vermögens⸗ 
befig in ber Lage find, die Exiſtenz ihrer Relikten gefichert zu wiflen, dürfte 
e8 nicht uner wünſcht fein, am PBenfionsvereine fich betheiligen zu können. 

Zwar ift denſelben im Falle ihrer Nnftelung als Notare ohnehin der 
zwangsweiſe Beitritt zum Vereine eröffnet, allein bag Stadium bis das 
bin ift ein fanggezogenes, und während besfelben find ihre Familienangehö⸗ 
rigen entweder nicht verſichert, oder fie find genöthiget, biejelben vorher ander 
weitig verfihern zu laſſen und bei ihrer Anftellung als Notare in ein 
nochmalige Berfiherung treten zu müſſen. 

Andererſeits find indeß die Verbältniffe des Vereines bei feinem Ent⸗ 
fiehen fo gefaltet, daß berfelbe für die gegenwärtigen Notare beziehungsweiſe 
beren Reliften nur geringe Vortheile bietet und feine Gründung mehr 
als Ehrens und Standesſache zu beiradten iſt, als Keim, aus 
bem für die Zufunft cine fegensreiche Frucht erwachlen mag. 

Diefe Aufgabe Tag den Notaren allein ob, ſohin ohne Betheilig⸗ 
ung ber Gehilfen. 

Nachdem num biefe Aufgabe ber Notare erfült ift, follte den Notariat: 
gebilfen, welche vor ihrer Anftelung als Notare an dem Verein ſich bes 
theiligen wollen, bie Thüre nicht verfchlofien bleiben. 

Bon den Notariatsgehilfen ſelbſt ift zwar fein besfallfiger Wunſch an 
bie Notariatsfammer von Oberbayern gelangt, wohl aber von einem 
Collegen. 

Es dürfte daher durch die Notariatskammern in den Landestheilen 
diesſeits des Rheins von ben zu denſelben gehörigen Notaren bei Gelegen⸗ 
heit ber Emiſſion der Einladungsſchreiben zu erheben ſein, ob desfallſige 
Wünſche der Notariatsgebilfen beftehen. 

Ergeben biefe Recherchen ein bejahendes Refultat, fo ergibt ih dann 
bie Frage, ob unb wie eine Betheiligung der Notariatsgebilfen zu ermögs 
lichen fei. 

Diefe Betheiligung könnte nur gefchehen, ohne daß das Weſen, bie 
Grundlage unb der Organismus des Vereines verändert ober beeinträchtigt 
werde, und nur mit allerhöchſter Genehmigung ter deshalb nöthig werden: 
den Satzungsvorſchriften, ohne daß die genehmigten Statuten eine Aenbers 
ung erleiden. 

Das Verbältnig der Einzahlungen zu ben Leitungen barf nicht alterirt 
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werben und es if baber bie Herfiellung einer Statiſtik übe 
bag Alter der verehelichten Notariatsgehilfen und ihrer Frauen nothiwenbdig, 
auf beren Grund fobann die erforderliche mathematische Berechnung vors 
zunehmen if. 

Der Berwaltungsorganismus des Vereines müßte ber bisherige bleiben, 
fo daß eine Berheiligung ber Gehilfen hieran ausgeſchloſſen 
wäre und bad Verhältniß bed Vereins zu den NRotariatsyehilfen wäre 
fein anderes, als daß erfterer bie Verfiherung ihrer Relitten nad) Maßgabe 
der Statuten gegen bie entſprechenden Einzahlungen übernimmt, ohne 
bag im Mebrigen bie Notariatsgebilfen als aktive 
Mitglieder des Bereines zu betradhten wären. 


Der Eintritt in einen Etand, welcher auf Seite ber Notare ben Aus 
tritt aus dem Vereine zur Folge hätte, würde auch auf Seite der Notariats: 
gebilfen das Aufhören ber Verfiherung zur Folge haben. 

Findet bicfer mein Antrag bie Zuflimmung einer hoben Kammer, fo 
beantrage ich die MittGeilung meines Antrages an bie übrigen diesrheini⸗ 
ſchen Kammern. 

Münden am 15. Juni 1867 

A. Schlichthörle. 

Wir behalten uns bevor, in einem fpätern Artikel die 
innere organifche Verbindung und Wechſelwirkung des Inſtitu⸗ 
tes der Amtsgehilfen und Amtsverweſer mit dem der Notare in 
Erörterung zu ziehen, da es ſich gerade auch in dieſer Richtung 
bewährt, wie gediegen und umfichtig ber ausgezeichnete, leider 
zu früh verftorbene Verfaſſer unjeres Not.-Gefeges verfuhr. 

v. Seybold. 
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Das Regierungsblatt S. 633 veröffentlicht die Alferhöchfte 
Verordnung vom 8. Juni 1867 über Gründung eines Penfions- 
vereines für bie Hinterbliebenen der Notare in den Landesthei⸗ 
len diesſeits des Rheines fammt den, inzwifchen bereit au alle 
Notare verfandten Sagungen; unter Bezugnahme auf diefe Ver: 
ordnungen gibt eine Entjchließung des Staatsminiftertums der 
Finanzen vom 21. Zuni 1867 (Fin. M. Bl. S. 137) bekannt, 
bag über die nach 6 59 der Satzungen noch erfolgende Eonftis 
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tuirung des Vereins behufs Meberlaffung der von dieſem Ter⸗ 
mine an vechtöträftig werdenden Gelbftrafen weitere Bekannt— 
machnng nachfolgen wird, Für das MWohl der Nachkommen 
bedachte Notare, welchen etwa zur Zeit Geldſtrafen drohen, wer: 
ben ſich kaum den in diefer Bekanntmachung enthaltenen leiſen 
Wink entgehen lajfen, mit allen Mitteln dahin zu wirkten, daß 
das betreffende Erkenntniß die Rechtskraft nicht vor dem be- 
zeichneten Zeitpunft erlange. 


Gegen Lehner Hypothefenrecht I S 147 Jungermann ©. 
31 und Entwurf des Sachenrechts Art. 381 wird in den DI. 
f. RA B. XXXII ©. 161 angenommen, der britte Befiker 
einer Liegenjchaft hafte jchon als folder, john ohne die Hypothek 
in Ausweifung des Erwerbspreifes oder ſonſt befonders über: 
nommen zu haben, dann als perfönlicher Schuldner, wenn er 
die Sache nicht au den Gläubiger abtrat und deßhalb der 
Zwangsverkauf durchgeführt wird; allein bei einer Mehrheit 
von Hypotheken und ben Mangel eines Purgationsverfahrens 
ift es nicht begreiflich, wie die Sache beifpielsweife dem vor- 
legten Gläubiger abgetreten werben könnte, wenn biefer von der 
nachfolgenden Hypothek Nichts wifjen will; der Zwangsverkauf 
- bleibt hier der einzige Ausweg und kann deßhalb nicht wohl. 
eine Steigerung ber Haftung des dritten Befibers zur Folge 
haben, die im Geſetze nirgends angebeutet ift. 


Dienſtesnachricht. 


Der k. Notar J. B. Kuttler in Günzburg iſt zur Advocatie 
übergetreten und dafür der frühere Notariatsgehilfe, dann Ac— 
ceſſiſt J. Obermaier zum k. Notar in Günzburg ernannt worden. 


Drud und Verlag der C. H. Bed'ſchen VBughandiung in Nördlingen. 
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Diefe Jeitichtift erſcheint jahrlich 23-.Nummern je 18 hart, 
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Juhalt: Aus ber Pfalz. — Dieciplinar⸗Fälle. CL u. IL) — Mberismen 
über da3 Notariat und bie Reformen des bayer. Notariatsgefekes 
und des Civiltechts (bayer. Landrechts). — Dieiftesmachrichten. 





Aus der Pfalz. 

Abſchaffung der Wuchergeſetze oder nicht? 

In Ne. 4 diefer Leitjchrift des I. J verjprachen wir &t- 
was über die gänzliche Abfchaffung der Wuchergeſetze nachzu⸗ 
Kiefern und wollen nun, ba im Vorwort, zn derfelben die Be- 
fprechung legislatoriſcher Fragen nicht unbedingt ausgeſchloſſen 
iſt, dieſem Beriprechen, als befonders zeityemäß, nachlommen; 
jedoch nur in fo weit bie Frage in das Notariat einfchlägt. 

Schon zur Zeit ala vie lex Anastasiana in Preußen anf⸗ 
gehoben wurde, wollten wir unjere Stimme dagegen erheben; 
benn dieſe lex, wornach der, welcher eine Forderung gefauft 
bat, nicht mehr als das wirflih gezahlte Geld nebſt Zinfen 
einfordern Tann, um zu verhindern, daß man nicht zur Chicane 
jhlechte Forderungen an fich bringe, wäre Angefichts der Vor⸗ 
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Tommmniffe, daß Auswanderer, die ihren Schulonern gegenüber 
oft viele Jahre Stillfchiweigen beobachteten und dadurch der 
Vermuthung eines Erlaffes oder eince Bompenfation Raum 
gaben, alte Schuften insgeheim an Wucherer cediren, aud) heute 
noch ſehr praftifch und im Intereſſe der Moral. *) 

Gleichzeitig tauchten andy allenthalben Gelüfte auf, jede 
Beichränkung des Zinsfußes und die Muchergefeße gänzlich abs 
zujchaffen. Da wir aber als bloßer Praktiker in unferer rechts⸗ 
biftorischen Bildung nicht auf der Stufe ftchen, daß wir mit 
Gelehrten in einen öffentlichen Kampf. einzutreten vermögen, 
fo unterliegen wir eg. Heute aber, da die Behandlung dieſer 
Trage anf dem 6. deutjchen Suriftentage zu München in Aus- 
ficht fteht, da fie Gegenftand der Berhandlung in der Abges 
oronetenfammer zu Wien und Berlin war und Darmſtadt ift, 
da man allerwärts mit Stiefel und Sporn gegen bie foges 
nannten Wuchergefete loszieht, wollen wir auf den Grund 
unjerer empirischen Kenntniffe in dem engen Rahmen diejer 
Schrift auch ein Wort mit hineinreden und ftellen nun Ted die 
Behauptung auf, daß im unſerer Pfalz feit den gerichtlichen 
Einfchreitungen gegen die Wucherer unter Anwendung ber, nun 
dur das allgemeine deutſche Handelsgejegbuch mobifizirten 
Civilgeſetze, Bieles beffer geworben, kein ehrlicher Menſch 
aber dadurd) benachtheiligt worden If und finden die Beftätigung 
unferer Behauptung namentlich auf dem Gebiete der freiwilligen 
Gerichtöbarkeit, in speoie aljo im Notariate, daher wir bier 
auch Beranlaffung nehmen wollen, dem oberiten Gerichtsbeamten 
in unferem Regierungsbezirte unfere Anerkennung für feine 
unermübliche Thätigkeit anf dieſem Felde der Griminalpuftiz 
auszuſprechen; — insbejondere dafür, daß er in den 1850er 
Sahren nicht blos gegen die Wucherer ſelbſt cingefhritten 
ift, jondern auch gegen diejenigen Beamten, die nicht den Muth 
hatten, erſteren entgegenzutveten, weil dieſe eine gerechte Strafe 

*) Die Frage wurbe bei ber Prüfung bes bayeriſchen Geſetzes über 


Aufpebung der lex Anast. vom 22. Februar 1855 eingehend cröriert und 
gegen vorfichenden Text entjchichen. 
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getroffen; den Unſchnldigen aber eine beſſere, würbewollere 
Stellung bereitet worden ift; deun: jo wie ber Notar bei 
Theilungsverhandlungen freiwilliger Richter (Schiedsrichter) in 
Tamilienftreitigfeiten ift und burch ein umſichtiges Benehmen 
Prozeſſe verhüten Tann; — jo wie er Beichüger der Parteien 
gegen den Fiscus ift, wenn deſſen Diener dag Einregiftrirunge- 
gejeb zum Nachtheil derfelden anwenden und dieſelben durch 
irrige Anwendung diefes Geſetzes zur Ungebühr beftenern; — 
jo wie es feine Pflicht ift, fih von dem Stande und ber Rechts⸗ 
fähigkeit der Gerichtsbaren, von der Einwilligung und dem 
erlaubten Beweggrund zu überzeugen, fo hat er auch das Net 
nnd die Pflicht, die Berbriefung eincs jeden Rectsgejchäftes zw 
verweigern, das gegen die öffentliche Ordnung verftößt. 

Nun verftößt es aber gegen die öffentliche Ordnung, eine 
förmliche Prellerei oder einen Betrug in ein Kleid einzuhüllen, 
das nach Außen kein Merkmal und Stennzeichen einer ungeſetz⸗ 
lichen Thatſache an fich trägt und es macht ſich mithin ber 
Notar, der fih dazu hergibt, die offenbare Habſucht des einen 
Theils zu unterflüben und die Schwäche oder Stupivität des 
ander Theils zu mißbrauchen, zum Mitſchuldigen des erftern. 

Sp Tange nun die Wuchergefchäfte ungeftört, unge- 
rügt und unbeftraft getrieben werden durften, war in ber 
That die Stellung eines Notars oft eine ſrhwierige; denn 
eine gejegliche Form wußte der Wucherer immer aufzufinden. 
ALS es aber anf die äußere Form und das Kleid, in welche der 
Vertrag eingehüllt wurde, gar nicht mehr ankam, fondern nach 
der neneren Jurisprudenz das Effentiche unterſucht und ber 
Wucher in jeder Form beitraft wurde, ale — um es kurz 
zu ſagen — allen Leuten biefes Gelichters ohne Rückſicht auf 
ihr Nationalität das Handwerk gelegt ward, ſah man auf den 
Screibftuben der Notarien die Zahl folder Kunden auffallend 
gemindert und es hörten alle Gejchäfte der Art auf, d. h. es 
gingen die Darlehnsgefchäfte und Ceſſionen in ambere Hände 
über, nämlih in die Hände von Leuten, deren Kapitalien bis 
dahin groͤßtentheils müßig lagen und die nun gegen geſetz⸗ 
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lichen Zins und mäßigen Nachlaß recht gerne ſolche Gefchäfte 
übernabuen. | 

Wenn num VBorgefagtes wahr ift, wenn es nicht in Ab⸗ 
rede gejtellt werden Tann, daß bei Nichtanwendung des Napo- 
leonifchen Dekretes vom 3. Sept. 1807 eine heilloſe Wirthichaft 
die Oberhand gewonnen batte, bei jtrenger Anwendung deſſelben 
aber der Wucher jo zu jagen ganz verſchwunden ift und daß 
troßdem die Gelder, auch abgejehen von andern inflnirenden 
Berhältniffen,. jo abundant geworben find, daß fie die Kapita- 
Liften kaum unterzubringen wußten und ſogar Forderungen, bie 
auf Güter. radizirt waren, ohne Nadlap übernahmen; — 
warum follten wir wünfchen, daß die Strafgejebe gegen den Ge: 
wohnheitswucher aufgehoben werden??? warım ung darüber 
freuen, baß ſie theilweife ſchon aufgehoben find? warum mit: 
helfen, daß auch die Eivilgefege den Wucherern mundgerecht eins 
gerichtet werben? Wir fprachen bis jegt von Fällen, in denen 
Zinswucher und Betrug oder Prellerei Hand in Hand gingen 
und wie fie gewöhnlich auf den Amtsjtuben der Notarien oder 
bei nen Landgerichten durch Erweiterung der Competenz vor: 
famen. Werfen wir nun noch einen Blid auf die epidemiſch 
gewordene Manie gegen die Beibehaltung eines gejeßlichen Zins: 
fußes überhaupt, fo wollen wir zwar zugeben, daß in einem 
Lande, deſſen Wohlſtand fich wejentlich auf den Handel und bie 
Induſtrie gründet und das über große Kapitalien zu verfügen 
bat, ver Zinsfuß obne große Gefahr für die öffentlihe Wohl- 
fahrt frei gegeben werden kann; — in einem vorzugsiweile 
Aderbau treibenden Staate aber, deſſen Grundbeſitz überdies 
mit Hypothekenſchulden belaftet ift, würde dies die ſchlimmſten 
Folgen Haben; es würden namentlich die Hppotheken gekündigt 
werden, um die auf den Gütern rubenden Kapitalien zu höhern 
Zinjen anlegen zu können. Die Freigebung des Zinsfupes 
Nliegt alfo nur im Intereſſe der SKapttaliften, während fie 
Grundbefiger und Gewerbetreibende ruinirt. Mag die Willen: 
Ihaft jagen, was fie will, hier muß die Erfahrung den Aus- 
jhlag geben und dieſe jagt uns: der Kapitalift kann fein Gelb 
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nicht mäßig Tiegen Iaffen, ev muß es alfo, wenn er es nicht in 
Gütern anlegen will, entweber zu imduftriellen Unternehmungen 
gder um den gefeßlichen Zins abgeben; denn daß er c8 in bas 
Ausland. wandern Laffe, ift nicht zu fürdten. Und daß dies 
jo ift, bat ſich in den lebten 15 Jahren in unjerer ackerbau⸗ 
treibenden Provinz vollkommen beſtätigt. 

Su der 2. Kammer zu Darmſtadt glaubte ein Abge⸗ 
ordneter, entgegen dem Antrag auf gänzliche Aufhebung ber 
gejeglihen Befchränkungen des Zinsfußes, durch ein Amende⸗ 
ment abhelfen zu follen, dem zu Folge ih Fällen, wo ber 
Ereditgeber unter Benüßung der Noth over des Leichtſinnes 
des Eredituchmerd einen höhern Zinsfuß, als den zur Zeit des 
Erevitnehmens ortsüblichen erwirft habe, der Richter ermächtigt 
fein fol, den Zinsfuß anf 6% zn ermäßigen. Allein dies find 
Halbheiten, die nichts taugen und ebenfo unrichtig, wie die 
Behauptung, tie bei derſelben Gelegenheit aufgeitellt wurbe, 
daß das Ausleihen von Geld im Weſen dafjelbe jei, wie das 
Eredittren von Waaren Seitens der Groß: an die Detailhändler. 
Geld ift das allgemeine Anstanfchmittel und wer Geld braucht, 
fteht durchaus nicht auf gleicher Linie mit dem, der Waaren 
fauft, noch weniger aber, wie anderwärts behauptet wurde, mit 
dem, ber einen Schmud, einen Anzug, ein Hausgeräthe oder 
fonft einen Gegenftand gegen Zins leiht. Erſterer lehnt meiften 
theils in der Noth, letzterer jeher Häufig nur um fich eine An⸗ 
nehmlichleit zu verjchaffen oder anf den Grund eines irrigen 
Calcul. Erfterer muß das Geld haben, letzterer kann einen 
Ausweg treffen, er kann e8 alfo in der Regel thun oder laſſen. 
Ein Beifpiel: ein angefehener Mann auf dem Lande, wo bas 
Geld weniger fluftwirt, iſt in einer für ihn hoͤchſt ungünftigen 
Zeit wegen Rückzahlung eines Darlehens verklagt. Es ver- 
jchleicht ein Tag nad) dem andern und es ift ihm immer noch 
nicht gelungen ein Darlehen zur Abtragung des eingeflagten 
aufnehmen zu können. Der lebte Tag der Vorladungsfriit it 
erfchienen und er fällt am Abende dieſes Tages einem Wucherer 
in bie Hände, der ihm das nöthige Geld gegen 10% Abzug 
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und Berzinfung zu 6% anbietet. Was thut der unbelcholtene 
angefebene Wann, ber am andern Tag in der öffentlichen 
Sitzung verurtbeilt und befien Immobiliarvermögen wit einer 
Generalhypotheke belegt werden fol? Er nimmt es, weil er 
lieber einen empfindlichen Schaben erleiden, als fi um feinen 
Credit und fein Anſehen bringen eder der Verſorgung feiner 
Töchter einen Stoß verjegen laſſen will, vieleicht auch nur aus 
falicher Scham. — 

Was das Rechtshiſtoriſche der Sache betrifft, fo 
wollen wir uns, wie Eingangs gejagt, hierauf nicht einlafjen, 
ſondern ſchließlich nur noch die Stellung des Notars ins Auge 
fafien, in die er gerathen muß, wenn ber Wucher durch die 
Gejeßgebung geradezu fanftionirt wird, wenn man ihm, wie 
bereits ſchon gejchehen ift, keck und naiv ind Geſicht jagt: „es 
ift Ihres Amtes nicht, etwas in unfern Handel hineinzureden; 
denn ber Wucher ift ja erlaubt”. Wie anders und würbevoll 
ift dagegen feine Stellung, wenn er jagen kann: ich verweigere 
die Verbriefung cures Vertrages, weil er gegen bie öffentliche 
Orduung tft und wenn den Contrahenten anf jeder andern No: 
tariatsftube gleicher Beicheid gegeben wird! Sollten die 
Herrn Notare jenſeits des Rheines ſolche Erfahrungen noch 
nicht gemacht haben, jo mögen fie nur abwarttı, bis die Guts- 
zertriinmerungen auch bei Ahnen gang und gäbe find; fie 
werben dann finden, daß durd) die Mobiliarifirung ber Güter 
der Leichtſinn gejdrdert und dem Wucher Thor nnd Thür ge: 
öffnet wird. Und darum rufen wir ihnen fchlieglich zu: wehrt 
Euch mit Händ und Führen gegen die gänzliche Abſchaffung tes 
Zinsfußes und der Wuchergeſetze; denn Eure moralifche Vers 
antwortlichfeit wird eine große, beunrubigenbe fein — ber Eins 
fluß der Wucherer wird Euch überwältigen! 

L. K. 
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Disciplinar - Fälle. 
| I. 
Proteftform und Art, 79 des Not.Geſ. 


Vom Juſtanzrichter war feftgeitellt, dab ein Notar über 
zwei am 27. Juni 1866 verfallene Wechfel eines Bierbräuers 
B. U. de date 27, März 1866 zu 900 fl. un 200 fi. am 
30. Ami deifelben Jahres megen Mangels Bezahlung einen 
Proteſt aufnahm, demjelben auch die Abſchriften ber beiben 
Wechſel beifügte, in der Protefturfunde ſelbſt aber an mehreren 
Stellen nur Eines dem Domizilienten vorgelegten Wechjels in der 
einfachen Zahl erwähnte, woraus eine Ungewißheit darüber ent: 
ftand, für welchen ver beiden Wechſel der Proteft gelten folle, 
während er fi auf beide zugleich, fprachlich genummen, gar 
nicht beziehen lieg. Aus dieſem Grunde wurde auch die gegen 
ben Ausfteller auf der Grundlage jenes unförmlichen Protejtes 
erhobene Wechjelllage durch die übereinjtimmenden Urtheile der 
erften und zweiten Inſtanz vom 17. Juli nnd 8. Anguft 1866 
von der Gerichtsſchwelle zurückgewieſen.“) 

Wegen diefer Zuwiderhandlung gegen Art, 79 des No: 
tariatsgejege& wurde der Notar in eine Disziplinargeloftrafe 
veruriheilt, und die dagegen eingewendete Nichtigkeitsbeſchwerde 
durch Erkenntniß des oberiten Gerichtähofes vom 30. Juli 1867 
aus nachitehenden Gründen verworfen; 

. Nah Art. 83 Ziff. der allgemeinen deutſchen Wechſel⸗ 
ordnung muß das wegen zweier Wechjel an eine Perjon geftellte 
Begehren und ihre darauf gegebene Antwort klar aus ber 
Proteſturkunde erhellen, um alle Zweidentigfeit über die Trag⸗ 
weite eines jolchen Aftes abzuſchneiden. Daß der Proteft vom 


*) Das nicht weiter begründete Erkenntniß findet fih in der Samms 
hung wichtiger Entſcheidungen bes k. b. Hanbelsappellationsgerihte 8. 1. 
©. 122; ſprachlich fonnte der Proteft nur auf Einen Wechſel bezogen 
werben, jwriftifch aber (wermöge der Lehrfäge über referens und relatum) 
war unter „dem bier abfchriftlich folgenden Wechſel“ jeder zu verfichen, ber 
eben in Abſchrift folgte, und fo folgten Kreide. 
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30. Juni v. J. diefer Vorfchrift nicht Genüge leiftete, und des: 
halb die beabfichtigte Wirkung verfehlte, ift nicht blos augen= 
fällig, fondern auch durch den vechtöfräftigen Ausiprud der 
zuſtändigen Handelögerichte feftgeftellt. Durch die Aufnahme 
eines ſo mangelhaften “Proteftes beging daher ter Notar ein 
grobes Verſehen gegen Art. 45 Abſ. I. des Notariatsgeſetzes, 
weicher ihn verpflichtete, allen Bedacht daranf zu nehmen, daß 
jede Verhandlung, um die er erſucht wird, den MAbfichten der 
Betheiligten auch entfpredhe. Für das Verſehen feines Gehiffen, 
welcher etwa den Proteft nicht als treue Abjchrift aus dem 
Wechfelproteftregifter fertigte, muß derjelbe einftehen, weil er fie 
eigenhändig unterzeichnet hat. Voͤllig grumdlos tft die aufge- 
ftellte Behauptung, Zuwiberhandlungen gegen Art. 45 Abſ. I. 
bes Notariatsgefches fein nur dann ftrafbar, wenn dabei eine 
Borfäglichfeit unterlanfe Durch Art. 79 des Notariatsgefeges - 
find die Art. 88 bis 90 der deutjchen Wechſelordnung als eben 
jo verbindend für die Notare erflärt, als wären fie dem No 
tariatsgefche jelbft einverleibt; die Bedeutung bes Wortes 
„lediglich“ in den zuerft angeführten Artifel kann an der dis⸗ 
ziplinären Verantwortlichfeit des Notars nichts ändern, insbe- 
jondere deſſen Amtshandlungen in dergleichen Fällen nicht außer 
den Bereich der Art. 113 bis 116 des Notariatsgeſetzes ftellen. 
Daß ein einfacher Wechſelnotar aus Älterer Zeit nicht nad 
dieſen Artikeln zu bejtrafen wäre, iſt unerheblih, dba auch 
Gerichtsbeamte, die beiſpielsweiſe einen Vergleih aufnehmen 
oder nad Art. 80 Abſ. IM. eine vollziehbare Ausfertigung er: 
theilen, mit dienftlihen Handlungen der Notare concurriren, 
ohne den ftrengen Diszipfinarbeftimmungen des Notariatss 
geſetzes unterworfen zu fein. 


II. 
Die Vollziehbarkeits-Klauſel. 


(Art. 80 und 85 des Not. Geſ. B. I. ©. 3277, 8. I. ©. 326, 8. 11. ©. 133 
biefer Zeitfchrift.) 


Aus einem appellationsgerichtlihen Erkenntniſſe vom 
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2. April 1867 und den bafeldft in Bezug genommenen Urs 
funden gebt hervor, daß am 31. Jänner 1866 ein Schulb- und 
Hypothekenbrief über ein Darlehen von 200 fl. aufgenommen 
wurbe, worin brei Maflen von Grunditüden an nächit offener 
Stelle zum Unterpfamd unterjtellt waren und der Schulbner am 
Schluſſe bat, feinem Gläubiger eine vollzichbare Ausfertigung 
zu ertheilen. Tags daranf, ben 1. Februar 1866, jendete das 
Hypothekenamt diefen Brief mit der Bemerkung zurüd, bas 
Eheweib des Schuldners jet als Miteigenthümerin im Hypotheken⸗ 
buche eingetragen, was ciner Verfagung bes verlangten Ein 
trages gleichlam. Deſſen ungeachtet ertheilte der Notar am 
9. März dem Gläubiger eine vollziehbare Ausfertigung jener 
Schuldurkunde, worin die Verfügung des Landgerichts vom 
1. Febrnar vorfchriftsmägig mit aufgenommen war. Erft am 
5. Oktober, alfo um fieben Monate jpäter, wurde der Anftand 
durdy die Zuſtimmung der Ehefran gehoben und Tags barauf 
der erbetene Eintrag bewirkt. 

Megen jener vollziehbaren Ausfertigung wurde der Notar 
einer Zuwiberhandlung gegen Art. 85. des Notariatägejees 
ſchuldig befunden, wonach jeder Betheiligte cine vollziehbare 
Ausfertigung verlangen Tann, der den Bollzug einer Verhand⸗ 
hung zu beantragen berechtiget ijt und deshalb in eine Diszis 
plinarjtrafe verurtheilt und die hiegegen eingewenbete Wichtig: 
keitsbeſchwerde durch Erkenntniß bes oberiten Gerichtshofes vom 
30. Iuli 1867 aus folgenden Gründen verworfen: 

1. Obgleih der Abſatz IT in Art. 80 des Notariats- 
geſetzes nach feinem Wortlaute nur als eine prozeſſuale Vor: 
Schrift für die Gerichte aufgefaßt werben Tännte, unter welden 
Vorausſetzungen das in Art. 81 geregelte Verfahren in Bezug 
auf vollziehbare Urkunden einzuleiten jei, und ebenfo bie Be⸗ 
fimmung des Art. 85 Tebiglih als eine Begrenzung bes 
Rechtes der Betheiligten, vollziehbare Ausfertigungen zu vers 
langen, jo Tann es dennoch vermöge einer Bergleichung biefer 
beiden Gejehesftellen nicht dem geringften Zweifel unterliegen, 
daß biefelben nach ihren Geifte und ihrer inneren Wechjels 
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beziehung gewürdiget, eine Vorſchrift für bie Notare geben 
wollten und wirklich-aufgeftellt Haben, wonach dieſe nur ſolche 
Urkunden mit der Vollziehbarkeitsklauſel anszufertigen er: 
mäcdhtiget find, welche alle in Art. 80 aufgezählten Vorauss 
jeßungen in fich vereinigen. Denn e8 mar bie unverkemibare 
Abſicht des Geſetzes, der Notar folle durch feine beurfundete 
Anſicht über die Erfchöpfung. jener Bedingnifſe der Urkunde em 
bejonderes Vertrauen erweckendes Anfehen verleihen, welches ein 
eitle8 Blendwerk wäre, wenn derjelbe jede non ihm aufge 
nommene Schuldurkunde vollziehbar ausfertigen koͤnnte, ben 
Punkt getroft den Gerichten zur Prüfung überlafjend, ob auch 
die übrigen Erforderniffe hiezu fsch darin vereinigt zuſammen⸗ 
finden. Wenn aljo glei auf den Grund einer nicht mit ber 
Bollziehbarfeitsflaufel verſehenen Urkunde ein fummarifcher Pro: 
zeß eingeleitet werben, und einer vollziehbar ausgefertigten von 
ben Gerichten in Folge der ihnen obliegenden Würdigung das 
privilegirte Berfahren des Art. 81 des Notarintsgefehes vers 
jagt werden kann, fo bleibt dennoch die Pflicht des Notare 
aufrecht und unbeftreitbar, in jeden Falle forgfältig zu prüfen, 
ob eine Urkunde fid) nach der geſetzlichen Vorſchrift auch dazu 
eigue, ehe er eine vollzichdare Ausfertigung davon ertheilt. 
Diefe Pflicht ift auch eben fo wichtig wie jede andere im 
Notariatsgejege den Notaren auferlegte, woraus von felbft 
folgt, daß ein ſchuldhaftes Verſäumniß derſelben auch feine Ber: 
antwortlichfeit herbeiziehen und mit einer Disziplinarftrafe be⸗ 
ahndet werden könne. 

2. Allein auf der andern Seite iſt bei der Würdigung 
eines ſolchen Verſchuldens nur mit großer Umſicht und einer 
billigen Zurückhaltung zu verfahren, weil der Notar durch die 
Beifügung der Bollziehbarkeitsklauſel, die ihm nur in Kraft 
einer außerorbentliden Erweiterung feiner Amtsgewalt zufteht, 
fein Urtheil über die Eigenschaft und Kraft ber Urs 
funde ausſpricht, in welches, wie in jedes richter— 
lide Urtbeil, ſich Irrthümer ‚mit einfchleichen 
koͤnnen. Diefen jebesmal burd) bie Anwendung ven Repreſſiv— 
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mitteln zu begegnen, wäre aber eine wicht zu billigende Strenge 
uud ein Abweichen won der gangbaren Behandlung, wie ges 
richtliche Urtheile auf dem Wege des ordentlichen Inſtanzen⸗ 
zuges ber Berichtigung unterliegen. Gerade daraus, daß 
jenes vorläufige Urtheil des Notars, ohne deshalb leichtfertiger 
fein zu dürfen, fobald es in die Bahn dev Nechtsnerfolgung 
vor Gericht eintritt, einer weiteren Revifion unterliegt, ergibt 
fich die Folge, daß daſſelbe nicht, wie die verkehrte Aufnahme 
einer Urkunde, den Betheiligten einen oft umwiberbringlichen 
Schaden zuzufügen vermag. 

3. In Anwendung diefer Grunbfäge ergab jedoch die. 
Prüfung des vorliegenden Falles, daß ber beſchuldigte Notar 
durch die Ertheilung einer vollzichbaren Ausfertigung von der 
Schuld» und Pfandverfchreibung vom 31. Janner 1866, che das 
beftellte Pfandrecht durch Eintrag im Hypothefenbuche zur Wirk: 
ſamkeit bereift war und ehe der Gläubiger nur cinen mirks 
ſamen Hypothefentitel zum Eintrage feiner Forderung auf den 
feinem Schuldner nicht allein gehörigen Grundſtücken erlangt 
hatte, ein fchweres und wicht entſchuldbares Verſehen begangen 
habe. Die betreffende Urkunde enthielt ein zufammengefchtes 
Rechtsgefchäft, zuerjt cine ganz vollziepbare Schulöverjchreibung 
und alsdann zur Sicherheit derfelben eine Pfandbeſtellung. 
Dieje Iehtere war am 9. März v. %., wo 2er Notar von ber 
ganzen Urkunde eine vollziehbare Ausfertigung ertheilte, wegen 
unterbliebenen Eintrages nicht blos unwirkſam, jondern auch 
nad) der Verfügung des Hppotbefenamtes vom 1. Februar un: 
vollzichbar, weil der Schuldner allein die vorgefchriebenen Grund⸗ 
ftüde nad) ihrem vollen Umfange nicht verpfänden konnte und 
wenn gleich diefer Umftand durch den Beiſatz der landgericht- 
lichen Verfügung aus der Ausfertigung nothdürftig erſichtlich 
war, jo mußte dod) die vollſtreckbare Ausfertigung bei einem 
nicht Rechtsverftändigen den Glauben erwecken, die Urkunde fet 
nach dem fompetenten Urtheile des eingemweihten Notar ihren 
ganzen Inhalte nah in Ordnung, über alle Einwendung er: 
haben und zur Geltendmachung reif. Da dieſes nicht der Fall 
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war, fo bat der Notar durch jene Art ber Ausfertigung irre 
geführt; eine hinter dev Wahrheit zurückbleibende Bekräftigung 
beigefeßt. Diefer Fehltritt enthielt mehr noch einen Verſtoß 
gegen den Art. 80 Abſ. II. bed Not. Geſetzes, weil in ber voll 
ziehdar ausgefertigten Urkunde noch Feine durchaus Träftige 
Verbindlichkeit, das ift in der Anwendung auf das Dezielte 
Pfandreht noch Feine dingliche Haftung der verfchriebenen 
Srunbftücke feitgeftellt war, wobei nicht ſowohl ein Irrthum in 
der Benrtheilung cines Rechtspunftes unterlief, als vielmehr ver 
Abgang einer ganz materiellen Operation, des Eintrages im 
Hypothekenbuche nämlih vormaltete, an deſſen Erforberlichkeit 
zur Geltung der Hypothek der Notar auch nicht von ferne 
zweifeln konute. 1 

4. Ganz unerheblich iſt der DVertheidigungsbehelf des 
Notars, die Urkunde fei in Bezug auf die perjönliche Verbind⸗ 
lichkeit des Schuldners vollziehbar geweſen; wollte derjelbe in 
biefev Beichräntung die Vollziehbarkeit kund geben, jo hätte er 
-folches in der Urkunde ausdrücken müſſen.“) Noch weniger Ge: 
wicht fallt auf den Vertheidigungsgrund, das Pfandrecht fei als 
ein Beftärkungsmittel nur die Nebenſache geweſen, nachden bin: 
länglich bekannt iſt, daß der Darleiher zur Erftrebung feiner 
Sicherheit weit mehr Werth auf das Unterpfand als einen une 
vergänglichen Vermögenswerth, ale auf den fehr wandelbaren 
Erevit des Aufnehmers Tegt, und, wenn er diefem getraut, er 
ih das Pfandrecht gar nicht ausbebungen hätte. Ein Eeffionar 
jener Forderung fonnte ficher darauf zählen, eine Träftige und 
gute (2) Hypothekforderung unter der amtlichen Gewähr des 
rechtsfundigen Notare zu erwerben, während er am Ende ein 


*) Das Inn ber franzdfiiche ober rheinifhe Notar, nicht aber ber 
dieBrheinifche, weil die Form in Art. 86 des Not. Geſ. unüberſchreitbar feſt⸗ 
geſtellt iſt; micht leicht wird eine Urkunde in allen Punkten volziehbar fein 
und doch befichlt Art. 15 Abſ. 4, daß ber ftattgebende oder abweilende Bes 
ſchluß bes Hypothekenamts in alle (ſohin auch in die vollziehbbaren) 
Ausfertigungen aufzunehmen: ift. 
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verlornes Papier in Händen gehabt und zu feinem bafür. auss 
gelegten Gelde nicht wieder gelangen konnte. Der Darleiber 
ſelbſt konnte den mangelhaften Brief, wie cr auch that, in Vers 
wahr nehmen und fid am Ende in feinen Abfichten bitter ges 
täufcht finden. Nach Art. 45 des Notariatsgefehes hat der 
Notar ernftlichen Bedacht darauf zu nehmen, daß feine Vers 
Handlungen die Abficht der Betheiligten auch erjchöpfen; die be— 
Schuldigte Ausfertigung blieb aber weit hinter den Erwartungen 
zurüd, bie man billiger Weije in den Fleiß und die Genauig— 
feit des beurktundenden Notars ſetzen Tonnte. 

5. Dazu kommt noch, daß die k. Miniſterial-Entſchließung 
vom 26. Juli 1864, die Motariatsurfunden, welche das Hypo⸗ 
theklenweſen berühren, betreffend, in Abjchnitt U. lit, A Ziff. 6 
(Suftizuminifterial-Blatt 19864 ©. 215), aufrecht erhalten gegen 
bie Beſchwerde eines Notar durch fpätere Minifterinl-Ent- 
Ihließung vom 24. März 1866 (Zeitichrift für dag Notariat 
1866 ©. 167) ausprüdlich verorbitete, Ausfertigungen von Ur⸗ 
ſchriften, welche den Hypothekenämtern vorgelegt werben, feien 
in feinem Kalle zu ertbeilen, jo lange nicht der Urfchrift die 
Vollzugsbeftätigung ober der abweijende Beſchluß bes 
Hypothekenamtes heigejett fei, mithin auch dann nicht, wer bie 
Urkunde von dem Hypothekenamte noch vor Beſchlußfaſſung von 
furzer Hand zur Berichtigung oder Ergänzung an den Notar 
zurüdgegeben wurde, Die Berfügung des Hypothekenamtes 
hatte hier offenbar die Bedeutung, die Pfandbeftellung ſei nach 
den Umſtänden unvollziehbar und dennoch erflärte fie der Notar 
ausdrüdlih mit der ganzen Urkunde für vollſtreckbar. Nach 
F 72 Abſ. II. der Geſchäftsordnung für die Notare hätte man 
vielmehr erwarten Fönnen, daß der Notar unmittelbar nach der 
bypothefenamtlichen Verfügung vom 4. Februar v. J. dem Bes 
theiligten die nöthige Anleitung ertheilen würde, um ben vom 
Hypothefenamte gerügten Mangel zu heben; ftatt dejien verfuhr 
derjelbe ebenſo, als wenn die Berfügung gerade im umgefehrten 
Sinne gelautet hätte. Die unter ſolchen Umſtänden angezeigte 
Verweigerung ber erchutorifchen Ausfertigung hätte auch ber 
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Urkunde als Schuldverſchreibung gar nichts an ihrem Werthe 
benommen. 

6. Wenn der Notar die Mittheilung ſeiner Urkunde an 
das Hypothekenamt gänzlich unterlaſſen und dennoch den Hypo⸗ 
thekenbrief ausgeſertigt hätte, fo läge bie Zuwiderhandlung 
gegen Art. 12 Abſ. I. Kar vor Augen; indem er nun dieſelbe 
als nnbeftellbar vom Hypothekenamte zurück erhielt und dennoch 
die Ausfertigung ebenjo ertheilte, als wäre die Hypothek einge- 
tragen, hat er in den Wirkungen einen völlig gleichen Nechts- 
zuftand gejchaffen, es ift daher nur billig, daß ihn biefür auch 
die gleiche Folge treffe, 

T. Alle Betrachtungen des Tales vereinigen ſich daber 
für die Annahme der beiden Vorinjlanzen, daß der Notar, ftatt 
in ber Beurtheilung des von ihm aufgenommenen Schuldbriefes 
vom 31. Jänner 1866 zu irren, fi) vielmehr eines auch nur 
oberflächlichen Urtheiles über die Vollſtreckbarkeit der aufgenom⸗ 
menen Pfandverfchreibung ganz enthielt. Daß aber bei diejem 
tief eingreifenden, den ganzen Werth des ausgefertigten Hypo: 
thefenbricfes weſentlich verrückenden Verſehen nicht blos cine 
Förmlichkeit der Beurkundung oder der Geſchäflsführung außer 
Acht gelaffen wurde, wel&e nad Art. 114 des Notariats: 
Geſetzes blos cine Ordnungsſtrafe nach fich gezogen Hätte, 
leuchtet auf den erſten Anblic von ſelbſt ein. 


Aphorismen über das Hotariat und die Neformen des 
bayerifcyen Motariatsgefehes und des Civilrechts (bayer. 
. andrechts.) 
Bon Herrn Dr. F. Bauriedl, k. Notar in Nabburg. 
(Foriſctzung.) 
Als Anhang zu den bisherigen Eroͤrterungen glauben wir 
als berechtigte Forderungen noch beifügen zu dürfen: 
1) daß den Notaren bezüglich ihrer Gebühren und 
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Auslagen ein größerer Rechtsſchutz gewährt werde, 
als wie Totcher das Not.Geſ. ftatuirt. 

Allenthalben ſcheint zwar eine konſtante Gerichtspraris 
für die Anficht zur Geltung zum gelangen, daß die Notoriatsge⸗ 
bühren und Auslagen, welche durch die den Notaren von den 
Gerichten übertragenen Verfteigerungen entftehen, den Charakter 
der gerichtlichen Koften haben, und als privilegirt aus ber 

daſſe vorweg zu entrichten feien.?) Die Gerichte nehmen jet 
auch in der Regel Feinen Anftand, für die Notariatsgebühren 
und Auslagen, welche durch Die den Notaren fibertragene Auf: 
nahme von Vermoͤgensiuventarien entjtehen, dadurch Sorge zu 
tragen, daß dic Sekretäre und beziehungsweiſe Gerichtsfchreiber 
veraulaßt werden, die liquidirten Koſten in das Taxregiſter 
aufzunehmen, wornach dieſe bei deren Eingang an bie Notare 
berichtigt, oder an die Rentämter zur Einhebung und Ans: 
zahlung überwichen werben. 

Hiefür beſteht nun allerdings Teine erprefie Geſetzes⸗ 
befimmung, gleichwohl wird aber dieſes Verfahren durch den 
Grundſatz gerechtfertigt, dag, weil dic Notare in allen ihnen 
burch die Gerichte zur Beſorgung übertragenen Gejchäfte an 
die Stelle ber Gerichte ſelbſt treten, die durch ſolche Alte ents 
fteheuden Koften die Eigenfchaft von Gcrichtetoften annehmen. 
Dagegen find aber die Notare rückſichtlich aller jener Gebühren 
und Auslagen, welche für die auf Anfuchen der Barteten vors 
genommene Afte erwachfen, Tebiglich auf den Klagweg, wie jeder 
andere Private, verwieſen, ohne daß fie bei einem entſtehenden 
Eoncurje über das Vermögen der jchuldenden Partei irgend 
welches Vorzugsrecht haben. Dadurch find die Notare, abge 
jehen von der Verzögerung in der Erlangung ihrer Gebühren, 
überdies auch noch der Verluſtgefahr ausgejebt. Wenn man 
nun gewiffen Berufsflaflen, wie insbefondere den Aerzten, 
Apothekern ze. bezüglich ihrer Deferviten, Arzneiforberungen ꝛc. 
ein Vorzugsreht in ber Sant einräumt, ja fogar den Bier 


=) Coaſ. auch biefe Zeitfärift Bd. I. S. 137. 
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bräuern wegen ihrer Bierforberungen an ben Wirtben einen 
Rechtstitel zur Hypothek gewährt, fo möchten and) die Notare, 
welche ihre amtliche Thätigkeit nach Art. 43 und 50 des Not. 
Gef. in der Regel nicht verweigern bürfen, und oft fogar, wie 
namentlich bei Teftamenten der Kranken, unter ſehr jchwierigen 
Berhältnifien ihr Amt ausüben müſſen, — mit ihren Koften 
wenn nicht größeren, doch mindeſtens deuſelben Rechtsſchutz, wie 
die Aerzte, Apotheker 2c. anzuſprechen berechtigt fein; 

2) daß die Notare von ber Berrichtung des Ges 

jchwornendienjtes beigeit werben. 

Diefes Postulat will nicht dadurd) gerechtfertigt werben, 
daß man ben Rotaren gegenüber vor ben anderen Gtaatö- 
bürgern eine exemte Stellung vindizirt, wenu es fih um bie 
mit Opferu verbundene Erfüllung von ftaatsbärgerlichen Pflichten 
handelt. Allein die Befreiung der Notare von der bier in Rebe 
begriffenen ftaatsbürgerlichen Funktion Tiegt im Intereſſe des 
Publifuns felbft. 

Die Schwurgerichtsfigungen dauern. befauntlich jedes Mal 
mehrere Wochen. Mit Ausnahme von größern Stäbten und 
von wenigen Laudgerichtsbezirken befindet fi) in der Regel am 
Site eines Landgerichts nur Ein Notar; eines zweiten bedarf 
es nicht, weil jener ſchon alle notariellen Gejchäfte ausreichend 
beforgen kann. Die Entfernung dieſes einen Notars von feinen 
Amtsfige auf mehrere Wochen, würde in feinen Amisbezirle 
einen förmlichen Stillſtand in allen Rotariatsgefchäften zur 
Tolge haben. (Foriſetzung folgt.) 


Dienflesnachrichten. 

Auf Anſuchen wurden der k. Notar Et. W. Nomeis von Stadtſteinach 
nad Ebermannftadt, der k. Notar H. Deuber von Ebermaunflabt nad; Etadts 
fleinah uud der f. Notar ©. Omeis von Ecillingsfürft nach Nürnberg 
verfegt, endlich der Rotariatsgehilfe V. Leicht aus Hagenbach, in Rürnberg, 
zum k. Notar in Schillingsfürſt ernannt, 


Drud und Verlag der C. H. Beck'ſcheu Buchhandlung in Nördlingen. 
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Bisciplinar- Fälle. 
II. 

Angabe der Plannummern in Zufägen. 

(Art. 68, 71 des Not. Geſ. vgl. 8. U. ©. 3, B. I. ©. 64 dieſer 
Zeitfhrift.) 

Als thatfächlich findet fich in einem appellationsgericht- 
lichen Erkenntniſſe vom 2. April 1867 feftgeftellt, daß ein 
Notar unterm 31. Jänner 1866 Geſchäftsreg. Nr. 196 eine 
als Vatergutsvertrag betitelte Erbtheilung aufnahm, worin nur 
bie Hausnummer, der Flächeninhalt und die Steuerverhältnig- 
zabl des zur Vertheilung gebrachten Anwefens, nicht aber bie 
Plannummern der einzelnen dazu gehörigen Srunbftüde vorge: 
tragen waren. Als ihm das Hypothekenamt am 4. Februar 
darauf bie Mrfunde zur Ergänzung jenes Abganges nach 
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Art. 63 Abſ. II des Notariatsgefebes zurückgab, fügte berfelbe 
am 16. Februar für,fih allein und ohne Zuziehung ver Be- 
theiligten jener Urkunde eine auch nur von ihm allein unter: 
Schriebene Vormerkung zur Ergänzung der vorjtehenden Urkunde 
bei, daß das Anweſen nachftehende vierzehn Plannummern in ſich 
begreife, die. dann auch aufgezählt wurden. Bezüglich jener erſten 
Unterlaffung ift derjelbe bereits wegen Zuwiderhandlung gegen 
Art. 63 Abf. II des Notariatsgefeges von beiden Vorinftanzen 
übereinftimmend in eine Orbnungsftrafe verurtbeilt.. Aus 
Anlaß der unregelmäßig vorgenomnenen Ergänzung bes Ab- 
ganges wurbe derſelbe von dem Bezirfsgerichte nach vorgängiger 
Verhandlung wegen Zuwiderhandlung gegen Art. 11 Abſ. II. 
Ziff. 1 des Notariatsgefees in eine weitere Ordnungs— 
fteafe verurtheilt, weil er jenen Zufag als öffentlige Urkunde 
nicht nad dem Willen der Betheiligten, jondern für fi allein 
aufgenommen. 

Auf die Berufung des Staatsanwalts wurbe berfelbe je: 
dos) vom F. Appellationsgerichte auf denjelben Anlaß bin wegen 
Zumiderhandlung gegen Art. 71 des Notariatsgejehes in eine 
Daisziplinargeldſtrafe verurtheilt, weil er einen Zufab zu 
einer Urkunde aufgenommen, ohne benfelben von den Be— 
theiligten bejonders unterjchreiben zu laſſen, weshalb derfelbe 
auch mit der Nichtigkeit behaftet fei. Die Anwendung des an: 
geführten Art. 71 des Notariatsgefetes auf diefen Fall wurde 
von dem oberften Gerichtähofe am 30, Juli 1867 als eine uns 
richtige bezeichnet und deingemäß das appellationsgerichtliche Er- 
benntniß aus folgenden. Gründen vernishtet: . 

Richts ſpricht dafür, daß der. Anhang jener. Erbiheibang 
nom 40. Februar v. J. eine neue Notariatsurkunde oder. ein 
verbotener Zuſatz zu einer bereits aufgenommenen jel; ber 
Notar gab. den Anhalt dieſer Vormerkung nicht für eine Er 
Härung der Parteien aus, führte aljo über diefen Punkt nicht 
irre, :was .eine Vorausſetzung ded..vom F.: Appellationsgerichte 
angesvenbeten. Art. 71 des Notarintegefeßes bilde. Er fügte 
feiner Urkunde. vielmehr blos nad. Art, eivres Zeugniſſes einen 
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erliniternben Auszug and dem Steuerkataſter bei. Die anfangs 
vermißten Plannummern bildeten auch Leinen wejentlichen Bes 
ſtandtheil der Notariatsurkunde, was. ſchon daraus erhellt, daß 
der Ichte .Abfat bes Art. 63 deren Beifhreibung nur, fo -weit 
möglich, vorzeichnet; dieſer Beiſatz iſt weit minder beſtimmt, die 
Identitãät des Vertragsobjektes zu kennzeitchnen, als vielmehr den 
Hypotheken- und Reutämtern bie Berichtigung und Evident⸗ 
haltung der Hypothekenbücher und Steuerkataſter zu erleichtern, 
wie die L Miniſterialentſchließung vom 2. Jänner 1864 zum 
Vollzuge des Art. 68 Abf. U. des Notariatsgeſetzos (Juſtiz⸗ 

miniſterial⸗Blatt 1864, ©. 4) deutlich entnehmen läͤßte 
.War ſonach der Zuſatz keine Einſchaltung und kein Bes 
ſtandtheil der Haupturkunde, jo kann auch die in ſeinem for: 
malen Hervortreten unterlaufene Unregelmäßigkeit nicht bie Be⸗ 
ahudung mit einer Disziplinarſtrafe verdienen, Allerdinge 
hätte den Notax wegon dieſes Fehlgriffes in den Fbrmlichkeiten 
ſeiner Geſchäftsführung eine Ordnungeſtrtafe getroffen; nachdem 
aber derſelbe wegen der unterlafſenen Angabe der Plannum⸗ 
mern bereits mit einer Ordnungsſtrafe belegt iſt und der unse 
förmliche Zuſatz vom 16. Februar. wur eine Fortſetzung md 
gewiſſerinaßen eine mißglückte Hebung jenes. erſten Verſeheng 
bildede, das mit ihm in Eins. zufammenfiel, jo erſchien es nicht 
erfordetlich, durch eine Zurückverweiſung ben Eifer des Motars 
in Verichtigung ber ihm gemachten Ausſtellung, womit ſich auch 
das Hypothekenamt begnügte, nochmals mit einer zweiten 
DOrbnungäftrafe zu rugen, weshalb im dieſem Punkte feine Frei⸗ 
ſprechung den Verhältnifjen bes Falles. volllommen angemeffen 
wur. 2 Bl Aue Zr ar = 
Ba IV. .. — 

Ueberſchreibungen. 
(Art. 70 des Not. Geſ. BIN. ©. 186, 239.) 

Durch Urtheil. eines Wppellationsgerichts vom 1. Mai 
1867 iſt feſtgeſtellt, daß im einem unterm-.4. Jänner 1866, 
Gefchäftsregifter Nr. 22, aufgenommenen. Ehevertrage gleich. im 
Eingange bei Aufzählung. der erfchienenen Betheiligten der Vor⸗ 

17° 


260 Disciplinar » Fälle. 


name des Bräutigams, der Johann gelantet hatte, Durch Vieber- 
Schreiben in Joſeph abgeändert wurde, daß biefelbe Perſon 
übrigens im Fortlaufe und jelbft im der Uuterjchrift der nem⸗ 
lichen Urkunde noch viermal al® Johann Joſeph vorkömmt; 
ferner, daß in dem SKaufvertrage vom 18. Juni 1866, Ge 
Ichäftsregifter Nr. 1911, bei der Bezeichnung des verkauften 
Grundftüces die neben anderen zutreffenden Kennzeichen feiner 
Koentität auch angeführte Plan-Rummer 2163 durch Weber: 
jchreiben der Ziffer 6 ftatt der anfangs dafür geftandenen 
Ziffer 3 oder 5 verändert und in den vor Augen liegenden Zu: 
ftand verjet wurde. Wegen dieſer beinen Zumiderhandlungen 
gegen Art. 60 des Notariats-Gefees wurde der Notar in Dis: 
ciplinar-Geldftrafen verurtbeilt und die bhiegegen erhobene 
Richtigkeitsbeſchwerde am 30. Juli 1867 aus folgenden Grüne 
den verworfen: 

Die Vorſchrift des Art. 70 des Not.Geſetzes: „in einer 
Notariatsurfimde dürfe nichts überjchrieben ‚fein bei Strafe der 
Richtigkeit der überfchriebenen Worte”, ift ganz beftimmt unb 
ungweideutig; Überfchriebene Ziffern, die ein ganzes Wort vor 
fielen, find mit Worten von gleicher Bedeutung. Die Bes 
ftimmung der Art. 114 und 115, daß eine Zuwiderhandlung 
gegen das Notariats:Gejeß, welche eine theilweife Nichtigkeit 
bes Notariatsaktes, das ift im Sinne der dortigen Stelle, der 
Notariatsurkunde und nicht des beurkundeten Rechtsgeſchäftes 
zur Folge bat, über die Grenzen formeller Fehler, die blos mit 
Drdnungsitrafen bebroht find, hinausfalle, ift wieder für fi 
Har. Daß die erfte der beichuldigten Urkunden in ihrem 
weiteren Berlaufe über den Vornamen und die Identität der 
darin als handelnd aufgetretenen Perjon Teinen Zweifel übrig 
läßt, entjchuldigt den Notar nicht, nachdem der Vorname ber 
Betheiligten nah Art. 63 Abf. I. Ziffer 2 des Not.Gef. in 
jeber Notariatsurfunde angegeben fein muß und die Art, wie 
Veränderungen oder Zufäte darin anzubringen find, ſich in 
Art. 71 des Not.Geſetzes genau vorgezeichnet findet. 

Auch diefem Artilel wurde daher mittelbar zuwiderge⸗ 
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Handelt. Daß ſowohl der Vorname Johann als Joſeph richtig 
wäre, iſt nicht von Belang, da die Erheblichkeit eines formellen 
Gebrechens in einer Urkunde und deſſen Einfluß auf ben In⸗ 
halt umd die Beweiskraft derjelben in den Augen des Gejebes 
für den Beftand einer Zuwiderhandlung und die bisciplinäre 
Derantwortlichfeit des Notars gleichgiltig ift. Daraus, daß bie 
nah Art. 63 Abſ. HH. anzugebende Plannımmer von einem 
verfauften Grundſtũcke fehlen dürfte, ohne für den Notar mehr 
als eine Drönungsftrafe nach ſich zu ziehen (oben ©. 259.), 
läßt ſich nicht folgern, wenn fie wirklich angeführt ift, müſſe 
eine unzuläffige Abänderung derjelben auch nur in einen gleich 
milden Betracht treten. Iſt diefelbe vorgetragen, fo bildet fie 
dadurch von felbft einen Beitandtheil von den Erklärungen ber 
Parteien und an diefeu will das Geſetz Teine nachfolgende und 
einfeitige oder wenigjtens in dieſem Punkte ungewiffe Ber: 
änderung vorgenommen wiſſen, die einen Zweifel an dem, was 
wirfiih vor dem Notar erflärt wurde, hervorrufen Tönnte. 
Diefe Beſchwerde erſchlen daher grundlos. 
V. 
Identitätsfeſtſtellung. 


(B. 1. ©. 312, B. I. S. 139, 159, 362, B. IM. S. 207, 312, 321, 
8. IV. ©. 195.) 


Durch appellationsgerichtliches Erfenntnig vom 1. Mai 
1867 findet ſich feitgeftellt, daß in vier Immobiliar-Ver⸗ 
fteigerungs-Protofollen vom 26. September, 17. und 31. Ok⸗ 
tober 1864, dann 28. März 1866, Geſchäfts-Reg. Nr. 1781, 
41900 und 1997 vom Sabre 1864 und Nr. 748 von Jahre 
1866, wenigftens von zwei der darin aufgetretenen und unter- 
ſchriebenen Betheiligten die Bemerkung fehlt, ob fie dem ine 
Nrumentirenden Notar nah Namen, Stand und Wohnort bes 
kannt feien, und daß dieſer Abgang auch durch beigefügte Zuſatz⸗ 
sekunden nirgends vollftändig gehoben wurbe; hienach Liegt nach 
oberftrichterlichem Erfenntniffe vom 30. Juli 1867 die Zuwider⸗ 
handlung gegen Abf. I. des Art. 62 des Notariats-Gefeges in 
ben brei erften der vier angeführten Urkunden ar am Tage. 
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Bergebend beruft’ fich der beſchwerdeführende Rotar daranf, vie 
Oeffentlichkeit eines ſolchen Berfteigernngsattes mache es von 
ſelbſt unmöglich, daß firh eine Perſon mit Erfolg für die. andere 
ausgebe; bie Abſicht des Geſetzes ift, daß der Beweis ver im 
Trage ſiehenden Identität durch bie Urkunde ſelbſt geliefert 
werde. Wenn bie. in ber zuerſt gewürbigten Urkunde vom 
17. Oktober 1864 aufgenommene Verfteigerung wegen nicht ges 
nehnmigten Zufchlags wieder. rückgäugig wurde, jo Tann dieſes 
hen Rotar nicht entlaften, die Urkunde follte nicht bios den 
perfeiten Verkauf, ſondern Alles, mas damals vorging, beweifen, 
und Sie kann noch hente cin Beweismittel für Anftäude werben, 
welche gwilchen den Eigenthümern ber Güter und den Meiſt⸗ 
bietenden auftandhen. Die Ceſſion der Kaufſchillinge, melde 
dem Berftcigerungsprototolle vom 31. Dftober 1864 in us 
mittelbarem ortlaufe als eine Erweiterung ohne neue Orts⸗ 
und Zeitangabe angehängt ijt und worin die Belauntichaft des 
Rotavg mit den Gedenten bemerkt ifi, kann den Mangel wohl 
für diefe, nicht aber ‚für die Meiftbielenven haben, ſpätere 
Zufagurfunden vom 3. Jänner und 16. Mai 1865 vermochten 
bie Wirkung einer Nachholung des gleich Anfangs Berabfäumten 
nicht zu heben, weil jede Notariatsurkunde für fich feldft ein 
abgejchloffenes Ganze bilden ſoll, jede aljo auch — Re⸗ 
geln unterworfen bleibt. 

Daß das Anſehen und die Beweiskraft einer Notariats⸗ 
Urkunde darauf. bernhe, daß die darin als haudelnd auftretenden: 
Perfanen auch bieielben feien, wofür fie ſich ausgaben, ift längft 
anerkannt, der Beſchwerdeführer bat dieſes felbft in feiner Be: 
rufung an das k. Mppellationegericht durch die Bemerkung zu⸗ 


gegeben, einer. Notariats⸗Urkunde, worin die Identität ber Be 


theiligten feflgeftellt fei, koͤnne eine leichtere: Beachtung zu Theil 
werden. Außer Zweifel fteht, daß auch gegen eine Urkunde, 
welche: die betreffende Bemerkung enthält, der Gegen: oder 
Faͤlſchungsbeweis darüber ftattfinde, daß deunoch eine faliche 
Perſoͤulichkeit ſich vorgeſchoben habe; allein wenn die Bemerkung 
des Notars, welcher norlänfig nofler Glauben zufümmt,. fehlt, 
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ber Punkt, der Ipentität. einer. Perſon daher in ber Luft ſchwebt, 
fo Tann derjenige, der eine jo unregelmäßige Urkunde vorlegt, 
auf erfolgten Widerſpruch, um fie erſt zu erkräftigen, leicht mit 
bom Beweiſe beladen werben, daß derjenige, der fish daxin ver⸗ 
pflichtete, auch wirklich der rechte Maun geweſen, es iſt aljo 
gr, von welcher Tragweite für das. Gewicht und bie Glaub: 
würdigfeit einer Ilrkunde das Beifügen oder Weglafjen jener 
Bemerkung jein kann. Hieraus ergibt fich von felbit, daß ein 
ſolches Verjehen nicht cine einfache Foͤrmlichkeit der Beurkundung 
betreffe, alfo wicht mit einer bloßen: Orpnungsftrafe zu belegen ift, 

Betreffend dagegen die Ichte der vier angeführten Nas: 
tariatssUrkunden, jo hatte der Notar unterm 23. März 1866- 
cine RotariatssUirkunde aufgenommen, woracd die Ehegatten 8. 
dem I. F. den Auftrag ertheilten, einen großen Theil ihrer Re: 
alitäten für fie in öffentlichen Aufſtrich zu verkaufen. Dieſe 
Urkunde, worin ausdrücklich bemerkt ift, die Erſchienegen feien 
bem Notar nach Nanıcn, Stand und MWohnort bekannt, wurde 
wiht in. Urſchrift herausgegeben, jondern der Urkunden⸗Samm⸗ 
lung des Notard unter Ne. 717 einverleibt. Fünf Tage darauf, 
untern 28, März desſ. 38. ging dieſe Verſteigerung vor fich, 
zu. welchem Behufe vor Allem 1. F. feine vorerwähnte Auftrages 
und Benollmächtigungsurtunde aus den Alten des Notar vor⸗ 
legte. Am Schluſſe findet ſich auch bemerkt, dag fämnitliche 
Meiftbietende dem Notar nah Namen, Stand und Wohnort 
perjonlid bekannt jeien, much der Anhalt ber von I, F. vorge 
legten Vollmacht mit dem Inhalte, der hievon im Eingange ber. 
BeriteigerungseUrfunde angegeben wurde, übereinftinme; von 
den Shen Ehegatten und I. F, ſelbſt, welche diefe Urkunde: 
am Schluffe unterzeichneten, fehlt jedoch die nur in der Voll: 
wacht enthaltene Bemerkung, daß fie dem Notar perfönlich be⸗ 
kanut ſeien. Auch wegen biejes Abgangs wurde der Notar won 
beiden Borinftanzeg in eine Geloftrafe von fünf Gulden. ver 
urtheilt. In Anfehung dieſes Punktes erfcheint jedoch deſſen 
Nichtigkeitsbefchwerde gegründet. Denn die Vollmacht vom 
23. März vor. 38. bildete als die Ermächtigung des Verkäufers 


- 


204 Disciplinar s Falle. 


enthaltend einen wefentlichen Bejtanbtheil und eine nothiwenbige 
Ergänzung der Berfteigerungsurkunde felbft und fie follte jeder 
Ausfertigung der letzteren beigefügt fein, meil dieſe ven Nach 
weis eines rechtmäßigen Verkaufes nur in Verbindung mit der 
Vollmacht zu liefern vermöchte. Wäre fie etwa in Urſchrift 
hinausgegeben gewejen, jo hätte fie nach Art. 68 Abſ. I. des 
Notariats:Gejebes dem Verſteigerungs-Protokolle wieder beige- 
heftet werden müffen. Bei dem innigen Zufammenhange beider 
Urkunden fonnte daher die nur in der erſten vorfindliche Be⸗ 
merkung, die Betheiligten feien dem Notar ihrer Perjon nach 
befannt, nothdürftig für beide genügend befunden werben, ob⸗ 
wohl die zweite Urkunde nicht ganz regelmäßig war, und es 
cignete ſich aljo die Sache dazu, wegen biefer SUN FDEIDIUNG 
den Notar freizufprechen. 
VI. 
Das Cumulation nie für Gelbdftrafen 
(8. III. ©. 333, B. IV. ©. 129) 

wurde in cinem rlenntniffe des oberſten Gerichtähofes vom 
30. Zuli 1867 neuerlich jo begründet. 

Wenn eine Perjon zu gleicher Zeit mehrerer Zuwider⸗ 
Handlungen geyen dasſelbe Geſetz oder auch gegen eine Vor: 
ſchrift desſelben Geſetzes ſchuldig befunden wird, fo bildet es 
bie natürliche Regel, daß fie durch jede derfelben eine befondere 
Strafe verwirkt habe und daß diefe Strafen auch miteinander 
zu verbinden find. Das Notariatsgefeß hat eine pofitive Aus- 
nahme von dieſer Regel nicht gemacht, eine natürliche und 
billige Ausnahme läßt fich aber nad) den allgemeinen Grund: 
ſätzen vom Berfchulden nur dann gegeben finden, wenn bem 
Berfahren eines Notars ein entjchulbbarer Irrthum in. der Anf- 
faſſung des Geſetzes zu Grund Tag, von welchem alle ihm zu 
gleicher Zeit zur Laft gelegten Zumiberhandlungen in ben eins 
zelnen Urkunden nur eine leicht erflärbare Folge find. 
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Sericht über die dritte Werfammlung der Motare des 
Areiſes Gberfranken.”) 


Am neunten Juni diefes Jahres fand dic dritte Ver⸗ 
Sammlung der Notare des Kreiſes Oberfranken in Bayreuth 
Statt. Nachdem ver Vorftand der Notariatslammer die jo viel- 
- fach ungerechtfertigten Angriffe und Berfolgungen der Rotare 
einer fcharfen Kritit unterworfen hatte, gab derjelbe zunächit 
einen Ueberblick über die wefentlichiten Punkte der Thätigkeit 
der NRotariatstammer in den lebten Jahren, legte hierauf Bes 
hufs Herbeiführung gleihmäßiger Geſchäftsführung Formulare 
für Depofitenbücher, alphabetifche Mepertorien und Empfangs⸗ 
befcheinigungen über die den Betheiligten ausgehändigten Aus⸗ 
fertigungen vor und empfahl deren alfjeitige Einführung. 

Hiernaͤchſt erftattete derſelbe Vortrag über das Reſultat 
ber DelegirtensBerfammlung in Nürnberg zur Gründung eines 
Penſions⸗Vereins für die Wittwen und Waiſen der Notare 
diesfeits des Rheins, und zur Gründung eines Unterſtützungs⸗ 
vereins für Hilfsbebürftige Notare diesjeits des Rheins, und 
jtellte zugleich an die verfammelten Notare das dringende An- 
ſuchen, den befagten Vereinen, jobald deren Gründung und 
Genehmignug erfolgt fein würde, recht zahlreich beizutreten. **) 

Weiters untergog ein Notar das durch die Preſſe ver: 
öffentkichte Gutachten des Tandbwirtbichaftlichen Kreiscomiles für 
Dberfranten, in welchem die Höhe der Notariatsgebühren als 
eine der Urfachen des gegenwärtigen Notbftandes ber Land: 
wirthfchaft bezeichnet wird, einer eingehenden Widerlegung, 
welche zugleich eine von ber Notariatskammer veranlapte Durch: 
jchnittsberechnung des Jahreseinkommens der oberjränkifchen 
Notare enthält. 


*) Mitgetheilt von der Notariatsfammer von Oberfranken. 
**) Der Verein bat fich, nachdem von ben Notaren biesfeits bes 
Rheines 266 ihren Beitritt angemeldet hatten, am 5. Auguft 1867 für con= 


fituirt erflärt. N 
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Hiezu wurde beichteffen, daß befagte. Wiberlegung in der 
Zeitfegrift für dad Notariat in Bayern zu veröffentlichen fei. 

Die Berathung der adıf' bie — geſetzten Fragen 
führte zu folgenden Beſchlüſſen: r 

4. die. Notare des Kreiſes Oberfranken haben bereits bei: 
ihrer lebten Verſammlung die Ueberzeugung ausgeſprochen, baß 
eine Reduction der proeentablen Staatstaxen dringend geboten ſei. 

Dieſelben müſſen hente dieſer Ueberzeugung; wiederholt 
Ausdruck geben, und für den Fall, daß eine Minderung ber 
Tax⸗ nnd Stempelgebühren für Vextröge, die zu ihrer Klage 
barkeit der notariellen Beurkundung bedürfen, zur Seit nicht 
für zuläſſig erachtet werden follte, jebenfalls die Dringlichkeit 
ber Reduction der bejagten Gefälle für alle jene Verträge bes 
tonen, die auch ohne notarielle Beurkundung Hagbar find, weil 
burch die gegemoärtige Höhe ver: fraglichen Gefälle bie -Thätig- 
feit. der Notare anf einen großen Theil des Gebietes der freis 
willigen Gerichtsbarkeit faſt volftändig lahm gelegt, und hie 
durch die Mechtsjicherheit jelbft vermindert und gefährbet wird. 

2. Begenüber dem allgemein auerkaunten Bebürfnifle die 
Nebuction der Zar: und Stempelbeträge für Acte der frei» 
willigen Gerichtsbarkeit ift es zu beflagen, daß die Fönigfichen 
Finanzftellen bei Gelegenheit der Reviſion der Tax⸗ und Stempel- 
bewerthbung durch die Notare öfters Srundjäge aufftellen, die 
ſich nicht nur von einer ‚milderen Auslegung: der Beitinmungen 
der Tax⸗ und Stemprf-Gefche weit entjernen,. fordern geradezu 
ben Vorwurf bejonderer Härte verdienen. 

Letzteres gilt namentlih von dem Beſchluſſe ver könig⸗ 
lichen Finanzkammer von Oherfranken do dato 27. Februar 
heurigen Jahres, nach welchem bei allen öffentlichen Ver⸗ 
ſteigerungen und Verpachtungen, bei denen ein Zuſchlag wegen 
zu niederer Meiſtgebote nicht erfolgt, für jeden einzelnen Meiſt— 
bietenden und beziehungsmeife für jede einzelne ausgebotene 
Barcelle eine Staatstare von 18 fr. und die Klafſenſtempel zu 
15% Fr. verrechnet werben ſollen, 

Diefer Beichluß entbehrt um jo mehr jeber rechtlichen, 
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Begründung, als — ganz abgeichen davon, daß nach ber Bor 
ſtimmung des Artifel 106 des Notariatsgejeges die Erhebung 
der in Art. 8—18 des Taxgeſetzes bezeichneten Zaren . nicht 
mehr ſtattfinden darf, . — eine Berfleigerung, welche wegen nicht 
genügender Meiftgebote ohne Reſultat geblichen ift, überbanpt. 
nur als ein einziger Rechtsact aufgefaßt werden kann, weil 
diefelbe für die dabei betheifigken Steigerer felbit keinerlei Rechte 
und Berbinpdlichleiten au begründen wermag. 

3. US ein bejonberer Mißſtand in der Revifion der Zar: 
und Stempelbewerthung durch bie Toniglichen Notare muß 
hervorgehoben werden, daß bie Anfichten der Täniglichen Finanz⸗ 
ftellen über die Frage, wie Verträge einer bejtimmten Gattung 
zu tariren ſeien, ſelbſt während eines kürzeren Zeitraums 
haufig wechfeln. So ift zum Beiſpiel in Oberfranken die 
Trage, wie Ehe⸗ und Einkindſchafts-Verträge zu tariven ſeien, 
allein feit' dem Beftchen des Notariatögejeßes in dreifach ver: 
fehiedener Weiſe beantwortet worben.*) 

Gegen eine ſolche Zerfahrenheit der Anfchanungen in Bes 
urtheilung ter Tax⸗ und Stempelbewerthung machen ſich aber 
gewichtige Bedenken geltend. 

Der Notar fol nach der Abſicht des Geſetzgebers ber. 
Bertrauensmann des Volles werden, Wenn demſelben aber 
zugemutbet wird, Verträge derſelben Gattung faft in jedem 
Jahre auders zu tariren, jo muß das Vertrauen zu ihm notb- 
wendig nach und nach erſchüttert ‚werben. 

Der gewöhnliche Mann vermag nicht einzuſehen, warum 
dei der Fortdauer des nämlichen Taxgeſetzes für ein und den: 
jelben Vertrag. in Bm einem ‚Sabre mehr und in dem andern 


°) Tiefe Verſchiedenheit kommt Gier auch bei ber Thelfung eines 
gemeinſchaftlichen Eigenthums vor. 

Früher burften für einen ſolchen Abtheilungsvertrag blos 18 fr. a 
resp. 36 fr. für das Staatsärar verrechnet werben, fpäter wurde die volle 
prorentable Tare aus der ganzen Wertbsfunme von ſämmtlichen Theilungss 
interefjenten geforbert und neuerlih ift angeorbnet, daß die procentabfe 
Taue aut aus dem Wenheantheu elneo Jeden Elnzelnen erhoben werben foll, 
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weniger Taxen bezahlt werden follen, und er Tann fich dieß 
um jo weniger erflären, als bei dem Nebergange von der 
ſtrengeren zur milderen Anficht in der Regel Rücvergütungen 
nicht fattfinden, während im entgegengefeßten Falle a immer 
von Nachholungen Umgang genommen wird, 

Sp wird er natürlich zu der Anficht —— daß der 
Notar entweder willkürlich oder eigennuͤtzig verfahre. 

Dieſem Umſtande kann in wirkſamer Weiſe nur dadurch 
abgeholfen werden, daß bezüglich der Grundſaäͤtze, die bei der 
Revifion der Lars und Stempelbewerthnng zur Anwendung zu 
bringen find, für ſämmtliche Finanzftelen im diesſeitigen 
Bayern eine gleihmäßige und allgemein bindende Inftruction 
erlaffen und dabei der zur Zeit noch beitehende Abufus be⸗ 
jeitigt werde, wornadh iu den meiften Fällen ver Revident zu: 
gleich der Referent in der zu bejcheipenden Tar Prüfung ift. 

4, Die allerhoͤchſte Verordnung vom 28. Mai 1862 „das 
Zars und Stempelwejen betreffend” fegt feft, dab die Notare 
den ihnen durch die Finanzftellen in Zar: und Stempeljachen 
zugehenden Entichliegungen und Weijungen zu entiprechen haben, 
biefelbe beſtimmt zugleich aber auch, daß die Notare bezüglich 
der Targejchäfte Lediglich unter der ausfchließenden Disciplinars 
gewalt ihrer vorgefegten Stelle ftehen. 

Hieraus geht Mar hervor, daß die Notare felbftftändige 
Auftizbeamte find und — ihrer Verpflichtung zur Proception 
ber Tars und Stempelgefälle ungeachtet — nimmermehr als „den 
Finanzitellen untergeoronete Taxbeamte“ betrachtet werben können. 

Iſt dies aber richtig, dan kann e8 auch keinem Zweifel 
unterliegen, daß die königlichen Finanzſtellen wicht befugt find, 
fid) bei Beſcheidung der gejtellten Notate den Notaven gegen: 
über einer Schreibweife zu bedienen, die das Gepräge der Rüge 
und ber Zurechtweifung an der Stirme trägt. 

5. Es ift dringend zu wünſchen, daß die Verzögerung der 
Ummeffungen und der Revifion der Ummeffungstabellen baltigft 
Adhülfe finde. 

1. Wenn ber Art, 95 bes Notariatsgefehes ben Bezirks⸗ 
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gerichts-Directoren gejtattet, Dritten die Einficht von Notariats- 
Urkunden zu bewilligen, welche bei deren Errichtung nicht mite 
gewirkt haben, fo lag es doch dem Notariatsgejebe ferne, an 
benjenigen Borjchriften und Bedingungen zu rütteln, durch 
welche nach civilprocefjualiihen Grundfägen die Einficht gerichts 
licher Alten bedingt ift. 

Es wird daher die Letztere nur danı bewilligt werden 
Fönnen und dürfen, wenn dieſe Vorausfegungen, wie fie von 
Arnold in feinen praftiihen Erörterungen entwickelt werden 
und fih auch in Kap. XI $ 6 der Gerichts⸗Ordnung nieber- 
gelegt finden, gegeben jind. 

Nachdem no viele andere Rechtsfragen und insbeſondere 
verfchiedene Beltimmungen des Notariatsgeſetzes gemeinjchaftlich 
befprochen und erörtert worden waren, gab fih einſtimmig ber 
Wunſch Fund, daß vecht bald eine Verſammlung aller Notare 
Bayerns ftattfinden möge. 

Zu diefem Zwed wurden an den Borftand der Notariats- 
fammer dag Anfuchen geftellt, die Einberufung ber fraglichen 
allgemeinen Verſammlung zumächit bei der Notariatskammer für 
Dberfranten in Anregung zu bringen. 


Aphorismen über das Hotarint und die Heformen des 
bayerifchen Motarintsgefebes und des Civilrechts (bayer. 
| Candrechts.) 
Von Herrn Dr. F. Bauriedl, k. Notar in Nabburg. 
(Fortſetzung.) 

Man mag zwar hiegegen einwenden, der Notar koͤnne für 
die Dauer feiner Abweſenheit einen Amtsverweſer aufftellen, 
und überdieß können ſich die Parteien inzwilchen mit ihren 
Rechtsangelegenheiten an die Notare der Umgegend wenden, 

Allein die Aufftellung eines Amtsverweſers in der Perjon 
eines rechtskundigen Gebilfen ift jenen Notaren unmoͤglich, 
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welche Tanker: dem’ Falle‘ ber Beurlaubnngeinen: ſolchen nicht zu 
vbeſchaftigen vermögen, die vermeintliche Aushilfe durch Gerichts 
acceſſiſten fallt mit der Erwägung, daß ſolche mit den Perſonen 
und Acten in feiner Weiſe bekannt find, und die Zuhilfenahme 
ver Notare der Umgegend erfchwert den Gerichtsbaren die 
Rechtshilfe außerordentlich und es ift in vielen Fallen, namentlich 
dei Teftamenten kranker Berfonen, wo fehnelle notarielle Thätig- 
keit erfordert wird, gar nicht utöglich, einen — Notar 
| vecitzeitig herbelzuholen. 

Solche Berhäaltniſſe verdienen zweifelsohne die vollſte 
Berücfihtigung, und vechtfertigen für fich alein jchon, und ab⸗ 
gejchen von den ‚noch anberweiten, den Rotaren zur Geite 
ftehenden, allerdings andy noch ſehr gewichtvollen Motiven, — 
die Befreiung der Notare von dent Geſchwornendienſte. 

Mir ſchließen bier unfere Betrachtungen Aber das Notariat 
und beziehungsweife das Notariatögefeß, und tollen dieſelben 
nichts weniger als für erfchöpfenb angefehen haben; wir glauben 
indeſſen, durch das Verlangen nach Reformen in ben beresten 
Punkten uns auf Keinen Fall einer Pluspetition ſchuidig zu 
machen. Wir wollen keineswegs den nötariellen Beurkundungs⸗ 
akt aller Formen entledigt, fondern wir wollen nur den For: 
malismus beſchränkt, und auf ein richtiges, — und nur abjolut 
nothwendige® Maß zurüdgeführt, wir wollen die Notare aller 
vexatoxiſchen Feſſeln entbunden, und die Dieciplin in ber Art 
feltgeſtellt haben, daß die Ponaleinſchreiuungen mit den Ver— 
fehlungen im Einklange ſtehen, und nicht in ſo erötbitäitter, 
die Eriftenz, wie die Würde’ Und "das Aufehen der Notare 
untergrabender Weiſe Statt finden. 

Möge es den Faktoren nnferer Gefeßyebung gefallen, die 
desfallfigen Reformen im Notariatsgejege eintreten zu laſſen! 
Wir erlauben uns Hiernach noch, einige der fefortigen 
Reforn bedürftige Beſtimmungen des Eivilrechtd zu befprcchen. 

(Bortkegung folgt.) 


Nollz. va 


UNotiz. 

Eine Entſchließung des ee der Auftiz 
vom 12. Auguft 1867 gibt folgende wichtige Anleitungen: 

1) Daß in den Schuld und Hypothefendriefen cine genane 
Bezeichnung der verpfändeten Liegenſchaften nad) ihren fatafter: 
mäßigen Merkmalen nöthig fei, kann in der Erwägung nicht 
zweifelhaft erjcheinen, daß diefe Urkunden für den Fall der 
Geltendmachung des Hypothekenrechtes bei Gericht als Beweis: 
mittef zu dienen haben, und dieſem Zwecke nicht vollftändig ges 
nügen würden, wenn fie nicht auch die Gegenftände, auf welchen 
die Hypothek bejtellt it, und welde dem Zwangsverkaufe zu 
unterstellen find, ohrte Zuhilfenahme‘ weiteter Urkunden Ente 
nehmen laſſen. 

Es iſt demgemäß auch Im Art. 8 der Notarintsgeöfieen: 
oronung und $ 6 der hierauf bezüglichen allerhöchiten Ver: 
ordnung vom 7. Juni 1863 den Notaren eine bejondere Ge- 
bühr für Aufzählung der ‚verpfänbeten Gegenftände, foferne 
diefe mehr als cine Seite in Anſpruch nimmt, zugeſtanden 
worden. 

Die bin und wieder wahrgenommene Uebung, die Pfand: 

gegenftände nur allgemein, allenfalls noch mit Himveifung auf 
das Hypothekenbuchfolium, wo dieſelben eingetragen ſind, zu 
bezeichnen, kann hiernach nicht gebilligt werden. 
Würde etwa die erſte Rubrik des Hypothekenbuches ſelbſt 
noch eine zu allgemeine Bezeichnung der verpfändeten Liegen: 
ſchaften enthalten, fo koͤnnte dies nicht eine gleiche ungenügende 
Bezeichnung im Hypothekenbriefe rechtfertigen, ſondern nur die 
Verpflichtung des Hypothenamtes zu nachholender Bereinigung 
der J. Rubrik begründen. 

2) Inſoferne die Einſchreibung einer Beſitzveränderung 
in den Hypothekenbücherun von dem Ausweiſe abhängig iſt, daß 
bie treffende Taxe bei dem Notar entrichtet worden ift, bedarf 
es Feiner fürnlichen Quittung, fondern es genügt, wenn ber 


vorzulegenden Urſchrift, auf welcher ohnehin nach Art. 108 bes 
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Notariatsgefeßes auch der Betrag der Staatstaren vorzumerfen 
ift, vom Notar in fürzeiter Form, 3. B. „Staatstare bezahlt“ 
die erfolgte Entrichtung beftätigt wird. Selbft die Beifügung 
des Datums der erfolgten Entrichtung ift für den bier in 
Trage ftehenden Zweck unerheblich. 

3) Unfoͤrmliche Correkturen in den Urfchriften burch 
Veberfchreiben, Zwifchenfchriften, Radirungen kommen bei manchen 
Notaren immer noch zum VBorfchein, vornehmlich durch Schuld 
des Hilfsperjonals. 

Es ift daher den Notaren dringend zu empfehlen, auch 
die einem Schreiber in die Feder biftirten oder von einem Ge: 
bilfen feldftftändig verfaßten Urkunden wenigftens felbft vorzu⸗ 
lejen oder doch vor der Unterjchrift der Betheiligten genau durd- 
zufeben, um allenfalls unterlaufene Verſehen oder Unregel- 
mäßigfeiten rechtzeitig zu entveden und denfelben auf Tegale 
Weiſe abzubelfen (vgl. S. 248). (Fortfegung folgt.) 


Anzeige. 
Soeben erihien bei E. A. Zleifhmann in Münden 
und ift in allen Buchhandlungen vorrätig: 

Commentar über das Hupothelengefe für das Königreich 
Bayern von Nicol. Thadd. von Gönner, durchgefehen, 
bevorwortet und mit Nachträgen verjehen von Eduard Graf. 
Zweite ergänzte Auflage. 2 Thle, 59 Bog. gr. 8. Preis 6ft. 

Nachträge nud Negifter zu Gönners Commentar über bas 
Hypothefengejeß der erjten und zweiten Auflage des Commen⸗ 
tars dritter Theil von Eduard Graf. 16 Bogen, gr. 8. 


Preis 1 fl. 36 fr. Erſcheint nächſte Woche. 

Das Hauptwerk, die beiden erften Bände, find ein unveränderter, 
auch in ber Seitenzahl übereinftimmenber Abdrud der erfien Auflage; die 
Nachträge, dem bermaligen Stande ber Geſetzgebung, Rechtsſprechung und 
Wiffenfchaft angepaßt, find ben Befigern der erften Auflage um fo mehr zu 
empfehlen, als auch bas Regiſter eine neue Zugabe ift und zur Erleigterung 
bes Gebrauches beiträgt, 


Drud und Berlag der C. H. Bed'ſchen Buchhandlung in Mörblingen. 
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Disciplinarſtraffall mit Verjaͤhrungsfrage. 
(Art. 9, 67, 113, 142, 148 des Not. Geſ.) 

Ein bayerifchesr Notar hatte eine am 31. Januar 1863 
auf feiner Amtskanzlei gefertigte Urkunde am folgenden Tage 
nach Eoburg mitgenommen und daſelbſt von einem Betheiligten 
nachträglich unterfchreiben laſſen. Das deßhalb im baranffol« 
genden Jahre gegen den Notar wegen Mißbrauch des Amts 
zur Urkundenfälſchung eingeleitete Strafverfahren hatte wegeu uns 
richtiger Ortss und Zeitangabe (vergl. B. IT ©. 49, 
225) Verurtheilung in eine Bergehensftrafe zur Folge; das erſt 
nad der Verjährung am 24. März 1865 ergangene Ber 
weifungsertenntnig behielt bisciplinäre Kinjchreitung aus⸗ 
brücdlih vor und wirklich wurde der Notar nunmehr wegen 


Bornahme einerAmtshandlung außer feinem Amts⸗ 
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bezirfe durch appellationsgerichtliches Erlenniniß vom 12. 
Januar 1867 aus folgenden Gründen mit Entfernung vom 
Amte auf die Dauer eines Monats beitraft: 

1. Die Angabe des Rotars, er habe die Urkunde nicht, 
um fie in Coburg unterfchreiben zu laffen, mitgenommen, und 
jei nicht im Stande geweſen, bie in feiner Gegenwart erfolgte 
Unterzeichnung berjelben durch ben Gutsfäufer zu hindern, ift 
an ſich unglaubhaft und fteht auch mit den übrigen thatjächlichen 
Erhebungen in Wideriprud). 

Der Notar war verpflichtet, um dieſen Fehler, welcher die 
Nichtigkeit der Notariatsurkunde zur Folge haben Tonnte, zu bes 
ben, eine Ratification derſelben in feinem Amtsfige zu veran⸗ 
lajien, die alsdann alle Grundbedingniſſe einer neuen giltigen 
Urkunde in fich vereinigte. Defjen ungeachtet verjah er, nad 
Haufe zurüdgefchrt, die Unterjchrift des Gutsfäufers, welche 
er außer feinem Amtsbezirke und fogar im Auslande erholt 
hatte, mit der notariellen Fertigung, obſchon es nicht den ge- 
ringſten Zweifel unterliegt, daß bie Unterjchrift eines bei einem 
Bertrage als Käufer Betheiligten und des inftrumentirenden No- 
tars gleichzeitig und in ihrer unverrückten Gegenwart erfolgen 
muß (v. Zint Commentar ©. 618 und 758). 

2) Die Ausführung, in der Erholung der Unterjchrift des Käu⸗ 
fers zu Coburg Tiege Feine notarielle Aıntshandlung, weil nicht bie 
Entgegennahme einer Unterfchrift, fondern nur die Beurkundung 
felbft im Art. 11 des Notarintsgefehes, der die Amtshandlungen 
bes Notars genau firire, ala eine ſolche erflärt fei, und weit 
angeblich die ganze eine Urkunde betreffende Thätigfeit des No⸗ 
tars nur eine einzige Amtshandlung bilde, daher ſolche in ein- 
zelnen zur Geſammthandlung gehörigen Vorkommniſſen nicht 
wieder- gejonbert gejucht werden dürfe — iſt unftichhaltig, ba 
nach Art. 11 Ziff. 1 des Not.Gef. zu der zum Wirkungskreiſe 
der Notare gehörigen Beurkundung von Rechtögefchäften nicht 
nur die eigene Unterjchrift und Beflegelung des Dokuments 
feiten® des Rotars, fondern ebenfo wejentlich die Erholung der 
Unterfchrift der Betheiligien zu rechnen iſt und als eines ber 
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wichtigiten Erforderniſſe der Giltigfeit der Notariatsurkunde er- 
ſcheint, weßhalb denn auch die Anorbnungen des Art. 67 Ab⸗ 
fat 2, 3 des Not. Geſ. unter ben Vorschriften begriffen find, 
deren Bernadjläffigung der Art. 148 mit Nichtigkeit bedroht. 

In dor feitgeftellten Handlungsweife des Notars ift da⸗ 
ber eine Verletzung bes Art. 9 Ziffer 3 des Rot.Geſ. ungmeifels 
haft enthalten. 

3) Die Ausübung ber Disciplinargewalt sit ihrem Wefen 
nad) von ber frafgerichtlichen Einſchreitmg und deren Folgen 
ganz unabhängig. Diefe Disciplinargemalt faßt näme 
lich nicht die einzelne Handlung als ein für fi bes 
ftehbendes Factum auf, um fie unter ein beftimmtes 
Strafgefeg zu fubjumiren, fie bemißt vielmehr ven 
Bufammenhang, in weldem eine folhe Handlung 
mit den fpeciellen Dienftes: und Standesverhält- 
niſſen fteht, bezüglich deren der Handelnde einer befondern 
Disciplin unterworfen ift und entfcheidet Darüber, ch und in 
wie weit berjelbe durch feine Handlung in diefe Verhäftniffe 
ftörend eingegriffen hat. Diefe unabhängige Stellung, in wol⸗ 
der Strafgewalt und Disciplin neben einander beſtehen, bringt 
es nothwendig mit ſich, daß bie Handhabung ber Ichteren durch 
bie erftere nicht ausgejchloffen wird, und daß jede Handlung, 
welche Gegenftand ftxafgerichtlicher Verfolgung und Aburtheilung 
geworden ift, mag nun das Strafgericht ein ftrafrechtliches 
Verſchulden darin gefunden haben ober nicht, defjen ungeachtet 
in den dazu geeigneten Fällen auch noch vor das Forum der 
Disciplinargewalt gezogen werben Tann und muß. Diejes Ver: 
hältnig erhellt aus ver Natur deu Sache yon felbft und hat 
auch in dem Art. 46 des St.G.B. vom 10 November 1861 
fowie im Not. Geſ. Art. 1413 Abf. 2 wub Art, 142 Abi. 2 Auss 
druc gefunden (v. Dollmanı Kommentar S. 209, 210). | 

Die Discipfinarbehörbe kann daher, ohne ven Grundſat 
non bis: in idem zu verlieben, Notave für Hamdlungen zur Strafe 
ziehen, wegen deren dieſelben bereits vor ben Strafgerichten wers 
urtheilt ober freigefprochen wurden (v. Zimt, Commentar 9.748). 

18* 
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In der vorausgegangenen ftrafrechtlichen Unterfuchung und 
Aburtheilung handelte e8 fich überdieß im vorliegenden Falle dar⸗ 
um, daß ber Notar in ber Urkunde vom 31. Januar 1863 
verheimlichte, daß biefelde nicht am diefem Tage und nicht 
an feinem Amtsfite, fondern am 4. Februar 1863 in Coburg 
von dem Gutsfäufer genehmigt und unterzeichnet wurde und 
dadurch zur Eriftenz gelangte. In der vorwürfigen Discipli- 
narſache dagegen liegt eine Disciplinar-Webertretung darin, daß 
der Notar außerhalb feines Sprengels, ja außerhalb des König: 
veiches die obenbezeichnete Amtshandlung vornahm und fich das 
durch gegen den Art. 9 Ziff. 3 des Not.Geſ. verfehlte. 

Wenn der Notar behauptet, daß er beider Entgegennahme 
der Unterschrift des Käufers in Coburg nicht als Notar gegen- 
wärtig gewejen fei, ſohin auch nicht als Notar gehanbelt haben 
koͤnne, fo ift dies frivol, weil er. dem Käufer einer von ihm 
als Notar errichtete Urkunde zur Unterſchrift wmittheilte und 
überhaupt nicht fpäter an feinem Amtsfite in Gegenwart der- 
ſelben Contrahenten ein Notariatsinftrument errichtete. Der 
Notar bat daher felbft die in Coburg unterzeichnete Urkunde 
nicht als eine Privaturfunde betrachtet, denn im anderen Falle 
hätte er fpäter in feiner Amtsftube nicht feine Unterjchrift le⸗ 
biglich darunter ſetzen dürfen, um diefer Urkunde den Schein ber 
ftrengen Legalität einer Notariatsurkunde zu geben. 

(Schluß folgt.) 


Sörmlichkeiten der Beurkundung. 
(Art, 61, 66, 143 des Not. Geſ.) 

In einer Teftamentsübernahmsurkunde vom 19. Juni 
1865 war zwar erwähnt, daß diefe Urkunde dem Teſtator vor⸗ 
gelefen wurde, nicht aber, daß dieß nach Vorjchrift des Art. 66 
bes Not. Geſ. in Gegenwart der Zeugen gefchah; das Teftament 
wurde deßhalb in zwei Inftanzen für nichtig erflärt, wogegen 
ber oberſte Gerichtshof mit Erfenntniß vom 8. März 1867 
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(DL. f. R.A.B. XXX. ©. 249) ausfpradh, die Annahme, daß 
die Unterlafjung der in Art. 66 vorgejchriebenen Bemerkung 
eine für die Giltigleit des Notariatsactes im alle des Art. 
61 wefentliche fei, entfpreche den Anforderungen einer richtigen 
Auslegung des Art. 148 offenbar nicht. 

In Art. 148 ift namlich Art, 66 nicht unter. benjenigen 
Artikeln genannt, deren Vorſchriften bei Vermeidung der Nich⸗ 
tigkeit beobachtet werden müflen; unter dieſen ift zwar auch der 
die Uebergabe eines verjchloffenen Teftamentes betreffende Art. 
61 aufgeführt und find im Eingange dieſes Artikels auch die 
gewöhnlichen Förmlichkeiten einer notarielen Urkunde 
neben den ſpeiell hierin für eine ſolche Teftamentsübergabe 
vorgefhriebenen Förmlichleiten als zu beobachtende 
erwähnt, allein hieraus folgt nicht, daB die Allegation dieſes 
Artikels in Art. 148 den Zwed babe, auch die Nichtbeobadhtung 
jener gewöhnlichen Förmlichkeiten, welche nad Art. 148 die 
Nichtigkeit der notariellen Urkunden im Allgemeinen nicht zur 
Tolge bat, als einen ſolchen Mangel zu erklaren, welcher dieſe 
Nichtigkeit bei dem über die Uebernahme eines verſchloſſenen Teſta⸗ 
ments errichteten Notariatsurktunden begründet. Denn im Art. 
448 find ohne alle Unterfcheidung ber einzelnen Rechtsgejchäfte 
diejenigen Artifel genannt, deren Nichtbeobachting jeme Folge 
hat, und es ift unter diefen der Art. 66 nicht erwähnt, folglich 
ift Hier ganz allgemein ausgefprochen, daß die Unterlaffung der 
in Art. 66 vorgejchriebenen Bemerkung ohne Einfluß auf bie 
formelle Siltigkeit eines jeden Notariatsactes fei. Wenn nun 
ber Art. 61 unter jenen Artikeln vorkommt, deren Nichtbes 
obachtung bie formelle Giltigkeit folcher Urkunden ausjchließt, ‚jo 
kann die Allegirung diefes Artikels fich nur auf jene bejondern 
Törmlichleiten beziehen, welche für den Act der Mebergabe eines 
verfchloffenen legten Willens an den Notar fpeciell im Art. 61 
vorgefchrieben find. 

Es ergibt fich diefes auch ganz evident daraus, dag im 
Art. 61 Neo. 5 ausdrücklich nur in Anfehung diefer fpeciel- 
len, aljo nicht der im Eingange erwähnten gewöhnlichen Foͤrm⸗ 


18 Formlichkeilen der Beurtunbung. 


lichkeiten die Bemerkung der Beobachtung der desfalkſigen Vor: 
ſchriften befohlen, und daß im Art. 60, obwohl auch hier im 
Eingange der gewoͤhnlichen Förmlichkeiten erwähnt wird, nach 
Mr. 4 lediglich die Konftatirung der unter Nro. 1 bis 3 auf⸗ 
geführten Förmlichkeiten aageorbnet iſt. 

Hinſichtlich dieſer gewöhnlichen Foͤrmlichkeiten tritt alſo 
im Falle ihrer Nichtbeobachtung die Ungiltigkeit nur dann ein, 
wenn fie in jenen Artikeln ſpeeciell vorgeſchrieben find, deren 
ver Art. 148 ausbrüdlich Erwähnung macht; die hier in Frage 
ftehende Bemerkung ift aber in keinem jewer Artikel vorgeſchrie⸗ 
ben, vielmehr nur im Art. 66, welchen aber ber Art. 148 aus⸗ 
genommen hat. 

Müßte angenommen werbeu, daß in Folge der im Art. 
148 vorkommenden Allegation ber Art. 60 und 61 auch alle 
im Eingang derſelben erwähnten gewöhnlichen Förmlichleiten 
unter der Rechtsfolge der Ungiltigkeit eines Teflamentes zu bes 
obachten jeien, jo könnte das Notariatsgejeg dem Vorwurfe ber 
Ungereimtheit nicht entgehen, da im biefem alle auch ſolche 
Förmlichkeiten unter jener Nechtsfolge nicht unterlaffen werben 
koͤnuten, welche auf die Gewißheit und Sicherheit des Actes ber 
ZTeftamente ohne allen Einfluß find, wie 3. B. nad Art. 64 
Abi. 1 die Freilafjung eines den dritten Theil einnehmenden 
Raumes zur linken Seite der Urkunde, dann nach) Art. 65 Abf. 
4 die Ausfüllung der Lücken durch Striche u. ſ. w. Eine foldhe 
Ungereimiheit läßt fi) aber bei Leinem Gejebe vorausjeben, 
vielmehr muß angenommen werben, daß fich der Gefehgeber al- 
ler Eonfequenzen feiner Borfchrift bewußt ift, und daher nur 
vernünftige Beitimmungen babe ertheilen wollen.*) 

Aus allen diefen Betrachtungen geht die volle Gewißheit 
hervor, daß die Erwähnung der gewöhnlichen Förmlichleiten im 
Eingang der Art. 60 und 61 nur den Zweck bat, dem etwai⸗ 
gen Mißverſtändniſſe zu begegnen, als jeien bei ben hierin bes 


*) vergl. v. Zinke Commentar S. 261 (in v. Dollmanns Geſetzgeb⸗ 
ung Th. II. 8b. II ©. 697). 
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handelten letztwilligen Verfügungen nur deßwillen, weil hier 
beſondere Förmlichkeiten vorgeſchrieben find, die übrigen Foͤrm⸗ 
lichkeiten einer Notariatsurkunde nicht zu beobachten, — nicht 
aber ben Zweck, die letzteren bezüglich der Folgen der unterlaj- 
jenen Beobachtung den in den erwähnten Art. 60 und 61 auf: 
geführten ſpeciellen Förmlichkeiten gleichzuftellen, auch wenn 
es fih um ſolche allgemeine Förmlichkeiten handelt, deren Nichte 
besbadhtung nach Art. 148 die Wirkung ber Ungiltigleit einer 
notariellen Urfunde nicht hat. 

Iſt num aber die Unterlaffung der bier in Frage ftehen- 
den Benierfung des Notars in ber Uebergabsurkunde kein weſent⸗ 
liher Mangel und begründet fie johin die Ungiltigkeit jener 
Urkunde nicht, jo ift fie auch ohne allen Einfluß auf das Recht 
des Erben; denn nicht die Ungewißheit, ob die notarielle Weber: 
gabsurfunde in Gegenwart der Zeugen bem Teftator vorgelejen 
worden fei, fondern die Gemwißheit, daß bieß nicht gefchehen, ent- 
bielte einen die Ungiltigkeit des Teſtaments betreffenden for- 
mellen Mangel; dieſe Gewißheit liegt aber nicht vor, weil nur 
bie Bemerkung hierüber fehlt, woraus aber die Unterlaffung 
der in Rede jtehenden Förmlichkeit nicht gefolgert werben Tann. 


/ 


Teflamentsformen. 
(Jahrg. 1866 Nr. 24 ©. 374.) 
A. Sormular zu Art. 60, 

Lestwillige Verfügung. 

Es erfcheint in Wörth, den erften Juli Eintaufend acht⸗ 
hundert jechzig zwei, in meinem Gejhäftszimmer vor mir, 
Guido Ehrlicher, Töniglicher bayerischer Notar im Amtsfite 
zu Wörth, der mir nach Name, Stand und Wohnort befannte 
Sofeph Weiß, Bauer in Krucdenberg, Landgerichts Wörth, und 
bringt vor, feine Iegtwillige Verfügung beurkunden laſſen zu 
wollen. - Sch, der Notar, babe zwei mir nach Name, Stand 
und Wohnort befannte Zeugen Georg Meyer, Privatier und 
Franz Müller, Gaſtwirth, beide won hier, zugezogen. 
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I. Joſeph blind, 


Hi. taub und kaun leſen, 
I. Weiß taub und Tanıı nicht leſen, 
IV, ſtumm, jedoch Leſens⸗ und 


V. iſt taubſtumm, Schreibenskundig, 
zu III. IV., V., weshalb außer den Zeugen eine ber Zeichen- 
prache des Joſeph Weiß kundige Vertrauensperſon beigezogen 
wurde, nämlich Ludwig Bauer, Hausbeſitzer dahier, mir, dem 
Notar, nad Name, Stand und Wohnort bekannt, 
VI. Joſeph Weis ftumm, | bes Leſens und Schreibens 
VII. iſt taubſtumm, nicht kundig, 
zu VI., VI, weshalb außer den Zeugen zwei feiner Zeichen⸗ 
ſprache Tundige Vertrauensperfonen zugezogen wurden, Ludwig 
Bauer, Hausbefiger und Michael Bolz, Krämer, beide von 
hier, mir, dem Notar, nah Name, Stand und Wohnort be- 
fannt. 

Zu III.-VII. incl. über das Verſtändniß der Zeichen⸗ 
fprache von Seite des Joſeph Weiß, habe ich, der Notar, mir 
Meberzeugung verfchafit und beurkunde dies hieher. 

Joſeph Weiß ftellt Hierauf den Antrag, feine Teßtwillige 
Verfügung zu beurkunden: 

Ich, Joſeph Wei, ſetze zu Erben meines Rücklaſſes 
ein 2c. (dispositio.) 

Bei diefer Tetwilligen Verfügung ift Folgendes beobachtet 
worden: 

1) Der Disponent hat mir, dem Notar, ſeinen letzten 
Willen mündlich erklärt; 

2) das ganze Geſchäft iſt in Gegenwart der beiden Zeu⸗ 
gen vorgenommen worden; 

3) ich, der Notar, habe die Urſchrift der Verhandlung 
ſelbſt worgelejen; 

4) die Beobachtung der unter Ziffer 1—3 angeführten 
Erfordernifie wird ausdrücklich hieher beurkunbet. 

Zu I. blind. 

Diefe Urkunde habe ich, der Notar, dem Joſeph Weiß, 
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und ben beiden bei ber ganzen Berhanblung gegenwärtigen Zeus 
gen vorgelefen, (a) zur Betätigung unterfchreiben Joſeph Weiß, 
fodbann Georg Meyer, Franz Müller mit mir, dem Notar, 

Joſeph Weib. Georg Meyer. Franz Müller. 

Ehrliher, k. Notar. 

b) Joſeph Weiß bedient ſich wegen Unerfahrenheit im 
Schreiben eines Handzeichens (oder: ift durch Krankheit, Alter, 
Schwäche ꝛc. verhindert zu unterfchreiben), wovon in diejer Ur- 
kunde ausdrũcklich Erwähnung gejchieht, zu deren Beftätigung 
unterzeichnet Joſehh Weiß und unterjchreiben Georg Meyer, 
Franz Müller mit mir, dem Notar. 

+ Georg Meyer. Franz Müller. 
Ehrlicher, k. Notar. 

Zu 11. taub und kann leſen. 

Ich, Joſeph Weiß, der ich leſen Tann, Habe dieſe Ur— 
kunde geleſen und beſtätige dieſelbe als geleſen und meinem 
Willen entſprechend ausdrücklich, welche Beſtätigung in dieſer 
Urkunde vor deren Unterſchrift angeführt wird. (a) Dieſelbe 
habe ich, der Notar, den beiden, bei der ganzen Verhandlung 
gegenwärtigen Zeugen, jowie dem Joſeph Wei vorgelefen, zu 
beren Beftätigung unterfchreiben die beiden Zeugen Georg 
Meyer, Franz Müller, fowie Joſeph Weiß, mit mir, dem 
Notar. 

Georg Meyer. Franz Müller. Joſeph Weiß. 

Ehrlicher, k. Notar. 

(b) Joſeph Weiß bedient ſich wegen Unerfahrenheit im 
Schreiben eines Handzeichen (oder: iſt durch Krankheit, Alter 
2c. verhindert zu unterſchreiben) wovon in dieſer Urkunde aus- 
brüclich Erwähnung gefchieht, diefelbe habe ich den beiden bei 
der ganzen Verhandlung gegenwärtigen Zeugen und dem Joſeph 
Weiß vorgelefen, zu deren Betätigung unterzeichnet Joſeph 
Mei und unterjchreiben Gcorg Meyer, Franz Müller, mit 
mir, dem Notar, 

T Georg Meyer. Franz Müller. 
Ehrlicher, k. Notar. 
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Zu IH. taub und Tann nit leſen. 

Dieje Urkunde Habe ich, ver Notar, den beiden bei ber 
ganzen Verhandlung gegenwärtigen Zeugen, jowie ber Vertraueus⸗ 
perfon und dem Joſeph Weiß vorgelefen. a) Zu deren Be 
ftätigung unterſchrieben, Georg Meyer, Franz Müller, 
Ludwig Bauer, Joſeph Weiß mit mir, tem Notar. 

(Folgen die 5 Unterſchriften.) 

b) Joſeph Weiß, bevient ſich wegen Unerfahrenbeit im 
Schreiben eines Handzeichens (oder: ift durch Krankheit vers 
hindert zu umterjchreiben), wovon in dieſer Urfunde ausdrücklich 
Erwähnung gefchieht, es unterzeichnet Zofepb Weiß, ſodann 
die bei ber ganzen Verhandlung gegenwärtigen Zeugen Georg 
Meyer, Franz Müller, die Bertrauensperjon Ludwig Bauer 
mit mir, dem Notar. 

+ Georg Meyer. Franz Müller. Lubwig Bauer. 
Ehrlicher, k. Notar. 

Zu IV. V. Leſens und Schreibens kundig, taub, 
taubftumm. 

Sch, Joſeph Weiß, habe diefe Urkunde felbft gelefen und 
darauf eigenhändig gejchrieben, daß ich folche gelefen und mei- 
nem Willen entfprechend befunden babe, | 

Joſeph Weiß. 

Diefe Urkunde habe ich, der Notar, den beiden bei ber 
ganzen Berbandlung gegenwärtigen Zeugen, fomwie der Ber: 
trauensperion und dem Joſeph Wei vorgelefen, zu beren Bes 
ftätigung unterfchreiben Georg Meyer, Franz Müller, Lube 
wig Bauer, Joſeph Weiß mit mir, dem Notar. 

(Folgen die 5 Unterjchriften.) 

Zu VI. VII. Leſens und Schreibens nicht kundig, 
taub, taubſtumm. 

Joſeph Weiß bedient fid wegen Unerfabrenheit im 
Schreiben eines Handzeicheus (oder: ift durch Krankheit, Alters: 
ſchwäche ꝛc. verhindert, zu unterjchreiben), wovon in diefer Ur: 
Funde hiemit ausdrückliche Erwähnung geſchieht. 

Dieſelbe habe ich, der Notar, den beiden bei der ganzen 


Tehamntöformen, 288 


Verhandlung gegenwärtigen Zeugen, forte ben beiden Vertrauens 
perjonen und dem Joſeph Weiß vorgelefen, zu deren Belläs 
tigung unterzeichnet Iofepb Wei, und unterjchreiben bie Zeu⸗ 
Zeugen Georg Meyer, Kranz Müller, vie Bertranensper: 
fonen Ludwig Bauer, Michael Bol; mit mir, dem Notar. 
(Felgen das Handzeichen und bie 5 Unterichriften.) 


B. Formular zu Art. 61. 
Beltätigung. 

Ich, Guido Ehrlicher, k. Notar im Amtsfik zu Wörth, 
bejtätige auf ber mir von Joſeph Weiß, Bauer in Krucken⸗ 
berg, Landgerichts Wörth, zu II. IV. V. in Gegenwart jeiner 
Bertrauensperfon Lubwig Bauer, Taglöhner von Wörth, zu 
VI. VO. in Gegenwart feiner Bertrauensperjonen Lubwig Bauer, 
ZTaglöhner, Michael Bolz, Krämer, beide von Wörth, dieſe 
drei PBerjonen mir nah Name, Stand und Wohnort bekannt, 
übergebenen Iettwilligen Verfügung unter Beidrüdung des No- 
tariatsjiegeld durch meine und der beiden mir gleichfalls nad 
Name, Stand und Wohnort bekannten Zeugen Georg Meyer, 
Privatier und Franz Müller, Guftwirth, beide von Wörth, 
Unterfhriften, daß der Disponent das in dem Verſchluſſe Ent: 
haltene als jeine lettwillige Verfügung erklärt hat. 

Alſo geichehen Wörth, den erjten Juli Eintaufend acht⸗ 
hundert jechzig zwei, 

(L, S.) Georg Meyer. Franz Müller, 

ehrlicher, k. Notar. 


Uebergabs⸗Urkunde. 

Es erſcheint ꝛc. (wie oben bei Art. 60 bis zu dem Satze: 
rc. „zu beurkunden“ (vor ber dispositio) zu beurkunden und 
übergibt mir, dem Notar, ſolche "verjchlofien, wobei Folgendes 
beobachtet wurde: | 

1) Die Mebergabe ift durch den Disponenten in Perſon 
und in Gegenwart ber beiden Zeugen (IH-—-VII) besiehungs: 
weife der Vertrauensperjon, — perſonen gefchehen. 
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2) Ich, der Rotar, beſtätigte anf ber übergebenen letzi⸗ 
willigen Verfügung unter Beidrückung bes Notariatsfiegels durch 
meine und der beiden Zeugen Unterſchrift, daß der Dispouent 
das in dem Verſchluſſe Enthaltene als feine letztwillige Berfüg- 
ung anerkannt bat, 

3) Da der Verſchluß unvollftändig (oder: da die unter 
Ziffer 2 angeoronete Beitätigung nicht auf die übergebene Ver: 
fügung beurkundet werden Tonnte), fo habe ich, der Notar, über 
diefelbe einen mit dem Notariatsfiegel verfchloffenen Umſchlag 
gemacht, auf welchen ich bie Beſtätigung geſetzt habe. 

4) Weber diefe ganze Verhandlung wurde bieje Notariats- 
Urkunde anfgenommen und 

5) in derſelben aufgeführt, daß die vorftehenden Beftimm- 
ungen "beobachtet worden find. 

eventuell 6) Nach Vorjchrift des Art. 26 des Notariats- 
gefeges v. 10. November 1861 kann die dem Notar übergebene 
Ic&twillige Verfügung bei dem Notare hinterlegt ober auch dem 
Disponenten fogleich oder zu einer anderen Zeit, jedoch nur 
auf perfönliches Verlangen desjelben zurüdgeftellt werden. Durch 
eine folhe Zurüdftellung wird die in Artikel 25 desſelben Ge: 
ſetzes bezeichnete Kraft der letztwilligen Verfügung nicht aufge⸗ 
hoben, wenn dieſelbe unverſehrt und unverändert geblieben iſt. 

Hierüber habe ich, der Notar, den Disponenten vor der 
Zurückſtellung belehrt und daß dies geſchehen, hieher beurkundet, 
worauf der Disponent ſeine letztwillige Verfügung ſogleich per⸗ 
ſoͤnlich verlangt und von mir, dem Notar, übergeben erhält. 

Zu J. blind. 
Wie oben bei Art 60. 
(Handzeichen, Unterſchriften.) 


Bemerkungen. 
1) Die Formulare zu Art. 57. 58. 59. 60. 61. minus 
Art. 60. 61. find dienlich Für ſämmtliche Urkunden der Blinden, 
Tauben und Stummen, ſowie andrerfeitd für die regelmäßigen 
Teſtamente fämmtlicher Betheiligten minus ber Art. 57. 58.59. 
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Das Teſtament der Analphabeten als Unterart eines Xeftamen- 
tes tft im Not. Geſ. vom 10. Novbr. 1861 verſchwunden. 
Die Zuziehung eines zweiten Notars Statt der zwei Zeu⸗ 
gen nach Art. 56 1. c. tft der MebeenoN wegen überall wegge⸗ 
lafjen worben. 

2) Die in v. Zinks — zu Art. 69 Ziff 17 ge= 
- rathene Aushülfe für die Unterjchrift der Blinden ift als nn» 
wahres Mittel nicht zu befolgen, Angefichts der Art. 69 und 148 
L 0. Nach dem modernen Lehr: und Lernftandpunft kann als Re⸗ 
gel angenommen werden, alle Blinde jchreiben und unterjchreiben. 

3) Bei dem Borlejen jeder Urkunde Art. 66 1. c. iſt zu 
unterjcheiden der Sinn des Hörens von dem Sinne bed Sehens, 
Hört der Taube das Borlefen einer Urkunde nicht, fo fieht er 
fie doch vorlefen. Hier wird er in bie boppelte Möglichkeit vers 
fest, einmal den Inhalt der Urkunde durch Abſehen vom Munde 
des Vorlefenden zu erfahren, eine Art bes Sehens, meldje ge: 
rade dem Tauben eigenthümlich zu fein pflegt, ſodann aber fich 
zu überzeugen, daß von dem Notar ber Alt des Vorleſens volls 
zogen worben ift, wozu auch das Auge genügt”) 


Befriedigung aus einer hypothekarifchen MWechfelcaution. 

Banerseheleute entnahmen am 2. Mär; 1865 von einem 
Commiffionär ein Darlehen, ftellten einen Eigenwechſel auf 
4000 fl. aus und errichteten für diefen Wechjel auf ihrem An⸗ 
weſen hypothekariſche Kaution. 

Später verkauften ſie ihren geſammten Grundbeſitz, löſten 
den Wechſel bei Verfall nicht ein und wußten die Execution 
durch Interventionen u. ſ. w. fruchtlos zu machen. 


*) Die Redaction it — abgeſehen von der Rechtsfrage in Sachen 
ber verfchloffenen. Teftamente — mit diefen ſchwerfälligen Formularen, bie 
fogar conftatiren, daß conftatirt wird, durchaus nicht einverfianden und 
wird gewünfchten Falles in einer der nächſten Nummern ein ganz einfaches 
und fogar -Ieferlich abgefaßtes Muſter bringen. 





ER Veſeledigung aus einer hypothekariſchen Wechſelcaution. 


Der SGlänbiger fellte nun beim Handelsgerichte den An⸗ 
trag, die auf dem Anweſen eingetragene Caution zu realiſiren 
und das autionsobfelt dem Zwangsverkaufe zu unterwerfen, 
wurde jedoch in beiden Inſtanzen an das ordentliche Gericht 
gewiejen. 

Das inder „Sanumlung wichtiger Entſcheidungen bes k. bayer. 
Handels-A.G.“ B. I ©. 5 hierüber verdfientlichte handelsappel⸗ 
lationsgerichtliche Erkenntniß vom 4. Sanuar 1867 bejagt Fol 
gendes: 

Nah Ar, 275 des a. d. H.G. B. find Verträge über un- 
bewegliche Sachen keine Hanbelsgefchäfte, in $G 1 des Hypothe _ 
tengejeßes vom 1. Juni 1822 wird Hypothek das bingliche Recht 
genannt, welches ein Gläubiger zur Sicherheit feiner Forderung 
auf eine fremde unbeweglicdhe Sade durch Eintrag in bas 
dafür angeoronete Buch erwirbt; Verträge über Errichtung einer 
Hypothek find ſonach Verträge Über unbewegliche Sachen, mit⸗ 
Hin Beine Hanbelögejchäfte.. Dasſelbe gilt von eimfeitigen Hypo⸗ 
thefbefiellungen, ba bas Hypothekengeſetz, indem «8 in 8 107 
auf Verlangen des Schuldners auch ohne Beifein oder Verlangen 
des Gläubigers die Eintragung in das Hypothelenbuch geftat- 
tet, biebei die Zuftimmung des Gläubigers vermuthet, und bie 
einjeitige Sppothefbewilligung einer vertragsmäßigen gleichachtet. 

Wenn daher die N'ſchen Eheleute auf Ihrem Anmefen zu 
Frauenhof für ihre Wechſelſchuld von 4000 fl. eine hypotheka⸗ 
riſche Caution errichtet haben, fo ift diefe Verfügung über ihr 
unbewegliches Vermögen Fein Handelsgejchäft, feine Handelsſache 
im Sinne bes Art. 63 des Einf. Geſ. zum a. d. 9.0.2. 
Ebenſowenig ift das fragliche Cautionsverhältnig eine 
Wechſelſache. Nah Cap. 1$ 1 der bayer. W.- un MED. 
jollen zwar alle Sireitfadden, welche „die ausgeftellten Wechſel⸗ 
briefe oder mit den Wechjelgeichäfte eine Connexion habenden 
Sachen“ betreffen, bei dem Wechfelgerichte unterfucht und ents 
jchieden werden. Diefe Beſtimmung bezieht fid) jedoch nur auf 
die eigentlichen Wechfelftreitfachen, auf die den Wechſel felbft 
berührenden, oder aus dem Wechſel entjpringenden Rechtsver⸗ 
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bältniffe. Die fragliche Hypothekcaution betrifft aber weder den 
Wechjelbrief oder deſſen Giltigkeit, noch bas hieraus fließende 
Rechtsverhältniß. noch das Wechſelgeſchäft alo felches, ſondern 
fie bildet ein ganz außerhalb des Wechſelrechtes und feiner For⸗ 
men ftehendes befonberes Nechtsgeichäft. 

Die Hypothek für eine Wechfelihuld tft Feine Wechſelſache. 

Allerdings wäre der Wechſelklaͤger, wenn fich die Beffag- 
ten noch im Befibe des Anweſens zu Frauenhof befänden, pro« 
zeſſual berechtigt, den Bollzug der Wechfelerecution wie an ihrem 
ſonſtigen Vermögen, fo auch an ihrem bortigen Anweſen zu be⸗ 
anfragen, und das Sandelsgericht wäre dann nach Art. 7b bes 
Einf.Gef. zweifellos zuftändig, den Zwangsverkauf bes Anne: 
ſens zu beichließen amd um die Vollſtreckung das zuftändige 
Landgericht anzugehen, welches bei der Bertheilung bes Verftei- 
gerungserlöfes felbjtverftändlich auch den Rang der Hypotheken⸗ 
cantion zu berückichtigen hätte. 

Allein hieraus würde begreiflich noch keineswegs folgen, 
bag die auf dem Anweſen für die Wechſelſchuld eingetragene 
Caution eine Wechſelſache ſei, da von dieſer Vorausſetzung die 
Immobiliarexteution gegen. die Wechſelſchuldner nicht abhinge. 

Noch klarer tritt das dingliche Rechtsverhältniß der Cau⸗ 
tion ſeit der Veräußerung des Anweſens von Seite der N'ſchen 
Eheleute an. ben X hervor. 

Kläger behauptet ſelbſt nicht, daß Lebterer bei dem An⸗ 
weſenskaufe eine perſönliche Haftung für die Wechſelſchuld 
der Verkäufer übernommen babe. Seine Haftung erftveckt fich 
hiernach nicht weiter, ala das Gut zur Befriedigung hinreicht; 
fie ijt eime bingliche, auf dem Hypothekenobjecte ruhende, und 
fann deßhalb nach $ 56 des Hyp. Geſ. auch nur mit ber and 
ber Hypothek entjpringenden dinglichen Klage verfolgt werben, 
welche nicht vor das Kandelsgericht, fonbern gemäß Cap. 189 
der G.O. vor das Gericht der gelegenen Sade gehört. 

Daran Ändert auch der Umſtand Nichts, daß zur Begründs 
ung der Hypothekenklage die Anführung des Rechtsgejchäftes ges 
hört, auf welchem die Forderung beruht. 
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Wenn der Kläger hieraus nachweifen will, daß bie Hypo⸗ 
thefenflage nie in felbftftändiger Weiſe geltend gemacht werben 
koͤnne, fo findet diefer Einwand im Geſetze felbft die Harfte Wi- 
berlegung. Denn nad) $ 49 des Hyp.Geſ. ſteht es dem Gläu⸗ 
biger frei, den Schuldner aus dem Rechtsgeſchäfte, wofür bie 
Hypothek erworben wurde, perfönlich zu belangen, oder bie per: 
fönliche Klage mit der aus ber Hypothek entipringenden ding: 
lichen Klage zu verbinden, ober gleich die bingliche Klage allein 
anzuftellen, und gegen ben Dritten vedlichen Beftger findet nad 
$ 56 1. o. jogar nur die bingliche Klage ſtatt, e8 wäre denn, 
daß derſelbe die Schuld befonders übernommen hätte. Kommt 
aber bei der Hypothekenklage das Forkerungrecht ſelbſt in Streit, 
jo bildet dasjelbe eben eine Präjubizialfrage, deren vorgängige 
Entfcheidung dann, wenn biezu dem mit der Hypothekenklage 
angegangenen Gerichte die Zuftändigfeit fehlt, eben vor dem 
jonft zuftändigen Gerichte zu fuchen iſt. Die Sorge des Ap⸗ 
pellanten, dag ihm Erftrichter mit ver Vermeilung wor das ges 
wöhnliche Civilgericht zur jelbftitändigen binglichen Klage gegen 
X etwas Unmdgliches zumuthe, ift daher unbegründet, und eine 
Beichwerbe um jo weniger gegeben, als bie Wechjelfache ben 
Wechſelſchuldnern gegenüber ohnehin bereits ansgeftritten und 
bem Kläger die Benützung ber hierüber erwachfenen Alten zur 
Durchführung der Hypothekenklage unbenommen ift. 





Notiz. 


Die bereits oben S. 271 angezogene Entſchließung vom 
12. Auguft 1867 Ziffer VII hält es für unbedenklich, Kleinere 
Unrichtigkeiten, welche bei dem Niederſchreiben der Urkunden 
unterlaufen, fofort durch Einklammern der unrichtigen Stelle 
und Aufnahme der richtigen Worte in den Text ſelbſt zu ver: 
befjern, foferne letztere durch „Lies vielmehr“ oder „ſoll heißen“ 
als Verbeſſerung bezeichnet werden. Bloßes Einklammern der 
unrichtig gejchriebenen Worte, ohne ſolchen die Abficht der Ver- 
beſſerung befundenden Zuſatz Tann jedoch nicht für genügend er⸗ 
achtet werden. 


Drud und Berlag der C. H. Bed’ihen Buchhandlung in Nördlingen, 
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Bisciplinarfraffall mit Berjährungsfrage. 
(Schluß.) 


4) Bon einer Verjährung kann — fährt das Erkenntniß fort 
— im vorwärfigen alle keine Rebe fein. Die im Art. 142 des 
Not.Sef. aufgeführte Verjährung wird nicht ausjchliegend durch 
bie digciplinäre Einfchreitung fondern durch jede Einfchreitung 
in der Richtung des Betriebes der Sache unterbrochen, wie der 
Art. 92 Ziff. 2 des Strafgeſetzbuches für Verbrechen, Vergeben 
und Vebertretungen verorbnet, ohne daß, um dic Verjährung 
abzuwenben, ein Beichluß der Dizciplinarbehörde innerhalb der 
im Art. 142 des Not.Gef. vorgefehenen Friſt darüber, daß bie 
Disciplinareinfchreitung bis zur Erlebigung bes ftrafrechtlichen 
Punktes ausgefeßt bleiben fol, erfolgt fein muß (v. Zink 
Commentar S. 767). 

Innerhalb der Berjährungsfrift ift eine Irafvechitiche Une 
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terfuchung wegen des ganzen In Frage ſtehenden Vorfalles, wel- 
her unter ein beftimmtes Strafgefeß fubjumirt werben mußte und 
bezüglich‘ dejjen der Rotar auch einer befondern Digciplin unter: 
worfen ijt, eingeleitet worden. Der angeführte Art. 142 des 
Not.Sef. jchreibt aber in Abſ. 2 ausdrücklich vor, daß in dem 
Falle, wenn wegen einer zur bisciplinären Einfchreitung Anlap 
gehenden Handlung ein ftrafrechtliches Verfahren eingeleitet und 
die disciplinäre Einjchreitung bis zu deſſen Erledigung ausge 
jegt worden iſt, der Bruch der Verjährung erft mit der Erlebig- 
ung des ftrafrechtlichen Verfahrens beginne Dur die Ein 
jhreitung der Strafgewalt wird nämlich die verübte Handlung 
der Alles begrabenden Macht der Zeit entzogen und deßhalb 
kann auch die Verjährung der disciplinären Verfolgung einer 
auch ftrafrechtlich verpönten Handlung in jo lange nicht laufen, als 
diefe Handlung auf irgend eine Weiſe den Gegenftaud gericht: 
licher oder ftantsanwaltfchaftlicher (?) Thätigkeit bildet. Nach: 
dem num biejes im gegebenen Falle innerhalb der zweijährigen 
Berjährungsfrift geſchehen tft, wenn auch das Berweilungser: 
fenntniß vom 24. März 1865, welches zugleich die Ausfeung 
der bisciplinären Einjchreitung Bis zur Erledigung des jtraf- 
rechtlichen Verfahrens beſchloß, exit nach Umfluß jener Frift er: 
lafjen wurde, jo konnte auch die Verjährung der Disciplinars 
Vebertretung um fo weniger eintreten, als der Ausgang des 
ferafrechtlichen Verfahrens für den Disciplinarpunft präjubiciell 
war, 


Unbeftreitbar enthält der gegebene Fall eine bejonders 
jchwere Verfehlung und die Beahndung mit einer VBergehensftrafe 
muß als eine der Größe des Verfchuldens entſprechende und ges 
vechte bezeichnet werden; auch die Beitimmung des Unterjchiebes 
zwifchen Strafrecht und Disciplin verdient volle Anerkennung, 
gleichwohl drängen fich gegen vorftehende Enticheidung zwei Be⸗ 
benfen auf. | 

41) Das wejentlide Merkmal der Fälſchung befteht immer 





























. Btsciplinarftraffall mit VBerjährungsfrage. 201 


in der Verheimlichung der wahren, und in ber wahrheitswibris 
gen Angabe nicht vorhandener Verhbältnifie; erſt nach Erforſch⸗ 
ung der wahren Verhältnifie kann entjchieven werden, ob bie 
behaupteten falfch ſeien. Wäre die Annahme des mitgetheilten Er- 
kenntniſſes allgemein richtig, fo müßte in jedem Falle einer Fälſch⸗ 
ung doppelte Strafe verhängt werden. Das Dienftverhältnig des 
Notare Tonnte um deßwillen eine doppelte Strafe nicht begrüns 
den, weil der anf das Vergehen angewenbete Art. 374 des Straf: 
geſetzes immer ein folches Dienftverhältniß, ſomit die Verlegung 
befonderer Stanvespflichten vorausfeßt; der Grund des neuer: 
lichen, bisciplinären Einfchreitens war immer genau biejelde 
Handlung, die der Strafrichter, der zugleich in der Disciplinar- 
fache zuftändig war, nach ihrem vollen Umfange und in all 
ihren Beftandtheilen, wentgitens in den Strafausmeflungsgrünben, 
bereit8 gewürdigt hatte. Wenn auch das Urtheil des Strafrich- 
ters zunächft darauf gebaut war, daß der thatjächliche Hergang 
verichwiegen und ein anderer dafür beurfundet wurde, prüfte er 
doch auch die Frage, in wie weit jener thatjächliche Hergang den Ge⸗ 
ſetzen entſprach oder jeinerfeits jelbit wieder ein rechtswidriger war. 

2) Ein anderes Bedenken bietet die Verjährungsfrage. Nach 
Art. 142 des Not.Geſ. erlifcht die Strafbarkeit ber Disciplinars 
übertretungen durch Verjährung, wenn von dem Zeitpunft der 
zur Einjchreitung Anlaß gebenden Handlung oder Unterlaffung 
an zwei Jahre abgelaufen find, ohne daß eine Einfchreitung 
ftattgefunden hat, oder wenn das eingeleitete Disciplinarvers 
fahren unterbrochen und während eines Zeitraums von zwei 
Jahren nicht wieder fortgejebt worden ift. 

Wurde wegen einer zur bisciplinären Einfchreitung An⸗ 
laß gebenden Handlung ein ftrafrechtliches Verfahren eingeleitet 
und die bisciplinäre Einfchreitung bis zu beffen Erledigung 
ausgejeßt, jo beginnt der Lauf der Verjährung erſt mit der Er- 
ledigung bes ftrafrechtlichen Verfahrens. 

Gerade dann, wenn die dem Disciplinarrichter zur Beurs 
teilung vorbehaltene Handlung eine ganz andere war, als jene, 
bie den Strafrichter bejchäftigte, war bie Verjährung zweifellos 
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beendigt, ehe irgend eine disciplinäre Einfchreitung ftattfand; 
wenn jebod die verpönte Handlung bier wie dort die nämliche 
war, jo fehlt es noch immer an dem Erforderniffe, daß nicht 
innerhalb der Verjährungsfrift die bisciplinäre Kinfchreitung 
ausgeſetzt wurde. Abſatz 2 Tann unmöglich einen andern Sinn 
haben, als daß das Strafverfahren die Verjährung nur dann 
unterbricht, wenn e8 innerhalb der fraglichen zwei Jahre ein- 
geleitet wurde, weil außerdem Abſatz 1 rein illuſoriſch würde, 
da ja auch cin freifprechenves Erfenntnig des Strafrichters 
immer noch im Laufe des ftrafrechtlichen Verfahrens ergangen 
wäre. Abſatz 2 verlangt aber überdieß, daß bie bisciplinäre 
Einfchreitung innerhalb der Verjährungsfrift ausgejeßt wurde, 
darauf deutet nicht bloß das vereinzelte Wort „und“, ſondern 
die ganze vom Gejeßgeber geftellte Forderung ber einjtweiligen 
Ausfegung ber bisciplinären Einjchreitung, die ganz wiberfinnig 
wäre, wenn die Rechtsfolge auch im gegentheiligen alle gleich: 
mäßig einträte, und bekannte Auslegungsregeln verbieten die 
Annahme, ver Gefegeber habe nicht gewußt, was er fage und 
wolle. Dathatjächlich feitgeftellt ift, daß bie Uebertretung am 1. 
Februar 1863 vollendet war, das Disciplinarverfahren aber erft 
am 24. März 1865 durch den Vorbehalt in dem Verweiſungs⸗ 
erkenntniſſe eingeleitet wurde, hätte vechtlich auf Verjährung ber 
That gejchlojfen werden ſollen; bedauerlich bleibt nur, daß dieſe 
principiel wichtige Frage ber Prüfung bes oberften Gerichts: 
bofes nicht unterbreitet worden tft. 


- 


Einfandsfumme in militärifchen Einſtandsverträgen. 
In jedem Militäreinftandszeugnifie und in jedem Militärs 
einftandövertrage wird ausprüdlih auf $ 55 Abf. 2 und 3 bes 
Heeresergänzungsgefeßes vom 15. Auguft 1828 und die dort 
beftimmten Strafen hingewiefen, gleichwohl wird unter hundert 
Fällen kaum in brei ober vieren der wahre Einftandspreis ans 
gegeben; mindeftens bleiben die Schmufergebühren, ein Radel- 


{ 
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geld für die „Frau Einfteherin” und ein „paar Kreuzer” für 
den Einfteher felbft außer Berechnung. Die gewöhnliche Form 
der Belehrung geht indeß häufig zu weit, indem fie härtere 
Folgen androht, als die Wirklichkeit bringt; insbejondere ift 
nach oberftrichterlidem Erlenntuiffe vom 12. April 1867 bie 
Berfchweigung eines Theiles der Einftandsfumme bei Beurkund⸗ 
ung des Einftandsvertrages ganz ftraflos, wern der Erſatzmann 
wegen koͤrperlicher Untauglichkeit nicht zum Militärdienfte ans 
genommen wird. | 

Hierüber wird in der „Sammlung wichtiger Entſcheidungen 
des k. b. Caffationshofes? Band I ©. 157 mie folgt, berichtet: 

Am 29. November 1866 hatten vor einem ?. Notar zu 
Speier der Adersmann Johannes Mathern von Reiffelbad, 
k. Bezirksamtes Eufel als Vertreter des confcriptionspflichtigen 
Jakob Henn II von Reiffelbah, und in gleicher Weile ver 
Geſchäftsmann Friedrich Sterf in Speier für den Schiffer 
Wilhelm Heinrih Vogel zu Bamberg einen Dertrag 
beurfunden Hafen, nah welchem fi Vogel verpflichtete, 
für Henn den Militärbienft auf 6 Jahre zu übernehmen, wos 
gegen Mathern fich für Henn verbindlich machte, dem Vogel 
als Einftandspreis 350 fl. zu zahlen, wovon 300 fl. ale Cau⸗ 
tion in der betreffenden k. Kaffe, und 50 fl. in der Regiments: 
kaſſe zu Hinterlegen fein follten. 

Bei dem k. Polizeicommiſſär zu Speter wurde indeß zur 
Anzeige gebracht, daß unter dieſen Contrahenten der Betrag 
von TOO fl. bedungen, ſohin im Notariatsafte ver Betrag von 350 fl. 
verfchwiegen worben jet. | 

Der k. Staatsprocurator am k. Bezirksgerichte zu Fran⸗ 
kenthal, hievon benachrichtigt, beantragte Inſtruction biefer Sache 
auf Grund des 6 55 des HEG., dann Art. 8 und 31 Ab. 4 
des Einführ.Gejehes. 

In Folge deffen wurde Unterfuchung gegen bie Eontrahen: 
ten eingeleitet, nach deren Durchführung die Staatsbehörbe bie 
Berweilung beider Bejchuldigten vor das k. Zuchtpolizeigericht 
in Antrag brachte, 
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Das k. Bezirksgericht zu Frankenthal verorbnete aber burch 
Rathskammerbeſchluß vom 15. Januar 1867 die Einftellung 
bes Strafverfahrens in ber Erwägung, daß der Einflandsvertrag 
wegen conftatirter Militärnuntauglichfeit des Vogel 
feine Vollziehung erhielt, und der Vertrag als bloßes Projekt 
in fo lange erjcheint, bis der Einfteher wirklich angenommen ifl. 

Hiegegen legte die k. Staatsbehörde am folgenden Tage 
Dppofition ein, welche jedoch vom k. Appell.Scrichte der Pfalz, 
als Anklagelammer erfennend, am 31. Januar 1867 als unge 
gründet abgemiefen wurbe, da der Gejebgeber nach dem Zwecke 
und ber rechtlichen Natur des Einftandslapitales geheime Neben: 
verträge und geheime Verabredungen über dasjelbe nur in ber 
Borausjeßung mit Strafe belegt hat, wenn das öffentliche In⸗ 
tereſſe hiedurch bereits gefährdet, ober doch die Sache jo gelagert 
ift, daß es hienach unfehlbar verlegt werben muß, welche Bor: 
ausfegungen hier nicht vorliegen. 

Der I. Staatsprocurator am k. Appell.Serichte der Pfalz 
erhob gegen biejes Urtheil unterm 1. Februar 1867 die Nic 
tigfeitsbefchwerde wegen irriger Auslegung und Verletzung des 
S 55 des HEG. 

Vom oberften Gerichtshofe wurde jedoch, übereinstimmend 
mit dem Antrage des Generalſtaatsauwaltes, diefe Nichtigkeits- 
befchwerde durch Erfenntniß vom 12. April 1867 — (MUB. 
Kr. 156) — aus nachftehenden Gründen verworfen: 

Jeder Bayer Tann fih nad F 52 des Hecrergänzungsger 
jeßes durch einen anderen Mann erjegen laffen, und find nur 
im alle des Krieges die fchon in der Armee Eingereihten von 
dieſem Rechte ausgefchlofien. 

Bei dieſem Erjate wird jedoch immer. vorausgeſetzt, daß 
dem Erſatzmanne im Allgemeinen die im F 53 Budft. a—d 
aufgeführten Eigenschaften und für die bereits eingereihten 
Einfteller auch jene des F 54 zur Seite ftehen. 

Sowie der Erſatzmann angenommen, und bie Einftands: 
caution geleiftet ift, geben dem $ 57 gemäß die Rechte und 
Pflichten des Einftelers in Hinficht des Dienftes ber Armee 
auf den Erſatzmann über. 
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Die Feſtſetzung der Summe felbft für die Mebernahme 
der Dienftzeit Bleibt, wie der F 55 Abſ. 1 zeigt, ganz der 
Privatübereinkunft ber Beteiligten überlaffen; nur muß das 
Einftandstapital als Caution beponirt werben, und ift Alles, 
was über das Einſtandskapital bejonders ftipulirt wird, nad) 
Abſ. 2 diefes $ bei der Regimentskaſſe für den Einfteher zu 
hinterlegen, wobei gemäß Abſ. 3 alle geheimen Verabredungen 
und geheimen Rebenverträge für den Einfteher und Einfteller 
gleihmäßig mit Strafe bedroht find. 

Das k. Appell,Gericht der Pfalz hat als Anklagefammer 
erfennend in feinem Urtheile vom 31. Januar 1867 nad bem 
Ergebniffe der gepflogenen Inftruction als faktiſch feſtſtehend 
angenommen, baß in dem unterm 29. November 1866 vor ei- 
nem f. Notar in Speier zu Stande gelommenen Einftanbsver- 
trage anftatt der zwifchen den Contrabenten in Wirklichkeit vers 
einbarten Einftandsjumme von 700 fl. nur jene von 350 fl. 
eingejegt wurbe, daß aber biefer Bertrag wegen ſpäterhin confta= 
tirter Militärdienftuntauglichkeit des Einftehers nicht zum Vollzug 
gebracht werben Tonnte, und bat deßhalb die gegen den auf 
Einftellung des Strafverfahrens gerichteten Rathskammerbeſchluß 
des k. Bezirksgerichtes Frankenthal erhobene Oppofition ver k. 
Staatsbehörde als ungegründet abgewieſen. Diejer Ausſpruch 
muß nun auch der erhobenen Nichtigkeitsbefchwerde gegenüber 
im Hinblicke auf die obigen Gefegesheitimmungen als gerecht⸗ 
fertigt erachtet werben. 

Der Einftandsvertrag vom 29. November 1866 zeigt nur, 
dag ber für den Einfteher Vogel handelnde Geſchäftsmann 
Sterf erklärte, Vogel verpflichte fich, für Henn HIT die volle 
bjährige Militärdienftzeit zu übernehmen, während ber Ackers⸗ 
mann Mathern für Henn III erflärte, dem Vogel biefür einen 
Einftanbspreis von 350 fl. zu bezahlen, wovon 300 fl. in ber 
betreffenden k. Kaffe und 50 fl. in der Regimentstaffa zu hin⸗ 
terlegen find. Es tft aber nicht conftatirt worben, daß Vogel 
bie volle Fähigkeit zum Dienfte befite, wie biefes ber $ 53 
Buchſt. d des HEG. ausdrücklich für die Qualität eines Er⸗ 
ſatzmannes fordert. 
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Es hing daher ber wirkliche Eintritt bes bei diefem Ver⸗ 
tragsafte beabfichtigten Nechtsverhältnifies erft noch von dieſem 
biefür ganz weſentlichen in der Perjönlichkeit des Einſtehers ge⸗ 
gründeten Nachweije ab, jo daß mit diefem Akte vorerfi nur 
ein Vertragsverhältniß gejchaffen wurde, welches zwar von dem 
Augenblide feines Abfchluffes an von den Contrahenten eins 
feitig nicht mehr gelöft werben Tonnte, deſſen volle Wirkſamkeit 
jedoch bis zum Nachweiſe der Eriftenz biefer Bebingung ruhte. 

Nachdem fich aber gezeigt, daß der Einfteher dieſe Be: 
bingung nicht zu erfüllen im Stande fei, fiel auch das ganze 
Bertragsverhältnig in fich zujammen, und verlor damit von ſelbſt 
feine vechtliche Wirkſamkeit in jeder Hinficht, und zwar zu einer 
Zeit, in welcher für das Privatübereinfommen das ftaatliche 
Intereſſe noch in Feiner Weife herangezogen war, deſſen Hervor- 
treten allein für bie Vollendung dieſer Webertretung als maß: 
gebend angejeben werben Tann. 

Denn wenn der $ 55 Abi. 3 beitimmt, daß das Ein- 
gehen von geheimen Nebenverträgen und Verabredungen jomohl 
für den Einfteher als den Einfteller die hierin bezeichnete Strafe 
zur Folge hat, jo fett das nothwendig voraus, daß auch ein 
Einfteher im Sinne des 6 53 gegeben, und biefes durch Ans 
nahme desjelben von Seite bes Rekrutirungsrathes ober der bes 
treffenden Militärbehörde — SG 56 und 57 — conftatirt ift. 

Sp lange es an diejer Anerkennung gebricht, Tann von 
feinem in das Öffentliche Intereſſe auf irgend eine Weife eins 
greifenden DVertrage zwifchen einem Einfteher und einem Eine 
fteller und daher eben fo wenig auch von einer Beftrafung jol- 
her die Rede fein. 

Würde Vogel als Erfagmann wirklich) angenommen wor: 
den fein, jo wäre mit dem Momente diefer Annahme der bis- 
her bedingnißweiſe beitehende Einftandsvertrag vom 29. Novem⸗ 
* ber 1866 ein unbebingter geworden, hiemit zugleich aber auch) 
das Intereſſe des Staates an demſelben, unb mit lebterem bie 
Strafbarkeit des Einftehers und Einftellers oder auch der für 
fie contrahirenden Perſonen herbeigeführt worben, da mit der 
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undebingten Rechtswirkſamkeit desfelben, gleichviel ob die Leiſt⸗ 
ungen und Gegenleiftungen ber Contrahenten bereits präftirt 
find oder nicht, die Strafe ſchon in Anſehung der nur en es 
bungenen Summe gegen beide einzutreten bat. 

Mit Unrecht beruft fih daher die recurrirende f. Siaats⸗ 
behoörde auf ein Erkenntniß des oberſten Gerichtshofes vom 1. 
Auguft 1863 zum Nachweije dafür, daß bei Einjtandsverträgen, 
ohne Rüdficht, ob fie zum Vollzuge koͤmmen oder nicht, unter 
allen Umftänden die Strafbarkeit des Einftehers und Einftellers 
eintritt, fohin auch bei durch Annahme des Einftehers von Seite 
der Milttärbehärve bedingten Verträgen fchon während ber 
Schwebe der Bedingung, da, wie ein Erfenntuiß des Oberap⸗ 
pell.Gerichtes als Eafjationshof der Pfalz vom 12. Juli 1843 
angenommen bat, der Vollzug des Einftandsvertrages durch An⸗ 
nahme des Einftehers von Seite der Militärbehärde zur Ans 
wendung des $ 55 nicht erfordert wird, 

Denn ein jolcher bedingter Vertrag war für das Erkennt: 
niß vom 1. Auguft 1863 gar nicht gegeben, vielmehr lag dem⸗ 
felben inhaltlich der biftorischen Einleitung hiezu ein völlig 
rechtswirkſamer Einftandsvertrag ganz unbeanitandet zu Grunde, 
und nur der Einfteher wollte feiner Verpflichtung, bei dem be: 
treffenden Regimente einzutreten, in fo lange nicht nachkommen, 
bis ihm die außer der Einſtandsſumme von 500 fl. noch weiter 
jtipulirten 189 fl. bezahlt würden. 

Hier mußte daher allerdings der obigen Darlegung zufolge 
das Vorhandenſein einer Bolizeiübertretung nach dem F 55 bes 
HEG. und $ 8 des Einf.Gef. angenommen, und hienach auf 
bie dort angeregte Verjährungsfrage eingegangen werden. 

Der vorſtehenden Erörterung, daß der vorliegende Ein- 
ftandsvertrag als unter einer Suspenſivbedingung abgefchloffen 
erjcheint, fteht übrigens auch ‚vie Anoronung des F 78 der 
Vollzugsvorſchriften zum Hecverganz.Gefeße in Bezug auf den 
Gebrauch des Stempelpapieres bei den Einftandsverträgen nicht 
entgegen, da dieſe Vorſchriften weder beabfichtigen konnten noch 
wollten, den vor der Annahme des Einftehers durch den Rekru⸗ 
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tirungsrath ober bie betreffende Milttärbehörbe mit allfeitiger 
Zuftimmung ver Sontrahenten abgeichloffenen Einſtandsverträ⸗ 
gen bem civilrechtlichen Beftimmungen entgegen blos ven Cha⸗ 
rafter ganz unverbinblicher Punktationen beizumeſſen. Ste ge⸗ 
ftatten vielmehr uur, da nach dem Stempelgefebe vom 11. Sept. 
1825 5 1 GGeſ. Bl. S. 176) alle Urkunden und Ausfertigungen 
gleich anfangs auf das verorbnungsmäßige Stempelpapier ge: 
jchrieben werben müflen, zur Schonung der Contrabenten in 
Anjehung der Stempelfoften für den Fall ver Nichtbewilligung 
ber Einftellung, daß dieſe Verträge, ohne mit dem normalmaz= 
Bigen Stempel verjehen zu fein, vorläufig wie bloße Punktatio⸗ 
nen zu Protofoll gebracht, und jo bei dem Refrutirungsrathe 
ober der einjchlägigen Militärbehörbe vorgelegt, und erft nad 
biefer Bewilligung auf dem betreffenden Stempelpapiere ausge: 
fertigt werben, 

- Bon Seite der beiden Eontrahenten find zwar vorliegenden 
Talles Handlungen vorgenonmen worden, bie jchon den Anfang 
der Ausführung der Webertretung der Beitimmung bes $ 55 
enthalten, und ift deren Vollendung nur wegen äußerer vom 
Willen derjelben unabhängiger Umftände unterblieben; da indeß 
nah Art. 17 des PStGB. der Verſuch einer Polizeiübertrets 
ung ohne alle Ausnahme ftraflos tft, jo kann auch von dieſem 
Geſichtspunkte aus jo wenig wie vom Standpunkte einer voll: 
endeten Webertretung eine Einfchreitung gegen diefe Contrahen- 
ten eintreten. 

Die erfolgte Einftellung des Strafverfahrens gegen Jo⸗ 
hannes Mathern und Friebrich Sterf enthält daher in Feiner 
Beziehung eine Verlegung des mehrerwähnten $ 55 Abſ. 3 bes 
Heererg.Gefetes, weshalb, mie gefchehen, zu erfennen war, 
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angel in Beurkundung ber Weberzeugungsmomente Sci ⸗ 
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Am 22. Sinner 1866 verlautbarte ein Notar ein Schuld- 
befenntnig mit Hypothekbeſtellung der Bauerseheleute Lorenz 
und Maria DO. In der hierüber aufgenommenen Urkunde find 
die O'ſchen Eheleute ald dem Notar nach Namen, Stand und 
Wohnort bekannt bezeichnet. 

Der fpäter rege gewordene Berbacht, daß bei diefer Ver: 
lautbarung eine gewilfe Maria 2. die Rolle der gar nicht ans 
weſend geweſenen Dichen Ehefrau gefpielt habe, veranlaßte 
eine Unterjuchung, welche zwar diefen Verdacht als falſch her⸗ 
ausstellte, jedoch ergab, daß die D’fchen Eheleute, als fie zum 
Zweck der fraglichen Verlautbarung firh bei dem k. Notar ein⸗ 
fanden, ihm perfönlich nicht befannt waren, jondern daß er feine 
Wiflenfchaft über deren Perſönlichkeit damals erjt aus An⸗ 
gaben dritter Perſonen und aus ihm vorgelegten Bapteren ent- 
nommen bat. 

Der k. Notar wurde nun, weil er bie Quellen, aus wels 
chen er feine Wiffenfchaft über die Perfönlichkeit der O.ſchen 
Eheleute gejchöpft hatte, entgegen der Beſtimmung der Art. 62 
Abi. 2 und 3 des Notariatsgefeges nicht in der Urkunde ange- 
führt, jondern fie fälfchlicher Weiſe als bekannt bezeichnet hatte, 
durch Erfenntnig des einfchlägigen Bezirfägerichtd vom 21. 
Tebruar 1867 wegen Dißciplinarübertretung in deſſen Sffent- 
liche Sitzung verwiejen und durch Urtheil dieſes Gerihts vom 
12. März I. J. wegen diejer Uebertretung in eine Strafe von 
30 fl. und in alle Koften verurtheilt. 

Gegen diejes, in Abwejenheit des Notars erlaffene Urtheil 
meldete derjelbe Einjprudy an, durch bezirksgerichtliches Erkennt: 
feuntniß vom 3. Mat I. J. wurbe aber ber frühere Anspruch 
lediglich wiederholt. 

Die vom k. Notar biegegen eingewenbete Berufung wurde 
durch Urtheil des k. Appellationsgerichts der Oberpfalz und von 
Regensburg vom 28. Juni l. J. verworfen. 
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Hiegegen hat der k. Notar ſchriftlich Nichtigkeitsbeſchwerde 
angemeldet, wobei er den Art. 62 des Notariatsgejebes, als 
durch unrichtige Anwendung verlegt bezeichnete. 

Nachdem die Sache in ber Sikung bes oberften Gerichts: 
hofes vom 7. Oktober 1867 aufgerufen worden war, erftattete 
ber zum Referenten ernannte Oberappellationsgerichtsrath Klein« 
jchrod Bortrag, worauf, da weder der Beichwerbeführer, noch 
ein Vertreter desfelben ſich eingefunden hatte, ber k. Generals 
ſtaatsanwalt das Wort nahm und den motivirten Antrag ftellte, 
die Nichtigkeitsbejchwerbe des k. Notars gegen das Urtheil des 
f. AppeHationsgerichts der Oberpfalz und von Negensburg vom 
28. Juni I. J. zu verwerfen und denjelben in die veranlaßten 
‚Koften zu verurtheilen; dieſem Antrage wurde, da ſich bie 
Prüfung nad) der Art der Anmeldung auf bie Geſetzanwendung 
zu bejchränfen hatte, aus folgenden Gründen ftattgegeben: 

Bon k. Appellationsgerichte tft thatſächlich feitgeftellt, daß 
der k. Notar, obſchon er die zum Behufe der Beurkundung eines 
Schuldbekenntniſſes bei ihm erfchienenen D.’chen Eheleute bei 
ihrem Erfcheinen nicht Fannte, fondern über deren Perjönlichkeit 
erſt durch Auffchlüffe und Beftätigung Seitens dritter Perſonen 
und durch Einficht der Bapiere ſich zu vergewiffern juchen mußte, 
gleichwohl in der Urkunde bemerkt habe, daß biefelben ihm nach 
Kame, Stand und Wohnort unmitttelbar befannt geweſen jeten. 

Hiedurch tft aber den Beitimmungen bes Art, 62 des No⸗ 
tariatsgefeßes offenbar zuwider gehandelt worden. 

Der Abi. 1 diefes Artikels verſteht ſowohl nach feiner 
Wortfaffung, als nad dem Zuſammenhange mit Abf. 2 und 3 
als jeinem Zwecke nach unter dem Ausprude bekannt offen⸗ 
bar eine Belanntichaft, die fchon vorher, ehe der Notar mit 
den Betheiligten über das in concreto vorliegende Gefchäft amt- 
lid) verhandelte, beſtand. Denn die Worte befannt find 
deuten ein Berhältnig an, deſſen Entftehung in die Vergangen- 
beit, gleichviel ob im eine nahe oder entfernte, zurückfällt. 

Noch klarer wird dies aber durch die nachfolgenden Abs 
ſätze jenes Artikels, denn hienach unterfcheivet das Geſetz genau 
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zwiſchen einer Belanntfchaft, welche der Notar erft bei Geles 
genheit der concreten amtliden Verhandlung und 
aus DBeranlaffung berjelben durch die in dem Abf. 2 und 3 Bes 
zeichneten Hilfsmittel erlangt und einer Belanntichaft, welche 
Ihon vorher beitanden hat uud wovon in Abſ. 1 geiprochen 
wird. 

Die in der VBefchwerbejchrift des k. Notars aufgeftellte Ans 
ſicht, daß die Worte befannt find, aufden Moment des 
Niederichreibens des Gefchäfts oder der Erklärung zu be- 
ziehen jeien, fteht weder mit der Faſſung noch mit dem Geifte 
des Geſetzes in Einflang: denn dasfelbe zeigt gerade dadurch, 
daß es für die Erlangung der Gewißheit über die Identität 
einer handelnden Perſon, welche erjt bei Gelegenheit des concre 
ten Geſchäfts erlangt werben joll, beftimmte VBorjchriften ſowohl 
über die Art der Herftellung der Identität als über die Form 
ber Beurkundung gibt, daß es einen Unterjchied zwifchen einer 
früheren Belanntjchaft und einer erſt aus Veranlaffung der cons 
ereten amtlichen Berührung erlangten Bekanntſchaft gemacht 
wiffen wolle. 

Ebenſo wenig läßt fih mit Grund behaupten, die Vor⸗ 
fchriften des Abſ. 2 und 3 des Art. 62 bezögen fih nur auf 
bie Fälle, in denen der Notar durch die beigezogenen Zeugen, 
Auskunftsperfonen oder jonftige Behelfe feine Meberzeugung von 
der Identität erhält; denn auch diefe Behauptung ftünde mit 
ber Verfaffung des Geſetzes, insbefondere mit den Worten: 
„wenn der Notar diejelben nicht kennt,“ in entſchiedenem Wi- 
derſpruch. 
Es läßt ſich auch wohl, mas den Geiſt bes Geſetzes anbe⸗ 
langt, der Grund des gemachten Unterſchiedes wohl denken; denn 
das Gewicht der Quellen einer früheren Belanntfchaft Tonnte 
das Geſetz mohl der Beurtbeilung und dem Gewiſſen des Nos 
tars überlafien, da bei früheren Vorgängen bie Gefahr einer ab- 
fichtlichen. Täuſchung viel ferner Tiegt, auch eine Conftatirung 
jener Quellen in der Regel ſowohl mit großen Schwierigkeiten 
als mit Weitwendigkeiten verknüpft fein würbe. Anders ver⸗ 
hält es fih mit der Sonftatirung in dem Falle, wo fi ein 


808 Notizen. 


den Notar früher unbelannter Betheiligter demſelben Behufs der 
Aufnahme einer Erklärung vorftellig macht; hier lag es offen= 
bar im Intereſſe der Sicherheit und Siltigkeit der Beurkundung, 
bei der näherliegenden Gefahr einer abfichtlihen Täufhung und 
dei der größeren Leichtigkeit der Eonftatirung des eingefchlagenen 
Berfahrens, beftimmte Vorichriften ſowohl über die Art ber Er- 
-mittlung der Identität als über die Aufnahme derſelben in bie 
Urkunden zu geben. 

Die Anficht des Beichwerbeführers, das der Notar,‘ wenn 
er nur im Augenblide des Niederfchreibens der Urkunde Ueber: 
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orted der Betheiligten habe, fich Tediglich nach Abf. 1 ded Art. 
62 zu richten babe, ift daher unrichtig. 

Derfelbe Hat jomit, da der Fall des Abi. 2 * 3 dieſes 
Artikels gegeben war, er aber gleichwohl die entſprechende Be⸗ 
urkundung unterließ, ſich einer Zuwiderhandlung ſchuldig g⸗ 
macht und zwar einer ſolchen, die nach Art. 115 des Not.Geſ. 
als Disciplinarübertretung zu erachten ift. 


Kotizen. 


Die bereitd S. 271 und 288 angezogene Entichließung 
vom 12. Auguft 1867 führt aus: 
L 


Die Wahrnehmung, daß manche Notare ſehr jelten voll⸗ 
ziehbare Ausfertigungen von den hiezu nach Art. 80 bes Not. 
Se, ih eignenden Urkunden ertheilen — angeblich aus übers 
großer Aengftlichleit und Beforgniß, in Disciplinaritrafen zu 
verfallen, wenn etwa das betreffende Gericht die gejeglichen Vor⸗ 
ausjegungen nicht als gegeben anjehen würde, — nöthigt zu 
ber Bemerkung, daß die Betheiligten ein Recht haben, vollzieb: 
bare Ausfertigungen in dem durch das Geſet bezeichneten Falle 
zu verlangen, daß es der Stellung bes Notars entipricht, rechts⸗ 
untundige Perſonen auf biefes Recht aufmerffam zu machen, 
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damit ſie nicht durch Unkenntniß eines im Geſetze dargebotenen 
Vortheiles verluſtig werden, und daß Fälle, in welchen der rechts⸗ 
tundige Notar zu Zweifeln hinſichtlich der Zuläffigkeit oder 
Nichtzuläffigkeit einer vollzichbaren Ausfertigung Anlap finden 
koͤnnte, doch nur Äußerft felten ee, ergeben werden (vergl. S. 252). 


Hinfichtlich der — von verjchiedenen Seiten anges 
regten Trage, ob Erbverträge in die allgemeine Urkundenſamm⸗ 
lung der Notare einzulegen, oder, gleich ben Tebtwilligen Ber: 
fügnngen im engeren Sinne, nach Art. 82, Ab. 4 des Nota⸗ 
viatsgejeßes während der Lebenszeit ber Verfügenden unter per- 
ſönlichem Verſchluſſe des Notars befonders zu verwahren jeien, 
WM darauf aufmerkſam zu machen, daß 

1) bei den Eheverträgen, weldhe nebenbei auch Ber: 
fügungen für den Fall der Trennung ber Ehe durch den Tod 
erhalten, von welchen in der Regel den Betheiligten Ausfertig- 
ungen ertheilt werben, und welche auch nicht felten gemäß Art. 
15 des Notariatsgefeßes dem Hypothekenamte in Urſchrift mit⸗ 
zutbeilen find, überhaupt. fein Grund zur Bee Aufbe⸗ 
wahrung erſichtlich iſt, wogegen 

2) bei reinen Erbverträgen dem Ermeffen der Notare 
von Auffichtswegen um foweniger vorzugreifen ijt, als nach Art. 
125 Abf. 3 des Notariatsgefeßes die Staatsanwälte ohnehin nicht 
befugt find, von jolchen Eheverträgen Einficht zu nehmen, daß aber 

3) jedenfalls die Aufbewahrung jolcher Urkunden unter 
perfönlichem Verſchluſſe der Notare nicht zu einer willführlichen 
Verfümmernng der von dem Art. 135 a. a. O. nicht berührten 
Befugniffe der Commiffäre ber Zinanzftellen hinfichtlich der Ein- 
fihtnahme zum Zwecke der Taxreviſion führen darf. 

II. 


Die mehrfach wahrgenommene Berjendung ber Urjchriften 
burch die Notare an Berwaltungsbehörden zur Beifügung cura⸗ 
telamtficher Befchlüffe oder an die Nentämter, wenn durch das 
betreffende Nechtsgejchäft eine Vermeſſung nothwendig wurde, 
findet in Art. 12, 13 und 15 des Notariatsgefeges keine Recht⸗ 
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fertigung, da bier nur eine Ueberſendung der Urfchriften an bie 
zuftändigen Gerichte und Hypothekenämter in- gewiflen 
Fallen angeordnet, im Art. 92 aber das Aufgeben bes Beſitzes 
einer Urfchrift nur in den von ben Gefeten vorgefehenen Fallen 
oder Fraft eines vichterlichen Befchluffes geftattet, mithin für eine 
Ausnahme erklärt ift, welche nicht auf andere, in den Geſetzen 
nicht vorhergejehene Fälle ausgedehnt werben darf. 

Wenn Gemeinden, Stiftungen und andere juriftiiche Pers 
fonen Nechtsgefchäfte eingehen wollen, zu welchen fie der Er⸗ 
mächtigung der vorgejeßten Verwaltungsbehörde oder Stelle bes 
dürfen, fo haben fie diefe Ermächtigung im Voraus zu erholen. 

Werden gleichwohl folche Nechtögefchäfte unter dem Vor⸗ 
behalte nachträgliher Genehmigungen der vorgejeßten Behörde 
oder Stelle gefchloffen und zur notariellen Beurkundung gebracht, 
jo wird zur Erholung diefer Genehmigung, welche ohnehin im 
bienftlichen Verfehre ver betheiligten Behörden und Berwaltun- 
gen mit den Euratelbehörden und Stellen zu gejcheben bat, ein⸗ 
fache Abſchrift der errichteten Urkunde genügen. 

Für die Nentämter aber ift gleichfalls nicht die Einfict 
der Vertragsurfchrift, jondern nur ein Auszug der für bie an- 
zuorbnende Vermeſſung maßgebeude Beitimmungen nothwendig. 


- Siteratur.. 
Sn der C. H. Beck'ſchen Buchhandlung in Nördlingen 
ift erjgienen und durch alle Buchhandlungen zu haben: 
Das k. bayer. Gefch vom 10. Hovember 1861 


dad Notariat betreffend 
mit den k. Verordnungen über die Notariatsfite und Gebühren, 
die Tax⸗ und Stempelgejeße, der Vollzugsinftruftion und einem 


Commentar 


von 
G. Erh. Nösl, k. bayer. Notar. 
24% Bog. broſch. 3 fl. 24 kr. 


DOrud und Verlag ber C. H. Beck'ſchen Buchhandlung in Nörblingen. 














Beitfchrift 


für 


das Notariat 


die freiwillige Gerichtsbarkeit 


Bayern diesſeils es jenfeils des Rheins. 


Unter Mitwirkung ber Notare Hofratd Franz v. Seybold in 
München, Srievrih Bolza in Herrheim u. N. 
herausgegeben von 


Adnard Graf, 
Rotariatsgehilfen in München, Herrenſtraße Ro. 2/IIL 


—— — —— — 


A a — 
Dieſe — jagen 24 Rummern fe 1 Bogen ſtark, 
j .36 ir. — Ale Buchandi bb 
Bro U. — — — ämter negmen re Fra — 1867. 
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Begriff der Setheiligung. Ä 
Unterſchied zwifhen Urkunds- und Geſqhaftsbe— 
theifigten. 

(Art. 15 und 47 des Not.Gef.) 7. | 
Der Gütler M. K., welcher eimen Gemeindegrund käuflich 
erworben und auf bemfelben ein Haus gebant hatte, erfuchte 
am 3 November 1864 den T. Notar X., bei dem er in Be 
gfeitung eines Commiſſfionärs erfchienen war, um Beurkundung 
einer Erklärung des Inhalts, daß er fidy einer Dispoſitionsbe⸗ 
Tchränfung ‚dahin unterwerfe, daß er das bezeichnete Anweſen 
weder veräußern noch belaften dürfe, bevor er ani-2.@&. feine 
Wechſelſchuld von 200 fl. in Abführung gebracht habe; zugleich 
beantragte er den Eintrag ber Dispofitionsbefchränfung im 
Hypothekenbuche und die Ertheilung einer Sauptausferfigung 
an den Gläubiger. 
Die Urkunde wurde von beim Notare in der anal 
20 
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Weiſe aufgenommen und an das entfprechende Landgericht zum 
Eintrage geleitet, kam jedoch von bort mit dem Bemerken zurüd, 
daß fie unvollziehbar fei, da bie angegebene Plannummer bei 
dem Hypothekenamte und im Realregijter nirgends vorkomme.*) 
Dies gab der Notar, wie er behauptete, dem M. K. befannt. 
Diefer bekümmerte Ach jedoch nicht mehr welter um bie Sache, 
weshalb dieſelbe beruhen blieb. 

Dagegen ließ M. K. in das unterm 9. Februar 1865 
eroͤffnete Hypothekenbuchsfolium Hypotheken bis zum Betrage 
von 2285 fl. auf ſein Anweſen eintragen; bei dem nachmaligen 
Zwangsverkaufe desſelben wurden indeß nur 975 fl. erlöſt, jo 
daß nach Wegfertigung der privilegirten Poſten ſchon die zweite 
Hypothek nicht mehr zum Zuge kam. Alle übrigen Hypothek⸗ 
und Eurrentgläubiger fielen durch; unter letzteren befand ſich 
auch jener Commiffionär, an welden L. ©. alle feine Forbers 
ungen gegen M. K. cedirt hatte, 

Runmehr verlangte der Commilfionär Entfejäbigung bes 
vollen ihm zugegangenen Schadens zu 720 fl. nebit ſechs Pre 
cent Zinfen fowie der erwachfenen Koften von dem Notare und 
begründete biefe Schadenserfahllage durch die Behauptung, daß 
fih der Notar einerfeit3 dadurch, daß er die Intereflen des ur 
Iprünglichen Gläubigers nicht gewifjenhafter vertreten, andrers 
feit8 von ber Unvollziehbarkeit der Urkunde vom 23. November 
1864 feinem ber Betheiligten behufs Befeitigung der Hinder⸗ 
niffe oder Wahrung ihrer Rechte weder Nachricht gegeben, noch 
auch ſelbſt etwas zur Bejeitigung ber Beanftandung gethan 
habe, einer Pflichtverlebung fchulbig gemacht habe und deßhalb 
für den hiedurch verurfachten Schaden hafte. 

Der Notar wurde aber mit Erkenntniß vom 20. Septem⸗ 
ber 1867 aus folgenden Gründen definitiv von der Klage ent 
bunden: 


*) ein ſehr bequemer Grund ber Nicterledigung, befien bereits Band 
1 ©. 30 biefer Zeitjchrift rühmend gedacht wurde; oder follte es nicht bes 
quem fein, Etwas deshalb unbearbeitet zu laffen, weil man bie Borarbeiten 
auch wicht bemwältigte ? 
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Was die Zuläffigfeit der geftellten Klage betrifft, 
fo fteht e8 mit Rückſicht auf Art. 46 des Notariatsgejches vom 
40. November 1861 außer allem Zweifel, daß der Partei eine 
Civilklage gegen denjenigen Notar zufteht, durch deſſen Verletz⸗ 
ung ober Nichterfüllung feiner Amtspflichten fie in. Schaden 
gekommen iſt. 

Zur rechtlichen Begründung einer ſolchen Klage frägt es 
fich aber. vor Allem darum, liegt wirklich im gegebenen alte 
anf Seite des Notars eine Verlegung oder Nichterfüllung feiner 
Amtspflihten vor, und wenn ja, ift gerade diefe Verlegung 
oder Nichterfüllung ber Amtspflicht des Notars Grund des der 
Partei wirklich zugegangenen Schadens gewejen ? Denn nur in 
dieſem Falle fteht der Partei die Schadenserſatzklage zu. 

In vorwürfiger Sache ift jedoch Schon die erite Frage zu 
verneinen, und fällt damit auch die Entfcheibung ber zweiten 
Trage hinweg. 

Kläger findet zunächſt eine Pflichtverſäumniß des Beklag⸗ 
ten darin, daß jelber weder dem M. K. noch auch dem Gläu⸗ 
biger 8. G. noch auch ihm felbft als bem Vermittler bes Ge: 
Ichäftes Nachricht von der Unvollziehbarkeit der Urkunde vom 
3. November 1864 Behufs Befeitigung der entgegenftehenden 
Hinderniffe oder fonftiger Wahrung ihrer Nechte gegeben habe, 
womit derſelbe alfo feinen ihm gemäß Art. 15 Abi. 5 des 
Rot.Gef. obliegenden Pflichten nicht ‚nachgekommen jel. 

Beklagter erinnert hiegegen, daß cr niemals, weder zum 
Kläger, noch auch zu L. G. In irgend welchem Pflichtverhältniffe 
geftanden, daher auch zu einer Mittheilung an biejelben im 
feiner Weife verbunden geweſen fei, daß er hiegegen den M. K. 
fofort von dem hypothekenamtlichen Bejchluffe von 7. Rovem: 
ber 1864 in Kenntniß gefeßt und ſomit feine Pflicht erfüllt Habe. 

Anlangend bie Würdigung dieſes Vorbringens, jo frägt 
e3 fich Hier zunächſt darum, wer tft ein Betheiligter im Sinne 
des Notariatsgejeges ? 

Betheifigt im Sinne des Notariatögefeke tft nach. der 
ganzen Faſſung der Art. 62 und 63, 66 und 67 nur Derjer 
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nige, welcher den Notar vequirirt, d. 5. um feine Dienfte, fei 
es nun mündlich oder fchriftlich, angegangen hat. Nur ein 
folcher ift Urkundenbetbeiligter, während man von anderen, allen- 
falls in der Urkunde aufgeführten Perfonen nur als von Ge: 
Ichäftsbetheiligten fprechen kann, welch’ letzteren gegenüber ber 
Notar in ein Pflichtverhältnig nicht eintritt. 

Im vorliegenden Falle hat zweifelgohne nur M. K. ben 
Beklagten um Leijtung feiner Dienſte angegangen, nur biefer 
war vor dem Beklagten erichienen; es konnte demnach auch nur 
von diejem ber Bellagte fich die erforderliche Information er- 
holen und war einzig und allein nur befien Willenserflärung 
dem Notare maßgebend; ob der Gläubiger bie von M. K. ab- 
gegebene Erklärung acceptiren werde, was überhaupt deſſen Wil⸗ 
lensmeinung jei, das Tonnte der Beklagte nicht willen, da eriterer 
nicht vor ihm erjchienen war und ihn auch nicht um feine Dienfte 
angegangen hatte. 

Demnach erjcheint nur M. K. allein für den Beklagten 
als Urkundenbetheiligter, &. ©. Hingegen nur als Gefchäftöbes 
theiligter, dem gegenüber der Beklagte in ein Pflichtverhältnik 
nicht eintrat. 

Wenn num auch Art. 15 Abf. 5 des Not.Geſ. beitimmt, 
daß die Mittheilung hypothekenamtlicher Beichlüfie an den No⸗ 
tar auf die von ihm gemachten Vorlagen bie Stelle der unmit- 
telbaren Mittheilung diefer Bejchlüffe von Seite des Hypothe⸗ 
fenamtes an bie Betheiligten vertritt, jo geht allerdings daraus 
hervor, daß nunmehr dem Rotare es obliegt, den Barteien reip. 
ben Betbeiligten von derartigen Beichlüffen Nachricht zu geben. 

($ 72 Abf. 1 der Inſtr. z. Not.Gef. vom 1. Juni 1862.) 

Es ijt ſomit der Notar an die Stelle des Hypothelenamtes 
getreten und obliegen ihm hiemit auch deſſen Berpflichtungen, 
aber jedenfalls nur in jo weit, al& fie dem Hypothekenamte ge⸗ 
mäß des Hypothekengeſetzes oblagen. 

In diefer Beziehung verpflichtet $ 105 des Hypothekenge⸗ 
jeßes das Hypothekenamt nur zu einer Mittheilung der hypo⸗ 
thefenamtlichen Beichlüffe an den Anmeldenben, 
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Es kann ſonach auch für die in dieſer Beziehung an Stelle 
ber Hypothekenaͤmter getretenen Notare Feine weitere Verpflicht⸗ 
nng befiehen, als diejenige Partei, von der fie um Dienfte an- 
gegangen wurbe, von den hypothekenamtlichen Befchlüffen zu 
verftänbigen. | 

Wollte man behaupten, daß die Notare auch denjenigen 
Parteien, die fie nicht requirirten, von den hypothefenamtlichen 
Befchlüffen Nachricht geben müfjen, fo würde man benfelben 
eine viel weiter gehende Verpflichtung auflegen, als vordem den 
Hypothekenämtern oblag; eine Verpflichtung, die jedes gejeb- 
kichen Anbaltspunktes entbehrt. 

Sonach erfchien nur M. K. für den Notar als einziger 
Betheiligter, dem gegenüber für ihn Verpflichtungen beftunden; 
er mußte ihm um fo mehr erjcheinen, als deſſen Erklärung, eine 
Dispofitiensbefchränfung auf feinem Anweſen zu Gunften des 
Technikers L. G. eintragen laffen zu wollen, immer nur ein 
einfeitig verpflichtender Willensakt blieb, der bis zum Momente 
der Acceptation Seitens des 8. G. oder des Eintrags dieſer 
Diepofitionsbefchräntung im Hypothekenbuche widerrufen werben 
konnte. 

Es war ſonach gemäß des Voraufgeführten Pflicht des 
Beklagten, nur den M. K. von dem hypothekenamtlichen Be: 
ihluffe vom 7. Mai 1864 in Kenntniß zu fegen; hat er dies 
gethan, wie er e8 auch behauptet, fo iſt er der Beftimmung 
des Art. 15 Abſ. 5 des Not.Gef. volllommen nachgekommen. 

Zwar wiberjpricht Kläger, daß Bellagter dern M. K. 
von dem erwähnten Beichluffe verftänbiget; allein dieſer Wider⸗ 
ſpruch muß als irrelevant angejeben werben gegenüber ber 
Thatjache, daß ausweislich des vorgelegten Hypothekenbuchs⸗Ex⸗ 
tractes in der That unterm 9. Sänner 1865 für das Aumefen 
des M. K. ein Hypothekenbuchs⸗Folium eröffnet wide, Zeugniß 
dafür, daß die dem Kintrage der Urkunde vom 3. November 
4864 enfgegenftehenden Hinderniffe gehoben werden fonnien und 
wirklich auch gehoben wurden. 

Wurde daher felber auch wirklich nicht, was jedoch Bes 
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Hagter entſchieden in Abrede ftellt, vom Beſchluſſe des Hypo⸗ 
thefenamtes vom 7. November 1864 verftäudiget, jo bat dieſe 
Unterlaffung für ben vorliegenden Fall Teine Bedeutung, ba 
nunmehr das Hinderniß gehoben und M. K. die Dispofitions« 
Beſchränkung jet hätte eintragen laſſen können, weun er noch 
des vorigen Willens gemejen wäre, 

Dadurch aber, daß er fie in ber That nicht eintragen 
ließ, gab er feine Willensänderung und damit bie Zurücknahme 
der früheren Erklärung kund, was allerdings noch in feiner 
Macht lag, da, fo lange die abgegebene Erklärung des M. K. 
noch nicht acceptirt oder im Hypothekenbuche eingetragen war, 
8. ©. noch Feine Rechte erworben hatte, 

Bon dem Kläger wird weiterß noch behauptet, er felbft 
fei ebenfalls zum Zwecke der Beurkundung der in Rebe ftehens 
den Dispofitionsbefchräntung bei dem Bellagten erjchienen und 
habe deſſen Dienfte beanſprucht; allein gegenüber dem Klaren 
Wortlaute der vom Kläger ſelbſt vorgelegten Rotariatsurkunde 
ift dieſes Vorbringen vollfommen unhaltbar, da aus der Ur: 
Funde hervorgeht, daß Kläger Tediglih nur als Foentitätszeuge 
erſchienen war. 

Klägerifcherjeits ift ferners noch hervorgehoben, es wäre 
Pflicht des Beklagten gewejen, die dem Eintrage der Dispofiti- 
onsbeichränfung entgegenftehenden Hinderniſſe ſelbſt zu beſeiti⸗ 
gen, ‚eventuell gegen den Nichtvollzug Beſchwerde zu ergreifen. 

Diefer Einwurf widerlegt ſich von ſelbſt; kenn einerjeits 
fonnte ber Beflagte, da, wie bereits bemerkt, nur eine einfeitige 
Willenserflärung, die jeden Augenblick zurückgenommen werben 
Tonnte, vorlag, dem Willen des M. K. nicht vorgreifen und 
ſelbſtſtändig handelnd auftreten, andrerjeits Liegt e8 auch durch⸗ 
aus nicht in der Pflicht der Notare, gegen hypothekenamtliche 
Beichlüffe, — und ein folcher liegt hier ver — Art. 15 Abſ. 
4 des Not. Geſ. und 5 71 Abf. 1 der Suftruftion hiezu — Bes 
ſchwerde zu ergreifen, fondern bleibt e8 gemäß $ 72, Abi. 2 
der Inſtruktion den Betheiligten überlafjen, die dienlichen Schritte 
zu thun. 
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Sonach faͤllt auch. in diefer Beziehung bein Beklagten Fein 
Berſchulden zur Laft. 

Dem Bellagten ift aber ferners noch zum Vorwurfe ges 
macht, daß er, wenn die Hinberniffe nicht zu befeitigen geweſen 
wären, bie Urkunde gar nicht in ber Weife, wie geſchehen, hätte 
aufnehmen jellen, weil es in der Abſicht der Contrahenten gele⸗ 
gen gewejen, eine vollziehbare Urkunde aufnehmen zu laſſen. 

Was nun dieſe Behauptung anlangt, fo beftimmt Art. 45 
Abſ. 1 des Not.Gef., dag der Notar darauf Bebacht zu nehmen 
babe, daß der Anhalt ber von ihm zu errichtenden Urkunde we⸗ 
der mit der Abficht der Betheiligten, noch mit den Geſetzen in 
Widerſpruch ftehe. 

Darans folgt, daß das Material für das zu beurkundenbe 
Rechtsgeſchäft nur die Erklärungen der Parteien bilden und 
daß ber Notar als von ben Parteien ausgehend nur dasjenige 
beurfunden darf, was dieſe jelbjt in feiner Gegenwart erklärten. 
— Zinks Comm, z. Not. Geſ. S. 518 3. 2. 

Im gegebenen Falle konnte, da nur M. K. erſchienen 
war, auch nur die Willenserklärung dieſes beurkundet werben. 

Indem Bellagter deſſen Willenserklärung fo aufnahm, wie 
biejer fie Fund gab, beurfundete er weder ein nerbotenes, noch 
ein unerlaubtes Geichäft, noch ein Scheingefchäft, das zur Deck⸗ 
ung eines unerlaubten oder verbotenen dienen jollte, und ba er 
weiters auch nicht zur Annahme berechtigt war, daß bas zu bes 
urkundende Gejchäft nicht ernftlich gemeint fei, jo war Bellag- 
ter gar nicht in der Lage, feine Dienfte vem M. K. gegenüber 
zu verweigern, da ihm Fein genügender Ablehnungsgrund zur 
Seite ftand. (Art. 43 des Not.Gefehes.) 

Beklagter mußte alfo die Urkunde, mie verlangt, aufneh⸗ 
men und war nicht zur Prüfung veranlaßt und verpflichtet, ob 
durch die erklärte Dispofitions-Beichränfung genügende Sicher: 
beit für & G. geſchaffen werbe. 

Anlangend ſchließlich die Tlägerifche Behauptung, daß 
Beklagter ‚und feine Gebilfen jomohl dem Gläubiger L. ©., als 
and ihm, dem Kläger ausdrücklich verfprochen hätten, ben hy⸗ 


sn Begriff: der Betheiligung. 


pothekenamtlichen Vollzug der fraglichen Urkunde zu erwirken 
und die etwaigen Hinderniſſe beſeitigen zu wollen, ſo kann dies 
an der Sachlage nichts ändern, da ein derartiges Verſprechen, 
follte e8 auch gemacht worben fein, was übrigens Beklagter euts 
ſchieden widerfpricht, doch. nur in dem Sinne aufgefaßt werben 
fann, daß eben ber Notar all denjenigen Fleiß aufwenden und 
alles. Dasjenige verkehren wolle, wozu er vermöge jeincs Amtes 
und Dienftes refp. ber hiefür beitehenben geſetzlichen Vorſchriften 
verpflichtet iſt. 

Es trifft alſo den Beklagten nach kelner Seite hin der 
Vorwurf eines Pflichtverjäumniſſes und mußte demnach auf 
Entbindung von der Klage erkannt werden. 

Zur Erprobung der Hauptſätze dieſer Entſcheidung möge 
ein oberſtrichterliches Erkenntniß vom 7. Oftober 1867 dienen, 
das zwar auf gänzlich verfchiedenen Thatjachen beruht, die Rechts⸗ 
frage aber in verwandtem Sinne entjcheibet: 

Am 31. Dezember 1866 zeigte ver Staatsanwalt am Ef. 
Bezirksgerichte H. dieſem Gerichte an, daß ein Notar, gemachter 
Wahrnehmung zufolge, in mehreren Fällen Prozeßvollmachten 
für feinen Schwiegervater, einen k. Advocaten, aufgenommen 
habe; hiemit wurbe ber Antrag auf Verhaͤngung einer Diecipli- 
narftrafe wegen Zuwiderhandlung gegen Art. 47 des Notariate- 
gejeßes verbunden. 

Rah Einholung einer Verantwortung des k. Notars er⸗ 
ließ jedoch das k. Bezirksgeriht am 15. März 1867 ein Er⸗ 
kenntniß, durch welches das Verfahren gegen ben Notar wegen 
Richtanwendbarkeit ber allegirten Gejetesftelle eingeftellt wurde. 

Die vom Staatsanwalte am genannten Gerichte hiegegen 
eingewenbete Berufung wurde durch Erkenntniß bes k. Appella- 
tfionsgerichts von Unterfranken und Ajchaffenburg vom 23. Mai 
1867 verworfen. 

Hiegegen hat der k. Oberftaatsanwalt an dieſem Gerichts⸗ 
bofe am folgenden Tage Nichtigfeitsbeichwerde angemelbet, wor 
bei er als Beichwerbegrund bezeichnete, daß Art. 47 No. 1 
des Notarintsgefeges duch Nichtanmwenbung verlegt worben ſei. 
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NRachdem bie Sache In der Sitzung des oberſten Gerichts⸗ 
hofes vom 7. Oktober 1867 anfgerufen worden war, erſtattete 
ber zum Referenten ernannte Oberappelfationsgerichtsrath Klein⸗ 
ſchrod Vertrag, worauf ber k. Generalftaatsanwalt dag Wort 
nahm und den motivirten Antrag ftellte: 

Das Erlenntni des k. Appellationsgerichts von Uns 
terfranten und Alchaffendburg vom 23. Mai I. Is. zu ver- 
nichten, die Sache zur Beſchlußfaſſung in bie geheime Sitz⸗ 
ung des oberſten Gerichtshofes zu verweilen und die Eins 
zragung des vernichtenden Urtheils in das appellationsge- 
richtlihe Urtheilsbuch zu verordnen. 

Dieſem Antrage entſprach das oberftrichterliche Erkennt⸗ 
niß aus nachſtehenden Gründen: 

Das k. Appellationsgericht hat laut der Motive feines 
Erlenninifjes als vorläufig feitftehend angenommen, daß der k. 
Notar in den Jahren 1865 und 1866 mehrere Prozeßvollmachten 
verlautbart babe, weiche won verſchiedenen PBerjonen auf nen 
Schwiegervater ausgeftellt worden. 

In diefen Thatſachen liegt eine wiederholte Zuwiberfonb: 
lung gegen Art. 47 de8 Notariatsgeſetzes zwar nicht in feinem 
erften, wohl aber in feinem zweiten Abſatze. 

Allerdings ift bie vom & Appellationsgericte 
aufgeftellte Rechtsanſicht richtig, daß unter den in 
AL. 1 aufgeführten Betheiligten nur ſolche Perjonen 
verſtanden werben fönnen, welche bei dem Notari— 
atsakte jelbft perfönlich als Interejfenten Erflär: 
ungen abgegeben, welche bei Errichtung der Urs 
funde mitgewirft haben. 

Dies ergibt ſich jowohl aus der Erwägung, daß wenn 
dort Betheiligung gleichbedeutend mit In tereſſe gebraucht 
worden wäre, ber zweite Abjag offenbar überflüſſig gemejen wäre, 
als aus der Bergleihung mit der Duelle der fraglichen 
Geſetzesbeſtimmung dem Art. 8 des franzöfiichen Notariatsgejees 
‚vom 25. Ventose des Jahres XI., insbejondere dem dort ges 
brauchten Worte „parties.“ Als ein Betheiligter in dieſem 
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Sinne Tann in ben vorliegenden Fällen der Schwiegervater bes 
Notare offenbar nicht erachtet werben. 

Dagegen erfcheint er als eine Perſon, welche von ben in 
Trage ftehenden Vollmachtsausſtellungen Bortheil im Sinne 
des Abſatzes 2 des Art. 47 zu erwarten hatte”) Unter einer 
vortheilhbaften Berfügung iſt nah dem Wortlaute ſowohl 
als nach dem Zweck des Geſetzes eine Dispofition zu verftehen, 
welche einer andern Rechte einräumt, woburd, fie einen Nuten, 
ſei e8 in perfönticher, fei es in vermögensrechtlicher Hinſicht zu 
ziehen in die Lage verjeßt wird. Daß dies bei Webertragung 
von Prozeßvollmachten an einen Anwalt, welcher aus der Vers 
tretung der Parteien in Rechtsangelegenheiten reſp. aus ben 
biefür zu entrichtenden Gebühren feinen Lebensunterhalt zieht, 
der Fall ift, kann mit Grund nicht bezweifelt werben. 

Die Beichränfung der Auslegung auf Berfügungen, welche 
rein Incrative Zuwenbungen enthalten, oder bei denen der Ruben 
fich, wie das k. Appellationsgericht annimnıt, als ein gegenwärs 
tiger, fofort erfenubarer, von den Handlungen der ‘Berjon, welcher 
ber Nuten zu Theil werden joll, unabhängiger barftellt, ift ſo⸗ 
wohl nach der allgemeinen Ausdrucksweiſe des Geſetzes als nach 
der Abficht des Geſetzgebers unſtatthaft. Dieſe war offenbar 
darauf gerichtet, der amtlichen Thätigleit der Notare den Charak⸗ 
ter ſtrenger Unparteilichleit zu verleihen und jeden Einfluß 
verwandtjchaftlicher Nüdfichten auf die Benrfundung von Rechtes 
geichäften, insbefondere auf deren Inhalt fern zu halten. 

Es läßt fih nun nicht abjehen, wie ſich dieſem Zwede 
gegenüber ein zweijeitiger Vertrag 3. B. ein Kauf, welcher 
dem Verwandten des Notars die Möglichkeit zur Erlangung 
von Vermögengvortheilen gibt, wobei aber ber Erwerb biefer 
Bortheile noch Feine gegenwärtige und offenbare vorliegende 
Möglichkeit ift, und noch von der eigenen Bertragderfüllung 


®) Der wefentliche Unterfchieb beider Abfäre dieſes Geſetzes iſt von 
Herrn Notar 3. Koplenterfer © Band I S. 307 biefer Zeitfchrift practiſch bes 
leuchtet werben. 
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abhängt, filh von einem Teſtamente unterirgeiben foll, in welchem 
ein Verwandter des Notars zum Erben eingefeßt wird, einer 
- Dispofition, welche unzweifelhaft unter die Beftimmung des 
Abf. 2 des Art. 47 fiele, obgleich auch bier der Bortbeil ein 
zufünftiger wäre und durch Revocation des Teſtators, Verarm⸗ 
ung desjelben und dergleichen wieder wegfallen koͤnnte. 

Dog bei Aufnahme der Vellmachten die Gewißheit, daß 
ber Advofat die Mandate annehme, nicht urkundlich gemacht 
wurde, ift ein für den Begriff des zu erwartenden Vortheils 
ganz unerheblicher Umſtand. 

Daß endlich in diefem Kalle, wo es ſich nicht um eine 
bloße Förmlichkeit der Beurkundung ber Gejfchäftsführung, ſon⸗ 
bern um bie Befugniß des Notard zur Verlantbarung der be⸗ 
treffenden Willenserklärung überhaupt handelt, die Zuwiderhand⸗ 
kung die Natur einer Disciplinarübertretung im Sinne des 
Art. 115 des Notariatsgejebes habe, kann mit Grund nicht bes 
zweifelt werben. 

Das E. Appellationsgericht bat daher den Artitel 47 des 
Notariatsgejeges durch Nichtanwendung verlegt, weßhalb in Ges 
wäßheit des Artifels 137 Abſ. 1 des Einführungsgefeßes dem 
Antrage des k. Seneralftaatsanwalts entjprechend, wie gefchehen, 
zu erfennen war, 

In der unmittelbar hierauf folgenden geheimen Sitzuug 
des oberiten Gerichtähofes wurde jedoch das Disciplinarftrafver- 
fahren gegen den Notar deshalb eingeftellt, weil — abgeſehen 
von der vom Notare mit dem betreffenden Staatsanmwalte ge: 
pflogenen Rückſprache — bei der allgemeinen Ausdrucksweiſe 
des Art. 47 des Not. Geſ. und ter hiedurch gegebenen Teichten 
Möglichkeit einer verfchievenartigen Interpretation bie Annahme 
gerechtfertigt ift, daß der Notar bei Aufnahme der bezeichneten 
Vollmachten in cinem eutjchuldbaren Irrthum bezüglich ber 
Tragweite des Geſetzes handelte. 


5“ Gefahr ber Bezugnahme. 


Gefahr der Seyugnahtte. 

Gegen einen Rotar war vom Stuaatsanwalte am k. Be⸗ 
zirtögerichte die Anzeige gemacht worden,‘ daß berfelbe unterlafſen 
habe, der Urjchrift eines am 16. März 1866 aufgenommenen 
Kaufvertrags einen darin als Beilage allegirten Situationsplan 
beizubeften. | 

Dur Erkenntniß des Bezirfsgerichts vom 3. Juni 1867 
wurde der F. Notar wegen ber hiedurch verjchuldeten Yunvider- 
handlung gegen Art. 68 des Notariatsgejehes in eine Ord⸗ 
nungsftrafe von 3 fl. verfällt, und die von ihm biegegen ein= 
gewendete Berufung durch Urtheil des k. Appellationsyerichts 
von Oberbayern vom 26. Juli I. 3. verworfen. 

Hiegegen bat ver k. Notar Nichtigkeitsbeſchwerde wmittelft 
Schriftlicher Eingabe wegen unrichtiger Anwendung bes Geſetzes 
angemeldet, wobei er zu deduziren fuchte, daß er dem Art. 68 
des Notariatsgefeges nicht zuwider gehandelt habe. 

Nachdem die Sache in der Sigung des oberflen Gerichts— 
bofes vom 7. Dftober 1867 aufgerufen worden war, erftattete 
der zum Referenten ernannte Oberappellationsgerichtärath Klein- 
ſchrod Vortrag, worauf, da weder der Befchwerbeführer, noch 
ein Bertreter desjelben erfchienen war, der k. Generaljtaatsan- 
walt am oberſten Gerichtähofe das Wort nahm und ben moti⸗ 
virten Antrag ftellte, die Nichtigkeitsbeichwerde des k. Notare 
gegen das Urtheil des k. Appellationsgerichts von Oberbayern 
vom 26. Juli T. J. zu verwerfen und benfelben in bie veran⸗ 
laßten SKoften zu verurtbeilen, was ans folgenden Gründen ge= 


ſchah: 

Das k. Appellationsgericht hat in feinem Urtheile that- 
ſächlich feſtgeſtellt, daß bei ber tm Monat Mai 1866 vom 
Staatsanwalte am k. Bezirksgerichte bei dem f. Notar vorges 
nommenen Amtsvifitation der in der Urkunde vom 16. März 
1. J. Geſch.Reg. Nr. 116 als Beilage in Bezug genommene 
Situationsplan derſelben nicht beigeheftet geweſen fei. 

Die Richtigkeit diefer Ihatfächlichen Feitftelung zu prüfen, 
liegt nach Art. 138 des Not. Geſ. außer der Zuftändigfeit bes 
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oberften Gerichtshofes; es kann daher auch vom bemfelben weber 
auf eine Unterjuchung über die Wahrheit oder Unwahrbeit ber 
fachlichen Darftelung, welche Beſchwerdeführer in der mit ber 
Beichwerbeanmeldung verbundenen Begründung gegeben hat, noch). 
auf eine Erörterung darüber eingegangen werden, ob den Con: 
ftatirungen des EL Staatſanwalts ; ober beit Angaben des Bes 
jchwerbeführers mehr Glauben beizumeſſen jet. 

Auf die in 2. Inſtanz feſtgeſtellten Thatſachen ift das 
Geſetz, nämlich Art. 68 Abi, 2 des Not.Gef. richtig angewendet 
worden; es ijt.insbefondere nicht zu bezweifeln, daß auch ein 
Situationsplar, wie ein Schriftſtück, wenn fih in der Notaris 
atsurfunde darauf bezogen wird, zu deren Beilagen im Sinne 
der allegirten Gefeesftclle gehört, was vom Befchwerbeführer 
auch nicht zu bejtreiten verjucht wird. 

Aus diefen Gründen war, dem Antrage bes k. Generals 
ſtaalsanwalts entiprechend, wie gejchehen zu erkennen. | 

Aus den vorgetragenen Erwägungen erhellt, daß die Er⸗ 
mahnung in der Entſchließung vom 12. Auguft 1867 (oben 
S. 271) ſchon deshalb. genau befolgt werden muß, weil bie 
Bezugnahme auf das Hypothekenbuch ftet3 die Beiheftung des 
bes angezogenen Bandes zur Urkunde notbwendig nad) fich züge, 
hiedurch aber wicder die Grundſätze des Hypothekenrechts und 
damit die des Art, 45 verlegt würden, wornach Seber nur bie 
Eiufiht jener Stellen des Hypothefenbuches verlangen kann, auf 
welche fich ſein vechtliches Intereſſe bezicht. 

Allein aud bei Befolgung dieſer Entjchliegung und des 
Art. 63 des Notariatsgefeges kann der Notar der in allen Fällen 
verdienten Strafe nicht entgehen. Das Geſetz jchreibt in allen 
jolchen Fällen die Angabe des Katafterfoliums vor; ift auf den 
Katafter vergeftalt Bezug genommen, fo muß er nach Art. 68 
aud der Urkunde beigebeftet werden; geſchieht dieß nicht, jo 
unterliegt der Notar gerechter Strafe. Heftet er ihn bei, jo ift 
die Strafe um fo gerechter, weil Jedermann weiß, daß die Ka⸗ 
tafter ein ganz anderes Format haben, als das Stempelpapier, 
und weil nach $. 43 der Snftruction vom 1. Juni 1862 zu 
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ben Urſchriften nur Papier von dem Formate bes Stempelpa- 
piers verwendet werben darf. 


Strafbarer Noftennerfchuß. 

Zweifellos in der beften Abficht wendete fich die Juſtizmi⸗ 
nifterial-Entfchließung vom 17. Oktober 1866 (Juſt. M.B. ©. 
305, Zeitſchr. f. d. Notariat B. III S. 348) gegen die Gerichte, 
welche.den Anträgen ber Notare wegen vorſchußweiſer Erlegung 
ihrer Gebühren nnd Auslagen durch den die Hilfsvollſtreckung 
betreidenden Kläger theils feine Folge gaben, theils den Nach⸗ 
weis verlangten, daß biefe Beträge von dem im Tarregifter als 
zahlungspflichtig vorgetragenen Beklagten nicht eingebracht wers 
ben koͤnnten. Die Entfchliefung kann Zeuge der BL. f. RA. 
B. XXXU ©. 138 Erg. eine ganz ergiebige Duelle von Strafen 
werden. 

Ein Notar erklärte nämlich, die ihm aufgetragene Zwang $- 
veräußerung nicht eher vollziehen zu wollen, als ihm von ver 
Klagepartei ein beitimmter Vorſchuß geleiftet fe. Das Bezirke: 
und Appellationsgericht erklärte den Notar zum unbedingten 
Bollzuge für verpflichtet; er beichwerte fich nunmehr beim ober- 
ften GerichtShofe, dieſer verwarf jedoch die Beſchwerde am 24. 
Anguft 1866 als unzuläffig, weil die Yrage, ob ein Notar 
ben Vollzug eines ihm gerichtlich eriheilten Auftrages und ben 
Gehorfam gegen einen ihm im zuftändiger Weiſe ertheilten Bes 
fehl von der vorgängigen Erfüllung einer Bedingung abhängig 
machen fönne, in das Gebiet der Disciplin einſchlage, in die⸗ 
fer Beziehung aber die Zuſtändigkeit des oberſten Gerichtshofes 
buch Art. 138 des Notariatsgefehes barauf beſchränkt ei, daß 
berfelbe nur über eingelegte Nichtigkeitsbeſchwerden zu 
erfennen bat, wenn beim Diseiplinarverfahren tn zweiter In⸗ 
ftanz entweder eine wejentliche Foͤrmlichkeit verlegt oder das Ges 
jet unrichtig angewendet worden ift. Der Ton dieſer Ausführs 
ung ſtimmt im Wefentlichen mit jenem bes B. IE ©. 246 die⸗ 
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fer Zeitfchrift mitgetheilten handelsgerichtlichen Erkenntniſſes 
vom 21. September 1864 überein; die in der Entichliekung des 
Suftizminifteriums vom 20. Mat 1865 hierwegen ausgefprochene 
Mißbilligung trifft ſomit gewiß aud) den Styliſten bes eben be= 
rübrten oberftrichterlichen Erfenntnifjes und es bedarf ebenſowe⸗ 
nig tiefgehender Begrändungen, daß ber Notar nicht ausfchließend 
„untergeordnetes Vollzugsorgan“ als daß die Rechtsfrage ganz 
unrichtig geftellt ift. Nicht das ift die Frage, ob der Notar 
den Gerichten Bedingungen machen dürfe, fondern ob bie Ge⸗ 
richte ohne Weiteres und ausnahınslos befugt find, den vom 
Staate nicht bezahlten Notaren nicht blos einen Theil ihres Ars 
beitslohnes vorzuenthalten — wie fih die Entſchließung vom 
17. Oktober 1866 ausdrückt — fondern auch noch Auslagen 
aufzubürben, obwohl Tein öffentliches Intereſſe, jondern ein Par: 
teiantrag gegeben ift. 


Fiteratur. 
Notareuſtand und Notariat in Oeſterreich, von Leone Roncali, 
Wien 1867 bei Sallmayer und Comp. 


Die bornenreihe Laufbahn eines Notare, der fich neben feinen Be⸗ 
zufsgefhäften bie Aufgabe ftellt, fi über die Entwidiung und beziehungs⸗ 
weife Leidensſgeſchichte bes Notariats fortlaufend zu unterrichten, bat im Ganzen 
wenig angenehme Ruhepunkte. Disciplinarertenntuiffe und abermal Disci- 
plinarerienntniffe find die ganze Abwechslung; nur ganz ausnahmsweiſe 
beleuchtet einmal ein Landrath das Schäbliche der Auflitution, um fich ſo⸗ 
fort wieber in ben Mantel des Schweigen! zu hüllen und ohne einen ei⸗ 
gentlihen Kampf wach zu rufen. Ja noch mehr, die neue Auflage N. Th. 
von Gomers, bes befannien und großen Gegners bes Notariats im jet 
gegebenen Sinne, enthält nirgendwo Ausführungen ober aud nur Ans 
deutungen, daß das jegige Notariat eine nothwendige Rehtsanftalt jei und 
bleiben mäfje, weil das Gegentheil eben auch einfach jo gut, wie nicht bes 
gründet wurbe. 

Indeß bat fi Hart an uns, in Deferreich, ein heißer Kampf über. 
Sein ober Richtfein bes Notariats entfponnen und wieber gelegt, aber bie 
Schlagwellen trugen ein Buch, wie wir ein folches ſeit langer, überlanger 
Zeit nicht mehr ſahen. Lebendige Darftellung, aus warmem Herzen gefloffen, 


u Auratur. 


feſſelt ſelbſt die Gegner, denen bier fo kampfluſtig und fo wuchtig entge⸗ 
geugetreten wird, um fo mehr die Freunde, bie ſich aus ben geſchilderten 
Niederlagen der Gegner, aus dem prächtigen Rüſtzeuge ihrer Kampfgenoſſen 
und vor Allem aus deren friſchem Muthe die freudige Ueberzeugung holen 
mũſſen, daß das Notartat im dermaligen Stande ber Rechteenwicklung eine 
geradezu unerfehliche Anfalt if. Der oft gehörte und im Ganzen nicht 
völig unbegrändete Cinwand ber Gegner, daß hie Freunde des Rotariets 
immer nur ein gedachtes Gebilde aller feltenen Eigeuſchaften vorführen, 
während der wichtigfte Stofi, die Männer bes Amts, doch jederzeit aus bens 
jelben Menſchen genommen werben, aus welchen fi auch alle übrigen Be: 
rufsarten ergänzen, hat bei ber vorliegenden Echrift Teine Berechtigung ; denn 
ber Herr Berfafler findet den gemwichtigften Feind ber Rechtsanſtalt gerabe 
in den unmwärdigen Beamten, unb gerade biefe verfolgt fie am unerbittlihfien. 
Die Äußeren Feinde fommen nur in ein, allerdings ununterbrocdhenes, Ge⸗ 
plänfel ſprühenden Wiges, die inneren ſehen fich Dagegen in einer mit — 
Bedauern gewürzten Verachtung vernichtet. 

Das Notariat findet — wie die bezeichnete Schrift S. 145 wornich 
ausführt — feine ſchönſte, edelſte Aufgabe in dem Beflätigen bes Wahren, 
in der Beurkundung von Zhatjachen zur Feſtſtellung derfelben für ewige 
Zeiten, damit die Menfchen mit Hilfe beffen ihr eriles, höchſtes Gut: ihr 
Recht, verfolgen und behaupten können; e8 verlangt tüchtige Kräfte, bilder 
folche, und die folchergeftalt Gebildeten find hinwieder eine Schutzmauer der 
Rechtsanſtalt ſelbſt. 

„Die Männer des Rechts und der Freiheit ſind die naturlichen eifrig⸗ 
ſten Beſchützer der Wahrheit: ſie werden alſo gewiß nicht geſtatten, daß dem 
Bolke diejenigen Vertranensmänner entzogen werben, welche, wiſſenſchaftlich 
gebildet, nnabhängig von dem nicht immer auf Gerechtigkeit beruhenden 
directen Binfluffe von Seite der Staatsgewalt, ohne Rüdfiht auf bie Ström⸗ 
ung des Tages, blos nad ben unwandelbaren von Moral und Recht geges 
benen Brineipien, bie Wahrheit und ben Beiland bes einen ober andern 
Umflandes und Mechtes, zu weflen Bortheile ober Nachteile es auch Immer 
fei, in feierlicder Zorn, wirfjam und für inımer zu beflätigen beſtimmt find.“ 

Anziehender noch als bie in den Anträgen und Wünjgen ausgepräg⸗ 
ten Anforderungen an das Notariat find — wie bereitd angedeutet — bie 
Feldzüge gegen alle im Laufe ber Zeit auf den Schauplatz getretenen Wibere 
ſacher, insbejonbere "für alle Jene, welde an ben öfterreichiichen Kämpfen 
auch nicht als Zuſchauer Autheil nahmen oder nchmen konnten; überbieß 
macht es die ungewöhnlich gewandie Darſtellung ganz unwahrſcheinlich, dag 
ber Here Berfaffer erſt im gereifteren Jahren mit ber beutfchen Sprache 
befannt und vertraut wurbe, obwohl gerade biefe ar am RE 
fien beftritten werben Tann. 


Drud und Verlag der C. H. Beck'ſchen Buchhandlung in Nördlingen. - 
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Derträge mit Alinderjährigen. 


Belehrung durch den Notar, auch wenn diefer das 
Geſchäft für recht swirkſam hält. 
(Art. 45, 49, 115 des Not. Geſ. vgl. B. IL ©. 117, B. II. ©. 340, 
8. IV. ©. 1% dieſer Zeitfchrift.) 

Am 8. Juni 1866 nahm ein Notar einen Bertrag auf, 
durch welchen bie Gütlerseheleute Sebaftian und Anna Maria F. 
ihre Anweſen an ihre minderjährige Tochter Anna Marta um 
einen Webergabspreis von 1600 fl., wovon bie Mebernehmerin 
ſich 525 fl. als Elterngut zu gut rechnen follte und gegen Ges 
währung der Wohnung und eines Naturalauszugs eigenthümlich 
abtraten. 

Zur Verlautbarung dieſes Vertrags war ein Special» 
eurator für die Gutsübernehmerin nicht beigezogen, auch eine 
Belehrung den Eontrahenten über die Nothwendigkeit der Bei: 
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ziehung eines folchen durch den Notar nicht ertheilt worden; 
aus diefem Grunde wurde der Vertrag von zwei Nerzten, welche 
für Behandlung des außerehelichen Sohnes bedeutende Gebühren 
zu fordern hatten, wegen Benachtheiligung angefochten. 

Auf Anzeige des k. Staatsanwalts und nach Vernehmung 
des Notars verwies das k. Bezirksgericht durch Erkenntniß vom 
20. März I. 38. die Sache in ber Richtung gegen den Notar 
wegen Zuwiderhandlung gegen Art. 45 Abi. 1 des Notariats: 
gejeßes und einer hiedurch begangenen Disciplinarübertretung 
in feine SMfentliche Sitzung. 

Durch bezirkögerichtliches Urtheil vom 27. April I. 38. 
wurde der Notar wegen biefer Webertretung in eine Strafe von 
25 fl. und in die Koften verurtheilt und die von ihm hiegegen 
ergriffene Berufung durch Urtheil des k. Appellationsgerichts 
von Niederbayern vom 22. Juli I. Jo. verworfen. 

Hlegegen meldete der Notar Nichtigkeitsbeſchwerde an, 
wobei er die Art. 45 und 139 des Not.Gej. als durch un⸗ 
richtige Anwendung verleßt bezeichnete, was in einer nachträglich 
eingereichten Dentichrift näher auszuführen gefucht wurde. Im 
ber Sikung des oberjten Gerichtshofes vom 7. Oftober 1867 
erftattete der zum Referenten ernannte Oberappellationsgerichts- 
rath Kleinfhrod Vortrag, woranf der k. Generalftaatsanwalt 
den Antrag ftellte: 

Die Nichtigkeitsbejchwerde tes k. Notars gegen das 
Urtheil des k. Appellationsgerichts von Niederbayern 
vom 22. Juli L Is. zu verwerfen und benfelben in 
bie veranlaßten Kojten zu verurtbeilen. 

Dieb geſchah denn auch aus nachftehenden Gründen: 

Es steht thatfächlich feit, daß der f Notar am 8. Inni 1866 
einen Webergabsvertrag zwiſchen ben Sebaftian F.'ſchen Ehe⸗ 
leuten‘ und deren neungehnjähriger Tochter aufgenommen bat, 
ohne daß für Teßtere ein Specialcurator beigezogen worden tft 
und ohne daß der genannte Notar bie Betheiligten belehrt hat, 
daß bie Beiziehung eines folchen geſetzlich nothwendig jet. 

Mit Recht hat nun das k. Appellationsgericht angenom⸗ 
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wen, daß ber k. Notar durch Unterlaffung dieſer Belehrung dem 
ihm durch Art. 45 des Not.Gef. auferlegten Pflichten zumiders 
gehandelt und hiedurch fich einer Disciplinarübertretung im 
Sinne bes Art. 115 dieſes Geſetzes ſchuldig gemacht habe. 

Es Tann nah den bier in Anwendung Tommenden 
bayeriſchen Landrechte (T. I. eap. V. 5 2. Ziff. 4. cap. VII. 
F 17, 86, 38. Ziff. 1) einem Zweifel unterliegen, daß Ver⸗ 
träge, welche Minderjährige über Bermögensrechte abfchliegen, 
zu ihrer rechtlichen Gültigfeit der Zuftimmung ihrer Bormünder 
bedürfen und daß, wenn es ſich von Verträgen zwiſchen Minder⸗ 
jährigen und ihren eigenen Eltern handelt, für erſtere Specials 
caratoren beigezogen werden müfjen, daß folglich Verträge, bei 
welchen die Minderjährigen ohne Zuſtimmung ihrer Euratoren 
gehanbelt haben, der Rechtswirkſamkeit, ſoweit e8 bie Ver⸗ 
pflihtung der Minderjährigen betrifft, entbehren. 

Hienad tritt bei allen Verträgen, bei welchen Minber- 
jährige als Contrahenten auftreten, für den verlautbarenden 
Notar die im oben allegirten Art. 45 bes Not.Gef. vorge: 
Schriedene Verpflichtung ein. 

Mit Unrecht bernft fih ver Beſchwerdeführer in feiner 
Denkichrift auf die Beſtimmungen des oben allegirten F 17 des 
Cod. civ. T. I. cap. VII, wonad) unter der VBoransfegung, daß 
der Vertrag dem Pupillen zum Bortheil gereicht und diefer ihn 
aufrecht erhalten mil, der Vertrag rechtswirkſam bleibt; denn 
einerfeits find Berträge von Minderjährigen ohne Conſens der 
Bormünder immer mit einer relativen Unwirkſamkeit behaftet, 
und die Vorſchrift des Art. 45 bes Not.Geſ. Bat nicht bloß 
das Intereſſe eines oder einiger Betheiligten, ſondern afler 
Betheiligten, welche vor den Folgen ver Unwirkſamkeit eines 
Nechtsgefchäfts gefichert werden follen, im Ange, andrerſeits ift 
es nicht in das Ermefjen des Notars gelegt, über bie Frage, 
ob cin Bertrag einem befheiligten Minderjährigen vortheilhaft 
fei, zu entſcheiden und fein Verhalten bei Aufnahme des Vertrags 
nad) feiner fubjectiven Meinung in biefer Beziehung einzurichten. 
Der Notar könnte daher auch nicht eine Entſchuldigung finden, 
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wenn er, wie er angibt, den fraglichen Vertrag fire vortheilhaft 
für Anna Maria F. jun. gehalten hätte. 

Ebenſo unerheblih ift die Bezugnahme der Dentkſchrift 
auf $ 35 der Ber.Dd. vom 13. Juni 1815 über die Gelchäfts- 
anzeigen der Untergerichte, denn ſowohl der Wortlaut als der 
Zwed jener Verordnung läßt erkennen, daß durch dieſelbe an 
den oben allegirten Beltimmungen bes bayeriſchen Landrechts 
nichts abgeändert werden wollte. *) 

Gleiches gilt von der Bezugnahme auf Art. 49 des 
Not. Geſ.; denn diefer Artifel Handelt von den Fällen, in welchen 
dem Notar die thatſächlichen Verhältniſſe, von welchen bie 
perfönliche Dispofitionsfähigfeit eines Individuums abhängt, 
zweifelhaft find. Im vorwürfigen Yalle war ihm aber die 
Minderjährigkeit der Anna Maria F., deren Alter nach feiner 
eigenen Angabe fehr wohl bekannt. 

Daß eine Gutsübernahme, in welcher fid) bie Weberuch- 
merin zu Leiftungen verfchiedener Art verpflichtet, Fein Iucratives 
Geſchaͤft, wie der unbelaftete Erwerb eines Vermächtniſſes ſei, 
bedarf Feiner näheren Ausführung! 

Unerheblih ift ferner der Umftand, daß zur Zeit der 
Bertrag in concreto von der Gutsübernehmerin nicht ange: 
fochten, dieß wenigftens nicht feftgeftellt ift. Denn bie in Frage 
ftehende Disciplinarübertretung wird ſchon durch das Verhalten 
des Notars bei Aufnahme des Nechtsgefchäfts begangen und 
und ber fpätere Verlauf der Sache hat auf feine Strafbarkeit 
feinen Einfluß mehr. 

Endlich ift in der Denkſchrift noch geltend gemacht, es ſei 
in den Gründen der Urtheile erſter und zweiter Inſtanz nicht 
feſtgeſtellt, daß er geglaubt habe, der Vertrag ſtehe mit den 
Geſetzen in Widerſpruch. 


+) Die Verordnung erging vor ber Verfaſſungsurkunde, fie bat 
alfo zweifellos Gefekesfraft; ob fie an den Beſtimmungen bed Landrechts 
Nichts Ändern wollte, ift jedenfalls nicht zweifellos. Irgend etwas wollte fie 
ändern, fonft wäre fie nicht erfchienen, und bie Weberfchrift entſcheidet nicht 
nothwenbdig über den ganzen Inhalt. 
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Hiegegen iſt Folgendes zu bemerken: 

Die Strafbeftimmungen des Notariats:Gefees find nicht 
nur gegen abfichtliche, jondern auch gegen culpoje Zuwider⸗ 
handlungen gegen das Geſetz gerichtet. Die Außerachtlaffung 
der Beitimmungen des Artikels 45 ift daher auch dann ftraf- 
bar, wenn fie ihren Grund darin hatte, daß der Notar zufolge 
eines Verſchuldens den Widerſpruch zwilchen dem verlaut- 
barten Nechtsgefchäfte und dem Geſetze nicht erfannte. 

Daß ein Dafürhalten des Notars über vermeintliche Bor: 
theile des Geſchäfts für den betheiligten Minderjährigen hier 
feinen Eutfchuldigungsgrund für ihn abgeben kann, geht aus 
dem oben über diefen Punkt Erörterten hervor; ein Nechts- 
irrthum defjelben über die Notwendigkeit der Beizichung eines 
Specialcurators und über die Folgen der Unterlaffung dieſer 
Beiziehung Tönnte aber bei der Klarheit der bezüglichen Geſetze 
nicht als entſchuldbar erachtet werben. 

Es Tann endlich auch, da dasjenige, was ber Notar bei 
Aufnahme des Fritiichen Vertrags unterlaffen hat, von Einfluß 
anf die NRechtswirkjamkeit des Vertrages war, nicht von einer 
Zuwiderhandlung im Sinne des Artikels 114, jondern nur von 
einer folchen im Sinne des Artikels 115 des Notariats-Gefches 


bie Rebe fein. 
Nachſchrift. 

Das eben mitgetheilte Erkenntniß erregt bei der ober⸗ 
flächlichſten Durchſicht Bedenken, die ſich auch bei der genaueſten 
Prüfung nicht beſchwichtigen laſſen. 

Am ſchwerſten zu begreifen iſt freilich der Schlußſatz, wor⸗ 
nach die Unterlaſſung des Notars von Einfluß auf die Rechts⸗ 
wirkſamkeit der Urkunde war; hieraus muß umgekehrt nothiwendig 
gefolgert werben, daß der Vertrag rechtswirkſam geweſen wäre, 
wenn ter Notar die Betheitigten belehrt hätte, daß er rechtsun⸗ 
wirkſam fei. In diefem Falle enthielt aber die Belehrung 
zweifellog einen argen Rechtsirrthum und der Widerfprud war 
nicht erft mühfam aus adgeriffenen Stellen des Landrechts her⸗ 
zuftellen, jondern ſchrie aus der Urkunde felber. 
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Das von dem Notare beurkundete Geſchäft wurde von 
biefem als Schenkung beurtheilt unb es bedurfte als folche, wie 
außer dem oberftrichterlich Erkeuntniffe namentlich das bayerijche 
Sandrecht Theil I cap. VII $ 17 Nr. 2 Anm, zugibt, Feiner 
vor⸗ und obervermundfchaftlichen Genehmigung. Diele Be- 
urtbeilung enthielt auch Feinen Rechtsirrthum und am allers 
wenigften einen ganz unentſchuldbaren, denn durch das Geichäft 
wollte und follte die minderjährige Webernehmerin offenbar um 
525 fl. unter Lebenden bereichert werden; gerade um biefer Be— 
veicherung willen wurde dev Vertrag von Leuten angefochten, 
die Schr wohl davon unterrichtet fein Fonnten und mußten, daß 
er ber minderjährigen Uebernehmerin zu große Vortheile brachte. 
Daß fid) die Mebergeber hicbei Etwas für ihren eigenen Unter- 
halt ausnahmen, ändert au dem Mechtögefchäfte Nichts, vielmehr 
fteht dem Gejchenfgeber auch ohne ſolche Ausnahme zweifellos 
die Rechtswohlthat des cigenen Nothbebarfs zu (L. 38 D [23. 3] 
L. 33 D [39. 5] L. 19 $ 1 D [42. 1]) auch wenn ber &e- 
Ihenfnehmer nicht Ihon an fi — wie im gegebenen alle 
vermöge Adftammung — als unterbaltspflichtig erjcheint. *) 
Indeß ſogar abgeſehen von ſolch reinen Brodfragen hätte ſich 
der Richter nicht entgehen laſſen ſollen, daß es außer den rein 
freigebigen Schenkungen auch ſolche mit beſtimmten Auflagen 
gebe, von welchen namentlich der Titel Cod. 8. 55 de dona- 
tionibus, que sub modo confciuntur augenſcheinlich ſpricht, 
und daß die Auflage des Lebensunterhaltes fiir ben Geſchenk— 
geber nicht blos erfahrungsgemäß, ſondern auch nach aushrüd- 
. lihen unb bekannten Zeugniſſen (Kinbervater, Jahrbücher des 
gemeinen Rechts B. VI S. 3475 Windfcheid, Pankecten Th. I 


—— 


*) Das zweitrichterlihe Erfenntnig bedient fi der Worte: „Die 
Ausrede des Notare, daß er die Uebergabe für eine Echenfung gehalten 
babe, verdient Feinen Glanben“; foweit die Webergabe eine Be: 
reicherung um biefer ſelbſt willen bezielt, ift fie indeß gewiß eine Schenkung; 
v. Meyerfeld, die Lehre von deu Schenkungen 418355 B. 1 S. 7; Wind: 
fHeid, Pandecten I, U ©. 6 Rpt. 4. 
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8. 118 368 S. 23) eine Teineswegs feltene iſt. Die Schroff⸗ 
heit, mit welcher das Erlenntuiß jede Uebernahme von Ver⸗ 
bindlichleiten durch ben Erwerber als mit dem Begriffe ber 
Schenkung unvereinbar erflärt, führt ohne weiteres Mittel zu 
der Annahme, daß unbewegliche Sachen überhaupt fein Gegen: 
ſtand der Schenfung fein können, denn ihr Befig hat aus: 
nahmslos mehr ober minder fühlbare Laften im Gefolge; wie 
koͤnnte fonft beifpielsweife 6 8 ber Belanntmachung ber Mini⸗ 
fterien der Auftiz und der Finanzen über bas Umfchreibwefen 
vom 15. Inni 1862 die Notare für den möglichen Entgang 
an Stantsabgaben aus verjpäteten Befigveränderungsanzeigen 
haftbar machen? Folglich müßten die von der Schenkung 
fprechenden Stellen des Landrechts entweber troß all des in 
ihrem Wortlante niedergelegten Sträubens ausjchlieglih auf 
die Schenkung beweglicher Sachen beichräntt, oder beim Ges 
feßgeber zugetraut werben, er habe an jene Laften nicht ge: 
bacht, obwohl ihn ein uraltes Spridwort erinnerte „Um 
Schaftes Inng und Schildes breit muß man ein volles Land⸗ 
recht thun“ (E. Graf und M. Dietherr, Deutſche Rechtsiprich- 
wörter 1X, 107 ©. 502). 

Um indeß nicht den Vorwurf ber Rechthaberei heraufzu- 
beihwören, will hier zugegeben werben, der Notar babe jich in 
Beurtheilung der ihm in aM ihren thatjächlichen Grunblagen 
ans eigener unmittelbarer Anfchauung bekannten Berhältnifie 
geirrt und der Richter habe diefen Irrthum fofort erfannt, obs 
wohl oder weil ihm jene Berhältniffe nicht bekannt waren, 
gleichwohl bleibt eine, vielleicht nain klingende, jedoch gewiß 
leichter zu ftellende, al zu beantmwortenbe Frage über, wie naͤm⸗ 
lich der Notar die Betheiligten belchren jolle, daß das, was 
er — ob nun mit Recht, oder mit Unrecht — für richtig hielt, 
ganz und gar unrichtig fei. Der Notar fol und muß der 
BVertranensmann derjenigen fein, die ihn um feine Dienfte ans 
geben, doch fell er fie vor feinen Dienften warnen; er muß 
darauf Bedacht nehmen, daß der Anhalt der von ihm zu er- 
sihtenden Urkunde weber mit der Abficht der Betheiligten, noch 
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mit den Gefegen in Widerſpruch ftehtz wenn cr aber eine Au⸗ 
ficht üͤber die Gefetze ausipricht, die morgen vom Disciplinars 
gerichte mißbilligt wird, wird er geftvaft, obwohl vielleicht das⸗ 
felbe Gericht geftern, vorgeftern und wer weiß wie oft außer: 
dem, dieſelbe Anficht vertrat; denn das müſſen fich die Notare 
— wie das oben S. 247 mitgetheilte Erkenntniß vom 30. Juli 
41867 unverblümt ausſpricht — gefallen laſſen, daß fie, die fich 
augenblicklich entſcheiden müſſen, natürlich viel jchärfer zur Rede 
gezogen werben, als jeder Richter, der über feinen Rechtsfall 
noch jo Lange fchlafen und ihn dann erft gänzlich verkehrt ent 
ſcheiden kann. 
Mit der unbeſtreitbaren Behauptung, daß das Notariats⸗ 
geſetz nicht blos gefliſſentliche, ſondern auch ſchuldhafte Ueber⸗ 
tretungen ſtrafen wolle, läßt ſich gewiß das Hauptwort des 
Artikels 45 des Notariatsgeſetzes nicht weginterpretiren; der 
Artikel beſtimmt nämlich, daß der Notar die Betheiligten be 
lehren müfje, wenn er „glaubt*, daß die Abſicht der Be⸗ 
theiligten mit ben Gejegen in Widerfpruch ftcht. Wenn e8 an 
diefem Glauben fehlt, beſteht auch Teine Verpflichtung zur Bes 
lehrung, und dieſer Glaube kommt nicht aus einem Richter: 
Ipruche, dev der Verhandlung nad) langen Monaten nachhinkt, 
biefer Glaube muß ans dem augenbliclichen Eindrucke gefchöpft 
werden, und wer ihn nicht fchöpft, der hat ihn nicht, gleichviel 
ob der Glaube von Gott oder vom bayerischen Laudrecht kommt. 
Der Zwed dieſer Beſtimmung finder ſich in den Verhaud⸗ 
Iungen der Abgeoronetenfammer von 1861 Beil.B. VI S. 171 
jo ausgebrüdt: Wenn ber Zuſatz zu Art. 45 „dem Notare ge⸗ 
tatte fein Dafürhalten, es ftehe ver Wille der Betheitigten 
mit Gejeken in Widerſpruch, und feine hierüber gegebene Be: 
lehrung in feinem Inſtrumente zu beurfunden, ohne ihn dieß 
vote im der preußiſchen Notariatsoronung $ 16 bei Strafe voller 
Verantwortung zur Pflicht zu, machen, jo glaube man zwar 
niht dadurch alle Schwierigkeiten ganz gehoben zu haben, 
gteichwohl aber die Parteien vor grundlofen Weigerungen und 
ben Notar vor faljcher Beurtheilung und gefährlicher Ver⸗ 
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antwortlichkeit zu fchüßen” (vgl. auch v. Zink, Commentar 
S. 173; DOfterley, das deutſche Notariat B. I S. 362). 

Diefer Zweck erweiſt fich zweifellos als unerreichbar, wenn 
vie Gerichte mit der bisher befannt gewordenen Strenge (vol. 
oben S. 179) jeden wirklichen oder vermeintlichen Irrthum 
ftrafen, ftatt berichtigen; wenn die Losſprechung von der Strafe 
in dem oben ©. 315 mitgetheilten Falle eine ſolche Ausnahme 
bildet, daß man fie nur insgehein und nur, nachdem vorher in 
öffentlicher Sitzung ausdrücklich und feierlich die Strafmürbig- 
feit des Irrens dargethan worden ift, auszufprechen wagt, und- 
wenn al dieß geſchieht, obwohl Niemand auch nur den ge- 
ringften Schaden genommen bat, bloß weil ein idealer Zweck, 
die völlige Uebereinſtimmung zwiſchen Urkunde und Gejeß nicht 
„erreicht wurde. Erkenntniffe der Höfe zu Poitiers vom 30. Juni 
1847 und Air vom 8. Februar 1838 erklären zwar den Notar 
für verantwortlich, wenn feine irrthumliche, wiewohl von Schrift: 
ſtellern vertretene Anficht mit der üblichen Rechtſprechung im 
Mideripruche fteht und Schaden zugefügt hat; aber eine Strafe 
fah man nur in dem auch von Zink, Commentar S. 179 aus 
gezogenen Erkenntnifje des Appellhofes zu Bordeaux vom 8. Ros 
vember 1853 verhängen, weil ein Notar den Ehevertrag eines 
ans dem efterlichen Haufe entlanfenen jechzehnjährigen Kindes 
ohne Weiteres beurkundete. 

Diefer Fall unterjcheidet ſich aber felbftredend von dem 
oben vorgetragenen hoͤchſt wejentlich; beiden ift mur die Min: 
berjährigfeit eines Vertragstheiles gemeinfchaftlih. Wenn die 
Minderjährigkeit nicht jo ein augenfcheinliches Hinderniß des 
Rechtsbeftandes aller Verträge bildet, wie das Erkenntniß ans 
‚zunehmen jcheint, und wenn ber Notar fein Urtheil für ober 
wider für ein gewagtes Hält, daher nach Anleitung des Art. 49 
bes Not.Gef. die Thatfache benrkundet, welche Bedenken erregen 
fann, gleichwie er umgekehrt in den Fällen des Art. 62 Abi. 2 
und 3 die Mittel anfzählt, welche eine größere oder geringere 
Beicheinigung für einen Theil der Legitimation erbringen, und 
wenn jogar die Minderjährigfett jede Vertragsfähigkeit aus» 
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fchlöffe, das Hinderniß aber in der Urkunde ausdruͤcklich ange 
führt ift, kann von einer Webertretung des Gefches immerhin 
noch Feine Rebe fein. Zwar nimmt das oberftrichterlihe Er: 
kenntniß an, Art. 49 ſpreche nur von folchen thatſächlichen Ver⸗ 
bältniffen, welche dem Notare zweifelhaft feien, dieſe Ein- 
ſchränkung wurde aber von Niemanden, und namentlich auch in 
bem Krfenntniffe nicht mit Einem Worte begründet. Die 
Worte des Geſetzes felbjt verfügen allgemein, wenn die Dienft- 
leiftung des Notare won einer Perfon in Anfpruch genommen 
werben, über deren perfönliche Befähigung zur Vornahme von 
Nechtsgefchäften er Bedenken hegt, könne er zwar die Dienft: 
leiftung nicht verweigern, müfje aber jeine jene Bedenken be 
gründenden Wahrnehmungen — nicht etwa feine Bedenken 
ſelbſt — in der über das Rechtsgeſchäft aufzunehmenden Ur: 
kunde conftatiren. Eine andere Widerlegung, als die Bezug: 
nahme auf den Wortlaut des Geſetzes ift da überflüffig, wo 
jede Begründung für das Gegentheil mangelt; geſetzt jedoch es 
jet auch in der Auslegung diejes Artikels hüben oder drüben 
geirrt worden, gleichwohl läge nur ein auch in einem appels 
lattonsgerichtlihen Erfenntuiffe vom 22. Februar 1867 (oben 
©. 190) vertretener Rechtsirrihum vor, deſſen Entfchuldigung 
von beiden Theilen verfucht wurde und ver im Ganzen nicht 
ftrafbarer fein jollte, als irgend ein anderer gleich harmlofer. 


Hypothekuerbandsentlaffung. 
(Von Herrn Notar F. Frhrn. v. Gobin in Aibling.) 

Die allerhöchfte Entichließung von 12, Auguft 1867 „be 
treffend die PVifitation ber Notariate in den Lanbestheilen dies: 
jeit8 des Rheins im Gefchäftsjahre 18%,*, indem ſie rügt, baf 
bie E. Notare viele Urkunden na Nrt. 14 des Not.Sef. auf: 
nehmen, welche der Hypotheken wegen erſt jpät oder nie vol: 
zogen werben fonnen, erwartet bie Hebung des unleugbar vor⸗ 
bandenen Mißſtands, wenn ſich in Bufunft fein Notar durch 
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fein pecnntäres Intereſſe verleiten laſſe, zu beurfunten, che die 
nöthigen Eonfenfe der Hypothekgläubiger beigebracht find. 

Es wird alfa vorausgeſetzt, daß die Notare an Bereinigung 
ihrer Urkunden kein finanzielles Intereſſe befiten, und daß in 
allen oder hoch den meilten Fällen der Gläubigereonjens ber 
Beurkundung vorausgehen, oder gleichzeitig mit derſelben ges 
ſchehen koͤnne. | 

Aber nicht nur der Staatsanwalt, auch die „Kunbfchaft“ 
vermerkt es übel, wenn die Urkunden nicht vollzogen werben. 
Es befigt alfo der Notar, auch wenn es ihm an Pflichtgefühl 
mangeln jollte, ein finanzielles Intereſſe am Bollzuge feiner 
Urkunden. Ä 

Andererfeits ift jeher häufig ber zu beurkundende Vertrag 
— ohne Rüdfiht auf die Hypotheken — jo unwiderruflich that- 
ſächlich vollzogen, daß es nicht zweckmäßig tft, Schwierigfeiten 
hervorzuheben, fondern gilt, der Thatjache mit der Beurkundung 
nachzufolgen, weil dieß doch ein eriter Schritt zur Bereinigung 
der Sache ift, welcher wegen des mit bemjelben verbundenen 
Aufwands au Zeit und Koften auch zum zweiten Schritte, zur 
Bereinigung der Hypotheken mitwirkt, da ſchließlich Niemand 
gern ein Geſchäft wegen eines Nebenpunkts fcheitern läßt. 

Hierher gehört es beifpieleweife: wenn ein gefaufter Ban- 
platz überbaut wurde, wenn Grenzen verftuuschter Grunbftüde 
überadert, vermarkt, verplanft wurden, wenn die Anlage, Ver: 
fegung, Ermeiterung einer Straße fo weit durchgeführt ift, daß 
beveit8 ber neue Weglörper eriftirt, wenn eine Arrondirung, 
eine Flußeorrection, oder ein fonftige?, Verbriefung erheijchendes, 
Eulturunternehmen vollzogen vorliegt, welche keineswegs er⸗ 
Ihöpfende Aufzählung zur Genüge zeigt, wie wenig Ausſicht 
man bat, in allen Fällen mittelft bloßer Berbriefungsver- 
weigerung zum Biele zu gelangen. 

Erwägt man hierzu, bag, jo oft ein Contrahent des an⸗ 
beren nicht ganz fidher if, die Faſſung des Art, 14 des N.®. 
categoriſch zur Beurkundung zwingt, und daß, wenn ijetzt 
monde Verträge unvollziehhar bleiben, vweif es am Conſenſet 
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der Gläubiger fehlt, umgekehrt, wenn man ſich zuerſt an die 
Gläubiger wendet, und ſpäter ein Theil die Beurkundung ver⸗ 
ſagt, eine Reihe vorbereitender Urkunden unnütz werden, ſo 
dürfte erhellen, daß die Hebung des fraglichen Mißſtands mit 
Nichten ausſchließlich, ja nicht einmal überwiegend, vom bloßen 
Willen der Notare abhängt. 

In der That iſt der beregte Mißſtand eine Folge des 
Widerſpruchs zwiſchen den Intereſſen ber Hypothekglänbiger, 
welche moͤglichſt ſtrenge Sicherheit, und den Anſprüchen der 
Schuldner, welche möglichite Beweglichkeit des verpfändeten Be- 
ſitzes verlangen. 

Wenn man fragt, warum dieſer Widerſpruch weniger grell 
zu Tage trat, als Hypothekenamt und Notariat in einer Hand 
waren, ſo iſt die Antwort hierauf leicht. Zum Theile machte 
man es ſich früher zu nutze, daß der Beſitz im Hypotheken⸗ 
buche entweder gar nicht oder doch nicht in Uebereinſtimmung 
mit dem Cataſter eingetragen war, zum Theile war das Cita⸗ 
tionsrecht ein wirkſames Mittel, um die Hinderniſſe durch Ein⸗ 
willigung der Gläubiger zu beſeitigen, während die Notare 
dieſes Behelfs ermangeln, da fie nur auf Anſuchen ober richter- 
lichen Auftrag bin ihr Amt ausüben dürfen. Endlich mußte, 
ba früher die Verträge außergerichtlich- gefchloffen wurden, jedes 
hypothekenamtliche Hinbernig mehr vor dem ftreitigen Richter 
als innerhalb des Notariatsweiens zu Tage treten. 

Wollte man de lege ferenda jenen Conflict dadurch ver: 
mitteln, daß der Schuldner den Gläubiger durch ein richter- 
liches Erkenntniß über Genügendheit der Sicherung zwingen 
Tönnte, in eine Veränderung des Hypothekenobjects zu willigen, 
jo wäre hiermit das MWefen des Crebit und das Gebiet der 
richterlihen Thätigfeit verfannt. Denn der Credit bringt es 
mit fich, daß der Gläubiger und nur der Gläubiger über Bor: 
handenfein oder nicht Vorhandenfein der Dedung zu entjcheiden 
bat, während ber Richter, wie er fchäßen muß, ſchwankend auf 
ihm fremden Boden fteht, was ſich am Deutlichften darin zeigt, 
daß ber Gläubiger, deſſen Forderung auf Kündung geftellt ift, 
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und es iſt dieß gewiß weitaus die Mehrzahl aller Hypothek⸗ 
gläubiger, nur zu künden braucht, um gegen Gericht und 
Schuldner zugleich Recht zu behalten. 

Es iſt daher mit Recht in der beftehenden Geſetzgebung 
die Regel durchgeführt, daß der Schuldner ohne Gläubiger: 
conſens auch nicht den kleinſten Theil der Sicherheit frei vom 
Pfand-Nerus verängern kaun. 

Ja felbft die wenigen dürftigen Ausnahmen der beftehen- 
den bayer. Gejeßgebung, wonach gegen den Gläubiger ein ge= 
wifler Zwang geübt werden kann, beftätigen nur jenen Einwand, 
daß der richterlihe Zwang gegen die Kündung Nichts vermag, 
womit ihr practiiher Werth fo ziemlich hinmwegfällt. 

Ueberdies fehlt e8 hinfichtlich jener Ausnahmen an Normen 
für das einzuleitende Verfahren. Weder ans G 37 des Hyp.Geſ. 
noch aus Art. 6 des Arrondirungsgeſetzes iſt erfichtlich, ob die 
Gläubiger unter dem affiemativen oder negativen Präjubize zur 
Erklärung aufzufordern find, welche Friſt vorzuſtecken ift, ob 
Edictaleitation Plab greifen kann oder nicht. Was aber den 
gewifjermaßen hierher einjchlägigen $ 11 des Hyp.Gef. betrifft, 
jo ift auch feine Wirkfamkeit eine nur ſehr bejchränfte, weil 
man zur Zeit des Eintrags der auf gejeßlichen Titel bin ent= 
ftehenden Hypothek felten weiß, welches Grundſtück zum Bebufe 
bequemen Verkaufs hypothekfrei zu bleiben hat, nad) gejchehenem 
Eintrag aber die Entlafjung aus dem Pfandnerus au Grund 
des 6 11 nicht mehr begehrt werben Tann. 

Trotzdem bürfte es möglich jein, das Intereſſe ſtrengſter 
Sicherheit der Hypothek und einer größeren Beweglichkeit des 
verpfändeten Grundeigenthums zu vereinigen, wenn das veto 
des Gläubigers als abjolutes Hinderniß vefpectirt, andererjeits 
aber vom Gläubiger das minimum verlangt würde, daß er fein 
Beto binnen gewifjer Frift in irgend einer Form ausdrücklich erklärt. 

Denn wenn es erfahrungsgemäß durchweg leichter ift, ein 
ſtillſchweigendes als ein ausdrückliches Ja zu erlangen, um wie 
viel mehr muß dies von den bier fraglichen Erflärungen gelten, 
welche vor Amt zu erklären find, Gänge verurfachen, Geld koſten. 
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An den Gläubiger wird mit dem ausdrücklichen Veto 
keineswegs eine übertriebene Anforderung gejtellt, joferne er 
nur fein Veto in jeder beliebigen Form fehriftlich oder münd- 
lich, perjönlich oder durch einen nicht legitimirten Stellvertreter 
erflären kann. | 

Auch wäre weder zu befürchten, daß die Gläubiger Bor- 
fichts halber ftets Nein jagen, noch auch daß fte fih jeder 
eigenen Brüfung blind entichlagen würden, ba den Gläubigern 
ein Antrag eines Hypothekſchuldners nur dann zur Erflärungs- 
Abgabe mitziitheilen wäre, wenn er primo vista annehmbar 
Scheint, und da amdererfeit3 das Hypothekenamt fih gleichwohl 
in der Aufforderung an bie Gläubiger auf eine rein thatfädhliche 
Darlegung zu bejchränfen hätte, und Nichts einmifchen bürfte, 
was entfernt wie eine Empfehlung des ſchuldnerſchen Vorſchlags 
zu beuten wäre. 

Hiernach würde auch Fein Schein einer Verantwortlichfeit 
an ben Hypothekenämtern haften, wenn etwa einmal eit 
Gläubiger behaupten wollte, daß er im Vertrauen auf bie 
hypothekenamtliche VBorprüfung fein Veto zurüdgehalten babe, zu⸗ 
mal da es ben vifitirenden Staatsanwälten leicht jein dürfte, 
entgegenzumwirken, wenn ein Hypothekenamt an die Gläubiger 
unäüberlegte Aufforderungen richten würde. 

Demgemäß möchten in einem Hypothekengeſetze vielleicht 
folgende Beltimmungen von Nuten fein: 

S 1. 

. Sp oft eine Aenderung des Hypothekenobjects nach ber 
Meinung des Hypthekenamts Nichts zum Nachtheife dev Gläubiger 
ändert, fol das Hypothekenamt mittelft einer vein thatfächlichen 
Darlegung des Sachverhalts die Gläubiger namentlich aufs 
fordern, ihren Widerſpruch irgenpwie binnen 30 Tagen zur 
Kenntniß des Amts zu bringen, oder zu gewärtigen, daß bem 
Schuldner willfahren werde. 

52. 

Das Hypothekenamt muß biefe Aufforderung erlafien, 

wenn entweder ein Gläubiger letzten Ranges bereits ausdrücklich 
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in bie Aenderung gewilligt bat, oder wenn es fih um ein 
Eulturunternehmen handelt. 


Wenn es fih um ein Eulturunternehmen handelt, jo bat 
die Aufforderung übervieß nur edictaliter zu gejchehen, und bie 
Doarlegung des Sachverhalts Tann dur die Aufforderung, 
Alteneinficht bei Amt zu pflegen, erſetzt werben. 

Die Nützlichkeit ja die Nothwendigkeit einer ähnlichen 
Beitimmung, wie fie in $ 3 verjucht wird, bürfte kaum be- 
ftritten werden koͤnnen, weil mit einer großen Gläubigermafje 
faum ein anderer Modus als Evictalcitation unter affirmativem 
Praͤjudize übrig bleibt. 

Aber auch einer geringeren Anzahl von Gläubigern 
gegenüber, wie fie S 1 vorausfeßt, dürfte der Vorjchlag feine 
Bortheile haben, da der $ 1 die allermannigfachfte VBerwerthung 
geftattet, jo daß er beifpielsweije anwendbar wäre: 

a) wenn die Sicherheit eine fo auffallende, die Abtrüm- 
merung eine fo unbedeutende ift, daß nur ein unvernünftiger 
Menſch, der Teinen Begriff von Handel und Wandel hat, an 
dem Tortbeitand der Dedung zweifeln Tann, 

b) wenn die Veränderung lediglich den Charakter der 
Surrogirung trägt, jei e8 daß der Schuldner verpfändeten Be— 
fig verkauft, und dafür pfandfreien Bejiß unterftellt, deſſen 
Gleich: oder Mehrwertd am Tage liegt, oder jei es, daß es fich 
um einen Tauſch mit gleichen Werthen handelt, 

6) wenn die Minderung bes Hypothekenobjects durch 
gleichzeitige Verbefierung des Ranges ber betheiligten Gläubiger 
in Folge von Löichungen oder in Folge von NRangrüdtritts- 
erflärungen bes einen oder anderen Gläubigers ausgeglichen 
oder aufgewogen wird 2c. ⁊c. 

Es übrigt jchlieplich die Bemerkung, daß eine Voraus⸗ 
jegung des Gedeihens jelbjtverftändlichermaßen in der Unent— 
geltlichleit des ganzen Verfahrens bejteht; die Schuldner dürften 
lediglich die Koften der Zuftelung an die Gläubiger oder die 
Einrückgebühren für die Edictalcitation zu bezahlen haben. 

Godin, k. Notar. 





Haftung für Sareın. 


Nachdem ein Rentamt mit Rundfchreiben vom 19. September 
1867 den einjchlägigen Notaren augejonnen hatte, den Ver: 
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zeichniffen über die zur zwangsweiſen Beitreibung übermiefenen 
Zaren jtetS die Namen beider Theile beizufügen, weil „bei den 
notariellen Zaren folidariiche Haftung befteht, fohin Die 
Beitreibung der fraglichen Rückſtände in folchen Fällen ftets 
auch von den betreffenden Mitcontrahenten zu verjuchen jei“ er: 
Härte cine Notariatsfammer am 19. Oftober 1867, dieſen bes 
reits B. IS. 221 diefer Zeitjchrift befprochenen Lehrjag nicht 
gutheigen zu können; e8 fei vielmehr den Finanzftellen anheim⸗ 
gegeben, im Benehmen mit dem Juſtizminiſterium beſtimmte 
Grundfäge in diefer Nichtung aufzuſtellen und zu veröffentlichen 
und alsdann weitere generelle Vorjchriften über deren Vollzug 
zu erlafjen. Keinenfalls aber Eönne ed Sache einzelner Aemter 
jein, innerhalb ihrer bezüglichen Sprengel Einrichtungen zu treffen, 
welche in den bisher gegebenen Vorjchriften nicht vorgejehen find. 

Allein die Bollzugsvorjchriften zun Taxgeſetze vom 24. Aus 
guſt 1852 (Geret XXVII D. 4; B. 1 ©. 91 diefer Zeitichrift) 
hält ſolche Erläuterungen überhaupt für unthunlich, weil durch 
jolhe die unbefangene Beurtheilung der einzelnen Fälle geftört, 
ben Gerichtspflichtigen der durch Art. 45 des Taxgeſetzes vom 
28. Mai 1852 zugeficherte Juſtanzenzug verfürzt oder ganz ab» 
gejchnitten würde und bauptjächlich deßhalb, weil ſolche Auss 
jhreibungen den Xarpflichtigen gegenüber feinerlei Giltigkeit 
haben, und auf dieſe Bollzugsvorfchriften berief ſich auch bie 
Finanzminifterialentfchliegung vom 24. Januar 1863 (Juſt. M. 
Dt. 1863 Erg.H. ©. 107). Nachdem einmal die folivarifche 
Haftbarkeit für Taren mit Beitimmtheit ausgefprochen worden 
ift, Schlagen wir vor, vorerft mit Rangrüdtrittserflärungen, 
Hypothefverbandsentlaffungen, VBollmadten und Aehnlichem zu 
beginnen, vor Allem aljo Gläubiger und Advocaten als Tax⸗ 
pflichtige zur zwangsweiſen Beitreibung zu überweifen, damit 
endlich auch den Finanzbehörben klar gemacht wird, was Andere 
laäͤngſt für ausgemacht halten, 


Dienftesnachrichten. 

Am 10. September 1867 ftarb der k. Notar Jakob Schauberg 
in Edenkoben, am 21. deſſelben Monats ber k. Notar Friedrich 
Wilhelm Fuchs in Haßloch und am 7. Oktober 1867 ver 
f. Notar Adalbert Steinlein in Hersbrud; ber E. Notar ob. 
— Dinkel in Bamberg wurde auf Anſuchen nach Hersbruck 
verſetzt. 


Druck und Berlag der C. H. Beck'ſchen Buchhaudlung in Nördlingen. 
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Rechtswidrige Verträge. 
(Art. 45 bes Not.Geſ.) 

Johann Georg K. hatte unterm 15. Jänner 1864 den 
Srundbefiß feines gleichnamigen Vaters um 1600 fl. gegen 
jpätere Hinauszahlung diefer Summe an jeine Geſchwiſter über- 
nommen, und heirathete im folgenden Fahre Anna Margaretha 
Th., welche ihm 650 fl. in die Ehe gebracht haben ſoll und im 
Jänner 1866 ein Kind gebar, jo daß er von hier an nad) 
Würzburger Recht mit feiner Ehefrau durch Kinder vererbt wurde. 
Allein berjelbe Hatte bereits in den Jahren 1855 und 1858 
mit einer gewiffen Margaretha D. von Einersheim zwei Kinder 
außerehelich erzeugt, von denen das zweite noch lebt und von 
feinem Vater mit 20 ft. jährlichen Beitrag theilweife unterhalten 
wird. Im September 1865 erhob dieſelbe Margaretha D. 
gegen K. eine Entjchädigungsflage wegen ihrer Defloration, 
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worauf am 9. März 1866, nachdem in biefer Sache bereits 
auf Beweis erfannt war, vor Notar St. ein Vergleich zwifchen 
ben ftreitenden Theilen aufgenommen wurde, wonad K. der D. 
jogleih 10 fl. 54 Tr. Baar behändigte und weitere 200 fi. 
binnen eines BVierteljahres nachznzahlen verſprach. Auf An: 
rufen der D. war bereits am 13. Auguft 1866 gegen K. bie 
Auspfändung auf jene 200 fl. vorgefehrt worden, als deſſen 
Ehefran Anna Margaretha am 19. praes. 23. desſ. Mts. in 
gewohnter Weife mit einer Interventionsklage gegen die D. 
anftrat und das ganze Beſitzthum ihres Mannes als ihr Eigen 
thum vindicirte. Dieje Intervention ftüßte fid) auf zwei jehr 
verbächtige Verträge, welche cin anderer Notar bereits am 
6. März 1866, aljo drei Tage vor dem Vergleiche mit 
der D., zwilchen den K.'ſchen Ehegatten aufgenommen hatte. 
Durch den erften biefer Verträge hoben die Ehegatten K. 
bite zwifchen ihnen feit der Geburt- ihres Kindes nah Würz- 
burger Recht bejtandene allgemeine Gütergemeinſchaft unter Zus 
fimmung eines Curators, welchen der Notar jelbft auf Vor: 
Ihlag der Eltern zu dieſem Zwecke in Pflichten nahm, auf, 
wobei fie für die Folge den getremuten Güterftand nad) ges 
meinem Rechte ceinführten. Die bis dahin gemeinfchaftlichen 
Schulden übernahm die Ehefrau nah vorgängigem VBerzichte 
auf ihre weiblichen echte als Selbſtſchuldnerin zur ausjchlies 
Benden Vertretung. Eine Aufforderung an bie Gläubiger unter: 
blieb und ebenjo die durch Art. 13 des Not.Geſ. vorgefchriebene 
Vorlage an die Euratel-Behörde zur Brüfuug und Beftätigung 
für das unmündige Kind; ftatt deſſen machte der Notar die Auf: 
bebung der Gütergemeinſchaft nur in zwei Tagesblättern bekannt. 
Am nämlidhen Tage wurde von dem Notar ein weiterer 
Dertrag zwilchen den Ehegatten K. beurkundet, durch welchen 
ber Mann feiner Ehefrau die im Jahre 1864 von feinem Vater 
übernommenen und in die Ehe gebrachten Liegenjchaften zum 
Alleineigenthum um den Preis von 1400 fl. abtrat, wogegen 
biefe nochmals bie dem Johann Georg K. nach jenem Weber: 
gabsvertrage obliegenden Verbindlichkeiten an feine Geſchwiſter 
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unter einer einfeitig angebrachten Modifikation auf fih nahm. 
Bezüglich diefer Veräußerung wurde der Befittitel am 15. März 
vom Hypothelenamte Marktbibart theilweile im Hypothekenbuche 
berichtigt, von beiden Berträgen aber der Anna Margaretha K. 
am 27. März 1866 eine Hauptausfertigung ertheilt. 

Als nun die Margaretha D. der auf diefe Urkunden und 
die weitere Behauptung, auch die Mobilien feien ber Ehefrau 
gleichzeitig an Zahlungsitatt überlaffen worden, geftüßten Inter⸗ 
ventionsflage die Einrede des Scheines und des Betruges ents 
gegenfeßte, wurden die Alten dem Staatsanwalte am k. Bezirke- 
gerichte mitgetheilt und auf beflen Antrag der Notar wegen 
Zumiderhandlung gegen die Artikel i1, 13 und 45 Abſ. II 
des Notar.Gefees wegen Competenz⸗Ueberſchreitung durch Vers 
pflichtung eines Eurators, wegen Beurkundung in betrüglicher 
Abſicht abgefchloffener Verträge und unterbliebener Vorlage de 
Bertrages über Aufhebung ber Gütergemeinjchaft zur ober: 
vormundichaftlichen Prüfung und Genehmigung in die Situng 
des Bezirksgerichts zur mündlichen Verhandlung verwiefen. 

Nachdem diefe gepflogen war, wobei ber Notar in feiner 
Inſtanz erjchien, wurde berjelbe durch ein bezirksgerichtliches 
Urtheil vom 23. Mai 1867 der Vebertretung bes Artikels 45 
Abſ. II und des Artitels 13 des Not.Geſetzes als Disciplinar- 
übertretung bei Aufnahme der beiden Verträge vom 6. März 
1866 zwifchen ven Glaſermeiſter Kfchen Ehegatten für ſchuldig 
erkannt und mit einer Geldftrafe von zehn Gulden belegt. Von 
der Zumwiderhandlung gegen Art. 11 des Not.Gel. durch Ver: 
pflihtung eines Curators als Competenzüberjchreitung wurde 
Umgang genommen, weil fich der Notar biermegen auf ein ents 
ſchuldbares Mißverſtändniß berief. 

Die von demſelben gegen dieſes Urtheil eingewendete Be⸗ 
rufung wurde durch Erkenntniß des k. Appellationsgerichts für 
Mittelfranken vom 25. Juli 1867 verworfen, wobei dieſer Ges 
richtshof die Zuwiderhandlung gegen Art. 45 des Not.Gef. vor⸗ 
zugsweife in ber Richtung wider den eriten Abſatz dieſer Ges 
ſetzesſtelle gegeben fand. 

22° 
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Gegen biejes demjelben am 31. Juli zugeftellte Erkennt⸗ 
niß hat der Notar wegen Verlegung des Art. 45 des Not.Geſ. 
die Nichtigkeitsbeſchwerde eingemwenbet, weil äußerjten Falles dem 
Art. 13 zumwidergehandelt worden ſei; diefe Beſchwerde wurde 
jedoch vom oberſten Gerichtähofe am 4. November 1867 aus 
nachitehenden Gründen verworfen: 

1. Mit vollem Rechte wurde ber Notar einer Zuwiber: 
handlung gegen Art. 13 des Notariats⸗Geſetzes für jchulbig be: 
funden, wie er feldft nach der Anmeldung feiner Nichtigfeits: 
befehwerde gar nicht mehr ernftlich zu bezweifeln ſcheint. Daß 
der Vertrag vom 6. März 1866, wodurch die Gütergemeinichaft 
zwifchen den Ehegatten K. aufgehoben wurbe, um giltig zu fein, 
der Zuftimmung eines Curators ihres Kindes bedurfte, wußte 
der Notar, weil er einen von ihm jelbft zu diefem Ende ver: 
pflichteten Eurator beizog; daß hiezu aud die Prüfung und 
Genehmigung der Obercuratel erforberlid, fei, konnte ihm nicht 
entgehen, weil c8 fich um das Aufgeben von Rechten eines Un: 
mündigen an liegenden Gütern handelte. Für dieſen Fall ift 
aber die Vorfchrift des oben angeführten Artikels, die betref- 
fende Urkunde dem Gerichte zur Prüfung und Beichlußfaflung 
vorzulegen, eine unbebingte; für die Zulaffung einer Ausnahme 
Tonnte nirgends ein haltbarer Grund aufgeftellt werben, diefer 
erite Vertrag Fam dem Tandgerichtlichen Hypothekenamte gar nicht 
vor Augen, die erfolgte Berichtigung des Beſitztitels im Hypo⸗ 
thefenbuche konnte daher auch nie in ben Betracht Tommen, bie 
obervormundſchaftliche Genehmigung zu vertreten.*) 

2. Was die dem befchulbigten Notar weiter zur Laft ge: 
legte Zuwiderhandlung gegen Art. 45 des Notariats:Gejeßes 
betrifft, jo hatte für's erſte das k. Appellationsgericht volle reis 
heit, deſſen vorfchriftswidriges Verfahren unter dem Gefichte- 
punkte des erften oder des zweiten Abjates jener Gejeßesitelle 
zu würdigen, weil babei immer biejelbe Handlung in Frage 
blieb und die zwei Fälle, welche jener Artikel vorfieht, in einer 


®) vergleiche oben Seite 175, 176, 
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Vernachlaͤfſigung des pflichtmäßigen Strebens nach firenger Ge⸗ 
ſetzlichkeit und durchgreifenter Wirkſamkeit, wie ſolche beabfichs 
tigt war, bei der Aufnahme notarieller Verhandlungen als letztem 
Zielpunkte zuſammentreffen. Es iſt daher völlig unerheblich, daß 
der Rotar wegen Zuwiderhandlung gegen Abſ. II des Art. 45 
des Notariats⸗Geſetzes zur mündlichen Verhandlung verwieſen 
und in I. Inſtanz ſchuldig befunden, von dem k. Appellations⸗ 
gerichte aber anf feine eigene Berufung vorzugsweije wegen 
eines Verſtoßes gegen den erften Abſatz vesjelben Artikels und 
nur nebenbei aud. gegen ben zweiten für firafmürbig erklärt 
wurde, 

3. Die beiden Verträge vom 6. März 1866 zwijchen ben 
Ehegatten K. enthalten aber beinahe auf jedem Schritt Ver⸗ 
fehlungen gegen den Art. 45 des Not.Geſ. im Ganzen und 
gegen jeden Abſatz besfelben im Beſonderen. Beide Verhand⸗ 
ungen Tiegen die Abficht der Betheiligten unerjchöpft, welche 
ſchon an ſich eine unreblicde war, wie auch der bald darauf 
eingetretene Erfolg bereits theilweije zeigte, und fie fanden mit 
den Gefegen in offenen Wiberfpruche, weil die Erforberniffe 
der Aufhebung einer in Folge der Vererbung durch Kinder 
begründeten ehelichen Gütergemeinfchaft, wenn fie auch ohne 
Grunbtheilung vor ſich gehen kann, bei dem Bermifjen einer 
regelmäßigen Vertretung des minderjährigen Kindes jener Ehe 
nicht vorlagen. Der Güterabtretungsvertrag war überdies mit 
einem auffallenden Berftoße gegen die vechtliche und fittliche 
Ordnung des Gefchäftslebens, gegen Treue und guten Glauben 
behaftet, weil er zum Zwecke ber argliftigen Verkürzung eines 
Släubigers des K. abgefchloffen wurde, wie beide Vorinftanzen 
genügend feitgeftellt haben. 

4. Nach dem Ausfpruche bes k. Appellationsgerichts lagen 
insbefondere ſchon bei Errichtung jener Verträge für einen auf: 
merlfamen Gejchäftsmann, der ein Notar immer fein muß, ges 
nugjane Anzeigen ihres betrüglichen Charakters vor; das blinde 
Eingehen anf ihre Verlautbarung wurde daher als ein nicht 
entjchulbbarer Fehltritt des Notars gekennzeichnet. In der That 
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bat er dieſes auch ſelbſt zugegeben, weil er nicht blos feine Be⸗ 
denken über das Gewicht und den Erfolg ver Verträge ben Be⸗ 
theiligten mitgetbeilt haben wi, ohne jeboch, wie er Tonnte nub 
ſollte, um bamit Glauben zu finden, von ihrem Bcharren bei 
der kundgegebenen Abficht in der Urkunde eine Meldung zu 
thun, 2. auch in der vorläufigen Berantwortung vom 
3. April If. 38. anführt, er ſelbſt würbe als Richter biefe vers 
bängnigvollen Verträge igmorirt, die Intervention abgewieſen 
und die Grundſtücke als Exekutionsobjekt gepackt haben.) 

5. Mit gutem Grunde find überdies beive Borinftanzen 
in ihrer Beurtbeilung von der Annahme ausgegangen, daß den 
Notaren die Pflicht obliege, auf die Rechtsgeſchäfte, welche fie 
aufzunehmen erjucht werden, ein wachfames Auge zu heften und 
nicht blos alsdann, wenn fie aus dem nicht leicht entgegen 
kommenden Zugeſtändniſſe der Betheiligten erfahren, daß ein 
unlanterer Handel im Spiele fei, jondern auch ſchon in dem 
Falle ihren Dienft zu verweigern, wenn fie die unter der Dede 
unterjchleichenden gefährlichen Umtriebe aus den Thatjachen und 
Umftänden des Falles mit Verläfligfeit abnehmen oder wenig: 
ftens Leicht zu entveden im Stande find. Im vorliegenden 
Falle fprach ſich ſchon das k. Bezirksgericht dahin aus, das 
Weſen des zweiten Vertrages ſei unjchwer zu erfennen geweien; 
ſollte ſich der bejchuldigte Notar vielleicht der Mühe überhoben 
geglaubt haben, jein Nachdenken über einen ſo blos Tiegenden 
Zufammenhang der Dinge, wie foldye die beiden Voriuſianzen 
binlänglicy bezeichnet haben, zu verbreiten, fo hätte er fich eine 
mit Nichts entſchuldbare Nachläffigkeit vorzuwerfen. Denn es 
fteht außer Zweifel, daß auch das Berfäumniß der fchuldigen 
Aufmerkſamkeit, wozu den Notar Schon fein Dienfteid verpflichtet, 


*) Der Notar if, nicht verpflichtet, feine Belehrung nad Art. 45 
in der Urkunde nieberzulegen, bas beweist nicht blos der Wortlaut bes 
Geſetzes, fondern namentlih auch bie S. 328 angezogene Stelle; hat der 
Notar die Detheiligten belehrt, und die muß angenommen werben, fo if 
er gegenüber Ab. 1 firaffrei, nur gegen Abſ. 2 ſchützt keine — wenn aud 
in ber Urkunde conftatirte — Belehrung. 
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feine bisciplinäre Verautwortlichleit berbeizieht, unb daß ein 
Notar, welcher ſich Teichtjinnig und ohne Prüfung der Aufnahme 
von Verträgen hingibt, die den, Gejeßen widerſprechen, ſich nicht 
darauf fügen Tann, der vorwaltende Verſtoß gegen Necht und 
jittliche Ordnung ſei feinem Scharfblide entgangen. 

6. Tas das Vorhaben der Ehegatten K. nicht unter bie 
Nepreilion der Strafgefege über den Betrug fiel, ift nicht von 
Belang, auch die civilrechtlicdye Arglift, dolas malus genannt, 
womit die echte der Gläubiger verkürzt werden, bietet ein zus 
veichendes Element dar, um die Geſetzlichkeit unb bie Ehren⸗ 
baftigfeit des Verkehrs für durchbrochen zu halten, wie die 
daran gelnüpfte Resciſſionsklage bewährt. 

7. Den bisherigen Bemerkungen zufolge hat das k. Ap⸗ 
pellationsgericht auf die von ihm fefigeftellten Tchatjachen den 
Art. 115 des Notariats-Geſetzes richtig in Anwendung ges 
bracht. Die nah allen Richtungen hin ungegrünbete Nichtigs 
feitSbefchiwerde war baber zu verwerfen und ver Notar nach 
Art. 139 des Notariatss Gefches in die dadurch veranlaßten 
Koften zu verurtbeilen. 


Aphorismen über das Motariat und die Reformen des 
bayerifchen Wotariatsgefetes und des Civilrechts (bayer. 
Sandredts). 

Bon Herrn Dr. F. Bauricdl, k. Notar in Nabburg. 
(Fortfegung.) 

Das bayer. L.R., ein Meifterwert feiner Zeit, bat von 
feinem Berfaffer, Frhr. von Kreittmayr, als Beigabe die befannten 
Anmerkungen, einen Schab von großer Gelehrſamkeit, erhalten. 
Diejes Geſetzbuch, in feiner fyftematifhen Anordnung ausge⸗ 
zeichnet, ”) wird in diejer Beziehung von den preuß. L.R., wel: 


22) Das bayer. ER. bat mehr, wie alle vorhandenen Geſetzbücher bie 
Seftalt eines Lehrbuches ber Rechtswiſſenſchaft. Conſ. Mühlenbruch in ber 
Fortfegung des Glück'ſchen Pandekten⸗Commentars Bd. XXXVIH ©. 21. 
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ches in feinen Beftimmungen häufig in eine Caſuiſtik übergeht, 
und in vielen Fällen nicht befriedigt, keineswegs überragt. 

Das bayer. ER. ift bekanntlich vorzugsweife auf das R.R. 
bafirt, welch’ Lebteres für die moderne Jurisprubenz immerbin 
eine werthvolle Quelle bleiben wird. Unfere heutige juriftifche 
Bildung haben wir, wie Gerber in der Vorrede zu feinem deut- 
Shen Privatredhte (Aufl. IX. 1867) S. 17 und 22 bemerkt, als 
ben fchönjten Gewinn der Aufnahme des AR. anzufehen, und 
fein Denkender wird die Bebeutjamkeit des R.R. für das deutſche 
Bolt verkennen.“) Mit vollfter Berechtigung hebt auch Puchta 
in feinen Borlefungen über das Heutige R.R. (Aufl. V.) Einl. 
©. 19 hervor, daß in unzähligen zweifelhaften Punkten ver 
Richter fi) durch den Rechtsverſtand der Römer leiten zu laffen 
babe, und nur die alleräußerfte Unwiſſenheit glauben koͤnne, 
dag mit ber Aufhebung feiner gefeglichen Autorität das R.R 
aufgehört Habe von practiichem Gebrauche zu fein. 

Es fehlt indeflen nicht an Gegnern, welche vom germanis 
ftifchen Standpunfte aus die völlige Ausicheibung des RR. an- 
fteeben, und in ihrem Eifer jo weit geben, au ſchon Tängft 
antiquirte deutjche Nechtsinftitute uns wieder aufbringen zu 
wollen.) Allein wenn wir aud zugeben müflen, daß viele 
Beſtimmungen bes R.R., welche nur in der römifchen Staats: 
verfaffung wurzeln, jowie auf eigenthümlichen, uns fremd ge« 
blicbenen Einrichtungen, Anfichten und Bolksfitten beruhen, zu 
deren Anwendung bei und die Borausfeßungen ganz fehlen, ober 
dieſe, wenn fie auch thatjächlich noc, vorfämen, doch die ihnen 
von RR. beigelegte Bedeutung nicht mehr haben, und überhaupt 
auf unfere jocialen Verbältnifje nicht paffen, — außer Geltung 
zu bringen find,?*) jo können wir gleichwohl im Ernſte, troß 
aller Pietät für unfer deutſches Wefen, nicht verlangen, daß bie 


*) Conf. auch Eintenis praft. gemeines Eivilrecht Bb. I S. 26 in 
nolis Nro. 15. Savigny Syſtem bes heutigen Römifchen Rechts Bd. 1 
Vorrede S. 30 u. 31, dann Kap. III $ 21 (S. 101—105). 

) Deutſche Vierteljahrs:Schrift pro 1845 Heft 3 S. 221. 

*) Sintenis I. c. S. 17. 
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aus dem RR. bei und in suocum et sanguinem übergegangenen 
Rechtsprincipien und Nechtsinftitute befeitigt, und an deren 
Stelle deutſche Rechtsinftitute, welche mit unferen damaligen 
Berhältniffen nicht mehr im Einklange ftehen, und fich bericht 
haben, wieder in’s Leben gerufen werben. ?’) Die Geſetze tragen 
ben Stempel ihres Zeitakters, für welches fie durch ihre Ans 
wendung gelten follen. Je nachdem ſich im Berlaufe der Zeit 
die ftantlichen und ſocialen Verhältniſſe ändern, haben fie auf 
dem Üechtögebiete nothwendiger Weile Umgeftaltungen im Ges 
folge, welche die legislatoriſche Thätigkeit erheiſchen. 

Deshalb Tann auch das bayer. UR., feit deſſen Erſcheinen 
(1756) unjere fociafen VBerhältnifie eine bedeutende Umgeftaltung 
erlitten haben, und die Rechtsauſchauungen in vielfacher Bezieh: 
ung andere geworben find, der Reform nicht entgehen, und es 
ift das desfallfige Beduͤrfniß eine anerkannte Sadıe. 

Bereits find im Landtagsabjchiche vom 10. Nov. 1861 
Abſch. HL $. 28 mehrere Beitimmungen des Civilrechts, als nicht 
mehr zeitgemäß, abgeändert worden. Gleichwohl beftchen aber 
immer nod) mehrere auderweite civilrechtliche VBorfchriften, welche 


7) Wie im materiellen Rechte d. I. im Civilrechte veraltete deutſche 
Rechtsinſtitute bervorgeholt werden wollen, jo will man aud im civils 
prozefjualen Verfahren auf eine Proccdur zurüdgreifen, welche nicht mehr 
an der Zeit if. Es ift dieſes das Schöffengeriht. Namentlich in der 
dentfchen Vierteliahrs-Schrift pro 1842 Heft 4 ©. 247, und noch ausführ⸗ 
licher in einer im Archive für civiliftifche Praris Bd. 46 (Jahrg. 1863) 
©. 125 bis 162 enthaltenen Abhandlung wirb die Einführung des Schöf⸗ 
fengerihts im Givilprozefje bevorwortet,. Der beefaffigen Nusführung wird 
jeboh in demjelben Arhive Bd. 46 S. 335 bis 359 mit Entjchiebenheit 
entyjegengetreten, and bemerkt, daß die Bildungs und Geſitlungszuſtände 
bes beutichen Volkes Heutzutage andere fein, als in jenen nrfprünglichen 
Zeiten, da bie fchlichten Männer aus bemfelben zu Gericht faßen und bas 
Necht fanden, daß bei dem täglich im großartigen Maßftabe ſich entwickelnden 
Verkehre, und bem bieburch bedingten, ſtets anfchiwellenben Reichthume von 
geſetzlichen Beſtimmungen und neuern Redtsinftiituten den Gerichtsbeiſitzern 
jedenfalls im Gebiete des Civilrechts die Befähigung abgehe, über Rechts⸗ 
fragen zu entſcheiden, und daß fie auch darum unfähig ſeien, wahre Schöfs 
fendienfte zu verſehen. 


S 
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nicht minder einer Befeitigumg bebürfen. Zwar ift uns ein all 
gemeines Civilgeſetzbuch in Ausficht geftellt, wodurd nicht nur 
ſämmtliche veraltete civilrechtliche Beſtimmungen unferes bayer. 
ER., jondern andy bie befanntlich in jo großer Anzahl vorhande- 
nen Partikularrechte außer Wirkjamkeit treten werben; allein 
bis dieſes fchon feit fait einem halben Jahrhundert verheißene 
Eivilgejeßbuch, von welchem erſt der Entwurf des Obligationen: 
und bes Eachenrechtes — einer Rechtsmaterie, welche gegenüber 
von anderen Rechtsinftituten, wie namentlich dem Erbrechte, die 
mindere Schwierigkeit bietet — erjchienen ift, in's Dafein ges 
langen wird, Tann dermal nody gar nicht abgejehen werden. Ein 
bringendes Gebot ber Nothwenbigfeit dürfte es deshalb jein, 
Solche civilrechtliche Beftimmungen, ‚welche unjerem dermaligen 
jocialen Standpunkte nicht mehr entjprechen, und in bie jocialen 
Berhältniffe tief eingreifen, fofort im Wege ber fragmentarischen 
Sefeßgebung aufzuheben. Das Gebiet der deßfallſigen civilrecht⸗ 
lichen Beitimmungen ift ziemlich umfangreich; hier ift ſich jedoch 
nur die Aufgabe geftellt, blos einige dieſer Beſtimmungen, welche 
zunächſt mit der freiwilligen Gerichtsbarkeit zufamuıenhängen 
nnd in das Bercih des Notarintes einjchlagen, hervorzuheben. 

I. In erfter Reihe glauben wir, die Beftimmungen des 
bayer. ER, über die NRedtsverhältniffe unehelicher Kinder in 
Beziehung auf die Erbrechte als unferen dermaligen focialen 
Berhältniffen wicht mehr entjprechend, ſohin als abfällig be— 
zeichnen zu ſollen. Tas bayer. IR. Tb. IN. Cap. II. $. 13 
verordnet namlich: 

a) sub Nr. 1, daß der Vater feine unehelichen Kinder, 
welche nicht Tegitimirt find, weiter nicht als in dem bloßen Unter: 
halte, bis fie ich gleichwohl ſelbſt ernähren können, als Erben 
einſetzen könne, es fei denn, daß er weber in aufs noch ab- 
fteigender oder CoWateral:Linie einen Befreundten mehr habe. 
(Dabei wird sub Nr. 2 1. c. ein Unterfchied zwiſchen Tegitie 
mirten und nicht Tegitimirten unehelichen Kindern gemacht, und 
jenen zufammen mit ihrer Mutter nur eine Inftitution auf ben 
zwölften Theil des Nachlaffes zugeftanden.) 
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b) sub Nr. 3, daß die Mutter ihre unehelichen Kinder, 
weldye nicht legitimirt find, ebenfalls nicht weiter, als in dem 
Unterhalt inftituiren Tönne, ausgenommen, wenn kein anderer 
Erbe in aufs oder abfteigender Linie vorhanden ift. 

0) sub Nr. 6, daß ſich al’ obiger nicht nur von der Erbs« 
einfegung, ſondern auch von anderen lestwilligen Dispofitionen 
wie nicht weniger von Schenfungen unter Lebendigen verjiche, 
inmaßen den Eltern die Hände ebenfalls in obigem Maße ges 
bunden find. *) 

Die unehelichen Kinder werben nad) dem bayer. L.R. TH. 1. 
Cap. 3. 6. 3 und Anmerkungen hiezu Nr. 6 (Conf. auch Ans 
merkungen zu Th. II. Cap. 3 $. 14 Nr. 3 und Tb. V. Cap. 
29 8. 2 lit. c.) zu den bemakelten Perfonen gerechnet, unb nad) 
Kr. 3. $. 141. c. werden Brüder und Schweltern des Erblaflerd 
ansnahmsweife in dem Falle ale Notherben betrachtet, wenn 
eine ehrlofe oder bemafelte Perſon inftitwirt wird. Auf den 
Grund diefer geſetzlichen Beſtimmungen wurde die Frage ventilirt: 

a. ob nad) dem bayer. V. R. uneheliche Kinder mit Weber: 
gehung der ehelichen Gejchwilter des Teftators als Erben einges 
jet werden koͤnnen, und 

b. ob insbejondere der natürliche Vater feine außerehelichen 
Kinder mit Umgehung feiner Gejchwifter als Erben zu infti- 
tniren berechtigt ſei? — Dieſe Frage ift in ihrer erjten Bezich- 
ung zufolge eines in den Blättern für Rechtsanwendung von 
Seuffert Bo. VIE S. 27—30 mitgetheilten oberjtrichterlichen 
Erlenntnifjes vom 24. November 1840 verneint, und dieſe Ent: 
ſcheidung damit motivirt worden, daß uneheliche Kinder als mit 


») Die unehelichen Kinder find demnach auch In der Succefilon in 
ben Nachlaß ihrer Mutter bei einer Concurrenz mit ehelichen Kindern aus: 
geichlofien, und auch die Erbfchaft in dem Nachlaſſe des mätterlihen Groß: 
vaters und der mütterlichen Großmutter ift durch bas Abfein einer ehelichen 
Deicenbenz bedingt. 

(L2R. TH. I Cap. 12 $ 2 Nr. 11 und Anmerkungen biezu Bd. II 
©. 943.) 

Conf. auch von GSäßler Frauenrecht (Ausg. II) S. 108 u. 126. 
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einer levis notae macula behaftetete Perfonen als Erben nicht 
inftituirt werden Tönnen. Seuffert ift aber ſofort S. 30 und 
31 1. c. dieſer Rechtſprechung entgegengetreten, von der Anficht 
ausgehend, daß die Frage, ob unchelihe Kinder zu den bema⸗ 
kelten Perfonen gehören, — nicht aus dem Standpunkte des vori- 
gen Sahrhunderts, ſondern aus dem der Gegenwart zu beants 
worten, und hiernach bei den dermaligen Vollsanfichten zu vers 
neinen ſei. 

In den BL. f. RN. Bo. XI. Ergänzungs-Blätter S. 17 
His 27 ift indeffen noch ein anderweites Erkenntniß des Ober- 
appellationsgerichts vom 3. März 1825 mitgetheilt worden, wels 
ches — um 15 Jahre früher — dieſelbe Frage eingehend bes 
handelt, und mit den trifftigften und überzeugendften Gründen 
verneinendb beantwortet hat. 

Nachhin ift diefe Streitfrage durch einen Plenarbeſchluß 
des oberiten Gerichtshofes vom 30. Mai 1851?) entſchieden, 
die vorhin beregte Anficht darin als die vichtige anerfaunt, und 
ausgeiprochen worden, daß unter der Herrfchaft das Bayer. IM. 
anpereheliche Kinder nicht für bemakelte Perſonen mit der Wirks 
ung zu halten fein, daß nad Th. II. Cap. 3 $. 14 Nr. 3 
den Brüdern und Schweſtern desjenigen, der fie zu Erben ein- 
gefeßt hat, die Nechte der Notherben zuftehen. 

Nach diefer Entſcheidung ift als feititehend angenommen 
worden, daß, wenn aud) die Beitimmungen des bayer. ER. 
über die levis notae macula in Bezug auf außereheliche Kinder 
nicht expressis verbis durch ein Geſetz aufgehoben worden find, 
dennoch dieſe Beftinnmungen bei unſeren bermaligen herrſcheuden 
Anfichten außer Anwendung zu kommen baben. 

(Foriſetzung folgt.) 


”) Reg. Bl. von 1851 Nr. 30 S. 657—663 und Sammlung ber 
oberfirichterlichen Plenarbeſchlüſſe in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten Bd. I 
©. 267-270. 
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Erweiterung des Penfionsvereins der Motare. 

Der Venfionsverein der Notare rechts des Rheines hat 
fih, nachdem ihm die überwiegende Mehrheit aller Notare der 
dießfeitigen SKreife beigetreten war, für conftituirt erklärt und 
feine Thätigkeit bereits begonnen. Schon am 15. Juni 1867 
hatte Herr Notar A. Schlichthörle in München, der mit großen 
perfönlichen Opfern und mit dem dankenswertheſten Erfolge an 
beim Aufbaue des Vereins, insbefondere aber an ber Feſtſtellung 
der Vereinsfagungen hervorragenden Antheil nahm, bei ber Nos 
tariat3fammer von Oberbayern den Band IV S. 237 dieſer 
Zeitichrift abgedruckten, die Ermöglichung des Beitritts der 
Notariatögehilfen bezielenden Antrag geftellt, die Kammer erhob 
biefen Antrag am 1. Juli 1867 zum Beichluffe und theilte ihn 
den übrigen Kammern mit, allein bis jeßt trafen nur zwei ab⸗ 
lehnende Antworten cin, während die übrigen vier Kammern 
überhaupt nicht antworteten. 

Die Sache droht ſomit im Sande zu verlaufen und es 
bedarf zweifellos einer neuen Anregung, um mindeſtens die nö> 
thigen Borarbeiten wieder in Gang zu bringen, was nur durch 
die Notare gejchehen Tann, weil die Gehilfen weder organifirt 
noch fogar in ihrer fraglichen Eigenichaft bei den Kammern oder 
bei dem Penfionsvereine beglaubigt find. Wem es um die Sache 
wirklich zu thun ift, dem wirb es zuletzt nicht ſchwer fallen, ſich 
einer nabeliegenden Vermittlung zu bebienen; namentlich die 
Notariatsgehilfen Können fi unmaßgeblichſt faum für zurüds 
gelegt oder bevormundet halten, wenn der Amtsoorftand ihre 
Beitrittserflärung zum Benfionsvereine oder den Wunſch, beis 
treten zu dürfen, einbefördert, weil fie ſich ja auch in allen übris 
gen Dingen feiner größeren Selbftftändigfeit erfreuen. 

Aber die Gehilfen felbft müfjen doch irgend ein Lebens⸗ 
zeichen von fich geben, müfjen mindeftens den Wunfch erfenns 
bar machen und bewirken, daß die Notare für fie eintreten, ſo⸗ 
ferne fie von der Fruchtbarkeit des Unternehmens überzeugt find 
und mit der Mehrheit der Notare den PBenfionsverein für eine 
Segnung halten; denn diejenigen, welche ber gegentheiligen 
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Ueberzeugung leben ober ſich gar Keine Meinung bilden wollen, 
jind ohnedieß nicht bejchwert, wenn ihnen der Beitritt unmög- 
lich ift. 

Wer für den Verein ftimmt, muß fi von felbft Mar 
fein, daß defjen Leiftungsfähigkeit von ber Theilnahme abhängt, 
daß fi die Gefahr für das Ganze in dem Maße mindert, als 
fie auf eine größere Anzahl der Gefahrtragenden vertheilt wirb 
und daß das Flein Begonnene nur dann wachlen und geveihen 
fann, wenn die natürlichen Zuflüffe gehegt und erweitert were 
ben, insbefondere, wenn ſich der natürliche Abflug nicht vers 
ringern läßt. Der natürliche Zufluß muß aber gewiß in jenen 
Gehilfen gefucht werben, welche ſich bleibend dem Notariate wid- 
men wollen. Da diefer Wille an fich nicht vermuthet werben 
oder fih wieder Ändern kann und da die Zwedmäßigfeit des 
Bereins immerhin von Mebreren bezweifelt wird, bedarf es einer 
beftimmten ausbrüdlichen Erklärung jedes Einzelnen, mit an⸗ 
bern Worten: der Beitritt wird jedem Einzelnen freiftehen, aber 
ein Zwang zum allgemeinen Beitritte, wie er für die Notare 
durch Art. 144 des Not. Geſ. vorbehalten und nunmehr ftatuirt 
wurde, läßt fih in Anfehung der Gehilfen ſchon deßhalb nicht 
rechtfertigen, weil die zeitliche Beſchäftigung noch Teinen zwingents 
den Schluß auf den bleibenden Willen geitattet. 

Das einzige bis jet gehörte Bedenken gegen den Beitritt 
der Gchilfen und bezichungsweife jener Gehilfen, welche in dem 
Penjionsvereine mit Herrn Notar U. Schlichthörle eine Wohls 
that für den ganzen Stand erbliden, ftüßt ſich auf einige nöthig 
werdende Aeuderungen an ben Gejellichaftsfagungen; diefe Aender⸗ 
ungen berühren aber zumeift nur die Faſſung, nicht ben eigent- 
lichen Gehalt der Satzungen und es iſt jedenfalls bemerkens⸗ 
werth, daß fie gerade der Hauptredacteur der Sakungen jo 
wenig fürchtet, daß er und Niemand anderer den dieje Aender⸗ 
ungen bedingenden Antrag auf die Füße gebracht hat. Der 
weitere mögliche Einwand, die Betheiligung der Gehilfen werde 
eine jehr geringe werben, weil das Disciplinarwejen keinen feiten 
Entſchluß aufkommen laſſe, fi) dauernd dem Notariate zu wid⸗ 
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men, würde ſchwerer zu widerlegen fein; Har bleibt aber, daß 
gar Fein Zugang noch geringer ift, als ein nod jo ſchwacher. 

Die Notariatsgehilfen, welche ven Beitritt zu dem Penſiono⸗ 
vereine wünschen, koͤnnen fi) gewiß ebenjo gut in Gruppen an 
einen der Sache günftig geitimmten Notar wenden, der nament⸗ 
lich and dahin wirft, daß die betreffende Notariatsfammer 
thätig wird; daß fi) jeder gerade von feinem Amtsvorſtande 
vertreten laſſen müßte, der vielleicht gegen den Beitritt der Ge⸗ 
hilfen ſtimmt, ift weber aus dem Antrage, noch aus den bis⸗ 
herigen Beichlüffen erfichtlich; defto Teichter Fünnen die Gehilfen 
an dem Ausbaue des Bereincs mitarbeiten, deito gewifler trifft 
fie, und nur fie mit vollem Nechte der mögliche Tadel, falls der 
Anſchluß der Gehilfen an den Penfionsverein nicht zu Stande käme. 


Motizen. 

Nach oberſtrichterlichem Erfenntniffe vom 13. Mat 1867 
(BB. f. R.A. B XXX. ©. 332) kann die Nebenbeftimmung 
ber Haftung des Cedenten für die Eiubringlichkeit einer cebirten 
Hypothefenforderung nad) Errichtung der Niotariatsurfunde über 
den Seffionsvertrag in jeder Form giltig vereinbart werben, weil 
hiedurch der notariell verlautbarte Vertrag bezüglich feiner aus: 
drüdlichen Beitimmungen weder aufgehoben, noch geändert wird; 
die Nebenbeftimmung ift aber rechtsungiltig, wenn fie vor ober 
neben der Notariatsurkunde, wicht im dicjer felbft eingegangen 
wurde. 


Entſchädigungsklagen gegen Hypothekenſchätzer ſetzen nad 
oberſtrichterlichem Erkenntniſſe vom 29. März 1867 (Bl. f. RA. 
B. XXXII. S. 336) die Vorausklagung des Hauptſchuldners voraus, 


In der Sitzung der Abgeordnetenkammer vom 12. Novbr. 
1867 wurde beſchloſſen, die Eingabe der pfälzer Notare — es 
wolle den Kammern ein den B. III. S. 145, B. IV. S. 33 
mitgetheilten Vorjchlägen entſprechenden Geſetzentwurf vorgelegt 


! 
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werden — der Staatsregierung zu geeigneter Würbigung zu 
empfehlen; bezüglich der Privilegien und Hypotheken wirb die 
Regierung noch dem dermalig verfammelten Landtage einen Geſetz⸗ 
entwurf vorlegen, der vorausfichtlich weiter geht, als die desfall⸗ 
figen Vorfchläge der Notare. 


Der gemeinfundige Eifer in Anfammlung aller und jeder 
Wahrnehmungen, weldhe gegen irgend einen Notar fchlechtes 
Licht zu werfen geeignet fcheinen, ließ das Gerücht laut werben, 
e8 werde an einem die Aufhebung des Notariatd bezielenden 
Geſetzentwurfe gearbeitet. Diejes Gerücht ift allerdings unbe⸗ 
gründet und in aller Form dementirt worden, gleichwohl bleibt 
es bezeichnend, daß man es befhalb gerne glaubte, weil es Vieles 
zu erklären ſchien. 


In dem eben jett dem Landtage vorliegenden Entwurfe 
des Geſetzes über den Verwaltungsgerichtshof wird vorgefchlagen, 
daß dieſer Gerichtshof auch zur Verbeicheidung der Fragen über 
Tax⸗ und Stempelpflicht zuftändig fein folle; auf dieſe Weife 
würde in dieſen das Notariat jo nahe berührenden Fragen bie 
längit gewünschte Einheit der Entſcheidungen angebahnt. 


Bienflesnachrichten. 

Der k. Notar Dr. Johann Geßner in Kronach wurbe 
auf Anfucden nach Bamberg verſetzt; der k. Notar Friedrid 
Wilhelm Adolph Wagner in DIENEN it am 14. No: 
vember 1867 geftorben. 
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Aphorismen über das Motarint und die Reformen des 
bayerifchen Motarintegefebes und des Civilrechts (bayer. 
Sandredts). 

Bon Herrn Dr. F. Baurichl, k. Notar in Nabburg. 
($orifegung.) 

Dagegen fcheint aber über die concrete Frage in ihrer 
zweiten Beziehung, nämlich darüber, ob auch der natürliche Vater 
feine außerehelichen Kinder mit Umgehung feiner Geſchwiſter 
als Erben einjegen konne,“) in der Rechtſprechung des oberften 


”) Die Frage in diefer Beziehung ift nänilich burch ben oberftrichters 
lichen Plenarbeſchluß vom 30. Mat 1851 noch nicht gelöft worben; benn 
in bemjelben if blos die concrete Frage in ihrer erfien Richtung entſchie⸗ 
den worben, bie Frage in der zweiten Richtung If aber ganz unberührt ges 

23 





354 Aphorismen Über due Notariat. 


Gerichtshofes eine conftante Praris ſich gebildet zu haben, ba 
in allen weiteren bisher in die Deffentlichfeit gelangten oberft« 
richterlihen Entſcheidungen die erwähnte Auffaffung adoptirt, 
und fohin ein Teftament als anfechtbar ertlärt worden ift, wenn 
darin den Gejchwiltern des nafürlichen Vaters der Pflichttheil 
nicht gewahrt wir.) Wie num durchaus nicht zu werfennen 
ift, ftehen die angezogenen Beftimmungen unferes ER. offen- 
bar mit unferen bermaligen focialen Verhältniffen und dem der 
maligen Zeitgeifte, ſowie mit unſeren ſtaatsrechtlichen Inſtitu— 


blieben. Die Entſcheidungsgründe heben auch, um einem Mißverſtändniſſe 
vorzubeugen, dieſes ausdrücklich hervor, und ſprechen ſich sub Nr. 5 wört⸗ 
lich dahin aus: 

„In anderen Beziehungen find hiedurch die Ausnahmsgeſetze für 
außerehelih geborne Perfonen noch keineswegs für befeitigt ober erlofchen 
erklärt. Nur infomwelt eine gefeßliche Vorſchrift ſich um ben alten Begriff 
"von Anrüchigkeit drehte, und ein früheres dem Wechjel unterworfenes Bor: 
urtheil auch die außereheliche Geburt in bdiefen Bereich zog, infoferne es 
daher im Sinne und Geifte der Gefebe felbft Tag, die VBeurtheilung der 
Gerichte in der Anwendung eincs thatfächlichen Begriffes auf dasjenige hin⸗ 
zuweifen, was zeitgemäß jet, mußte bier eine Veränderung ber Rechtszuſtände 
und Folgen feit dem Erjcheinen des bayerifchen Landrechtes von 1756 mit 
Sicherheit angenommen und daher die fireitig gewordene Frage in der oben 
gegebenen Weiſe entfihieben werden.” 

1) Blätter für Rechtsanwendung Bd. XXJV ©. 364-367, Bd. XXVII 
©. 304 und Bd. XVII ©. 63 und 329. In dem an Ietier Stelle mit: 
geibeilten oberftrichterlichen Erfenntnifje ift der Fall behandelt worden, in 
weldem ber Großvater den außerehelihen Kindern feines Sohnes burd Ber: 
trag mit Letzterem eine Summe von 600 fl. als Batergut zugewendet 
bat, und biefe Zuwenbung ift, weil fie bie Eigenfchaft eines förmlichen Erb: 
‚theiles hatte, und bie Kinder, ganz abgejehen von ber eigenen Erwerbs- und 
Unterbaltsfähigfeit, als bleibendes Vermögen erhalten follten, für unftatthaft 
erflärt worben. Dagegen iſt bie in einem fpätern Vertrage auf 200 fi. 
reducirte Zuwendung, bei welcher von einem Batergute feine Rede mehr, 
fondern ausbrüdtih beflimmt war, daß den außerehelichen Enkeln viele 
200 fl. bei ihrer Verforgung oder fonft obrigkeitlich erfannter Nothdurft 
gezahlt werden folten, für zuläſſig erachtet worben, weil beibe angegebene 
Zwede (Sicherfiellung der Verforgung und Unterfiügung im Nothfalle) ganz 
dem Begriffe und Umfange einer Alimentation angemeſſen find, 
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tionen?) im grellen Widerſpruche. Die außerehelihe Geburt if 
jeßt nicht ınehr ein Ausfchliegungsgrund von irgend einem Staats- 
und Gemeindeamte oder bürgerlichen Gewerbe, die perjünliche 
Befähigung allein ift hiefür die entſcheidende Vorbebingung, 
und das Vorurtheil de vorigen Jahrhunderts ift Tangft über: 
wunden. Die fraglichen Beftimmungen unjeres L.R., an welchen 
in der Rechtiprechung der Gerichte in der erwähnten Weiſe feft- 
gehalten wird, involviren auf dem Gebiete des Civilrechts zweifel- 
los aufjallende Härten, deren Befeitigung nicht länger vorbe: 
halten werden dürfte, wenn man diefer Klaffe von Staatsbürgern 
gerecht werben, und fie nicht fernerhin Nachtheilen ausſetzen will. 


Die Gefeßgebungen anderer Staaten, von einem [pätern 
Datum als unfer ER. find ſchon von einem milderen Geifte 
bejeelt, und inébeſondere räumen jowohl das öfterreichifche bürger- 
liche Geſetzbuch vom 1. Juni 1811 als auch das preuß. L.R. 
vom Jahr 1794 den unehelihen Kindern bie Fähigkeit ein, im 
Teftamente als Erben eingefeßt werden zu können, ohne daß 


2) Nah unferer Verfafſſungeurkunde Tit. IV $ 5 Tann jeder Bayer 
ohne Unterſchied zu allen Eivil:, Militärs und Kirhenämtern oder Pfründen 
gelangen; hiebei ift auf die Geburt — ob ehelich oder unehelich — Feine 
Nüdfiht genommen. Ein filius illegitiimus — welcher cin hohes Staats: 
amt befleiden kann — müßte, wenn er von feinem natürlichen Vater zum 
Erben eingefegt würde, fih nah unſerm L.R. aber von den Geſchwiſtern 
des Teftators den Vorwurf gefallen lajfen, daß ihm dic testamenti faclio 
passiva gebreche, welcher fih doch jeder Proletarier — wo er nur ehelid 
geboren ift — zu erfreuen bat. 

Zwar fan, mag man uns einwenden, die Legitimation per rescip- 
tum Principis erholt, und dadurch Nachtbeilen vorgebeugt werben, allein 
einerfeits ift das desfallfige Petitioniren an fih ſchon läſtig und mit Weis 
terungen verbunden, und anberjeitS werben durch biefe Legitimation noch 
keineswegs alle civilvechtlihen Folgen befeitigt (ER. TH. IU Rap. 3 $ 13 
Nr. 2 und 3). Nicht underädfichtigt darf auch gelaflen werben, daß dieſe 
civilrechtlichen Beſtimmungen nicht nur einen ungebührlihen Eingriff in 
die Vermögensdispofitionsrechte, ſondern auch eine ungerechtfertigte Bevor⸗ 
mundung, deren Feſſel man in ber Neuzeit doch allentbalben abzufchütteln 
ſucht, enthalten! 

23° 
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durch Präterition der Geſchwiſter des Teſtators das Teftament 
rejcindirt werden kann. ®) 

Das Sfterreichifche Geſetzbuch beſtimmt auch ausdrücklich, 
daß die bürgerliche Ehre einer Perſon durch die Eigenſchaft, als 
aus außerehelicher Geburt entſproſſen, keinen Abbruch erleide; — 
es haben zwar die unehelichen Kinder, wenn ſie nicht legitimirt 
find, auf die väterliche Erbſchaft kein geſetzliches Erbrecht, °*) 
mit Rückſicht auf die Mutter aber haben fie bei ber gefeglichen 
Erbfolge in das freie wererbliche Vermögen gleiche Rechte mit 
den ehelichen Kindern.) 

Nah dem preuß. L.R. haben die unchelichen Kinder unter 
gewiffen Borausfegungen, wenn näntlich Feine ehelichen Abkömm⸗ 
linge und auch Feine legtwillige Verfügung des Vaters vorhau⸗ 
den iſt, ein Erbrecht (auf den 6. Theil) in den Nachlaß des 
Baters anzuſprechen,“e) während fie in dem Nachlafje ver Mutter 
gleiches gejeßliches Erbrecht mit den ehelichen Kindern haben, 
wobei die Lebteren dasjenige zum Voraus zu erhalten haben, 
was die Mutter vom Vater biefer Kinder oder deſſen Aſcen— 
denten durch Verträge, lebtwillige Verordnungen oder gejeßliche 
Erbfolge überfommen bat.) Die Grenzen, welche dieſe beiden 


») Gett, bie Rechtsverhältniſſe aus der auferehelihen Geſchlechte⸗ 
gemeinschaft Aufl. I S. 333 u. 339. 

”) Gett l. c. ©. 325. 

*) Gett 1. c. S. 323 und 325. Defterr. Gefekbuh Th. II Haupt: 
ſtück XI $ 754. 

*) Preußiſches ER. TH. II Tit. I $ 652 im Zufanımenbange mit 
$ 581 —583. 

2) Pr. ER. J. c. F 656 und 657. Gett l. c. S. 339— 341. 

Nah dem RR. klebte den Kindern aus unehelicher Abkunft feine 
auf die bürgerlichen Verhältniſſe Einfluß äußernde Makel (levis notz ma- 
cula) an, unb auch bei den Älteren Deutſchen bat ſich ein derartiges Bor: 
urtheil nicht gebildet, erfi im Mittelalter ift daffelbe zur Geltung gelangt 
(Seit 1. c. ©. 225, 244 und 245). Allenthalben nimmt man aber jegt 
an, daß nad) gemeinem Mechte heutzutage unehelich Gchorne nicht mehr 
unter die mit einer levis nots macnla behajteten Perfonen zu rechnen feien, 
deren Einfepung als Erben bie übergangenen Geſchwiſter zur Inofficiofitäts: 
querel berechtigte (Senffert Pandeltenrecht (Aufl. ID 3b. II $ 652 in notis 
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Gefegbücher in Bezug auf die Rechte außerehelicher Kinder ents 
halten, dürften jebocdy immer noch zu enge erjcheinen, wenn man 
unjeren dermaligen focialen Verhältniffen Rechnung tragen will, 


Nr. 9. Seuffert Archiv für Entjheidbungen der oberftien Gerichte Bb. I 
Nr. 91 ©. 98. Seuffert BI. für RA. 3b. VII S. 304 und Bb. XVII 
©. 32. Holzſchuher Theorie und Caſuiſtik des gemeinen Cwilrechts Bd. I 
Abth. 16. 697 Nr, 8. Gett J. c. S. 245). 

Dagegen iſt die Frage ſehr beſtritten, ob gemeinrechtlich den unehe⸗ 
lichen Kindern an dem Nachlaſſe des Vaters ein Erbrecht auf den 6. Theil 
bes Vermögens deſſelben zuſtehe? — Sintenis, Civilrecht Bd. UI $ 165 
©. 345 und in notis Nr. 1 bejaht dieſe Frage (mit analoger Anwendung 
der Beflimmungen des R.R. über die Erbfolge ber Concubinenfinder) unter 
der Borausfegung, daß der natürliche Vater bie Frau, mit welcher er Kinder 
erzeugte, dazumal hätte ehelichen können, und er bie Kinder als die jeinigen 
anerkannt habe. Gett I, c. und Buſch, theoreliſch⸗prakliſche Darftellung der 
Rechte gefhwächter Fraucnsperfonen S. 398—412 halten ein besfallfiges 
Erbrecht der natürlichen Kinder, obwohl ſolches in der Praris gewöhnlich 
zugelajfen wird, vom gejeglihen Standpunkte aus für unftattbaft. In 
Seuffert’8 Archiv Bd. I Nr. 87 und 88, Bd. VIE Nr. 68 und Bd, X 
Nr. 64 werben Entiheidungen ber oberften deutſchen Gerichtshöfe mitgetheilt, 
welche bie bier in Rede begriffene Frage bejaben, dagegen kommen in dieſem 
Archive Bd. VI NT. 223 und Bd. VII Nr. 202 Entſcheidungen vor, welde 
fih gerade für das Gegentheil ausfprechen. In einem in den BI. für R.A. 
Bd. XIV S. 299 enthaltenen Erfenntniffe des bayer. Oberappellations: 
gerihts wird fih pro und in einem in Bb. XV ©. 349 und 350 1. c. 
mitgetbeilten Erfenntniffe beffelben Gerichtshofes wird fi contra ausge: 
ſprochen. 

Bei einem ſolchen Schwanken in der Praxis wie in der Theorie 
kann, wenn die concrete Frage im Prozeßwege zur Austragung kommt, 
Niemand das Reſultat des Prozeſſes vorherſehen, und da thut die Schaffung 
eines feſten Bodens durch die Legislatur noth! 

Daß den unehelichen Kindern in dem Nachlaſſe der Mutter und 
mütterlichen Verwandten ein Inteſtaterbrecht zuſtehe, — darüber iſt man 
in der Theorie und Praxis ziemlich einig; nur iſt das Erbrecht der ex 
damnato coitu procreati, nämlich der im Ehebruche (adulterini) und in 
blutfchänberifcher und daher in ungiltiger Ehe (incestuosi) Erzeugten flreis 
tig. Archiv 1. c. Bd. INT. 256 u. 257. Gett l. c. S. 258—260. Seuf⸗ 
fert Pandektenrecht F 555. 

Da nun aber, wie oben erwähnt, ber Gerichtspraxis zufolge nach 
ben Beflimmungen des bayer. L.R. uneheliche Kinder von ihrem natürlichen 
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und es iſt daher cine bebeutenbe Erweiterung biefer Grenzen 
Bei einer Reform der desfallſigen Beftimmungen des bayer. L.R. 
geboten. 

I. Ein nicht mehr zeitgemäßer juriftifcher Apparat find 
auch die weiblichen Nechtswohlthaten, das Senatus Consultum 
Vellejanum und bie authentica si qua mulier. Dieſe Rechtswohl⸗ 
thaten entſtammen nicht dem germanischen Rechte, jondern find 
mit dem R.R. in Deutichland eingewandert, wie denn überhaupt 


Bater und unter gewiſſen Umftänden auch von ber Mutter blos auf ben 
Unterhalt fegtwillig eingefekt werben können, fo tritt bie Frage heran, welche 
Rechtsfolgen entftehen: 

a) wenn bie außerehelidhen Kinder — unter PERSON, ber Ges 
ſchwiſter des Teſtators — als Erben allein, oder 

b) in Concurrenz mit anderen Perſonen als Miterben überhaupt, ober 

c) auf eine bejtimmte Sache (res certa) eingejeßt, oder mit einem 
Legate bedacht worden find? — 

Diefe Frage dürfte dahin zu beantworten fein: 

ad a) Gegen diefe Erbseinſetzung können die Notherben (Gefchwifter 
bes Teftators6) die querela nullitatis respect. inofliciosi testamenti erbeben, 
es tritt die Refcifiion des Teftamentes und in Folge deſſen bie Juteſtat⸗ 
erbfolge ein, wobei nur die Legate, im Falle der beigefügten Codicillar⸗ 
claufel, aufrecht bleiben. 

ER, Th. II Cap. III $ 24 Nr. 2 und 3 Anmerkungen biezu Nr. 6 
lit, a et b. Scuffert Pandektenrecht $ 663. 

ad b) Das Teftament kann gegen die anderen Miterben nicht ans 
gefochten werden (ESeuffert I. c. Nr. 2), fondern es iſt Icdiglich bezüglich 
bes unehelichen Kindes refcifibel, und es tritt der Notberbe an bes Letztern 
Stelle. 

Sintenis I. c. Bb. II ©. 649 in notis Nr. 6. 

ad c) Eoweit das vorgefhriebene Maß (quoad alimenta) überfchritten 
wirb, gilt die Dispofition pro non scripto, und fließt das Nebermaß ben: 
jenigen zu, welche es ohne Dispofition erhalten haben würden. 

L. R. J. c. $ 13 in notis Ar. 7 lit. aet b. Gett l. c. ©. 312. 

Um aber felbft in biefer Beziehung, nämlich rückſichtlich des vor» 
geichriebenen Maßes quoad alimenta, die Tehtwillige Verfügung aufrecht er 
halten zu können, dürfte e8 nothwendig fein, die desfallſige Beſtimmung fo 
zu fafjen, daß die Zumwenbung ſich als Alimentation charakterifire, conf. bie 
ſchon oben allegirten BI. für R.A. 3b, XVIU ©. 329, danı Bb. XXX 
©. 320. 
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Aphorismen über bas Notariat. 858 


die im beutjchen Rechte enthaltenen Grundſaätze über bie Bürgs 
ſchaft durch das RR. eine totale Umgeftaltung erlitten haben. ®) 
Die Gründe, aus welchen diefe Rechtswohlthaten und insbeſon⸗ 
bere das Senatus Consultum Vellejanum im römiſchen Staate 
gefchaffen wurden, wurzeln zum Theil lediglich in. der römifchen 
Staatsverfaffung und in den dermaligen vollsthümlichen Vers 
hältniffen und Anſchauungen; denn man wollte nicht blos bie 
Frauensperſonen wegen ihres imbecillen Charakters, ihrer guts 
müthigen Neigung und natürlichen Nachgiebigkeit ſchützen, ſon⸗ 
dern man erachtete e8 auch für unſchicklich und der weiblichen 
Schamhaftigkeit zumider, daß Frauensperfonen fih männlicher 
Geichäfte, wozu man Interceſſionen gleich den anderen bürgers 
lichen Rechtögejchäften vechnete, unterzogen, Und endlich wollte 
man die Frauensperfonen noch zu dem Zwecke vor Vermögens- 
verlufte ſchützen, damit ihnen die Möglichkeit zur Beitellung einer 
dos und hiedurch auch die Gelegenheit zur VBerehelihung nicht 
benommen werde, indem nur durch die Eonftituirung einer dos 
die Ehefrau fich von der Concubine unterjchied.”) Dieje Gründe 
fammt und fonders fehlagen bei unferen dermaligen Zuftänden 
nicht an, bei der Neception der fraglichen Rechtswohlthaten in 
die deutſchen Gefeßbücher und namentlich in das bayer. L.R. 
hat man vorzugsweife nur der Smbecillität ber Frauensperſonen 
Nehnung tragen zu müſſen geglaubt; nad) einer Aenperung 
Kreittmayrs in den Anmerkungen zum EUR. Th. IV. Cap. 10 
F. 23 bis 27 Nr. 1 wurde der Gebrauch diejer Nechtswohls 
thaten dazumal ſchon von Nechtsgelehrten beanſtandet, das bayer, 
ER. bat es aber bei den jure romano commmuni belaſſen, und 
e8 haben fich die Franensperfonen ohne Unterſchied ihres Stan- 
des, und felbit auch Kaufmannsfrauen, welche Wechjel« und 
andere Handelsgeſchaͤfte treiben, dieſer Rechtswohlthaten zu er⸗ 


”) Mittermeier Deutſches Privatrecht (Aufl. VII) Bd. II $ 295 und 
Eichhorn Deutsches Privatrecht (Ausgabe V) $ 120. 

*) Glück Panbekten : Commentar Th. XIV $ 921 (S. 447-450) 
Weiske Rechtslexikon Bb. II ©. 789, 
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freuen. Kreittmayr führt biebei aus Gundling einen, wie er 
glaubt, die Frauensperfonen ficherlich nicht flattirenden Sag an: 
„eine Gans bleibt eine Sans und ein Weib ein Weib, es mag 
jo groß und vornehm fein, ald man will.” — 

Set dem indefjen wie ihm wolle, jo viel fteht ein für 
alle Mal feit, daß auch unfere jehige weibliche Generation in 
der Bildung fortgefchritten ſei; Zeuge hiefür find unfere weib- 
lichen Erzichungsanftalten, in welchen alle Stände — und bar- 
unter der Bürger: und Bauernftand in nicht geringer Anzahl 
— vertreten find. Die Bürgerstochter beſitzt jeht mehr Kenntniffe 
und prangt mehr als vielleicht eine Fürftentochter zur Zeit der 
Neception der weiblichen Nechtsmohlthaten! — Unferen Frauen 
und ſelbſt die Bauersfrauen nicht ausgenommen, Tann man mit 
Grund den Vorwurf nicht machen, daß fie jo blöde und geiftes- 
befchränft wären, daß fie nicht wüßten, daß, wer eine Verbind⸗ 
lichkeit eingeht, diejelbe auch zu erfüllen gehalten ſei. Diefes 
Bewußtſein durchdringt alle Bolksichichten, und es wird auch 
bei den Frauensperjonen vorausgeſetzt; denn umſonſt koͤnnte 
ihnen das Gefe nicht geftatten, Ranfverträge und andere verlei 
Nechtsgefchäfte, bei welchen es ſich um die belangvollſten Geld⸗ 
jummen handelt, giltig abzufchliegen, ohne daß ihnen die frag: 
lichen Rechtswohlthaten zu Statten kommen, — vorausgejeßt, 
daß fie nicht eine folivarifche Haftung übernehmen, und eine 
Interceſſion eingehen. Klebt den Franensperfonen eine Imbe⸗ 
cillität an, jo find fie damit behaftet, fie mögen fid) an dieſem 
oder jenen Nechtsgefchäfte betheiligen. Das Frauengeſchlecht ift 
aber heutzutage keineswegs fo imbecill, daß es eines ſolchen ab⸗ 
normen Rechtsſchutzes bedürfte, wie ihn die fraglichen Rechts: 
wohlibaten gewähren. Es ift hier die Rede von dem Frauen⸗ 
gefchlechte in feiner Allgemeinheit; wie e8 unter dem männlichen 
Geſchlechte minder geiftesbegabte Individuen gibt, fo fehlen folche 
auch bei dem Frauengeſchlechte nicht. So wenig man aber jenen 
deshalb bejondere Nechtswohlthaten zugefteht, fo bürften auch 
diefe mit Grund darauf nicht Anſpruch zu machen haben. Hat 
eine dolofe Mebervortheilung Statt gefunden, fo kann alsdann 
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von diefem Standpunkte aus gegen das Rechtsgeihäft angefämpft 
werben und das Gejeß gibt auch mit der actio doli ꝛc. die 
Mittel an die Hand. Daß man aber bei, mit voller Vernunft 
begabten, dispofttionsfähigen Perjonen blos des Geſchlechtes 
wegen die Biltigkeit gewiffer Rechtsgefchäfte an befondere Formen 
binden, ſohin Frauensperſonen als ſolche privilegiren fol, — 
diefes dürfte, wenigftens bei der jeßigen Bildungsfiufe, auf wel⸗ 
her alle Volksklaſſen ftehen, im Nechtsleben nicht mehr zu bil: 
ligen fein. 

Bei dem Bürger: wie bei dem Banernftande, bei dem Ge—⸗ 
werbs= wie bei dem Fabrik: und Handelsftande greifen die Ehe⸗ 
frauen häufig in die Führung des Gefchäftes cin, nehmen thä⸗ 
tigen Antheil daran, und participiren an dem Gewinne bieran. 
Daraus beziehen fie in Gemeinschaft mit den Männern nicht 
nur ihren Lebensunterhalt, fondern fie haben auch, wenn ihr 
Iupuridfer Aufwand zur Vermoͤgensmehrung etwas erübrigen läßt 
— wenn eine Errungenfchaft erzielt wird — ihren Theil daran. 

Für die Gewerbsfchulden Baften zwar die Ehefrauen mit, 
für andere Schulden aber find die Schuldverfchreibungen und 
Snterceffionen der Ehefrauen, wenn ein vechtsförmlicher Verzicht 
auf die Rechtswohlthaten nicht gegeben ift, ungiltig.') Das 
Verkehroͤleben muß dadurch Leiden. 

Bollends ftörend und nachtheilig wirken aber bie mehrbe- 
Iprochenen Rechtswohlthaten auf die Gefchäfte mit Gewerbs- und 
Handelsfrauen.*) Während diefe, ſowie überhaupt die Frauens⸗ 
perfonen nach der allg. deutſchen Wechſelordnung wechjelfähig 
find, wird dennod in Wechjelfachen derjelben die Einvede aus 
dem Vellejanifchen Rathichluffe von vielen Gerichten zugelaſſen, 
und nur darüber befteht bei dieſen Gerichten die Controverſe, 
ob die fragliche Einrede im Wechjelprozefie jelbft oder in einem 


«) Bayer. ER. Th. I Cap. 6 $ 32 Nr. 4-6 und $ 33 Nr. 2. 

) Wittwen von verlebten Gewerbss, Fabrit: und Handelsleuten, 
welche das Geſchäft fortfegen, oder Tedige Frauensperſonen, welche felbfländig 
Geſchäfte treiben. 
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Nachprozeſſe zur Auſstragung zu kommen habe, und im erſteren 
Falle, ob fie gegen ben urfprünglichen Eontrabenten (Indoſſanten, 
Giranten,) oder auch gegen ben Indoſſatar Plab greife?) — 
Für die zweite Alternative hat fid) aud) der bayer. oberfte Ge: 
richtshof entſchieden,“) und es folgt alsdann dem Wechſelprozeſſe 
ein Nachprozeß im ordentlichen Verfahren, in welchen dem Sieger 
im Vorprozeſſe dasjenige wieder zu entreißen gejucht wird, was 
er bort- mit Zeit: und Koftenaufwand errungen bat! — Treue 
und Glauben find die Bindemittel, welche den Rechtsgefchäften 
einen Halt gewähren. Gerade aber die hier in Frage begriffenen 
Rechtswohlthaten, durch welche man ein Rechtögeichäft, das heute 
in der redlichſten Weiſe abgefchloffen worden, morgen aber auf 
den Grund forneller Mängel — wegen überhaupt nicht oder 
nicht gehörig erklärten Verzichtes auf die fraglichen Rechtswohl⸗ 
thaten — wieder über den Haufen geworfen werden kann, find 
‚ dazu angethan, Treue und Glauben zu jchwächen, fie find eine 
gefährliche Waffe, welche zu Chikanen und Intriguen bemüßt 
werden kann, und in der Megel aud) dazu benüßt wird. *) 
(Schluß folgt.) 


Binsbeflimmung. 
Am 29. Sanuar 1867 wurde in der Kammer ber Abg. 
ber Antrag geftellt, es wolle im Landtagsabſchiede mit Geſetzes⸗ 


) DB. für RR. Bd. XXXU ©. 10—16 und Seuffert Archiv 
Bd. AX (1867) Nr. 65. 

) Bl. für R.A. l. c. ©. 16. 

*) Während meiner dreiunddreißigjährigen Praxis iſt mir nicht Ein 
Fall befannt worden, wo eine Frauensperfon bei ber ihr gewordenen Be: 
lehrung über die ihr zuſtehenden Rechtswohlthaten fich geweigert hätte, auf 
biefelben zu verzichten, bagegen iſt es mir aber nicht fellen vorgekommen, 
baß, wenn bie ſchuldnerſchen Eheleute in Vermögensverfall gerathen find, 
in bem Debit: und Concursverfahren von der Ehefrau auf jebe mögliche 
Weife an den Formen ber Gertioration und an dem Verzichte gerüttelt, 
und wenn nur bie mindeſte Außerachtlafjung irgend einer Form entbedt 
worben, bas urfprüngli im beiten Glauben unb Treuen eingegangene 
Mechisgefchäft wirkungslos zu machen gejucht worden iſt. 
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kraft ausgefprochen werben, daß alle im Umfange bes König: 
veiches noch beftehenden civilrechtlichen Beſchränkungen des Zins 
fußes mit dem Tage der Verkündung bes Landtagsabſchiedes 
außer Kraft treten, und diefer Antrag wurde von dem Bericht- 
erftatter des erſten Ausſchuſſes M. Stenglein am 9. März 1867 
aus vollswirtbichaftlihen Gründen begutachtet. 

Es zeigte ſich jedoch, dak mit einer bloßen Verneinung 
auf diejem Gebiete kaum etwas Erjprießliches zu erreichen war 
und wurde deßhalb ein bejonderer Gefebentwurf ausgearbeitet 
und in der Ausfchußfigung vom 15. Oktober 1867 in nachitehender, 
nicht ganz unbedenflicher Faflung, die namentlich bezüglich 
Art. 3 Abſ. 2 und Art. 4 Wünfche übrig Täßt, feitgeftellt: 

Seine Majeftät der König haben nad) Bernehmung Aller: 
höchſt Ihres Staatsraths und mit Beirath und Zuftimmung ber 
Kammer der Neichsräthe und der Kammer der Abg. befchloffen 
und verordnen, was folgt: 

Art. 1. 

Die dermalen noch betehenden Belchränfungen des ver: 
tragsmäßigen Zinsfußes und der Höhe der Conventionalftrafen, 
welche ftatt der Zinfen für den Fall der zur beftimmten Seit 
nicht erfolgenden Leiſtung bedungen worden, besgleichen bie in Be— 
ziehung auf vertragsmäßige Feitfegung der VBerzinslichkeit verfallenen 
Zinſen beſtehenden Verbote und Beichränfungen find aufgehoben. 

Art. 2. 

Rückſtändige Zinfen Finnen in ihrem Gefammtbetrage auch 

dann gefordert werden, wenn fie das Capital überſteigen. 
Art. 3. 

Die Höhe der gefeßlichen Zinfen, insbefondere auch ber 
Berzugszinjen, wird für das ganze Königreid, bei Berbindlichkeiten 
aus Handelsgejchäften auf ſechs, bei allen übrigen Verbindlich: 
feiten auf fünf vom Hundert jährlich feſtgeſetzt. 

Sleicher Zinsfuß greift Platz, wenn ein Schuldner landes⸗ 
übliche Zinſen zu zahlen hat, oder wenn nur die Verzinslichkeit 
einer Schuld ohne Beſtimmung der Höhe des Zinsfußes feit: 
geſetzt iſt. | 
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Wird jedoch die Zahlung einer Schuld verzögert, für welche 
ein höherer als ber im Abſatz 1 beitimmte Zins bebungen war, 
jo bleibt diefer höhere Zins auch für die Verzugszinſen maßgebend. 

Art. 4, 

Gegenwärtiges Gejeß tritt mit der Verfündung im Gefeß- 
bfatte beziehungsweife im Amtsblatte der Pfalz in Wirkjamteit. 

Bei der Berathung und Beſchlußfaſſung wurden ausfchließend 
wirthichaftlihe Grunde geltend gemacht, juriftiihe Momente 
kamen nirgends zur Sprache; es muß deßhalb einer bejondern 
Beiprechung vorbehalten bleiben, einige juriftiiche Schwierigkeiten 
Mar zu Stellen, die theils nicht gehoben, theils ſogar neu ges 
Ichaffen fcheinen. 


Oeffentlichkeit der Bücher und Urkunden. 


Eine Minifterialentfehliegung vom 20. November 1867 
(Juſt. M.Bl. S. 275) gibt befannt, daß gelegentlich der Ber: 
handlungen vom 3. Auguft 1867 zum Bollzuge des Berliner 
Triedens vom 22. Auguft 1866 vereinbart wurde: 

$. 18. 

Hinfichtlich der Notariatsurfunden der vormaligen k. bayer. 
Notariate zu Hilders, Orb und Weyhers hat die Ausſcheidung 
nad) folgenden Grundſätzen ftattgefunden, bezichungsweife, joweit 
fie noch nicht durchgeführt ift, flattzufinden: 

1) Bei Bayern bleiben die Urfchriften derjenigen Urkunden 
zurüd, welde: 

a. entweder ſich ihrem unmittelbaren Gegenjtande nad 
auf in Bayern gelegene unbewegliche Güter oder dingliche Nechte 
an jolchen beziehen, 

b. oder weder biesfeitige, noch jenfeitige Liegenjchaften be 
treffen, dabei aber zweifeitige Verträge mit ausſchließlicher 
Betheiligung bayerifher Unterthanen enthalten, 

c. oder einfeitige, nicht auf Kiegenfchaften unmittelbar 
bezügliche Erklärungen boyerifcher Unterthanen begreifen. 

2) Die Urſchriften aller übrigen Urkunden, mit Betheilig- 
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ung nunmehr k. preußifcher Unterthanen, insbefontere aller ber- 
jenigen, welche fi) auf im nunmehr k. preußifchen Territorium 
befindliche Liegenichaften oder dingliche Nechte hieran beziehen, 
werben ohne Rüdficht auf die etwa zugleich gegebene perjönliche 
Betheiligung bayerijcher Untertbanen an Preußen ertradirt. 

3. Soferne dieſelbe Urkunde gleichzeitig Liegenjchaften ober 
dingliche Nechte hieran im E. bayer. und im k. preuß. Gebiete 
betrifft, bleibt die Urichrift bei Bayern, mährend an Preußen 
eine beglaubigte bilbliche Abichrift ertradirt wird. Eine Aus: 
nahme bievon tritt jedoch dann ein, wenn von den durch die⸗ 
felbe Urkunde berührten Liegenjchaften das Hauptgut in Preußen 
und nur einzelne Parzellen in Bayern gelegen find. In letzterem 
Talle geht die Urichrift an Preußen über, während für Bayern 
eine beglaubigte bildliche Abſchrift zurückbehalten wird. 

4. Bon den Gefchäftsregiftern der Notariate werben bie 
jeither bei den E. bayer. Bezivksgerichten zu Neuſtadt a. ©. und 
zu Lohr verwahrten Duplifate an Preußen ertrabirt, wogegen 
bie Originalien bei Bayern bleiben, 

8. 19. 

Die Urjchriften der Notariatsurfunden der gebacdhten No⸗ 
tariate, e8 mögen diejelben in Bayern geblieben oder an Preußen 
ertradirt worden fein, werben, foweit fie gleichzeitig die Intereſſen 
des biefelben nicht beſitzenden Staates oder feiner Angehörigen 
berühren, als Gegenſtand gemeinschaftlicher Benützung ausbrüd: 
lich anerkannt. 

Die Juſtizbehörden des diefelben beſitzenden Staates find 
verpflichtet, die fraglichen Urfchriften den Suftizbehörben des an⸗ 
deren Staates (Gerichten, Staantsanmwälten, Notaren) auf Vers 
langen zur Einficht und zum Gebrauche gegen Rückgabe Toftenfret 
In allen denjenigen Fällen mitzutbeilen, in welchen eine derartige 
Miitheilung an inländische Gerichte oder Behörden des befigenden 
Staates ſtatthaft erfcheint. 

Zur Vermeidung jeden Mißbrauchs werben die beiderfeitigen 
Negierungen ihre Juſtizbehörden veranlaflen, eine derartige Re⸗ 
quifition um Mittheilung einer Urſchrift nur dann zu ftellen, 


866 . Deffentlichlett der Bücher und. Urkunden. 


wenn ſolche wirklich und ausſchließlich durch das öffentliche, be- 
ziehungsweife behördliche Intereſſe geboten: ift. 

Bei Betheiligung der Intereſſen von Privaten ift es Sache 
diefer, die nöthigen Ausfertigungen auf ihre Koften nah Map- 
gabe der Gejete und Verordnungen bes beſitzenden Staates 
herbeizuführen. 

$. 20. 

Die auf die abgetretenen Gebietstheile bezüuglichen Hypo⸗ 
thekenbücher, Hypothekenakten und älteren Eontraktenprotofolle 
find bereits bei der Ertrabition der Juſtizbehörden an Preußen 
übergeben werden. Den k. bayer. Gerichten, Staatsanwälten 
und Notaren bleibt deren Einficht und Benüßung jederzeit vor- 
behalten und hat auf Verlangen berjelben auch deren Verſendung 
ftattzufinden, foweit fie nach den beftehenden gejeblichen Einricht- 
ungen gegenüber von berartigen k. preuß. Behörben flatthaft er- 
Icheint.*) Die Verfendung bat folchenfalls koſtenfrei zu ge: 
ſchehen, wenn ein ausſchließend öffentliches oder behörbliches 
Intereſſe jolche erfordert. 

Die k. bayer. Regierung verpflichtet fi, die in $. 19 
ab. 3 erwähnte Anweiſung der betreffenden Behörden auch in 
biefer Beziehung zu erlaffen. 

Someit fi) amtliche Bebelfe der in Abſ. 1 bezeichneten 
Art, welche auf bie abgetretenen Gebietstheile Bezug haben, noch 
in den Händen k. bayer. Behörden befinden ſollten, fteht das 
gleiche Benützungsrecht hinſichtlich derjelben unter den nänslichen 
Mopalitäten den k. preuß. Gerichten, Staatsanwälten nnd No⸗ 
taren zu. 


*) Die preußifhen Notare find vermöge ihres Amtes keineswegs be⸗ 
fugt, die Hypothekenbücher einzufehen, em Uebelſtand, der zwar in U. v. 
Hagen's Meforn bes Notariats in ben altpreußifchen Provinzen, Stendal 
‚4863 S. 98 beflagt, bisher aber nicht gehoben wurde. 
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Notizen. 
Nach oberſtrichterlichem Erkenntniſſe vom 23 Febr. 1867 
(Bl. f. R.A. Bd. XXXII. ©. 191 Erg.) kann der Anſpruch 
auf Befreiung eines erkauften Gutes von den darauf haftenden 
Hypotheken im Executivprozeſſe verfolgt werden. 


Der jüngſt in Böhmen zu Stande gekommene Notaren⸗ 
verein hat ſich insbefondere die gewiß volles: Lob verbienende 
Aufgabe geftellt, das Notariat durch gegenjeitige Aufklärung 
und wiffenjchaftliche Fortbildung zu beleben; dem jchönen Unter- 


‚nehmen ift von Herzen Glück zu wünſchen. 


Appellationsgerichtsabvofat Herr H. Becker in Paris, be- 
fannt durch feine Arbeiten für internationales Privatrecht, bat 
fürzlich dem geſetzgebenden Körper einen aus ein und zwanzig 


“Artikeln bejtehenden Gejegentwurf über die Ausübung ber Ge⸗ 


vichtsbarkeit gegenüber Fremden vorgelegt, der ſich troß einzelner 
übertriebener Anforderungen einer ungewöhnlich günjtigen Auf- 
nahme erfreut. 


In wefentlicher Mebereinftimmung mit N. Ch. v. Gönners 
Kommentar zum Hypothekengeſetze Bo. II S. 187 und bezie- 
hungsweije dem dort angeführten oberftrichterlichen Erfenntniffe 
vom 28, Februar 1860 hat ver oberſte Gerichtshof nach dem 
Erg.B. zu den Bl. FRAU B. XXXII ©. 161 bis 167 am 
23. Dezember 1866 neuerdings ausgefprochen, die Frage, in 
wieferne hie Hnpothelenlöfchungsklagen in das Gebiet der per⸗ 
ſönlichen oder der dinglihen Klagen fallen, laſſe ſich nicht 
unter beitimmten rechtlichen Gefichtspuntten in der Weiſe er⸗ 
fafien, daß hienach ſchon im Voraus nach einem allgemeinen 
Rechtsgrundſatze diefe Zuftändigfeit firirt werben fönnte, viel 
mehr müfjen immerhin die befondern Unftände des Falles vor: 
erft in's Auge gefaßt werden, um ermeſſen zu fännen, ob zwijchen 
Kläger und Beklagten in Anfehung des zur Löfchung beans 
tragten Hypotheleintrags irgend ein obligatorifches Verhältnig 
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beſteht und zunächſt auch dieſes zur Geltung gebracht werden 
will oder nicht, da lediglich dieſe Momente über die Natur 
einer jeden Klage dieſer Art entſcheidend erſcheinen. Steht der 
Beklagte mit dem Loͤſchungskläger in keinem Obligationsverhält⸗ 
niſſe, ſo iſt die Klage bei dem Gerichte der gelegenen Sache 
anzubringen. 


Um einem dringenden Bedürfniſſe abzuhelfen iſt kürzlich 
an die Hypothekenämter neuerdings die gemeſſene Weiſung er⸗ 
gangen, nicht etwa, die Vorlagen der Notare in möglichiter 
Bälde zu erledigen (was kaum nothwendig ift, wenn daß Tages 
buch den Eintrag im Hypothelenbuche zu erjegen vermag), ſon⸗ 
bern jede in einer Notariatsurfunde entdeckte Unregelmäßigfeit 
Sofort zur Anzeige zu bringen, weil nad Art. 127 des No⸗ 
tariatögefeßes jebe Behörde, welche in ihrem amtlichen Wir- 
kungskreiſe Dienftwibrigfeiten eines Notars wahrnimmt, die 
ein DisciplinarsBerfahren gegen denfelben veranlaſſen können, 
ihre desfalljigen Wahrnehmungen nebſt etmaigen Belegen dem 
betreffenden Staatsanwalte mitzutheilen bat und weil gleich» 
wohl ſolche Mittheilungen nur jehr jelten vorkommen, entweder 
weil die Hypothefenämter nicht vecht ſehen, ober weil die No⸗ 
tare nicht häufig genug fehlen. 


a 


Dienftesnachrichten. 

Der ?. Notar R. Faber von Zell wurde nach Eben 
toben, der k. Notar 8. Vogel von Redenbaufen nach Zell, 
ver ?. Notar K. Obee von Rheinzabern nach Haßlach (Alle 
auf Anſuchen) verſetzt, ferner ber geprüfte Rechtscandidat €. 
Schmolze aus Homburg zum k. Notar in Rheinzabern und 
der geprüfte Rechtscandidat FR. Sommer aus Edenkoben zum 
k. Notar in Zell ernannt. 


Drud und Verlag der C. H. Beck'ſchen Buchhandlung in Nördlingen. 
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Ayhoriomen über das Hotariat und die Beformen des 
bayerifchen Wotariatsgefehes und des Civilrechts (bayer. 
Sandredts). 

Ben Herrn Dr. F. Bauricdl, k. Notar in Nabburg, 

(Schluß.) 

Nicht ohne Berechtigung wird in der Zeitſchrift für den 
Anwaltsverein Bd. VII S. 163 die in den Statuten vorgeſchriebene 
Belehrung der Chefrau über ihre Rechtswohlthaten, fie mag in 
Gegenwart oder in Abwejenheit ihres Ehemannes vorgenommen 
werden, bie vergeblichite und unwürdigſte Komödie genannt. 

Man Hat bereits im Landtagsabſchiede vom 10. Novbr. 
1861 die Frauensperfonen in jo weit emanzipirt, daß fie der 
Nothwendigkeit eines Gefchlechtsvormundes und Beiltandes ents 
hoben worden; man enthebe fie nunmehr auch der fraglichen 

24 
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Nechtswohlthaten, welche im Verkehrsleben mehr Schaden als 
Nuten ftiften! — 

IT. Zu dent, dem vorigen Sahrhunderte eigen gemejenen 
Bevormundungsſyſieme gehören unter anderm auch folgende zwei 
Beftimmungen unferes ER. nämlich): 

& die in Th. IM Cap, 8 $.7 enthaltene Norishrift, nach 
welcher eine die Summe von 1000 fl. überſteigende Schentung 
nicht nur der gerichtlichen (nunmehr notariellen) Beurkundung, 
fondern auch der oBrigfeitlihen Beftätiging bedarf, weich” Letz⸗ 
tere nicht anders ald previa cogailione causae d. i. nach vor⸗ 
läufiger Einficht der Donation und genugjamer Erwägung 
aller hierunter zu betrachten kommender Umſtände ertheilt wer- 
den fol. 

b. die in Th. IV Cap. 10 $ & getroffene Vorjchrift, deren 
zufolge die Bürgſchaft bei gemeinen ſchlechten Bürgern und 
Bauern andergeftalt Feine Giltigkeit hat, wenn fie nicht von des 
Bürgen ordentlicher Obrigkeit nach vorläufiger Einficht aller 
Umftände und nöthiger Erinnerung verbrieft, oder in Schulden 

unter 50 fl. wenigftens protofollirt oder eingefchrieben: ift. 

Wir verkennen keineswegs die gute Abficht dieſer Vor⸗ 
jorge, welche der Gejeßgeber durch diefe Beftinnmungen den Unter= 
thanen zugewendet hat, allein dieſe Vorſchriften vertragen ſich 
lediglich nur mit dem in früheren Zeiten gewiffermaßen beitande- 
nen patriarchalifchen Verhältniffe. Dieſes ift jedoch in der Zwifchene 
zeit verfchwunden, und bei dem Umſchwunge unferer focialen 
Berhältnijfe wurde auch der beſchränkte Unterthan-Berftand eman⸗ 
zipirt. Der Staatsbürger will jet in der freien Bewegung 
bei Abjchliegung feiner Rechtsgeſchäfte durch eine fremde Ein- 
milhung, mag biefe von ber Obrigkeit oder fonft wo immer 
herkommen, nicht mehr gehemmt werden, er ſieht in einer folchen 
Einmiſchung einen unberechtigten Gingriff in die Dispofition 
über feine Privatrechte; er traut fich felbft nicht nur darin ein 
bereiftes Urtheil zu, fondern er erftreckt diefes fogar auf Gegen« 
ftände, welche weit über fein Kirchfpiel hinausgehen! — 

Auch der pbrigfeitliche Organismus ift von ber Zeitſtroͤm⸗ 
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ung wicht verfchont geblichen; er hat .eine weſentliche Umgeſtal⸗ 
tung erlitten. Die Obrigkeit, wie jolche zur Zeit der Emanir⸗ 
ung des bayer. EUR. beſtand, ift in mehrere Theile aufgelöft 
worden, und fie iſt nicht mehr in ber Lage, Sich mit den Private 
angelegeuheiten der einzelnen Staatsbürger jo zu befaflen, wie 
e8 im vorigen Jahrhundert bei befchränkten Verkehre in cinem 
Heinen Staatsgebiete der Fall gewejen. Die Obrigkeit, melche 
in früheren Zeiten alle nur denkbaren Funktionen in fich vers 
einigte, iſt jeßt namentlich der freiwilligen Gerichtsbarkeit in 
Anſehung der Beurfunbung ver Rechtsgefchäfte entkleidet, fie bat 
gar nicht wicht die Gelegenheit, fih ſchon bei dem Abſchluſſe 
und beziehungsweife Beurfundungsatte der Rechtsgefchäfte von 
ben concreten Berhältniffen zu informiren, um in instanti das 
Rechtsgeſchäft zu prüfen und zu bejtätigen oder die Konfirma- 
tion zu verweigern, Jedem ber hier in Trage ſtehenden Rechts⸗ 
geſchäfte (Schenfung und Bürgichaft) müßte daher entweder vor 
ber durch deu Rotar zu beichäftigenden Beurkundung ein Präli- 
minarverfahren vorhergebeu, um fich der obrigfeitlichen Beftätige 
ung zu vergewiflern, oder es müßte ein dem Beurkundungs—⸗ 
akte folgendes Nachverfahren Statt finden. Diejes Verfahren 
bat faſt gerade ſolche Dimenfionen auzunchmen, als wie ed bei 
den Nechtsakten ver Furatelmäßigen Perſonen der Fall ift. Eine 
ſolche Prozedur iſt bei dem jeßigen raſchen Verkehrsleben nicht 
unr läftig und nachtheilig, ſondern aud in Folge der Eman⸗ 
zipation des bejchränkten Unterthanenverftandes nicht mehr ges 
boten. Was die Scheukung anlangt, fo ift, wenn man deren 
Giltigfeit bei einem Betrage von mehr als 1000 Fl. an eine 
Form binden will, bie notarielle Beurkundung für ſich allein, 
ohne gerichtliche Eiumiſchuug, ausreichend, indem dadurch dem 
donalor ſattſam Gelegenheit geboten wird, die Tragweite des Rechts» 
geichäftes genügend zu überjchen, und ſich vor Uebereiluug zu ſchützen. 

Betreffend die Bürgſchaft dagegen, jo iſt nad unſerem 
ER. TH. IV Cap. 10 $ 5 diefelbe prinzipiell jedem Diſpoſitons⸗ 
fähigen geftattet, nur die Bürgfchaften dev Fraucnsperjonen und 


der gemeinen fchlechten Bürger und Bauern ift ausnahmsweile 
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an eine Form gebunden, Bezüglich der Interzeſſionen ber 
Frauensperjonen iſt bereitS oben das Nähere bemerkt, und dar⸗ 
zuthun verjucht worden, daß bie bem Frauengeſchlechte zuftehene 
den Rechtswohlthaten zu zefjiven haben dürften. 

Legt man aber ingleichen den Maßſtab unferer vermaligen 
Volksbildung auf diejenigen Judividuen an, welche unjer ER. 
als gemeine fchlechte Bürger und Bauern bezeichnet, jo Tann 
man auch diefe Klaffe von Staatsbürgern, welche ohnehin nach 
ber allg. deutjchen Wechſelordnuug als wechjelfähig deklarirt, 
und ſohin zur Eingehung fehr folgenreicher Mechtsgeichäfte als 
qualifizirt erachtet worden find, — auch rüdfichtlich der Abs 
Schließung von Nechtsgefchäften der hier in Frage ftehenden Art 
nicht länger der obrigkeitlichen Bevormundung unterftellen. 

Die mehr beregten landrechtlichen Beitimmungen jind üb⸗ 
rigens auch recht dazu angethan, das Gebiet der Prozeffe zu er- 
weitern; denn nicht blos barüber ftreitet man fich, ob diejelben 
heutzutage überhaupt mehr anwenbbar feien, ſondern auch — 
deren Giltigkeit vorausgeſetzt — darüber, wer als gemeiner 
Ihlechter Bürger und Bauer zu betrachten .fei?*) 

Auch im Intereffe der Prozeßoͤkonomie dürften biefe Ge- 
jegesbeftimmungen ganz zu befeitigen, oder doch zu mobifiziren 
jein, — und will man bei. den Suterzeffionen der Frauensper- 
jonen und bei den Bürgichaften der Bürger und Bauern den 
bloßen beiderfeitigen Confens in ber Form eines mündlichen Vers 
trages quantitativ d. h. ohne Nückficht auf die Größe des Vers 
trogsgegenftandes, durchaus nicht als ausreichend gelten Laffen, 
jo. möge man doch dieſe Rechtsgeſchäfte wenigſtens in gleicher 
Weiſe wie die Schenkungen bis zu einer Summe von 1000 fl. 
ohne bejondere Form als giltig anerkennen, und lebiglich die, 
biefe Summe überfleigenden Verträge quest. bezüglich ihrer 
Giltigkeit von der motariellen Beurkundung, ohne gerichtliche Eins 
miſchung, abhängig machen! — 


*) Bi. für MA. Ob. XIX ©. 288-270. ©. XXIM ©. 247-252. 
3b. XXIX ©. 81 und Mb. XXX &. 32, 
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Seurkundung eines Gutachtens Sacuerfländiger. 
Zu Art, 11 bes Rot.Gef. 

Unterm 3. Jänner I. 38. hatte der k. Notar N. N. zu N. 
auf Anſuchen des Schiffmeiſters N. N. zu N. welcher auf einem 
ſeiner Grundſtücke, um das Befahren desſelben zu behindern 
einen Schlagbaum hatte errichten laſſen, jedoch durch Verfügung 
bes Magiftrates zu N. zur Entfernung desjelben im Intereſſe 
bes Leinpfabes aufgefordert worden war, das Gutachten zweier 
Sahpverftändigen dahin gehend, daß ber vom gedachten Schiffs 
meifter errichtete Schlagbaum ein Hinderniß für die Benätung 
des Leinpfodes nicht bilde, verlautbart. 

Die betr. Urkunde wurde dem Schiffmeifter N. N. in Urs 
ſchrift hinausgegeben und von diefem zur Begründung eines 
gegen obige Verfüguug des Magiftrates zu N. eingereichten Re⸗ 
kurſes benützt. 

Durch die Berufungsinſtanz wurde jedoch dieſe Urkunde 
zur Staatsanwaltſchaft am k. Bezirksgerichte zu Straubing bes 
hufs Einleitung einer Disciplinarsiinterfuhung wegen Ber: 
fehlung gegen den Art. 11 des Not.-Geſ. hinübergeleitet, welche 
denn auch am gedachtes Gericht den Antrag fiellte, gegen ben 
e Notar N N., da durch Eompetenzüberichreitung die Urkunde 
als Notariatsakt nichtig erfcheine, fohin Artikel 115 des Not.⸗ 
Gef. Plab greifen müffe, discipl. Unterfuchung einzuleiten. 

Der Angeſchuldigte verantwortete ſich nun ſchriftlich in der 
Hauptſache dahin, daß er zwar jelbft anfänglich über feine 
Competenz Bedenken gebegt, daß aber viefelben hauptjächlich 
durch die Gründe des mit dem Schiffmeifter erjchienenen ſehr 
erfahrenen Anwaltes Herrn Dr. H. zu N., welcher gelegentlich 
bemerkt, auch bei der Verhandlung der Sache als Zeuge dies 
beitätigte, befeitigt morden feien, fowie, daß die ‘Partei auss 
brüdlich erflärt habe, daß fie, falls die Verfügung der Admini⸗ 
ftrativbehörbe nicht aufgehoben würde, einen Nerhtöftreit contra 
Aiscum wegen Beichränfung ihres Eigenthumsrechtes anjtrengen 
wolle, wozu fie ebenſo nothwendig dieſes Gutachtens bebürfe, 
und daß, wenn er — der Notar — wirklich incompetent ges 
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weien fein’ joflte, die Trage der Zuſtändigkeit jedenfalls ſo zwei⸗ 
felbaft geweien fei, daß hier nur eine Direftorial-Erinnerung 
nach Artikel 126 des. Notariatsgefebes am Plate geweſen wäre; 
Übrigens erfcheine dieſes Gutachten auch gewiffermafien als cine 
Zeugenvernehmung in perpeluam rei memoriam, da bie Sad): 
verftändigen in concreto bereit3 bejahrte Männer wären. 

Das königl. Bezirksgericht Straubing theilte jedoch biefe 
Anſchauungen nicht, und erkannte den Notar ſchuldig der Dis: 
ciplinar⸗ Uebertretung durch Zuwiderhandlung gegen Art. 11 
bes Notariats-Gejches und begründete dieſes Urtheil in ber 
Hanptjache damit, daß hier unzweifelhaft cine Berwaltungsfache 
vorliege, wie der Notar durch Einſicht des Waſſergeſetzes vom 
Sabre 1852 im gegebenen Falle Teicht hätte ſelbſt jehen können, 
daß cr hienach zur Aufnahme diefer Urfunde nicht competent 
gewejen, daß aber eben deshalb die Urkunde als eine öffentliche 
gar nicht erjcheinen Fönne, und der Natur der Sache nach 
nichtig fei, mithin Artikel 148 des Notariats-Geſetzes einſchlage. 

Was nun zunächſt die vom F. Notar N. N, vorgebrachten 
Einwendungen betrifft, fo muß gewiß zugegeben werben, daß 
jolhe Fälle, wie der gegenwärtige, mit größerem Nuten fiir die 
Sache und die gegenfeitige Stellung ber Gerichte und Notare 
durch eine DireftorialeErinnerung im Sinne des Artikels 126 
des Notariatsgejeßes zu erledigen wären, allein, da einmal der 
Antrag auf Eröffnung des Disciplinarverfahrens gejtellt war, 
war die Zuhilfnahme dieſes Artikels verfpätet, und der Natur 
des Proceßganges gemäß abfolut nutzlos. 

Die weitere Ansführung, als ob das betreffende Gutachten 
eine Art Zeugenvernehmung in perpetuam rei memoriam involvire, 
dürfte deshalb nicht ftichhaltig fein, da Sachverſtändige fich wohl 
von Zeugen unterfcheiden und jo zu fagen unfterblich find, da 
fi) fiher immer Sachverſtändige bezuͤglich der Benrtheilung, 
ob ein Schlagbaum dem Leinpfade hinverlich fei oder nicht, 
würden finden laſſen. 

Die Trage übrigens, ob bie Notare überhaupt zur Auf: 
nahme von derlei Zeugenvernehmungen befugt feien, laßt fich 
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nicht blos nach dem Inhalte des Art. 11 Ziff. 1 des Not.Gef. 
bejaben, fonbern es ift dies auch von ben beveutendflen Com: 
mentatoren des Geſetzes von Zink und Rösl ausdrücklich zus 
gegeben und gewiſſermaſſen felbft durch bie b. G.O. begründet. 
Conf, cap. X. S d. 6. 8. D. Dieſe Regel findet aber eine 
Begränzung darin, daß derlei Zeugenvernehmungen, Erflärungen 
und dergl. fich, wenn der Notar zur Aufnahme zuftändig fein 
fol, auf Verhältniſſe des Privatrechts, ſohin mit Ausschluß 
aller in andere z. B. in die Sphäre des Öffentlichen Rechts 
einschlagender Verhältniffe zu beziehen haben. 

Der Notar N. N. Hätte nun im gegebener Falle allers 
dings, nachdem der Antragiteller verlauten ließ, daß er die Ur: 
kunde zunächjt zur Begründung eines Rekurfes gegen die Ver: 
fügung einer Berwaltungsbehörde gebrauchen wolle, fich klüger 
der Aufnahme berfelben entfchlagen, und bedeuken jollen, daß rs 
wohl den Gerichten erlaubt ift, fich bezüglich der Competenz zu 
irren, ja fogar fich einen gewiffen Namen durch Schaffung 
eines fogenannten pilanten Competenzfalles zu machen, daß 
aber ein Notar über allen Zweifel bei Strafen‘ erhaben fein 
muß, ſelbſt, wenn, wie in concreto die Partei eine, wenn auch 
eventuelle Benügung der aufzunchmenden Urkunde in Ausſicht 
fett, welche die Bedenken bes Notare über feine Competenz 
faft vollftändig heben Tonnten. 

Immerhin aber wird der Anhalt der Urkunde, nicht aber 
der Gebrauch derjelden das Subſtrat zur Beurtheilung ber 
Trage bilden, ob der Notar zur Beurkundung zuftändig war 
oder nicht. 

Es wird wohl Niemanden einfallen, die Competenz eines 
Notars zur Beurkundung 3. B. einer VBermögensdeklarirung, 
um nur eines ans vielen Beifpielen auszuheben, anzuzweifeln, 
jelbft wenn der Antragfteller ausdrücklich bemerken ſollte, daß 
er von berfelben zum Behufe der Verehelichung ober der Er» 
langung einer Conceffion ſohin zu einer unbeftreitbaren ar 
waltungsjahe Gebrauch machen wolle. 

Sollte jedoch wirklich Eine Urkunde ber Art gebacht merben 
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koͤnnen, daß je nach dem Gebrauche, ben ber Befiter derſelben 
mit ihr macht, die Zuftändigfeit in Frage geftellt werben Tönnte, 
jo kann wohl der Notar für den Gebrauch feiner Urkunden 
in allen Fallen dann nicht mehr haftbar gemacht werben, wenn 
biefelben in Urfchrift an die Partei hinausgegeben werben. 

An einem folchen denkbaren Falle wiirde eine fo qualifis 
zirte Urkunde zwar als eine Privaturkunde bei der Verwaltungs⸗ 
jtelle, als öffentliche Urkunde beim Gerichte erjcheinen, daß jedoch 
ben Notar die Gefahr einer ſolchen Doppelſtellung treffen könnte, 
wäre eine Aufftellung, welche von dem Ariome, daß zu Unmögs 
lihem Niemand verpflichtet werden könne, zum Nachtbeile der 
Notare eine merkwürdige Ausnahme ftatuirte. 


Straubing, den 10. Dezbr. 1867. | 
Fr. Harlander. 


Bu den Eeflamentsformen. 


(S. 279 dief. Jahrg.) 

Die Note der Redaktion ©. 285 veranlaßt nachftehende 
Gegenerinnerungen: « 

Anknüpfend an vie Bemerkung ©. 374 Nr. 24 des Ban- 
des vom Jahre 1866 wurden ©. 279 des heurigen Zahrganges 
die beiden Teftamentsformulare der Tauben, Stunmen ꝛc. 
mitgetheilt in der Abficht, die Rechtsfrage, wic fie ſich nach dem 
bayer. Not. Geſ. vom 10. Nov. 1861 beantwortet, wurde, thats 
fählich in ihrem praktischen Gewande zu beweiſen. Es wollte 
daher zunächſt ein Beweis gleichjam durch Augenſchein ange» 
treten und geliefert werden. Hiemit waren zunächſt die Akten 
als gejchlefien zu betrachten. Nachdem jedoch jene Formulare 
als ſolche S. 285 gloffirt worden find, wollen Sie als jolche 
erläutert werden und wirb hiemit, um bie Sache auf die Spike 
zu treiben, deduzirt, daß jene Formulare allein die einzigen 
richtigen fein dürften, weil fic allein die einzigen pofitiv gefeß- 
lichen find, es find nicht willführlich belichte oder gar „Mufter”. 
Wer nämlih das bayr. Not. Geſ. mit der Geſchichte bes ge: 
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meinen beutjchen Rot.Rechtes vergleicht, dem brängt ſich ber 
Sag auf, dag in der Geſchichte des Not.Rechts zum erfienmal 
das bayrifche Not.Gef. es ift, welches gewifle petrefatt gewor⸗ 
bene Recht beg riffe aufftellt, von welchen imperativ verlangt 
wird, daß diefelben wortgetren aus den einzelnen 
Artiteln des Geſetzes in den Tert ber Urkunde bins 
übergetragen werben, ein ortjchritt, wie ein Gewinn der 
Wiffenfchaft, verwerthet zum Vortheil der Notare und des mas 
teriellen Rechts, welches von dieſen dadurch nur deſto ficherer 
und wahrer fetgejtellt wird. Es hat Jahrhunderte gebraucht, 
um ben heutigen endgültigen Begriff z. B. der Identität der 
Betheiligten werden zu lafjen, Tange Zeit blieb e8 dem Ermeſſen 
und Belieben der Notare anheimgegeben, bie Identitäat feitzus 
ftellen, auf welche Weife fie nur immer wollte?) der eine Nos 
tar nach diefen „Mufter”, ver andere nach jenem „Mufter“, 
jeder hatte fein „Muſter“. Das bayer. Not.NRcht zum eriten- 
male hat deut jubjektiven Belieben, der objektiven Vielgeftaltig: 
feit ein Ende gemacht, es verlangt die Feſtſtellung ber Identität 
wortgetren nach „Name, Stand und Wohnort bekannt” pofitiv, 
® 





) Die Etatuten von Bologna, welche vom Jahre 1454 find, grüns 
ben fih anf Ältere. Es wird bemerkt, baß fie zum Theil ſchon im Jahre 
4389 neu erlafien feien; Vieles darin iſt aber augenfheinlich bei weiten 
älter, fo bemerkt 3. B. fhon G. Durantis: es fei nach ben Statuten von 
Bologna eine vortrefflihde Einrichtung, daß in jeder Not. Urkunde die Bes 
Fanntfchaft ber Zeugen mit den Partheien ausdrücklich erwähnt werben müfle, 
Deſterley, deutfches Notariat 2c. Bd. 1. S. 181. Nach den Statuten mancher 
Erädte beftanb die zweckmäßige Einrichtung, daß der Notar oder wenigſtens 
einer ober zwei der zugezogenen Zeugen bie Kontrahenten kennen mußten. 
Der Notar mußte dies in der Urkunde befonders bemerken. Fehlten ſolche 
Zeugen, fo durfte er nicht konkurriren. S. 255. Der Notar muß fi im: 
mer fammt ben Not.Zeugen von der Sbentltät aller handelnden Perfonen 
überzeugen und biefe mit beurfunden, nad ber Hamb. Not. Ord. v. 1815 
$. 7 dem Namen und Stande der handelnden Perſonen nah Rheinpreuß. 
Not.:D. von 1822 Art. 24 anch bem Wohnort nach. Gemeinrechtlich iſt 
bies nicht fpeziefl vorgeichrieben nnd es herrſchen hierüber verſchiedene An: 
fidten Bd. I. S. 348. 349. 
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nicht fakultativ, jo und ja nicht anders.) Die Richtigkeit diefes 
der Rechtsgeihichte abgemonnenen Ergebnißfages voransgefegt, 





2) Unfere Zeitihrift Bd. J. S. 314 und namentlih cin oberftridtere 
fiches Erkenntniß vom 24. Mat 1866 (Br. III. €. 207) daten bekanntlich 
das Gegenteil dargethan; aus dem nämlichen Grunde därften für Teſta⸗ 
mente beifpiclsweife folgende Zaflungen vollfommen genügen: 


1. Detfentlides Teſtament. 

Heute ben fünfzchnien Dezember Eintaufend achthimdert ficben und 
fechzig begab ih — — , Königlich bayerifher Notar in Münden mich aus 
Erſuchen nah Solln im Bezirke des Königlichen Landgerichts München Tinte 
der far, traf dafelbft im Haufe Nummer 7 den mir nah Name, Stand 
und Wohnort befannten Gütler A. B. in Solln, und erhielt won denfelben 
den Auftrag, feine Ichtwillige Verfügung gu beurfunden; nabben ich deß⸗ 
halb die mir perjünlih befaunten Bauern — — und — — in Eolin als 
Urfundszeugen beigezogen hatte, erklärte mir A. B. in beren ©egenwart 
Nachſtehendes mündlich als feinen letzten Willen: 

SH N. B. ernenne biemit ben H.9. in Y. zu meinen einzigen auss 
Ichließenden Erben, lege dieſem meinen Erben die Verbindlichkeit auf, an 
— — xt als Bermädtnig zu entrichten, will diefe meine Ichtwillige Ver⸗ 
fügung, foferne fie nicht als zierliches Teſtament beftchen folte, als Codicill, 
Schenfung von Todeewegen oder wie fonft ugchtlich möglich anfrecht erhal⸗ 
ten und vollzogen wiffen und beantragen wir bierüber eine Hauptausfertis 
gung zu ertbeilen. 

Hicrüber wurde vorſtehende Urkunde in Gegenwart ber beiden Zeugen 
errichtet, von mir Notar felbft vorgelefen, von A. 3. genehmigt und zur 
Beftätigung all defien von A. B., fowie von den beiden Zeugen und von 
mir Notar unterfihrieben. 

I. Geheimes Teftament. 

Hente — — erfhien vor — — auf meinem Anıtszimmer Herr A. B., 
Maurermeifter in Y, deſſen Name, Stanb und Wohnort mir buch die mir 
perjönlich bekannten Herren — — und — — beideinigt wurbe, und er: 
ſuchte mich feine Ichtwillige Verfügung verſchloſſen zur Aufbewahrung zu 
übernehmen ; nachdem ich deßhalb die Herren Auslunftezeugen als Urkunds⸗ 
zeugen beigezogen hatte, übergab mir Herr A. B. ein mit Privasfiegel ver: 
ſchloſſenes Echriftftüd mit der ansbrüdiihen Erklärung, daß hierin feine 
Ieptwillige Verfügung enthalten fei, wornah auf dem wir übergebenen 
Scriftrüde Nachſtehendes beurfundet wurde. 

Reg. N. . . Heute den — — hat vor mir — — auf meinen Amt$s 
zinnmer Herr A. B., Maurermeifter in Y, deſſen Name, Stand und Wohn 
ort mir durch die mir perfönlich befannten Herren — — und — — bes 
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wobei wir nnfere Ueberzeugung Niemanden anforingen und bie 
Anderer achten, folgt hieraus, der Geſetzgeber habe bei allen 
Formeln, auch bei jenen des Teſtaments und der Urkunden der 
Tauben, Stummen 2c., den Webertrag der Worte und Sätze 
feines Geſetzestextes als gejchloffene formelle Nechtsbegriffe ge: 
wollt, anders find die Urkunden nicht mit der Kraft, d. i. den 
Morten des Geſetzes begleitet, anders iſt es in cuncreto, Fein 
Teftanıent des Tauben, Etummen ꝛc. nad dem Not.Gejeß, ans 
ders ift die Urkunde — und biefer leidige Umftand allein jollte 
genügen, zweifelhafte für uufere Meinung zu gewinnen — im: 
mer anfechtbar, wovon S. 276 ein Ichrreiches Beifpiel zu ver: 
nehmen. Es fcheint aber, find wir Notare nur erft 10 Jahre 
bisciplinirt und prozeifirt worden, haben wir erjt tüchtig Pro: 
zefoften und Strafgelder bezahlt und allen Sammer dermaliger 
Disciplinirung durchgemacht, jo wird die Form aller Urkunden 
fonform, in concreto die Form aller Teftamente aller Notare 
jene Eine des Art. 60 und 61, wie fie S. 279 zu beweijen 
verſucht wurde, geworden fein, geradejo wie die Disciplinarftraf- 
fälle uns bereits gelernt haben, die Spdentität nach dem Mort- 
laut des Gefeßes feitzuftellen, oder die dreifache Wand ber Iden⸗ 
bitätsbefcheinigung in die Urkunde einzuziehen. Wollen daher 
bie Formulare in obiger Note als ſchwerfällig bezeichnet werben, 
jo ift von jener Eeite her zunächſt der Zweck derfelben, Beweis, 
nicht „Mufter? zu liefern, fodann aber das Weſen der Sache 
— Abſchriſt des Gefeges — verfannt worden. Zu „eonftatiren, 
daß Fonftatirt wird”, erfordert der Begriff der Beftätigung’), es 
iſt das gerichtliche Zeugniß, wobei die mehrjährige Erfahrung, 


fcheinigt wurbe, in meiner nuud diefer beiden Zeugen Gegenwart das in dicfem 
Berfchluffe Enthaltene als feine letztwillige Verfügung erklärt, was die beiden 
Zeugen durch ihre Unterfhrift umd ich Notar durch Unterfchrift nnd Amts: 
fiegel beflätigen. 

Hierüber wurde vorfiehende Nrfunde — — = bei I.) 


Am. der Red. 
2) Zifj. 14. Die richterliche Thätigkeit äußert fi and in ber Form 


eines ſchließlichen Ausſprucho (Decretum), daß bas gepflogene Geſchäft auf 
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daß die Formulare leicht und richtig gehandhabt worden ſind, 
den Verfaſſer über deren praktiſche Brauchbarkeit vollends bes 
ruhigt. E. 


Pflegſchaftsbeſtellung. 

Das Staatsminiſterium der Juſtiz hat am 7. Dezember 
1867 (Juſt. M.Bl. S. 289) nachſtehende Entſchließung bekannt 
gegeben: 

Nach mehrfachen Wahrnehmungen ziehen manche Notare 
bei der Beurkundung von Verhandlungen, wenn ſich unter den 
Betheiligten Perſonen befinden, welche wegen Minderjährigfeit 
oder aus anderen Gründen unter Pflegſchaft zu ſtehen haben, 
und wenn für dieſe Perſonen noch kein geſetzlicher Vertreter 
als Vormund oder Curator aufgeſtellt iſt, ſofort eine von den 
übrigen Betheiligten oder von ihnen ſelbſt gewählte Perſon als 
Vertreter bei und verpflichten dieſelbe mitunter ſogar eidlich 
oder durch Handgelöbniß, ſtatt die Aufſtellung eines ſolchen 
Vertreters durch die betreffende Pflegſchaftsbehoͤrde zu veran⸗ 
laſſen. 

Dieſes Verfahren, aus welchem wegen Ungültigkeit ber: 
artiger Verhandlungen jehr erhebliche Nachtheile für die Be— 
theiligten entftchen können, enthält einen Eingriff in den ge: 
ſetzlich vorgeſchriebenen Wirkungskreis der Pflegſchafts-Behörden 
und darf nicht geduldet werden. Die Notare haben in ſolchen 
Faͤllen vielmehr, ehe ſie zur Beurkundung der Verhandlungen 
ſchreiten, die Aufſtellung und Verpflichtung der geſetzlich noths 
wendigen Vormünder und Euratoren durd) die zuftändige Pfleg⸗ 
Ihaftsbehärde in der Art zu veranlafien, daß fie entweder ben 


rechtsbeftändige Weile zu Stande gekommen fei £„richterliche Beftätigung“) zc. 
Puchta, Handb. des gerichtlichen Verfahrens, Bd. 1. S. 34. Der Richter 
hat über feine Wahrnehmung ein Protofoll abzuhalten, (er konſtatirt, bier 
protofollirt,) und baranf in dem Zeugniß Bezug zu nehmen (er konſtatirt, 
dezernirt, daß konſtatirt, protofollirt wurbe), Bd. I. S. 211. 
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Grund, aus welchem die Beitellung der Vormundſchaft oder 
Euratel nothwendig wurde, unmittelbar dem betreffenden Ges 
richte anzeigen oder die Betheiligten zur Erftattung diefer Ans 
zeige anweijen. 

In denjenigen Fällen, in welchen es wegen Gefahr auf 
dem Verzuge nicht möglich if, vor der Beurkundung eine folche 
Anzeige zu machen und die Aufftelung und Verpflichtung des 
Bormundes oder Eurators durch die Fflegichaftsbehörbe abzu⸗ 
warten, Fonnen zwar von den Notaren Vertreter für bie pflege: 
bebürftigen Perſonen zugelaffen werden. Dieſe Vertreter aber, 
welchen unzweifelhaft nicht die Kigenfchaft als Bormünber oder 
Curatoren ber Pfleglinge, fondern nur ber Charakter als Ges 
\häftsführer zukommt und die auch nur in dieſer Weiſe zu 
bezeichnen find, förntlich zu verpflichten, Tommt den Notaren 
nicht zu. In ſolchen bringlichen Fällen haben übrigens bie 
Notare nach erfolgter Beurkundung der Verhandlung die Be⸗ 
ftelliung der erforderlichen Pflegſchaft durch das betreffende Ges 
richt unverzüglich in der angeführten Weiſe zu veranlaffen und 
nach erfolgter Aufftelung des Vormundes oder Eurators, deſſen 
Erklärung über die von dem Gefchäftsführer des Pfleglings für 
dbenfelben vorgenommene Handlung zu erholen und befonders 
zu beurkunden. 


Hfandbriefdarichen in Gantmaſſen. 


Meber die Anrechnung der vom Anfteigerer einer im Gant⸗ 
wege verkauften Liegenjchaft übernommenen Pfaudbriefdarlehen 
bat ſich ein oberftrichterliches Erkeuntniß vom 8. Juni 1867 
in den Bl. f. RAM. 3. XXX ©. 387 393 in folgender 
Weile ausgefprochen: 

Wenn Im Adjudikationsdekrete gejagt ift, daß dem Adju⸗ 
dikatar das Mecht nicht benommen fei, die Liegen bleiben 
den Kapitalien von ber zu erlegenden Summe in Abzug 
zu bringen, fo beißt dics felbftverftändlich jo viel, daß bie Ka⸗ 
pitalien in jenem Betrage, wie fie vechtlich begründet find, 
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in Abzug kommen und daß ſich der Adjudikator fo weit ent 
kaftet, ala er wirklich beftehende Schulden übernimnit. 

Uebrigens ift darauf hinzuweiſen, daß im Verſteigerungs⸗ 
protofolle blos von Baarzahlung bie Rede if. Ganz falſch ift 
es umd beruht auf Verkennung der Verbältnsfje, wenn man ans 
nimmt, e8 fiche die Wohlthat, ſich durch -Dingabe von Pfaud⸗ 
briefen von der Schuld zu befreien, ausſchließlich nur dem je 
weiligen Schuldner zu. 

Diele Anfiht wäre richtig, wenn das Wahlrecht nicht 
ſchon im Darfchenevertrage ftipulirt wäre, fonbern wenn etwa 
bie Banf dem Adjudikatar bei Ueber nahme der Schuld ein 
Wahlrecht, das vorher nicht beftanden, erjt bewilligt hätte. 
Ganz anders verhält es fich aber tm vorliegenden Falle, Was 
als Wohlthat bezeichnet wird, ift ein vertragsmäßig ftipulirtes 
Recht, welches den welentlichften Einfluß auf den Betrag 
ber Schuld übt, und die Frage; ob uud wie hoch eine Schuld 
beftehe, ift doch wohl eine folche, welche jeder betheiligte Maffas 
gläubiger zu erheben beveatigt if. Es kann unmöglich gejagt 
werben, die Schuld betrage 11939 fl., wenn fie duch cinen 
Banranfwand von 10029 getilgt werden Tann. 

Hätte &, wozu er primär verpflichtet war, ben 
Steigfhilfing baar hinterlegt, jo würde die Maffavermaltung 
in der Lage gewejen fein, zum Kurſe von 84% jo viele Pfand 
briefe zu faufen, als zur Dedung des Pfandbriefdarlehens nöthig 
waren und der im Bergleihe zur Baarzahlung ſich heraus⸗ 
ftellende Gewinn von 1910 fl. mußte der Maffe zu gut kommen. 

Durch die Schulpübernahme Tonute nun 2. die Lage der 
Mafje nicht verjchlimmern. Wenn derſelbe barauf binweift, 
ba durch ein fpäteres Steigen des Kurjes er in. Nachtheil 
kommen köune und ihm nicht zuzumuthen fei, diefe Gefahr zu 
übernehmen, jo ift dieß vechtlih ohne Belang. Denn es war 
ſein freier Wille, wenn er die Schuld übernahm War er. im 
Stande, die Adjubilationsfumme baar zu erlegen (nie das Ge⸗ 
jeß es vorausſetzt), jo konnte cr nicht in Nachteil kommen; 
denn er durfte ja nur baax zahlen oder die eiwa übernommene 
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jofort tilgen, um fich gegen Berluft zu ſchützen. — That er 
dies nicht, fo beweist dies chen, daß ihm der bemwilligte Kredit, 
das Stehenlaffen der Forderung, um den Preis der Uebernahme 
der Pianpbriefe zum Kurfe von 84% nicht zu theuer erfauft 
ſchien; er befand fich alfo in ber Lage eines Mannes, welcher 
zu ungünftigen Bedingungen cin Darlehen aufnehmen muß. 
Dieje ungünftigen Bedingungen finden aber gerade im worlies 
genden Falle ihr natürliches Gegengewicht in den günjtigen 
Bedingungen der Berjteigerung. 

Die nämlichen Urfachen, welche bewirkten, daß 8. ein 
Anweſen, welches zu mehr als 40000 fl. gejhäßt wurde, um 
19500 fl. erwerben konnte, tragen aud Schuld, daß er bei ber 
zur Beſtreitung des Cteigpreijes eingegangenen Schuld bie 
Pfandbriefe jo nieder fich berechnen kaffen muß, und wenn man 
daher die Sachlage nur vom Standpunkte der Billigkeit be- 
trachten wollte, jo hätte 2. immerhin Teinen Grund zur Bes 
ſchwerde. | 





Sitteratur. 
Neferententwurf der Gefese über. die Ausübung. der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit nebft Motiven. Wien, Hof: und Staato⸗ 
Druderei 1867. Ä 


Beraltete und verwickelte Krankheiten laſſen fih Häufig auf dem kür⸗ 
zeften geraden Wege nicht ohne große Gefahr befeitigen; den Franfhaften 
Reizen muß nicht felten ein Gegenreis gefchaffen und den mißliebigen Ers 
fdyeinungen ein anderes, manchmal nur deutlicher ſprechendes Schicht gegeben 
werden, ehe eine nachhaltige Heilung gehofft werben darf. 

In einer ſolchen Laye fcheint fi das Hflerreiiiche Notariat zu bes 
finden; denn was dort feit Jahren gefhehen und namentlich aucd ber mit 
uuſäglichem Eiſer und mit einem ſtaunenswerthen Aufwande von Gelchrz 
ſamkeit ausgearbeitete Entwurf der Geſetze über die Ausũdung der freiwwillis 
gen Gerichtsbarfeit macht ganz den Eindrud, als fer nur eine vom Gefühle 
der Anbehaglichkeit geforderte Aenderung, nicht ‚eine ylanmäßige durchgrei⸗ 
fende Heilung beabjichtigt, Me für den Heikınd eines lebensfähigen Rotariats 
unerläßlichen wichtigen Grundſätze über Zufändigkeit, - Notariatszwang, 
ſtrenge aber vernünftrge Beauffihtinung der freiwilligen Gerichtsbarkeit fin- 
den fich kaum zart angefchlagen, viel weniger eingebend durchgeführt, den 
zahlreichen Einzelnbeſtimmungen jeblt jeder breitere Seitende Gruudſatz, ba 
alle Vorſchläge von irgend weldger Tragweite fofort als veripegen abyes 
wiefen wurden und die Einzelnbeſtimmungen muthen fogar einzeln bes 
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trachtet, mitunter geradezu fonderbar an, abgeſehen davon, baß fie fich zu 
einem abgefchlofienen Ganzen ein für allemal wicht fügen wollen. 

So glaubte man beifpielsweife mit Art. 88 der allgemeinen beutichen 
Wechſelordnung, die volfändigfie und genaueſte Bezeichnung einer Urkunde 
fei eine Abſchriſt derſelben; $. 71 des Entwurfes verlangt, daß in ber der 
Abſchrift beizufegenden Betätigung der Webereinftimmung die Urfchrift genau 
zu bezeichnen fei. Iſt die Beglaubigung ber gerichtlichen Ilnterfertigung ers 
forderlid, fo joll die Urkunde nach Beilegung der durch den Vorſteher der 
vorgelegten Gerichtöhöfe erfter und zweiter Inſtanz zu vollgiebenden 
Beglaubigung dem AQuftizminifter vorgelegt werden, welcher die Veifegung 
der weiteren für die Berwendbung ber Urkunde im Auslande erforderlichen 
Benlaubigungen bewirkt, Warum nicht auch eine Beglaubigung ber dritten 
Inſtanz verlangt wird, findet fi fo wenig begründet, als warum nicht bie 
Beglaubigung des Gerichts erfter Inſtauz allein genüge, die ihrerfeits 
— in Bayern wenigſtens — einftimmig ſchon als fehr großerlieberfluß bes 
trachtet wird. 

Der Gefepentiwurf befriedigt gleichwohl noch eher mit Dem, was er 
entbält, als mit al Dem, was in Denfelben gebörte, aber aus den unglaubs 
tihften Gründen nicht durdzufegeh war: Eo kommt es, um nur Eines zu 
erwähnen, daß der Notar in Verlaſſenſchaftsſachen kaum weiter zuftändig ift, 
als irgend eine Landgemeindeverwaltung ; er erfcheint daher meiſt als Hands 
langer der Gerichte, weil man ihm die Nusantwortung des NRüdlafies um 
feinen Preis geftatten und demgemäß auch manches Andere beichneiden 
wollte. Schade, daß für einen folchen gefeßgeberiihen Verſuch, fo viel Zeit, 
fo viel Geld und namentlich jo viel Mühe und Aufopferung verwendet oder 
vielleicht fogar verſchwendet worben iſt. 


Bur Madridt. 

Das S. 362 mitgetheilte Geſetz, die Abänderungen der 
geießlihen Beſtimmungen über bie Zinſen betreffend, wurde 
unter dem Datum „Hohenſchwangau, den 5. Dezember 1867” 
Allerdöcft genehmigt und am 9. Dezember 1867 im Gejeßblatt 
Seite 249 bis 252 amtlich verkündet; hierüber Tonute in Nro. 
23 deßhalb noch nicht berichtet werden, weil ver Redaktion das 
betreffende Stüd des Gejeßblattes erft am 20. Dezember 1867 
von der Poft zugeftellt wurde und weil c8 am 15. deſſelben 
Monats auch dem kgl. Bezirkögerichte München I. d. J., wo fi 
die Redaktion bei der Correctur vorjorglich erkundigt hatte, noch 
nicht zugelommen war. 


Dienſtesnachrichten. 


Auf die in Kronach erledigte Notarſtelle wurde der kgl. 
Notar F. L. Polmann in Ludwigſtadt auf Anfuchen verfegt 
und zum k. Notar in Ludwigsſtadt der Notariatsgehilfe €. 
Bermuth aus Regensburg, zur Zeit in Landshut, ernannt. 


Drud und Verlag ber C. H. Beg'ſchen Buchhandlung in Nördlingen. 
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